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Zum Publicationspatente 
vom 5. Februar 4794. 


$. 1b In der Provinz Preußen ſoll die 
Einteilung in Oſt⸗ und Weſtpreußen fortfallen. 
9. 1“. Demgemaͤß -foll fi) das Oberlandes⸗ 
gericht zu Marienwerder nicht mehr des Titels 
Oberlandesgericht von Weſtpreußen 
bedienen. 
(Miniſterialreſcript vom 80. April 1830.) 


Erſter Theil. 


Neunter Titel. 


H. 135. Wer ſich mit der Herausſchaffung s. 17, 
von Gegenſtaͤnden, welche auf der Danziger Rhede 
oder im Fahrwaſſer verſunken find, fuͤr eigene 
oder fremde Rechnung beſchaͤftigen will, muß dem 
tootſencommandeur davon Anzeige machen, 

$. 135% Die herausgeſchafften Gegenftände 
find dem Lootſencommandeur vorzuzeigen, und vere 
fallen ſofort dem Finder, wenn ſie nach dem Er⸗ 
meſſen des Lootſencommandeurs zu den der Schiff⸗ 
fahrt nachehtiligen Gegenſtänden gehoͤren. 

H. 135 4. Iſt der Sootfencommandeur darüber 3 
zweifelhaft, fo muß die gefundene Sache an das 
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königliche Polizeipräsidium zu Danzig eingeliefert 
werden. i 
$. 435*- Die Theilnahme des Polizeipräfidii 
beſchränkt fi) auf bie Aufbewahrung der ihm eins 
gelieferten Gegenftände, und auf die Entſcheidung 
der Frage, ob letztere der Schifffahrt nachtheilig 
ſind. : 

$. 435*- Alle Streitigkeiten zwiſchen Privats 
perſonen, tiber Eigenthumsanſpruͤche an die heraus⸗ 
geſchaſſten Gegenftände, gehören vor das koͤnig⸗ 
liche Admiralikätscollegſum zu Danzig. 

Nach dem Schreiben der königl. Regierung zu Dane 
zig an das bortige Polizeipräsidium vom 3. April 1820 
bat fid) dieſelbe mit dem königl. Oberlandesgericht zu Maz 
rienwerder über diefe Grundſaͤtze geeinigt. 


Elfter Titel. 


nus F. 2245. Ein Käufer, welcher von einem 
146. Dritten über die erkaufte Sache in Anſpruch ges 
nommen wird, muß, wenn er die Gewaͤhrsleiſtung 
von dem Verkäufer fordern will, dieſen zu ſeiner 
Vertretung entweder außergerichtlich auffordern, 
oder ihn gerichtlich vorladen laſſen. 
§. 224% Dieſe Aufforderung muß noch vor 
* nach der Einlaſſung auf die Klage ge⸗ 
ehen. 
$. 295. Der Käufer kann die Aufforderung À 
auch noch in der Appellationsinftanz nachholen, 
wenn dem Verkaͤufer durch dieſen Verzug kein 
Nachtheil verurſacht wird. 
$. 225 b. Wird die Aufforderung verabſäumt, 
(o geht das Recht des Käufers, Gewaͤhrleiſtung 
von dem Verkäufer zu fordern, verloren. 
Dteuf. ande: Bd. 4. Git. 6. Act, 18. f. 8. S. 128) 
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Achtzehnter Titel, 


F. 403 b. Vergleiche $. 643 des erſten Bans 
des und 8. 643 b. dieſer Nachtraͤge. x 

Der im $. 493 des eriten Bandes ausgeſprochene 
Grundſatz ift vom koͤnigl. Oberlandesgericht zu Mariens 
werder in Sachen des Fiscus der Fönigl. Regierung zu 
Danzig wider den Grbpácbter Franz v. Placheckt auf Poz 
ſiadlowisko (F. Nr. 135 von 1828) von Neuem umſtaͤnd⸗ 
lich erörtert und beſtaͤtigt worden. 


Zwanzigſter Eitel. 


$. 533. Diejenigen, welche an ein in Weft- 
preußen nach ſeiner Begrenzung im Jahre 1782 
gelegenes adliches, ſtädtiſches oder anderes Grund⸗ 
füg aus irgend einem Rechtsgrunde Eigenthums⸗ 
oder andere Realanſprüche zu haben glaubten, wa⸗ 
ren verbunden, dieſe Anſprüche zu den Hypothe⸗ 
fenacten des betreffenden Grundſtücks bis zum 
Schluſſe des Jahres 1782 anzumelden. 

$. 533° Iſt diefe Anmeldung unterlaſſen, (o 
fat zwar der Berechtigte dadurch fein perſoͤnli⸗ 
ches Recht an den Verpflichteten nicht verloren; 

F. 533 d. Auch kann das dingliche Recht 
noch verfolgt werden, ſo lange der damalige Be⸗ 
figer des Grundſtücks oder feine successores uni- 
versales ſich noch im Beſitze des verpflichteten 
Grundſtuͤcks befinden, 

H. 533% Die inzwiſchen bereits eingetragenen 
Rechte dritter Perſonen fónnen aber durch Derz 
gleichen ſpaͤter geltend gemachte Realanſprüche 
nicht geſchmälert werden, 

$. 533 Befindet fid) zur Zeit der Verfol⸗ 
gung des Realanſpruchs das Grundſtück bereits 
in den Händen eines Dritten, ſo iſt der Realan⸗ 


8.714. 


par 


x Erſter Theil. Titel 20. 


ſpruch durch Unterlaſſung feiner Anmeldung im 
Jahre 1782, erlsſchen. 

$. 5338. Iſt der Anſpruch entweder von 
Amts wegen auf den Grund bei den Hypotheken⸗ 
‘acten befindlicher Urkunden, oder auf die Ans 
zeige des Grundbeſitzers, daß dergleichen, von ihm 
beſtrittene Realanſpruͤche gemacht worden, in das 
Hypothekenbuch vovlaͤu fig eingetragen; von bene 
jenigen aber, welchem der Anſpruch zuſtand, der 
letztere bis zum Ablauf des Jahres 1782 bei 
den Hypothekenacten nicht angemeldet worden: fo 
muß bie Hypothekenbehoͤrde den vorläufigen Wer- 
merk im Hypothekenbuche (offen. 


Bald nach der preußiſchen Beſitznahme von Polniſch⸗ 
Preußen und dem Netzdiſtricte war der damalige Juſtiz⸗ 
miniſter, Großkanzler von Fuͤrſt, darauf bedacht, das preuß. 
Hypothekenweſen auch hier einzuführen. In der Beilage 
i Notificationspatente vom 28. Sept. 1772, bcn. 4. 
Nr. 4. wurden die Gerichte auf die ſchleſiſche Hypothe⸗ 
kenordnung vom 4. Auguſt 1750 und deren Declaratſo⸗ 
nen verwieſen (bit; Einleitung c. S. 104); in der Nez 
gierungsinſtruction vom 21. Sept. 1773 (ebendaſelbſt S. 
176) aber wurde dies mit dem Beifügen beftätiget, daß 
naͤchſtens eine beſondere, der bisherigen außerordentlichen 
Verfahrungsart in Weſtpreußen angemeſſenere allgemeine 
Verordnung, wie das Hypothekenweſen auf einen neuen, 
vollkommenen und ſoliden Fuß zu ſetzen, erfolgen folle. 

Um dies Verſprechen zu loͤſen, erging unterm 12. 
November 1773 vom Großkanzler v. Fuͤrſt „vigore com- 
missionis“ eine febr umſtändliche vorläufige Anweiſung 
an die weſtpreußiſche Regierung, wie alles zur baldigen 
völligen Siegulirumg des Hppolhekenweſens bei ſaͤmmili⸗ 
chen Gerichten in Weſtpreußen vorzubereiten ſei (Gen. 
Acten II. Nr. 23. Vol, 1. fol. 1.) eine Anweiſung, wel: 
che noch jetzt hiſtoriſchen Werth hat, weil darin der 
Zuſtand des Hypothekenweſens in Weſtpreußen, wie er 
bei der Beſitznahme im Jahre 1772 gefunden wurde, 
oder vielmehr die unvollkommenen Einrichtungen, welche 
damals die Stelle der Hypothekenverfaſfung vertraten, 
ziemlich umſtaͤndlich beſchrieben find, Die Einrichtung 
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und Führung der Hypothefenbücher fiber die adeligen 
Güter wurde den Landvogteigerichten, die über die unz 
adeligen Güter in den Domainen den Domainen- Jus 
ſtizämtern, die über die ſtäͤdtiſchen Grundſtuͤcke den Mas 
i[ttáten überwieſen, und diefe Gerichte follten vor allen 
ingen richtige und vollſtändige Verzeichniſſe von allen 
Grundstücken ihrer Bezirke anlegen. Die Materialien zur 
Anlegung der Hypothekenbücher follten fie aus ben vor⸗ 
handenen Acten der bisherigen polniſchen Gerichte, wo⸗ 
hin beſonders die von den Grodgerichten geführten Pro- 
tocolla inscriptionum vel recognitionum (d. h. die 
mündlich zum gerichtlichen Drototolt erklärten Verträge) 
und die Libri oblationum (b. h. die dem Gericht ein⸗ 
gereichten ſchriſtlichen Verträge) gehörten, ſammein und 
ausziehen. x 
Diefer vorläufigen Anweiſung folgten mehrere um⸗ 
ſtaͤndliche Juden uͤber die lu des Hypo⸗ 
thekenweſens, nämlich unterm 96. Det: 1776 für ſammt⸗ 
liche Landoogteigerichte, unterm 27. Januar 1777 für 
das Shoienburgifde Großwerder⸗Vogteigericht, unterm 
28, Mai 1777 für das Stadtgericht zu Elbing u. f. w., 
welchen ſich ſodann unterm 31. December 1778 eine 
„Spetialanweiſung für ſämmtliche Gerichte in Weſtpreu⸗ 
ßen, welchergeſtalt nach Einrichtung ber Hypothekenbücher 
in Anſehung der bei dem Hypothekenweſen vorfallen⸗ 
den Ausfertigungen, Eintragungen und En zu 
verfahren,“ anſchloß (Gen. Acten II. Nr. 23. Vol. 8. 
fol, 1.) Sie enthält Erläuterungen und Ergänzungen 
der ſchleſiſchen Hypothekenordnung von 1750. 
Die mehrſten Schwierigkeiten ſetzten fih, wie leicht 
zu erachten, der Einrichtung der Hppothekenbücher über 
, ie in Weſtpreußen (cbr zahlreich vorhandenen adeligen 
Güter entgegen. Eigentlich lag dies Geſchäſt ben Land⸗ 
pogieigtridten ob, und die damalige Regierung reichte 
dem Chef der Juſtiz unterm 19. Januar 1776 einen ume 
ſtändlichen Plan über das dabei zu beobachtende Verfah⸗ 
ren ein. (Gen. Acten H. Nr. 23. Vol. 2.) Dieſe Bors 
ſchlaͤge wurden jedoch nicht genehmigt, ſondern es wurde 
für gut gefunden, zuerſt verſuchsweiſe die Hypothekenbu⸗ 
cher von den Rittergütern des Marienburgiſchen Kreiſes 
durch eine beſondere Commiſſion einrichten zu laſſen. Die 
Commiſſion beſtand aus dem damaligen Reglerungsrathe, 
nachherigen Regierungs- Bicepráfibenten v. Schunedcbeg 
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dem damaligen Ober: und Landvogteigerichtsrathe, mach 
herigen Regierungspräſidenten zu Warſchau, Meier zu 
Bromberg, und dem Landvogteigerichtsrathe Burghoff zu 
Schneidemühl, welchen die Regierungsreferendarien von 
Huzarſzewski und Mevius zugeordnet wurden. (Reſeript 
vom 18. Mai 1776 in den angeführten Acten.) Es 
wurde vorgeſchrieben, daß die Commiſſarien fid die von 
der Claſſiftcationscommiſſion angefertigten Contributions⸗ 
kataſter vorlegen und die nöthigen Auszüge daraus ferti⸗ 
gen laffen, ſodann aber ſich nach Marienburg verfügen 
und dort nach und nach die einzelnen adeligen Gutsbe⸗ 
figer vernehmen ſollten. 

Zwar ſchreibt die ſchleſiſche Hypothekenordnung vom 
4. Aug: 1750 zehn Rubriken des Hypothekenbuchs vot; 
durch das ang führte Reſcript vom 18. Mai 1776. wurde 
dies aber dahin abgeändert, daß für Weſtpreußen jedes 
fön e außer dem Titelblatte nur fünf b» 
chnitte enthalten fole; von denen 
der erſte Abſchnitt die Beſchreibung des Guts nach 

feiner Subſtanz, feinem Zubehör und ſeinen Vor⸗ 


rechte, 
der zweite den Befigtitel, 
ber dritte die früheren Erwerböpreiſe, ; 
der vierte die eingetragenen often, Cinfchränkungen 
des Eigentums, und Hypothekenſchulden, 2 
ber fünfte die Angabe derjenigen Güter und Grund⸗ 
ſtücke, welche dem Beſiter noch außerdem gehören, 
enthielt. Jedes adelige Gut erhielt fein eigenes gebun⸗ 
denes Hppothekenbuch, in welchem für jeden Eintragungs⸗ 
vermerk des vierten Abſchnitts eine eigene Seite chiant 
war. 

Dennoch führten alle bieje Anftalten nicht zu dem 
beabſichtigten Zwecke der ſchnellen und das Grundeigen⸗ 
thum ſichernden Einrichtung der Hypothekenbücher, viet 
mehr gewann der Großkanzler v. Carmer, welcher inzwi⸗ 
ſchen v. Fürſt's Stelle erlangt hatte, alsbald die Ue⸗ 
bergeugung, „daß es unmöglich ſei, auf dem eingeſchlage⸗ 
nen Wege jemals zu reinen und zuverlaͤſſigen Hypothes 
kenbüchern zu gelangen! Die Hinderniſſe lagen, nach Gars 
mer's, oder vielmehr Suarez's Meinung, hauptſächlich in 
Folgendem 

1. Die Grundbeſtzer waren zwar durch allgemeine 
Ebictalcitationen im Jahr 1777 aufgefordert worden, bei 
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den Grundarten ihre Beſitztitel nachzuweiſen und diejeni⸗ 
m Nachrichten und Urkunden beizubringen, welche zur 

erichtigung des Hypothekenbuchs nothwendig waren; 
die Gutsbeſitzer hatten aber keinen Begriff von dem Wez 
ſen und Zwecke des Hypothekenweſens; das letztere war 
ihnen völlig fremd, und fie ſahen die Vortheile deſſelben 
nicht ein. Daher waren fie bei der Sache hoͤchſt dea 
gültig und nachläffig, alles Erinnerns ungeachtet brach⸗ 
ten ſie die erforderlichen Nachrichten und Urkunden nicht 
bei, ja es ſcheint ſogar, daß ſie von der Einrichtung der 
Hypothekenbücher Nachtheile und künftige Bedrückungen 
befüuchteten, und fic) deshalb gefliſſentlich der Mitwirkung 
zur Einrichtung der Hppothekenbücher entzogen. Zwangs⸗ 
mittel waren nicht vorgeſchrieben, und ſo kam es denn, 
„daß bis egen Ende des Jahres 1781 von einem ſehr 
großen Theile der adeligen Güter in Weſtpreußen noch 
gar feine Hypothekenbücher hatten angelegt werden fón- 
nen“ weshalb ohne Dazwiſchenkunft der Geſetzgebung 
die Gerichte keine Hoffnung hatten, merkliche Fortſchritte 
bei Einrichtung der Hypothekenbücher zu machen. 


2. Durch die erwähnten Edictalien war jeder, der 
Realanſprüche an ein Grundſtück zu haben glaubte, auf⸗ 
gefordert worden, fid) bei den daß Hypothekenbuch ein 
tichtenden Gerichten zu melden, damit auf dergleichen 
wirkliche Realrechte bei Anlegung der Hypothekenbücher 
Rückſicht genommen, oder wenigſtens die vorläufige Ein⸗ 
tragung derſelben erfolgen konne, außerdem waren die 
Hypothekenbehoͤrden angewieſen, die Realanſprüche aller 
Art, welche der Grundeigenthümer angezeigt hatte, oder 
welche ſich aus den zu den Acten gekommenen Urkunden 
ergaben, vorläufig von Amts wegen in die Hypotheken⸗ 
bücher einzutragen. Dieſe Anordnung führte aber eine 
Menge Uebelftände herbei, deren Erledigung ohne Zutritt 
der Geſetzgebung unmöglich ſchien. Zuvoͤrderſt meldeten 
fih viele, welche doch nach Ausweis der bei den Aca 
ten befindlichen Urkunden unbeſtreitbare Anſprüche bat- 
ten, dennoch nicht; übergangen konnten dieſe Anſpruͤche 
nicht werden, und doch eigneten ſie ſich, wenn der Be⸗ 
rechtigte es nicht verlangte, auch nicht zur Eintragung. 
Sodann waren der Realanſprüche aller Art, welche ſich 
aus den eingegangenen Urkunden ergaben und vorläufig 
eingetragen werden mußten, ſo viele, daß die Hypothe⸗ 
kenbücher gleich Anfangs mit Vermerken und Vorbehal⸗ 
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ten angefüllt wurden, von denen ein fehe großer Theil 
veraltet und aller Wahrſcheinlichkeit nach läͤngſt getilgt 
oder erloſchen war. Dadurch ging aber die beabſichtigte 
Sicherheit des Grundeigenthums nebſt allen Vortheilen 
der Hypothekenverfaſſung verloren. 

Um dieſe Hinderniſſe und Nachtheile zu entfernen, 
erging unterm 17. December 1781 ein anderweites Pa⸗ 
tent wegen Einrichtung des Hypothekenweſens in Weſt⸗ 
preußen, begleitet von einem erläuternden Reſcripte des 
Juſtizminiſters von demſelben Tage, folgenden weſentli⸗ 
chen Inhalts: 

Zuvorderſt wurde jeder Grundbeſitzer angewieſen, 
binnen ſechs Monaten nach Publication des Patents, 

demjenigen Gerichte, unter welchem das Grundſtück gelez 
| gen ift; den Rechtstitel feines Beſitzes anzuzeigen und 
durch die in Händen habenden Urkunden nachzuweiſen. 
Wer hierin [kumig fei, folle durch den Fiscus, b. h. durch 
ſiskaliſche Geldſtrafen zu feiner Pflicht angehalten werden. 

Sodann aber wurde feſigeſetzt, daß, wer Realan⸗ 
ſprüche irgend einer Art an ein in Weſtpreußen gelege⸗ 
nes Grundſtück zu haben glaube, ſich deshalb bis zum 
Schluſſe des Jahres 1782 bei dem gehörigen. Gerichte 
melden, ſeine Anſprüche anzeigen, und die Urkunden, auf 
welche fie fid) gründen, in beglaubter Form zu den Hy⸗ 
pothekenacten einreichen muͤſſe. Wer ſich melde, ſolle 
„nach der TURIN. der Zeit der Anmeldung“ in die 
neuen Hypothekenbücher eingetragen werden; diejenigen 
aber, welche die Anmeldung unterlaſſen, ſollten zwar das 
durch nicht ihr perfönliches Recht, wohl aber ihr 
Realrecht, wenn das Grundſtuͤck inzwiſchen an einen 
Dritten übergegangen fei, oder ihr Vorzugsrecht (ihre 
Priorität), wenn inzwischen andere Eintragungen erfolgt 
wären, zum Vortheil der letztern verlieren. y 

In dieſem Gefege iſt nichts darüber beflimmt, auf 
welchem Wege die entweder vom Eigenthümer des Grundz 
ſtücks angezeigten, wiewohl von ihm nicht anerkannten, 
oder von der Hypothekenbehörde aus den eingekommenen 
Urkunden entnommenen, und baber vorläufig einge⸗ 
tragenen Einſchränkungen des Eigenthums, andere Real⸗ 
anpriide und Hypothekenſchulden aus bem Hppotheken⸗ 
buche wieder wegzuſchaffen find, wenn weder der Grundz 
befiser das Realrecht anerkannt, noch der Berechtigte 
bis zum Schluſſe des Jahres 1782 ſeinen Anſpruch gel⸗ 
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tend gemacht (beim Hypothekenbuche angemeldet) hat. 
Das köͤnigl. Oberlandesgericht hat aus dem Zwecke des 
Patents gefolgert, daß in dieſem Falle die Löschung 
des vorläufigen Vermerks von Amts wegen erfolgen 
müſſe, und auf dieſem Grundsatze beruhet der obige §. 
5338. Da die Löſchung der vorläufigen Vermerke dieſer 
Art von Amts wegen ſeit 1782 nicht immer erfolgt iff, 
To schreitet das königliche Oberlandesgericht noch jetzt bei 
vorkommender Veranlaſſung dazu, ohne den Berechtigten 
ſuzuziehen oder vom Grundbeſizer irgend einen Nachweis 
ber die Aufhebung ober i des eingetragenen 
Realrechts zu verlangen. Dieſes Verfahren ift jedoch 
nicht ohne Bedenken. Zuvörderſt entſteht die Frage, ob 
nach dem Patente vom 17. December 1781 durch die 
Präcluſton auch die Anſprüche derjenigen erloſchen find, 
welche durch Abweſenheit, Minderjahrigkelt u. f. w. abs 
gehalten wurden, ihre Rechte im Jahre 1782 wahrzu⸗ 
nehmen? Nach dem preuß. Landrechte, Buch 3. Tit. 4. 
Ark. 2. 6. 3. S. 42, iff diefe Frage zu verneinen, und 
ſelbſt der Umſtand, daß der Berechtigte oder ſeine (durch 
Minderjährigkeit, Abweſenheit oder ſonſt von Wahrneh⸗ 
mung ihrer Rechte abgehaltene) Erben oder Nachfolger 
feit 1782, folglich feit rechtsverährter Zeit, ſich nicht ger 
meldet haben, kann die Löfchung von Amts wegen nicht 
rechtfertigen, weil, fo lange eine im Hypothekenbuche ein- 
getragene Forderung nicht wieder geloͤſcht worden, die 
Berjährung. derſelben nach dem, Allg. Landrechte I. 20. 
534. nicht angefangen werden kann. Sodann widerſpricht 
dem erwähnten Verfahren die Vorſchrift des Allg. Land⸗ 
rechts, I. 20. 593. 524., wonach eine einmal eingetra⸗ 
gene Poſt ohne die Einwilligung des Berechtigten nicht 
wieder gelöſcht werden kann. Endlich wird die Löſchung 
um jo mißlicher, einmal, weil ſich der Berechtigte foon 
vor dem Jahre 1782 bei den Hypothekengcten gemeldet 
haben kann, ohne daß die Acten, durch einen Zufall, et⸗ 
was darüber enthalten; ſodann, weil der Berechtigte in 
der n An welches Gericht die rechte Behörde ſei, 
feinen Anſpruch leicht bei einem ungehoͤrigen Richter anz 
gemeldet gaben kann, welcher zwar durch das Reſeript 
vom 17. December 1782 angewieſen war, dem gehörigen 
Richter davon Nachricht zu geben, ſolches aber vielleicht 
durch einen Zufall unterlaſſen hat. Der gute Glaube 
des Hypothekenbuths ſcheint daher zu fordern, daß der⸗ 
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gleichen Löſchungen nicht ohne die Einwilligung des Bes 
rechtigten geſchehen. 

Das Patent vom 17. December 1781 hatte den 
Erfolg, daß die Einrichtung der Hypothekenbücher, wenn 
auch nicht bei den Untergerichten, von welchen die mehr⸗ 
fien damit noch jetzt im Rückſtande ſind, doch bei der 
damaligen Regierung, dem jetzigen königl. Oberlandesge⸗ 
richte, raſche Fortſchritte machte und in einigen Jahren 
vollendet wurde. Unterdeſſen erſchien die neue allgemeine 
Hyppotbekenordnung für die gefammien preuß. Staaten 
vom 20. December 1783, und da dieſe beſonders über 
die Form und Eintheilung der Hppothekenbüͤcher neue, 
von den bisherigen Anordnungen in Weſtpreußen gänz⸗ 
lich abweichende Vorſchriften enthält, fo hätten die kaum 
vollendeten Hypothekenbücher ſofort wieder von Neuem 
umgearbeitet werden muͤſſen. Um jedoch die damit ver⸗ 
knüpfte Arbeit zu erfparen, und „um Unſere daſigen Bas 
fallen nicht mit dem doppelten Onere der Anſchaffung 


„neuer Bücher zu belaſten,“ wurde durch ein eſcript vom 


9. 201. 


10. März 1783 beſtimmt, „daß die bisher ſchon ange: 


fertigten und eingebundenen Hypothekenbücher nach al⸗ 
ter Form, vor der Hand beibehalten werden müſſen.“ 
Bei dieſem „vor der Hand“ iſt es bis heute verblieben, 
ausgenommen, daß vie Hypothekenbücher von den zum 
fuum Warſchau gehörig geweſenen Guͤtern im 

ulm Michelauſchen Kreiſe nach der neuen Form anges 
legt ſind, und daß, wenn nun wieder von veräußerten 
Domainen, Erbpachtsgütern oder bei Gütertheilungen 
neue Hypothekenbuͤcher angelegt werden, dieſe bie in der 
allg. Hypothekenordnung vorgeſchriebene Form erhalten. 
Daß vollends gegenwärtig, da der Form der Hppotheſen⸗ 
bücher bei der eingeleiteten Reviſion der Gefege eine aber⸗ 
malige Veränderung berorſteht, die Umgestaltung der Hy⸗ 
pothekenduͤcher nach der Form der e n 
von 1783 nicht zweckmäßig wäre, leuchtet von ſelbſt ein. 


Einundzwanzigſter Titel. 


b. 584». Die zum Bebuf der Subpaftation 
vorzunehmende Abfehägung folder Domainen, Borz 
werke und Erbpachtsſtuͤcke, welche unter der Amts⸗ 
gerichtsbarfeit ſtehen, follen von den Domainen⸗ 
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oder Yntendanturámtern beſorgt, unb die darüber 
aufgenommene Verhandlung ſoll der Regierung 
zur Genehmigung eingeſchickt werden. 

F. 584% Bei andern Domainengütern foll 
der Regierung uͤberlaſſen bleiben, die Abſchaͤtzung 
ſelbſt zu uͤbernehmen. 

8. 584d. Bei dieſen Abſchätzungen ift der 
Entwurf der Inſtruction, wie bei Veranſchlagung 
der Arrenden bei den Domainen (in Oft: unb 
Weſtpreußen) zu verfahren iſt, vom 13. April 
1801, zum Grunde zu legen. 

H. 584 Doch muß dabei nicht nur das, 
was bei dem Mutzungsanſchlage, ſondern auch 
das, was bei dem Kaufanſchlage in Betrachtung 
kommt, erwogen, und beſonders darauf gefehen 
werden, ab etwa mit den, bei der Erbpacht vor⸗ 
ausgeſetzten Nutzungen eine Veranderung vorge⸗ 
gangen ſei. E 

Gpubticanbum vom 5. Mal 1812) 

Bis 1801 richteten ſich die Kammern bei Abſchä⸗ 
gung der Domainen nach der Inſtruction für die Com⸗ 
miſſarien bei Veranſchlagung der Aemter vom 29. Aug. 
1785. Im Jahre 1801 wurde eine neue Instruction 
für bie Commiſſarien zur Veranſchlagung der Domainen 
in Oft- und Weſtpreußen entworfen, und die Kammer 
zu Marienwerder wurde mittelft Reſcxipts vom 13. Apr. 
1801 angewieſen, fid) vorläufig nach dieſer Inſtruction 
zu richten, deren landesherrliche Beſtätigung nachträglich 
eingeholt werden folle. Das letztere iſt zwar unterblier 
ben, in Ermangelung anderer zweckmaͤßiger Vorſchriften 
iff aber bisher die Inſtruction von 1801 fortwährend zur 
Anwendung gekommen, nur iſt fie durch fpätere Reſcripte 
ergänzt und zum Theil abgeändert worden. 

F. 643 b. Iſt das Recht des Zeitemphyteuten 
durch Ablauf der Zeit, für welche ihm das Gut 
verliehen worden, bereits erloſchen, ſo kann bei 
fpåtern Veräußerungen kein Laudemium gefordert 
werden. : 

Weſtpreuß. Prop.⸗Recht, Bo. II. H 


$. 629. 
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So iſt in drei Inſtanzen gleichlautend erkannt in 
Sachen des Fiscus wider Gottlieb Schmidt von 1825. 
Vergl. 6. 493 des erſten Bandes und F. 493 b dieſer 
Nachtraͤge. 


Zweiundzwanzigſter Titel. 


8. 648 b. Wird jedoch der vierzigjaͤhrige Ber 
ſitz der Servitut nachgewieſen, fo ſtreitet bie Bers 
muthung fuͤr den Beſitzer und der boͤſe Glaube 
und die Fehlerhaftigkeit des Beſitzes muß vom 
Gegner bewieſen werden. 


So fell nach Stengel Beiträgen B. 7. S. 240 
vom geh. Obertribunal im Jahr 1778 in Sachen der 
Dorſſchaft Broske wider die Bürgerfchaft zu Golub ers 
kannt ſein; der Grundſatz rechtfertiget ſich aber auch ſchon 
fo durch die Vorſchrift des preuß. Landrechts Bd. 3. 
Tit. 4. Art. 1. $. 7. S. 41. Vergl. B. 3. Tit. 2. 
Art. 3. F. 4. S. 34. 


Zweiter Theil. 


Erſter Titel. 


J. Gf. F. 796% Wenn unter Eheleuten unadligen 
Standes die Gütergemeinſchaft entweder geſetzlich 
(IL. 18. 782.) oder durch Vertrag rechtsguͤltig 
ausgeſchloſſen und uͤber die Erbfolge durch Ver⸗ 
trag oder Teſtament nichts beſtimmt worden: ſo 
muß der uͤberlebende Ehemann den Erben ſeiner 
verſtorbenen Ehefrau ihr Eingebrachtes unverkuͤrzt 
herausgeben, und hat darauf kein Erbrecht. 

$. 797 ˙ Behaͤlt er jedoch nach Abzug des 
Eingebrachten kein eigenes Vermögen übrig, fo 
kann er aus erſterm eine Competenz verlangen. 
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Pr. Landrecht Bd. 1. Tit. 24. Art. 14. S. 72, 
wo es heißt: 
Art. 14. 


„Exception oder Auszug, daß keiner ſchuldig iff, mehr 
zu thun, denn er vermag. n 

Diefe Exception und Auszug kommt zu ftatten 
und iff behülflich, erſtlich denen Eltern, Vater und Mut⸗ 
ter gegen ihre Kindere; dem Ehemann von wegen ſei⸗ 
ner Hausfrauen Heyrahtgutt, Dos genandt, wie dann 
auch desgleichen dem Schwäher von wegen des verſpro⸗ 
denen Heyrahtguts, gegen feinen Genero oder Tochter⸗ 
mann: Item einem Socio oder Geſellſchaft gegen den an⸗ 
dern. Dieſe, und andere, denen es bie Rechte gónnén und 
zulaſſen, mögen fih der Exception und Freiheit, daß 
fie nicht weiter, dann fo mit fie deductis necessariis 
alimentis nach Abziehung nothdürfftigen Unterhalts, thun 
mögen, zu bezahlen ig ſeynd, zu bezahlen gebrauchen.“ 

H. 797 e. Hat bie verſtorbene Ehefrau keine 
erbfaͤhige Verwandten hinterlaſſen, ſo ſteht dem 
uͤberlebenden Ehemanne der Vorzug vor dem Fis⸗ 
cus zu. 

S. $. 800. 

$. 7974. Auch die uͤberlebende Ehefrau muß 
ſich mit ihrem Eingebrachten begnügen und hat 
in den Nachlaß ihres Ehemannes kein Erbrecht, 
wenn ihr Vermögen hinreicht, um davon ihrem 
Stande gemaͤß leben zu koͤnnen. 

F. 797% Iſt ihr Vermoͤgen dazu zur Zeit 
des Abſterbens ihres Ehemannes nicht hinreichend, 
der Nachlaß des letztern aber groß genug, daß 
davon, nach Abzug der Schulden und nach Be⸗ 
ſtreitung des Unterhalts ſeiner Kinder etwas uͤbrig 
bleibt, fo Dat die Witwe daraus einen Pflicht⸗ 
theil zu fordern. 

$. 797 Dieſer Pflichteheil beträgt den vier⸗ 
ten Theil des Nachlaſſes; wenn der Ehemann bei 
feinem Tode, außer der Witwe, drei oder weni- 
ger Erben binterlaͤßt. Hinterlaͤßt er vier oder 
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mehr Erben, fo erhält die Witwe nur einen glei- 
chen Theil mit den übrigen. 

$. 7978 Hinterlaßt der Ehemann mit ihr. 
erzeugte Kinder oder Enkel zu Erben, ſo bekommt 
die Witwe bloß den Nießbrauch ihres Erb⸗ 
thells, deffen Proprietät den Kindern oder Enkeln 
verbleibt. 

H. 797% Concurrirt fie dagegen mit Kindern 
des Verſtorbenen aus einer frúbern Ehe, oder mit 
Ascendenten oder Seitenverwandten deſſelben, fo 
ſteht der Witwe das volle Eigenthum ihres Erb» 
theils zu. 

$. 797 Erbt endlich die Witwe zugleich 
mit eigenen Kindern und mit Stiefkindern, ſo 
gebührt ihr von demjenigen Theile ihres Erbtheils, 
welcher, wenn ſie nicht miterbte, ihren eigenen 
Kindern zugefallen ſeyn wuͤrde, nur der Mieß⸗ 
brauch, von dem übrigen aber das volle Eigen. 
thum. 
$. 797% Im Falle des $. 797%, aber nicht 
des $. 797%, muß die Witwe (ib, bel Berech⸗ 
nung ihres Erbtheils, ihr Eingebrachtes und das. 
jenige, was ihr etwa von, ihrem Ehemanne vere 
macht worden, anrechnen laſſen. Beides wird in 
die Erbſchaft eingeworfen. 

$. 7971. Iſt der Pflichttheil der Witwe durch 
letztwillige Verordnungen des Ehemannes oder 
durch Geſchenke von Todeswegen geſchmaͤlert, fo 
kann die Witwe deſſen Ergänzung fordern. 

$. 797m Der Pflichttheil der Witwe geht 
durch ihre anderweitige Verheirathung nicht ver⸗ 
loren. 7 
$. 7977 Hinterlaͤßt der verſtorbene Ehemann 
keine erbfaͤhige Verwandte, fe hat die Witwe den 
Vorzug vor dem Fiscus. ($- 800.) 

Die vorſtehenden Paragraphen treten in die Stelle 
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des §. 797 des erſten Bandes, defen Inhalt wir als 
irrthuͤmlich zurücknehmen. Das preuß. Landrecht von 
1 Bd. 4. Tit. 15. Art. 2. S. 182, Bd. 5. Tit. 4. 
S. 229. 230. und Bd. 5. Tit. 12. Axt. 5. S. 268. 
269. ſetzt voraus, daß, wenn Perſonen unadeligen Stan⸗ 
des die koͤlmiſche Gütergemeinfhaft durch Vertrag aud» 
fliegen, in dem letztern zugleich Verabredungen über 
die Erbfolge der Eheleute werden getroffen werden. Al⸗ 
lein diefe Vorausſetzung trifft nicht immer zu, denn die 
Eheleute koͤnnen ſich damit begnügen, die Guͤtergemein⸗ 
ſchaft durch Vertrag auszuſchlleßen, ohne über ihre ge⸗ 
fegmäßigen Erbrechte etwas zu verabreden. Was in Dies 
fem Falle Rechtens ſeyn ſolle, ift im Landrecht von 1721 
anz mit Stillſchweigen übergangen. Außerdem hat das 
lg, Landrecht, welches in der Lehre von Vormundſchaf⸗ 
ten vie Vorſchriften des Landrechts von 1721 verdraͤngt, 
II. 18. 782., wenn ein Pflegebefohlener fid) verheirathet, 
für die Dauer der Vormundschaft die Gütergemeinſchaft 
ſuspendirt, folglich geſetzlich ausgeſchloſſen, ein Fall, 
welchen das Landrecht von 1721 nicht vorausſetzen, und 
folglich auch dafür keine Vorſchriſten ertheilen konnte. 

Aus dieſem Stillſchweigen des Landrechts von 1721 
laßt ji indeſſen keineswegs folgern, daß den Eheleuten 
unadligen Standes, wenn zwiſchen ihnen die koͤlmiſche 
Gütergemeinfchaft nicht beſteht, gar kein Erbrecht zuſtehe, 
vielmehr muß auf bie ſubſidiariſchen Rechte, namentlich 
auf das ròm. Recht zurückgegangen werden. Diefe gelten 
ſo lange, als die 3 erſten Titel im 2. Theile des Allg. 
Landrechts ſuspendirt ſind. Beſonders kommen die Vor⸗ 
ſchriften der 117. Novelle zur Anwendung, aus welcher 
die obigen Grundfäge entnommen find, Vergl. Glück's 
Erörterung der Lehre von der Inteſtaterbfolge. Erlang. 
1803. S. 421. 

Ein Irrthum wäre es, wenn man die Vorſchriften 
des pr. Landrechts von 1721 von der Erbfolge der Ehe⸗ 
leute adligen Standes (Bd. 4. Tit. 15. S. 181.) auf 
die Erbfolge ber Eheleute unadligen Standes, wenn fie 
nicht in der Gütergemeinfchaft leben, analogiſch anwen⸗ 
den wollte, denn zu dieſer analogen Anwendung mangelt 
es an allem Rechtsgrunde, weil Eheleute unadligen 
Standes dadurch, daß fie die kölmiſche Gütergemeinſchaft 
ausſchließen, nicht die Vorrechte des Adels erlangen. Die⸗ 
ſes Vorrecht beſteht hauptſächlich in der Wahl, das Eins 
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gebrachte zukückzunehmen, ober die kölmiſche Haͤlfte zu 
nehmen, auf welche letztere doch die Eheleute unadligen 
Standes durch die Ausſchließung der Gütergemeinſchaft 
Verzicht geleiftet haben. = 

= . 799% Sind Feine unabgefundenen Kinder 
vorhanden, ſo nimmt dennoch der uͤberlebende 
Ehegatte an der den Nachlaß des Verſtorbenen 
ausmachenden Hälfte des gemeinſchaftlich geweſe⸗ 
nen Vermögens keinen Theil, ſondern dieſer Nach⸗ 
laß fällt gänzlich an die naͤchſten Blutsverwand⸗ 
ten des Verſtorbenen. 

$. 799° Doch behält der uͤberlebende Eher 
gatte den Nießbrauch der den Erben des Ver⸗ 
ſtorbenen gebührenden Hälfte fo lange, bis er zu 
einer andern Ehe ſchreitet. 

9. 790 4. Dieſes Vermoͤgen muß er wirth⸗ 
ſchaftlich verwalten, und er darf daſſelbe weder verau⸗ 
fern, noch verpfünben oder mit Laſten beſchweren. 

$. 709 e. Verletzt er diefe Pflicht (8. 799°) 
oder ſchreitet er zu einer andern Ehe, fo find die 
Erben des Verſtorbenen auf ſofortige Theilung 
anzutragen berechtiget. : 

.$. 799 Behufs der Pünftigen Theilung ſind 
die Erben des zuerſt verſtorbenen Ehegatten be» 
fugt, auf Anfertigung und gerichtliche Niederle⸗ 
gung eines vollftändigen Nachlaßverzeichniſſes an⸗ 
zutragen. Die Koſten tragen beide Theile, jeder 
zur Hälfte. 

(Preuß. Lande, B. 6. Tit, 12. Art. 5. g. 1. 2. 9. S. 268) 

5. 62. 8. 799 8. In der Stadt Elbing und de⸗ 
ren Gebiete nehmen, wenn keine unabgefundene 
Kinder vorhanden ſind, vot der Theilung einer⸗ 
feits die naͤchſten Blutsverwandten des Verſtor⸗ 
benen, andererſeits der hinterbliebene Ehegatte das 
von den Eheleuten in die Gemeinſchaft Eingebrachte 
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zurück; der Erwerb während der Ehe wird zwi⸗ 
ſchen beiden Theilen gleich vertheilt. 

Art. 59. des in den Jahren 1563 und 1588 revis 
dirten Statutum Elbingense vom 20. Jul. 1553. Die⸗ 
fer Artikel lautet wortlich: 

Da auch Mann und Weib in der Ehe zuſammen 

keine Kinder haben, und eines unter ihnen mit Tode 

abgehet, ſoll das gewonnene Gut, nach Abkürzung 
deſſen, was ein Theil zu dem andern gebracht, mit den 
Erbnehmern des Verſtorbenen gleich getheilet werden.“ 


Zweiter Titel. 


$. 895b- Den mütterlichen Verwandten eje J. 660. 


nes unehelichen Kindes ſteht auf deffen Nachlaß 
ein Erbrecht zu. 

Dieſer Gruubfa& iff durch das Concluſum der Ger 
fe&commiffion vom 9. Dec. 1794 (betätigt durch das 
Miniſterialreſcript vom 22. Dec. 1794) fefigefleüt. In 
dieſem Concluſum wird ausgeführt, daß der obige Grund⸗ 
fa& nach dem bisherigen gemeinen Rechte feſtſtehe und 
daß daher der $. 660 zu denjenigen Vorſchriften der drei 
erſten Titel im zweiten Theile des Allg. Landrechts gez 
hoͤre, welche, weil fie dem gemeinen römiſchen, ſaͤchſiſchen 
und kanoniſchen Rechte geradehin widerſprechen, in Weſt⸗ 
preußen noch ſuspendirt ſind. S. Entſcheidungen der 
Geſetzcommiſſion, Sammi, 2. S. 56. 


Achter Titel. 


$. 903. Geſtrandete Schiffe und Guͤter bite 5. 2284. 


fen in der Regel nur dann ſofort verkauft wer⸗ 
den, wenn fie bei längerer Aufbewahrung dem 
Verderben ausgeſetzt ſind, oder wenn ſaͤmmtliche 
Betheiligte es ausdrücklich verlangen. 

$- 993° Vielmehr foll außer biefen Fällen von 
dem Oberlandesgericht und der Regierung gemeine 
ſchaftlich an die Miniſterien des Innern und der 
auswärtigen Angelegenheiten berichtet, und mit 
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dem Verkauf, bis auf den gemeinſchaftlichen Be⸗ 
fehl dieſer beiden Miniſterien, Anſtand genommen 
werden. 

9. 9934. Die Theilnahme des Miniſteriums 
der auswärtigen Angelegenheiten beſchraͤnkt fid) je⸗ 
doch auf die beiden Faͤlle: 

a) Wenn die Provinzialbehörden über die Zur 
laͤſſigkeit einer aus dem Retorſionsrechte zu ent- 
nehmenden ſtrandrechtlichen Quote zweifelhaft, und 

b) wenn die geſtrandeten Gegenftände das 
Eigenthum fremder Fürften und Staaten oder ei⸗ 
ner an dem preuß. Hofe acctebitirten diplomati⸗ 
ſchen Perſon ſind. 

(Gabinetebefehl vom 23, Mal 1802 in dem Reſcripte bom 1. 
Juli 1802, und Cabinetsbefehl vom 26. Mai 1819.) 

$. 9945. Auch bie den Grundbeſitzern der 
Stadt Elbing aus der Elbingſchen ſtaͤdtiſchen 
Feuerſocletaͤtscaſſe zuſtehenden Brandſchaden⸗Ver⸗ 
gütungsgelder dürfen nur zum Wiederaufbau der 
abgebrannten oder durch das Feuer beſchaͤdigten 
Gebaͤude verwendet werden. 

Die Grundbeſitzer in der Stadt Elbing bilden bez 
reits ſeit 1774, vielleicht noch früher, eine beſondere Brand⸗ 
ſchadenverguͤtungsgeſellſchaft oder Feuerſocietaͤt, doch ift 
Niemand gezwungen, derſelben beizutreten, und jedes Mit⸗ 
glied kann nach Willkuͤr wieder austreten. (So erkannt 
in Sachen des Kaufmanns Febers wider die Feuerſocie⸗ 
taͤt zu Elbing, am 11. Januar 1825.) In frübern Zeiz 
ten war den Grundbeſitzern des Elbingſchen Landgebietz 
der Zutritt zu dieſer Societaͤt nicht sellattet, und dies ift 
durch ein Miniſteralreſcript vom 16. Mai 1774 geneh⸗ 
migt (Acten P. Nr. 211. von 1727); in neuern Zeiten 
iſt man aber von dieſem Grundſatze wieder abgegangen. 
Die Feuerſocietät zu Elbing beruhte urſprünglich auf kei⸗ 
nem fchriftlichen Vertrage ihrer Mitglieder und wurde 
daher nach II. 8. 2064. des Allg. Landrechts unguͤltig 
ſeyn, ihre Verfaſſung beruhet aber ſeit länger als 31 
Jahren, 6 Wochen und drei Tagen auf Ortsgewohnheits⸗ 
recht und iff daher nach F. 9. des erſten Bandes gültig. 
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Unterm 24, Januar 1826 entwarf der Magiſtrat zu El⸗ 
bing ein Societätsreglement, und er iff durch eine Verfü⸗ 
gung der koͤnigl. Regierung vom 7. April 1820 ermaͤch⸗ 
tigt worden, dieſes Reglement in ſeinen Hauptbeſtimmun⸗ 
gen, mit Vorbehalt der hoͤhern Genehmigung ſchon ſofort 
zur Ausführung zu bringen; der erſte Senat des köͤnigl. 
SORGerit$ zu Marienwerder hat jedoch in der Sache 
P. Nr. 211. von 1827 oder P. Nr. 65. von 1828 aus⸗ 
geführt, daß dieſes Reglement bei Beſtimmung der Rechts⸗ 
verhältniffe der Ace n ſtaͤdtiſchen Feuerſocietaͤt gegen 
Pu Mitglieder nicht berückſichtigt werden konne, well der 
Nagiſtrat nur die polizeiliche Aufſicht über die Feuerſo⸗ 
cletät führe und die Feuerſocietätscaſſe verwalte, dadurch 
aber nicht berechtigt werde, einſeitig und ohne einen fórm- 
lichen Beſchluß der Societät ein ſolches Reglement zur 
Ausführung zu bringen. Vezmuthlich wird fid) der Mas 
giſtrat durch dieſes Erkenntniß veranlaßt finden, den Ent⸗ 
wurf des Feuercaſſenreglements von 24. Jan. 1826 
der Geſellſchaft zur Genehmigung vorzulegen, und von 
dieſem Zeitpunkte ab wird daher der obige, in dem Ent⸗ 
wurf ausgeſprochene Grundſatz zur Anwendung kommen, 
wogegen ber Magiſtrat bisher nicht hat nachweiſen Edn- 
nen, daß der gedachte Grundſatz bis dahin ortsgewohn⸗ 
heitsrechtlich geweſen fei. 2 
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§. 1194 b. Saͤmmtliche Kirchhoͤfe in Weft- 
preußen, ſowohl in den Staͤdten als auf den 
Dörfern, follen mit Maulbeerbaͤumen beſetzt werden. 
. $- 1194. Wenn die Bäume auf den Kirch⸗ 
hoͤfen vom Vieh beſchaͤdigt werden, fo fell das 
Vieh weggenommen, gerichtlich verkauft und aus 
der Lofung der verurſachte Schaden erſetzt, was 
aber übrig bleibt, an die Schulcaſſe des Orts 
abgeliefert werden. 

$. 41944. Doch ſteht dem Eigenthuͤmer des 
Viehes frei, das letztere gegen Erſtattung der 
Schaden und Koſten und gegen Zahlung von 
16 Groſchen für jedes Stuͤck zur Schulcaſſe, 

E 


xxvi Zweiter Theil. Titel 17. 19. 


\ 
wenn er fid) vor dem Verkaufe meldet, auszu⸗ 
loͤſen. 

Reglement wegen der Maulbeerbhaumeultur und des 
Seidenbaues bei denen Predigern, Kirchen und Shule 
bedienten, Kirchen und milden Stiftungen in Weſtpreu⸗ 
ßen. Gegeben Marienwerder am 22. Mai 1777. 


Siebenzehnter Titel. 


8 14145. Dem Stadtgerichte zu Elbing ift 
das Recht beigelegt, in allen bei demſelben gegen 
Nicht⸗Erimirte ſchwebenden Unterſuchungen, mit 
Ausnahme ber wegen Hoch- ober Landesverrath, 
beleidigter Majeſtaͤt (Allg. f. R. II. 20, 196 — 
206.), Münzverbrechen, Mord und Todtſchlag, 
Raub, vorſäͤtzlicher Brandſtiftung und wegen Ver⸗ 
gehen gegen Abgabengeſetze, das Erkenntniß er⸗ 
fier Inſtanz ſelbſt abzufaſſen. 


Geſcript vom 8. October 1830.) 


Neunzehnter Titel. 


$60 65. H. 14645. Den Hospitälern in Elbing ſteht 
69. ein Erbrecht auf den geſammten Nachlaß ih- 
rer Pftegebefohlnen ſelbſt dann zu, wenn letztere 
ein Einkaufsgeld erlegt haben. 
$. 1461 Auch reicht es hin, wenn die im 
H. 60. vorgeſchriebene Bekanntmachung nur mund⸗ 
lich geſchehen iſt. 
Dieſe Grundsatze weichen zwar von den Vorſchriften 
des fir die ganze Monarhie gegebenen Edicts vom 18, 
Mai 1735 (Mylius Corp. Const. March. Th. 1. S. 
263.) und des in beffen Stelle getretenen Allg. Landr. 
ab; ſie beruhen aber auf einem Localgewohnheitsrechte, 
welches durch das Minifterialrefeript v. 13. Jun. 1789 
beſtätigt, und durch das Appellationserfenntnig vom 26. 
Nov. 1802, in Sachen des Elifabethhospitals zu Elbing 
wider die Ellas Suckowsfiſchen Erben rechtskräftig ans 
erkannt ift. 


— — 


Beilagen 


Verordnungen, Reſcripte 26, welche das Weft- 
preuß. Provinzialrecht begründen, 


Weſtpreuß. Prov-⸗Recht. Bd. II. y 1 


Nr. I. 


Privilegium D. CASIMIRI REGIS, quó omnia Jura 
per "Terras Prussiae abrogantur, et Unum Jus Cul- 
mense in omnium reliquorum locum suflieitur, ut 
juxta ejus tenorem omnes Causae et Controyersiac 
decidantur et determinentur, Anno 1476. 


| Nomine DOMINI, Amen, Ad perpetuam rei memoriam. Cum in- 
ter ca, quae wuitatem Dominii attestantur, Joris Uniformitas práeci 
puum haheatur indicium; Proindé Nos Casimirus Dei Gratid Rex Polo- 
niae; nec non Terrarum Cracoviae, Sandomirie, Siradias, Lancici 
Cujaviae, Magnus Dux Lithvaniae, Russiae Prussiaeque, ac: Qulmensis, 
Elbiogensis et Pomeraniae’ Dominus et. Haeres ete, Significamus. tenore 
praesentinm, quibus expedit, universis praesentibus et futuris, hárum, 
notitiam habituris, quod, dum post bellorum discrimina "Terras nostras 
Prussiae ad unitatem: Dominii nostri, à quo alias exciderant, favore. di- 
vino recuperussemus, reperimus Magnificos, Strennos, Genorosos ac 
Nobiles Terrarum praefatarum Incolas multiplicibus ac diversis ganders 
Jaribus; quoruusiqusedam: et legitimas negligebant successiones; ae ju- 
stitias hominum perturbabant ct involvebant, saepiusque: quod. norma 
debebat esse justitiae, litipiorum et seditionum erat occasio, Cui malo 
occurrere volentes; ‚pulssti etiam precibus Magnificorum et Nobilium 
Palatinorum, Castellanorum, Dignitariorum, totiusque Communitatis. et 
Baronias Terrarum nostrarum Prussiae, at signanter de distriotibus Po- 
meraniae, Mariachurgensis et Stumeusis, alias Pormezauiensis, voima 
Jura Pruteuicalia, Magüemburgeü, Pomeraniae ac foodalig, in quihus 
aliis tempore Magistri et Ordinis consistebant, et ipsis regulabantur, 
ab ipsis remoyentes, abrogantes et perpetud abolentes loco omnim, Ju- 
rium praedictorum Unum JUS CULMENSE, quó districtus: Culinensis 
gaudet et fruitur, ipsis et eorum posteris, juxta ejus veram naturam, 
substantiam, qualitatem et conditionem, de consensu omnium Praclato- 
rum et Baronum nostrorum conferimus et largimur perpetuó ct in aevum; 
Quá Jare judicari inter se debebunt et expediri, omnesque causas et 
controversias corum, juxta tenorem Juris Culmensis praedicti, secuudünt 
quod in suis capitulis, puuctis et consuetudinibus scriptum et declara- 
tum existit, decideut et determinabunt. Ab omnibus etiam oneribus 
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4 i Den 34, September 1476. 

ao daciis inconsuetis, quibuscunque appellentur nominibus, quas Magi- 
stro et Ordini de Bonis eorum dare cogebantur, ipsos libertamus. Ab- 
renuntiantes insuper devolutionem Bonorum haereditariorun, quae no- 
bis et dominio mostro jure feodi cedebant et debebantur, ac ab eadem 
recedentes y successionem posters corum in perpetuum donantes: Hoc 
duntaxit pro nobis et Successoribus nostris excipiendo et reservando, 
quod quilibet Dignitarius et Terrigena Terrarum Prussiae ad bellicam. 
expeditionem, quotieseunque necessitas exoptaverit illam per Nos et 
Successores nostros indici, in armis et eQiis decentibus, quilibet juxta 
continentiam Privilegii sui et tenorem; alils qui careret Privilegio, se- 
cundum facultatem bonorum suorum servire erit et obligatus et obst 
ctus, pront et alii Incolae Regni nostri ad hoc ipsum obligantur servi 
tiam- Práctcrea volumus ut omues et singuli praefati subditi nostri in 

recognitionem Domini, prout etiam priùs solitum erat, pro qnolibet 

Festo Sancti Martini denarium Culmensem, vel loco ejus quinqne al- 
lenses Prütenicnles, cum uno tálento cerae albde nobis et Sucressoribus 
nostris ac Ollicialibus ad exigendum per nos deputatis, dent, solvant et 
consignent, usuper volumus, quód nullus Dignitariorum ont Terrige- 
marem in lacubus habeat, practer quöd antiquilüs habuit, tempore Ma- 

gistri et Ordinis, meque etiam de illis lacubus se intromittat, quorum 
piscatura ad Magistrum et, Ordinem pertinebat, estg'quód Lacus prac- 
dicti huereditates alignotum.eoutiogant, vel cis contincantur, Haram; 
quibus Sigillum nostram praescntibus est subappensum; testimonio Li- 
terarum, Actum in Castro nostro Müriaeburgensi feria sexta proxima 
post Festum. Saneti Jacobi Apostoli, Anno Doinini Millesimo, quadria- 
Bentesiine septuagesimo isoxto, Praesentibus Reverendissimo: àc Reyers 
dis in Christo Patribus Dominis Jacobo S. Gnesnensis Ecclesias Archi- 
Episcopo et Primate, Sbigneo Mladislaviensi et Regui Poloniae Vice- 
Gancellario , Vincentio: Gulmensi; Episcopis: mec non-Magnificis,. Stre- 
ouis el Generosis Nicolao de Gitnehuo -Lanciciensis, Andrea de Grecz- 
kow. Inowladislaviensis;-Süborie die Daysen Mariaeburgensis, Ocha de 
Machwitz Pomeraniae; LüdáWieo de Martang Culmensis. Palatinis: Jo- 
anne. de Rithwian Sandomiriensi, et Begni Poloniae Mareschaleo, Jo- 
anne à Mor de Tharnow Woyuicensi, Joanüe de Oporow Brestensij Ni- 
colao dé ibidem. Brzcaynensi, Matthia de Slurew. Crnschwitiensi, Nicos 
lao Dambrowski Culmensi, Nicolao FeltsdoriE Porneranine, Fabianoide 
Légeosdorf£-Elbingensi  .Castellanis, et aliis quàm plurimis ad praemissa 
testibus fide dignis, Datum per manus Reverendi in Christo Patris Do- 
mihi Sbignei Episcopi Wladislaviensis et Vice-Canecllarii, neo non Ve- 
nerabilis Urielis de. Gorka Gmesneti et Posnanieit Ecclesiarum. Praepo- 
siti, Cancellarii. Regni Poloniag, sincerè nobis dilectorum, Shigaen de 
Oleschnioza E. ete, manupropr, — 


Om 10. April 1707. D 
Nr. 2. 


Auszug aus dem Vol. III. der polniſchen Steijé-Goufih- 
tion d. 1635. 


Vergleich wegen des Decems. 


d 5 101 1 
S Beilegung der Irrungen, welche zwiſchen dem Adel und der Geifte 
lichkeit wegen des Decems von adelichen Gükern, (ven Unfern Gütern 
wird der Decem in Garben, ohne Widerſpruch Unſerer Pachter dem al⸗ 
ten Gebrauch gemäß each) noch nicht beendiget ſind, und ba wes 
gen der Ungleichheit der Grundſtücke und Keer zs nicht moglich ift eine 
allgemeine Einrichtung für alle Kirchſprengel zu m fo ordnen Wir 
mit ausdrücklicher Erlaubniß des heiligen, Apoſtoliſchen Stuhls, daß ein 
jeglicher Biſchof in feinem. Kirchſprengel, wo der Decem üblich ift, foz 
wohl die mit Einſtimmung der Behörden gemachten und zu machenden 
Vergleiche, als auch die bisherigen Contracte und Suwiftungem, auf 
ewige Zeiten bestätige. ider ih) hier ober, boet der Geitlihe nit 
vergleichen wollen: fü wird der Biſchaf ad iustantiam eines jeden Edel⸗ 
mains mit Suziehung zweier Domberren adelſchen Standes aus feinem 
Capitul, eine dergleichen Differenz auf baar Geld evafuiten, und des 
Widerſpruchs des Geſſtlichen ungeachtet entſcheiden müſſen. Und da in 
verſchiedenen Gegenden, ſowohl von Unſern als auch adelichen Gütern: 
ſtatt des Decems das Meßkorn, ohne daß kisher Irrungen darüber ente 
anden find, gegeben wird; jo belaſſen Wip dergleichen Güter bei 
em Herkommen. " B 
Die Uebereinſtimmung vorſtehender Ueberſztzung mit ihrem Polni 

ſchen Original bekunde pflichtmäßig. v 

Marienwerder, den 22. Januar 1793. 
x Shagtonety, 


jeratus. interpres, 


- Nr. 3. 
Wegen des Flachs⸗Röthens. De Dato 1707, b. 16. Aptil. 


Wi Friederich von Gottes Gnaden, König in Preußen ac. Fügen bie 
durch Männiglich, und insbeſondere allen md jeden Unfern Unterthauen 
in allen Unſern Pröyintzion und Landen zu wiſſen; daß Wir eine zeit⸗ 
hero mißfällig vernommen, wasgeſtalt Unſern vielfältig ergangenen Edi- 
eten und ernſklich gethanen Anhibitionen zuwider, mit Röthung des Flach⸗ 
ſes und Hanffes in denen Ströhmen, Teichen, Båden und andern fliefs 
fenden Waſſern, einen Weg wie den andern coutinuiret, und Unſern 
heilfamen 4 wie es mit ſolchem Röthen eigentlich gehalten 
werden fole, nicht im geringſten nachgelebet, und dadurch nicht nur 
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folde Strösme, Bäche und alle feifdje und lebendige Gewöſſer gar fehr 
verſchlammet und unfauber gemachet, und die Fiſchereien höchſt ſchädli⸗ 
cher Weiſe ruiniret, ſondern auch durch das zu [older Zeit aus den 
ſtinkenden unb unreinen Waſſern gebrauete Bier allerhand Ungelegen⸗ 
heiten und Krankheiten an Menſchen, auch Schaden und Verluſt an dem 
Vieh, wann es in ſolchen Waſfern zur Träne gegangen, veruhrſachet 
worden. W 
Wenn Wir aber folh ſchadliches Flachs ⸗Rothen auf die bisherige 
Art nicht ferner geſtattet, ſondern Unfern deßhalb gemachten allergnä⸗ 
digſten Verordnungen im allen Stücken ohne einige Wider⸗Nede aller⸗ 
unterthänigſt nachgelebet wiſſen wollen; zumahlen Unſere allergnädigſte 
Intention ficht dahin getithtet, den Flachs ⸗ und Hanff⸗Bau, als wors 
aus der Land⸗Manm än theils Ohrten feine Nahrung am meiſten zu 
nehmen genbtbiget At, Hindanfegen zu lafen; So feom Wir zwar in 
Gnaden zufrieden, daß ein jeder, Er ſey in den Städten oder auff dem 
Vaude, nach feinem beſten Wiſſen und Gefallen mit dem Flachs? Bau 
Lontinutren möge; Es foll aber künftig in denen Ströhmen, Bächen, 
Seſchen und allen andern fließenden Waſſern weder Hanf nod) Flach 
geröthet, ſondern wenn über Verhoffen die fo genannte und zu End bes 
schriebene Thau⸗Röthe, fo doch an vielen Ohrten und Ländern welt 
beſſer als daß gemeine Waſſer⸗Roͤſten und Rothen gehalten wird, (ins 
dem dadurch der Flachs nicht mur weicher wird, und ſtärker bleibet, als 
wenn Er ins Waſſer geleget worden, ſpndern auch in folder Thans 
Roche, nicht fo viele Gefahr als in der Wafer ⸗Röthe leidet) bei eiui 
gen, Mgenfimnigen Benten, die nach ihrem Eigenſtun die Wirthſchaſft, 
obſchon zuweiln ihr Schade darunter versiret, eingerſchtet wißen, und 
beine auch zu ihrem eigenen Beſten angeſehene Vortheil annehmen wol⸗ 
Ten, nicht Statt finden möchte, ſolches Flachs und Sanf in abſonder⸗ 
liche nach beigehendem Abriß gemachte Reben ⸗ Gruben, fo an dem Ufer 
jedes Flußes ausgeworfen, und daraus mit Waſſer angelaſſen werden 
können, geleget, und Darin einzig und allein geröctet und ausgewaſchen 
werden, welche Gruben ſedoch vorm Vieh zu verwahren, und dergeſtalt 
anzulegen find, daß man dieſelbe zwar aus dem Fluß anfüllen, das 
Waſſer aber nicht wieder zurück in ſolchen Fluß treten könne; Wie dann 
„die Beambte und Obrigkeiten jedes Ohrtes fonderlich dahin bemuͤhet 
fewn folen, daß ſofort nach Pablicirung dieſes Unſers Allergnädigſten 
Edicts mit oberwehnten Gruben und Behältniſſen nach obigem Dessein 
der Anfang gemachet, und den Leuten gezeiget werde, wie fie das Waſ⸗ 
fer ohne Nachteil der Fiſcherei darin leiten, und den Flachs oder Hauff 
rothen mögen, e ` 
Weil auch manchem daran gelegen ſeyn wird, daß Er feinen Flachs 
und Hanff in Zeiten zubereiten, und zu Gelde machen könne, auf das 
Handbrethen aber, weiln der Flachs entweder zu wenig oder zu viel ge⸗ 
röſtet worden, biehero viel Zeit verwendet werden miſſen: So ſeyn Wir 
allerguädigſt resolviret, nach augefügtem Koig in einigen Unfern Pro- 
vincien gewiße Flachs⸗ und Hanff-Mühlen anlegen zu laſſen, in wel⸗ 
chen beides, wenn es gleich durch eine oder andere Art die behörige 
Röthe nicht bekommen, mit weniger Mühe und in kurtzer Zeit, aubey 
mit groſſem Vortheil und geringern Koſten gebracht, und zu Nutz ge⸗ 
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machet werden könne; Und weil alle und jede Verordnungen, wenn ſte 
noch fo heylſahm und zum Beſten und Aufnehmen des Landes eingerich⸗ 
tet. von keiner Krafft und Wirkung find, wo darüber nicht mit Nad- 
druck gehalten wird: So befehlen wir hiedurch allen und jeden Unſern 
Regierungen, Ambts + Cammern, Beambten, Nagistracten in denen 
Städten und Flecken, auch denen vom Adel aufm Lande, allergnaͤdigſt 
und ernſtlich, hierüber mit Nachdruck zu halten und dahin zu fehen, daß 
dieſer Unſerer allergnädigſten Willens⸗Meinung überall gebührend nads 
gelebet werde, Widrigenfalls und da ein oder ander ſich hierin wider⸗ 
ſpenſtig erzeigen, der vorgefcheiebenen Methode halßſtarriger Weiſe ſich 
widerſetzen und den Flachs nichts deſtoweniger in den fließenden. Bächen 
und andern Stroͤhmen, auch Teichen zum merklichen Ruin der Fiſcherey 
zu Nöthen ſich unterftehen follte, denſelben fofort mit Confiscirung des 
Flachſes zu beſtrafen, oder bafetu der Flachs oder Hanff, ehe man in 
Erfahrung gebracht, daß Er in verbotene Soertet geleget geweſen, Des 
reits aus der Röthe genommen, mit andern Geld und Leides- Straffen 
nach Befinden zu belegen: Im Fall aber Unſere Regierungen, Beambte, 
Magistraete in Städten und Flecken, und die Adelichen Gerichts» Obrig⸗ 
keiten hierunter wieder Verhoffen conniviren, und die Contrarenienten 
nicht gehöriger maaffen zur Straffe ziehen möchten, foll ein Feder des⸗ 
halb zur Berantworkung gezogen, und davor ernftlich angefehen werden. 
Hieran geſchiehet Unfere allergnädigfte Willens⸗Meynung, und hat fid) 
ein Jeder, welchen es angehet, hiernach, allergehorſahmſt zu achten, und 
für Schaden und Ungelegenheit zu hüten. urkundlich 2c. 
Köln an der Spree, den 16. April 1707. 
8.) 
Friederich. 
Graf von Wartenberg. 


Nr. 4. 
Geſetz uͤber die Unveräußerlichkeit der Krondomänen, 


ir Friderich Wilhelm, von Gottes Gnaden König in Preuffen, Marg- 
graf zu Brandenburg, des Heil. Roͤm. Reichs Ertz Cämmerer und Chur⸗ 
fürft, Souveraimer Pring von Oranien, Nenfchatel und Vallengin, zu 
Magdeburg, Cleve, Jülich, Berge, Stettin, Pommern, der Caſſuben 
und Wenden, zu Mecklenburg, auch in Schleſten zu Groffen Hertzog, 
Burggraf zu Nürnberg, Fürſt zu Halberſtadt, Minden, Camin, Wen: 
den, Schwerin, Ratzeburg und Moers, Graf zu Hohenzollern, Ruppin, 
der Marck, Mavensberg, Hohenſtein, Tecklenburg, Lingen, Schwerin, 
Büßren und Lehrdam, Marquis zu der Behre und Vlißingen, Herr zu 
Ravenſtein, der Lande Roſtock, Stargard, Lauenburg, Bütow, Arlay 
und Breda, iC. ꝛc. ze. Thun kund und fügen hiermit zu wien; Dems 
nach Unferes nun in Gott ruhenden Herrn Vaters Maheſtät unter ans 
dern vor das Aufnehmen und dem Anwachs Unſeres Königlichen Hau- 
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fe8, währender Dero Glorwürpigen Regierung mit glücklichem Success 
angewandten Bemühungen und in demfelben darvon geſtiffteter immer- 
währenden Denkmahle, unter andern auch verfdjiebene Fürſtenthuͤmer, 
Graf- und Herrſchafften, auch andere Partienlier-Giter und Einkünfte, 
theils durch Crb- Falle, theils käuflich und ſonſt auf andere rechtliche 
Weiſe an fih gebracht, Se. Königl. Mafeſtät auch, ob fie zwar nach 
den Verfaſſungen und Grund: Geſetzen dieſet Königlichen, Chur» und 
Fürftlichen Hauſes von folden Ihren neu⸗ erworbenen Landen und Giz 
tern, nach Dero freyem Gefallen in faveur anderer disponiren koͤnnen, 
Dieſelbe dennoch ſolches nicht allein nicht gethan, ſondern vielmehr dieſe 
neue Acquisitiones, vermittelſt einer daruber im Jahre 1710. gemachten 
Disposition mit einem ewigen Fideicommiss beleget; Dergeſtalt und alfo, 
daß keiner von Dero an der Cron und Ehur habenden Successoren 
Macht haben folle, oberwehnte Lande und Güter unter einigem Praetext 
zu verpfänden, zu verkauffen, zu verſchencken, oder ſonſt zu alieniren, 
daß zwar hierdurch der Veräuſſerung aller folder von Höchſterwehntes 
Unferes Gorn Naters Mojeftüt an pieſes Unſer Königliches Hauß ges 
brachter Lande, Güter und Einkünfte aufs künfftige zur Gnüge vorge⸗ 
banet worden, bevorab, da es auch ohnedem eine, Krafft oberwehnker 
Grund Geſetze dieſeß Hauſes, ausgemachte Sache ijt, daß niemand von 
deffen Regierenden Herren und Mitgliedern, die von feinen Vorfahren 
auf Ihn vererbete Lande, Leute, Städte, Schlöſſer und andere Zubehs⸗ 
rungen zu des Hauſes Nachtheil völlig alieniren, und auf andere trans- 
derien kan; Wir aber bennod, gleichwie Wir nicht weniger als Höchſt⸗ 
erwehntes Unſeres Herrn Vaters Majeſtät vor die Conservation ligſeres 
Königlichen Hauſes eine unermüdete Sorgfalt tragen, und alles, was 
zu beffelben Abnehmen auch in dem geringsten gereichen könte, auch an 
Unſerm Sort auf alle Weiſe praccavirem, hingegen aber bie oberwehnter 
maffen, von Unſeres Soͤchſtſeeligen Herrn Waters Mafeſtät acquirirtg 
Lande, Güter und Revenuen auf Unfere Posterität und alle Unfere an 
der Gron und Chur habende Nachfolgere zu ewigen Zeiten völlig und. uns 
geſchmählert feortzubringen entſchloſſen feynz Afo Wir auch zu ſolchem 
Ende hiermit und Krafft dieſes vor Uns und Unfere Nachkommen an 
der Regierung als ein immerwährendes und unverbrüchliches Geſetz sta- 
biliret und feft geſetzet haben wollen, daß alle und jede oberwehnte von 
Unſers Geren Vatern Majeſtät ſowohl vor Dero angetretenen Regie⸗ 
rung, als nachgehends währender derſelben, ererbete, erkauffte, ertauſch⸗ 
te, oder auf andere Weiſe acquirirte Fürſtenthümer, Graf: unb Heres 
ſchafften, auch einzelne Güter und Revenuen, wie auch alle diejenige, 
fo Wir währender Unſerer Regierung durch GOttes Gnade und Seegen, 
etwa auch erwerben und an Uns bringen werden, nie, und zu keiner 
Zeit, auch unter keinem Praetext, er habe Nahmen wie er wolle, von 


Uns ober Unſeren „Nachkommen künfftigen Königen in Preußen, Marg⸗ 


grafen und Churfürſten zu Brandenburg, verkauffet, verſcheucket/ oder 

auf andere Weiſe von Unſerm Königlichen Haufe gänglich ab⸗ und an 

andere gebracht werden ſollen. Zu deffen fo viel mehrerer Verhütung 

Wir denn auch bemeldte von Unſers Herrn Vaters Majeſtät erworbene, 

auch von Uns ferner zu erwerbende Lande, Leute, Güter und Gintünif: 

te, nichts davon ausgeſchleſſen, Unſerer Gron und Gpur auf ewig iu- 
i 
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corporiret, den unter denſelben hiebevor gemachten Unterſcheid von Scha- 
toul- und ordinniren Gammer-Gütett in totum aufgehoben, und dieſen 
neuen Acquisitionem die Natur und Eigenſchafft rechter Domanial-Cam⸗ 
mete und Tafel⸗Güter, ſamt der denfelben in den Rechten anklebenden 
Inalienabilität. hiermit beygeleget haben wollen, folchergeſtalt, daß, 
wann dennoch, wider beſſeres Bermuthen, und diefe Unfere wohlbedäch⸗ 
tige Constitution, von erwehnten nen ⸗aequirirten Landen, Gütern und 
Einkünften hiernechſt über kurz oder lang an Jemanden, es feye unter“ 
was für Practest und Vorwand es wolle, etwas verkauffet, verſchencket, 
zu Behn gegeben, oder fonft alieniret und dem Haufe gänglich und in 
perpetuum eutzogen werden würde, ſolches alles null und nichtig, auch 
der jedezmahlige König in Preuſſen und Churfücft zu Brandenburg bes 
fuget und berechtiget ſeyn fo, dergleichen Alienationes: zu xeroeiren 
und auffzuheben, auch bie dergeſtalt veräuſſerte Lande, Güter unb Eins 
künſfte wieder an Sich zu nehmen und mit der Gron und Chur zu reu⸗ 
niren, ohne daß Er ſchuldig fey, deshalb dem Detentori einige Erſtat⸗ 
tung are 5 
ir wollen audy Unſere in der Regierung habende Nachfolger und 

Successorem ausdrücklich hiemit 1 ha - über wu s zu 
des Hauſes Conservation und Woplfahrt angefehene Verordnung kräftig 
und unverbrüchlich zu halten, auch nie das geringfte, fo derſelben zuwi⸗ 
der, vorgehen zu Laffen. N ] 

Allermaſſen denn auch alle und jede zu Administrirung Unſerer Fi- 
mautzign beftelfte Collegia, inſonderheit unſer Cenoral-Finantz-Directo- 
rium, Krafft diefed, abſonderlich befehliget werden, ſich hiernach gehor⸗ 
[unft, und eigentlich zu achten, alle aus denen von Unſeres Herrn Bar 
tern Majeſtät neu erworbenen, auch von Uns ferner acquirirten. Landen, 
Gütern und ſonſt einkommende Intraden, Einkünfte und Revenuen ihren 
Kegiſtern, auch über die Domainen: und Cammer- Güter habenden Bez 
ſchreibungen, mit zu inseriren, und, was den Punct der. Inalienabilität 
belanget, unter dieſen neuen acgnirirten Einkünfften, und den alten Do- 
main Gefällen den geringſten Unterſcheid nicht machen zu laffen, auch, 
wenn dem etwas zuwider vorgenommen worden, auch würcklich verhau⸗ 
get wäre, die jedesmahlige Landes⸗Herrſchafft dieſer Unferer ewig wife 
renden Constitution pjtidtmáfig zu erinnern, und daß derſelben Feines 
weges contraveniret werde, alle behörige Sorge zu tragen. Uhrkundlich 
deſſen, haben Wir dieſe Constitution mit Unſeren pua Hohen Hätts | 
den und Unfer Königliches Pavillon Siegel daran hängen loffen. 


So gegeben und geſchehen zu Berlin, den 18. Augusti 1713, 
(. 8.) 


Fr. Wilhelm. 
Ilgen. 


10 Den 24. Mal 1719. 


Nr. 5. 


Wegen der von denen Prieſtern zur Ungebühr geforderten 
Collecten. Vom 24. Maji 1719. 


Finder Wilhelm, König in Preußen, A. Edlgtr. Nachdem zu Un⸗ 
ferem nicht geringen Mißfallen verſchiedene Beschwerden eingefommen, 
wasgeſtalt bei denen Kitchen Revisionen ganz wujulifige Collecten von 
den Eingepfarveten an Gelbe und allerhand Victuslien erhoben, dann 
auch Unſere Unterthanen mit übermäßiger Beptreibung der fo genannten 
Calende und Petitionen feft beläſtiget und onerviret werden, und fole 
ches obwol nicht überall, dennoch in einigen Orten zur Ungebühr ges 
ſchehen zu ſein, laut eingekommenen glaubwürdigen Berichten wahrge⸗ 
nommen worden, dergleichen Excesse aber fo denen Landes⸗Einſaaſſen 
zur unerträglichen taft fallen, und mit der Zeit ihren Ruin an (id) gies 
hen doͤrffen, abzuſtellen die Nothwendigkeit erfordert, wie es auch wers 
möge des unter Unſerer eigenen hohen Hand de dato Berlin, den 25, 
Januar 1718. bereits ergangenen Rescripti beſchloſſen ift; Als wollen 
Wir krafft dejes verordnet und feſtgeſetzet haben, daß 

1. So viel bei denen Kirchen Revisionen eingeriffene zum Druck 
der eingewidmeten Gemeine gereichende übermäßige Exactiones betrifft 
inskünfftig, wenn von dem Ambts⸗ Hauptmann oder Verweſer nebft ei- 
nem Ert Prieſter und Adel. Efnſaaſſen der Kirchen Revision gehalten 
wird, zu denen auf die N und ganzen Bewirthung aufgehenden 
Unkoſten 20 Marck aus den Kirchen» Mitteln jedesmahl gereichet, und 
ſonſt über das nichts weder an Geld noch Victualien gefordert, noch der 
Gemeine mehr angerechnet, dem Erg⸗Prteſter auch die geordnete To- 
speotions- Gebühr, nehmlich, 1 Reichsthaler, womit er fih zu begnü⸗ 
gen hat, von der Kirche entrichtet, und ihm eine Fuhre, oder an deren 
Stelle ein weniges Reife Geld, und zwar vor jede Meile 10 Groſchen, 
gezahlet werden, die fåmbtlihe, Revisores aber ihre Arbeit beſchlenni⸗ 
gen, und nicht viele Tage dabei zubringen folem, damit die Unkoſten 
nicht ohne Urſach und unnoͤthiger Weiſe zuwachſen dörfften, dabene⸗ 
ben, wenn der Ertz⸗Pirieſter allein eine Beſuchung der unter feiner 
Inspection ſtehenden Kirchen jährlich vornimmt, wobei er nach der Pres 
diger Thun und Ambts⸗ Verrichtungen, auch derer Eingepfarreten Chris 
ſtenthum eine Nachfrage Hält, muß derſelbe alsdann mit einer ordi- 
nairen Mahlzeit an dem Ort, wie fie Gott giebet und der Pastor loci 
bei jetzigen bedrengten Zeiten in feinem Vermögen hat, zufrieden fein 
und auſſer dem nichts begehren. 

2. Was die ſogenandte Calende derer Prediger und Schulmeiſter 
anbelanget, fo weit felbige in jure statutario oder in der General - Kits 
chen Visitation und gewiſſen von der Landes ⸗Berrſchaft aus Ober⸗Bi⸗ 
ſchoͤfflicher Macht beſtätigten Verordnungen gegründet fein, deshalb zwar 
eines Theil verſchiedenen Prediger geklaget, wie diefe ihnen zu partem 
Salarii geordnete Emolumenta nicht von allen Eingewidmeten richtig abs 
gegeben und gereichet worden, ſondern fie von vieler Seit merkliche Nes 

ſtanten haben, andern Theils aber wegen Ungleichheit der Kirchenſpren⸗ 
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gel, da einige groß, die andern aber klein, dasjenige aber auch, fo fatt 
der Calende gegeben wird, nicht allenthalben in einerlei beſtehet, ſon⸗ 
dern von unterſchiedener Gattung und Magß iſt, nicht füglid) eine gleiche 
förmige Eiurichtung durchgehends und aller Orten gemachet werden kann, 
dannenhero gewiſſe Proportion zu halten, jedoch aber im ganzen Bande, 
bei jeder Kirche ein abſonderlicher Revisions- Recess befindlich, und in 
demſelben nach jeglichen Orts Beſchaffenheit, nach denen Einkünfften 
und Zuſtande ber Kirchſpiels⸗Kinder, imgleichen nach der Weitläufftige 
keit oder Enge des Kirchſpiels ſelbſten die Calonden eingerichtet fein, 
folchem nach die Ertz⸗Prieſter auf die Geiſtliche und Schulmeiſter ihres 
Sprengels, damit die Calende nicht weiter, als wie in einem jeden 
Tmbte die Kirchen⸗Rosense ſelbige ſchon determiniret haben, exteüdiret. 
werde, genaue Acht geben, dabei auch od jemand von dieſen Recessen 
abzugehen, und die Calende- excessivà in einem oder andern Stück zu 
ſuchen ſich unterſtehet, fleißig nachforſchen, alsdaun ſie die Contraveni- 
entea fofort angeben, und dieſe zur gebührenden eremplarifchen Strafe 
gezogen werden. Hingegen auch die Haubtleute und Verweſere, beim 
Ambte wie die unzuläßige Exactienes nicht geſtatten, und ſolchen ſteuern, 
alfo in bem, was denen Geiſtlichen rechen zukommt, ihnen hülfliche 
Hand biethet, und die Gingepfarrete, welche rm Seelforger das gez 
ordnete entziehen, und woiberjmenftig ſich bezeigen, oder gar zu füumig 
darunter ſind, zu Entrichtung deſſen mit zulänglichem Nachdruck anhal⸗ 
ten und gompelliren ſollen. ( 

3. Weilen die-Geiftliche aus der gemönlichen, Calende annot eine 
ſogenandte Petition abſonderlich eigenmöchtiger und unbefugter Weiſe 
ihnen angemaſſet, dergleichen doch nirgends weder in Kirchen + Visita- 
tions- Heesen noch anderer Sanction fundiret, ſo muß hinführo kein 
Prediger desfalls bei dem Gebeth⸗Verhör etwas fordern, menn aber je 
mand aus purem freien Willen, und ohnerinnert ihm was darreichet 
und mittheilet, alsdenn wird ſolches eines jeden Gutbeſinden und Ges 
fallen überlaſſen, jedoch folen hiezu die Eingewidmete keinesweges gez 
zwungen ſein, und wofern ein Prediger in dem Fall etwas begehret, 
es an ihm empfindlich geachtet werden. Demnach befehlen Wir dir hiera 
mit in Gnaden diefe Unfere wohlbedächtige Verordnung dem Ert ⸗ Sprit 
fier und fambtlichen Prediger, des dir anvertrauten Ambts ſofort zu ers 
öffnen; und zu eines jeden Wiſſenſchaft zu bringen, ihnen, daß (je den 
Juhalt gehorſam nachleben, alles Ernſtes anzudeuten, felbige dabei für 
einer unauebleiblichen Strafe zu warnen, deshalb genau adt zu geben, 
und nachdrücklich zu halten, auch bei vorzunehmenden Kitchen Revisio- 
men, demjenigen, fo im erſten Punct röguliret und vorgeſchrieben ift, 
ſelbſt dich gemäß zu bezeigen, und ſolches ohufehlbar zu observiren, und 
auf den unverhofften Fall der Uebertretung, Unſerer ſchweren Ungnade 
zu gewärtigen. Daran geſchiehet 2c. 

Königsberg, den 24, Maji 1719. ; 

& A. v. Rauſchke. D. v. Tettau. 


E, v. Oſtau. 
An alle Tembter. ue 


12 Den 6. October 1722. 
Nr. G. 


Edict wegen der Erb⸗Theilungen. De Dato Berlin, 
r ben 6. October 1722. 


Dennoch Seine Königliche Majeſtät in Preuſſen u. f. w. Unſer als 
lergnädigſter Herr, mißfällig vernommen, was maſſen in Dero Kiz 
nigreich Preuſſen, und inſonderheit in Litthauen, mit deren Unterkhanen 
Verlaſſenſchaft bisher übel und unordentlich verfahren worden; Seine 
Königliche Majeſtät aber befunden, daß ſolches nicht nur denen Rech⸗ 
ten und der Silligkeft zuwieder fei, ſondern auch wohl intentioniste 
Untertanen vom gebührenden Fleiß, als Weyforge, daß vielleicht ihr 
mit ſalrer Mühe erworbenes, nicht auf die Erhen kommen möchte, ab⸗ 
halten könnte; Als find Diefelbe in höchſten Königl. Gnaden bewogen 
worden, zu deſto mehrern Kufnehmen und Conservation Dero Bäuerli⸗ 
chen Ünterthauen hierunter ein fermes, und in andern Königl. Landen 
wohl etablirtes Fundament zu fe&en; Befehlen und verordnen demnach 
in Krafft dieſes Ediets, alfergnäbigft und erüßtich, daß wenn in Zukunft 
ein Bauer, Cossathe oder Gärter verſtirbet, keine als feine Kinder, oder 
in deren Ermangelung feine nächſten Freunde und Anverwandten, dem 
Land⸗Recht gemäß, feine Verlaſſenſchaft, fie bestehe, worimnen fie 
wolle, es fei an Bie, Mobilin; baren Gelde oder anderer Habſee⸗ 
ligkeit, erben foll; jedoch daß zuvörderſt die Hof⸗Wehr, und was de⸗ 
nen Verſtorbenen beim Antritt des Guthes oder Hofes an Beſtellung, 
Bich, Giifaat und andern Larentarien- Sticken geliefert, davon, falf 
er nicht foldes nach und nach abgeführet, und alfo feinen Kindern zum 
beſten das Inventarium (id) eigen gemacht, abgezogen werde, und beim 
Guthe als Eiſern beſtändig verbleibe, womit ſodaun das Guth einem 
von des Verſtorbenen zur Wirthſchaft tüchtigen Söhnen, oder wenn kei⸗ 
ner vorhanden, dem Schwieger⸗Sohn wieder verlafen, fouft aber, 
wenn weder Sohn noch Schwieger Sohn, vorhanden, daſſelbe von den 
Beamten, mit einem andern tüchtigen Wirth wieder beſetzet, und ihm 
die Hoffwehr wieder überliefert werden folle; Wie denn auch denenzent⸗ 
gen, fo keine Kinder oder Anverwandten haben“ erlaubet fein foll; ihre 
Verlaſſenſchaft, an wen fie wollen, zu vermachen, jedoch, daß felbige 
im Lande bleibe, und nicht an Auswärtige vermachet werden foll, 
Damit auch Niemand durch . derer Thellungs⸗Gebuͤh⸗ 
ren beſchweret werde; So befehlen Se. Königl. Majeftät Diemit in 
Gnaden, daß bie Ambts⸗ Haupt: Leute, Beamte, Verweſere und Adeliche 
Gerichts Schreiber vor die Erbſchaffts⸗Theilung bei den Immediat- Uns 
tertpanen, nicht das geringftg an Sportaln ober fonften nehmen, fonz 
dern ſolche ganz umſonſt verrichten, und nur denjenigen Bedienten, 
welche keine Beſoldung haben, und dergleichen Theilung: beiwohnen müſ⸗ 
fen, wegen der Schreſbmaterialjen bei jeder Erbſchaffts⸗Gheilung 8 Gute 
Groſchen aus der Verlaſſenſchaft gegeben werden ſollen. So viel aber 
dergleichen Erbſchaffts⸗Thellung bei denen von Adel, Güllmer und 
Freien betrifft, fo bleibet es zwar bei demjenigen, was deöfale im Lands 
Recht enthalten, und den Häuptleuten und Adelichen Gerichta⸗Schrei⸗ 
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bern geordnet worden, es müſſen aber dieſe fid) keinesweges unterſtehen, 
ein mehreres zu nehmen als daſelbſt erlaubt ift. Wie dann auch von 
jeder vorfallender Grótpeilung, die ohnumögänglich 6 Wochen nach Wos 
ſterben des Erblaſſers zu halten, eine Copen beim Ambte richtig zu ver⸗ 
wahren, von denenjenigen Copialien aber, ſo ein oder der andere Erbe 
zu feiner Nachricht verlangen möchte, an Schreib⸗ Gebühren, vor bem 
5 125 26 Linien auf jeder Seite beſchrieben, 6. Polln. Groſchen zu 
ordern hat. 

Damit nun ſolches zu jedermanns Wiſſenſchaft komme, ſo iſt die⸗ 
ſes Edict, nachdem es in Zeutfeber, Litthauifher und Spolnifdjer Sprache 
abgefaſſet und gedrucket, aller Orten ſowohl von denen Cantzeln, als 
durch die Beamten, Land⸗Schöppen und Schulsen gu publiciren, auch 
durch öffentlichen Anſchlag auf denen Aembtern und denen Städten; 
Dörfern und Krügen, bekannt zu machen. Und gleichwie Se. Königl. 
Majeſtät allergnädigft nicht hoffen wollen, daß ein Ambts⸗ Hauptmann, 
Beamter u. f. w. dieſem zuwider handeln, und fid) etwas, ſo der darin 
declarirten Willens Meinung Sr. Königl. Majeſt. zuwider, anmaßen 
werde, zumabl nunmehr ein jeder Unterthan ſelbſt weiß, was auf die 
Geinige ererbet werden kaun, und wie ihm darunter kein Eintrag, we⸗ 
der directe noch per indirectum geſchehen folle Alſo wenn dennoch 
Contráventionen und nur die geringſte Neben-Exactionen, derer Gerichte 
von denen Erbuehmern, die hierin exprosse verboten worden, ſich her⸗ 
vorthun möchten, follen die Verbrechers ohufehlbar mit harter arhitrai- 
rer oder gar nach Befinden Leibes⸗ Strafe beleget werden. Uhrkundlich 
haben Wir diefe Unſet Bdiet, eigenhändig unterſchrieben, und mit Uns 
ferm Inſiegel bedrucken lagen. So geſchehen und gegeben. 

Berlin, den 6. Octobr, 1722. 


Er. Wilhelm. 


e N eel 
Strandungs⸗ Ordnung 
für das Königreich Preuſſen, d. d. Berlin, den 10. No⸗ 
vemb. 1728. 


Wi Friederich Wilhelm, von GOttes Gnaden König in Prenſſen, 
Marggraf zu Brandenburg, des heiligen Nömiſchen Reichs Erz Cümme⸗ 
rer u. Churfurſt, Souverainer Prinz von Oranien, Neuchatel t. Valen- 
gin, in Geldern, zu Magdeburg, Gleve, Jülich und Berge, Stettin, 
Hr der Caſſuben und Wenden, zu Mecklenburg, auch in Schle⸗ 
iem zu Geoffen Herzog, Burggraf zu Nürnberg, Fürst ju Halberſtadt, 
Minden, Comin, Wenden, Schwerin, Ratzeburg und Mors, Graf zu 
Hohenzollern, Ruppin, ber Mark, Ravensberg, Hohenstein, Sedleuhurgr 
Lingen, Schwerin und Lehrdam, Marquis gu der Vehre und Blißingen, 


Tid 
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Herr zu Dlavenftein; der Lande Roſtock, Stargard, Lauenburg, Buͤtow, 
Arlay und Breda 2c. ꝛc. zc. Thun kund und fügen hiemit jedermännig⸗ 
lich, dem daran gelegen, abſonderlich allen Seefahrenden, Commercian- 
ten, Schiffern und andern, fo fid) der Navigation nach den Hafens und 
bey dem Strande Unſers Königreichs Preuſſen gebrauchen, in Gnaden zu 
wiſſen; Demnach Wir Zeithero nicht ohne Mißfallen verſchiedentlich ver⸗ 
nommen, welchergeſtalt bey denen auf Unſern Preußiſchen Seeſtrande 
vorgefallenen Strandungen und anderen Unglücksfällen derer in Noth 
geratpener Schiffe, auch barbey etwan berhandener Menſchen und Güz 
fer, die desfalls von Unfern glorwürdigſten Vorfahren hoͤchſtſeligen Ans 
denkens, von Zeit zu Zeit emanirte Ehriſtlöbliche Verordnungen ) und 
beilſame Beranftaltungen nicht überall gebührend beobachtet, ſondern un⸗ 
verantwortlicher Weife vielfältig Hindan gefeget, und folglich denen 
Nothleidenden nicht allemal mit erforderter ungeſcumter Hülfe beygeſtan⸗ 
den / noch vor die Bergung und Conservation der verunglückten Schiffe 
und Waaren alle behörige Sorge und Mühe angewandt worden; Als 
haben Wir zu Abrwendung diefes Unfuges, und damit nicht uur alles 
Ungli ſo viel möglich Pinfübro auf unſerm Seeſtrande verhütet, fons 
dern auch Niemand: in der Gefahr ohne Hülfe gelaſſen, und das Schiff: 
brüchige Gut den Eigenthümern zum Beſten gerettet und erhalten werde, 
gegenwärtige ausführliche Strandungs⸗Ordnung verfertigen und durch 
den Druck zu jedermanns Wiſſenſchaft bringen laſſen. J 

Verordnen, wollen und befehlen demnach in Gnaden und zugleich 
alles Eruſts, daß nicht nur alle und jede Licente Zoll⸗ und Strandbe⸗ 
diente, imgleichen die an dem Strande oder auf unſern Seehafens woh⸗ 
mende auch fonft fid) befindende See und Schiffsleute, Fifer, Bauren 
und andere Unterthanen und Einwohner bey Vermeidung ſchwerer Berz 
antwortung und anaustleiblicher Strafe, allen und jeden in Diefer Strands 
ordnung ihnen anbefohlenen beſonderen Pflichten und Obliegenheiten al⸗ 
lergeherſamſt nachkommen, fondeen auch unfere verordnete Preufifche 
Regierung, Krieges⸗ und Domafnencammer, auch ſonſten alle hohe und 
niedere Befehlshaber und Gerichts⸗Obrigkeſten ſamt dem Officio Fisci, 
beſtändig und mit allem Gruft und Nachdruck dahin fehen folen, daß 
dieſer Strandungsordnung überall gebührend nachgelebet, und derſelben 
von Niemanden, er fey fremde oder einheimiſch, auf einigerley SBeife zu⸗ 
wider gehandelt werden möge. 


Urkundlich unter Unferer eigenhändigen Unterſchriſt und aufgedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. So geſchehen und gegeben zu Berlin, den 
10. November 1728. $ 


Fr. Wilhelm. 
(L. 8) $ 
F. W. v. Grumbkow. E. B. v. Grup G. v. Katſch. F. v. Görne. 
A. O. v. Viereck. 


Wie aus nachfolgenden Numeris zu erſehen. 
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Das T. Eapitel; 
Bon ben Pflichten der Strandbedienten insgemeln. 
Der 1. Artic. 


Wegen des Strandverwalters, imgleichen wegen der Strandrenter, 
Cammerknechte, Fiſcher und Strandbauren, item dererſelben Söhne und 
Knechte, wie auch wegen derer ide in ben Boͤrnſtein⸗ und Fiſcher⸗ 
ordnungen begriffenen Bedienten, foll es, was den Börnjtein, die Fis 
ſcherey und dergleichen betrift, bei denen bereits emanirten Berordnun⸗ 
gen, als der Börnfteinorduung de Anno 1693. und der Haff⸗ und Fiz 
ſcherordnung de Anno 1640 ) überall fein Bewenden haben. 


Der 2. Artie. 


In denen andern Fallen aber, fo fid) auf dem Königlichen Strande 
bey Verunglückung, Strandung und Rettung der Schiffe, Menſchen und 
Güter eräugnen, follen obbemeldte Strandbediente, gemäß ihren oblie⸗ 
genden Cides- Pflichten, gleich denen Sells und Licentbedienten, und 
ſonſt jevermänniglich, fid) lediglich nach Vorſchrift gegenwärtiger Stranz 
dungsordnung verhalten, und alles derſelben zuwider laufendes, fo viel 
an ihnen, zu verhüten ſuchen, auch daſſelbe behörigen Orts gebührend 
anzeigen. 

Der 3. Artie. 


Dannenhero folen in nur erwehnten Fällen der Strandung die 
Strand Reuter und Cammerknechte, imgleichen die Strandbauren und 
andere dergleichen am Strande wohnende deute denen Königl. Licent⸗ 
inſpectoribus zu Pillau und Memel allen gebührenden Gehorſam und Beys 
hilfe zu leiſten ſchuldig ſeyn. Geſtalt bann benenfelben nebſt dem 
Strandinſpectori zu Palnınicen die pflichtmäßige Aufſicht auf bie Strans 
dungsſachen hiemit dergeſtalt aufgetragen und anbefohlen wird, daß 
dem Pillauſchen Licentinſpectori auf dem Königlichen Strande, von der 
Danziger Nehrung an bis Lochſtet, dem Strandinſpectorf zu Palmnicken 
von Lochſtet bis Roßiten, und dem Memelſchen Licentinſpectori von Ro⸗ 
b ut an die Curländiſche Grenze, die ſpeciale Anordnung oblie⸗ 
gen ſoll. 


Der 4. Artie. 


Da bey der Strandung oder Bergung zwiſchen denen Intereſſenten 
der verunglückten Schiffe oder Waaren, und denen Leuten, fo zur Sals 
sirung gebrauchet werden, einiger Zweifel und Streit entftünde, foll fel 
biger von obbeſageten Licent⸗ und Strandinſpectoren ſo fort ohne einige 
Weitläuftigkeit zur Stelle pſticht⸗ und billigmäßig abgethan werden. 

Were die Sache aber dergeſlalt beschaffen, daß fie Aufſchub leiden, 
und nicht bequemlich an dem Ort der Strandung abgemachet werden 
konnte, fol ſelbige auf der Licenteammer zu Pillau oder Memel, als 
in prima Instantia, und zwar nach dem Unterſcheid der oben determi- 


*) Wovon hiernaͤchſt die nöthigſte Auszüge folgen. 2 
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virton Diſtricten, mit Zutziehung einiger erfahrnen Kauf, und Schiffleu⸗ 
ten, de simplici et plano ünterſuchek, und fo viel möglich in der Güte 
entſchieden werden. 

Der 5. Artie. 

Sollte ſich hingegen finden, daß die uneinſge Parte gütlich aus ein⸗ 
ander geſetzet, und aller Process vermieden werden, konnte, fo follen den⸗ 
noch hierbey alle ſonſt gewöhnliche Weitläuftigkeiten der Rechtsgaͤnge 
äufferft vermieden, und höchstens keine mehrere Formalitäten berjtattet 
rden, als diejenigen, fo in dem lezten Gapitel des neuen Königl. 
Rechts vom Process feſtgeſetzet und verordnet worden. Wie denn 
auch diefe kicentcammeren nur allein die geringen Streitigkeiten, ſo nicht 
über 20 Nthlr. importiren, bey entſtehender getligen Beylegung , defi= 
nitivè abzumachen befugt fen folen, - 

Der 6. Artic. 


Was aber die Sachen von mehrerer Wichtigkeit betrift, davon ſol⸗ 
len dieſelbe, nach gehaltener genngfamen Unterſuchung, den darüber 
abgefaßten Recess, mitelft einem umſtändlichen Bericht von der ganzen 
Sache Beſchaffenheit, dem Licenteollegio in Königsberg zur endlichen 
Entſcheidung einſenden. Welchen dann inſonderheit die Consignation 
von denen bey der Salvirung e Unkoſten, als Bergegeld, 
Fuhrlohn, Diäten und dergleichen beyzufügen, und darüber des Licente 
collegii Verfügung zu erwarten ijt. 


Das II. Capitel. 


Was für Praecuutiones gegen die Strandungs⸗Gefahr 
zu beobachten. 


Der 1. Artic. 
Auf den beyden Hafen Pillau und Memel ſollen die Schiffsbaacken 


denen ankommenden Schiffen zur Nachricht jederzeit in behörigem guten 
Stande erhalten, und inſonderheit zu Pillau von dem Lootstommandeur, 
und zu Memel von dem Oberfootfen, mit zuſſerſtem Fleiß dahin gefer 
hen werden, daß ſolche nach Beſchaffenheit des Fahrwaſſers richtig ges 
fetet, auch fonten nichts daboy verabfåumet werde. Ruch foll allezeit 
wenigstens eine Baackenſtange im Vorrath gehalten werden, damit man 
ſich derſelben im Fall der Noth, wann die aufgerichteten Baaden etwa 
zerbrechen möchten, fo fort bedienen könne. 


Der 2. Artie. 


Weiln auch am Strande zu Brüſterort zum Dienft und Zeichen der 
Schiffe zwey Feuerbaacken angerichtet worden, fo follen dieſelbe beftåns 
dig des Nachts vom I. Septembris bis ultimo Aprilis mit einem bells 
brennenden und dauerhaften Feuer unterhalten, und darauf nicht allein 
von denen dazu beſtellten Wächtern bey Vermeidung harter Leihesſtrafe, 
mit Aufferfter Sorgfalt Acht gegeben werden, damit die Feuer in bet 
gefegten Zeit nicht dunkel brennen, oder gar verlöſchen mögen; ſondern 
es fol auch der Licentinſpector zu Pillau in specie pflichtmaͤßig dahin 
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(ehen, daß biefe Wächter ihre Schuldigkeit gebührend beobachten, auch 
die Feuermaterkalien zeitig dahin geſchaffet, inb zu dem beſtimmten Bez 
Huf behörig angewendet werden, auch ſonſt überall fiebey nichts erman⸗ 


geln moͤge. 
Der 3, Artie. 


Auſſer beſagten Feuerbaacken ſol Niemand, er fey Einheimiſch oder 
Musländiſch, zur Verteitung derer Seefahrenden am Strande, auf denen 
babe) liegenden Höhen einiges Feuer anzünden, bey ohnausbleiblicher 
harter Leibes⸗ und Lebensſtrafe, auch Erſetzung alles verurſachten Scha⸗ 
dens, fo viel das Vermögen des Schuldigen zureichend ift. 


Der 4, Artie. 


Auf den Hafens fellen den einkommenden Schiffen zur Nachricht 
des Sommers die Seeionnen, und des Winters die Vollen im Tief be⸗ 
hörig ausgeleget, und von denen zur Pilotage beſtellten Bedienten jeder⸗ 
zeit wit zuſſerſter Sorgfalt darauf Aht gegeben werden, daß biefetbe 
allemal an den rechten Orten geſenket, und fo bald ffe etwan durch den 
Sturm oder andern Zufall verrückt worden, wiederum an die behörige 
Stellen gebracht, auch fonſt überall in gutem Stande gehalten werden 
mögen. 1 
3 Würde aber eim Schiffer oder gif jer dergleichen Märk des Kiefer 
vorſetzlich verſchleppen, [o fol er nach Bewandtnſß der Umſtände mit 
einer unausbleiblichen Strafe von 100 bis 200 Athlr. beleget, und dazu 
nachdrücklich angehalten werden, ſolche Marke wieder an den rechten 
Ort zu bringen. a 


Der 5. Artie. 


Die Piloten folle: auf dem Lootſenthurm oder der Kletkbgacke die 
ihnen obliegende Wache nach ihrer Ordnung fleißig und richtig 1 
umd fo bald fie ein Schiff in der See vermerken, fo einlaufen wil „ oder 
in Gefahr iit, folches dem Lootscommandeur oder Oberpiloten ſo fort 
melden, auch fih nach deſſelben Ordre, ohne die geringſte Widerſetzlichkeit 
der Saum eügkene, bei fehnseree deibeeſtrafe und Cassatioh, dem Veftn⸗ 
den nach, durchgehends verhalten. y 


Der 6. Artic. r 


Der Lootscommandeur und Oberloots folet beſtaͤndig auf ihren Pos 
ſten zugegen ſeyn, und ohne erhaltene Erlaubniß der Licentcammer, bei 
5 Mihle, Strafe, nicht verreifen, die zur Pilotage gehörige Fahrzeuge 
und andere nöthige Sachen allemal in guter erf t Halten, mithin 
die fidere Ginz und Ausbringung der Sehife fich höchstens angelegen 
fert laſſen, über alle die Schiffe betreffende Worfälle ein richtfges Jour- 
nal führen, auch fongen durchgehend fio) ihrer habenden beſonderen 
Instructionen und Eidespftichten gemäß verhalten, j 

Der 7. Artie. 


ein Schiffer, er fey einheimiſch oder aus ländiſch, foll fid) bey 

Strafe Eines Nihle, von jeden gehen Laſten, nach des A Groͤſſe, 

unterſtehen, ohne einen ihm zugevrdneken Lootſen die Königl. Hafen 
Weſtpreuh. Prov.⸗Recht. Bd. II. 2 
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eins oder auszuſegeln, es wäre denn im hoͤchſten Nothfall, und fondere 
lich wenn die Lootſen unmoglich in See hinaus kommen können, welchen 
Falls dieſelbe jeboch denen aus Noth einlaufenden Schiffen, gewoͤhnli⸗ 
cher Maaſſen, mit den Baaden und Flaggen nach &ufferftem Vermögen 
zu Huͤlfe kommen, und dadurch den zu haltenden Cours anzeigen müfjen. 


Der 8. Artic. 


Sobald der Pilote das einzubringehde Schiff betritt, muß derſelbe, 
bei Verluſt einer monatlichen Beſoldung, den Schiffer, wie tief daſſelbe 
gehe, auch ob es einen hangenden oder geraden Kiel habe, genau befra⸗ 
gen, die Antwort aber ſogleich ſelbſt anzeichnen, auch bei entſtehenden 
Berdacht, ſolche zu feiner Eentſchuldigung fid) ſchriftlich von dem Schif⸗ 
fer geben laffen, und dabey denfelben derwarnen, hierinnen bey zwey Rthlr. 
Strafe von jeden gehen Laſten, nach des Schiffes Gröſſe, allen Betrug 
zu vermeiden. ^ 

Der 9. Artſe. 


Würde der Pilote befinden, daß das Schiff ſo tief gienge, daß es 
obne Lichtung nicht ſicher eingebracht werden möchte; fo foll er daſſelbe, 
vb es gleich der Schiffer auf feine Gefahr verlangen würde, einzubrin⸗ 
gen fid) nicht unterſtehen, ſondern fo lange auf der Rehde vor Anker 
liegen laſſen, bis es aus dem Hafen mit Bordingen oder Lichtern vers 
ſehen worden. 5 , $ 
Dir 10. Artie. 


Wenn das Schiff in vorſtehendem oder anderm Vorfall auf der Rehde 
fid vor Anker legen muß, ijt der Pilote verbunden, ihm die nächſte 
bequeme Ankerſtelle anzuwefſen, auch von dem Schiff nicht ehender, als 
bis es eingebracht, abzugehen; jedoch muß ihm der Schiffer vor jede 
Nacht fo er darauf bleiben müfte, inöbeſondere einen halben Rthlr. nebft 
der gewöhnlichen Schiffskoſt reichen. Y 

Der 11. Artie. 


Imgleichen ift der Pilote gehalten, die vor Anker liegende Schiffer 
zu erinnern, daß ſie zu Verhütung aller Gefahr und Schadens anderer 
Schiffe ihre ausgeworfene Anker gehörig beboyen, auch bey dunkeler 
Nachtzeit brennende Laternen aushengen folen; wie denn auch alle und 
jede auf der Rehde liegende Schiffer ſolches, bey Erſtattung des baz 
durch verurſachten Schadens, gemäß den Seerechten, ohnedem zu beob⸗ 
achten ſchuldig ſind. 

Q Der 12. Artic. p 


So (ange der Pilote auf bem en ift, muß derſelbe über das Nuz 

der und Seegel allem das Commando führen, fid) aber dabey fo fleifig 

und vorſichtig verhalten, daß durch fein Verſchulden das Schiff nicht in 

Gefahr und Schaden gerathe, bey ohnausdleiblicher Ceibeeftrafe und Erz 

fesung alles verurſachten Schadens, fo viel er vermag. 
Der 18. Artic. 


Damit nun das Gin- und Ausbringen der Schiffe fo viel ſicherer 


1 
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geſchehe, ſollen die Piloten, inſonderheit der Commandeur unb Ober- 
lots, auf das Tief und deffen Veränderung forgfältig Acht geben, und 
zu dem Ende daffelbe, fo oft es immer möglich, infonderheit nach jedem 
Sturm, aeenrat peilen, und die eigentliche Tiefe jedesmal anzeichnen, 
auch jedermann, dem daran gelegen, inſonderheit den Licentinſpectoren, 
davon behörige Nachricht geben. Wie fie dann auch dahin zu ſehen Has 
ben, daß das Fahrwaſſer durch Auswerfung des Ballaſtes auf keinerley 
Weiſe verdorben oder behindert werde. 


Der 14. Artie. 


Wann jemand, er fey wer er wolle, im Fahrwaſſer oder auf der 
Rohde einiges Wrack, verlohrnez Anker, oder andere bezgleidyen für die 
Schiffarth geſahrliche und behinderliche Dinge bemerket, foll er, wenn 
es möglich, ein Zeichen darbey fegen, auch es bey ohnfehlbarer Strafe 
der nächſten Licent⸗Cammer anzeigen, welche ſodann die Verfügung zu 
machen gehalten feyn foU, daß ſolche der Fahrt ſchädliche Dinge von 
den Piloten, auch nach Erforderung der Umſtände, von den Böthenern, 
Strandbauren und andern mit darzu tüchtigen Fahrzeugen verfehenen 
Leuten, ohne Verzug geräumet und heraus gefolet werden mögen; wo⸗ 
für die ausgebrachte Anker oder andere Sachen, denenjenigen, fo die 
Arbeit mit ihren eigenen Gefäſſen und Geräthfhaft gethan, fo fort vers 
fallen ſeyn folen, Maſſen die in dem neuen Königl. See⸗Recht desfalls 
befindliche Disposition Gap. IX. Artie, 17. nur allein von denen Wra⸗ 
cken, Ankern dc. ſo nicht im Tiefe oder Fahrwaſſer, ſonderp auf den 
vom Hafen abgelegenen Strande gefunden worden, zu verstehen ijt. 


Der 15. Artit. 


Am Strande folen die Strandreuter und Gammerknechte fih bey 
aller Gelegenheit des Strandes, fo viel möglich, erkundigen, die gefähts 
lichſten Oerter wohl anmerken, auch inſonderheit bey ſtürmigem Wetter 
den ihnen 1 pea District fleißig bereuten; und da [A einige in 
Gefahr feyende Schiffe bemerken, alles mögliche thun, um fie von ber 
Straudung, oder wenigſtens von den geführlichjten Orten abzuhalten, 
mithin berzeiten alles zu veranſtalten, was zu Rettung der periclitiren- 
den Schiffe, Menſchen und Güter vonnöthen und möglich ift. 

x 


Das III. Gapitel, 


Wie man fid) bei 'erängnender Strandungs⸗ Gefahr zu 
verhalten. 


Der 1. Artic. 


Würde bey Pillau oder Memel ein Schiff in Gefahr zu ſtranden, 
oder ſonſt zu verünglücken, gerathen, muß der Lootscommandeur oder 
Sberloots fo gleich nach erhaltener Nachricht die unter ihm ſtehende 
Lootſen mit erfordertem Nachdruck austreiben, und ſeloige nebſt den nz 
chigen Böthen und anderer Geräthſchaft, dem nothleivenden Schiffe zur 
Hülfe und Rettung dienen. 

22 
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d Der 2. Artic. 

Sollten aber die Lootfen vorgeben, daß es unmöglich, wäre auszu⸗ 
gehen, und an das perielitirende Schiff zu kommen, Wt der Lootëcoms d 
mandene oder Oberpilote ſchuldig, nach genommener reifer Ueberlegung 
und befundener Möglichkeit, ſelbſt mit ihnen heraus zu gehen, und alles 
Menſchmöglithe zu Salvirung des Schiffes vorzukehren. 

Würde nun ein oder andere Pilote fid) dennoch hiebey feiner Schul⸗ 
digkeit entziehen und zurück bleiben, fol er wegen folder Miberfpenftigs 
keit das erfe mal mit Verlust eines vlertelfährigen Gehalts, (fo unter 
die ubrigen mitgehenden Loolſen zu vertheilen,) das zwepte mal aber 
mit unausbleiblicher Entſetzung feines: Dienſtes beſtrafet werden. 

Der 3, Artie. 

Im Fall aber der Lootscommandeur oder Oberpilote es für impracti- 
able Halten würde, an das Schiſ zu getangen ift er schuldig ſolches 
dem Licent⸗ Inspecteri ungefüumt anzuzeigen, welcher fobanm eſnige der 
verhandenen erfahrenſten Schiffer daruber vernehmen foll; und wenn 
diefe das Heranskommen für möglich halten, auch einer oder der andere 
ſelbſt mit auszugehen mit ubernehmen würde, ſoll der Lootscommandeur 
oder Oberlosts nebſt den Piloten, ſchlechterdings, bey Strafe der Cas- 
sation, verbunden fron, nebst jenen auszugehen, und ales mögliche zu 
Salvirung des nothlefdenden Schiffes zu verſuchen. 

Der 4. Artie. 

Sollten aber mrerwäbnte Seeleute fámtlid) da Herausgehen für 
unmöglich Jalton, oder auch die offenbare Wumöglichteit vor Augen fern, 
ſo hal man dennoch zu verſuchen, ob nicht einige andere Seefahrende 
oder Fiſcher auf ihre Gefahr mit ihren eigenen Gefäſſen fid) unterſtehen 
und wagen wollten, gegen Verſprechung einer billigen Belohnung dem 
nothleidenden Schiff zur Hülfe entgegen zu gehen, welches Verſprechen 
dann bey erfolgender glücklichen Rettung von dem eholfenen Schiffer 
ohne alle Einwendung erfülle werden muß. Jedoch ift dieſes nur allein 
von ungezwungenen Verſprechungen zu verſtehen, Eeineöweges aber dahin 
zu ziehen, wann einige von denen zur Hülfe kommenden beuten den 
Nothleidenden, unter der Bedrohung fe zu verlaſſen, etwan ganz Übers 
mäßige und unbillige Conditioues abbringen und erpreſſen würden, als 
welche nichtig und unverbindlich Feyi ollen. 

Der 5, Artit. 

Wann die Piloten zu der erforderten Hülfe des nothleidenden Schif⸗ 
fes entweder nicht geungſame Gefäſſe und andere Geräthſchaft hätten, 
oder auch derer zur Königlichen Pilotage (ur Us Fahrzeuge wegen ein 
oder andern Umſtandes nicht fo geſchwinde habhaft werden könnten: fo 
fol der Loste- Commandeur ober Oberloots vollkommene Macht haben, 
die nächſten und bequemſten, Böthe derer im Hafen liegenden Schiffe, 
nebſt der von ihnen nöthig erachteten Geräth⸗ und Mannſchaft, Te viel 
fie davon entbehren kennen, anch wider Willen der Seifer, Dod gez 
gen verſprochene billige Bezahlung, zu nehmen, und zu obigem Behuf 
zu emploiren. Und Tolen, die bierinnen fid) wiberfegende Schiffer in 

10 Achlr. auch dem Befinden nach in gréffere Strafe verfallen ſeyn. 
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Der 6. Artie. 


Wann der Eigenthümer, Schiffer oder Steuermann des pericliti- 
renden oder verunglückten Schiffes ſelbſt zugegen, und die Bergung mit 
feinem eigenen Schiffsvolk oder anderen Leuten verrichten wollte, foll 
ihm foldes frey ſtehen, und Niemand darinnen behinderlich, ſondern 
vielmehr jedermaun der Königl. Unterthanen, fo viel möglich, mit Rath 
und That beforderlich ſeyn, es fey wo es wolle, bey den Hafens oder 
am Strande. , 


Der 7. Artic, 


Wäre aber der Eigener oder Schiffer nicht zugegen, oder es wollte 
auch berfetbe fid) ver Bergung ſelbſten nicht annehmen, oder verzögerte 
dieſelbige murhwilliger Weiſe, fo müſſen diejenigen, denen die Salvfrung 
obliegek, ‚oder anbefohlen, auſſerſten Fleiſſes trachten, für allen Dingen 
die Menſchen, und ſo daun das Schiff und Gut, oder wenigſtens das 
Vetere zu retten, und in Sicherheit zu bringen. Der Schiffer aber, fo 
Ho Bergung muthwilliger Seife verzögert har, iſt nach Rechtlicher Er 
kanntniß, ſowohl zu Erſtattung des einem Dritten, dadurch veränlaſſe⸗ 
ten Schadens anzuhalten, als auch wegen feines übelen Verfahrens ges 
büͤhrend zu beſtrafen. 


Der 8. Artit. 


Auf dem Königl. Strande ſollen die Strandreuter, fo bald fie Bes 
merken, daß ein Schiff in wirklicher Gefahr der Strandung ſich be 
det, oder gar bereits geſtrandet ift, hiervon denjenigen tice 
Strandinſpectoren, welchen, beſage obigen 3. Artic. Cap. I. bi 
Ipection des Straudungzwefens aufgetragen ift, ohne einige Verſßum⸗ 
aig behdeige Nachricht geben, inmittelſt aber nichts unterlaffen, was 
dem nothleibenden Schiffer zur Hülfe oder Rettung dienen kan. 


Der 9. Artie. 


Zu dem Ende fol der Strandreuter zuförderſt die unter feinem Be 
ritt wohnende Fiſcher und Strandbauren austreiten, damit fie mit fo 
viel Böthen und Gerätye, als nöthig und möglich aufzubringen, dem 
ſtraudenden Schiffe zuweilen, und mit möglichſter Hülfe beiſtehen mögen. 
Wäten aber unter defjelben Strandreuters Diftiot nicht gungſam tüch⸗ 
tige Leute, Böthe oder andere Nothwendigteiten vorhanden, fol der 
näͤchſte angelegene Stranbreuter auf Erfordern ihm mit fo viel Mama 
ſchaft, Gefaſſen und Geräthe bevzuſpringen, und mit gefamter Haud 
die Bergung zu befördern gehalten ſeyn. Und folen bierinnen die aus⸗ 
getriebene dite und Strandbauren (id in keinem Dinge bem Strand⸗ 
tenter wiberfegen, ſondern bei unausbleiblicher harten Leibesſtrafe bem» 
ſelben gebuͤhrenden Gehorſam leiſten. D 


Der 10. Artie. 
Sobald der Licenk⸗ oder Strandinſpector die Nachricht von der 


Strandung erhalten, fo er fid) forberfunt nach bem Srt hinbegeben, 
auch wo möglich, ein Paar Piloten mitnehmen, und alle behörſge Anz 
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ſtalt zur Salvirung beſorgen. Wobey denn bie Strandreuter ſowohl als 
die übrige zur Rettung verbundene Strandleute, fih nach des Iulpecto- 
xis Befehl und Unordnung genau zu verhalten ſchuldig ſeyn. 


Der 11. Artic. 


Wann die Strandung unvermeidlich ift, ſollen entweder die Pilos 
ten, oder in deren Abweſeuhelt, jemand ber tuͤchtigſten Strandleute, wo 
möglich, an das nothleidende Schiff fahren, und demſelben alle erfors 
derliche Nachricht von des Strandes Beſchaffenheit geben. Wäre ſolches 
aber nicht practicabel, fo muß der Licent⸗ ober Strandinſpector, oder 
in deren Abweſenheit, der Strandreuter, wenigſtens veranſtalten, daß 
auf dem Strande eine Stange mit einem weiſſen Tuch ausgeſtecket, des 
Nachts aber unten am Ufer des Strandes Feuer angeſtecket, und fiera 
durch dem perielltirenden Schiffer ein Zeichen gegeben werde, an wels 
cher Stelle eigentlich die Strandung mit der wenigſten Gefahr geſchehen 
könne. Würde aber jemand aus goktloſen Abſichten fid) unterſtehen, bere 
gleichen Zeichen vorſeblſch an die gefährlſchſte Stelle des Strandes aui» 
zuſetzen, und hingegen bie ſichere Platze zu verheelen, fol er deshalb 
mit ſchwerer Leibesſtrafe angefehen werden. 

Der 12. Artie. 


Auſſer den Strandbedienten, Piloten und andern zur Bergung von 
ihnen verordneten Leuten, fol fi Niemand, er fey wer er wolle, bey 
dem verunglückten Schiff oder Gut am Strande finden laſſen, bey Bers 
meidung harter Ahndung, nach befundenen Umſtänden. Zu dem Ende 
ſollen die Strand⸗Iulpectores, oder in ihrer Abweſenheit, die Strand⸗ 
reuter, mit ihren unterhabenden vereidigten Leuten, den Ort, wo das 
Schiff lieget, beſetzet halten, und Niemanden, als die Bergende und 
Snteveffenten des geſtrandeten Schiffes hinzulaſſen. Sollte fih jemand 
unterſtehen, ohne Erlaubniß oder gar mit Gewalt auf das Schiff zu 
kommen, der mag mit Gewalt zurück getrieben und als ein Räuber ans 
geſehen werden. 


Das IV. Capitel. 
Was nach geſchehener Strandung zu beobachten. 
; Der 1. Artie. 


Nach geſchehener Strandung find die dabey ſich befindende mehr ere 
meldte Infpectores. ſchuldig, die Veranſtaltung dergeſtalt einzurichten, 
daß die geladene Waaren oder Güter und Geräthſchaft des Schiffes, 
auch alles übrige, [o wiel möglich, in guter Ordnung geborgen und zu 
füberer Verwahrung gebracht, auch nichts davon entwandt oder verpar⸗ 
tieret werden möge, i 

Der 2: Artie. 


Alles geborgene Gut und was fonft gerettet oder angetrieben wird, 

jolt, ſobald es an Land könunt, von dem Strandreuter fleijig und um» 
ſtaͤndlich, inſonderheit mit Bemerkung der Zeit, Märke, Emballage und 
anderer Umſtände aufgezeichnet werden, und zwar (o viel es ſeyn kan, 
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in Gegenwart des Schiffer, oder wen derſelbe darzu, beſtellen würde. 
Zu dem Ende ſollen die Strand⸗Renter jederzeit ein Buch mit einem 
Bleiſtift bey fid) führen; die zur Bergung verordnete Leute aber alles 
und jedes fo fie an Land bringen, von Stück zu Stück fo gleich dem 
vr anzeigen, und bei ſchwerer Geld oder Beibeöftvafe nichts 
verheelen. 3 


Der 8. Arte. . 


Zu Verhütung alles Unterſchlelfes ſoll ſich niemand von den Fi 
ſchern oder andern Strandleuten unterſtehen, oue Vorwiſſen des Schif⸗ 
fers oder Strandbedienten, des Nachts an das geſtrandete Schiff zu 
fahren, weniger etwas daraus unter dem Vorwand der Bergung abgus 
holen; wer dawider handelt, foll als ein Dieb beſtrafet werden. 


Der 4. Artie. 


Sollte der Schiffer nicht ſelbſten gegenwärtig oder im Stande ſeyn 
anzuordnen, was zuerſt oder zuletzt geborgen werden folle, fo mifen 
die Strand Bediente und bergende Leute dahin ſehen, daß, fo viel moͤg⸗ 
lich, die koſtbareſten und dem Verderben am meiften unterworfene Wass 
ren zuerſt in Sicherheit gebracht, folglich die übrigen Güter nebſt der 
Schiffsgeräthſchaft, auch Masten, Ruder und Kiel gerettet, nichts ohne 
Noth zerhauen oder zerſchlagen, ſondern alles, ſo viel es fi) thun läſ⸗ 
fet, unbeſchädiget und in gutem Stande zu Lande gebracht werde. In⸗ 
fonderheit muß von denen etwan verhandenen Schiffs⸗Daonmenten, Brie⸗ 
fen oder Schriften nichts zerriſſen ober verworfen, ſondern alles ſorg⸗ 
faltig in Acht genommen, und den Licentcammern eingeliefert werden. 


Der 5. Artie. 


Wofern die geborgene Waaren vom Strande nicht ſogleich nach 
Königsberg, Pillau ober Memel gebracht werden möchten, foll zu derer⸗ 
felben ſichern Niederleg und Bewährung von denen gegenwärtigen Strand- 
und Licentbedienten, das naͤchſte bequeme Haus angewiefen, und darin⸗ 
nen der noͤthige Raum billigmäßig bedungen, auch folglich die Güter das 
ſelbſt bis zur Abführung mit gehöriger Vorſicht aufbehalten werden. 
Ueber die niedergelegte Stücke fol der Einwohner des Hanſes entweder 
ſelbſt eine Specification von fid) geben, oder wenigstens die ihm vorzu⸗ 
legende Conlignation des Straud⸗Renters unterzeichnen, und hiernach 
alle Stücke richtig abliefern, auch für allen bei ihm daran geſchehenen 
erweißlichen Schaden haften. 

Der 6. Artic. 


Die naßgewordene Güter, fo dadurch leicht gänzlich verderben kön⸗ 
nen, folen, fo bald möglich, und vor andern, unter Dach gebracht und 
getrocknet werder. Doch müſſen biefelse, wenn fie in Packen, Ballen, 
Haſſern, Kaften ze, befindlich find, von Niemony anders als von denen 
gegenwärtigen Licent⸗ oder Strandbedienten geöfnet, und dabey alle ets 
sinnliche Praecaution gebrauchet werden, daß ben der Auspackung nichts 
von Händen komme; zu dem Ende der Strandreuter alles Stück vor 
Stück auf feine Coufignätion' nouren, und infonpergeit dahin ſehen muß, 
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daß die Fäffer, Raften und andere Emballage fo viel möglich menagiret, und 
die Marke und bie Zeichen nicht verlöfchet, oder unkenntlich gemachet were 
den mögen. Würde jemand dieſes vorſetzlich thun, der fol als ein Dieb 
angeſehen, und zu Erſetzung des verurſachten Schadens gehalten ſeyn. 


Der 7. Aktic. 


Wann in vorerwehnten oder andern Fällen einiger Verdacht ent⸗ 
finde, daß von geſtrandeten oder angetriebenen Gütern etwas unter⸗ 
ſchlagen worden; fo muͤſſen die Infpectores in den Dörfern, worauf der 
Verdacht fallt, undermerkte Erkundigung einziehen, und fleißige Hausſu⸗ 
chung anſtellen. Würde nun hiebey etwas Entwandtes gefunden, fo ſoll 
der vierte Theil davon demjenigen, der die Unterſuchung gehalten, zu⸗ 
gefprodjen werben. Wie dann auch durchgehends derjenige, fo etwas 
Geſtohines oder Verborgenes entdecken und angeben wird, ſothanen vier 
ten Theil zu genieſſen haben, auch dieſer letztere mit der verdienten 
Strafe verſchonet werden fell. : 

Der 8. Artie. 


Derjenige aber, fo überfüfret oder betroffen wird, daß er einiges 
geſtrandetes Gut, es beſtehe worinnen es wolle, bey Seite gebracht und 
unterſchlagen, oder wohl gar fih am der Perſon oder dem beben der 
verunglückten Leuten vergriffen batte, der foli nach aller Strenge des 
Rechtens im erſten Fall als ein Dieb, im andern Fall aber als ein Stras 
Bentüuber dem nächſten Gericht übergeben, und nach formireten Inqui- 
fitions- Procefs, au Gut auch Leib und Leben, nach Bewandniß der Une 
ſtände, geſtrafet werden. 


Der 9. Artie. 


Und damit alle Dieberey fo viel mehr verhuͤtet werde, foll niemand, 
der etwas von geſtrandeten Sachen findet oder berget, befugt ſeyn, fel 
Diges ohne des Eigenthümers oder Strandreuterz Wiſſen, in fein Haus 
zu nebmen, ſondern er muß es ſogleich dem nächſten Strandbedienten 
in dem Stande, als er es gefunden, einliefern, oder wenigſtens unver⸗ 
zoͤgert anzeigen. > * 

Würde jemand hiewider handeln, der fol, wenn er beffen über⸗ 
zeuget wird, in gehen Thaler, auch nach Befinden, in groͤſſere Strafe vers 
„fallen ſeyn, auch wohl, nach Beſchaffenheit der Umſtände, gar mit Leibes⸗ 

strafe angeſehen werden, ob er gleich nichts davon entwandt hätte. Auch 
Toll Niemand. bey gleicher Strafe fid) unterſtehen, einen am Strande 
getriebenen Cörper in den Sand zu verſcharren, weniger demſelben ihis 
was abzunehmen, ſondern es muß pus ſofort dem nüchften, Strand» 
reuter angemeldet, von bemfelben die Beerdigung veranftaltet, und die 
Umſtände an die Licent⸗ und GitraubsIufpectores berichtet, wann fid) 
aber was verdächtiges oder gewaltſames au dem Körper vorfinden folkte, 
folches zur Veranlaſfung der benöthigten Obduction «om nächſten Ges 
richt, ſefort von ihn angezeiget werden. 


Der 10. Artie. 


Wann jemanden einige Waaren, Geräthe, Kleider oder dergleichen 
Sachen, wobey einiger Verdacht wäre, daß es geſtrandetes und geſtohle⸗ 
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nes Gut fep, zu Kaufe angeboten würde, fol derſelbe bei zehen Rthlr. 
Strafe schuldig ſeyn, [olde Sachen anzuhalten, und denen lnfpectori- 
bos zu Pillan, Palmniden, und Memel zu fernertr Unterſuchung angue 
zeigen, dafür Demfelben/ wenn es würklich geſtohlenes Gut zu ſeyn bes 
funden wird, der vierte Theil des Werths zur Dileretion zufallen fell. 


Der 11. otio | 


Die geborgene oder am Strande gefundene Waaren, lock ſobald 
es immer möglich, nach der nächſten von denen dreyen Picentftädten ds 
nigsberg, Pilau oder Memel gebracht, und dargi die Fuhren von den 
Strandeinwohnern gegen Bezahlung unweigerlich hergegeben werden, 
als worzu die gegenwärtige Licentz oder Strandbediente die nöthige Uns 
alt zu machen, und darauf zu ſehen haben, daß guit Beſten des Beta 
Tglüdten die Fahren leidlich bebungen werden. Wann aber der Schif⸗ 
fet nicht gegenwärtig, To fol der Licent⸗ oder Strandinſpector die Fuh⸗ 
ren bilkigmäßig zu behandeln befugt ſeyn. 


Der 12. Artie. 


Bey einer jeden. Fuhre fol der Schiffer, oder in deſſen Abweſen⸗ 
heit, der Strandreuter, eine schriftliche Nachricht mitgeben, ſowohl was 
au Fuhrlohn bedungen worden, als auch was für Stücke felbige gelas 
den, Damit die Lieferung darnach geſchehen könne. 


Wie dann auch der Strandreuter die Vorſichtigkeit zu gebrauchen 


hat, daß er deſelbe Güter, fo verpacket find, und unterwegens leicht 
beſtohten werden könnten, beſtmoͤglichſt verſiegele, auch fo ferne er nicht 
durch nöthigere Perrichtung feines Dienstes abgehalten wird, die Fuh⸗ 
ren bis zu dem müd)ften Strandrenter begleite; und hat dieſer nebſt Der 
s übrigen ſolches ebenfalls bis am den Ort ber Ablieferung zu beob⸗ 
achten. * ` 

Der 13. Artie. 


Ein jeglicher Strandreuter, in deſſen Beritt die Strandung gez 
ſchehen, foll, bey Bertuğ eines viertelfährigen Gehalts, bey jedem Bors 
fall verpflichtet ſeyn, dem Iulpectori, wenn er zugegen, eine ausführliche 
und accurate Confgauton von allen und jeden ſalvirten Waaren und 
Gütern, mit Verzeichuung der Märkte und anderer befundenen Umſtän⸗ 
den einzuhändigen, oder aber ſobald die Bergung geendiget, verſiegelt 
zuzuſenden. Auf den Liceutcammern aber fell ein eigenes Strandungs⸗ 
buch gehalten, und darinn obbeſagte Gong nationen eingetragen, auch 
fonft alle und jede Um ände von ſeglichen Vorfall befonders und orbent- 
lich verſcheieben und protocolliret werden. Aus welchen Strandungs⸗ 


buch bie kicentkammern zu Pillau und Memel fedesmal bey dem Schluß 


des Jahres ben Licenteollegio einen accuraten Auszug einzuſenden ſchul⸗ 
dig ſeyn. E * 


Der 14. Artic. 


Bey der Eiufuhre der geborgenen Güter auf den Zollſtädten, Find 
die Schiffer, Eigenehuͤmer oder Empfänger gehalten, ſelbige ohnverzö⸗ 
gerlich und bey 10 Rthle. aud) nach Befinden höherer Strafe, bey der 
Ticentcammer richtig anzugeben, damit bie gehörige Kicentgebühren das 
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von erkeget, auch ſonſt aller zu beſorgende Nachtheil und Streit vermie⸗ 
den werde. Jedoch ſollen die geſtrandeten contrebande Waaren, jo im 
Lande nicht verkauft, ſondern wieder ausgeführet werden müffen, im⸗ 
gleichen die geborgene Schiffsgeräthe, keinen Zoll oder Licent zu tras 
gen haben. 
Der 15. Artie. 

Im Fall aber die Bergung des geſtrandeten Guts geſchehen wäre 
ohne daß der Schiffer oder Eigenthümer darbey geweſen, oder fid) ſonſt 
gemeldet hätte, follen ſothane Güter nirgends anders als nach ber Pis 
centcammer des Orts oder Palmnicken gebracht, und von dieſen die 
fidere Bewahrung und Erhaltung dererſelben pflichtmäßig beſorget werden. 


Der 16. Artie. 


Beſagte Licentcammer fol diejenige Waaren, fo dem Verderben 
leichtlich unterworfen, ohne Verzoͤgerung, jedoch auf vorgängige Publi- 
cation, durch öffentlichen Auseuf an den Meiftbietenden verkaufen, und 
den daraus gelöfeten Werth dem Eigenthümer zum Beſten verwahrlich 
beylegen, Die übrigen Waaren aber, fo nicht verderblich, müſſen Jahr 
und Tag dem Eigener zu gute aufbehalten werden. 


: Der 17. Artie. 


Bey ermanglender Nachricht, wem die geborgene Güter zugehörig find, 
ſoll die geſchehene Strandung und Bergung durch öffentlichen Anschlag 
motifcitet, auch ſothane Notification annod) vor Ablauf deſſelben Jahres, 
zweymal wiederholet werden. " 

Wann nun der Eigenthümer fid) binnen Jahr und Tag, von ber 
Zeit der erſten Notiücation, zu dem geborgenen Gut gebührend angiebet 
und legitimiret, foll ihm daſſelbe, nach Abzug des Zolles und Berggel⸗ 
des, auch anderer erweißlichen Unkoſten, unweigerlich extradiret werden, 

5 Der 18. Artie. 


Würde aber Niemand in befagter Zeit fid) angeben, oder fein Recht 
darthun können, follen die noch verhandene Waaren gleichfalls öffentlich 
verkauft, und das gelöſete Geld in dieſem auch obigen Fall des 16. Ar- 
tienli, Seiner Königl. Majeſtät verrechnet, ſodann aber weiter Nieman⸗ 
den einiger Anſpruch daran verſtattet werden: es wäre dann, daß ber 
Eigenthuͤmer erweißlich machen, auch allenfalls mit einem körperlichen 
Gide darthun würde, daß er in obgeſezter Zeit von der geſchehenen No- 
tification keine Wiſſenſchaft gehabt, oder haben können, in welchem Fall 
Er. Königl. Mafeſtät fih vorbehalten, darüber Selbſten Dero hohe He- 
Tolution allergnädigſt zu ertheilen. e 

i Der 19. Artie. 

Wegen derer bei der Bergung vorfallenden Unkosten foll das ges 
borgene Gut ſchlechterdings haften, und daher den Eigenthümern von 
der Licentcammer vor Entrichtung derſelben nicht abgefolget werden. 
Weshalben Niemand von den Strandleuten oder andern fBergenben, bey 
Verlust feiner Forderung, ſich unterſtehen ſoll, ſich ſelbſt an ſothanem 
Gut zu pfänden oder bezahlt zu machen. 
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Der 20. Artic, 


Wann bie zur Aufſicht des Strandweſens im erſten Capitel Artie. 
8. ernannte Bediente bey dem geſtrandeten Schiff oder Gut ſelbſt zuge⸗ 
gen, find fie verbunden, das Vergelohn zur Stelle zu xegulitem, unb 
die verunglückte See⸗ Leute mit denen Bergenden desfalls, fo viel möge 
lich, in der Güte zu vergleichen, auch pflichtmäßig dahin zu fehen, da⸗ 
mit diefe arme nothleidende Leute nicht überfeget, und mit unbilligen 
Unkoſten beſchweret werden. i a 


Der 21. Artic. 


Wären aber obbeſagte Bediente nicht bei ber Hand, oder es könn⸗ 
ten diefelben keinen Vergleich zuweze bringen; fo müffen die Strands 
leute dennoch ohne Verzug zum Bergen angetrieben, und ihnen die Ver⸗ 
Toe gegeben el daß das gebührende Bergegeld bey E 100 

er, w. ii i eit 

vergütet A i bliefermg geſchiehet, nach Recht und Billig 
„ Wie denn auch derfelben Gammer oblieget, in dem Fall, da fi 
Fire Aree dir Sut zugeben würde, davon langſtens vier 
i er NotiüenHon ſo viel Ents 
titana Der Beg g bes 0 E * 


Der 22: Artie. 
Es müſſen aber die Infpectores, mit Zuziehung des ihnen zugeſetz⸗ 


ten Strandbedienten, auch einiger erfahrenen Schiffer, alle Umſtande der 

Strandung und Bergung, inſonderheit der ausgeſtandenen Gefahr, in 

reife Ueherlegung ziehen, mithin das Bergegeld gewiſfenhaft und ohne 

alle Partheylichkeit determinien, und zwar dergeſtalt, daß ſolches Did 

pe dritten Theil des. Werths der geborgenen Güter niemalen 
i e. 1 


Der 23. Artic. 


Wann die Strandung bey den Hafens zu Pillau ober Memel vors 
gefallen, ſollen die daſigen Licentinſpectores ſamt dem Lootscommandeur 
Ober Oberlootſen ſchuldig fen, alle behörige Veranſtaltung ex officio 
zu verfügen, und deshalb nichts zu fordern. Müften aber dieſelbige, 
wie auch der Strand⸗julpestor, nach dem Ort der Strandung eine Reife 
thun, fol denen fulpectoribus vor jeden Tag währender folder Reiſe 
Ein Athlr., dem Lvotscommandeur und Oberlootſen aber Zwei Gulden, 
und einem gemeinen Piloten ein halber Rthlr. an Diacten, zuſammt 
Bezahlung der Fuhre, von dem Schiffer, oder aus dem gelöſeten Käufgelde 
des geborgenen Guts entrichtet werden. Wie denn auch derjenige Strands 
reuter, fo die Aufſicht bey der Bergung gehabt, für fo viel Tag und 
Nacht, die er dabey erweißlich zugebracht, Zwey Gulden zu genießen 
haben foll. 

Der 24. Artic. 


Aufer obgeſettem foll fid) Niemand derer Licent⸗ oder Straudbe 
dienten unterſtehen, unter einigerley Vorwand von den geborgenen Gütern 
ſich etwas zuzueignen, oder denen verunglückten Leuten abzudringen, bey 
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Strafe der doppelten Erſetzung, auch anderer unausbleiblich harten Wyns 
dung, nach Bewandulß der Umſtände. Wohin jedoch nicht zu ziehen, 
wenn die Schiffer oder Kaufleute denenfelben nach geendigter Salvirung 
aus eigener Bewegung etwas zur Erkänntlichkeit anbieten wirden. 


Der 25. Artie. 


Gleichwie nun alles, fo vorſtehender Maaſſen wegen des Berglohus 
auch ſonſt verordnet ift, durchgehends alle und jede verunglückte Schiffe 
und Güter angehet, fo auf dem Strande oder Hafens geborgen, aufge⸗ 
fifchet, aus dem Waffer geholet, oder [onft auf einigerley Weiſe ſaleiret 
worden; alfo folen hingegen die in den Königl. Hafens einlaufende 
Schiffer, welche unter wegens in der See einiges Seetriftiges Gut ans 
getroffen und geborgen, ſolches ſo gleich bey ihrer Ankunft auf der Lis 
centcammer angeben, und dafür die Hälfte zu genieſſen haben, Seite 
nigen Schiffer aber, ſo das gefundene Gut verheelen und nicht angeben 
würden, folen nicht nur ſolches Gut ohne Eutgeld heraus zu geben, 
oder aber zu bezahlen ſchuldig, ſondern auch über das in willküheliche 
Strafe, Balb bem Denuncianfen, und halb den Seearmen zum Beſten, 
unerlaßlich verfallen ſeyn. 

Der 27. Artic. 


Damit nun ſchluͤßlich Niemand fid mit der Unwiſſenheit entſchuldi⸗ 
gen konne, fo fol nicht allein dieſes Königl. Strandungs⸗keglement bey 
den Königlichen Licentkammern behöriger Maaſſen allgiret, denen 
Straudbauren und andern Anwohnern aber ben den Strandviſitationen 
vorgeleſen werden, ſondern auch ein jeder Strandreuter davon ein Erem⸗ 
plar in feinem Haufe zu halten, und jedermann zur Einſicht öffentlich 
anzuhaͤngen, verbunden ſeyn. Signatum Berlin den 10. Nov. 1728. 


NR Fr. Wilhelm. 
(L. 8.) 
F. W. v. Grumbkow. E. B. v. Greutz. C. v. Katſch. 
F. v. Gime. A. O. v. Viereck. 
No. II. 


DECLARATION 


der Strandungs⸗Ordnung des Königreichs Preuſſen, de Dato Berlin 
den 20. Novembr. 1741. 


Nachdem unſeres in Gott ruhenden Herrn Vaters Majeftåt in der 
de Dato Berlin den 10, Novembr. 1728. durch den Druck publiairten 
Strandungsordnung für das Königreich Preuſſen, allerguäbigft feſtge⸗ 
feget und verordnet haben, daß die auf denen Seeküſten dieſes König⸗ 
reichs geſtrandete und angetriebene Schiffe und Güter, ihren Eigenthü⸗ 
meren ohne Ausnahme, fie mögen Einheimiſche oder Fremde ſeyn, nach 
Abzug des Soles und Bergegeldes, auch anderer darauf verwandten un⸗ 
uraganglichen Stoffen, unweigerlich abgefolget und astradiret werden fe, 
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len, ſolches auch bishero bey vorgefalenen Strandungen gegen Jeder⸗ 
man auf das genaueſte oblerviret worden, es aber der Billigkeit ger 
mäß it, daß Unfere Preußiſche Unterthanen in dergleichen Strandungs⸗ 
fällen auf fremder Puillancen Seeküſten und Ufern, ſich eben deſſelben 
Rechts zu erfreuen haben, welches die Fremden im Königreich Preuſſen 
genieffen; Als declariven Wir ín dieſem Fall erwehnte Strandungsord⸗ 
nung des gas aa allergnädigſt dahin: daß, wann die frem⸗ 
den Eigenthümer, der auf den Königl. Preußiſchen Seeküſten geſtrande⸗ 
ten oder angetriebenen Schiffen und Güter, vom ihrer Landesobrigkeit 
Heverliles beybringen, daß die Schiffe und Güter, [o Uns oder Unfes 
ven Præeußlſchen Unterthauen angehören, wann ſelbige auf ihres Landes 
Küften ftranden, oder dahin angetrieben würden, keiner Strandrechts⸗ 
Xxaction unterworfen feyn, und davon fonfon nidjté, als die gewöhnli⸗ 
chen Zollgepühren und das Bergelohn, nebft denen babey verwandten un⸗ 
vermeidlichen Stoftem abgejorbert werden ſolle, es ſodann bey ber jezi⸗ 
gen Verordnung des Preußischen Strandrechts, nach wie vor, fein Ledige 
liches Bewenden haben, und folglich das geſtrandete oder angetriebene 
und darauf geborgene Schiff und Gut gegen Entrichtung des gewöhnli⸗ 
chen Zolles, Vergelohns und unumgänglichen Koſten, ohne weitere Bx- 
action oder Detraction, denen Eigenthümeren abgefolget werden folle; 
Dagegen aber, wenn dergleichen Reverlales ausbleiben, wollen und vers 
ordnen Wir hiemit allergnädigſt, daß von denen auf den Seeküſten des 
Königreichs Preuſſen verunglückten und geborgenen fremden Schiffen und 
Gütern, eben fo viel jure retorhonis einbehalten werden fole, als Uns 
fere Preufifge Swipe und Guter in dem Lande, woher die auf de⸗ 
nen Siem des Königreichs Preuſſen ſtrandende und antreibende Schiffe 
und Güter ſind, an Strandungsrecht, oder wie ſolches auch unter einer 
anderen Benennung alldorten abgeforbert wird, nach Gewohnheit oder 
denen Rechten deſſelben Landes entrichten müſſen. 

Wannenhero die Cigenthmere, derer auf denen Küsten des König 
reichs Preuffen geſtrandeten oder dahin getriebenen und geborgenen Schlf⸗ 
fen und Guter, mit einem glaubhaften Document von der Landebregie⸗ 
tung, oder denenjenigen Collegiis, fo die Schiffahrts⸗ und Strandungs⸗ 
faden im Namen der Landesobrigkeit zu vefpieiren hat, künftig zu bes 
weifen haben, worinnen das abzuziehende Theil der geftrandeten Schiffe 
und Güter, anſſer dem gewöhnlichen Zoll, Bergelohn und andern des⸗ 
halb erforderlichen Koften beſtehe, da daun von dem Geborgenen jure 
retorhowis eben fo viel und nicht mehr einbehalten, und bei Unſerer 
Zalleaſſe verrechnet werden foll. Und da es fid) zutrüge, daß das Schiff 
und die Eigenthümer der Ladung aus verſchiedenen Ländern und Oertern 
wären, [o fol ratione detractionis gehöriger Unterſcheid gemachet wers 
den; und wann eines von beyden nach einem ſolchen Sort hingehoͤrete, 
wo kein Abzug bey Strandungen genommen wird, dafielbe im Königreich 
Preuſſen gleiches Recht geniejfem, das ändere hingegen ſothanem Abzuge 
bis auf fo viel unterworfen fem, als davon in dem Lande, wo es her 
if, exigiret wird; weshalb daun bey ſolchem Vorfall die inrerellauten 
des Schiffes und der Ladung von der relpective an ihrem Ort gebräuche 
lichen und geordneten Detraction, ein gehöriges Certificat, welches nach 
Beſchaffenheit der Umſtände, and falls einiger Zweifel dabey wäre, zu 
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beeidigen, bey Unſerer Tdmiralltätscammer in Königsberg einguliefern 
haben. Gegeben zu Berlin, den 20. Novemb. 1741. 
Friderich. 
G. 80 
F. v. Gm: 7 A. O. v. Viereck. F. W. v. Hoppe. 
A. F. v. Boden. S. v. Marſchall. 


— 


Nr. 8. 
PATENT, 


Daß bie Mennoniften Innerhalb Drey Monathe und långa 
ſtens gegen bevorſtehenden Trinitatis Das Koͤnigreich Preuf⸗ 
fen raͤumen, Oder wiedrigenfalls, Wofern fie fid) nach Ab⸗ 
lauff ſolcher Zeit annoch betreten laffen wurden, nach der 
Veſtung in die Karre gebracht, An deren Statt aber An⸗ 
dere gute Chriften, die den Soldaten⸗Stand nicht für vers 
bothen halten, angeſetzet werden ſollen. De Dato Berlin, 
ben 22. Februarii 1732. Königsberg, Gedruckt in 
der Sónigl. Preuſſ. Hoff⸗Buchdruckerey. 


Nucgdem Se. Königl. Majeſtät in Preuſſen ac. Unſer Allergnädigſter 
Herr, mißfällig vernommen, daß Dero hͤchſten Intention und Willens 
Meynung zuwieder, im Königreich Preuffen, ſowohl in denen Städten, 
als auch auf dem platten Lande fid) hin und wieder annoch Mennonis 
ften aufhalten: Mllerhächſtgedachte Se. Königl. Majeftät aber aus bes 
wegenden Urſachen, diefe Secte nicht geduldet, ſondern vielmehr alle 
und jede Mennoniſten, in Zeit von drey Monathen und alfo zwiſchen 
hier und Trinitatis dieſes Jahrs, aus Dero Preußiſchen Landen gäntzlich 
weggeſchaffet, diejenigen auch, welche in ſolcher Zeit das Land nicht vers 
laſſen, fondern nach Trinitatis es fey in den Städten, oder auf dem 
platten Lande, als Einwohner und Eingeſeſſene ſich annoch antreffen 
laſſen würden, als vorſetzliche Uebertreter dieſer Königl. Verordnung, 
zur Veſtung in die Karre gebracht wiſſen wollen; Als haben ſich darnach 
alle und jede im Königreich Preuſſen befindliche Mennoniſten, fie woh⸗ 
nen in den Städten, oder auf dem platten Lande, und in den Dörffern, 
allergeborſamſt zu achten, und falls fie ihre Immobilia in geſetzter Seit 
nicht verkaufen könten, darzu fichere Mandatarios und Berolimächtige 
te zu beftellen, die in ihrer Abweſenheit ihre Gründe beſtmöglichſt 
verkauffen können, mithin bey Vermeidung der Straffe der Veſtungs⸗ 
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Arbeit das Land in der gefegten Zeit gegen Trinitatis Diejed Jahrs zu 
räumen. 

Mehr pöchſegedachte Seine Königl. Majeftät befehlen auch zugleich 
ſowohl Dero Preußiſchen Regierung als ber Krieges⸗ und Domainens 
Gammer zu Königsberg, nicht minder der Litthauſchen Deputation zu 
Gumbinnen, ferner allen Haupt- Leuten, Verweſern und Beambten, im» 
gleichen denen Magifiráten in den Städten, und denen von Adel auf dem 
Lande, hiemit fo gnädig als eruſtlich, diefer Verordnung Nachdruck zu 
geben, und alle Menuoniſten zwiſchen pier und Trinitatis anni currentis 
wegzuſchaffen, an derſelben Platz aber andere gute Chriſten, die den 
Soldaten» Stand nicht für verbothen halten, anzusetzen. 

Damit auch dieſes Patent zu jedermanns Wiſſenſchafft kommen möge, 
und ſich Niemand mit der Uuwiſſenheit entſchudigen könne; fo foll fele 
biges, ſowohl in denen Städten als auf den Dörffern öffentlich, anges 
ſchlagen und ausgehangen, auch fonft gewöhnlicher maaſſen überall bes 
kannt gemachet werden. t 

Signatum Berlin, den 22, Februarii 1732. 


(1. 89 


g. W. v. Grumbkow. F. v. Girne A. O. v. Viereck. 
f F. M. v. Viebahn. F. W. v. Happe. 


Fr. Wilhelm. 


Nr. 9. 


Reglement 
Wie es mit denen bei Introduckrung der Prediger vorfal⸗ 
lenden Unkoſten und mit Verſorgung der Prediger⸗Wittiben 
in dem Königreich Preuſſen zu halten, de dato Berlin, 
den 5. November 1737. ‚Königsberg, gedruckt in der 
Koͤnigl. Preuß. Hofbuchdruckerei. 


Nachden Seine Königl. Mafeſtät in Preuſſen 2c. ze. ze. Unfer allergnäͤ⸗ 
vigſter Herr, vernommen, was maffen wegen der Unkoſten, welche bei 
Beſtellung der Prediger erfordert werden, bißhero in Dero Königreiche 
Preuſſen zum öffteren Zweiffel und Differensien entſtanden, und daher 
durch ein beſtändiges Reglement feft zu fe&en nöthig gefunden, was vor 
Unkosten in dergleichen Fällen zu pafſiren, und von welchen ſolche zu 
tragen feon; Als verordnen dieſelben hiermit in Gnaden, daß 
1) die Vocati zwar die Berlinſche und Königsbergſche Kanzelei⸗Jura, 
ao auch die Ordinations- Gelder gleich Anfangs bezahlen, dagegen 
aber 
2) Ihnen hernach überhaupt Einhundert Gulden ſogenannte Mantel⸗ 
Gelder aus den Mitteln der Kirche, zu welcher fie berufen worden, 
gegeben werden follen, 
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8) Wenn aber dieſe Kirche fo arm ijt, daß fle nicht allein ſothaue 
100 fl. ‚aufbringen kann, fo follen, nach vorhergängiger Unterſuchung, 
die ſämmtliche Kirchen deſſelbigen Amts, daferne dieſes aber klein, 
und die darin befindliche Kirchen gleichfalls ſchlecht bemittelt wä⸗ 
ren, alsdenn alle Kirchen in der ganzen Inspektion, worin ſothane 
Kirchen gelegen, darzu contribuiren, mithin desfalls eine Repartition 
des Vermögens jeder Kirche von dem Kirchen⸗Kollegio gemacht, und 
ſolche hiernechſt denen Haupt⸗Aemtern zugefertiget werden, mit 
Ordre, das Geld darnach belztreiben, die Eingewidmete aber dazu 
nichts herzugeben ſchuldig ſeyn. 

4) In denen Städten aber, wo der Magiftrat das Tas vocandi Dia- 
conum hat, müffen dem dergeſtalt vocivten Diacono ſothane 100 fl. 
Mantelgelder aus der Kämmerei gezahlet, von derſelben aber wegen 
der Introductious⸗Gebühr und Mahlzeit ein mehreres nicht, ſondern 
ſolches aus Kirchen» Mitteln entrichtet werden. ie 

6) Wenm ein Priſter von einer Kirche zur andern vociret wird, welches 
nicht felten gefehiehet, und folches mehrentheils die zemeſte Kirchen 
betrifft, ſo muß die Kirche, zit welcher er von dar beruffen wird, 
der erſten Kirche die vorhin demſelben gezahlte Ordinations- und 
Mantelgelder erſtatten, der tranélocirte Prediger aber von derjeni⸗ 
gen Kirche, zu welcher er alsdenn vocirt wird, folde nicht von 
neuen fordern. Welches auch in Anſehung der Diaconoram Statt 
haben, und in dem Fall, da einer derſelben an eine andere Kirche 
beruffen wird, diefe der Stadt⸗Kämmerei die vorhin demſelben ges 
zahlte Ordinations- und Mantel⸗Gelder wieder vergüten ſoll. 

Bei allen dergleichen Translocationen foll die Gemeine zwar 
ſchuldig ſeyn, ihn und feine Sachen, 8 hochſtens bis 10 Meilen zu 
hlen und fort zu bringen, mit [o viel Wagens, als dazu nöthig 
ind, was aber über 10 Meilen gehet, da [ol nicht die Gemeine 
fonbern der Prediger gehalten ſeyn, den Transport wegen bet meh⸗ 
reren Meilen felber über fid) zu nehmen, in Anſehung, daß er ohne 
dem durch bie Sramslocatton gemeiniglich feine Verbeſſerung erlan⸗ 
get; Wann aber dergleichen Trauslocation in der Erndte-Beit, oder 
im Herbſt und Frühjahr bei den ſchlimmen Wegen vorfället, To fol 
nur vorerſt 1 Wagen vor des Predigers Perſohn und Familie ge⸗ 
geben, und der Transport feiner Mobilien ſo lauge ausgeſetzet were 
den, bif die Wege bequem geworden, und die Erudte verrichtet ijt. 

6) Wenn der Prediger beſagte Mantel⸗Gelder bekommt, muß im- 
nichts weiter pro Archa, wie bißhero an einigen Oertern geſchehen, 
gegeben werden, noch er über dem wegen der Kanzelei⸗Gebühren 
ferner etwas beſonders fordern. t 

7) Wann der Ober- Hofprediger einen Erzprieſter introduciret, werden 
demfelben an Introductions⸗ Gebühren 10 Athlr.; Wann aber ein 
Erzprieſter in feinem Sprengel die Introduction eines andern Prea 
digers verrichtet, nur 4 Rehlr. von der Kirche, und die freie Fuhr 
von der Gemeinde zu geben ſeyn. f 

8) Der Amts⸗ Hauptmann, Berwefer und Adelicher Gerichtsſchreiber 
können davor, daß fie der Introduction von Amtswegen beiwohnen, 
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an des peätenbiren; Jedoch ijt die Gemeine ſchuldig, ihnen freie Fuhr 

u geben, A 

9) Ver die Introductſons⸗Mahlzeiten folen nicht mehr, als bei einem 
Erzprieſter nach Unterſchied der Oerter, höchftens 8 big 10 Sl, 
bei einem andern Land⸗Pfarrer aber 4 bij 6 Rthlr., und bei denen 
Pfarrern und Diaconis in den kleinen Städten 6 Rthlr. paſſiren, 
und ſolche ſowohl bei denen Diaconis in den kleinen Städten, als 
auch deuen Erzprieſtern und übrigen Predigern aus Kirchen Mitteln 
bezahlet werden. Jedoch aber muß alle erfinnliche Menage gebra: 
het werden, damit von dieſen dergeſtalt determinirten Mahlzeit⸗ 
Geldern noch etwas erſparet werde; Zu welchem Ende dann ſo we⸗ 
nig Perſohnen, als immer möglich, und nur diejenige darzu gezogen 
e werden müjjeu, welche bei dem Actu unumgänglich 
mótbig find. , 

10) Wenn aber jemand nur die Probe: Predigt Hält, muß vor Mahl⸗ 
zeiten nichts in Rechnung gebracht werden. 

11) Rd "Re be wohin vociret nte und er Prei uneE 

m fol, fo es wegen feiner Hinhohlung eben alfo gehal- 
ten werden, pie oben ad 5. wegen r 9 pa 
ordnet worden. Wenn aber mur eine Probe Predigt zu halten ift, 
fo foll derjenige, welcher die Probe. Perola zu halten fat, felber 
dafür ſorgen, wie er an den Ort hinkomme, und ſoll der Gemeine 

nicht angemuthet werden, jemanden zur Probe: Predigt zu hohlen. 

12) Verſtehet fid) gus obigem von ſelbſten, daß die Candidati, welche 
von Halle, oder einem andern auſſerhalb dieſem Königreiche gelege⸗ 
nen Orte beruffen werden, vor die Reife nach Preuffen keine beſon⸗ 
dere Reiſe⸗Koſten prätendiren können, wie einige zuweilen thun 
wollen. Wie denn auch . 

18) Wenn ein Pfarrer von einer Kirche zur andern vocirt werden foll, 
und die theologiſche Facultät ihn vorhero zu eraminiven verlanget, 
deshalben die Reiſe⸗Koſten ex propriis tragen und hergeben mu 
Wag die Prediger ⸗Wittiben anbetrifft, fo fol die Gemeine zwar, 

nach der bisherigen Ufance ſchuldig ſeyn, einer Wittiben ein jährliches 
Wittiben⸗Gehalt zu reichen, zu dem Ende auch der Amtshauptmann, oder 
Verwefer, mit Zuziehung des Amtmannes ſolches mit der Gemeinde nach 
der Pubenzahl zu eegulfren. Daferne aber mehr Wittiben an einem Orte 
werden, ſo behält die erſte ihren Unterhalt nach wie vor, die übrigen 
aber müſſen ihr Sort und den Abgang der erſten abwarten, bif fie fuc 
ceſſive zu dem Genuß desjenſgen gelangen Können, was die erſte als 
Wittibe bekommen, ober big fonften ein Fond ausgemittelt worden, wor⸗ 
aus ihnen etwas gereichet werden kann. Die Gemeine aber foll deshal⸗ 
bon nicht befchmeret werden, ſondern, wie gedacht, nur lediglich eine 
einzige, Wittibe zu unterhalten ſchuldig ſeyn, indeſſen, jedoch an denen 
Orten, wo bereits jego mehr Wittiben als eine find, es in statu quo 
gelaſſen, und nur künftig das obige existente casa obſerviret werden. 
Obgleich bishero an einigen ſonderlich poluiſchen Dertern, der Gez 
brauch geweſen, daß denen Prediger⸗Wiltiben zum Begräbniß ihrer vers 
forbenen Männer etwas gegeben zu werden pfleget, ſo ſoll doch ſolches 
hinführo ceſſtren, und die Prediger⸗Wittiben dafür nichts zu prätendiren 
3 
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befugt ſeyn, zumahlen da ſie ohnedem die Glocken und die Erde umſonſt 

haben, und dafür nichts geben dürfen. " 
Wonach ſich dann Unſere Preußiſche Regierung, Krieges⸗ und Do⸗ 

mainen⸗Kammern, Amts- Haupk⸗Leute, Verweſere, Umt⸗keute und Maz 

giſträte bevig: zu achten, und hierüber beftäudig zu halten haben. 
Urkundlich unter allerhöchſtgedachter Seiner Königlichen Majeſtät 

eigenbänbigen Ungenſcheift und aufgedeudtem Königlichen Suftegel: 
Gegeben zu Berlin, den 5. November 1787. 


(te eun ? Friedrich Wilhelm. 


Nr. 10. 


Neu- revidirte Fiſcher⸗ Ordnung vor das Friſche Haff Ki- 

niglicher Preußiſcher Herrſchaft, de dato Berlin, den 27. 

Februar 1738. Königsberg, gedruckt in der Koͤnigl. Preus 
ßiſchen Hoff⸗ Buchdruckerei. 


Wi Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König in Preuſſen, 
Marggraf zu Brandenburg, des Heil. Röm. Reiche Erß⸗Kämmerer und 
Ghurfürſt, Spwverdiner Prinz don Oranien, Niufchatel und Vallengin, 
in Geldern, zu Magdeburg, Cleve, Jülich, Berge, Stettin, Pommern, 
der Caſſüben und Wenden, zu Mecklenburg, auch in Schleſſen zu Grof 
fen Hertzog, Burggraf zu Nürnberg, Fürſt zu Htberſtadt, Minden, Ca⸗ 
min, Wenden, Schwerin, Ratzeburg, Oſt⸗Frießland und Meurs: Graf 
zu Hohenzollern, Ruppin, der Malk, Masentiend, Hohenſtein, Tecklen⸗ 
burg, Lingen, Schwerin, Böhren und Lehrdam, Herr zu Navenftein, 
der Lande Roſtock, Stargard, Lauenburg; Bütow, Arlay und Breda 2t. ze. 
Thum Lund und fügen hiedarch zu wiſſen? Nachdem viele Klagten feitz 
her darüber eingelauffen, daß eines theils denen von unſem Gottfegligen 
Vorfahren Glorwürdigſten Andenkens, in den Jahren 1589 und 1640 
emanirten Haff⸗ und Fiſcher⸗Ordnungen auf dem fogenaunten ſriſchen 
Haff, Unferet Herrſchaft, ſchlecht nachgelebet werde, andern, theils die⸗ 
felbe auf die gegenwärtige Beſchaffenheſt und Umbftände, in vielen Skücken 
nicht völlig eingerichtet, noch Darinnen, wieder die von Zeit zu Zeit neu⸗ 
erlich eingeſchlichene Miß brauche genugſahme Vorſehung geſchehen, bare 
aus daun dem Gemeinen Weſen vieler Schaden erwachſen; So haben 
Wir, ſolchem Uebel vorzubeugen, die vorbenannte Haff und Fiſcher⸗Ord 
nungen, durch Unſere Preußiſche Krieges? und Domainen⸗Kammer rei 
Direm und auf gegenwärtige VPerfaſſung und Umbſtände der Zeit einrich⸗ 
ten, und damit ſolche zu jedermanns Wiſſenſchaft gelange, drucken zu 
laſſen, wie folget: 


1. 


Die Nacht gegen den Sonntag und die Feſttage ſoll Niemand zum 
Kiſchen auslaufen. N 
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2. x 


Welche auf der Fiſcherei begriffen, bie follen gegen Sonnabendë oder 
gegen den Abe joa 15 n d 41 Qut om 


3. 


„Die Fischer und deren Knechte müffen auf dem Haff fih aller Schlä⸗ 
gerei enthalten, bei 20 bis 80 Poſtrunken⸗ Schlage nach Befinden des 
Exceſſes. 75 

4. 


Das fogenannte Pumpen, Kleunen, Jagen, Klappern, Bullern und 
Streren, ſowohl im Gafe, als in der See, wodurch der Fiſch vom 
Eingang ins Haff verjaget und vertrieben wird; ingleichen das Ausſezen 
der Quäfte im afe foll bei Berluſt des Gefäſſes und Garns, zu aller 
Zeit verbothen ſeyn. 

5. 

Das Vertalen des Eingangs der Fische Aus der See in den Haff, 
ingleichen der Strahme und Flütſſe, ud ud Mis ins friſche a 
haben, foll bei gleicher Strafe unterſaget feyn, dergeſtalt, daß, was 
das Pillauſche Tief betrifft, niemand 1 eben foll, auf eine hal⸗ 
be Melle vou dem Pofthaufe ab, vorlängſt der Danziger Nehrung, und 
eine halbe Meile von Alt⸗Pillau ab nach Gaporn werts, ingleichen eine 
ganze Meile vom Lief ab, nach Balgiſcher Seite zu, einige Art der 
Fiſcherei, fie habe Nahmen, wie fie wolle, zu treiben; Zu dem Ende 
fotbane Grängen zu mehrerer Sicherheit und Gewißheit mit ſtarken 
Pfoſten ſollen angezeiget werden; doch ſoll dem Stöhr Pächter zu Alte 
Pillar unbehindert fem, den Stöhrfang tmb die Ausſtellung der Stͤhr⸗ 
Netze in alle Wege, fo wie vorhin und bißher geſchehen, ferner zu exer⸗ 
ziren; auch fol die Dorfſchaft Alt⸗ Pillau ihre bisherige Fischerei mit 

den Strand⸗ Garnen, auſſer der Leechzeit beibehalten, nur daß fie die 
Schaaren und Tiefe vermeiden, " 


Das Treiben, fo bißher vor, und in dem Vief verübet worden, foll 
bei Verluſt der Gefäſſe und Netze, und bei halbjöhriger Veſtungs⸗Arbeit, 
ganzlich eingeftellet werden. 


Bei gleicher Strafe follen die Stranpdörffer und Guhren fid) ferner⸗ 
hin nicht unterſtehen, in der See innerhalb einer Meile Weges vor dem 
Eingang des Sieffs zu ſiſchen. Das Jagen, Klappern, Bulten und 
Pumpen bleibt nach dem J. 4. auch in der See bei Verluſt der Fiſche, 
Netze und Gefäſſe ganz und gar verbothen, doch wird 

4 8. 

Der Ströhmlingsfang in der See mit den gewöhnlichen unſchäͤdli⸗ 

chen Netzen fernerhin erlaubt. Y 5 


9. i 
Niemand fol Erlaubniß haben, eigenmächtig eine andere, als dies 
jenige Art der Fiſcherel zu treiben, worüber er yon ift, oder die 
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er von umdenklichen Seiten getrieben hat. Wer übrigens feine Befugniß 
zu ſiſchen binnen vierzig Jahren nicht srercitet T oder künftig ſolche 
viergig Jahr lang nicht treiben folte, gepet derfelben verlustig. 

10. 


Die Keitel-gifcherei foll von Oftern bis Ausgangs der Michaelis⸗ 
Woche, und länger, noch eher, nicht eher erkundet fegn. Die bißherige 
engere Megerige der Keitel, folen länger nicht, als bis Ausgangs Juli 
gebrauchet werden, nach welcher Zeit die Megerig bif auf dieſes Maaß 


müßen erweitert werden, bei Verluſt der Netze und. Gefäſſe. 
11. j 


Die Wied Garne müſſen keine engere Megerige als obiges Maaß 
haben, bei gleicher Strafe. 


Wöhrender Leechzeit foll. die Fiſcherei nahe dem Lande und vorlängſt 
dem Ufer gänzlich verbothen ſeyn, bei Verluſt der Gefáffe. und Nege, 
und foll dieſelbe währender Leechzeit anders nicht als auf der Höhe, oder 
dem ſogenannten Boden «ecfauset werden. 

n ung 


Die Sicke folen. bei offenem Wasser Einhundert Schritt ven sine 
ander, unter Eyß aber 40 Schritt von einander Geſetzet werde, ſondern 
der gif) einen Durchgang nach dem Ober⸗ und Nieder Haff behalte. 

i 3 nM ecl qm 


Die Pricken foll jeder Wirth mit feiner Hausmark bezeichnen, und 
ſoll niemand Pricken im Haff bei 20 Poftzunten- Schläge ſtehen laffen, 
fondern fobald die Säcke und Netze zu Lande genommen werden, folen 
auch die Pricken ſogleich mit ans Land gebracht werden damit die paf 
fitenbe Geföſſe und Keitel wiſſen, wann fie Priden ſehen, daß folhe 
nicht ledig, fondern bei Säcken und Netzen ſtehen, folglich dieſe efto 
eher vermeiden. Zu dem Ende bie Beambten einen jeden Wirth der 
Dorfſchaft dahin anhalten ſollen, ſich eine beſtändige Hausmark zu mas 
chen, welche jeder, Wirth und defen Nachkommen beibehalten müffen. 

i i 155 x 


Niemand fol fid) unterſtehen, ohne habende Gerechtſame unb Ver⸗ 
ſchreipung fih Frey Waffer auszufuſen; Wann der Fiſchmeſſter betgleie 
chen inne wird, fol er foldje dem jBeambfen jeden Orts anzeigen, da⸗ 
mit felbiger die Sache unterfuche und abſtelle, oder nöthigenfalls davon 
an Unfere Krieges⸗ und Domainen- Kammer zu weiterer Verfügung bes 
richte. Hingegen foll auch niemand bei Verkuſt der Nege fid) wnterfan- 
gen denen Ambtsfreien Zügen, fo von Alters her begränget find, zu 
nahe zu kommen. $ 
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P 46. 


Die Reitel Oörfer ſollen nicht mit einer größeren Anzahl Keitel 
fischen, als wie wirklich dem Amte verzinſen. Die übrige follen fsgleid 
abgeſchafßt werden, und kein Beambter Befügaiß baden, ehne Sormiffen 
und fcheifttichen Conſens Unſerer Krieges und Domainei Kammer meh⸗ 
rere Keitel oder Land⸗Garne zu erlauben, als ihm zur General⸗Pacht 
angeſchlagen find, Uebrigens kann ohne beſondere Verschreibung, ober 
absyue praesariptione, non interruptae Possessionis, niemand pie eitel 
Eoo gat obgleich, fein Privilegium. auf alle wih jede Wet det 

erſchreibung mit großen und kleinen Zeuge, fie haben Nahmen wie fie 
wolle, lauten ſolte. P 
he s 17. 


Sede Dorfſchaft ſoll fic mit derjenigen Heiffte des Hofes: begnügen, 
i fie belegen it, und nicht in jenſeitiger Helffte und denen dortigen 
m gleichfam vor ber Thüte ſiſchen; die Keitel aber müſſen zu aller 
951 Scharen vermeiden, und ihre Fischerei allein auf der Höhe 


Die erlaubte und berechtigte groſſe Garne, fie ſeyn aus Könkgeberg, 
oder aus den Ambts⸗Dorffern, ingleichen die Keitel müſſen bei Verlust 
der Netze und Gefüſſe die Tiefe. halten, die Scharen vermeiden, und 
nicht in die Gränge der Säcke kommen. Dahingegen auch dieſe nicht zu 
weit in die Tieffe und über ihre Gräutze bei gleicher Straffe mifen ges 
ſetzet werden. í ; 

2 "8, 

Der Landmann und Einheimfhpe, fo zu feiner Stotüburft, und nicht 
zum Wieder» Verkauf Fiſche haben will, [oU den Vorzug vor die ein⸗ 
heimſche Fuhrleute haben. 

Den freubden Kurſchellen ſoll ber Verlust ber Bife und Gefäſſe, 
nicht erlaubet ſeyn, vor Jacobi Fiſche zu kaufen; und nach Jacobi Toll 
ſolches anders nicht geſchehen, et habe dann zuvor einen gedruckten Per⸗ 
miſſzettel vom Benmbten zu Balga; der folche auf feine Soften unter 
Autherität Unſerer Preußiſchen Krieges und Domainen: Rammer drucken 
laͤſſet, gegen 6 Gr. Preuß. Gebühr gelöfet,, welche gedachten Beambten 
von fein vorgeſcheſſenes Druderloin, und vor feine Mühe iberloffen 
werben: Dieſer fol dergleichen Zettel vor Jacobi gar nicht ertheilen, es 
fei daun, daß ein beſenderer Seegen Sei der Fiſcheref fi) finde, unb dad 
Land und die Städte genugſam verforget sind; Und pierauf, ſoll Beamb⸗ 
ter auch. nach Jacobi besonders veflsctiten, und zu keine Seit Permiſſ⸗ 
zettel erthellen, es ſeh denn zuver das Lund und. die Städte, verſorget. 
Welcher Fischer fid) unterſtehel, obne dergleichen Peumifizettel, an einen 
fremöden Kurſcheller Fiſche zu verkaufen, foll mit 20 Poſtrunken beſtraf⸗ 
fet werden. T n 
~ 20. 


Die ſogenaunte Sieger folën gar nicht geduldet werden. 
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21 
Die Tonnen, womit der Fiſch verkauft wird, ſollen alle gleicher 
Gröſſe, nämlich 120 Stof, nach dem alten Göllmiſchen Maaß, auch alle 
mit des Ambts⸗Zeithen gebrannt ſeyn, bei Verluſt der Tonnen und 10 
Poſtrunken⸗Schlaͤg . z i 
^i 22. 
Der Fiſcher ToU ſchuldig ſeyn, feinen Fiſch an einländiſche Fiſchhäͤnd⸗ 
ler, wenn dergleichen fih melden, zu überloffen, doch kann er vom bol- 
ben Garne eine Somme, und vom ganzen Garne gwei Tonnen vot did) 
behalten. as x T : 
y 28, 

Den Fiſchern von groſſen Garnen wird erlaubet, die groffe Hechte 
und Lachſe bei halben mud ganzen Schoden auszuſeten, nicht aber die 
Breſſem. 1 1 ' x 2 

1222 0 24. b 

Wenn von einem oder andern Fiſcher Stöhr geftochen oder gefan⸗ 
gen wird, folem fie ſolche bei Straffe von 4 Wochen Zuchthaus arbeit 
von ſelbſt an die Stöhrbude nach Pillau abliefern, und bekommen davon 
vom Stoͤhrpaͤchter die Helſfte des Werths. 

s i 25 


Der Peckel Ziſch foll tüchtig und gut gefafgen werden, auch feft ein. 
geleget, bei halben und ganzen Tonnen verkaufft werden, worauf jeder 
Wirth feine Hausmark brennen, oder mit Rothſtein zeichnen muß. 


26, 
ee Fiſchmeiſter muß fid) alles Auf⸗ und Verkauffs der Fiſche ent- 
"n. 


a 27. nis 

Bei offenem Wafer foll bei Verluſt der ifthe und Gefäffe, nie 

mand 155 auf den Haff e trie Fiſch 1 5 ae 
gebracht werden. N 3 
LES dg ; 


In den Dörfern Pouniſch⸗Bahnau, Paderzorth, Kahlholz und 
Zimmerbnde follen gil hn o d werden, und zwar in Fele 
Bahna alle Mittwoch und Sonnabend, in den drei Legtern aber Dims 
ſtags und Freytags, oder wann an felbigen Fevertage einfallen, des Tas 
ges zuvor. Der Fiſchmarkt ol dauern im Sommer von 4 bis 8 Uhr 
Morgends, und im Herbſt und Frühjahr von 8 bis 11 Uhr Vormittags. 
Die in jeder Gegend berumgelegene Fifcher- Dörfer müſſen angehalten 
werden, jedes ein Gefäß mit Fſſchen dahin auf ben Wochen Markt zu 
bringen, als nehmlich: X 

zum Fiſchmarkt zu Pollniſch⸗Bahnau liefern ble Dörfer. Pollniſch⸗ 

Bapnan ſelbſt, Paſfarge, Leiſſuhnen und Rofenbergz 
zum Fiſchmarkt nach Paterzorth liefern die Dorffſchaften Schelen, 
Federau, Stameru, Heide und Wollitnfcken; 
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zum Fischmarkt, nach Kahnbalz liefem die Dorffſchaften ED 
> felöft, Wollite und Bolendorft; 1292 y 

zum Fiſchmarkt nach Simmerbube liefern die Dorffſchaften Zimmer⸗ 

. bude felbſt, Peiſen und Heidekrug. E ms 
Wobei der Fiſchmeiſter darauf feben muß, daß die Käufer zur Gonſum⸗ 
tion im Preiſe wicht überſetzet werden. f 

A 29. y 

Der Fiſcher, fo zu feiner Nothdurft aug der Stadt etwas au bohlen 
hat, fel Erlaubniß haben, ein Fuder Fiſch, doch nicht ohne Bergin- 
ſtigung des Schulzen mitzunehmen. 3 i 

E : 3580657 

Kein Sack⸗Fiſcher ſoll nach Untergang, und vor Aufgang der Son⸗ 
nen auf dem Waſſer (id) finden laffen, bei 20 Paftruntens Schläge. 
ú z N 81. ^ 

Wer jemand feinen Kahn oder Fiſchergezeug, ohne des Eſgenthümers 
Grlaubniß abführet oder 9 Finale Straffe serta fein. 

T 135: bf T, iR PARA 2 

Die Dorſſſchaft Paſſarge ſoll wegen der weiten Entlegenheit von 
Königsberg, Erlaubuſß haben, nach Jacob ihre Fische nach Danzig zu 
führen; vor Jacobi it foldes verbothen. Die näher nad) Königsberg 
gelegene Fiſcherdörffer aber zu keiner Zeit, es ſei dann, daß das Land 
und die Städte hinlänglich verſorget wären, alsdann und eher nicht Be- 
ambter zu Balga dazu ein Permiſſzettel geben ſoll. 

: mida ers n : 

Die Köufgsbergsche Gilde Fiſcher ſollen icht unterſtehen, die 

Fischer, [o nach vorhergehende 2öten S. nüt Fische zur Stadt kommen, 

bei Langerfeld oder auf dem Gafe, noch, auch auf dem Pregel, zu be⸗ 
ſpringen, anzuhalten oder ihnen die Zifche abzubringen, oder abzuzwak⸗ 
ken, Tondern die Fiſcher folen Erlaubniß haben, ihren Fisch Peret nuch 
Königsberg zu bringen, und daſelbſt zu verkaufen; Su rater Herbſt⸗ 
Zeit, und bei fogenanntem geſchloſſenen Hafe wann aus Furcht zu be⸗ 
frieren, theils die Fiſcher⸗Börffer fih nicht getranen, weiter als bis tòn- 
gerfeld hinguf zu gehen, noch auch die Gilde⸗iſcher wagen dürfen, aus 
gleicher Weforgniß, ins Sa zu gehen, ſtehet dieſen fret bei Langerfeld 
mit den Bifer-Fauen zu liehen; doch FOU aud) alsdann niemand gegwungen 
ſeyn, ihnen feinen Fiſch zu verkaufen, ſondern ein jeder Freiheit haben, 
wann ihm der Preis der Fiſche nicht anſtehet, damit zurück zu gehen. 

84; } : 

Mann der Fifchmeifter ſemand auf Goutravetión: diefer Haff Od. 
nung betrifft, den po jn 9 bei dem Beambten des Orts, da die 
Gontravention gefchehen, und locus delicti (b, aufbringen, und dieſer 
fell über das Delictum nach Befinden der Sache ad pratocollum erëz 
nen, und das ausgeſprochene Urthel fogle ir loro delicti; nach Anhalt 
dieſer Haff- Ordnung zur Exekution bringen. Wann der Gontravenient 
ein einrangirter Soldat ift, fo muß derſelbe zwar arretirrt, und über 
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deſſen Verbrechen ein Protokoll gehalten, und der Contravenjent mit 
Beifügung des Protokolls der nechſten Garnfſon abgeliefert, und folder 
geſtalt von Garniſon zu Garnfſon an das Regiment, wohin er gehöͤret, 
abgegeben, mit denen Enrollirten aber nach Vorſchrift der vorhin ema⸗ 
nirten Verordnungen verfähren werden. d à 

Bon den Conſisrationen fol. die Helſfte dem Fiſchmeiſter zufallen, 
die andere Helffte Unſerer Kaffe berechnet werden; worüber der Fiſch⸗ 
meiſter eine Verzeichniß halten, und ſelbige dem Beampten zu Balga 
alle halbe Jahr einhändigen muß, der ſolche Auſerer Krieges= und Doz 
mainen⸗ Kammer einfenden oll. fa $ 

85. x 

Wer [5 yn Fiſchmeiſter wiberfeáet, oder ihn mit Ehrenrührigen 
und Schmäßh⸗Worten, oder gat mit Ipätlichkeit angreiffet, wann er im 
Ambts⸗Geſchäfften i, fol mit halbjähriger Veſtungzarbeit beſtrafet 
werden; und damit fid) niemand mit der Unwiſſenheit entſchuldigen konne, 
fol das Both des Fiſchmelſters das Wapen des Haupt⸗Amts Balga im 
Wimpel führen. 86 


Der Flſchermeiſter fol in Kahlbolz, Balga oder Vollendorff als in 
der Mitte des Haffe Unſerer Herrſchaft wohnen, und unter der Aufſicht 
und Befehl des Beambten zu Balga ſtehen; als welcher inſonderheit da⸗ 
hin ſehen muß, daß der Fiſchmeiſter das Haff fleißig bereife, und feinem 
Ambte ein Genüge leiſte. E T 


Zu Salarieung des Fiſchmeiſters, müͤſſen alle nach der von Unſerer 
Preußiſchen Krieges⸗ und Domainen⸗Kammer gemachten beſondern Ein⸗ 
richtung, beitragen, welche das friſche Haff Uuſerer Herrſchaft beſiſchen. 
Wir befehlen demnach Unferer Preußiſchen Krieges und Domafnen⸗Kam⸗ 
mer, imgleichen bem Madiffrat zu 9290 1 und denen Beambten der 
Aembter Karſchau, Brandenburg, Balga, Garten, Caporn, Lochſtedt, 
Schaaken und Fiſchhauſen, daß fie Aber dieſer Unſerer Orbnung in allen 
und jeden ihren Punklen und Claufuln mit Nachdruck halten, die Con- 
traventiones ernſtlich beſtrafen, und dem Fiſchmeiſter zu fleißiger Auſſicht 
und Bereifung des paffe, auch daß er in allen Stücken ber, don Unſerer 
Preußiſchen Krieges- und Domainen⸗Kammer ihm ertheilten Inſtruktion, 
und feinem Gide, ein völliges Genäge leiſte, anhalten, und ihm in Metz 
richtung feines Ambts allen gebührenden Beiſtand und nótbige Hülfe Veiz 
fien, Zu welchem Ende Wir Denenjelben von Beiden haben Abfchrift er⸗ 
theilen lafen. Auch folen Unfere Ambtse Hauptleute zu Brandenburg, 
Balga, Fiſchhauſen und Schaaken, dieſe nene Haf- Ordnung von allen 
Kantzeln abkündigen lafen; die Beambte aber ſolche in denen Krigen 
und Schulzen⸗Aenbtern aushängen, und alle Jahre 2mal denen: Fifer 
dörffern im Ambte vorlegen. Denenjenigen, welche ſich der Fiſcherei, und 
des Einkaufs auch Verkaufs der Fiſche auf dem friſchen Haff auf eine 
oder die andere Art bedienen, UO: Wit hiedurch gleichfalls alletgnis 
digſt, und zugleich eenftlich, fid) in allen Stücken dleſer Paff- Ordnung 
gemäß zu verhalten, bei Vermeidung Unferer höchften Ungnade, und der 
darin feſtgeſesten Straffe. ^t , 


Den 14, Auguſt 1740. 4¹ 


Urkundlich unter Unſerer höͤchſteigenhändigen Unterſchrift, und beis 
ale fra eh j 


Gegeben zu Berlin, den 27. briar 1738, 
(. 8) 2 Ir Wilhelm. 


` m 
Nr. Il, 
Declarät ion : 
des Patents vom 22ſten Februarii 1732, daß diejenige 
Mennoniſten, elhe ſich zu Königsberg und an andern 
Orten des Königreichs Preuſſen häußlich niederlaſſen und 
ehrlich ernähren wollen, aufgenommen werden follet, De 
Dato Berlin, den 14ten Augusti 1740. : 


Nacden Se. Königl. Mafeſtät in Preußen ze zc. unſer allerguädig⸗ 
ſter Herr, aus bewegenden Urſachen gut gefunden, das wegen der Men⸗ 
noniſten in Preußen publicirte Patent vom 22. Februar 1732 nunmehro 
hiemit dahin in Gnaden zu declariren, daß alle Mennoniſten, fo viel fid) 
derſelben in Dero Königreich Preußen anfegen und haͤußlich niederlaſſen wol⸗ 
len, wieder aufgenemmen, und wie vorhin gleich allen andern Dero getreuen 
und fid) redlich nährenden Unterthanen in Städten und aufm Lande ge⸗ 
duldet werden follen; Als haben allerhöchſtgedachte Se. Königl. Majes 
jtàt ſolche Declaration piedurch öffentlich bekannt machen laffen wollen, 
befehlen auch zugleich Dero Preußiſchen Regierung, nicht minder Dero 
Krieges⸗ und Domainen⸗Kammern zu Königsberg und Gumbiunen, auch 
den Amte Hauptleute, Magiſträten und Beamten allergnädigſt, fih ` 
darnach gebührend zu achten, und diejenigen Mennoniſten, fo fid) in Dero 
Königreich Preuſſen häußlich niederlaſſen und ehrlich ernähren, wenn fie 
die gewöhnlichen Abgaben entrichten, und ſich ſonſten gehörig verhalten, 
bei ihren Profeifionen ruhig zu laſſen. 3 

Signatum Berlin, den 14. Augusti 1740, 

(L. 8.) i 
7 Friederich. 

F. v. Görne. A. O. v. Viereck. 

F. W. v. Happe. A. F. v. Boden. 


22 Dun 25. Miet 1745; 


ce ae eiat eon a 
S,SUeferdiypt, 
betreffend bie Excommunicatia, minor. 


Beun Gottes Gnaden Friderich König in Preußen, SRargGtaf zu Bran- 
denburg, des Heil. Röm. Reichs Erb ⸗Cämmerer und Chur⸗Fürſt ꝛc. ꝛc. 2c. 
Edler lieber getreuer, Weil Wir, bey gewißer Gelegenheit unver⸗ 
muthet wahrgenommen, daß die Prediger ſich noch hin und wieder un⸗ 
terfangen aus eigener Auctoritaet und Gefallen Leute vom Abendmahl 
abzuweiſen, Unf aber ſolches zum höchften Mipfallen gereicht, und Wir 
daher giten unzuläßige Gewalt ferner yi geſtatten in keine Wege 
papet inb, alß boben Wir vermöge des dieſerhalb an Unſere hiefige 
egierung unterm 1 2ten bujus ergangenen Rescripti dir hierdurch aller⸗ 
gnädigft befehlen wollen, denen ſämbötlichen Predigern des dortigen UMbtë 
anzudeuten, daß hiuffihre keiner ven ihnen bey SBermenbung wikührli⸗ 
cher Strafe, ſch weiter aumaaßen foll, jemand feiner Juhöter ohne soe 
gängige Rückfrage bey dem Consistorio, worunter er ſtehet, vor fid, 
und aus eigener Auctoritaet vom Nachtmahl abzuweiſen. Daran ge⸗ 
ſchiehet Unſer guaͤdigſter Wille. t $ d 3 
Königsberg, den 28. Martii 1748. — ET $ 
P4 Sribezid.. 


Nr. 13. 
y Dorffs⸗ Ordnung x 
des Ellerwaldes welche E. Edler und Hochweiſer Rath dem: 
ſelben im Jahr 1628. den 3. May gegeben, nunmehro aber 
mit Einſtimmung E. Erb. Präſentirenden Gemeine nach Be- 
wandniß der Umſtaͤnde wiederhohlet, und in einigen Articuln 
geandert und vermehret hat; jedoch mit Vorbehalt, dieſelbe 
auch hinführo nach Gelegenheit und Nothdurft zu verbeſ⸗ 
ſern, zu vermindern und zu vermehren. Im Jahr 1754. 
Elbing, gedruckt mit Preußiſchen Schriften. 
Das 1. Capitel. 
Von einem Chriftlichen und ehrbaren Leben. 
Articulus I, 


Daa die Furcht des Herrn der Grund und selle alles Segens 
ift, als folen alle und jede Nachbaren und Einwohner vor allen Dingen 
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ſich eines tugendhaften Lebens und Wandels befleißigen, und zu ſolchem 
Ende je nicht allein die Einwohner ſämmtlich, wie fie Nahmen ha⸗ 
ben mögen, es fe. Schulz, Nachbar, Gärtner oder Einwohner, nebft 
ihren Weibern, Kindern und Gejinde, ſich fleißig zur Kirchen und Anz 
hörung des göttlichen Wortes halten, und keinen Sonntag zugleich Mann 
und Weib aus der Kirchen bleiben, weshalb die im Jahr 1734. den 26. 
Maͤrz ergangene Kirchen⸗Ordnung erneuert, und hiemit nochmahlen be⸗ 
ſtätiget wird; ſondern es ſoll auch ein jeder Haus⸗Vater mit den Sei⸗ 
nigen zu Hauſe, die Uebung der Gottſeligkeit fleißig treiben: mánniatidy 
aber fid) für einem ärgerlichen Lehen, ſowohl in Worten als Werken, 
und beſonders für Schweren, Fluchen und Mißbrauch des göttlichen 
Rahmens- bey unausſetzlicher harten Straffe hiten: T 


Art. II. 


Cs fol auch ein jeder Nachtar, Görtner oder Einwohner gehalten 
fenn, in demſelbigen Nirchſpiel, in welchem er eingepfarret ift, dafelbſt 
zur Kirchen ſich zu halten, fi) trauen, feine Kinder daſelbſt tauffen, 
E s be SEN e ee er nichts deſtoweniger 
pores qu e ee e eee 


Art. IV. 


Niemand fol an Sonn⸗ und Feyer⸗Tagen, weder vor noch unter 
der Predigt, Brandtwein, Bier oder Toback verkauffen, noch umfonft 
geben, bey 20 Groſchen Buſſe der Kirchen, ausgenommen denen Reiſen⸗ 
den, oder ſonſt alten unvermögenden und ungeſunden Leuten, welchen 
vor 1 oder aufs höchſte vor 2 Groſchen gegeben werden kan. 


me Art, V. 


An denen Sonne und übrigen Fever⸗Tagen; foll kein Krüger oder 
Schenke verſtatten, daß mit Violen oder andern Inſtrumenten geſpielet, 
getanzet, oder auch von denen Bier⸗Gäſten Karten⸗ und Würffel⸗ Spiel 
getrieben werde, bey ungusbleiblicher harten Straffe.: In denen Werkel⸗ 
Tagen aber foll der Krüger im Sommer nach Glocke 9, und des Win⸗ 
bers nach Glocke 8 keinen Tanz mehr zulaſſen, auch nach folder Zeit, 


yes Bier⸗Gaſte weder Bier noch Brandiwein verkauffen oder auf⸗ 
ti le 


Art. VI. 


Nachdem man auch bisweilen mit groſſem Nergerniß geſehen, daß 
einige, inſonderheit Weibes⸗Perſonen, mit üppigen und ihrem Stande 
ungeziemenden leidungen zu prangen ſich unterſtanden; als fol inskünf⸗ 
tige auf dem Lande, Infonderheit denen Weibes⸗Perſonen, ſowohl unver⸗ 
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heyratheten als werheyratheteu, gänzlich unterſaget und verboten feu; 
zuͤldene oder ſilberne ©) „ Galonen, Bänder, Knöpffe, Samt, Stof⸗ 
en, oder andere theure Zeuge zu den Kappen, ſeidene und taftene Fuk⸗ 
terhembde zugebrauchen; worauf die Schulzen acht zu haben, und c8 
anzumelden verbunden ſeyn ſollen. t 

: Art. VII. 5 


Und da die Erziehung der Kinder eine der groͤſten Pflichten ift, fo 
uns obliegen, als ſollen alle und jede Eltern ihrs Kinder in der Furcht 
des HEren ſorgfaͤltig erziehen, und fleißig, ſowohl zur Sommer: als zur 
Winter⸗Zeit, in die beſtellte Schule zur Unterweifung ſchicken. G6 werz 
den denn nun die Kinder dahin geſchicket oder nicht, ſo ſoll dem Schul: 
meiſter nichts deſtoweniger von jedem Kinde das gehörig Qvartal von 
der Kindere Eltern gegeben, und überdag derjenige fo feine Kinder zur Schulen 
nicht halten wird, zu gebührender Straffe gezogen werden. Würde jemand 
dem Schulmeiſter die Gebühr alle Abarkal nicht richtig erlegen, und 
ſolches nach geſchehener Erinnerung 14 Tage länger anftehen laffen, der 
Fol auf das eufte Anſuchen des Schulmeiſters vom Schulzen Amt zur Rede 
geſetzet, und s Tage hernach, ſowohl wegen ſolcher Geblhr, als auch 
auf den halben Theil Darüber zur Straffe (fo der Kirchen heimfallen fol) 
ausgepfandet werden. y 


Dias 2. Gapitet: 


Bon Sthulzen, deſſen Amt und Verbindlichkeit, und von denen 
5 Rathleuten. 
Articalus I. 

Schulzen und Mathleute folen ehrbare und unbeſcholtene Männer 
ſeyn, welche ſich vor allen Dingen eines gottesfürchtigen und chriſtlichen 
Wandels, nebſt den Ihrigen beſleißigen, dabey verſtändig, nüchtern, ih⸗ 
rer Herrſchaft treu, in ihrem Amte ſorgfältig, und in ihrer eigenen 
Haushaltung gute Birthe ſeyn folem. c 

Art. II. 


Es fol denen 5 Schulzen im Ellerwalde in jedem Qvartier ein 
Rathmann zugeordnet werden, welche 3 Jahre in dem Amt verbleiben 
folen, nach Berflieſſung derſelben, fol die Kühre nach der Eiß⸗ 
Wache an einem ſolchen Ort, da es den Vorſtehern am begvemſten zu 
{eyn bedunket, gehalten werden; da denn jeder abgehende Schulz 2, und 
jeder Rathmann auch 2 tüchtige Perſonen aufſetzen foll, von welchen 
entweder ein neuer Schulz und Ralhmann in jedem Dvartier gewählet, 
oder der abgehende in feinem Amt von den Vorſtehern wiederum beſtä⸗ 
tiget werden fol: welcher fid) darwider ſetzen, und das Amt nicht an⸗ 
nehmen wolte, fo 6 Fl. poln. verfallen, und nichts deſtoweniger das 
Amt zu verwalten ſchuldig ſeyn. 
5 Art. III. 


Das Amt und Piht der Schulzen und Rathlente TN fety daß 
die auf die allgemeine Wirthſchaft des Dorffs, als Spammer Ufer, Haͤup⸗ 
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ter, Mühlen, Schlenfen, Graben, Brücken, riffien, und was dem ans 
haͤngig, fleißige Aufſicht haben, alles im richtigen und fertigen Stande 
erhalten, die benöthigten Baue und Verbaſſerungen treu und fleißig bez 
fordern, was wandelbar und zu verbeſſern nöthig, beyzeiten dem verwal⸗ 
tenden Vorſteher ankündigen, deſſen Anordnungen und Befehlen, wie 
auch vorgeſchriebenen Articulu gegenwärtiger Willkühr, in allen Stücken 
treulich und gehorſam nachkommen. Zu welchem Ende dieſe Willkühr, 
nebſt der Eiß⸗Wach⸗Ordinance, von jedem Schulzen in feiner Lade verz 
wahrlich aufbehalten, und nicht allein alle 3 Jahre, nach gehaltener 
Schulzen⸗Kühr, wie gewöhnlich, ſondern auch Jährlich, nach der Eiß⸗ 
Wach, von jedem Schulzen denen Nachbaren feines Qvartiers vorgeleſen 
werden ſoll. B PA 

rt, TV. 


Alle Befehle fo der Schulz erhält, ſoll derſelbe, ohne Säumniß, 
der Gemeine, oder den fie angehen, kund machen, und ohne Aufſchub 
oder Ausflucht ins Werk richten, auch in allen Sachen, fo ihm von der 
Obrigkeit und denen Vorſtehern mitgegeben werden, als in Tarfrung der 
‚Höfe, Unterſuchung der Schaden ⸗ Stände, als Feuersbrünſte, Waſſer⸗ 
Schaden, Viehſterben, Mißwachs und dergleichen, alles nach End und 
Gewiſſen anzeigen. Und damit alle Sachen, fo das Dorff angehen, or⸗ 
dentlich mögen aufgehoben werden, fo fol in jedem Schulzen⸗Kmt, auf 
Unkoſten der Gemeine, eine Schulzen⸗Lade angeſchaft und gehalten wers 
den, in welcher bie Amts⸗Befehle, Publicationen, Ordinancen, Willkühr, 
Brand Ordnung, Dorff⸗Rechnungen, Dorſfs⸗Büchſe, und dergleichen, 
aufgehoben und verwahret werden folen. 

Art. V. 


Wenn der Obrigkeit oder Dorff Schaarwerk angeſetzet wird, fo fol 
der Schulz allemahl ſelbſt mit dabey zugegen ſeyn, und anordnen, da⸗ 
mit alles deſto fleißiger und beſſer möge verrichtet werden: Solte aber 
der Schulz wegen Krankheit und anderer Ehehaften nicht zugegen ſeyn 
können, fol er fein. Amt dem Rathmann übertragen, welcher fid) auch 
defen, bey Straffe, nicht entziehen folk. 

Art. VI. 


Bey Verkauffung der Hofe und bey Theilungen fol der Schulz al- 
lemaßl zugegen ſeyn, und acht haben, damit keinem Theil zuviel ges 
ſchehe; infonderheit aber fol er darauf ſehen, damit diejenige, fo die 
Höfe an ſich behalten, oder von neuen antreten, ſolches nicht anders, 
als mit Vorwiſſen der Land: und Zins⸗Herrn vornehmen, auch nicht mit 
allzuſchweren Bedingungen, inſonderheit aber allzuhohen Kaufſchilling und 
übermäßigen Leib⸗Geding oder Hochzeit⸗ Theilen, beleget werden, auch 
die neuen Käuffer und Xnnejmer der Güter das Erbe zu beſitzen, im 
Stande ſeyn mögen, ` 
Art VII. 


Auch ſollen Schulzen und Rathleute fleißig acht darauf haben, wenn 
etwa beyde Eltern abſterben, und unmündige Kinder hinterlaffen, oder 
wenn Bater oder Mutter nach des andern Absterben, anderweit fid) ver⸗ 
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ehlichen wolte, daß denen Kindern, ehe die andere Ehe vollenzogen, Vor⸗ 
mündere verordnet, ihr Waters oder Mutter⸗Theil ausgemacher, und Dars 
uber gewiſſe Schicht⸗Briefe verfertiget werden. 

Art, VIII. 


Vor die Unterhaltung der Einheimiſchen Armen und Dirrftigen follen 
Schulze und Rathleute eine chriſtliche Vorſorge tragen; inſonderheit aber; 
damit die Kinder ſolcher armen Beute; welche das Qvartal aufzubringen 
unvermoͤgend find, mögen zur Schulen gehalten werben; zu welchem Ende 
nicht nur die vor der Kirchen geſammlete Allmoſen⸗ Gelder, ſondern 
auch ein Theil von denen Buſſen aus der Straf⸗Büchſe folle anges 
wendet werden. Andere fremde Bettler aber und umlaufendes lofe Ge⸗ 
findel und Landſtreicher, inſonder beit aber Zigeuner, ſollen in denen 
Dorffs⸗Gränzen nicht geduldet noch gelitten werden; auch FON. kein Nad- 
dar ober Gimsofuee, inſonderheit aber kein Krüger, bey ungusbleiblicher 
harten Straffe, fid) unterſtehen, jemanden von befagten Umläuffern oder 
Zigeunern, in ihren Häuſern oder Scheunen aufzunehmen und zu beher⸗ 
bergen, oder auch um das Dorff herum, auf denen Trifften oder an denen 
Spina amb Wallungen zu Teiden: ſondern fie ſollen vielmehr dleſel⸗ 
den verjagen, und zur ſchleunigen Räumung ihres Dorffs und deſſelben 
Grünzen mit allem Ernſt anhalten. e 


2 Art. IX. 


Die Schulzen folen wegen ihrer Mühe und Sorgfalt von der Dars 
tage S Grbe frey haben, die Straſſe aber, [o wegen Kraptung, Ver⸗ 
wäſſerung der Graben und Trifften gefallen, ſollen fie mit den Rath⸗ 
leuten zugleich theilen. 

Art. X. 


Die Schulzen und Rathmänner aber ſollen dieſer vorgeſchriebenen 
Ordnung auch feler ein Genüge thun, infondergeit bey Cif; Wachen 
und Waſſers⸗ Nöthen, wie auch wegen TIS und Verwäſſerung der 
Graben und Trifften und was zu dem mehr gehörig bey doppelter Strafe, 


wenn über dieſelbe bey den Vorſtehern gekläget wird. d 


Das 3. GaplteL, 
Von der Nachbaren Gehorſam. 


Articulus L. 


Was der Schulz im Nahmen der Obrigkeit und der Vorſtehere, oder 
auch in gemeinen Dorff- Sachen in feinem eigenen Rahmen mit Wiſſen 
und Willen der Rathleute beſtehlet, demſelben foken alle und jede Nach: 
baren, Gärtner und Einwohner, wer die auch immer ſeyn mögen, wolle 
kommenen Gehorfam leiſten: wiirde fid jemand, es fey bey der Gif- 
Wache, oder bey Thamm⸗ und andern Schaarwerken unterſtehen, denen 
verordneten Vorſtehern, oder denen Schulzen, den Gehorſam Nachbar 
gleich nicht zu leiſten, ſondern zu entziehen, und demjenigen was ange⸗ 
ordnet und befohlen worden, nicht nachkommen wollen, öder ſich denen 
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Schulzen und Nathleuten bey der Pfändung muthwilliger weiſe ſich zu 
wiederfegen, und dieſelbe nicht geſtatten wollen, perſelbe foll auf dime 
klage bey denen Vorſtehern mit harter und unausbleiblicher Straffe bes 
leget werden. pos 

t. II. 


aber Amts- und Schulzen⸗Befehle nicht beſtellet, oder weiter forte 

ſchicket, foll, nachdem hierdurch etwas mehr oder weniger verfäumet: 

worden, in 1 bis 3 Gulden Straffe verfallen ſeyn. il 
Axt. II, | Aca 


Wenn der Schulz die Gemeine zuſammen ruffen läſſet, foll ein je⸗ 
der Wirth oder Wirthin, oder im Fall ihrer Abweſenheit, und Verhin⸗ 
derniſſe ehehafter Roth, jemanden von feinem Geſinde, auf die beſtimmte 
Stunde, fid zu ihm oder an den angeſetzten Ort verfügen, unb ambos 
ren, was der Schulz wegen der Herrſchaft oder mit Wiſſen und Willen 
der Mathleute zu der Gemeine Beſten wird vortragen. Wer zur bes 
ſtimmten Stunde nicht kommt, foll 3, Groſchen, wer gar ausbleibet, Toll 
zum erſten mahl 6 Groſchen, zum andern mahl 12 Groſchen, und zum drit⸗ 
ten mahl 36 Groſchen Stvaffe verfalen feya in die gemeine Büchfe, und gleich⸗ 
wohl des Schulzen Befehl, gleich feinen Nachbaren nachkommen, welche fid) 
aber wieder diefen Befehl legen und muthwillig ungehorfam ſeyn, die foller 
gepfändet und von der Obrigkeit zu gebührender Straſſe gezogen werden. 


Art. IV. : 


„Wer ſich im, Schulgen-Gebot unbeſcheiden aufführet, oder betrunken 
dahin kommt, Schmöh⸗Worte gusſtöſſet, fuchet, Zänkerep aufänget, oder 
wohl gar elwas thälliches beginnet,, derſelbe foll alſogleich von Schulzen 
und Ratplenten, willkührlich, nach Umſtand des Verbrechens beſtraffet 
werden. Und damit daſelbſt alles friedlich und ordentlich zugehen möge, 
fo fol beym Schulzen⸗Gebot die Straf⸗Büchſe allemahl auf, dem Eiſch 
ſtehen, und wenn der Schulz damit klopffet, alles friedlich ſeyn, oder 
del Verbrecher ſofort geſtraffet, auch ehe er aus dem Haufe gehet, die 
Straffe zu erlegen, oder ein Pfand dafür zulaſſen, angehalten werden. 

n 5 


Wenn der Schulz Schaarwerke anſaget, es fey für die Herrschaft, 
die Kirche, oder zu Beſſerung der Land⸗Straſſen, Wege, Brücken, Müh⸗ 
len, Graben, Wallungen und Thaͤmme, oder auch auf die Gigs und 
Waſſer⸗Wachen, oder was fohften zu des Dorſfs Beſten und Nupen, 
anbelanget, es mag Nahmen haben wie es wolle; fo fol ein jeder zur 
axgefebten Stunde Tid; an Det und Stelle nach des Schulzen SBefebl. vers 
fügen, und nicht ausbleiben, oder bey ehehafter Abweſenheit, einen ſtar⸗ 
ken Mann in die Stelle ſchicken. Wer anfen blelbet, oder bey Schaar⸗ 
werks⸗Anfange nicht zur Stelle ſeyn wird, foll den Armen 15 Groſchen, 
und der Gemeine in ihre Büchſe 10 Groſchen geben, und das verius 
mete und ihm zugeordnete Schaarwerk gleichwohl verrichten. Auch fok 
der Schulz nicht zugeben, daß Kinder, oder untüchtige Leute zum Schaar⸗ 
werk geſchicket werden, ſondern in deren Stelle, wenn die Sache keinen 
Auffchub leiden ſolte, andere für Geld bedingen, und annehmen, wels 
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ches denn diebus fo ſolche untüchtige geſchickt haben, innerhalb 24 
Stunden, bey Auspfandung, bezahlen follen. " 


Art. VI. 


Ein jeder fol feine Zinſer jährlich auf Lichtmeß feinem Land⸗Herrn 

richtig und underzüglich abtragen, wiedeigenfalls er auf die erſte Anklage 
bey dem Herrn Bogt ohne Verſtattung einiger Stift, Termine, oder Auf- 
ſchub, alſofort auf eigene Unkosten des Schuldners exeqvitet- werden foll. 
Wer aber von 3 Fahren Zinſe ſchuldig bliebe, deffen Erbe foll alſogleich, 
ohne Vergönnung einiger Termine, zu Rathhauſe publiciret, und nach ger 
ſchehenen 6 Publicationen ohne alle Limitation, entweder dem Meſſtbie⸗ 
thenden zugeſchlagen, oder wenn keiner der etwas biethen wolle, vorhan⸗ 
den wäre, deffen Erde und Zins⸗ Gerechtigkeit dem Sanbepertm in lolntum 
angegeben werden. In concurfa Creditorum aber foll dieſer Land⸗Zins 
unter gemeine Stadt- Schuld in die 9te Clalle zuerſt geſetzet, und allen 
übrigen Oreditoribus vorgezogen werden. 


Oas 4. Capitel. 


Von der Wirthſchaft ingemein. 
Item: Von den Gärtnern und dem Geſinde. 


i Articulus I. 

Cs fell niemand einen Hoff kauſſen, oder auch hinein freyen, er 
habe denn vorhero wegen feines vorigen guten Verhaltens fid) gebührend 
gerechtfertiget. Auch foll kein Gärtner in das Dorff aufgenommen were 
den, vielweniger jemand von denen 90adjbaren oder Gärtner an jeman⸗ 
den ſo der Nachbarſchaft unbekannt iſt, ein Haus oder Stube vermiethen, 
es habe denn berfelbe einen Beweiß feines Verhaltens, und wo er ſich 
vorhero aufgehalten, dem Siulan übergeben, damit man wiſſen könne, 
was für Leute aufgenommen werden, und im Dorff wohnen. 

i Art. II. 


Dafen einem Gränz⸗Nachbar, oder einem andern Nachbar, der auf 
dem Dorff wohnet, der Hoff oder Land, welches verkauffet wird, davor 
anſtünde, wofür es verkauffet wird, ſo ſoll er für einem Fremden der 


nechſte ſeyn. Ses 


Demnach auch die Erfahrung belehret, daß bie Wirthe auf den Ge- 
ben am meisten dadurch geſchwächet werden, daß dieselben fo grofe Beib- 
Gedinge, und fo viele und hohe Hochzeit⸗Theile aufzubringen haben, 
daß fie für denenſelben nicht zu Kräften kommen können; als ſoll hits 
künftig niemand, welcher noch jung, bey Kräften und Geſundheit ifi, 
feinen Hoff aufgeben, und Altvater werden, das Beib-Geding, aber awar 
zu einem nothdürftigen Unterhalt zureichend, doch nach Beſchaffenheit 
des Erbes dem Beſizer deſſelben nicht unerträglich und auszehrend bes 
ſtimmet werde, auch die Hochzeit⸗Theile nach der Zahl der Kinder und 
denen Umſtänden, ſowohl des Erbes, als deſſelben Beſigers, leiplich 
und ertráglid) eingerichtet werden. Ai 94 
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Art. IV. 


Es foll auch ein jeder fo wie eines ehrbaren Lebens, alfo auch einer 
guten Wiethſchaft fih befleifigen, nicht in den Krügen liegen, die Hoff⸗ 
Gebinde jährlich beſſern, und im baklihen Weſen erhalten, den dit 
nicht an bie Gebäude werſſen, auch den Veſas nicht verringern, fondern 
zu vermehren trachten; da aber jemand befunden und uberzeuget wirde, 
daß er ein böfer Wirth, das Seine nicht achtet, fondern mit Freſſen, 
Saufen md Spielen in den Krügen zubrächte, demſelben ſoll in Zeiten, 
ehe er das Erbe ganz und gar ſchwächte, nach geſchehener Anterſuchung 
und nach Befinden der Sachen, fein Hoff und amb durch Schulzen und 
geſchworne Nathleute geſchätzet, zu Rathhauſe publicivet, und an den 
Meiftviethenden verkauffet werden. 


Art. V. 


Es foll niemand durch iid oder die Seinigen oder fein Geſinde mit 
bloſſem Feuer, idt oder Kühn, oder mit einer brennenden Tobacks⸗ 
Pfeife in feine Scheune, Hofe“ Schoppen oder Stall gehen, ſondern es 
ſoll ein jeder fold) fein Licht in der Leuchten halten, und daſſelbe dar⸗ 
aus nicht nehmen, wenn man in die Scheune, Hoff und Stall gehet, 
damit davon keine Gefahr des Feuers zu gewarten fey; fo aber jemand 
darüber ſtraffüllig befunden wird, foll er mit harter Thurm⸗Sträffe bez 
leget werden, und 20 Groſchen dem Dorffe Buſſe verfallen ſeyn. 


Art. VI. 


Der Schulz nebſt denen Rathleuten ſollen ſchuldig ſeyn, jahrlich 
um Weyhnachten, Oſtern und Zacobi, ober aber zum längſten 8 Tage 
hernach, zu allen Nachbaren zu gehen, und zusehen, daß der Ruß und 
Spinneweben über dem Heerde und Back⸗Ofen abgefeget und gereiniget 
fe», auch daß ſonſten die Back⸗Ofen und Schorfteine fertig ſind. Wel⸗ 
cher Bruchfällig befunden, der foll geben vom Heerde 15 Groschen, und 
vom bruchfälligen Back⸗Ofen 25 Groſchen hiebey auch verhüten, daß 
kein Heu, Getreide oder Stroh in die Häufer auf die Söller, an die 
Schorſteine geleget werde, bey 2 Fl. Straffe, welcher ſich foles unters 
ftehen würde. Würden aber die Schulzen und Rathleute ſolches zu un⸗ 
terſuchen nachlaſſen, fo follen fie in willkührliche Straffe verfallen ſeyn. 

Art. VII. 


Es fell auch jeglicher Nachbar ſo zwey Erbe oder mehr hat, in ſei⸗ 
nem Hofe haben 2 ſtarke Leftern, 20 bit 30 Schuh lang, eine Schleiffe, 
und ein Küfen, neoſt 2 ledernen Eymern, und I Feuerhacken, welcher 
ſolches Feuer⸗Geräͤthe, wenn ber Schulz und Rathleute umgehen, nicht 
Haben wird, fel vor fdeemaßl 1 Fl. erlegen; welcher auch auf des 
Schulzen Gebot in Feuers⸗Nöthen nicht Wafer in feinem Hofe halten 
wird, der ſoll 3 Fl. erlegen; die aber nur ein Erbe ober weniger haben, 
follen aufs wenigste eine Leiter und einen Gymer haben. 


Art, VIII, 


Wenn auch Gott nach feiner Lorſehung daß Land wiederum mit 
einer gemeinen Vieh⸗ Seuche ftcaffen folte, (welches er doch guädiglich 
Weſtpreuß. Prov.⸗Recht. Bd. II. 4 
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abwenden wolle:) fo foll ein jeder Wirth, bey welchem das Vieh an⸗ 
Iw zu kränken, ſofort ein und ander Hülfs⸗Mittel bey der Hand ha⸗ 
en, womit er noch bey Zeiten dem Uebel vorkommen konne, da es aber 
ſchon bingefallen, fol er ſogleich beſorget fevn, damit daſſelbe tief in 
die Erde und entfernet von ſeinempofe unabgeledert verſcharret, das ges 
ſunde Vieh von dem Kranken abgeſondert, und die Ställe mit unge ⸗ 
löſchten Kalk oder Schwefel qut geräuchert werden. Sylte hierunter je⸗ 
mand nachläßig oder wiederſpenſtig erfunden werden, Toll derfelbe auf 
Anmelden des Schulzen auf das fchäuffte beſtraffet werden, auch foll zu 
folder Zeit ein jeber der Hunde hält, dieſelben an Ketten feftgemachet, 
oder ſonſt angebunden halten. Würden aber alsdenn einige Hunde auf 
den Zrifften koß herumlauffen, fei einem jeden freyſtehen, ſolche tobt, 


D Aut. IX, 


Auch, foll. ein jeder Nachbar vor feinem Lande, wo tiefe ausgefahrne 
Gleiſen find, was mit einem Spaten kan verrichtet werden, verbeſſern. 
Was aber böfe Oerter von einer Nutte oder mehr find, ſollen dieſelben 
alleſamt auszubeſſern ſchuldig ſeyn, bey 20 Groſchen Straffe wo es je⸗ 
mand auf Befehl des Schulzen unterlaſſen wird. Ara 

Art, X, 


Es fol auch niemand mit feinem Sie und Schweinen am Thäm⸗ 
men, Trifften und Graben Schaden thun, ſondern ein jeder ſoll fein 
Vieh auf feinem Lande halten. Und weil inſonderheit durch der Müller 
Vieh, denen Trifften und Stau⸗ Waͤllen nicht wenig Schaden pfleget zu⸗ 
gefüget zu werden, follen dieſelbe ſolches verhüten, und die Schweine 
ringen laſſen; wer dawieder handeln wird, fol 20 Groſchen verfallen 

aben. 
$ 5 Art, XI. 

Wiurde jemand freventlicher Weiſe, ohne Worwiffen der Vorſteher, 
die Krifften durchſtechen und feinem Nachbar das, Waſſer auf das Land 
weifen, der fol mit Wiſſen der Vorſteher gerfändet werden die be⸗ 
weißliche Schaden entrichten, und dazu 4 Fl. poln. verfallen haben. 

Ark. XI. 


Niemand [oU fih unterſtehen, ohne der Vorſteher Vorwiſſen und 
Bewilligung, die Schleuſen feines Gefallens zu öffnen, und Waſſer ein 
zulaſſen, ſondern es folen vor allen Dingen die Graben erſtlich verfer⸗ 
iiget und denn von den Schulzen beſichtiget werden, ob es nöthig fey 
Waſſer einzulaſſen oder nicht. + 


Das 5. Capitel. 
Von Mühlen, Schleuſen, Graben und Thämmen. 


= Articulus I. 


Ale Frühjahr, nachdem die Cif- Wach geendiget worden, ſoll von 
denen 3 Vorſtehern mit allen 5 Schulzen und Rathleuten eine Beſichtigung 
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gehalten werden, und in berfelben fol ein jeder Schulz dasjenige, fo in 
feinem Sivartier an Mühlen, Schleuſen, Graben, Brücken, Müblen⸗ 
Bäufeen, und was dem anhängig, wandelbar und zu beſſern noͤthig ift, 
angeben und anzeigen, welches alles richtig aufgezeichnet, der Bau von 
denen Vorſtehern angeordnet, ein Verzeichniß und Ueberſchlag von denen 
erforderlichen Unkoſten gemachet, und davon einem jeden Schulzen, was 
er in feinem Qvartier zu bauen und zu beforgen verbunden ſeyn ſoll, ein 
Anſchlag gegeben und zugeſtellet werden. 


Art. II. 


Nach ſolchem gemachten Auſchlage der erforderlichen Unkoſten, ſoll 
alsdenn eine proportionitte Darlage auf die Erben bewilliget, und von 
denen Borſtehern ausgeschrieben, auch eine Zeit in welcher dieſelben et» 
leget. werben follen, beſtimmet werden; die verordnete Schulzen aber fole 
len denen Nachbaren ſolche bewilligte Darlage, auch babey Zeit und 
Stelle, wo und wenn die Gelder follen abgegeben werden, ohne Verzug 
anmelden. Wer zu folder qugefe&ten Zeit die Darlage nicht richtig er⸗ 
Legem folte, der fol biefelbe Doppelt zu bezahlen verbunden ſeyn, und 
folie doppelte Straffe [oH mit allem Gruft von denen Schulzen abges 
fordert, und bey beffen Weigerung, auß Anordnung der Vorſteher, mit 
Auöpfändung, und wo e& nòthig, mit Beyſtand E. Spráfibivenben Bür⸗ 
germeiſter⸗Umts ſchleunigſt beygetrieben werden. Was aber an ſolcher 
Darlage einkommt, foll der verwaltende Vorſteher richtig zur Rechnung 
bringen, und davon einem jeden Schulzen die zu Beſorgung des Baues 
bens thigte Unkoſten nach dem gemachten Anſchlage einhändigen und über⸗ 
geben. 


Art, III. 


Die Unkoften fo zur Unterhaltung der Mühlen im Segelfertigen 
Stande, Mühlen⸗ Hänfer, Schleusen, Bråten, Vorfluthen, und zu Bee 
felbung der Miller; Item: zu Anſchaffung des benötigten Thamm Fol⸗ 
zes, zum Spfabfftoffen, Eißwacht⸗Geräthe, und was dem allen ſonſten 
anhängig it, auch zu Unterhaltung des Vorrath: Haufe und dergleichen 
erfordert werden, folen die Ellerwäldiſche Zins -Leute und Beſttzere des 
Landes von ihren Erben allein tragen und beftceiten, ohne dem Bürger 
und Zins⸗Herrn inskünftige eine Darlage am Zinſe zu kürzen, oder eine 
SBevbitffe zu gewärtigen; Hingegen werden bie Vorſtegere in Anſehung 
der Bürgers Wiefen, welche von denen Mühlen, und Schteuſen bie Abe 
wöflerung mitgenieffen, auch gue Beybülffe wegen des anzufchafenden 
Shamın-Bolges, denen Ellerwäldern zu ihrer allgemeinen Ausgabe, jahr⸗ 
lich überhaupt 300 Fl. von ber Einnahme des gemeinen Guttes, mit 
dazu geben umb betragen. 


Art, IV, 


Es folen aber die Ellerwäldiſche Sín8-Beute, von der Landrichter⸗ 
Amts Gränze an, bis an die Zeperſche Kirche, ſowohl den Regalh⸗ 
Thamm, als alle Futterungen, Häupter, Knaggen und Vorſchüſſe, ſelbſt 
und allein unterhalten und bauen. Das Stück Nogath⸗Thamm aber von 
der Zeperſchen Kirche bis an die Kirchen Kathen, ſollen die Ellerwälder, 
weil ihre Länder dadurch mit gedecket werden, ſie pr an demſelben 

* 
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allezelt gearbeitet haben, auf Erfordern der Vorſteher, gegen eine bil⸗ 
lige Vergüttigung a 2 Fl. von hundert guber Erde zu beſſern Thuldig 
ſehn, doch daß der Emwohner des Zeperſchen Rruges, wenn dieſer 
Thamm von der Kiechen bis an deffen Back⸗ Ofen gebeffert wird, mit 
zu fahren und zu helfen verbunden feys- folle, Hingegen werden die Ufer 
vor dieſem Stück Thammes von E. Auſſeneümmer⸗ Amt durch, diejenige, 
welche dazu verbunden find, beſorget werden. Die Stau: Wälle anlan⸗ 
gende, fo ſollen die Ellerwälder dieſelben bey dem alten Stegatbs und 
weil ſie den zwiſchen den beyden Michelauen liegerden Wall, welcher 
nunmehro, überftügig iff, verloen können, als follen fie davor den 
Stau- Wall von der fegenamuren Mühle k. bis an die Kathen fo am 
Kraffuhl liegen; die horigen Stau⸗Wälle aber, theils die Vorſtehere 
des gemeinen Guts, theils die Übrige am Kraßubl liegende, vermsge 
denen bishero ihnen angewieſenen Löfern, unterhalten. Die Mühlen⸗ 
Graben aber bekreſſende, fo folen die Ellerwälder dieſelben von dem 
Haupt⸗Shemm bis an Die Bürger- Wiefen, und die Borſtehere, fotoeit 
bieſelben in den Bürger ⸗Wieſen gehen, bis an die Mühlen allein, und 
auf ihre Unkoſten unterhalten. 


Art. V. 


Wenn ble Beſichtigung im Frühjahr geſchehen, und die Schulze 
den Anſchlag des zu beſorgenden Baues empfangen haken, fo follen, die 
felte den Bau auf das eheſte vornehmen, die Bau⸗ Materialien zu rech⸗ 
ter Zeit wirthſchaftlich und auf das genaueſte bedingen und auſchaffen, 
won Einnahm und Ausgabe richtige und belegte Rechnung halten, und 
bey dem Bau ſelbſten joli allwege ein Schulz oder Rathmann zugegen 
ſeyn, damit derſelbe förderlichſt und gut gemachet werde. 


Art. VI. 


Wenn in dem Herbſt die Beſichtigung von den deputirten Herrn 
bepder Ordnungen und denen Berſteßern gefchishet, fo foll jeder Schulz 
den im Frühjahr ihm gegebenen Anſchlag, aud zugleich eine klare Rech⸗ 
nung von der geführten Einnahme und Ausgabe, denenſelben vorlegen 
und anzeigen, daß alles nach demſelben Auſchlag richtig und wohl qez 
bauet, auch die Ausgabe derer empfangenen Gelder treulich verwaltet 
worden. Solte fih nun finden, daß einer oder der andere Schulz mehr 
ausgegeben, als er eingenommen, jo fol ſolches entweder von dem Der 
berfhuf der andern Schulzen wergittet, oder wenn auch derſelbe nicht 
verpanden wäre, an der künftigen Darlage gekürzet werden. 


Art. VII. 


Wenn die Mühlen und derſelbigen nothwendiger Bau verſehen, ſol⸗ 
len die Schulzen bey Zeiten die Müller mit der zu mahlen benöthigten 
Zubehör verſorgen, auch fleißige Achtung geben, daß die gu rechter Zeit 
Saa und Nacht mahlen, und wenn es die Siotóburft bey groſſem Ge⸗ 
wäſſer erfordert, follen aus jedem Qvartſer ein ober zwey Nachbarn des 
Nachts bey jeder Mühle ſeyn, damit deſto fleifiger gemahlen, und das 
gemeine Beſte dadurch geſuchet werde. 
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Art. VIII. 


Die Müller follen den Schulzen und Rachleuten auch gehorſam 
ſeyn, und nach derſelben Anordnung die Mühlen anſeglen. Da auch 
einer von denſelbigen bey den Muller und dem Mahlen untüchtig ber 
funden würde, fol derſelbe nach Billigkeit der Sache, doch mit Vorwiſ⸗ 
fen der Vorſteher abgeſetzet, und in deffen Stelle ein tüchtiger genome 
men werden. 


Art. IX. 


Wenn die Schau und Beſichtigung im Frühjahr geschieht, oder 
ſonſten die Nothwendigkeit erheiſchet, fo ſollen die Woritehere alles dae⸗ 
jenige, was ſowohl am Nogath⸗Thamm, an Vorſchüͤſſen, Häuptern, 
Ufern, oder auch an denen Stau⸗Wallen zu bauen oder zu beſſern nj 
thig ijt, denen Schulzen anzeigen und anordnen, wie und auf was für 
Art ver Bau angefangen und vollführet werden foll, auch zugleich Dez 
nenſelben eine Zeit anfetzen, innerhalb welcher alles behörig verfertiget 
ſeyn und abgeliefert werden fol, 

Art. X. 

Nach ſolcher von denen Vorſtehern geſchehenen Anordnung, folen 
Sulzer mb atlete umieremander eine jr halten, e 
Arbeit am füglichſten und begvemſten anzufangen, die Strauch = Fihr 
anzuordnen, und der Bau am forderſamſten vorzunehmen ſey, damit 
les in angefegter Zeit werfertiget, und ſpäte Herbſt⸗Vaue verhütet wer⸗ 
den mögen. Solten aber Schulze und Rathleute, ihrer Pflicht nicht 
behörig genug thun, ſondern die befte und beqvemſte Jahres -Seit zum 
Thaͤmmen verſtreichen laffen, [o werden die Vorſtehere hierauf fleißige 
Acht haben, und durch Execotion und andere Zwangs⸗ Mittel dieſelbe 
zu ihrer Schuldigkeit auweiſen. 


Art. XI. 


Bey dem Ban ſelbſt, ſoll wöchentlich einer von denen Schulzen und 
Nathlenten zugegen ſeyn, damit das Arbeits ⸗Volk zur Förderung des 
Baues recht angewieſen, und der Bau behörig, bewerkſtelliget werde. 
Tuch foll derjenige, welcher die Woche über bey dem Bau geweſen, am 
Sonnabend zu Mittage bey dem verwaltenden Vorſteher erſcheinen, und 
einbringen, wo, wie viel, und auf was Art gebauet worden, derjenige 
Schulz aber, fo die Aufſicht zur Arbeit antreten ſoll, iff verbunden, den 
Abend zuvor fid) dahin zu verfügen, und mit dem dahey befindlichen 
Schulzen Abrede zu hatten, wie der angefangene Bau weiter fortgeſeket 
werden foll, damit das Volk zuſammen gehalten, und der Bau 10 viel 
eher und ſleiziger fortgeſtellet werde. 

Art. XII. 

Je Strauch⸗Fuhr foll nach Erbe Zahl geſchehen, wer nicht ein 
gutes Fuder aufladet, pi x noch eines zu bohlen verpflichtet bleiz 
ben; wer aber, wenn angefagef worden, ganz und gar nicht geführet 
n fol. 30 Groſchen Vue zu erlegen, und nichts deftoweniger feine 

uhren zu verrichten verbunden ſeyn. 


54 Im Jahre 1754. 


Art. XIII. 


Alles was an Hand⸗ Arbeit; Item! Zufuhr an Strauch und Erde, 
und was dem mehr anhängig, bey denen Thaͤmmen, Ufern und Wallun⸗ 
gen gemachet werden ſoll, ſoll durch die Nachbarschaft ſelbſt verrichtet, 
und durch die Schulzen auf jedes Erben ordentlich angewieſen werden. 
Was aber an Pfähl⸗Holz, Dielen; Item: zum Romm⸗ Werk und Bes 
ſoldung des Werkmieiſters, an Unkoſten erfordert wird, ſoll durch eine 
gemeine Dorſfs⸗Darlage von denen Elerwäldern, nach Anzahl der Er⸗ 
ben angeſchaffet, von denen Schulzen bey Zeiten beſorget, und davon 
bey der Herbſt⸗Beſichtigung denen Vorſtehern richtige Rechnung abgege⸗ 
ben werden. 

Art. XIV. 


Wenn irgend, bey Herbſt⸗ und Vorjahrs⸗Zeſten, durch groffe Wåfs 
ſerung oder Ausbrüche, (welche doch Gott gnübiglid) verhüten wolle!) 
an Thaͤmmen oder Schlenfen unvermuthet Schaden entftehen folte, und 
kein Vorrath an Gelde verbanden wäre, fo follen von denen Elletwäl⸗ 
dern vom Erbe 20 oder SO Grofen erleget, und am der künftigen Dar⸗ 
lage gekürzet werden. Diejenigen, fo in geſetzter Zeit nicht erlegen, 
ſollen es doppelt zu geben ſchuldig ſeyn. Der verwaltende Vorſteher 
aber hat ſolche Gelder einzunehmen, und dem Schulzen in deren date 
tier der neue Bau vorzunehmen iſt, zur Beförderung der Arbeit zu über⸗ 
geben, welcher davon kuͤnftig richtige Rechnung zu übergeben verbun⸗ 
den iſt. E 

x Art. XV. 


Bey denen Eiß⸗ und Waſſer⸗Wachten, haben ſowohl Schulzen als 
Rathleute, als alle übrige Nachbaren des Dorfes, ſich nach der ihnen 
gegebenen Eißwacht⸗Ordinance, welche von neuem revidiret worden, zu 
achten, und ſind derſelben überall nachzukommen verbunden. 


Art, XVI, 


Vierzehn Tage vor Johannis, und 14 Tage vor Michaelis, foll ein 
jeder Schulz in feinem Qrartier, die Graben zu krauten, wie auch, wo 
es nöthig , die Feifft, Haupt⸗ und Mühlen Graben, (welche 12 Schuß 
breit, und 4 Schuh tief gemachet werden ſollen,) von neuen zu graben 
anſagen, und dabey eine gewiſſe Zeit, innerhalb welcher dieſelbe bey 
Straffe, vors erſte bey einem Schilling, und hernach bey zwey Schillin⸗ 
gen von jeder Rutte wevfertiget ſeyn folen, ankündigen. Würde nun 
jemand in angeſetzter Zeit nicht graben oder krauten, ſo ſollen die Schul⸗ 
gen felöft graben und kraulen laſſen, und die Zahlung von den bruchfäls 
ligen, nebenft der Gitraffe, einfordern; bey beffen Weigerung derſelbe 
gepfändet werden foll Da es auch die Nothdurft erfordert, die Stau 
zung öfters vor die Hand zu nehmen, felt ſolches mit Vorwiſſen der 
Vorſteher geſchehen, und wenn ed zugelaſſen, mit voriger Straffe vere 
fahren werben, 


Art. XVII. 


Die Krautung ſoll jährlich auf vorgemeldte Zeit, 2 mahl von 
Schulzen, Rathleuten und andern Nachbaren befichtiget werden, Solche 
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Befichkl; aber ſoll jedwedem 8 Tage zuror angemeldet ſeyn, alsdenn 
. p bey A Buß 5 Groſchen, auf feinem Looß oder Land ſelbſt 
fid einstellen, oder in feiner Ehehaft einen ſchicken, der vor einen 
Mann beſtehen kan. 

Att. XVIII. 


Wer ſeine Brücken und Spe welche da ſchadhaft befunden, 
nicht verfertiget und gereiniget hat, ber fol dem Dorff 1 Fl. geben, 
und von Stunden an gleichwohl reinigen und verfertigen thut er das 
nicht, fo fol er in doppelte Straffe verfallen ſeyn, und welcher Nach⸗ 
bar, fo es vom Schulzen befohlen; nicht molte mitreiten zu ſchauen, 
derſelbe ſol dem Dorff 2 Fl. zur Straffe erlegen. Die Brücken aber 
über die Waſſer⸗ Gänge follen nicht zu enge, auch nicht zu lege geſetzet, 
ſondern vollkommen hoch, lang und breit genug gemachet werden, da⸗ 


mit das Wafer ungehindert feinen Abzug haben möge. 
Art. XIX. 


Wenn jemand fein Land gut begränzet und begraben hätte, fein, 
Nachbar aber nachläßig befunden 915 p auch ein Mangel an deſ⸗ 
fm Rüden wäre, f aledenn ein Neberlauf. geſchehe, fall derjenige be⸗ 
rechtiget fem zu pfänden, der feine Geängen, Rücken und Graben ria 
tig hat. Dem nachlaßigen aber foll 1 nicht freiſtehen. Auch ſoll 
ein Nachbar dem andern in feinen Gringen, wenn er fie graben laſſet, 
nicht zu nahe kommen, ober auch die Erde und Blott muthwilliger weiſe 
zu weit in das Getreide werffen, bey 2 Fl. Strafe. 


Art. XX. 


Da auch ein Nachbar dem andern, mit feinem Vieh in feinem Ges 
treide oder Wieſen, Schaden thun wurde, foll auf Juſtändigkeit deſſen, 
dem der Schaden geſchehen, von denen Schulzen und Rathleuten der 
Schaden befehen und geſchätzet werden, bey deren Erfenntniß es verblei⸗ 
ben, und der Schaden wie er gefchäget worden, gut gethan werden ſoll. 
Würde fid der Schädiger daran nicht genügen, fo ſoll es in die Stadt, 
an den Herrn Vogt gewieſen werden. 

Art. XXI. 


„Ein jeder ſol feinem Vieh Tränken graben laffen, in welchem 
Slack er weidet, damit das Vieh bey das Wafer kommen kan, und 
nicht allenthalben die Grabeus zertreten; wird jemand nachläßig darinn 
Slant z Dee folts Bi Curae geben. Mann aber das, Aich bie 
ränke im Graben treten würde, fo Waſſer⸗Gänge find, foll. derjenige 
die Erde wiederum aufwerſfen, dem verigen gleich, auch allenthalben 
wo es eingetreten Hk, bey 5 Groſchen Giraffe, ift es zu groß, follen 
es 10 Groſchen fegn 

Art. XXII. 


Wenn die Mühe gehef, ſoll niemand einen Sack oder Reife in die 
Waſſer⸗ Gänge, oder qud) in die Borfluth ſtellen, bey Berluſt des Sacks, 
und 3 Fl. Stvoffe; oder [o ein Kahn darinnen fiehet, foll er 5 Gror 
ſchen verfallen ſeyn, fedet oder ſchlöget jemand einen Pfahl pin, fol 
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er ebener maaſſen 4 Groſchen verfallen ſeyu, wird bey jemand Holz 
oder Strauch gefunden, fo dem Waſſer ſeinen Gang benimmt, ſoll da⸗ 
vor 8 Fl. verfallen fegt, und die Waſſer⸗Gänge alſo reinigen, daß es 


gut heiſſen möge. 


Art. XXIII. 


Es fol auch der Müller, wenn die Mühle unter Segel iff, ſich 
nicht unterſtehen, über 10 Rutten von der Mühle zu gehen, bey Straffe 
5 Groſchen, ſo es geſchehen möchte. 


Das 6. Capitel. 
Von Hochzeiten und Kind⸗Tauffen. 
Articulus I, 


Es ſollen an denen Sonn⸗ und hohen Tagen keine Verlöoͤb⸗ 
uiffe oder Hochzeiten gehalten werden. ee 


Art. II. 


Bey den Verlöbniſſen oder Ring vergeben, foll niemand mehr, denn 
Braut und Bräutigam, ihre gute Männer, nedſt Vater, Mutter und 
dem Geſchwiſter, von beyden Theilen zugegen fern, und nur eine Mahl⸗ 
zelt auf einen Tag von 3 Gerichte, und einer halben Tonnen Bier, von 
Him Gärtner aber nur mit einem Achtel Bier gegeben und angerichtet 
werden. 


5 Art. III. 


Die Hochzeit ſoll allein in einem Hofe gehalten und ausgerichtet 
werden, und die Trauung foll nicht anders, als am Mittage um 12 Uhr 
angehen, und darauf ſofort die Mahlzeit ſich anheben, und nicht laͤn⸗ 
ger bis auf den folgenden Tag, und zwar des Sommers bis 5, und 
des Winters bis e Uhr Nachmittage dauen, damit ein jedweder, foz 
wohl Fremde als inheimiſche, il in Zeiten nach Haufe begeben Esne 
nen. Wer länger Hochzeit halten, und die Gäſte behalten wird, foll 
dem Amts⸗ Herrn in 4 Mehr. und der Kirchen auch fo viel Straffe 
der Gaſt aber, welcher fid) über die Zeit aufgehalten, mit Thurm⸗ oder 
unabläßiger Straffe von 6 Fl. verfallen ſeyn. A 

‚Art. IV. 


Zu denen Hochzeiten fis von denen Bauren, fo auf Erbe figen, 
nicht mehr, denn aufs höchſte 24 Perſonen, ohne die Eltern und Ges 
ſchwiſter, gebethen, und dabey nur 4 Gerichte, als Fische oder gekoch⸗ 
les, 2 gebratene und 1 Zugemüs, nebſt Butter und Käſe, angerithtet 
und aufgefeget, auch auf das allerhöchſte mehr nicht, als 2 Tonnen 
Bier vergebeet werden, bey Strafe 5 bis 10 Rihtr. Hoch bleibet auch 
in jedermanns Willkühr, mit wenigern Perſonen und Gerichten feine 
Hochzeit auszurichten. Die Gärtner, Geſinde und Arbeits⸗Leute foler 
nur aufs höchſte 12 Perfonen, und zwar mit 3 Gerichten, 1 gekochtes, 
1 gebratenes, und 1 Jugemüfe, nebſt der Butter, bewirthen, und aufs 
poͤchſte eine halbe Tonne Bier dabey verzehren, und ſolchergeſtalt mit 
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dem Abend des einen Tages die Hochzeit beſchlieſſen, bey Straffe 6 Fl. 
Alles Schieſſen aber folk, fo wie durchgehends, alfo auch beſonders auf 
Hochzeiten, bey harter Thurm⸗Straffe und Verluſt des Gewehres, gång- 
lich verbothen feyn. E 

Art. V. 


So auch jemand von anderm Volk, Knecht, Mägde, Arbeiter, Drez 
ſcher, oder ſonſten loſes Geſinde, fid) unterſtehen würde, ungebethen 
ſich bey den Hochzeiten einzudringen, die folen durch die Schulzen, oder 
durch bie Hochzeiter, im Nahmen der Obrigkeit verwarnet werden, fid) 
davon zu machen, bey Straffe des Thurms, 

7 Art. VI. 


Wann auch auf Hochzeiten Spiel- Leute zum Tanzen erfordert werz 
ben, foll ſolchez zwar frey fem, doch im Tanzen ſolche Maaß gehalten 
werben, daß keine eppigkelt daten getrieben, weniger die ganze Nacht 
damit zugebracht werde, fonbeen bey Zeiten und aufs höchſte um 10 Uhr 
des Abends des erſten Tages, alles Spiel und Tanzen, und des andern 
ages, des Sommers um 4, und bes Winters um 2 Uhr ganzlich auf⸗ 

> hören, und bey 6 Nihle. Straſſe weiter nicht gehöret werden. 
Art, VII. 


Bey denen Kind⸗Tauffen der Bauers⸗Leute ſollen nicht mehr denn 
5 bis 7 Pathen aufs hoͤchſte gebethen, und dieſelbe nur mit 3 Gerichte, 
als: 1 gekochten, es ſey Fleiſch oder Fiſch, 1 gebratenen, und Zuge⸗ 
mife, hebi einer halben Tonnen Bier, bewirthet werden; bey Straffe 
4 Athlr. den Armen oder der Kirche. 
Art. VIII. 


Görtner und Arbeits⸗Leute follen den Pachen 2 Gerichte, 1 ges 
kochtes und 1 gebratenes, nebſt Butter und Käſe geben, und wenige 
Stoff Bier, auch nur währendem Eſſen, und nicht länger, vorſetzen, bey 
Strafe 4 Fl. x 

Art, IX, 


Es follen auch die Kinder von nun am ſofort um 11, hoͤchſtens um 
12 uhr Mittags getauffet werden, damit bie Pathen, fo von andern 
Dörfer gekommen, wiederum nach Haufe reifen können, und mit dem 
einen Tage alles beſchloſſen werde. } 
Art, X, 


Schulzen und Rathleute follen in jedem Dorff genaue Aufficht ha⸗ 
ben, auch gebuͤßrende Nachfrage thun, wie es auf denen Hochzeiten und 
Kind⸗Tauffen zugegangen, und ſobald ſie, daß ſemand dawieder gebro⸗ 
chen babe, erfahren würden, m ſofert dem Amts ⸗ Herrn anzumel⸗ 
den ſchuldig ſeon; würden fie aber folches verſchwiegen haben, follen fie 
jedesmahl unabläßig mit 4 Rthlr. Straffe angeſehen werden. 
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Reviditte Thamm⸗ und Eißwach⸗Ordinance, welche E. 
Edler und Hochw. Rath mit Genehmhaltung E. Erb. 
Praͤſ. Gemeine dem Dorff Ellerwald im Jahr 1743 ge⸗ 
geben. Elbing, gedruckt mit Preußiſchen Schrif⸗ 
ten, 1754. 


1. 


E. werden die verordnete Vorſtehere des Ellerwaldes, laut ihrer Or 
dinance, auf die Thaͤmme, Futterungen, Ufer und Vorſchüſſe, fleißige 
Aufſicht und Acht paben, alle Nothdurft dabey verordnen, und die 
Thaͤmmung beſter maaſſen befördern, damit ſelbige von denen Ellermäls 
dern zu rechter Zeit und gehöriger maaſſen geſchehen möge. Sie wer⸗ 
den auch bey denen Eiß⸗Wachten, und in Nothfällen, wenn eine Waf 
ſer⸗Ergieſſung zu befürchten, zu Tage und Nacht dabey ſeyn, und al- 
les, was die Nothdurft erheiſchet, ſeloſten angeben und anordnen. Die 
Schulzen aber und übrige Nachbaren, folen ihren Befehlen und Anord- 
nungen einen genauen Gehorfam und Folge leiſten, und die Uungehorſa⸗ 
men durch Zwangs -Mittel zu ihrer Schuldigkeit von ihnen angewiefen 
werden, worinn ihnen E. Praſidirendes Bürgermeiſter⸗Amt allemahl 
bülfliche Hand liften wird, Auch folen die Vorſtehere, bey erheifchens 
der Noth und Gefahr, Macht haben, die zunechſt anliegende, gut eilen⸗ 
den Noth- Hülfe aufzubiethen und aufzufordern. 
2. 


Die Thamm⸗Schauung fol 2 mahl des Jahres gehalten werden, 
und zwar die erſte gleich nach dem Eißgange, da denn von denen Vor⸗ 
ſtehern alle nöthige Praeparaturen der beschädigten Oerter alſogleich verz 
anſtaltet, und was zu machen noͤthig, verordnet werden foll, die zweyte 
aber foll im Anfange des Herbſtes, längſtens um Michaelis geſchehen, 
da die verfertigte Arbeit geliefert, und die Rechnungen von deuen Schul⸗ 
zen abgegeben werden folen. 

3. 

Durchgehends foll der Thamm alfo gebauet, und unterhalten wers 
den, damit er im Nothfall beſtehe, und an Höhe, Breite und Stärke 
einander durchgängig gleich fey; er foll deswegen jährlich etwas, bis es 
genug zu ſeyn geurtheilet wird, erhöhet, auch wo es nöthig, der Fuß 
und die Abboſchung verſtärket und ſchräger gemachet werden. Es follen 
auch die Garten⸗Zaäune an dem Thamm nicht gelitten, ſondern vorlängſt 
demſelben, Thammwertz, ein guter Fahrweg, nach Beſchaffenheit des 
Orts, damit, wo es thunlich und möglich, 2 Wagen einander vorbey 
fahren können, geſchaffet und gemachet werden, damit man überall zum 
Thamm kommen könne, 


4. 
Die Thamm⸗Ufer mifen an denen nöthigen Oertern, auf Anord⸗ 
nung ber Vorſtehere, nach Erforderung mit gehöriger Pfahl⸗Stoſſung, 
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Strauch ⸗Verfleihung, und Erdbeſchwerung von denen Ellerwäldern jaͤhr⸗ 
lich erhalten und ergänzet werden, damit die Gefahr des Stroms vom 
Haupt⸗Thamm abgewendet werde. Infonderheit aber follen die Häup⸗ 
ter, Kuaggen und Abweifungen mit ſtarken Futterungen unterhalten, auch 
nach Befinden mit neuen vermehret werden, 


5 


Bey der Thamm ⸗ Arbeit ſoll zwar im Rommel, aber bod) auf Zei⸗ 
chen, gefahren werden. Dabey die Schulzen jeder Thämmenden Trifft 
gegenwärtig feyu, die Zeichen von ihren Leuten abfordern, und auf ole 
les gute Acht haben folen. Kan ein Nachbar bey der Thämmung aus 
erheblicher Epehaft nicht in Perſon auweſend ſeyn, foll er dennoch eis 
nen guten Fuhrmann, und ſtarken tüchtigen Dienſt⸗Bothen, auch einen 

Wagen von behöriger Größe dazu ſchicken, bey S tågiger Thurm ⸗Straffe. 


6. 

Die beuzthigte Thamm Erde (oll aus denen Erd- Gruften, Auſſen⸗ 
teiden und Qvellungen, und wo Mente nicht 5 
Nothfall, jedoch auf Anweiſung und Anordnung der Vorſtehere, nach 
altem Teich⸗Recht aus denen nechſten Orten genommen werben, obgleich 
ſolches jemanden an feinem Grunde und Boden, Acker und Wiefen, 
Schaden thaͤte; da aber andere Erde in der Nähe zu bekommen, folk 
niemanden vorſetzlicher Weiſe Schaden zugefüget werden, duch keiner 
fih unterſtehen, ohne ber Vorſteher Anordnung, Erde von denen Län⸗ 
dern zu ſtechen. Muß aber die Erde Landwerts hinter dem Thamm ge⸗ 
ſtochen werden, foll man bis 3 Nutten mit dem Graben der Erde von 
dem Thamm wegbleiben, damit jid) das Grund -Wafer nicht durch den 
Thamm ziehen und denſelbigen beſchaͤdigen könne. 


T 


Das auf bem Thamm befindliche Gras und Kraut foU des Jahres 
3 mahl, als S Tage vor Johanni, B Tage vor Jacobi, und 8 Tage vor 
Michaelis abgehauen werden, und der Thamm von aller Vieh⸗Pedde⸗ 
lung und Schwain⸗Wühlung froy und unbefchädiget bleiben, bey Straffe, 
zum erſten mahl, von jedem Stück groß Vieh 3 Fl. und vom kleinen 
1 SL 15 Grofchen. Solte es aber wiederkommen, [ol das Vieh denen 
Armen verfallen ſeyn. 


8. 


r \ 

Und da bey fetziger Abnahme des Strauchs, bie hödfte Rothwen⸗ 
digkeit es erfordert, auf die Pflanzung der Weiden mit allem Ernſt 
bedacht zu ſeyn, als werden die Vorſtehere insbeſondere durch ihre Pflicht 
dahin verbunden, die Ellerwälder dahin anzuhalten, daß fie jährlich 
10 Stuͤck Weide⸗Pathen vom Erbe, an die von ihnen dazu angewieſene 
Derter, als in die Qvellungen, Auſſenteiche, oder an die Trifften, ſeten 
und pflanzen, die gepflanzten gut halten, die ausgegangenen mit neuen 
wiederum erſetzen, und der Strauch davon nicht zum Privat-Nutzen, 
ſondern zum Behuff der Thamm ⸗ Ufer angewendet werde. 
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9. 


Sobald man wegen des Thau⸗Wetters den Efßgang zu vermuthen 
hat, foU ein jeder Schulz in feinem Qvartier verbunden (m die ge⸗ 
wöhnliche Miſt⸗Fuhr auf den Thamm, nach Erben⸗Zahl, zum wenig- 
fen 2 guber vom Erze, oder fo viel die Vorſtehere nach Beſchaffenheit 
des zu beforgenden Eißganges vor nöthig erkennen werden, denen Nads 
baren anzubefehlen; ein jeder Nachbar aber ſoll, ſobald es der Schulz 
angeſaget hat, feine Anzahl Fuder an den gewohnlichen oder ihm anges 
wieſenen Ort liefern, und zwar nicht an bloſſem Stroh, ſo nichts nützet, 
fondern an dienlichen langen Miſt. D 
10. 

Nach verrichteter Miſt⸗Fuhr ſollen alle 5 Schulzen zufammen kom⸗ 
men, und im Dielen- Haufe durchſuchen, ob die gehörige, Gerathſchaft 
vollkommen verpanden, als 3 Schock Dielen, 48 Schlägel, 12 Schock 
Spitz Pfähle, 18 Theer⸗ Tonnen, 12 Leuchten und 6 Gi Arten; wor 
von ſie dem verwaltenden Vorſteher einen genauen Bericht und Ver⸗ 
zeichniß abſtatten und übergeben folen. Würde aber worinnen etwas 
fehlen, ſo ſollen die Schulzen bey Zeiten davor Sorge tragen, damit 
alles nöthige in der Seit angeſchaffet, und dadurch allerhand Mangel 
vorgebeuget werde. Welcher Schulz dem nicht nachkäme, foll zur Bers 
antwortung gezogen, und von beu Vorſtehern eruſtlich beſtraffet werden. 

11. 

Wenn es nun an bem, daß die Eiß⸗ Wache angehen foll, alsdenn 
gebühret einem jeden Schinzen, Anordnung. zu thun, daß der nöthige 
Vorrath zum Thamm gefüͤhret werde, nehmlich zu jedem Wacht Haufe 
Schock Dielen, 2 Schock Pfähle, 8 Schlägel, 3 Theer⸗Tonnen, 2 Leui 
ten und 1 Eiß⸗ Art; ferner 4 Wagen mit angelegten Sielen und 4 Pfer⸗ 
den, wozu von 6 Huben 1 Wagen und 4 Pferde gegeben werden ſol⸗ 
len; und über dem ſollen bey jeder Haupt⸗Wachbude, 4 Pferde zum 
reiten und verſchicken allezeit fertig und bereit gehalten, in erheiſchender 
Noth aber des nechſten Nachbaren Pferde genommen werden. 

12. 

Es folem auch die Schulzen anordnen, daß alle ueberfahrten am 
Thamm mit Dielen verſetzet, und mit Miſt beworffen werden; wurde 
aber eine ſolche Ueberfahrt unbewahret befunden, fol der Schulz fol- 
ches mit 2 Fl. büffen. é 

* 13. 


Sobald die Eiß⸗ Wache angeſaget worden, fol ſich ein jeder Wirth 
mit einer Art, Spaten und Forke an den Thamm in feinem Avartier, 
wo er von den Vorſtehern oder Schulzen angewieſen wird, ſelbſt felen; 
auf den Fall aber, da er eine genugſame Ehehaft ſeines Auſſenbleibens 
anführen konnte, einen ſtarken Mann oder erwachſenen Knecht, ber vor 
einen Mann beſtehen kan, ſchicken. Wer dawider handelt, ſoll vor je⸗ 
den Sag und Nacht 40 Groſchen verfallen ſeyn. 


t 14. 
Auf denen Eiß⸗Wachten foll ein jeder, fo daſelbſten erſchienen, fid) 
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fü, ruhig und friedlich verhalten, keine Gelegenheit zum Streit und 
anf, oder gar Schlägeren geben, inſonderheit aber der Nüchternheit 
ſich beſleißigen, und fid nicht, bey Vermeidung harter Thurm⸗Straffe, 
voll und von Simen fauffen, ſondern fid) vielmehr zu allem noͤthigen 
all fertig und bereit halten, auch denen Befehlen und Anordnungen 
der Vorſtehere und Schulzen, auf das genaueſte und ſchleunigſte Gehor⸗ 
Tam leiten; folte es fid) aber zutragen, daß wenn die Vorſtehere oder 
Schulzen, einem oder dem andern fo auf der Giß⸗ Wacht erschienen, bier 
Ober dorthin, um irgend einem Unglück vorzubengen, befehligen ſolten, 
felbiger aber ſelchen Befehl nicht gehorchen wolte, der fol andern zum 
Beyfpiel mit mmausbleiblicher ſchweben Straſſe angeſehen werden. 
2 i 15, 

Nachdem alle fo zur Eiß⸗ Wache gehören, fid) eingeftellet, ſoll der 
Schulz, oder in deffen Abweſenheit der Rathmann, anordnen, daß alle 
Stunden des Nachts zwey Nachbaren zugleich bey dem Nogach⸗ Strahm 
ſtehen, und ſtündlich durch zwey ihrer Mitnachbaren abgelsſet werden; 
welche von einer Wachbude zur andern, hin und hergehen, auf bie Avel⸗ 
kungen und ſich eräuguende gefährliche Sorte gute Acht haben, und solche 
bey Zeiten anzeigen folen. Eine gleiche Ordnung fell auch im Tage 
gehalten werden; es wäre denn, daß die Gefahr nicht [o groß, auf melz 
chen Fall dennoch ſtändlich Ablöfungsweife, 4 mahl nach ber Waſſer⸗ 
Maus in Tag und Nacht geſehen werden ſoll. 


16. 


Möchte es fih auch begeben, daß die Gefahr bey der Eiß⸗ Wache 
ifo augenſcheinlich groß nicht wäre, foli fich doch niemand abſondern, er 
habe denn die Verwaltere erf begrüffet, die alsdenn ordnen werden, ob 
die Helfte oder + Part am Thamm beharren, und wie fie von den au» 
dern abgelöſet werden follen, Gleichergeſtalt [oW es auch, wenn der Gife 
gang vorbey, wegen der gewöhnlich nachfolgenden Waſſer⸗Wache gehal⸗ 
ien werden, da fih niemand, ohne Vorwiſſen und Erlaubniß der Berz 
waltere, uach Haufe begeben fol. 5 1 


17. 


Gà wird auch denen Schulzen obliegen, alle Morgen und Abend 
aufzukloppen, und die Nachbaren zu verleſen, welche fid) alsdenn mit 
ihrer Bereitſchaft, einer Art, Spaten und Forke darstellen follen, mel 
cher, ohne des Verwalters Einwilligung, die nicht ſonder erhebliche Ure 
Fach ertheitet werden fol, ſich entfernet gehabt, [oll nach dem 18. Ar- 
ticul unabläßig angeſehen werden. 

18. 


Wenn bey irg einer Efß⸗Wachbude das Gifruden gemerket würde, 
foll der Schulz verbunden fem, ſolches auf das ſchleunigſte an der Bors 
ſtehere QAvartier zu berichten, damit dieſelben alles mit ihrer gegenwärs 
tigen erforderlichen Ordnung fegen konnen. 

19. 5 
Nachdem nun das Gig feinen Gang genommen, und die erſte oder 
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andere Wachbude vorbey gerucket, fo folen diejenigen, welche fid) oben 
befinden, fonder Entfernung und Zurückbleibung einer einigen Perſon, 
dem s folgen, bis hinter der Zeyer, und an die groffe Schleufe, oder 
wie es die Verwaltere vor gut anfehen werden; wie denn derjenige Vor⸗ 
ſteher, welcher unten die Aufſicht hat, ‚feine Verwaltung bis an die 
Schleuſe haben, und bis dahin alles nöthige beſorgen wird. Das ge» 
hoͤrige Eißwach⸗Geräthe aber hiezu, wie gewöhnlich, von denjenigen 
beygeſchaffet werden foll, welche bishero allezeit dazu verbunden gewefen. 
20. 


Bey andringender Gefahr eines Thamm Bruches, und im Noth⸗ 
foU, follen die Verwaltere die modit anſtoſſende Cig- Wachten, ſowohl 
Eines Landrichter⸗Amtes, als auf der Kampe, zur Beyhülffe auffor⸗ 
dern, welche denn auch auf erhaltene Nachricht näher anzurücken, und 
fo viel Maunſchaft, als möglich, nach dem gefährlichen Ort abzuſen⸗ 
den verbunden ſeyn ſollen. (Dagegen auch die Ellerwälder, ſowohl des 
nen aus dem Landrichter ⸗Amt, als auf der Kampe, wenn fid) bei der 
nenſelben Gefahr und Roth erfugnen folte, fo viel fie nur immer tèns 
nen, zu Hülfe zu kommen ſchuldig ſind.) Im übrigen follen in ſolcher 
Aufferften Noth und Gefahr, ſowohl die Vorſtehere alè Schulzen, und 
alle Einſaſſen, mit der allergröſten Arbeit, Mühe und Sorgfalt, ordenta 
lich oder auſſerordentlich, zur Rettung und Hülffe alles mögiſche anwen⸗ 
den, die äuſſerſte Noth durch DER Theer= Tonnen befannt mas 
chen, in der Arbeit bie anf den legten Mann aushalten, und den 
Thamm nicht ehe verlafen, bis die Rettung unmöglich ift. 

21. D 


Wenn im Frühjahr oder Herbſt das Stau-Waffer aus bem Haabe, 
und Sturm⸗Winde an die Stau⸗Wälle hart anbringen, daß der am 
Kraffuhl wohnenden Gärtner- Wache und Aufſicht zu wenig ſeyn ſolte, 
fo folen die Schulzen auf erhaltenen Befehl vom verwaltenden Vorſte⸗ 
ber, alſogleich und ohne Verzug, mit fo viel Mannſchaft als noͤthig, 
imb angeordnet worden, mit Urt, Spaten und Forke an die Nothlei⸗ 
dende Dexter kommen, auch die benöthigte Geräthſchaft an Dielen, Pfähle, 
Schlägel und Mift dahin abfenden, zur Abwendung einer De&erjtaumg 
oder Auebruche alles mögliche anwenden, auch nicht eher die Walle 
verlaſſen, bis die Gefahr vorüber gegangen. 

22. 


Nach verrichteter Eiß⸗ Wache, [oM ein jeder Schulz verpflichtet 
fem, die in feinem Qvartier gehabte Dielen, Pfähle, Schlägel ac, ꝛc. 
und übrige Geräthſchaft, ordentlich in das Dielen Hand zu liefern, da 
es denn ber Thamm⸗ Schreiber, oder den die Vorſtehere ordnen werden, 
empfangen und aufſchreiben wird; welches alles ordentlich foll aufgeho⸗ 
ben und verwahret werden. Wenn aber jemand an vorgemeldetem Ge⸗ 
räthe fih zu vergreifen unterſtehen folte, der foll ſolches verdoppelt 


erſtatten. 
à 23. 


Die Verbrechere wieder obige Articul, ſollen in jedem Qvartier von 
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dem Schulzen fleißig aufgezeichnet, und dem Vorſteher, welcher die Ver⸗ 
waltung hat, täglich in ihr Apartier eingebracht werden, der alsdenn 
die Brüchigen, entweder auf Geld, (der Nachvarſchaft zum beſten ) nach 
Vorſchrift gegenwärtiger Articul, oder Willkührlich, nach Beſchaſfenheit 
der Sachen und derſelben Umſtaͤnve, beſtraffen, die Strafe alſogleich 
*xeqvirp, auch wo es nöthig, die Ungehorfamen mit Bephülffe eines 
SPrüfibirenben Bürgermeiſter Amtes, zu ihrer Schuldigkeit anweiſen 
wird, damit alfo alle Unordnungen abgeſchaffet, und gute Geſetze beya 
behalten werden mögen. t 


So wie nun die verwaltende Vorſtehere, auf ihren Bürgerlichen 
yd und Pflicht angewieſen werden, diefe porgeſchriebene Articul im ges 
nauer und guter Acht zu haben, und darüber auf das ſorgfältigſte zu 
halten; alfo werden auch alle Schulzen und Einſaſſen des Ellerwaldes, 
mit allem Gruft erinnert und befehliget, denenſelben in allen Stücken, 
mit aller Freue und Fleiß nachzuleben, fid) darnach zu richten, und für 
Schaden zu hüten. Publicatum zu Rathhaufe, im Jahr 1743. 


Nr. 14. 
Damms Ordnung für die Marienwerderſche Niederung. 


ir Friedrich, von Gottes Gnaden König in Preußen, Marg⸗ 
graf zu Brandenburg, des Heil. Röm. Reichs Ertz⸗Cmmerer und Chur⸗ 
fürſt, Souverainer und Oberſter Hertzog von Schleſien, Souverainer 
Pring von Oranien, Neufchatel und Vallengin, wie auch der Grafſchaft 
Glatz, in Geldern, zu Magdeburg, Gleve, Jülich, Berge, Stettin, 
Pommern, der Gafuben und Wenden, zu Mecklenburg und Großen 
Hertzog, Burggraf zu Nürnberg, Fürſt zu Halberſtadt, Minden, Gas 
min, Wenden, Schwerin, Ratzeburg, Oſt⸗ Friesland und Moers, Graf 
zu Hohenzollern / Ruppin, der Mark, Mavensberg, Hohenftein, Fecklen⸗ 
burg, Schwerin, Lingen, Bühren und Lehrdam, Herr zu Ravenſtein, der 
Lande Roſtock, Stargard, Lauenburg, Bütow, Arlap und Breda zc. 
haben aus den eingelaufenen Berichten mißfällig wahrgenommen, daß 
beim Bau und Unterhaltung der Weichfel-Pämme, auch anderen dahin 
— einſchlagenden Sachen, viele Unorduungen eingeſchlichen, welche Teils 
Unferen Cafen, Theile einigen Einwohnern felbft zur Last gefallen 
Wir Haben daher zu beſſerer Einrichtung folgende Damm⸗Ordnung aus⸗ 
fertigen laffen, und ijt Unſer ernſter Wille, daß ſich darnach jedermann, 
beſonders aber Unfere darin benannte Bediente auch ſäramtliche Einſa⸗ 
ßen der Marienwerderſchen Niederung aufs genaueſte achten follen, 


Cap. 1. Von den Verrichtungen derer Damm⸗Bedienten. 


Damit nun Unfere Allergnädigſte Willensmelnung deſto beffer beob⸗ 
achtet werde; So wollen We Unferen Bedienten, denen specialis Cura 
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oblieget, ihre Verrichtungen bekannt machen, und befehlen Ihnen fo 
gnädig als eruſtlich, dieſer Vorſchrift in allem nachzukommen. 


. t. i 


Der Departements⸗Rath muß den Damm wenigſteus einmal des 
Jahres bereiſen und nachfragen, ob diefer Damm Ordnung nachgelebet 
wird; In Kleinigkeiten die Unordnung gleich abſtellen, fonf aber an 
die Königsbergſche Krieges: und Domainen - Cammer berichten. Des 
Ober⸗Deich⸗uſpektoris Haupt⸗Arbeit ift, die Weſchſel ? Dämme in 
beſſern Staud zu ſetzen, dahero er felbige 2 oder Smal jährlich berets 
Ten und folide Vorichläge thun muß. Er mahet auch von der nöthigen 
Arbeit die Anſchläge, giebet Anweiſung wie zu arbeiten, unterſuchet 
nachbero, ob es alles nach der Unweiſung geſchehen und zum Stande 
gebracht, die Mängel motivet'et fih und giebet den Damm Bedienen 
auf, fie noch vor Winters zu verbeſſern, Wenigſtens muß er auch jaͤhr⸗ 
lich einer Damm- Schau beiwohnen. 


[2 


So lange Wir aus Unſeren Caſſen das Geld zum Ban zahlen laſ⸗ 
fen, beſtellen Wir bem Damm⸗Meiſter und Bau⸗ Schreiber. Das Geld 
empfänget der Beamte zu Marjenwerder, führet darüber ordentliche 
Rechnung, legt ſelbige jahrlich ab, und weil Ausgangs Octobris Hi 
ſteus Novembris die Arbeit geſchloſſen„ muß die Rechnung im Januario 
des folgenden Jahres ohufehlbar au die Königsbergſche Rrieges⸗ und 
Domainen- Cammer eingeſandt werden, der Terminus gehet a 1mo, Jas 
nuari bis ultimo Decembris. Damit die Arbeitsleute alle Sonnabend 
ausgezahlet werden können, muß Beamter in Zeiten das bedürfende 
Geld futher. 

Die Aelter⸗Leute wählet ber Damm-Meifter, das Amt beſtätiget 
ſelbige nach Befinden. Beamter muß überhaupt auch mit darauf ſehen, 
daß unter Direction der im X, g. benannten Perſonen alles gut und ops 
dentlich geſchehe, die Gelder auch gehörig verwandt werden. 

9. 3. 

Der Damm⸗Meiſter hat die Aufſicht bei der Arbeit desgleichen der 
Bauſchreiber, letzterer führet dabei ein ordentliches Journal und fertis 
get daraus die Wochen⸗Liſten auf Eid und Pflicht, ber Damm -Meis 
fer atteſtiret fie nach Befinden in gleicher Art, und Rendant bezahlet 
darnach. "i i i 

B4 


Damit in der Folge die Arbeſts⸗Leute nicht klagen fómien, fie hät- 
ten ihren verdienten Lohn nicht bekommen, muß Beamter im December, 
wenn die Urbeit ganz geſchloßen, einen Tag von den Canzeln bekannt 
machen laffen, an welchem fid) alle, die was zu foem, oder font daz 
hin einſchiagende Beſchwerden anzubringen haben, melden follen, wer 
nicht erſcheinet, deffen Klage wird Hiermit vor ungegründet erkläret und 
findet in der Folge nicht ſtatt. Der Termin muß aber nicht gleich auf 
der Publication ſondern wenigſtens 10. 12. Tage nachher ewm. 
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9. 5. $ 


An ſelbigem Tage muß ber Damm⸗Meſſter und Bau⸗ Schreiber 
im zmte zugegen ſeyn, die Klagen werden alle mit denen dabey vorkom⸗ 
menden umſtänden und Gutachten zum Protocol verſchrieben und ſelbi⸗ 
ges jedes Jahr mit Unterſchrift des Stenbanten und des Damm: Mei- 
fiers der Rechung nebſt denen Publications ⸗Atteſten bepgeleget. 


9. 6. 


;. Mie Auziehung der Helter Leute, und Dorfs ⸗ Schulten mifen jähr⸗ 
lich 2 Damm: Schaue und eine davon in Beyſeyn des Sber⸗Deich⸗In⸗ 
ſpectorig ex ofhoio ohne ftem zu verurſachen, gehalten und der ganze 
Damm vom SSin&enberge au, big an die rothe Bude beritten werden, 
woben der Damm» Meſſter und Bauſchreiber allemal, auch der Beamte, 
wenigftens das letzte Mal unausbleiblich zugegen ſeyn ToM, und beym 
Städiſchen Damm muß auch ein Deputatus vom Magiſtrat nebſt dem 
Stödtſchen Bauſchreiber mit adhikiret werden. Worauf bey dieſen 
Dammſchauen zu ſehen, kommt im folgenden $. auch Capite II. F. 7. 8. 
9. 10. vor. 8 - 
8.7. 


Die erſte wird ſogleich, wenn das Waſſer gefallen, vorgenommen, 
und aledenn umſtändlich notiret, was ein jedes Dorf in Vergleichung) 
Verſtarkung, Erhöhung des Dammes, Ausbeſſerung der Oberfutterun⸗ 
gen und Krautung an feinem Loos zu thun hat, auch wo Abwege nds 
thig, maßen alle 100 Ruthen ein Aöweg ſeyn muß, wovon jeder Schultz 
einen Extract, das Amt aber den ganzen Rapport bekommt, was am» 
gemerket, muß ſogleich ohne einige Einwendung gemacht werden. Fin⸗ 
den fid) bey der zweyten Schau, welche gleich nach der Winter⸗ Saat 
und zum allerhöchſten gegen den 15. September vorzunehmen, noch dies 
ſelbe Mängel, muß vos jeden 1 Mehl, Strafe zur Pfaßl⸗Caſſe bezah⸗ 
let, und in Continenti die Execution wlder die Stumgen aufgegeben 
werden. Vor das, was nach der erſten Schau zwar gemacht, aber mans 
gelhaft ift, wird 1 Fl. Strafe zur Pfahl Caffe, erleget, und der Fehler 
ſofort erſetzet, erſtrecket ſich der Fehler ubs einige Ruthen lang, mug vor 
jede Ruthe 1 Fl. bezahlet werden. Was aufe neue zu machen für nöthig 
erachtet wird, muß sub poena exeoutionis ing Soden geſchetzen, und 
der Schulte bey willkührlicher Strafe die Säumigen anzeigen, der 
Damms Meiſter und Bauſchreiber aber vor andern darnach fehen. 


f $8- i 

Das nöthige Holz und Fafıhinen » Strauch in Geiten gut und fo 
wohlfeil die möglich mit Wotwiſſen des Amte zu behandeln, HE eine 
der vornehmſten Verrichtungen des Damm⸗Meiſters und Bauſchreibers) 
wobey fie allen Fleiß anwenden, und fo wie überhaupt alfo auch, hier⸗ 
bey allen Verdacht eines Privat Vortheils auf das josgfältigfte vermei⸗ 
den mifen., Findet ber Beamte den Handel zuträglich, wird ſegleich 
geſchloſſen.“ Und damit es zur Arbeitö⸗ Seit nicht an den Materialien 
fehle, müſſen im Winter wenigstens 600 Schock Faſchinen in gehörſger 
Länge und 1 Fuß im Diameter, auch 4 Schock Pfahlholz behandelt und 


Weſtpreuß. Prov.⸗Recht. Bd. II, 5 
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erſtere ohnfehlbar alle angefahren werden, welche auf 3 Stellen, Gaz 
miéfe, Nebran und Ruſſenau zu vertheilen. Etwas Holz muß auch in 
Bereitschaft ſeyn, das übrige kaun nach Befinden aus dem Waſſer ge⸗ 
kaufet werden. 


9.9. 


Sobald im Frühjahr das Waſſer gefallen und der Schade zu ſehen, be⸗ 
reitet der Damm⸗Meiſter ben Damm, unterſuchet was aus den Werken 
zu machen, giebet nicht nur einen Aufſaz davon an das Amt, ſondern 
ſendet auch dergleichen au den Obere Deich⸗Jyſpeckor, welches Bepdes 
er, wenn Brüche geſchehen, oder bey allen Vorfällen, zu beobachten, 
das Amt fondet ſolchen Auffag an die Krieges⸗ und Demainen⸗ Cam- 
mer, und ſuchet die baldige Fertigung der Anſchlaͤge, und hiervon muß 
den Ober- Deich ⸗Inſpector nichts abhalten, als Krankheit, oder wenn 
ihm in einer Ordre expreſſe benannt, daß eine andere dieſer Arbeit vor⸗ 
gehen Toll, à 

j $. 10. 

Damit fif die Werke ſetzen und die Erde begeünen könne, ift 
Unſer ernſtlicher Wille, daß zeitig gearbeitet werde, und tt dahin zu 
ſehen, daß wo nicht eher, doch im October geſchloſſen werde. 

A 9.11. 

Um dieſes deſto füglicher zum Stande zu bringen, kann Unſere 
Krieges⸗ und Domainen: Gammer ſobald der Anſchlag eingekommen, und 
revidiret, ad rationem etwas Geld vorſchießen und ſolches bey Suchung 
der Decharge melden. 

x 9. 12. 

Wie und was gearbeitet werden foll, weiſet der Oper⸗Deich⸗In⸗ 
ſpector bey Fertigung des Anſchlages und zur Stelle an, oder inſtruiret 
in Vorfalleuhelten den Damm Meiſter ſchriftlich. 

9.18. 


Bey der Arbeit muß der Damm⸗Meiſter und Bauſchreiber dahin 
ehen, daß fie tüchtig auch nach dem Anſchlage und Andeiſung des Dherve 
Deich⸗Inſpectorſs geſchehe und die Leute ſteißig ſeyn. Die Saͤumigen 
werden dem Amte gue Beſtrafung angezeiget. 

3. 14. 


ueber alles angekaufte Holz und Strauch führet der Baufchreiber 
genaue Materialien ⸗ Rechnung, weiſet ſpeciel nach, wo es verwandt, 
nehmlich wie viel zu Rammprähfen desgleichen Spickpfählen und Schei⸗ 
den an jedem Ort verbraucher, und wo der etwanige Beſtand befindlich. 
Der Damm- Meiſter atteſtiret Te, der Ober⸗ Deich Inſpector eramini⸗ 
ret felbige und zwar bey der letzten Schau mit dem Beamten zuſammen. 


$. 15. 


Die Soſchinen⸗ Holz und Erde-Zuhren. werden von bem Beamten rez: 
partiret, wobey niemand überlegt noch überfehen werden muß, und füh- 
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ret der Damm Meiſter darüber eine accurate Rechnung. Sollte er fid 
derſelben oder auch der Tagelöhner in häuslichen Angelegenheiten bebie⸗ 
nen, hat er ohnfehlbar harte Beahndung zu gewärtigen. Es concurri⸗ 
ren aber zu dieſen Fuhren folgende Dörfer nach Proportion der deshalb 
feſtgeſetzten Hufenzahl, und zwar $ 


EEN UL Bafhinen- Gubten ar rg. Rut. 
„Trengenkohl ^ Tac vt GESA 
2 Er j 9 Schock per Hufe ven 5 22 | 150 
> DUE zu gafdinens und Holzfuhren. s 
„ Keilhoff . à d inen CSS. 
z Smin sis 10 SANE en eds 
. Bial . * " . 8424 
A Groß Paradise | 1 Stick Pfahlhos . 322 | 150 
& ne per Hufe .. ?|l1u|— 
ens zu Holz⸗Erde⸗ i 
L Nurbemiere 5 z 8 Ane. e G — A 
2. Auſſenau 15 | 241 — 
3. Stangendorff . . 27 | 12 | 150 
4, Groß Rebtau . » N az | 7130 
5. Klein Mebran -e 21 25 — 
6. Weichfelbur zg 25 — — 
T ee 18 | 27 | 150 
8. Grabau 19 | 2]| 150 
9, Neuhofen 17|20| — 
10. Schindenbag „2 u. nnd 18 —|— 
41. Ellerwalde ers 27| — — 
12. Campange und klein Paradies g 24 150 
Summa aller Scharwerks⸗Hufen 1361 | 4 | 150 


Nota. Es follten zwar diefe Dorfſchaften wie bei der Pfahl: Gaffe 
in fine Gap. VI. g. 2. auf 264 Hufen 50 Rathen gerechnet 
werden, weil aber die Dörfer Ruſſenau, Weichſelburg, Graz 
bau und Nenhöfen Theils durch die Verſandungen viel Scha⸗ 
den ag Theils auch aus ihren füuberepém die Erde zur 
Verſtärkung des Weichſel⸗Dammes und Beſchwerung der 
Grund- Betten hergeben müffen, fo iſt ihnen bei dem Damm⸗ 
Scharwerk und bey Berloofung des Dammes Cap. II. 8. 7. 
einige Sublevation angeviehen. 


9. 16. 


So lange die Eiswachen gehalten werden, müſſen der Damm -Meiz 
fter und Bauſchreiber wohl Acht haben, daß alle mögliche Vorſicht ges 
brauchst, alles in Ordnung gehalten werde und bie beute nüchtern bleiz 
ben. Der Damm ⸗Meiſter lehet, von oben von denen Bewegungen des 
Wafers Nachricht ein, und läffet fid von den Eiswachen alle 2 Stuns 
den, auch wenn was beſonders vorfället ſogleich alles melden, und be: 
richtet davon ab und zu dem Amte, das Umt aber von Poft zu Poſt 
der Krieges und Domainen- Gammer. 52 
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9. 17. 


Dem Damm⸗Meiſter [ieget auch ob, dahin zu fehen, daß die Waf- 
ſer⸗ und Haupt⸗Abzugs⸗Graben in gutem Stande erhalten werden, wo⸗ 
von unten Cap. VII. ein mehreres. 


6. 18. 


Was ber Damm⸗ Meifter und Bauſchreſher in Anſehung der Arbeit 
und Fuhren veranſtalten, muß ohne Einwendung geſchehen. Es bleibet 
aber hiernächſt einem jeden frey, fih im Amte oder beym Departements⸗ 
Rath oder fonft zu beklagen, da fo dann ohne Auſtand der Vorfall uns 
ferfüchet werden muß. Wer fi) denen Damm: Bedienten wiederfedet, 
oder auch wohl gar gegen ſie mit Worten ſich vergehet, wird ohne 
Nachſicht am Leibe beſtrafet, gehen bie Damm! Bedienten zu weit, wers 
den Wir fie nachdruͤcklich davor anſehen, auch nach Befinden, des Diens 
fles entſetzen. 

9. 19. 


Wegen der Soldaten ſchreibet das Amt in Vorfallenheiten an die 
Negimenker, welche nach Befinden bie Wiedrigen beſtrafen müßen, im 
Weigerungs⸗Fall meldet es Beamter der Krieges⸗ und Domainen- Sams 
mer, welche diesfalls ſchleunige Remedur zu ſuchen, allenfalls aber an 
uns zu berichten hat. 


Cap. II. Von der Unterhaltung des Dammes. 
[n 


Seit 1728 haben Wir anſehnliche Geld⸗Summen auf die Verbeſſe⸗ 
rung der Weichſel⸗Dämme verwandt, werden auch damit vor der Hand 
noch fortfahren, wenn Wir aber hiernächſt finden, daß fie in gutem 
Stande, werden Wir dazu entweder ein gewiſſes ausſetzen und ferner 
arbeiten laffen, ober fie nach einer umſtäudlichen Beſchreibung denen 
Einſaßen übergeben, zu Holz auch Strauch, welches in Unſeren Wäldern 
febr abnimmet, was zahlen laffen, auch zu denen übrigen Koſten nach 
Befinden etwas bewilligen, alsdenn muß in der Niederung alle vor ei⸗ 
nen und einer vor alle ſtehen, daß der Damm, ſo wie er übergeben, 
beftändig. erhalten werde. 


& 

Su denen im Polniſchen Territorio belegenen Woltzer⸗Daͤmmen, 

werden Wir die dazu benöthigten Koſten, ſo lange fie polniſcher Seite 

nicht unterhalten werden, vorſchüßßen laffen, die Rechnung muß aber ber 

ſonders geſchloſſen, und jedesmahl bengeſetzet werden, wieviel bereits 
verwandt, damit fie eigentlich zur Liquidation kommen könne. 

; . 3. ^ 

Weil die Futterungen, Vorlagen, Buhnen und Köpfe nicht allein 

hinlaͤnglich, p ber Damm jährlich verſtarckt und fo gemachet werden, 

daß er unten im Fuß Dreymahl fo breit als hoch, oben 20 Fuß und 

bey febr hohen Daͤmmen wenigſtens 16 Fuß breit fep. Die Doſſirung 
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muß nicht fo ſteil, wie bishero bleiben, ſondern fo. ſchräg als möglich 
und höchſtens nicht feiler als nach einem Winkel von 45 Grad mit der 
Horizontal ⸗Fläche angeleget werden. Su dem Ende wird vors crie an 
denen Schaar⸗Daͤmmen Landwärts von Zeit zu Zeit was angetragen, 
Strohmwärts taugt die lofe Erde nicht, An folhon Orken wo die al- 
ten zugemachten Brüche nahe am Damm gehen und fid) viele Duell, 
Locher befinden, muß beſonders ein Fuß 10 Fuß breit und 3 Fuß hoch 
angefahren werden, damit ſowohl vie Laft der Erde mehr auf den loz 
fem Grund drucke, als auch Jederzeit zu den Quell⸗Löchern mit Wagen 
bin zu kommen. Dieſe Arbeit muß beſonders gleich im Frühjahre ge⸗ 
ſchehen, weil alsdann die Erde noch Gras treibet. 


J. 4. 


Die nöthige Erde zum Damm wird, wo fie am nächſten, genome 
men, doch werden die muébaten Ecker, fo viel möglich bis im Notfall 
geſchonet. Sie muß wenigſtens 8 bis 10 Ruthen vom Damm gegraben 
werden, weil fih fonft Quell-Waffer finden, und durch den Daum ge⸗ 
ben möchte. We gute Nußen⸗ Teiche, kann fie aus felbigen genommen 
werden, doch allemahl nur einen Stich tief und wenigſtens 10 Nuthen 
vom Damm, auch nicht ganz bis an den Strohm. Wie denn auch die 
ausgegrabenen Kaulen wieder eben zu machen, damit der Strohm nicht 
Gelegenheit finde, tiefe Löcher zu reißen. S 


$..5. D 


Die Anfen-Téihe oder das Land zwiſchen Damm und Strohm feyn 
die beften Bedeckungen, dahero die vorhandenen auf das ſorgfälkigſte zu 
unterhalten, des Frühjahrs mit Saal⸗Weiden oder Werft zu bepflau⸗ 
sen und fo viel moglich durch anzulegende Buhnen und Köpfe zu ver⸗ 
mehren. 1 

$. 6. 


Da Wir fo viele often an die Verbeſſerung des Dammes wenden, 
fs find die Einſaſſen, die den Schutz beffelben genießen, auch ſchuldig, 
alle zu den Dämmen nöthige Fuhren umſonſt zu verrichten, der Daum⸗ 
Meifter vertheilst ſelbige nach dem 16. 8. Cap. L unter ihnen, So 
lange Wir das Geld zu denen im Pölniſchen Territorio. belegenen We 
zer⸗Dammen vorſchuͤßen, müſſen Unſere Einſaſſen die Fußren wie N 
her gegen die gewöhnliche Bezahlung à 2 gr. verrichten. Es muß aber 
urgiret werden, daß bie Woltzer Einſaßen fo viel möglich helfen. Von 
denen Fuhren bey Unſerm Damm, fuͤhret Damm⸗Meiſter wie oben 
Cop. I. b. 15. eine Rechnung. 


9. 7. 


Der Damm it zwar jederzeit in gewiſſe Looſe unter denen Einſaſ⸗ 
fen exclusive Sreugenkohl und Mülbach eingrtheilet, fie find aber nicht 
accurat, auch bisher febr nachläßig wahrgenommen, und ist fast nichts 
daben geſchehen, Wir haben in aufs neue vermeſſen und folgender Gez 
ſtalt eintheilen laffen: x 
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Namen 


Nro, derer 
Dörfer und Bezeichnungen derer Dorf⸗ Looſe. 
— ˙ ! mn 
Ober ⸗ Dörfer, 


Ruſſenau vonn voe ATA eoe 


1 

„%%%ͤ 1. nz 

„VVT 

een eee 

5 Weich eb leur. 

6 Canis ke 

7 Grabau tm * 

e UR rd 

Rieder s Dörfer. 

9 |edmdmbmp .. 2... 22. les 

10 eee e a 

11 Gampattge d ß en 
Klein Paradies IR | 

Adelich e. 

12 Nundewleſe . :: „„ 

f Doer AD E EU 

14 Sedlinen 


15 Bialcken 
16 [Groß Paradies e 
17 [ Kollmiſch Neuhö fen 
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Unterhalten daran Looſe Thnt 
Beſitzen 


an Hufen 


Am Schaar⸗Damm Im Außen⸗ Teiche in 
à 7 Nuthen 6 Fuß a 2 Rathen 8 uff, Somme 
6 Zoll per Hufe | 9 Zoll per Hufe 


Huf. Mrg. Rut.]Ruthen Fuß Boll] Nuthen Fuß Zoll [Nuthen Fuß Zell 


1s 24 — 120 8 277 — 
27 12 | 150| 209 | 7 480 6 11 
17 7 150 131 | 9 Sog 48 
21 25 — 166 9 55 8 
25 — | — | 191 2 488 | 8 3 
18 | 27 | 150] 144% 6 931 | 8. 9 
19 | 9-| 150| 146 | — 884 | 4 7 
17 20 — 135 8 80 | 7 4 
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Wornach ber Damm⸗MMeiſter einem jeden Dorf was ihm zukommet, fo 
viel möglich ungetrennet abſtechen und mit Pfählen bezeichnen muß, Uns 
ter ſich fónnen die Einſaſſen eine noch ſpeclellere Einkheilung machen. 


9. 8. 


Jedes Dorf und jeder beſonders muß in ſeinem Loos alles was 
ausgetreten, ausgefahren oder ausgeſchalet, im Mat hoͤchſtens im Juni 
mit guter Erde vergleichen, den Weg in Ordnung und gehöriger Breite 
halten und diefe nicht durchzäunen, wodurch der Damm oben breiter 
als unten oder in der Mitte wird, ſondern darch Anſchuͤttung eines 
ſtarken Fußes g. 3, iſt verordnet, daß der Damm oben 20 Fuß und 
wenn er ſehr hoch, wenigſtens 16 Fuß breit fein muß, und muß ein 
jeder dafür ſorgen, daß er in der Art bleibe, Wenn Kraut und Gras 
auf dem Damm wächſet, muß es abgehauen werden; Wird bei der zwei⸗ 
ten Schau an vorſtehenden ein Mangel befunden, daß das ausgeſchälte 
nicht zu recht gemacht, der Weg nicht ordentlich vergleichet, der Damm 
nicht breit genug, oder auch das trant nicht abgehalten, muß der Schul⸗ 
dige Einen Rehlr. zur Pfayl⸗Kaſſe erlegen. 


9. 9. 


Zu denen Oberfutterungen, fo jetzt an den Schar⸗Daͤmmen gemacht 
werden, muß jedes Dorf künftig in feinem Loos bei freiem Holz und 
Strauch die Koſten aufbringen, auch die Faſchinen ſelbſt hauen und Win 
den laſſen, weil alsdenn keine Schälung füglich ſchaden kann, fo fie bisher 
an die Unter furteimig auszubeſſern, {huldig geweſen. Ueberbem verbin⸗ 
det fie die Damme Konftitution de 1713 gar zu denen ſommlichen Ko 
fen, die Wir wegen des ſchlechten Zuſtandes nur feit 1728. aus Gnaden 
auf einige Zeit übernommen haben, was dabei zu thun, wird bei der 
Damm ⸗ Schau feft gefeget, auch was fie dazu an Holz und Strauch 
bekommen follow, wie viel Ruthen einem jeden darauf zugemeſſen, muß 
aufgeſchrieben werden. Das erſte Mahl wollen Wir das dazu benbthigte 
Geld aus Unſerer Kaffe zahlen lafen. Wann was davon übergeben 
wird, muß es ordentlich zu Protokoll notiret und verſchrieben werden, 
in welchem Stande es geweſen, und bekommet jedes Dorf, ſo weit es 
ſelbigem angehet, eine Abſchrift davon. 

$. 10. 

Alle Jahr muß etwas bei der Verstärkung geſchehen, und die Ein⸗ 
cheilung fo gemacht werden, daß der Damm binnen 4 Fahren die g. 3. 
benannte, Breite erhalte, und beſonders an den Schar⸗Dämmen gleich 
das erſte Jahr 1 Fuß ſtark angetragen werden. Weil aber gegenwärtig 
noch gi viel fehlet und die Dämme fehe ungleich fein, müſſen die er⸗ 
ſten 4 Jahr bei dieſer Arbeit die Dörfer alle zuſammen treten, nachher 
jedes Dorf in feinem Loog die nöthige Breite und fouffen wie $. 8. ver 
ordnet“ erhalten, hieror wird aber fo wenig in den erſten 4 Fahren, 
als auch nachher aus Königl. Kaffe etwas bezahlet. 

9. 1L 


Faſchinen muß das ganze Dorf zugleich fahren, und jedezmahl der 
Schulze oder ein Dorfs⸗Geſchworner dabei ſein, damit alle Unorduun- 


E Fa 
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gen vermieden, auch die Wagen beim Aufladen zuſammen gehalten werz 
den, und keine Faſchinen im Walde bleiben. Iſt der Schulze oder 
Dorfs⸗Geſchworne nicht dabei, muß der, fo dabei fein- folite, Einen 
Stir, zur Pfahl⸗Kaſſe Strafe erlegen, und für den durch fein Aus⸗ 
bleiben etwa verurſachten Schaden haften. e 


8. 12. i 


Bei denen Erde⸗Fuhren ift bisher die Zeit verdorben und weni 
aufgeladen, es wird daher feitgefehet, daß bie Seitens Bretter 15 3o 
breit, 12 Fuß Lang, die Unterlage 12 Sol breit und 12 Fuß lang, nach oben 
zu der Wagen aber 18 Zoll breit ſein muß; damit ſie alle gleich fleißig 
frin, werden Zeichen ausgegeben, wodurch des Abends jeder die Summa 
der Fuhren beſcheinigen muß; weil dieſes nur die Säumigen in Ordnung 
zu halten gefehiehet, mifen die Dörfer die Koſten dazu fragen. Wer 
feinen Wagen nicht vorbeſchriebenermaaßen eingerichtet, giebt 1 Fl. preuß. 
Strafe zur Pfabl⸗Kaſſe, und werden dergleichen Bretter ſogleſch kennt⸗ 
lich gezeichnet, Damit fie niche öfter gebrauchet werden können. 

Wer ohne erhebliche Gutſchuldigeug ausbleibet wenn er zur Arbeit 
beſtellet, muß auch 1 Fl. geben, und das verſgumte nachfahren. Wie 
denn auch derjenige, welcher aus wahrer Unmöglichkeit und dergleichen 
erheblichen Urſachen ausbleibet, dennoch das Berſäumte gleichfalls wieder 
nachholen muß. 


9.18. 


Die Fuhren muß der Damm⸗ Meiſter fo viel möglich bei bequemer 
Jahres -Beit ausſchreiben, und beſonders darauf ſehen, daß wenn im 
Felde viel zu thun, nicht viel Fuhren gefordert werden, im Nothfall 
aber müſſen die Damme Fuhren allen Verrichtungen vorgehen. 

N 9. 14. 


„ Mit Wa jen Erde zu fahren, gebet wohl ordentlicher Weiſe geſchwinder, 
öfters finden fid) aber Umſtände, daß es mit Karren beffer und zuver⸗ 
lägiger. Wir befehlen dahero, daß in jedem Schulzen⸗ Amte 2 bis 8 
gute Haud⸗ Karren auf 6, 7 bis 8 Hufen eine zu rechnen“ und bei der 
Damm: Schau vorgezeiget werden follen, falls nun dieje ſtatt der Bas 
gen gebrauchet werden, ſo geſchiehet die Hand» Arbeit dabei von denen 
Einſaſſen umſonſt, auſſer bei den Woltzer Dämmen bleibet es nach dem 
Sten $ wie es bisher geweſen, fehlet bei der Schau an den Karren was, 
wird vor jede 15 gr. preuß. Strafe zur Pfahl⸗Kaſſe erleget. 
& 15. 

Muß allemahl gute Erde, wo ſie zu haben, zum Damme genom 
men werden, weil bie ſchlechte nicht die gehörigen Dienſte thut, und die⸗ 
fes i beſonders bei der Abgleichung Strohmwärts zu beobachten, 
wo ſonſt das Waſſer den lofen Sand, ber nicht leicht bewächfet, gleich 
abſpühlet. 

9. 16. 

Das Vieh verbichet die Damme mit Treten und die Schweine mt 

Brechen oder Wühlen, daher überhaupt kein Vieh an ſelbige und in 
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den Außenteichen kommen muß; wird ſolches darauf betroffen, ſoll vor 
jedes Stück Mieh 20 gr. pr. Strafe zur Pfahl⸗Caſſe und 6 gr. Pfand- 
geld, vor jedes Schwein 15 gr. Strafe und 3 gr. Pfandgeld erleget 
werden. Will die Pfändung der Schweine nicht helfen, oder es will 
fid der Eigenthümer zu denen auf dem Damm, oder in den Außentei⸗ 
chen gepfaͤndeten nicht melden, werden fie im erſten Fall todtgeſchoſſen 
und bekommet derjenige, fo es gethan, 6 gr. Schußgeld im letzten Fall 
werden die gepfändeten Schweſne verkaufet und das Geld zur Pfahl 
Gaffe verrechnet. Ein jeder Einſaße und befonberB der Schulze iſt ſchul⸗ 
dig, Hierauf zu halten, žam ihm eine Kachſicht àberfüeet werben, muß 
er vor jeden Contrabentiens⸗Fall an Strafe 1 Fl. pr. zur Pfahl⸗Gaſſe 
geben. Der Damm Meier und Baufehreiber [o täglich auf dem Damme 
und bei den 2febeitslenten ſeyn, müſſen diejenigen, fo fid) hierin flis 
ferig bezeigen, erinneren, auch dem Amte zur Beſtrafung anzeigen; Es 
föl auch zu deſto beſſerer Kufſicht ein beſonderer Buſchwärker oder 
Damm Bereuter beſtellet werden und bekommet jahrlich Zwölf Thaler 
aus der Pfahl⸗Caſſe. 


s $. 17. 

Wenn Holz oder andere Sachen auf der Weichſel verſchlagen wird, 
muß ſolches fogleich geborgen und bekannt gemacht, auch zu Darthuung 
des Eigenthums ein öffentlicher Termin von 12 Wochen angefeget, und 
im den Kirchen gehörig bekannt gemacht werden. Beweiſet jemand ſein 
daran habendes Recht, wird es. ihm gegen ein billiges Bergelohn und 
Ufer- Geld ohne fernere Weitläuftigkeit verabfolget. Findet fid) in der 
beſtimmten Zeit niemand dazu, oder kann ſein Eigenthum nicht beweis⸗ 
lich machen, ſo wird nach, Ablauf des Termins das Holz in natura am 
Damm verwandt und das Bergelohn aus der Dahl» Caffe bezahlet, an⸗ 
dere Sachen aber werden öffentlich -verfaufet und das Geld nach Abzug 
des Berglohns und Ufer⸗Geldes zur Pfahl⸗Caſſe berechnet. 

Cap. UL Was beym Eisgang und popen Waſſer 

p zu thun. 


$i 
Eo bald einige Gefahr vom Eiſe oder Maffer im Winter oder 
Sommer zu beſorgen, ſchreibet der Damm Meiſter die Eis⸗Wachen 
folgender Gestalt aus: 
a) auf der Woltze ſind 2 Wachen, 
die Iſte am Scharfen Orth, fole beſtellet die Dorfſchaft Grof- 
Wolz mit 6 Mann. 
2 mit Miſt beladene Wagen, 
4 Bretter oder Diehlen, 
2 Laternen, 
2 Schlägel und 
t 12 Jaunpfähle; 
die 2te bei Luren oder Rachauen⸗ Ecke beſtellet die Dorfſchaft 
Klein⸗Woltz mit i 
6 Mann, 
4 Diehlen, 
2 Schlaͤgel, 
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19 Zaunpfühle und 
2 Laternen. 5 
b) Beim Amts- Damm ſind 16 Wachen, y 
die 1fte ftehet auf der Grenze im Dorf Ruſſenau und wird bes 
ſtellet vom adelichen Gut Rundewieſe mit 
8 Mann, 
S mit Miſt belgdene Wagen, 
6 Diehlen, 
2 Schlägel, 
18 Grenzpfähle und ; 
2 Laternen B e 
die 2te in demſelben Dorfe bei Schinen, beſtellet das Dorf Ruſ⸗ 
mit 10 Mann, j 
4 mit Miſt beladene Wagen, 


24 Gtenzpfäple und 
8 Laternen, t 
dieſe 4 Wachen ſtehen unter bem Aeltermann George Otte 
von Stuffenat. 
Die ste Wache auf Stangendorff bei Dirckſen, beſtellek die 
Dorfſchaft Stangendorff mit 
9 Mann, 
4 mit Miſt beladene Wagen, 
8 Diehlen, 
24 Grengpfühle, 
4 Schlägel und 4 Laternen. 
Die Ate Wache in demſelben Dorfe beim Schmidt Ploͤwe beſtel⸗ 
let die andere Hälfte des Dorfes Stangendorff mit 


9 Menn, 
4 mit Miſt beladene Wagen, 
8 Diehlen, 
24 Grenzpfähle, 
4 Schlägel und 
j 4 Laternen. 
Die Ste in demſelben Dorf bei Rakauen wird beſtellet von dem 
Dorf Klein Nebrau mit 
14 Mann, 
4 mit Miſt beladene Wagen, 
102 Diehlen, 
86 Grenzpföhle, 
4 Schlaͤgel und 
E 4 Laternen. 
Die gte in bemfelben Dorf bei Corn. Witten, wird beſtellet vom 
Dorf Schinckenberg und dem adelichen Gut Keilhoff wit 
12 Mann, 
5 mit Miſt beladene Wagen, 
10 Diehlen, 
30 Grenzpfähle, 
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4 Schlägel und 
4 Laternen. 
Die pte im Dorfe Groß Nebrau bei Gromken wird vom Dorfe 
Groß Nebrau beſtellet, mit 
12 Mann, SORES yf 
5 mit Miſt beladene Wagen, 
10 Diehlen, x 
30 Greuspfáple, 4 
4 Schlägel und 
4 Laternen,. è 
Die ste im Dorfe Weichſelburg bei dem Todtengråber wird von 
den Dörfern Treugenkohl und Milbach beſtellet, mit 
5 Mann, weil diefe Dorfer aber weit vom Damm abs 
gelegen, und dicht an der Heyde liegen, fo werden 
von denenſelben keine Materialien behgeſchafft. 
Diefe 6 legte Wachen ſtehen unter dem Keltermaun George Borë 
von Skangendorff. $ , 
Die gte Wache in demſelben Dorfe bei Philip Senfen, wird vom 
Dorfe Weichſelburg beſetzt mit 
16 Mann, 
6 mit Miſt beladene Wagen, i 
12 Diehlen, y 
36 Grenzpfähle, 
6 Schlägel und 
5 Laternen. 
Die 10te auf der Grenze von Weichſelburg und Canitzke in Mil⸗ 
cken Kathe wird beſtellet vom halben Dorfe Ellerwalde mit 
9 Mann, Y 
4 mit Miſt beladene Wagen, 
8 Diehlen, 
24 Grenzpföhle, 1 
4 Schlägel und 
4 Laternen. 
Die lite im Dorf Canitzke bei Holtzen, wird vom Dorfe Canitzke 
beſetzet mit ! 
12 Mann, 
6 mit Miſt beladene Wagen, 
86 Grenzpfaͤhle, 
12 Diehlen, 
6 Schlaͤgel und 
5 Laternen. 
Die 12te auf bemfelben Dorfe in Heinrichs oder Pockranten Kathe, 
wird von der andern Hälfte des Dorfes Ellerwalde beſetzt mit 


9 Mann, 

4 mit Miſt beladene Wagen, 
8 Diehlen, 
24 Grenzpfäble, 

4 Schlaͤgel und 

4 Laternen. 
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Die 18te im Dorf Grabau bei Paul Klotzen wird vom halben 
Dorfe Grabau beſetzt mit * 
8 Mann, 
4 mit Miſt beladene Wagen, 
8 Diehlen, b 
24 Grenzpfähle, i 
4 Schlaͤgel und 1 
4 Laternen. " 
Diefe 5 letzte Wachen ſtehen unter der Aufſicht des Aeltermauns 
Peter Dopcke von Cauitzke. . 
Die late in demſelben Dorfe bei Glimcken wird von der andern 
Hälfte des Dorfes Grabau beſetzt mit 
8 Mann, 
4 mit Miſt beladene Wagen, 
5 ae, 
enap 
4 Sole d 
Laternen. 
Die 15te Wache noch in demſelben Dorfe bei Jakob ‚Bögen wird 
beſetzt von Bialcken, Seplinen, Groß Paradies, item von denen 
Dörfern Gampange, Klein Paradies, und Köllmiſch Neu 
en, als 
FE, cin ven Balken unb Cehtinen, 
8 Mann von Groß Paradies und Köllmiſch Neuhöfen, 
7 Mann von Campange und Klein Paradies 


Summa mit 
12 Mann, 
4 mit Miſt beladene Wagen, 
8 Situ, i 
24 Grenzpfahle, 
4 Schlägl und : 
4 Laternen. 
Die 16te nach im Dorfe Grabau in Freundes Kathe wird vom 
Dorfe Neuhöfen beſetzt mit 
12 Mann, 
6 mit Miſt beladene Wagen, 
35 Grenzpfähle, 
12 Diehlen, 
4 Schlaͤgel und 
4 Laternen. 
Diefe 3 letzte Wachen ſtehen unter dem Aeltermann Erdmann 
Tanck von Keuhöfen. : 

9) Bei den Stadt- Dämmen find 4 Wachen, i 
ſelbige ſtehen unter ber Dispofition des Stadtkämmerers und 
ſtaͤdtſchen Bauſchreibers. 

Die ifle Wache in der Hirthenkathe wird beſtellet von Oberfeld 
und dem halben Dorfe Mareeſe mit k 
16 Mann, 
6 mit Stift beladene Wagen, 
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12 Diehlen, Ü 
36 Grenzyfähle, 
4 Schlägel und 
4 Laternen. 
Die 9tt am Vorſchuß in Lonſerts Kathe wird vom andern pal- 
ben Dorf Mareeſe und dem halben Dorf Kurtzebrack beſetzt mit 
16 Mann, 
6 mit Miſt beladene Wagen, 
12 Diehlen, 
36 Grenzpfähle, 
4 Schlägel, 
4 Laternen. 
Die ste in Nothebude wird vom andern halben Dorfe Kurtze⸗ 
brack und dem halben Dorf Zieglack beſezt mit 
16 Mann, 
6 mit Miß beladene Wagen, 
12 Diehlen, 
36 Grenzpfähle, 
4 Schlägel und 
4 Laternen. 
Die ate Wache am Kirchhofe auf Bieglad wird von der andern 
‚Hälfte des Dorfs Zieglack beſetzt mit 
8 Mann, 
3 mit Miſt beladene Wagen, 
6 Dielen, 5 
18 Grenzpfähle, 
2 Schlaͤgel und 
2 Laternen. 


F. 2. 

Die Aelterleute fo gewiſſe Wachen zu ihrer Aufſicht haben, müͤſſen 
iid) ſogleich auf ihre Poſten begeben, unterſuchen, ob die Mannſchaft 
vorhanden, tüchtig und mit denen gehörigen Geräthſchaften verſehen, 
auch diefe in gutem Stande ſeyn, und wird beſtändig ein geſattelt Pferd 
in Bereitſchaft gehalten. Alle 2 Stunden ſeyn von Wache zu Wache 
dem Damm: Meifter die Vorfallenheiten und Bewegungen des Waſſers 
zu melden. Wenn ſich was beſonders ereigenet, muß ſegleich ein reiten- 
der Bote. gefandt werden; der ältefte Leltermann bekommt an Diäten 
täglich 30 gv. die andern 24 gr. aus ber Pfahls Goſſe, wer ausbleibet, 
muß 1 Mehle. Strafe zur Pfahl» Gaffe erlegen, ihn entſchuldiget nichts 
als Krankheit. 


4 125 $ 8. 
Alle Tage wird, wie bisher, durch den Schulmeister auf jeder Eis⸗ 
wache eine Betſtunde gehalten. x 
7 $ 


Auf einer Eis⸗ oder Waſſer⸗Wache von 6 Mann muß wenfgftens 
ein Nachbar oder Hubenwirth, auf einer von 10 Mann und darüber, 
wenigstens 2 Hubenwirthe ſeyn, um dahin zu ſehen, daß alles nüchtern 
auch ordentlich fep, und wenigſtens 3 Mann allemal wachend auf dem 
Damme ſtehen bleiben, welche alle Stunden abgelöſet werden. Wer bei 
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der Viſttation nicht auf einem Poſten gefunden wird, muß 1 Fl. ps 
Strafe zur Pfahl- Cafe erlegen. Wer ven den Nachbaren oder Hube: 
wirthen ausbleibet, giebet 1 Thaler Strafe zur Pfahl⸗Caſſe. Die Unz 
ordnungen fallen demjenigen mit zur Fast, der darnach ſehen foll Der 
Nachbar oder Wirth muß von allem was zu feiner, Wache gehöre, dem 
Teltermann und Damm- Meifter Nachricht geben können, er muß auch 
alle zur Wache gehörige Geräthſchaften unterſuchen. 4 


9. 5. 


Wenigſtens 9 Tage vor Anſtellung der Eiswachen müſſen die g. 1, 
vengunten Materialien und der nóffige Schäl⸗ Strauch an denen anges 
wiefenen Orten angeſchaffet werden. 

s § 6. 

Die Kelterleute und beſonders der Damm⸗Meiſter müſſen vor Ans 
fellung der Eiswachen fleißige und zuverläßige Nachricht einziehen, wie 
es oberhalb mit dem Eiſe oder dem zu⸗ und abnehmenden Waſſer be⸗ 
ſchaffen, wornach die nöthigen Anstalten vorzukehren. 

9. 7. 
, Auf denen Eiswachen müffen lauter tüchtige Lente gefandt werden, 
die im Nothfall tüchtig angreifen koͤnnen. 

$8.8. 

Wo jede Eiswache zu ſtehen kommet, aus wie viel Mannſchaft fie 
beſtehet, und was vor Geräthſchaften vorhanden ſeyn müſfen, ij oben 
im Iten g. beſchrieben, über die darin benannten Stücke muß derer 
die auf die Wache kommen, eiferne Spaten“ 2 aber mit Arten mitbrin⸗ 
gen, und werden die Schubkarren auf den Wachen vertheilet. 


F. 9. 

Im Nothfall wird alles zur Schügung Nöthige genommen, wo es 
gne wird, doch daß es entweder unbeſchädiget wiedergegeben, oder 
ezahlet wird. Wer fih wiederfeget, muß 1 Thaler Strafe geben, und 
wird ihm doch genommen; diefe Freiheit bat nur im Nothfall fatt, es 
muß jid) aber bei harter Strafe deren kein Nachläßiger bedienen. 

$. 10. 1 

Wenn es ſehr gefährlich ausſtehet, wird die Sturmglocke gezogen, wor⸗ 
auf die Wachen ſogleich mit Mannſchaften und Laternen auch Miſtwa⸗ 
gen und andern Nothwendigkeiten ohne zu erwartende weitere Ordre zu 
verdoppeln, und damit ein jeder auf feiner Hut ſeyn könne, wird an 
den Orten wo die Sturmglocke zu weit abgelegen, auch nicht zu Hören, 
durch 8 Schüffe nach einander, ein Zeichen gegeben. Nimmt die Gefahr 
zu und die Nothzeichen werden wirderholet, muß alles, was wehrhaft, 
bereit fern, und fih ohne anderweite Ordre an den beſtimmten Ork ohne 
einige Skumniß stellen. Sollte jemand leichtſtunig genug ſeyn, bei ſol⸗ 
chem ihm und der ganzen Niederung, drahenden Unglück ſich fäumig zu 
bezeigen oder feinen eigenen dem gemeinen Sgen vorziehen, fo wird er 
mit empfindlicher Lelbesſtrafe angeſehen werden, und gilt der Einwand 
der Gefahr nicht, weil einem großen Schaden vorgebenget werden ſoll, 
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und da bey dergleichen Fällen keine Zeit zu verſäumen, ſo mürfen als 
dann des Damm⸗ Meiſters Weranſtalkungen bey Zuchthaus⸗ und andern 
empfindlichen Strafen auf das genaueſte beobachtet werden. 


n 11. 

Bricht aller angewandten spe ungeachtet, ber Damm durch, fo 
muß die Mannfhaft nicht gleich abgeben, fondern es wird von denen 
vorräthigen Faſchinen auf jeder Seite des Ausriſſes an den Enden des 
Dammes 3 bis 5 Ruthen weit vor und hinter dem Damm ein ſtarkes 
Grundbett in Form eines Kopfs oder Höfts gemacht und in aller Gez 
schwindigkeit mit fo viel ſtarken Pfühlen als möglich, berammet, damit 
der Damm nicht weiter ausreiße. 


$12. 

Der Damm - Meifter muß füglid) von der erſten Eiswache an zu 
rechnen, dem Amte Napport⸗ Zelkülls einschicken und die Vorfälle beym 
entſtehenden Eisgang melden, damit daſſelbe an infere Krieges- und 
Domainen⸗Cammer von einem Poſtkage zum andern referiren könne. 


Cap. IV. Was bey Durchbrüchen und Einftürgen des 
Dammes zu beobachten. 


9. 1. 

Beym Eiuſtuez des Dammes, dafern kein Durchbruch erfolget, miüf- 
fen die Einſaßen nach wie vor alle Führen umentgelblich verrichten, boy 
gänztichen Durchbrüchen aber foley gu Schüttung eines neuen Dummes 
die Erdfuhren bezabhlet werden, und zwar für jede Cubikruche Erde Nier 
bis Fünftehalb Thaler, welche Ruthenzahl der Ober⸗Deich⸗Juſpektor 
nach Eid und Gewiſſen ausrechnen und feſtſetzen und dabey es ſein un⸗ 
veränderliches Verbleiben haben fol. Was hingegen anbetrifft die Ful 
ren fo die Einfaßen bey den Solórr Daͤmmen verrichten, fo folen il 
nen ſolche wie bishero Fuderweiſe bezahlet werden, oder nach Befinden 
gleichfalls Ruchenweiſe à Sechs Thaler vor eine Eubikruthe, well bie 
gute Damm⸗Erde weit her zu holen. j 


Sg c 
Bey Durchbrüchen, desgleichen wenn der ganze Damm oder ein Theil 
deſſelben einfallet, oder vom Waſſer weggenommen wird, muß ble ganze 
Niederung und was dazu gehöret, zuſammentreten und die Fuhren ges 
meinfchafilic verrichten. 


. 8. 
Leldet in dergleichen Fällen ES oder andere Dorfſchaft, müſſen die 
übrigen denen es erträglicher ergangen, ſie auf allerhand Art mit dem 
Benothigten zu Hülfe kommen. P D 


5 $4 . 

Kann ein Bruch gleich gefangen werden, oder es ift bei einem an⸗ 
dern gefährlichen Umstand olg cher Strauch Höchft nöchtg, maß Unfer 
Förſter auf eine vom Amemann unterſchrieene Specification den Bes 
darf abfolgen laffen, das Amt ſucht aber gleich die nöthige Aſſignatjon; 
dieſe Erlanzniß geben wir nur im Nochfall und wenn die Verzögerung 
Schaden auch Koſten vermehren könnte, ſie muß auf keine Ark gemiß⸗ 
brauchet werden. 
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In ſolchem Nothfall muß mit allen Kräften gearbeitet werden, und 
findet bey ſolchen umſtänden die Eutſchuldigung, daß es zu ſchwer falle, 
nicht Statt, weil der Schade und Verluſt täglich zunimmt. i 


Cop. Y. Bon Pflanzung ber Weiden in den Außenteſchen 
und deven Wahrnehmung. 


$ 1. 
Die Außenteiche gehören zu keinem Dorf, bafero niemand einiges 
Recht fih an ſelbigen aumaßen kann. 
$2 
In felbigen muß das Strauch und die Weiden auf das forgfäls 
ar asc, die Gm fie theils mehreren Schutz geben, theils 
i 
unen Ad: e febr abnehmen, zum Behuf dez Dammes gebrauchet 
$8. 


Niemanden ift daher erlaubet, fein Mich und Schweine bey der 
oben Cap, II. $. 16, angefetzten Strafe und Pfandgeld darin zu weiden. 


9. 4. 


Noch weniger hat jemand die Freyheit das geringſte an Weiden 
oder Strauch zu nehmen, wer fid) ſolches unterſtehet, oder auch an an⸗ 
dern zum Dammban gehörigen Materialien, fie haben Nahmen wie fie 
wollen, vergreifet, wird mit einer Kette nach vorkommenden Umftänden 
auf einige Stunden an die Weiden geſchloßen, und muß uͤberdem den 
Zweifachen Werth zur Pfahl⸗Kaſſe bezahlen. 

$. 5. 

Gebrauchet jemand zum Decken Band⸗ Weiden, mufi er fid) beym 
Damm Meiſter um einen Bettel melden und nach deffen Vorschrift fid) 
richten, hat derjenige nicht ſelbſt welche, wird ihm ohne Umftände ein 
Zettel gegeben, doch ſo, daß die Arbeit nicht darunter leide, als wozu 
fie eigentlich gehören, er muß fit aber bezahlen, und wird das Geld zur 
Pfahl Gaffe berechnet; wer ohne einen Zettel welche nimmt, muß ben 
vierfachen Werth bezahlen, außer denen Band ⸗oder Deckweiden muß 
nicht das geringſte weder umſonſt noch vor Geld anders als zum Damm 
aus denen Außenteichen genommen werden. 

9. 6. 

Es ift ſchon Anno 1718 verordnet, daß ein jeder der heyrathet, in 
den Auſſen⸗Teichen Weiden zum Behuf des Dammes fegen foli; Wir 
wiederholen ſolches und ſetzen feſt, ein Nachbar oder Hubenwirth, ſetzt 
obne einige Ausnahme, er mag von fremden Orten herziehen oder nicht, 
30 Stück; Ein gleiches muß derjenige thun, der ſchon geheyrathet hät, 
und einen Hof kauſet oder aus der Erbſchaft jure Successionis Übers 
kommt. Ein Eigenthümer fegt auch ohne einzige Ausflucht 12, ein Iuſt⸗ 

Weſtyrcuß. Prov.⸗Recht. Bd. II. N 6 
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mann 6. Die Niederdörfer fo nur halb ſoviel ſcharwerken, pflanzen je⸗ 
des Mal auch nur die Hälfte, weil fie ſchwach und abgelegen. Wird 
aus einem Hof eine Tochter oder Sohn ins benachbarte an einen fol: 
chen Ort, fo dieſer Damm ⸗ Ordnung nicht unterworfen und alfo von 
folger Aupfflanzung befrepet ift, verheirachet, und fest ſich auch dort 
au, mifen doch nach biefem Satz die Weiden allbier, von woſelbſt die 
heirathende Perſon wegziehet, zur Hälfte gepflanzet werden. 


F. 7. 


iim dieſes der Niederung fo nützliche Werk ohne einige Weitlaͤuf⸗ 
tigkeit zum Stande zu bringen, fo befehlen Wir Denen Prediger bey 
4 Mihir. Strafe, niemanden eher zu trauen, als bis der Damm Mei 
fter ein Atteſt ertheilet, daß fie entweder [don geſetzet, oder wenn es 
auſſer der Sahreejeit, deshalb Sicherheit geftelrt. Die Sónen mif 
fen bem Damm» Meiſter alle Vierteljahr einen Aufſat geben, was im 
Dorfe vor Hochzeiten geweſen, oder wer aus ſelbigen worbeizatöet, wels 
cher Schulze dieſes berfäumet, giebt 1 Fl. zur Pfahl: Cafe, der Damm⸗ 
Meifter muß darüber ein ordentlich Register führen, Wenn ein Predis 
ger diefer Debre niche folget, zeiget der Damm Meifter es dem Amte, 
das Amt aber Unſerer Krieges⸗ und Domainen⸗Cammer an. 

] $8. 

Wenn einer zum zweyten Male geheyrathet, muß er nach den Zeitz 
Umſtänden die Hälfte wie oben, teen. Nimmt ein Etgenkathner oder 
Inſtmann einen Hof an, muß ie volle Zahl, wie ein anderer Hu⸗ 
benwirth empfangen. 

§ 9. 

Damit die Weiden nicht mit den Wurzeln tief hereingehen, und 
hierdurch, wie auch von den Maͤuſen, welche Wurzeln ſuchen, nicht 
Quell⸗Löcher entſtehen, muß keine Weide näher als eine Ruthe vom 
Fuß des Dammes zu ſtehen kommen. 

9. 10. 


Weil die Eigen⸗Käthner zum Unterhalt des Hammes weder mit 
Scharwerk noch mit Geld bieher zu Hülle gekommen, fallen fie ver 
der Hand, bis auf weitere Ordre auch noch frey bleiben, fie find aber 
ſchuldig und verbunden, von jeder Perſon die über 15 unter und 60 
Fahren ift, jährlich eine Pathi Weide im Außenkeich 1 ee und 
zu pflanzen, denn mifen diefelbe ohne Ausnahme zum Faſchinenbinden, 
Nammen und anderer Damm Arbeit gegen Bezahlung des gewöhnlichen 
Tagelohns ſich bereit und willig finden laffen, und hievon, fin auch die 
Loßleute, Einlirger, Weber und andere Handwerker nicht befrenet, weil 
fie alle ſammt unterm Schug des Weichſel⸗Dammec wohnen, doch wers 
den die Weber, wenn fle viel Arbeit haben, nach Möglichkeit überſehen. 


96. 11. À 


Dem Mangel des Faſchinen⸗ Strauchs abzuhelfen, und bie Fuhren 
zu erleichtern, folen die geſammten Niederungs⸗ Dorfer nach Proportion 
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ihrer wirklichen Hubenzahl und ihrer Entlegenheit vom Damm auch der 
zu entrichtenden Damm⸗Fuhren jährlich eine gewiſſe Anzahl Weiden fol⸗ 
gendermtaßen in denen Außenteſchen ſetzen, auch die Setzweſden felbft ſchaf⸗ 
fen, und zwar P 
Siuffeat 20.06 2098 „300 Stück 
Stangendorff SERA Š ARM: 


Groß Neben . ea 
Klein Nebr ann „94 
Möelhfelburg ggg n 112 
TTT 122 = 
rr „„ 1 
b 0 „ 
. . 
Gampangen $2 28 = 
Klein Paradies a, l . 15 
Sllerwalde s 13 c 
Schinckenbergg. PE EPA ENS 64 „ 
8 E, 
Treugenkohll e TT. > 
Neumühl j B 10 
Mundewieſe fou 46 = 
Keilhoff va 10 
Sedlinen . 18 = 
Bialcken . . wer Be 
Groß Paradies à " 10 
Koͤllmiſch NReuhöfen 6 s 


Simma: . 1174 Stück. 


Der Damm⸗Meiſter muß einer jeden Dorfſchaft den Ort auweiſen, 
wo fie die Weiden pflanzen foll, wie er denn auch dahin gu fehen hat, 
daß ſolche Anzahl alle Fühle richtig angepflanzet werde, immaßen 
für jedes Stück fo daran feblet, 12 gr. pr. entrichtet und von folchem 
Gelde durch den Damm⸗Bereuter die Anpflanzung beforget werden muß, 
zu dem Ende der Damm⸗Meiſter auf Eid und Pflicht ein Atteſt ge 
Pfahl Nechnung jährlich zu ertheilen hat, ob jede Dorfſchaft ihre Ans 
Zahl angepflanzet oder dafür die . habe, und davon die 
fehlenden Weiden angeſchaffet und gehörig eingeſetzet find? Geſtalt denn 
auch dieſe Strafchelder bei der Pfahl⸗Caſſe in Einnahme berechnet, und 
was davon vor die angekauften und gepflanzten Set Weiden wieder aub⸗ 
gegeben, in Ausgabe gebracht werden muß. 


Cap. vl. Won der Pfahl-Gaffe. 


9.1. i 


.. Dieſe Gaffe fell zum Unterhalt des Dammes dienen, und if vors 
bin bis 1748 nichts geiwiffes vor der Hube, ſondern bend über, bald un⸗ 
6 
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ter 1 Rthlr. gegeben, fie ift bei der jetzigen Arbeit bei weiten nicht D. 
reichend nur bie Rammung der Pfähle daraus zu beſorgen, als wozu fie 
eigentlich geſtiftet. Nach der Damm⸗ Eonftitution de 1718 mußte alles 
übrige umfonft geichehen. 
19 i 

Ss lauge Wir bie Koften zum Unterhalt des Dammes hergeben, fol 
bas Pfaßt⸗Geld von jeder ube nach der bisherigen Einrichtung auf 1 
Sitpte. bleiben, und müffen alfo an die Pfahl⸗Caſſe jährlich entrichten 
1, Oberdörfer fo Theils nicht weit vom Damm, Theils immediate daran 

liegen und von ſelbigem den mehreſten Chiu genießen: s1 


Auffenau . von 15 H. 24 M. 50 R. . 15 Rtlr. 72 gr. 9 pf. 
Stangendorff 27 12 E 87 = 9. 
Groß Nebrau r 22 s 9 * 
Klein Nebrau. is 21 = 26 75 — 
Weihfelbug . = 926 = 6 18 —ͤ 
Canitzte 18 27 82 99 = 
Graban = 20 12 36 —. 
Neuhofen. 18 — — — 
Summa 165 24 74 — 


IL. Niederdörfer fo nicht am Damm liegen, nicht fo gut Land haben, 
auch nicht fo viel durch deen Schutz gewinnen: 


Campangen und 

Klein Paradies von 9 H. 24 M. 150 R. — yf. 

Ellerwalde 27 N a ita E 

Neu Milbah . 4 8 > 8 mey 

Schinckenberg = 15 = = 18. rt H D 

Treugenkohl = 10 = — > 10 — s —s 
/ MEUNACT DAE 


III. Adeliche und Gzumiſche Güter, fo mit vorigen faſt in gleicher Lage: 
Rundewieſe » 12.9. — M. — R. . 12 Rtr. — gr. — pf. 
" z E 


Keilho f. 53 ——— 5 itd Ms 
Sedlinen 6 15 : B 45 ſ— 
Hialcken . 9 8 e — 3 ĩ˙ T AA 
Groß Paradies „ 3 22 150 8 9. 
Neuhofen, köllm. 2 11 — 2 33 —* 


Du niae son HR RES Ce cis MEN 
Summa 32 = 18 150 32 855 49/5. 
Hierzu $ 
die Nieder- Dörfer = 65 H. 17 M. — N.. 65 Atlr. 51 gr. — pf. 
Ober» Dörfer = 165 = 24 200 2165 2 74 = —= 


. — — — 
à, Summatum 264 30 264 ⸗-— 9 pf. 
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Das eintommenbe Geld wird nach Abzug der jährlichen wenigen 
firirten Ausgaben geſammlet, bis Wir entweder gut finden, denen Eins 
fagen den Damm mit der Pfahl⸗Caſſe und dem Beſtand zurück zu ge⸗ 
ben oder verordnen, daß foldes Geld zur Reparatur des Dammes jübte 
lich mit verwandt werden folle; 

8. 8. 

Aus dieſer Cafe, bekommt der Damm⸗ Meister nach Unſerer Ordre 
ein Theil feines Gehalts, und nach alter Gewohnheit die Aelterleute bey 
den Eiswachen die Diäten, auch bekommt ein Aeltermann, der die Walz 
ſer⸗Lgoſung in Auffiht hat, 12 Rthlr. daraus, oder es werden diefe 
12 Thaler auf alle Aelterlente jährlich pro rata vertheilet, und einem 
jeden berfelben von denen Waſſer⸗Looſungen und Krautungen fein Revier 
zur Infpsktion angewieſen. s 

„ In Zukunft fol auch ein Dammbereuter der darauf fichet, daß kein 
Vieh auf den Daum nad in die Außenteiche komme, auch aus denen 
Aupenteichen Miemand Weiden nehme, 12 Sible, daraus haben, das 
übrige bleibet bis anf weitere Ordre in Cassa, und muß zu keinen Waf⸗ 
ſer⸗Looſungen forthin verwandt, fordern zum hächſten Nothfall des Dam- 
mes gefchonet werden. Die Einnahme davon behält Unfer Beamte zu 
Marienwerder noch ferner, und muß felbiger dahih fehen, daß die oben 
beſtimmten Strafen gehörig beigeteiehen, auch richtig verrechnet werden. 

8. 4. 


Die Stadt nimmt ihre Pfahl: Gelder beſonders ein und berechnet 
bey ſelbigen die von ihren Ländereien hiernach einkommenden Strafen. 


Cap. VII. Von denen Waſſer⸗Looſungen oder Haupt⸗Ab⸗ 
zugs⸗Gra ben. 


9. 1. Ku AR 

Die Waſſer⸗Looſungen, Waffer- Ginge, Höft⸗ oder Haupt⸗Graben, 
Vorſluthen oder Abzugs⸗Graben ſollte wohl billig ein jeder ohn erinnert 
in gutem Stande erhalten, weil fein eigen Vortheil darunter begriffen, 
und er überdem, dem oberhalb liegenden Vorfluth zu ſchaffen ſchuldig ijt. 

Weil Wir aber hoͤchſt mißfällig wahrnehmen müſſen, daß ſolches 
nicht geſchehen, fo befehlen Wir denen fämmtlichen Niederungs⸗Einſa⸗ 
fen hiermit alles Ernſtes, hierlunen nicht mehr fäumig zu ſeyn, ſondern, 
wo weicher Grund, zu rechter Zeit zu krauten und wenn es nöthig aller 
Orten in Zeiten zu graben. 

9. 2. 

Damit nun dieſes ohnfehlbar geſchehe, muß der Damm⸗Meiſter und 
Veltermaun oder auch alle 4 Aaltelene fo deshalb 12 ttiv. aus der 
Pfahl⸗Caſſe wie sub Capite VI. F. 3. erwähnet, pro-Fixo bekommen, 
alle Jahr 2 Schauen halten, die erſte um Johann die andere Anfangs 
September, fie nehmen jeden Dorfſchulzen mit, beſehen alle Waſſergänge, 
notiren alle Fehler, und geben den Schulzen unter ihrer unterſchrift eis 
ano wenn fie zu Ende, überſenden fie dem Amte ben ganzen 

uffa > 
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$8 
Der Dorf Schulze muß alsdann beforgen, bog ein jeder in feinen 
Grenzen ohne Auſtand, was vorgeſchrieben ift, thue und bewerkſtellige, 
rou en uod Aektermann in denen ihm angewiefenen Dörfern mit 
au ſehen fat. 


i 4 


Wenn Anfangs September die um Tohannt angemerkten Fehler noch 
befunden werden, muß ein jeder, der das feinige nicht gethan, 1 Athlr. 
Strafe zur Pfahl» Caffe erlegen, und gilt alsdenn keine Soo lsa 
ſie mag Namen haben wie (3 will, denn wenn bie unterhalb liegenden 
füumig fein, fo muß fh der oberhalb liegende im Amte melden, welches 
ohne Weitläuftigkelt nach der Schau die Exekution ausgiebet, hat aber 
das Amt auf zweymglige Erinnerung die unterhalb liegenden nicht mit 
Execution dazu angehalten, behalten Wir Uns die Ahndung vor. Nach 
geendigter 2ter Schau wird der Aufſatz wie bereit8 8, 2. verordnet, dem 
Amte übergeben, die BR befundenen Fehler müſſen ohne einige Auge 
flucht in 8 Tagen völlig abgeſtellet und ohne Tadel gemacht werden. 

Zu feiner Richtſchnur bekommet jeder Dorf⸗Schüllze ratione feites 
Dorfs wie oben erwähnet einen Aufſaß. Nach 8 Tagen giebet das Amt 
Execution darguf aus und muß jeder Aeltermann mit dem Executor nadz 
ſehen, ob das, was gefehlet, nach bem Aufſatz gemacht, widrigenfalls 
bleibt er zur Execution und muß überdem von jedem Saumigen 1 Fl, 
Strafe zur Pfahl Gaffe beitreiben, 


* $. 8. 


Da ks auch mit der Krautung, bisher unordentlich gegangen, und 
oftermalen viele darunter leiden müffen, fo befehlen Wir hierdurch, daß 
folgendes dabei zu beobachten: Weil hierinnen keine Zeit, wenn es ge⸗ 
ſchehen foll, feſtzuſezen möglich, fo müffen die Schulzen, wenn das Gras 
fo aufgewachſen, daß das Waſſer keinen Abzug hat, ſolches bem Damm- 
Meifter melden, damit er die Krautung beſorge, felbiger ſchreibet alſo⸗ 
fort aus Amt und ſtellet die noͤchige Krautung vor, welches alsdann die 
Kraukung foniy durch die Weißhoffſche und die Amts⸗ Grenzen. befots 
gen, und hoͤchſtens in 3 a. 4 Tagen werckſtellig machen muß. An den 
Stadtkaͤmmerer zu Marienwerder muß es das Amt und der Damm⸗Mei⸗ 
ſter gleichfalls melden, damit die Krautung von der Stadt binnen ihren 
Grenzen ſogleich, wenn es unterhalb rein, geſchehe. Der Stadtkämmerer 
muß fi hierzu allemal bereit, finden laſſen, und felbige gleichfalls in 
den feſtgeſetzten Tagen zum Stande bringen, und dahero nicht auf die 
Leute, welche in Amts- Grenzen krauten, erft 8 Tage warten, fondern 
fid) um andere bemühen, damit die Kraytung mit dem Amte zuſammen 
und in den feſtgeſetzten Tagen zum Stande komme. Wenn auch einige 
im Polniſchen Treritorio denen ſtädtſchen Ländereien durch Krautung, 
Vorfluth ſchaffen muͤſſen, fo it bei ſelbigen in Zeiten Erinnerung zu 
thun. Die Krautung in dem Nogat⸗ Fluß muß wenigſtens 21 Ruthen 
breit gemacht werden. Da, wo der Strohm am ſchmalſten, muß er mit 
einem Nüc verſetzet werden, damit fif das Kraut daran aufhalte, nicht 
über andere Grenzen treibe und die geſchehene Kraltung wieder verſtopfe. 
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Das Kraut wird mit Baggerhacken und Harken auf das trockene Land 
gezogen, nachher wird das Rück wieder ausgehoben, und das Maffer 
behält feinen Lauf. Wenn ſolches geſchehen, unterhalb und in den Stadt: 
Grenzen alles rein, meldet der Beamte es bem Damm: Meifter y welcher 
in Continenti! die Krautung in der ganzen Niederung ankündiget, mit 
Beſtimmung des Tages, an welchem bei Strafe der Execution niemand 
ausbielben muß. iios 
F. 6. 


Wenn der Termin zur Krautung vorbey, beſehen folde die Welters 
leute wechſelsweiſe mit jedem Dorfſchulzen und zeigen bie. Mängel jedes 
Orts der Obrigkeit an, welche hierdurch befehliget wird, ſogleich die 
Exekution darauf zu geben, welche nicht eher abgehet, bis alles was gez 
fehlet, gemacht iſt. Die Dörfer werden, ſo, wie ſie an und gegen ein⸗ 
ander ſtoßen, bast beordert; Wer beym Krauten nicht ein Nid vor feiz 
nes unterhalb liegenden Nachbars Grenze leget, giebt 1 Fl. Strafe, des: 
gleichen wer nicht gut Site hat und wer es nicht in der geſetzten 
Zeit verrichtet, vor jede Mithe 15 gr. pr. Damit diefe Damm⸗Ordnung 
nach Unfetet ernſten en auf das genaueſte beobachtet werde, 
auch zu jedermanns Wiſſeuſchaft femme, haben Wie ſolche durch Unfere 
Unterſchrift vollzogen und drucken laffen. Es folen auch die nöthigen 
Exemplaria ausgetheilet werden, und beſonders feder Niederungs⸗Schulze 
eins haben, welches er alle Perbſt denen Dorfs ⸗Einſaßen bey 1 Ahle. 
Strate vorleſen muß. Sie fol auch in der Marienwerderſchen und Nez 
brauſchen Kirche nach der Predigt vem Cantor oder Küfter öffentlich ver⸗ 
Tefen, und dieſes alle 3 Jahr wieberholet werden, und der Prediger 
muß auf einen beygelegten Bogen aufſchreiben, wenn ſolches geſchehen. 

Wir befehlen auch Unſeren Hohen und Niedern Eivil-Bedienten, bez 
ſonders Unferer Preußiſchen Krieges und Domainen Kammer, Unſerm 
Beamten zu Marjenwerder, desgleichen dem dortigen Magiſtrot, auch als 
len übrigen hierin benannten Sebienfen, mit allem Fleiß und Nachdruck 
bey Vermeidung Unſerer Höchften Ungnade über diefe erneuerte und vers 
beſſerte Damm Ordnung zu halten. D 

Gegeben Berlin, den 80. Martii 1756, 

(L, 8 


griebeig. 
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Instructi o s 
statuum et ordinum Terrarum Prussiae lllustribus, 
Magnificis et Generosissimis dominis Nuntiis ex Con- 
ventu Generali Terrarum Prussiae Graudenti die VII. 
Septbr. anni Millesimi Septingentesimi sexagesimi Septi- 
mi ante Comitia Regni generalia Varsayiam ad diem 

V. Octbr. ej. anni indicta. 


[I Nuntii, 


a, Ex Palatinatu Culmensi, 


er districtu Culmensi: 


IM; Magu, Antonius Czapski Subcammerarius Culmens, , 
Valeiíanus Piwnicki Ensifer Terrar, Pru: 


"ex districtu Thoranensi: 


Gaspar Rogalinsky Capitaneus Naklensis, 
Alesander Jackowski Subdapifer Parnowiefisis; 


ex districtu Graudentinensi: 


Ignatius Gottartowski Vice Palatinus Culmensis, 
Joh. Wittk-Jezewski Venator Vinnicensis; 


ex districtu Kovalcocensi 


Ignatius Piwnicki Assessorides Culmensis, 
Antonius Bialoblocki Assessorides Culmensis; , 


ex districtu Radzinensi: 


Ignatius Ostrowski Pocillator Livoniensis, 
lohannes Sikorski Colonellus Exercituum Regni; 


ex districtu Brodnicensi: 


Antonius Maladiowski Pincerna Czernichoviensis , 
Adalb, Jackowski Assessor terrestris Michalaviensis; 


ex districtu Neoferensi: — 


Vladislans Bystram Assessor terra Mirachoviensis ; 
Matth, Wittk- Jezewski Vice-Regens Castrensis Culm.; 


ex districtu Gollubensi: » 


Grabowski Assessor Tacholiensis, 
Hyppolit Dombski Ensilerides Zawskrzensis; 
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ex districtu Lessinensi : 


Kozewski Subcammerarius. Veridenens;, y 
Appollinaris Kosnicki Vexillifer S, Reg. Maj, 


b. Ex Palatinatu Mariaeburgensi, 
ex districtu Stumensi: 
Joh. Tzembecki Vexillifer. Mariachurgens., 


Anton, Sarnacki Thesaurarius Mareschalcus Gen. Convent, 
Gen. Prüssiae; 


ex districtu Chrisburgensi: 


Leduchoweki Capitanens Wlodzimiriensis, 
Joh. Lutowski Assessor Mariseburgens.; 


ex districtu Mariaeburgensi: 


Andreas Orlowski Ensifer Dobrinensis, 
Petrus Kezewski Capitanens Storogardiens, 4 


ex districtu Elbingensi+ 


Thomas Wijezechowsky Subdapifer Czernichoviensis, 
Gorezynski Vexillifer Kalissiensis. 


€, Ex Palatinatu Pomeraniae. 
ex districtu Dirsaviensi : 
Vladislaus Bystram Subeammerarius Pomeraniae, 
Mich. Luiski Yice-Palatinus Castrensis. Pomeraniae; 
ex districtu Neoburgensi 
Jacobus Lipinski Notarius Castrensis et Marescalius Po- 


meraniae, 
Ignatius Lebinski Generalis exercitus Regni; 


ex districtu Gedanen: 


Simon Kicki Capitaneus Soboviciensis, 
Johannes Lipinski Burggrabius Pommeraniae j 


ex districtu Suecessi: 


Andreas Prondzynski Assessor terrae Tucholiensis, 
Stanislaus Malanowski Generalis Adjutans Clave maioris; 


ex districtu Tucholiensi: Y 


Franciscus Kezewaki Capitanens Sczeminensis; 
Adamus Palobicki Capitaneus exercituum S, Reg. Maj, 


ex districtu Sczluchowiensi : 


Czapski Praefectus Exeroituum 8, Reg. Maj., 
Franciscus Lukowski Assessor Terrae Tuchaliensis; 
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, €x districtu Mirachorionsi! 


Michael Pawlowski Assessor terrae Suecessis, 
Ignatius Czarnowski- Dapiler Droicensis; © =- 
75 ex districtu Puensiz A 
3 fi 
Melchior Grabesewski Notarides Terrae Pommeraniae, 
Franciscus Kowalewski Tribunus Volhynias; 
=" ex" districtu Berntensi; 
Jakobus Tucholka Capitaneus Jassincensis, 
Josephus Wybicki Assessor terrae Mirachow, 4 
ex districtn Skarszeviensi : 
Josephus Lutomski Pincernida Caiemnichovien: 
Franciscus Grabozewski Assessor terrae Sluchoyiens, 
$ L i 
Simulac I, Magnif. ac Gen, Dni Nati Varsuvium advenerint, 
qnos iter tempestive et mane hactenus recepto. laudabile frequentes eo 
aggressuros non dubitamus, inprimis cum Ill, Rodiss, et Excell. Dominis 
harom Terrinum” Consiliariis conveniant de negotiis Terrae Prussiae et 
Civitatum diligenter consiBa soa conferant et in Gomitüis ad finem usq. 
eorandem vigore functionis suae permaneant, 
i í IL, 


Deinde 8. Heg, Majestatem conjunctim adibunt Xidemque devotis- 
šime modisque quibus convenit profüüdissimas referent "gratis, idq. 
pro paterin e hob turbido patrie ew solicimdine, Simul vero in- 
Stantissime rogabunt, ut jura Providéiae cardinalis, dude Ser. ac Po- 
tentiss, Imperatricis totius Russiae Majestas se suffulturam benigüissime 
declaravit, speciali diplomate ad exemplum Serenissimor. Antecessorum 
suorum oonfirmare simul et salva pracstaro clementissimo velit, 

Tif. 


Ante ommia curabunt, ut Religio Romano Catholica‘ dominans il- 
laesa et id tuto ac salvo semper maneat, 


! IV. 


Habito respecta Deolarationum Ser, Imperatricis totius Russiäe alia- 
rumque Poténtiaram ratione Dissidéntium in Regno Poloniae et an- 
nexis Provinciis tum et Romano Catholicorum urgebunt IH. Nuutii, ut 
Dissidentes circa jura sun antiqua Pacemq, Olivensem conserventur et 
jm quibus laesi suit restituantur, pariterque gravamina Romano Catho- 
licorum tollantur parque ipsis justitia administretur. — ' 

V. 
Cam Ser, Reges Poloniae jura ac Privilegia harum Terrarum semper 


vel jurámento ve} peculiar instrumento confirmare eousueyerint, dolorem 
justum contestabuutz, iu Comitiis proxime celebratis Pruthenos a S, Regia 
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Maj. obtinere, non potnisse; ut jura et inmumitates hujus Provinciac ab 
Eodem confirmarentuz, quare summo studio curare dignabuntur, ut lex 
sanciotur, qua futuri Reges obligentur omnes immunitates; omniaque 
iur haram. Terrarum non modo confirmare sed yel. juramento Corro- 

orare, 


8 i. e 


Intersedent porro TI Nanti, quod gelsisemo Prineipi Carolo Rad“ 
zivil pro tempore Confocderationis Régni Generalis Marescaleo damna 
et injuriae eidem illatae resarciantür atque ao constitutiones et decreta 
qnaeyis pracjudicioss: ct honori ejusdém nocivi tollantur èt antihilentar. 
Similiter--commendabunt.- Statibus et Ordinibns Reipublicae, ut Ill. et 
Excellmo: Dom. mollerno Palatino: Pomeraniae damnn in: bonis^suis tem- 
pore ultimi Interregui perpessa pati justitia resartanturs ^ 

a vir. - 

,Ut injuria: Mibus Dominis Nautiis nostris in Tundtione sua pro tunc 
subsistentibus à Judicio Ju. Marezcalci Regni illata cum pracenstoditione 
ubolicudorum id post similium praejudicatorum reparetur Ill. Domini 
Nuntit serio iostabumt, 8 

VIII. 


Jus incligenatus status et ordines hujus Provinciae,“ eum sese Re- 
gibus Poloniae dediderubt, sibi pacti snnt, eum autem hoc jus saepins, 
praesertim vero mon ita pridem ab N}, Dom. Masoviae Palatino Paulo 
Mostowskio impuguatum sit uc labefactum, omnimodo in id iucumbere 
dignabuntur Ml, Dii Nuntii ut illud secundum: pactum deditionis plenü- 
zie Provinciae restituatur, utque iis, quibus processum cirea hoc jus, 
contra leges in foro incompetenti nti in causa materiam status tangente, 
II. Palatinus Masoviae intentavit et.smper quibus eundem. obtinuit au- 
ctoritate confoederatae Reipublicae honor restituatur et proccssns. ipse 
cassetur, Qua occasione etiam Capitülum Fraueburgense et Culmense 
de meliori commendabunt, quo how indigenatus jure frui possint; ne- 
que Capitulares, qui indigenae non sunt, 
dere cogáutur, Non enim in pacto deditionis, ecclesiastici exci; 
sed de omnibus dignitatibus in generc sermo esl, 

IX. ^ l 

Pariter apud 8. Reg. Maj. fortiter exemplo -majorum i 
Capitaueatui Covaleviensi ob singularia II. et Excell. Dni, Palatini Cul- 
mensis in Provinciam merita ot propter exiguos reditus ex Capitaneatu 
isto provenientes secundum tenorem Pactorum Conventorum D, Augusti IIT. 
ex primis yacantiis ad perpetuum tempus unus Capitanestus jungatur, 
qui augeudis, quantum satis est, reditibus sufficiat. 

x. 

+ Er licet immunitas u vectigalibus jus cardinale sit jam antiquissimis 
temporibus Pruthenis a Crucigeris concessum, Regesque Poloniae pellieiti 
sint; se etiam in Polónia a Pruthenis vectigal exigere non velle, misi 
extra fines Regni in peregrinus Provincias- merces transferuntur sécun- 
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dum expressa pacti deditionis verba nihilominus contra haec omnia non 
modo vectigal in finibus Prussiae in Dybovia, Krobia et Fordano exi- 
gere jussit Ill. et Excell; Thesaurarius Regius, sed efiam vectigal ge- 
merde nuper introductum. - Hoo wlthmum Quidem proximis Comitiis 
sublatum, telonia autem in Dybovia, Krobia et Fordono Brodniciae de- 
nique et Golubiae spretis omnibus contradictionibus a Pruthenis saepius 
Tepetitis adhuc sübsistunt, quare Provinciae interest, nt haec telonia 
proximis Comitis tandem penitus tollentur, 
. 

Quod. ad modum contribuendi attinet, semper is Pruthenis pecu- 
Jiaris fait ao,preprins, jusque hoc contributiones sciscendi iam inde ab 
antiquissimis temporibus. reservatum Provinciae, fuit, quae sola illud 
exercuit, ae de modo contribnendi in Conventibus Generalibus consul- 
tavit, quare nt etiam hac in re leges antiquae iterum restituantur ne- 
que Prutheni in exercitio hajus juris ac in libera dispositione modi con- 
dributiones sciscendi ullo modo turbentur, ntque capitatio contra omnes 
leges, contra omnia jura ac privilegia ‚cum maxima Provinciae aggráva- 
tione et contradictione in Prussiam introducta penitus tollatur, salvo alia 
subsidio per nos laudando omni modo alliborare diguabuntur Ill. Dni Nuntii. 

XII. 

Ni, Thesaurario Terror, Prassiae pensio antiquitus ex oeconomia 
Mariaeburgensi ipei constituta et Dnis Nuntiis. harum. terrarum saepius 
in instructionibus snis commendata ut exsolvatur, ac in genere ille circa 
jura sua conservetur eademque ad executionem deducantur; summae/vero 
Tesiduae in ipso Provinciae thesauro ad dispositionem statuum ot ordi- 
mum Provinciae remaneant, 


xn 5 

Ut reparatio -promontori Montaviensis, practerito anno incoepta hoc- 

que anno continuata in Regni conimiodum ad-finem perduci possit, necesse 

est, ut proxime futuris generalibus Comitiis Regni summa quaedam certe 
ex thesauro Regni huic usul destinetur, 
xiv, 

Quando quidem civitas Elbingensls ob carentiam redituum ad hanc 

civitatem antiquitus ex territorio patronymico pertinentium admodum no- 

tabilem injuriam praeter suani culpam; pro debito Reipublicae publicó et 


diminutionem excesso Ser, Regi Borussiae per tractatum traditae El- 
bingae us fructu, eodemgne per sexaginta annos jam percepto, patitur; 
hinc instabunt FH, Dni Nuntii apud Ser. Reg. Maj. et inclytam Rempu- 
blicam, ut adaequata adhibeantur remedia, quibus praefatum territo- 
rium nexu pignoris exsolutum Civitati Elbingensi restituatur, vel saltem, 


wt fundus adinveniatur, ex quo ipsi reditus assignentur sufficientes, ad 
damnum resareiendum, quod per twm longum iam passa est et adhuc 
patitur tempus, 

xv. 


omni studio et opere promovere dignabuntur, ut Civitas Thora- 
nensis in possessionem insulae Basr vnlgo appellatae ipsa necessitate 
publica ex ratione. conservationis insulae hujus idem suadente restituatur, 
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Laniones et pänifiees Thormniensis, qui in teloneis finitimis tan- 
quam Judaei et Extranei aggravantur, ut in posterum intuita pecorum" 
Pro usu et consumtione ;civitatis coémtorum vigore Privilegiorum suorum. 
nes non lanae, quam pro usu opifici soi in Polonia emunt, a solutione | 
vectigalis immunes sint, neque cam mercatoribus hujus Provinciae tan- 


quam cum extraneis procedatur, 
xvi. 


Inhaerendo anterioribus instructionibus nostris contendent Il. Dni 
Nuntii, ut Mgtico Josepho. Vice-Colonello et Fabiano milito Cadetto sub 
regimine guardiue Regalis merenti Gardonom et quidem reassumendo et 
elueidundo per superiores Constitutiones ipsis collatum jus indigenatna 
Regni, ut circa illud conservetur, itemque Mgfic. Stanislaum Manget Vice- 
Colonellum Regiminis equestris principis Regii, qua bene meritum, nna 
cum filiastro ejus commendabunt, quo illos praerogativa nobilitari stam 
tus Regi donari dignentur. 


xvi. 
Rogabunt quoque iidem II, Nunti, ne. Advocátiae aliaque bona 
emphytentica ad mentem legum plebejis concedantur- 
xix. 
lastabunt porro, ut Processus a Venceslao Przjlubski judice Bres- 
tensi, quasi in fandamento dati sibi super Capitaneatum Osiecensem 
privilegü, deficiente tamen hujus Provinciae indigenatu Ill, Dno Lochocki 
intentatus tollatur et cassetur, 
XX. 


Confirmationem denique complanationis inter Il, olim de Gols Ca- 
pitaneum Tucholiensem et civitatem Tachollam initae non praejudicándo 
quiquam aliis Capitaneatibus impetrare Ill, Dni Nuntii annitentar, 


XXI. 
Academia Cracoviensis fundationibus suis pro ut in se sonant dis- 
trictui Tucholiensi servientibus ut satisfaciat, 
XXIL 


Desideria quoqne tam Provinciae, quam et civitatis Mariaeburgensis 
in instructione ultimaria expressa in nuperis tamen Comitiis in effectum 
mon deducta, imo potius ad recessum relicta, instabunt Hl, Dni Nuntii 
quatenus ad effectum deducantur. x 

XXIII. 

Commendabunt Ul. Dai Nuntii Dominum Alexandrum Przozswski 

una cum successoribus ad statum nobilitatis Polonae illi conferendum, 
xxm. ; 

Nec non urgebunt instantissime, ut III. Marèscalcus Comitiorum. 
omnia projecta, in quibusvis materiis ad deliberandum própositis, ad. 
minimum triduo ante decisionem Palatinatibus in scripto communicare 
teneatur. 


94 i Den 7. September 1767. 
XXV. 


Operam omnem nayabunt iidem, ut constitutum per commissionem 
Thesauri Regni. additamentum Quartac alis Szelezne ex bonis regali- 
bus provenientis, et ex diversitate, quae est inter Polonicam et Prussiae 
monetam eusta, quoniam non in modicum doyergit detrimentum posses- 
sorum, ideo in totum abrogetur, 


XXVI. 


Pari ratione insistent, ut Constitutiones de Lanzis zu Prussia sitis, 
praecipue in Comitiis anni. 1668 et 1726 sancitae, uti manifestations per 
status Provinciae illata reolimatue tollantur, quin imo hosen negotium 
ad Conventum Terfarum Prussiae generalem postcomitialem ad normám 
jurzum et privilegiorum hujus Provinciae determinandum remittatur, 


XXVII. 


Ratione habita Constitutionis Regni de Anno 1613 ibique titulo Praywilegie 
na Przywilege committimus III. Dnis Nuntiis curent, nt omnes illi donatarii 
qui usque ad D. Abgusti III. Regis mortem in quieta possessione, cujus- 
vis nominis officiorum, honorum; capitanestuum, tenutargm et advoca- 
tiarum constituti faerant, postea mullo titulo turbentur, et privilegia 
super privilegia quocumque praetextu data mediante Constitutione co- 
mitiali aboleantur, P 


XXVII. t 

Tandem obtemperando Constitutioni in comitiis anno 1764 sancitae 
contendant In. Dni Nuntii, ut judiciorum finitimorum ordinatio tam pro- 
pter varias inter utriusque Prussiue incolas occurrentes causas et ad ju- 
stitiao cursum faciliorem reddendum etliciatur, Y 

; XXIX, 

Reliqua fidei, dexteritati et prudentiae IIlustriam Magnificoram et 

Generosorum. Dominorum Nuntioram committuntur, 


In praemissorum fidem Sigillum harum Terrarum hisce subpressum est. 
Actüm et datum Graudenti in Conventu Generali die 7ma mensis 


Septembris Anno 1767. 
(L. 8.) 
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Actus 
separatus primus, 
Quo immunitates et praerogativae Graecorum Non- 
Unitorum, et Dissidentium, Civium et Incolarum in 
Ditionibus Serenissimae Reipublicae Polonae, et an- 
nexis Eidem Provinciis continentur. 


bade qnidem Serenissima Impératoria Majestas totius Russiae, et 
Serenissimi Eidem foedere juncti Reges, Borussia, Daniue, Angliae et 
Suecine ab una, in fundamento obligationem Imperio, sese habitantes 
in terris Reipublicae Graecos non anitos et dissidentes, quorum jura 
tot Constitutionibus stabilita; "Praptatn Olivénsi Anni 1660 et Mosco- 
viensi Anni 1686 roborata sunt, manutenturos esse, ab altera etiam 
parte Serenissima Regia Mujestas ct Respublica Poloniae, civibus suis 
Jus suum tribuere cupiat, noo non alacritatemi suam. in adienptendis suis 
Obligationibus, desideriumque, omni modum cum Serenissima Imperatoria 
Majestate totius Russiac, et;Serenissimis Eidem focdere junctis regihus 
Angliae; Prussige, Sueciae et Daniae intelligentiam, amicitiam bonamque 
Ficinitätern colendi, probare peroptentz proinde:supra fatis ex rationi- 
bas, et quo Jura Tractatuum omnibus quippe Potentiis, nimirum Sere- 
missimae Imperatoriae Majestati totius Russiae, Serenissimisque regibus 
Daniae, Sueciae, Prussiae et Angliae, eorundem ant pucisvenlibus, aut 
sponsoribus, et in bancee cansam intrantibus perpetuo Saerosanctorum 
in omni suo robore conserventur, modo sübsequenti conventum, et con- 
stitutam est, 


Articulus I, 
Com acts separati praesentis vigore, perfectam cum Graecis Non 


Unitis, et Dissidentibus civium ineamus unionem, ex ante omnia, reli- 


gionis Romanae Catholicae, «tanquam dominanti, modi solonnisimo re- 
seryamus, Ac assecuramus,. E 
9. J. 


Quoties religionis romanae catholicae, iu legibus, constitutionibus 
omnibusque actibus publicis fiet sentio, toties cidem titulus dominantis 
tribustur, eademque in perpetuum dominatum obtinebit, 


g. U. 


, Referentes Nos ad jura reipublicae. cardinalia, quorum vigore, a 
prima sanctae fidei romanae catholicae dominantis origine thronus po- 
lonicus nonnisi a romanis catholicis powseasus fuit; insimmlque constitu- 
tionem anni 1669 reasmmentes ac immutabilem declarantes, perpetuis 
temporibus statuimus, neminem in futurum regem Poloniae esse posse; 
nisi eum, qui ant natione, aut vocatione sit romanus catholicus, Quodsi 
vero quisquam -polonornm; «alterius. fidei candidatum ad thronum Poloniae 
promovere praesumpserit, eundem Pro hoste patriae, et invindieabile 
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capite irrevocabiliter declaramus, Similiter regina tenore ejasdem con- 
stitutionis anni 1669 matione vel vocatione catholica esto, In casu au- 
tem, quo alterins religionis esset, coronari non poterit, antequam sau- 
ctam dem romanam catholicam amplexa fuerit. 


5. III. 


Com religionem romanam catholicam in Polonia dominantem, juri- 
bus cardinalibus annumeremus, transitum ab ecclesia romana ad aliam 
quamcumque religionem in hoc Poloniae regno, magno Ducatu Lit. et 
in annexis provinciis criminale delictum declaramus. Qui itaque fatu- 
Tis temporibus transire ausus fuerit, exul Dominis reipublicae esto: 
Forum autem coram quo contra hüjusmodi transgressores ex termino 
tacto agendum sit, tribunalia regni et magni Ducatus Lit. assignamus, 
Ab hacce tamen lege omnes ii immunes sunto, qui huc dum in hoc casu 
existerent, quos hisce poenis, in legibus nationalibus fundatis, ullo quo— 
quam modo neque subjieiemus, neque ab aliis subjici permittemus, 


g. IV. 


midem annus 1717 computando a prima Januarii in praesenti 
actu separato pro anno Normali a respectu mutuo administrandae justi- 
tiae super praetensionibus Graecorum Non Unitorum, et dissidentium 
ad catholicos in causis religionis, aut ex occasione religionis emananti- 
bus assumptus est, proinde omnes hocce termino antiquiores nunc mor- 
iificandas, neminidue easdem sub quocumque praetexta resuscitare lici- 


tum erit, 


Articulus II, 


Cum status equestris Poloniae iucola& Graeci orientales Non-Uniti, 
ac dissidentes utriusque confessionis evangelicae pro restituendis antiquis 
suis jaribus et libertatibus tam spiritualibus qnam temporalibus confoe- 
derationem inter se iniverant, proinde Serenissima Regia Majestas et Se- 
renissima respublica, praesenti actu separato mediante, confoederationes 
eorundem Thorunii, et Sluciae initas approbant, easdemque quorum le- 
galibus ac confoederatione generali jam ^guita est pro legalibus agnos- 
cunt, ita ut confoederati hi incolae, omnesque illi, qui.iisdem modo ac~ 
cessionis se junxerunt, tanquam juribus suis subvenientes, justitiarumque 
efüagitantes veri Patriotae, fidelesque Screnissimae Regiae Majestati et 
reipublicae ciyes censeri debeant, 

9. L. 

Quoniam antiqua omnia privilegia de annis 1563, 1568 et 1579 
confoederationes, constitutionesque de-annis 1569, 1578, 1576, 1632, 
1648 et 1667 evidentes probant, Statuta et edicta Jagiellonica in annis 
1424 et1439 contra Haereticos emanata, ad Graecos Non Unitos et dissiden- 
tes in Religione christiana, Graecis Non Unitis antiquitatem jurium suorum. 
spiritualiam et temporalium ab anno 1340 deducentibus et demonstrantibus 
extendi nequeunt; decretum vero Janussii Ducis Masoriae A. 1525 la- 
tum, cujus neque,in accessione Ducatus Masoviae ad leges regni, ncque 
in legibus posterloribus, qune regiminis formam perfectiorem xeddide- 
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runt, et pro basi aequalitatem natalium statuerunt, ulla fit mentio, ad 
praesens dissolvimus de abolemus. -Cupientes, proinde omnes ambigui- 
tates tollere, supra memorata statuta Jagiellonica, ad Graecos Non Uni- 
ios et dissidentes non pertinere, decretum autem Ducis Massovia& pro 
sublato ad praesens declaramus, éodemque in perpetuum abrogamus; si- 
militer omnia puncta contra Graecos Non Unitos et dissidentes in con- 
foederationibus et constitntionibus de annis 1717, 1738, 1736, 176% et 
1768 complexa, nec non clausulam in praejudicium Graécorum Non Uni- 
torum, et dissidentium Rothae juramenti cancellariorum, et Ducum exer- 
citus, per tractatum anni 1717 insertam, cnm iis omnibus, quae forte in 
legibus amtiquipribus post initium belli Suetici per pacem Olivensem 
fii, tum in pactis conventis Screnissimae Regiae Majestatis, feliciter 
nune regnantis, corundem personis cujuscumque status et conditionis, 
mec non illorum religioni contraria inyenirentur, pariter ac ommes reas- 
sumptiones salvas, et exertiones pradrogativae aequalitatis, aut libero, 
eorundem religionis exercitio praejndiciosas in superioribus legibus re- 
peribiles, tractatibus autem, et substantiali formae regiminis reipubli- 
cae in-aevum constitutae adversantes tollimus. 
g. U. 

Lex fundamentalis de A, 1573 ot forma juramenti omnium regem 
Poloniae ad nostra usque tempora clare docent, momen dissidentium 
omnibus religionibus christianis aequali ratione inservire, attamen con- 
siderando, quod ab aliquo tempore consuetudine introductum sit, ut qui 
religioni romanae catholicae non sint addicti dissidentium nomine vo- 
centur; statuimus, ut ab hinc (non derogando tamem introductis, semel 
in formam jurisjurandi Serenissimorum regum punctis, quac intacta ma- 
nere debent) Graeci Non Uniti, et dissidentes sub immediate expresso 
nomine intelligantar, ac eodem nuncupentur, serio caventes, sub poenis 
contra convulsores legam suncitis, ne seculares cujuscumque status et 
conditionis personae, Haeretici, Schismatici, aut Dis- Uniti vocitentur, 
verum potius Graeci, Orientales Non-Uniti, Dissidentes, vel Evangelici. 
Spiritwales autem personae Graecorum Episcopi, Wladycae, Evangelico- 
rum vero, pro ratione officiorum uo ram sacerdotes spirituales, pastores, 
sem verbi divini ministri; Domus cultui divino.dedicatao Graecorum Non 
Unitorum, Templa divina, Dissidentium vero, Ecclesiae, Coetus, neve 
fides eorundem secta, vel Haeresis, verum fides, religio, Confessio, tam 
in publicis actis, quam libris typo vulgatis, aliisque scriptis appellentur, 


$. Hr. 


"Templa Graecorum Non-Unitorum, etEcclesiae Dissidentium, utrius- 
qne confessionis, ubichmque in regno, maguo Ducatır Lit. et annexis 
provinciis actu roperinndae, cujuscumque etiam erectionis sint, eorundem: 
coemeteria, scholae, nosokomia, et omnis tituli aedificia, ad ipsorum. 
ecclesias, et fundos spirituales pertinentia, pro snbsistibilibus in perpe- 
iuum declarantur, cum omni modo libertate eadem reparandi, quoties- 
cumque iisdem libuerit nes non casu, quo dictae ecclesiae, et omnis ti- 
tuli aedificia collaberentur, yel igne absumerentur, nova exstruendi et 
erigendi, sine onmi a jurisdictione spirituali romano catholica impe- 
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trauda licentia, Cum etium diversis in loeis ex occasione harum eccle- 
siarum Collätores, Communitates, eorumdemque ministri diversis coram 
subselliis spiritualibus, et saecularibus in jus vocati, et litibus impliz 
cati suntj proinde Graecis Non- Uuitis ac Dissideatibus utriusque con- 
fessiomis actualis possessio ecclesiarum suarum, non obstantibus in quo- 
vis subsellio emaatis deeretis, ct poenalitatibus Sisdesm decretis injun- 
ctis assecuratur, talia antem deoreta, neque possessioni, meque personi 
corundem praejudicare debebunt. 
, $ IV. 

Qnando qnidem dissidentibus utriusque confessionis evatigelicae multi 
farlis modis, variisque processuum vexis, contra tenorem pacis Oliven- 
sis permultae ecclesiae adomtas sunt, hi autem: earundem Festitutionem 
modestia et moderatione ductj non urgent, verum easdem una cum 
fundis ad easdem pertinentibus sponte Hbereque cedunt; exceptis fundis 
osocomiorum et scholaram qui in quantum demonstratum fuerit, eos 
absque jure ademptos esse, Dissidentes vero iu hujusmodi locis actua- 
liter adhuc degerent, restitui debebunt, quod idem in fundis etiam ad 
ecclesias actuali possessione Dissidentium adhuc existentes pertinentibus 
Satelligendnm est, in quantum comprobatum fuerit dictos fundos ipsis 
illegitime ademptos, ant injuria alfetos esse, sive per haeredes bono- 
dum, sive horum fundorum vicinos, Proinde non solum cuique liberum 
ác Mitum esto et quidem in civitatibus regis et bonis regalibus cum 
permissione sacrae regiae majestatis, in capitancatibus tum consensu 
capital, et confirmatione regia (exceptis civitatibus majoribus Prussiae, 
abt Dissidentes jure exstruendarum ecclesiarom a longo tempore gau- 
deni) in bonis terrestribus et ecclesiasticis cmm permissione domini kae~ 
veditari im scriptis danda, templa, et ecclesias, neo non scholas, et No~ 
socomia una cum aedifitiis ad ealem necessariis, exstrüere, ita tamen, 
me quisquam dominorum hyereditariorum abique consensu, consistori 
illias confessionis, in cujus usum templum, seu ecelesiam erigere voluerit, 
aedificare praesumat, verum ibi etiam, ubi ecclesiae mon existunt, zun 
dationes autem ad easdem spectantes, in uctnali possessione dissidentium. 
Teperiuntur, dietue fundationes ad ipsos fú posterum perpetuo pertin 
Punt Similiter si quis dominus haereditärius evangelicus circa vendi- 
tionem honorum catholico factam fundationem ecclesiae, areas in oppi 
do, aut pago, fundos, et pagos ad fündationes spectantes in contractu 
exceperit, modernus anten dominus haereditarius; aut possessor ejusdem 
pogi aut oppidi, contravenlendo huic exceptioni, Sundabibnem evangeli- 
bam sibi appropriaret, ad restitutionem exceptorum, ac ad satisfactionem 
Contractui venditionis hujus pagi, vel oppidi omnino tenebitar. Summas 
etiam evangelicorum ex fondutionibus 'et legatis profluentes, quisque de= 
biterum sive es possessione; sive ex chirographioa obligatione exsolvere 
ebstsictus erit, Praeterea Graeci Non Uniti, et dissidentes habebunt 
liberum religionis exereitium in extensum, Videlicet actus pietatis ad 
cultum divinum pertinentes exercendi , sacerdotes ordinandi, et vocaudi, 
Sacramenta administrandi in quacumque lingua concionandi, hymmos de- 
cantandi; copulandi, funera publice ducendi, aegrotos ubivis locorum 
Tisandi, ipsos sacramenta impertiendi, haceque omnia suae religionis 


Tiominibus, nec uon campanis, et organis utendi, liberum etiam erit se- 
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mioribus ipsorum tam sáeculoribus quam spiritualibus eoclesiäs suas vi- 
sitas, ntque omniä péragere, quac eonsuetndo, et ritus utriusque reli- 
gionis ferunt, irrequisitis episcopo Dioecesang, aut parochis romanis 
catholicis, et absque omni oujnscumque impeditióne, Eadem ipsa liber- 
tate Graeci etium Non Uniti gaudebunt, nimirum in iis Cautatibus et 
locis, nhi personae ritus Graeci Non Uniti reperiuntur, cum scitu et 
permissioue sui episcopi, aut consistori nova templa aedificandi, et re- 
tusta restanrandi, et in lisdem locis et templis plenarium suum liberum 
religionis exercitium habendi, (in gno etiam publicae. processiones in- 
cludantur) absque tamen impedimento cultus divini romano catholicorum, 
er processionum eorundem, quapropter templa et ecclesiae non propius, 
misi ducentis ulnis ub ecclesiis romanis catholicis erigi poterunt, idem- 
que reciproce in exstruendis ecclesiis romani catholicis observandum erit, 
ad eyitanda praeterita dissidia duae nunquam processiones nec duo fu- | 
nera uno eodemque tempore ducantur, verum tali in casu rectores ec- 
clesiarum de captando tempore amicabiliter, et absque omni altercatione 
inter se convenire tenebuntur, quique primus pastorem vicinum suum 
de necessitate processionis praemonterit in duceuda etiam processione 
vel funere, prior exit, 3 
gv. 


cum vero mulla communitas absque snbordinatione et disciplina con- 
sistere queat, proinde dissidentes utriusque confessionis plenariam ha- 
bebunt libertatem, propria consistoria erigendi, Congrégatioues suas Syn- 
odales, internum solummodo religionis eorum ordinom contémuantes, 
absque cujusquam impedimento tenendi, easdem totics, quoties necessa- 
rium ipsis visum fuerit, eonvocaudi, in iisdem omnes causas, ipsorum 
doctrinam ecclesiasticam, ordinem, disciplinam, consuetudines, vitamque, 
et mores sacerdotum concernentes, disjudicandi, ct ordinandi. ^ Casus 
ibidem dispensationis, et divortiorum inter conjuges ditsidentes utrius- 
que confessionis evangelici deridendi, et terminandi, ita, ut neque clerus 
romanus catholicus, meque domini haereditarii iis sese ingerant qui ex 
ratione domini nec dirécte, meo indirecte regimini ecclesiastico se im- 
miscere praesumant, quodsi praeterlapsis temporibus iidem: sese forte 
ingesserint, resque nondum sopita sit, pacti gravatum ae éentienti, actio 
in judicio mixto libera reservatur. 


$ VI. 


Graeci Non Uniti et dissidentes, tam spirituales, quam saeculares, 
ab omni jurisdictione ecclesiastica romana plenarie liberi erunt, ita; ut 
memo eorundem sive spiritualis, sive saecularis sub quocumque etiam 
praetextu, ad ullum, quodque romanum. consistorium, vel etiam apiritualo 
magni Ducatus Litthuaniae tribunal, adoitari debeat, 


$. vn. 

Cum in plerisque locis abüsus quidam irrepserit, qno clorus roma- 

mus catholicus citra omae jus certam a dissidentibus contributionem sub 

titulo jurium stolae exigit, eot hi proprios suos sacerdotes sustentare 

teneantur, proinde dissidentes utriusque confessionis, a solutione dicto 

rum jurium stolae ex nune Jiberi promuntiantur, Clero romano catholico 
qe 
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tullo quoqnam sub praetexta licitum erit, ullas a dissidentibus, tam no- 
bilibus, quam civibus, et plöbejis dationes exigendi. Mos etiam plu- 
ribus locis introductus, strenarum colligendarum causa, lucri gratia ad- 
eundi domos dissidentium, ct abusus dissidentes cogendi, ut schedulgs, 
seu scriptas licentias a parochis romanis: Catholicis impetrent, quibus 
ritus ecclesiasticos, et efücia religionis suae exercere possint, in per- 
petuum tolluntur, et annihilantur. Quae omnia de Crapeis etium Non- 
"Unitis intelligenda sunt, salvis tamem décimis, et missalibus, ubi eadem 
ipsis hujusque jure, nes mon ex ratione compositionum super iisdem le- 
galiter fuctarum competierunt, 1 
9. VII. 1 2 


Episcopus Miseistnvionsis, Orszanensis, Mohiloviensis, nunc sub ti- 
tulo episcopi russiae albae, supra dictas cathedras possidens, cum omni- 
bus huc pertinentibus templis. et/monasterüs eorumque fundationibus, 
tamis, in quorum possessione idem. episcopus ejusque clerus uctualiter 
existit, quam etiam illis, quae ipsis praevia dednctione in judicio mixto 
iterum adjudicarentar perpetuis temporibus circa legionem graeco orien- 
talem Non Unitam conservabitur, Qui quidem episcopus albae Russiac 
in sua Dioecesi jurisdictionem, eodem, ac episcopi romani catholici in 
Dioecesibus suis modo, sine cujusquam impeditione exercebit, Circa 
eandem religionem Graeco Orientalem, perpetuis etiam temporibus, 
omnia illa monasteria, et templa-sive in regno Poloniae, sive magno 
dücatn Lithuaniae, permanchnut, quae ad ecclesiam metropolitanam Ky- 
joviensem Non Unitam, vel quoscumque alios hujus religionis soperioses 
Acta, vel de jure pertinere debere (facta coram judicio mixto demon- 
atratione) apparuerint. 


: 9. N. 


Cum religionis exercitium libros devotioni inserrientes, omnibus 
exigat, dissidentes vero proximis temporibüs ex necessitate adacti fue- 
Tint, ut eosdem extra fines regal imprimendos curare debuerint, antea 
tamen tem dissidentes qnam Graeci Non: Uniti ejusmodi libros absque 
impedimento in regno imprimi faciebant, proinde inposterum resttu- 
untur libertate libros typo excutendi, typographiasque suns instituendi, 
praevio, quantum Ad civitates regias attitct, S, N, majestatis consensu, 
ea tamen generalia ad omnes typographos in dominiis reipublicae repe- 
ribiles praemonitione, ne ullos libros haereticos imprimant; ct in pun- 
ctis controversiarum a scommativis expressionibüs, et aspero stylo re- 
pletis, sedulo caveant. - 


Ex 


Matrimonia inter personas diversae religionis, i. e; romano catho- 
licae, Graeco Mon Unitae, et evangelicae utriusque confessionis a nemine 
prohibeantur, aut impediantur, Proles ex mixto ejusmodi matrimonio, 
religionem parentum sequitur, Alii nempe patris, fiae matris, excepto 
casu, quo personae nobiles in pactis ante inituln matrimoniam aliter inter 
se convenerint. Copulatio sacerdote vel ministro ejus religionis, quam. 
sponsa profitetur, peragatur, quodsi vero parochus sponsae romanae ca- 
tholicae copulationem denegaret, ministro religionis dissidenticae liber- 
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tas esto eandem copulandi. Decreta denique, si quae forte huio san- 
ctioni contraria ex quocumque judicio emanata fuerint, pro mullis de~ 
clarahtur, 1 3 


9. XI. j 


Pertinet ad liberum exercitium religionis, ne Graecorum Non Uni- 
torum et dissidentinm aliquis, dies festos romano catholicorum celebrare, 
multo minus publicis processionibus, aliisque ceremoniis ecclesiae ro- 
mano’ catholicae interesse, vel etiam libertatem ritus suos ecclesiasticos 
observandi pecunia redimere, cogantur, hino est, quod iidem ad obser- 
wahdos hosce dies festos, assistendumque processionibus catholicis com- 
Pelli non debeant, famuli tamen, et subditi sanctae religionis rom. cath., 
a dominis suis dissidentibus, vel Graecis Non Unitis, quo minus dies 
festos catholicos observent, non impediantur. 

5. XII. 

, Beminaria sem scholas instruendis personis ad statum spiritualem se 
accingentibus, educandisque juvenibus Graeco Non Unitis status nobilis, 
et civitstensis, nec non scholas parochiales, eidem juyentuti in fide sua 
erudiendae destinatas, tam eas, qua» dudum jam possident, quam illus 
etiam, quae in posterum in locis, ubi Graeci Non Uniti deguut, erige- 
rentur, praecipue autem seminarium Mohiloviae actu jam existens hemo 
turbare andeat, —, Sacerdotes graeci aeque, de ipsorum fumiliao clau- 
strales, spirituales, do‘ servitores ecclesiarum; ad nallam aliam jurisdictio- 
mem, praeter judicum episcoporum Graeco Non Unitorum erocentur, 
causis terrestribus jaxta statutum M, D. Lit, exceptis Graeci Non Uniti, 
et-dissidentes, ad mutandam suam fidem mullo modo cogentur; mona- 
steria itidem; clerusque Graeco Non Unitus, et dissidens, im conferendis 
oneribus publicis clero, catholico romano coaequatus, et a dationibus et 
obligationibus, quae dominis solummodo a suis subditis praestari solent, 
immunis esto, Hac tamen immanitate filii sacerdotum nondum ordinati, 
et fundi, qui ecclesiasticae fundationis non sunt, nequaquam gaudebunt, 
civitatibus, quas Graeci Non Uniti jühabitant, omnia a regibus legitime 


collata; eonstitntionibusque confirmata privilegia inviolabilia manebunt, 
omnia templa, et monasteria graeca, de quibus facta !probatione appa- 
suerit, ealem graecis non-unitis modo illegitimo adempta esse, ipsis una 


cum pertinentibus ad cadem fundis et summis, reddi debebunt. Quae 
omnia in judicio mixto, intuitu quidem templorum, respectu vero mona- 
steriorum, secundum fundationes examinabuntur et decidentur, 
$ Xin. 
Quoniam publica tranquillitas, securitasque personarum, ex admini- 
statione justitiae ab omni partium studio aliena, nihilque nisi jus, ac 
aequitatem respiciente pendeat, et quo ad gravamina religionum jam a 
majoribus nostris pro securitate honorum, et bonorum dissidentinm pro- 
cessus, et executio utrique parti serviens desiderabatur proinde ad ef- 
fectum deducendo, tot comitiorum recessibus appromissum ad iuvenien- 
dae justitiae modum quo cum dissidentibus a nobis in religione christia- 
ma conciyibus Graecis Non-Unitis, et dissidentibus ad osculum pacis, et 
justitiae pervenire possimus, eosdem (cum usquedum via juris ad tribu- 
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malia et consistoria, obstantibus annorum 1627, 1682, 1688 et 1648 
; constitutionibus pertracti fuerint) tam im actoratu, quam et teatu, intuitu 
variaram infra exprossarum causarum, a jurisdictione tribunalium, et ro- 

mano catholicorum oonsistoriorum, | neo non tribunalis spiritualis M, D. 

Lit, omni modo liberos, ac immunes reddendo, modo constituimus ju- 

dicium mixtum sive compositum ex septem supra decem personis judi- 

ciariis, octó nimirum saecalaribus religionis romano catholicae, et octo 
identibus seu Graecis Non Unitis inter quos episcopus Graecus Non 
Unitus albae Russiae tanqnam natus suae cadehtiae, praeses, decimus se- 
ptimus erit, insuper duo notari] decretum absque voto decisivo, duo it- 
idem regentes mobiles ad attendentiam archivi elegantur, unus autem 
notariorum aeque ac uuas regentium romano catholici, alter Notariorum, 
ac alter regentium religioni rigo Mons pog vel dissidentium ad- 
dicti snato, j 

1) Sacra „tegia majestas pollebit potóstate ' ex hisce supra memoratis 
personis quotannis mense Julio sexdecim judices nominandi, vel 
hos ipsos anten jam constitutos, aut aliquos ex iia in aecundum un- 
num, hoc in officio conservandi et oonirmandi, Nominatio autem 
notariorum et regentium eorandemgye mutatio, a judicio mixto 
dependeblt. 

2) Hi nominati a sacra regia majestate judices, Warsaviae loco oppor- 
tuno sex mensibus in anno judicia sua peragent, idque modo se- 
quenti, quatuor personas religionis romanae catholicae, totidemqua 
Gracci Non Uniti, vel dissideutine, in prima m sacra regia: majes= 
tato assignata cadentia conveniant, praevisque praestito, in castro 
Warsayiensi juramento, praesidem romano catholicum, ex medio 
sui pluralitate votorum eligent, jurisdictionem enam fundabunt, 
exceptisque a notariis et regentibus juramentis, judicia sun ien tres 
menses. continnabunt, 

8) In casu absentiae cujusdam ex octo istis personis, mumerus aenü- 
sius ad plenum. coustituendum judicium sufficit, quodsi septem ad- 
fucrint, ultimus ordine ex eadem religione, in qua supermumeratiua 
est, voto decisivo carebit, completo autem numero sexenario, si 
praeses casu quodam in morbum incideret, primus in ordine ejus- 
dem &dei, in locum ejus supcedet quodsi hujusce religionis nemo 
upernumerarius adesset, notorius illi addictus, cmm voto decisivo, 
et pravio juramento numerum assessorum suo supplere ordine poterit, 

4) Praeside romiano catholico, motarius dissidens (quamvis iu locum 
absessoris, cum voto decisivo assumtus esset) et vicissim notarius 
romanus catholicus praeside Graeco Non Unito, vel dissidente, mu- 
nus'suum exercebunt, 

5) Secunda Hujus judicii mixti cadentia, personae ex nominatione 
sacrap regiae majestatis, eidem designatae fribus secundis mensibus 
judicia ‚sun instituent, in quorum initio expleta jurisjurandi reli 
gione, ante omnia praeses dissidens eligendus erit; consequenter 
per primam cadentiae medietatom, xéforendus episcopus Grapoo 
Non Unitus albae russae praesidebit, et in casu ejus «bxentiao, 
prseses dissidens vices illius supplebit, pari modo episcopus in ab- 
sentia praesidis dissidentia altera etiam  eadentias medietate ad 
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funem procsidebit.- Si vero casu quodam uterque praeses abesset, 
primus in ordine Grovcns Non Unitus, vel dissidens; in dorundem 
locum émccedet, | Supermumerarius antem voto. carens; cjusdem. vel. 
gionis, ex cujus- parte judex deest, numerum supplebit, quod etiam 
in onsa necessitatis, intuita notarii observandum venit, 


6) Coram hoc ergo composito, seu mixto judicio (ita tamen, ut ju- 
diciis regiis post carialibus, tribamalibus succamemorkalibüs, terres- 
tribus, et castrensibus, causao ad eadem proprie spectantes, reli- 
gioniqus, nula tenus connexa, salvac maneant) foram suum sor- 
Bentur causae tam ex netoratu, quam ex reat, cum religione, ct 
xebus ecclesiasticis connexionem habentes, in judiciis castrensibus, 
vel terrestribus definitiyae prius decisae, indeque ex appellatione, 
vel remissione ad judicium hoc commune devolutae, signanter omnes 
causae, quae ju posterum quibuscumque personis ad ecclesiam ro- 
manum catholicam pertinentibus, eum Graecis Non Unitis, et dissi- 
dentibus utriusque confessionis, spiritualibus et saecularibus, cujus- 
cumque status et conditionis, et e contra intercedent, uti quidem 
sunt, causae ealumbinrum. religionis, caedis spiritualis personae, vio- 
lentiae personis sphtitusBbus illatae, violationis ecclesiarum, fonda- 
tionum, scholarum, Nososomiorum, Cocmetoriorum, domuumque spiri- 
tualium, a quocumque sive spiritunli, sive smeculuri perpotratae, 
violationis alienae jurisdictionis, et ritunm ecclesiae controversiarum 
yatione juris patronatus, inclusis etiam decimis, uno verbo, omnes 
ex religione et ritibus ecclesiasticis emanautes controversiae, quae 
pacem, et tranquillitatem inter dissidentes turbaverint intuitm, o 
quoram onmium, judicium mixtum habebit potestatem per plurali 
tatem votorum cognoscendi, puniendi, et mediante definitiva sen- 
tentia sine appellatione, secundum jura et consuetudines, decidendi, 
etiam cum sequestratone proventuum spiritualium, 'exceptia poenis 
personalibus quorum intuitu, personde spirituales ad ecclesiam xo- 
mavam catholicam pertinentes, ad loci ordinaros aequ ac per- 
sonae religiosae, ad competentes soos superiores Temittantur 
quod aeque respecta personarum, ctiam spiritualium Graecorum 
Non Unitorum, et dissidentium, servandum est, proventus nimirum 
eorundem sequestrado, ipsomet autem pro poenis personalibus ad 
episcopos suos, vel consistoria romittendo diseidentibus etiam mu- 
tuo ad invicem, spiritualibus et saecularibus in causis suprà ex- 
Pressac rationis, in eodem hocce foro justificetury pleno porro huic 
judicio tribuitur potestas, antiquiores etiam hujus generis contro- 
"ersas, tam eas, quae indecisae adhuc remauserunt, quam etiam 
istas, quae decretis cum grävamihe partium prolatis, et executioni 
demandaria finitae jam sunt, (si tamen determinatum hocce actu 
separato annum normalem, nimirum primam januarii muni 1717 
incl. non exceduit,) denuo revidendi, et [imaliter decidendi, parti 
bus injuriatis compensationem adjudicundi ejusdemque possessioni 
templorum, monastesiorum, Nosocomiorum, scholarum, , seminario- 
rum, et fundatonum suari, neo non bonorum terronarum priva- 
tarum cujaícümque status fuerint (si authenticis documentis probari 
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poterit eadem praefatis injuriatis ex odio. religionis adempta esse) 
restituendi, omnemque justitiam: administrandi, 

7) Controyersine occasione limitum eum catholicis et Graecis Non 
Unitis, vel dissidentibus. inter bona ecclesiarum, et fundatiomalia ex- 
‚orindae, omissa alia prima instaütis, directe ad-judicium mixtum 
deferantur, quod idem judicium eondescensiónem, in aequali nu- 
mero commissariorum catholicorum cum Graecis Non Unitis, vel 
dissidentibas designare poterit, hi vero $i jurati judices vel officia- 
les terrestres aut castrenses non fucrint juramentum dejuste judi- 
,cando in proximo castro praestare, et de praestito authenticum ex 
eodem castro documentum ad locum: condescensiouis adferre, judi- 
clo quae sao condescénsiorial producere tenebuntur fum vero ne- 
quali semper numero catholicorum, graecorum Non Unjtorum, vel 
dissidentium servato, controversias limitum, prout jus et justitia 
exigit vócato etlam geometro jurato pro delincanda accurata mappa, 
disjudicare dehebunt, ab eorundem autem decreti parti gravatum 
de sentienti appellare licebit ad judicium mixtum, a quo definitive 
hujusmodi negotia decidentur. ^ ' 

8) Judices terrestres, et castrenses, vel etiam nominati judicio mixto 
pro condefensione finium regundorum commissarii neque ad red- 
dendam eidem judicio judicati sui rationem adigi, neque poenali- 
tatibus subjici poterunt. 

9) Et cum ca judici mixti institutione, publico bono et tranquillitati 
consnlitur, aequum judicamus, ut generosis praesidibus, et judioi- 
bus, ac notariis, et regentibus ex publico aerario salaria consti- 
xuantür, 

10) Quoniam judicium hoc mixtum ex pari numero constituitur, pro- 
inde incidente paritate votorum, zi nimirum post suffragia, prima 
et secunda vice publice prolata, tertio. autem in secreto etpedita, 
Terum. paritas votorum existat, causa talis per praesidem ejus ca- 
dentiae resolvelur, cui in casum paritatis facultis duorum suffra- 
gioram tribaiti 

11) Quamvis determinatum sit, ut nomfnatio hujusmodi judicum per 
sacram regiam majestatem mense Junio fiat, prima tamen Post prae- 
sentis actus separati ratificationem, proxime subsequetur, Caden- 
tia vero prima incipiet prima Octobris 1768. Continnatio autem 
mlteriorum cadentiarum ut et forma processuum, aliaeque instructio- 
mis explicantur fusius et plenius in ordinatione huic judicio mixto 

, praescripta et constitntioni inserta, , 

12) Neque tempore interregui judicium hocce mixtum a dicendo jure 
vocabit, ineidentegue interea termino nominationis judicum, ad re- 
verendissimum in Christo patrem pro tempore primatem, fegni ip- 
sorum nominatio pertinebit, 

13) Cum autem necessarii, pro parte dissidegtiom officialis terrestres 
et castvensos dissidentes, qui ejusdem religionis sint, et in part 
sum ofüolalibus romanis catholicis numero condescensionibus, et ad 
executiones decretorum: castrensium, terrestrium , ct in hoc judicio 
mixto ferendorum adhiberi possint, in toto hoo regüo ac praesens 
non existant, ratio autem aequitatis Omnino coruüdem institutionem 
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sundeat; proinde sacra regia majestas potestatem habebit, eosdem 
mediantibus privilegiis suis sub titulo subdelegatarum ad obeunda 
munera in condescentionibus tantum; pro parte dissidentium re- 
andi, Liberum tamen semper erit partibusin judiciis castrensibus terre- 
stribus, et in judicio mixto circa assumendos ad praemissa etiam solos 
catholicos officiales invicem convocandi, Hi autem subdclegati dis- 
sitentes a S. H. majest, privilegiati ante exercitium officii in ca- 
stro aut judicio terrestri juramentum éxplebunt. 

14) Et quoniam judicio huic mixto civitates etiam majores et mino- 
res Brassiae, in causis supra expressi generis snbernnt, proinde 
solis causis horum civitatum ultimam cujusvis cadentiae hebdoma- 
dem destinamus, quo causae ex rrgestro'pruthemico seorsive for- 
mato, acclamari, et judicari debebuut, durante ultima buc hebdo- 
mada causis civitatum Brussiao. destinata, unus ex quatuor candi- 
datis a civitatibus hisce praesentatis quem S. R. majestas nomina- 
verit, jndicio mixto, qua judex cum voto decisivo jutererit, cui 
asarssori, nomine civitatum Brussiae, dissidenti, ultimus in ordine 
dissidens, locum. suum cedet, salvo. tamen salario integre cadentiae 
locum. cedenti reservato, cautum pariter hisce civitatibus. volumus 
ejusdem Prout in ante ex prima instantia ad nullum inferius sub- 
sellium, verum directe ad judicia post curialia ad eitatiae fuerant, 
ita et in causis snpra exprestae rationis, nonnisi ad Judicium 
mixtum directe adeitari debere, Processus vero ex actoratu ipsa- 
rum procedentes, eodem supra recensito modo (plenarie tamen cas 
a eonsistoriis romanis catholicis eximendo) ex prima iüstaütia in 
judicis castrensibus, vel terrestribus inchoari debent, In causis 
autem cum privata, ex jurisdictione civitatensi subjecta persona 
intercedentibus, prima instantia reservatur magistratui, 


$ XIY. f 


Jure patronatus ct consuetudine praerogativas dominii hereditari 
spectante, graeci Non-Uniti, et dissidentes, nulla tenus praevenidi 
erunt, vel privari debebunt, gandebunt itaqne hac praerogativa, tam in 
bonis, quae jure perpetuo tenent, quam in a locis, ex possessione 
bonorum ipsis competentibus, aequali cum romanis catholicis modo, ea 
tamen conditione, ut Graeci Non Uniti, et dissidentes, ad regendas 
ecclesias et templa vomamorum vatholicormm, in bonis suis-existentia, 
sacerdotes romanos entholicos praesentare teneantur; ete converso pos- 
res romani catholici ad templa Graecorum Non Unitormm et eccle- 


sias dissidenticas, in bonis suis cousistentes, quoad benelicia Graeco Non 
Unita et ecclesiasticos ejusdem religionis, bonae vitae ac morem et te= 


stimonio smi episcopi, nut consistorii praeditos, ad ecclesias autem dis- 
sideuticas ministros ejusdem, quam sua communitas profitetur confessi- 
onem, praesentare tenebuntur qni quidem ministri pro moro ep ritu suae 
religionis a commnnitate parochianorum praeceienter electi, et dando 
a potestate sun spirituali inscriptis testimonio moniti sunto, exceptis 
iis Lithuaniae locis, ubi fundatores ecclesiarum jus suum praesentandi 
parochum, in synodum evangelicam transtulerunt, presbyterum, vel mi- 
nistrum semel installatum beneficio privandi dominus haereditarius po- 
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testutem non habebit, Praesentationes etiam, ab utringne sine ullo lu- 
cro, vel pecunia in recognitionem. solvenda; conferentur, ad. Depacta- 
tionem ct Symoniam evitaadam, 


À $ xv. 


Omnia monasteria et fundationes, post reformationem in saecula- 
ria immutata tam in reguo Poloniae, quam M, D. Lit. et annexis 
provinciis perpetuis temporibus in eodem quo nung sunt statu perma- 
nebunt, 


$. XVI. ] 


Quóniam aeqmalitas inter Nobiles libertatis Poloniae fundamentum 
ut tutissimum Fulcrum’ patriarum legam est; Graeci vero Non Uniti ab 
ipsorum ad rempublicam accessione, dissidentes antem longius, quam 
medio supra unum saeculo, ad annum usque 1717. vigore antiquorum 
jurium; confoederationmm, constitutionum et privilegiorum in perpe- 
iuum conüriatórum; per pacém Olivensem, et tractatum anni 1686. 
qui antiquus illis assöcurant sanctiores, im ejusdem aeqnalitatis usu, et 
possessione exstiterunt, proinde restituimus ipiis actus praesentis sepa- 
Tati tenore, onmia antiqua jura et prüerogativas, declaramus ipsos ca- 
peces, ac habiles obtinendis, neo non obeundis omnibns maniis regni 
M. D. Lit. et annexaram provinciarum; dignitatibus senatorum, et mi- 
mistrorum, officiis regni et terrestribus, cómmissorialibus, legationibus 
ad exteros, sive ad comitia, fanctionibns tribunalitiis, omuihusque aliis 
quocumque nomino venerint beneficiis; ex distributiva S, R. M. gratia 
profluentibus , possidendis, capitaneatibns, cum vel eine jurisdictione, 
bonis regalibus, omnibusque jurisdictionibus terrestribus, uno verbo re- 
stituitur Graecls hisce Non Unitis, et dissidentibus plenaria activitas, 
tum in civilibus quum militaribus, una cum participatione omnium uti- 
litatam, ad quarum communem cum romanis catholicis participationem. 
perfecta natalium aequalitas jus ipsis tribuit, quam ob aequalitatis na- 
filiam rationem, religio otiam. Graecis non Unitis et dissidentibus, im- 
onto nulla tenhs orit in obtinendis indigenata et nobilitate, 


$ XVII. 


Cives itidem religionis, Graecae Non Unitae ac dissidenticae utrius- 
que confessionis in civitatibus plenaria eum romanis catholicis aequa- 
Jüate, sccundum capacitatem. statui eorundem congruam, gaudebunt, 
videlicet jure civium fruendi magistratus civitatum obtinendi, quas cui- 
que vorundem incolere libuerit, nec non commercia ct morcaturam exer- 
ceudi, officinas. opilitum instituendi, (salvo tamen in civitatibus regiis 
desuper impetrando privilegio regio, in bonis autem haereditariia, tum 
pagis quam oppidis obtinenda a domino haereditario permissione) omni- 
busque aliis modis statui civitatensi propriis lucrum summ quaerendi, 
meque ac ipsi romani catholici, hominibus vero plebejae conditionis, 
tam Graccis Non Unitis, quam dissidentibus iu bonis regalibus et ca- 
pitaneatibus degentibus, ratione perpessarum injuriarum et processuum 
suorum, a judiciis hujus status hominibus iomauis catholicis assignatis, 
aeque ac his justitia administrabitur- 
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Ta omuibus tum majoribus, quam minoribus clvitstibus, ac villis 
Drussiáe, dissidentes vigore pacis Olivonsis et Graeci Non Uniti virtute 
praesentis actus separati, libero religionis exercitio, jnxta statntos arli- 
culos, favore dissidentium in tota republica M, D, Lit, et annexis pro- 


is; quam plenissime gaudere debebunt, quamobrem nemo ex solo 
ivo religionis a potiendis juribus et praerogátivis civitatensibus, et 
magistratus illarum (salva tamen juxta earuudem jura libera 
electione, non obstante; quod civitatem Thorunensem, attiact decreto 
1792.) excludi, impediri, de arceri poterit, 


[n { 
Clerus romanus catholicus nullo modo so jurisdictionis saecularis 


civitatensis negotiis immiscere, ac ingerere póterit, prout id in prae- 


latis articulis, favore dissidentium in tota republica cantum ct expres- 
sum est. N 


gm 
Cum vero datum sit dissidentibus jus et facultas causas ecclesias 
sticas et consistoriales dissidentium judicandi et dirigendi, idem etinm 
rursus competit civitati Thoranensi, nou obstantibus, quac cum episco- 
pis acta. ot gesta sunt his contraria, ad quod. civitàtis. Thorunensis 
consistorinm omnia etiam dissidentium templa, oratoria, scholae, aedes- 
que epirituales cum, veclesiarum ministris, et ludi magistris, singula- 
qne communitatum dissidentium membra in spiritualibus, iairimoniali- 
bus, atquo disciplina ecclesiastica, in palatinntu Culmensi, et Mariei- 
bürgensi, per tractum dioecesis onlmensis, atque in archidiaconatu Ca- 

minensj in Pomeraria sita, pertinebunt, 


gru. \ 


Visitationes, ac decreta episcoporum, aliaeque cleri romani catho- 
lici ordinationes, Brussiae civitates respicientes, juribus et immunitati 
bus favori omnium in hac republica Graecorum Non Unitorum et dissi 
dentium, per praesentem actum separatum, stipulatis, derogare non 
poterunt, immo eaé ‚qua, ipsis adversatur pro nullis, et irritis cen- 
sendao sunt, : 

ELA j 


In omnibus civitatibus majoribus et minoribus. Brussiae, ' opifices, 

qui in fundis ecclesiasticis cleri romani catholici, tam saecularis, quam 

habitant, aut domos eorüm incolunt, jurisdictioni, et suis 

ecve contuberuiis subjacere, ao communes contributiones, cum. 

contuberbalibus opificibus solvere tenebuntur, et non parentes in 

promissis magistratui, ao respoctivis contuberniis per magistratum civi- 
tatis stringi debebunt, iet 
9. v. 


Studiosi, et scholares, tam catholici romani, quam Graeci Non 
Uniti, et dissidentes in dictis civitatibus tranquilli se gerant, in casu 
vero excitatdram & quocumque ex illis pertürbationum, ne magistratus 
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per eorundem reipectivo superiores, ullo praetextt, impediatur, tales 
tanquam, violatores tranquillitatis publicae. detinere, ut a judice compe- 
tente puniantur, 


8. VI. 


foscriptio ex decreto de anne 1724. snpra mouumentmm in angulo 
Coemeterii ecclesiae S. Joannis prope collegium. Thorunense patrom Je- 
suitarum positum, per eosdom patres Jesuitas tollatur, et magistratui 
loci extradatur, qui ab onere dicti decreti, salvis salvandis in aliis 
punctis praesentis actus separati expressis, absolvitur, 

umi 

Gymnasium, et scholae dissidentium eivitatis Thorunensis, et ty- 
pegraphia, quae per decretum anni 1724, prohibita sunt, omnibus suis 
libertatibus, quibus antea, et hac. dum utebantur, non obstante ‘dicto 
decreto, pleno jure in posterum fruentur, conformiter tamen ad prao- 
scriptum di noni praesentis actus separati circa typographias Graeco- 
zum Non Uhitorum; et dissidentium quoad libros devotionis et contra- 
mis ibidem imprimendo. 


j vut. 


Tenplem diesidentinm angustanae. confessionis invariatae, ante ali- 


quot annos in veteri civitate Thorunensi exstructum; in libera ejusdem 
confessionis ab omni impedimento possessione, in qua acta est, perpetuo 
existit, cam plena facultate circa idem aedifitaudae turris, et tenenda- 
rum ibidem campanarum, prout id in toto regno permissum est, 


9. N. 


Nobilitas palatinatus Culmensis, personas e magistratu Thorunensi 
in assessores judiciorum suorum terrestiium eliget, ita ut nemini reli- 
gio evangelica impedimento esse possit. 

E 

Jus “patronatus ecclesiae parochialis $, Joannis Thorunii ad Sere- 
nissimum regem, et magistratum dictae civitatis in altera vice spectans, 
quo idem magistratus ab eo tempore, postqnam illud patribus Jesuitis 
concessum est exclusus faerat ad ipsum denuo pertinebit, illoque prima 
succedente vocatione ntetur, ^ 

9. XE. 

Ecclesiae "Thorunii existentes , 8. Jacobi, monialium ordinis S, Be- 
medici in nova civitate, et $, Mariae patrum Bernardinorum ordinis 
sancti Francisci, cum snis attinentiis, qnas in hung usque diem- possi- 
dent, penes eosdem permancbunt perpetuo, et derum compensatio ta- 
men damnorum exinde resultantinm, pet rempublicam civitati Thoru- 
nensi suo tempore profitenda crit. 

$. XII. 


Parochi romani catholici civitatis Elbingensis, transactionem. reye- x 
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rendi in Deo Radnicki episcopi Varmiensis de amo 1616, in omnibus 
suis punctis, et articulis exacte servare tenebuntur, = 


$. XIII. 


Constitntiönes amorum 1717. 1733, et 1764. contra principalem 
civitatis Gedanensis ecclesiam latae praesenti actü separato abrogantur, 
Articulus IV. ; 
Ducatus Curlandiae et Semigaliae in perpetuum manu teneri de- 
bent circa jura su in ecclesiasticis secundum leges provineiales, nemo- 
"que ullo sub praetextu adigi poterit ad assequenda loca, in extruotio-- 
nem templorum aliorumque aedificiorum illnc spectantium, vel domus 
ad exercendum cultam divinum romanum: catholicum, jure tamen infir- 


mis ubicumque exstiterint, sacramenta administrandi, integro perma- 
mente, 


$. J. 


Religio grated’ Orientalis Non-Unita habebit liberum ritus sul 
exercitium in Ducatibus Curlandiae ct Semigaliae, absque omni cujus- 
vis, impeditione, aut turbation N p 


gm 


Clerns catholicus non infrioget [in praejudicium investiturae Duca- 
tis] jura ducum, eorundemque consistorium, 


$. nt. 


Clerus catholicus mom poterit in praejudicium legum provincialium 
connubio jungere servos, ct subditos, sine consensu eorandem Domi- 
noram, 


9. Iv. 


Parochi civitatum Mitayiensis et Goldingensis- ad mentem commis- 
sionis anni 1717. et conventionis Varsaviensia 1740. inter ducem Cur- 
landiae et eosdem parochos factae, et tandem secundum reversales a 
duce in anno 1764, datas, bona ducatia Nao Friedrichshoff et Borznan 
debent restituere, contenti illis quae ipsis supra memoratis documentis 
stipulatum est, 


$ V. 
Ecclesias earundémqné attinentiae, ab uno tantum alterove collato- 
xum in praejudicium reliquorum catholicis cessae reddi debent religio- 
mem confessionis augustanae .profitentibus, et quidem a prima Janua 
anni 1717, ind. computando, quod tamen extendi non poterit ad ec 
siam parochialem Illuxiensem, quae una cum collegio, scholis, bonis, 
omnibusque aliis pertinentis patrum societatis Jesu, in eorundemt fayo-- 
rem a magnifico Josephat Zyberk reditariis fundata, vi hujus actus se- 
parati approbatur, 


$ V. 


Ecclesia in universum omnes utriusque religionis evangelicae, quae 
nunc in ducatu Curlaudiae et Semigaliae existunt, et quae in Poster um 


110 Den 24. Februar 1768. 
erstrnentur, juri; dictarum confessionnin semper suberant, meque sub 
ullo praetextu. cuipiam matationi , vel reformationi subjacebunt, 


$. YII. 


^. Lieifum non erit erigere templa, sacella, Coemobia in bonis, civi- 
tatibusque dueatibus absque permissione ducis, in bonis vero terrestri- 
bus sine licentia haeredum, Quemadmodam vero constitutionibus rei- 
publicae vetitum est, ne clerus bona in emolumentum ecclesiae ant, 
Communitatis’ cujusduam acquifat, ita ejusdem, constitutionis authoritas 
visque extenditur ad ducatum Curlandise, cum exceptionibus tamen iis 
quae in constitutione sunt expressae, 
N J. vin, z 
Jam cum in ditionibus reipublicae per exaequationem graecorum 
Non-Unitorum, et dissidentinm utriusque confessionis cum catholicis 
in ratione pracrogutivurum civibua'competentium, ad honores, et gra- 
tias regius capucitas ait agnita; eodem ipso jure quo catholici gaudent, 
iücolae quoque Curlandiae utriusque confessionis, auctoritate praesentis 
actus separati gaudór debent; proptereaque in Curlandis et Semigalia 
mobiles iisdem addicti religionibus, nec non catholici e polonine rcgno 
oriundi, pari cum ipsis nobilibus Curlandiae, modo possessiones in Cur- 
landia habeant, frui praerogativa debent, quod etiam de civitatum id 
colis quoad eorum praerogativas , est intelligendum, 
| Articulus. V. i 


Cum jura, quas cuivis propria sut, integra cidem servari debeant, 
ideo incolis etiam districtus Piltinensis ad tenorem tractatus inter Sere- 
nissimos Stephanum Bathoreum Poloniae, et Fridericnm II, Daniae re- 
ges in anno 1585. die 10. Aprilis Coroneburgi initi, itemque juxta pa- 
dem Olivensem horumee jurium integritatem et quietem eorum, quae 
munc tenent, possessionem praesenti actu separato in perpetuum prae- 
custodimus et assecuramus, £a 


Primum igitar, totum districtum Piltinensetm eo in statu, in quo 
ante memoratum anuum Coroneburgensis tractatns erat; non modo quo 
ad immutatam bonorum ecclesiasticorum in saecularia naturam relinqui- 
mus, titulumque epíscopatus Piltinensis, omnis professionis eo in di- 
stricta vacuum, et ab anno memorato neglectum, nominatione à sere- 
missimo rege Joanne III. facta extinguimus, Litemqne ex ca nomina- 
tione inter réverendos episcopos Livoniae, et Piltinensis districtus no- 
Diles coortam, et ad Relationis judicia deductam perpetuae oblivioni 
mandamus, neque illum districtui Piltinensi, utpote jam plane ab eccle- 
sinsticis ad saeculares traducto, nocere unquam posse declaramus, 

$m 

Formam regiminis interni, in hoc districtu per commissionem amo 
1617. a serenissimo Sigisminndo III, rege desigmatam, constitutam, in 
suo robore consérvamus, sio tamem, ut in eodem districtu non modo 
dissidentium utriusque confessionis, et catholicorum, sed graecorum 
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ctiam orientilium Non-Unitorum religio liberum exercitim. haboat, 
negue religiones supra memoratae cuiquam. obesse, possit, quo minua 
et dignitates adipisci, et haereditaria bona consequi possit, y 
K . h 

Nobiles ejüsdem districtus Piltinensis, quemadmodum et ii, qui 
ab ipsis congruo et solenni modo inter mobiles indigenas adepti sunt, 
in aequalitate jurium, cum reliqua nobilitate Livoniae, nullo Religio- 
nis discrimine habito, juribus. suis praerogativis in republica, annexis- 
que ei provinciis, dummodo ibidem sint possessinati, gaudebunt, paci 
;ratlone mobiles Poloniae, et annexarum ei provinciarum, juribus, et 
Pracrogatiyis paribus, in districtu Piltinensi potientur, 


g. Ww. + X 


Quod spectat arcem, siye capitaneatum Piltinenseim, fundosque, et 
praedia ad. illam spectantia de iis observandum erit, quod in regiminis 
formula constitutum cst, ef possessori actuali capitaneo, jus hypothe- 
pae et possessionis, ad vitae tempora assertum volumus, caetera autem 
boia, quie a nobilibus et incolis distriotus Piltinensis tenentur, ad 
praescriptum constitutionis anni 1764. de Livonia conservari volumms; 
neque illorum possessores quae rare peculiarem Pre illis retinenilis con- 
firmatiouem óportebit, Adhuc ut fugitivi subditi mobilium districtus 
Piltineusis ubicumque locorum deprehensi, iisdem restituantur, nobili- 
busque. districtus Piltinensis Tite de restituendis ejusmodi subditis con- 
tendentibus, in quovis subsellio jus suum tribuatur, cavemus, 

Quemadmodum vero omnia supra dicta puncta innitautur, tam lego 
naturae et publicae quam privilegiis constitutionibus antiquos antiquis, 
Pro Basi aequalitatem et liberalitatem Polouam habentibus, tum etiam, 
cum Graeei Non Unit et dissidentes utriusque confessionis, a longo 
tempore in paciicd possessione suorum jurjüm, praerogativaramque ex- 
stiterunt, ac nunqnam in eo impediti fuerunt, praeter illegitimas, jam 
Post pacem Olivensem in amo 1660. tractatumque 1686. deinceps se- 
culas constitutiones, nec non cum serenissima totins Russiae imperato- 
xia majestas, Vicina reipublicae, ac serenissimi reges Sueciae, Prussiae, 
Angliae, Daniae, tanquam. partes ex mediatione supra citatorum tracta- 
Tuum, sese jnterponant, exposeantque restitutionem jurium, privilegio- 
Tum graecorum Non Unitorum et dissidentium, tam in spiritualibus 
guam saecularibus ipsis, competentium, proinde omnia haec puncta in 
articulis actus praesentis separati contenta, veluti jura firma, perpetua, 
et immntabilia haberi, censeri et servari debebunt, Quicumque autem 
oa lebefactare praesumeret, pro turbatore publicae pacis, hosteque pa- 
trae, reputabitur, tractabitürqne, — 

Hic separatus actos primus, cum sit sub garantia subscripti hodie 
tractatus inter seronissimum regem, serenissimamque rempublicam Polo- 
mum ab una, et serenissimam imperatricem totins Russiae parte ab al- 
tera, habere dehet cam omnem vim, elfectum, et vinculim, ac si idem 
actus de verbo ad verbum hnic tractatui insertus esset, proinde hujus- 
modi actus in multis ratificationibus serenissimae utriusque partis trac- 
tantis, in tota sua extensions comprehendi debet, In quorum fidem. 
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nos utriusque serenissimarum partium plena potestate solenniter instructi, 

hunc separatum actam propriis manibus subscriptum sigillis armorum 

nostrorum commonivimus, Varsaviae vigesima quarta novi styli (die de- 

cima tertia veteris styli) Mensis Februarii anno millesimo, septingente- 

simo, Sexagesimo octavo, 

L. $.) 8 Kniaz Nikolai Repnin. 
(©. s.) Gabryel Jan Janossa Podosky Primus y Pierwszy, 

Xiaze Kor. Polskioy y W. X. Lit, m, pr. 

(L. S) Antoni Ostrowsky Biskup Kulawski y Pomorski, 

(L. S.) Autoni Xiazck Prusow Jablonowski Woiwoda Poknanski, m, pr. 

(L, S.) . Jguacy Twardowski Woiewoda Kaliski, m. pr. 

(L. S.) | Jozef Autoni Tanosza Podoski Woiewoda Plock, m. pr. 

(. 8.) Tadeusz # Lipego na Lipska Lipski Kasztelan Beczycki, m. pr. 

(L. S) Andrzey Stanisl. Mlodaceiowski Piskup Graemyski Kauclers 
Wielki Koronny, 

(L. 8.) Franeiszek Salezy Potocki Woiewoda Generat ziem Kiicwskichi, 

(L. s.) Iguazy * Gzestwie Cetner Woiewoda Betzki, mp. 

(L. 8.) Stam Bernard Gozdzki Woiewoda Generat ziem Podlarkich. 

(L. 8.) Roch. Michat Jablonowski Kasztelan Wislicki, mp. 

(L. 8.) Hiono Stefan Gedrogo Biskup Inilantsei, mp. 

(. s.) Michal Oginski Woiewoda Wilens 

(L. S.) Jozef Dewyna Sottohub Woiewodg Witebski, mp. 

(L. S.) Todeuse & Burzyna Burzynski Kasztelan Woiewodzlwa Smo- 

; lenskiego. ; 

(L. s.) Adam Brostowski Kasstelan Patacki, Ssta Sodowy Wotkowyli, 

(L. 8.) Michal Xiaze Czartoryski Kanclersz W. W. X. Lit. 

(L. s.) Jan Borch Podkanclerzy Koronny, m. p. | 

(L. $.), Theodor Wessel Podskarbi Wielski Koronhy, 

(. 8.) Jozef Xiaze Sangussko Marszalek Nadworny: W, X, Lit. 

(L. s.) Karol Xiaze Radziwill Marszalek Konfederacyi Generaluy y 
Seymowg. 

(L. S.) Stanislaw Brzostowski Ssta Bystrz Marszalek Nadworny Gene- 

r, ral Konfederacyi W, X, Lit, 
G. s Wladislaw, Guroaski Pisarz Wiclky Kor. Posel. Woiewodzlwa 
= Poznanskiego. 
(L. S.) Adam Lodzia Poninski Kuchmistiz W. Kor. Posel Wdzlwa 


Kaliskiego. 
(. $) Stanislaw Wessel Starosta Golubiki Posel Woiwodzlw Lo- 
cayckiego, > 
(L.S) Woycieth Groymata Ostrowski Podsedek y Posel Wüslwa Le- 
ésuckiego, m. pr. 
(L. S) Kuspar Lubomirski Posel Wrodziwa Mazwieckiego Ziemi 
K Czecskiey. 
(L. S.) Theodor V. na Saydlowie Szyülowsky Chorezy Ziemi y Posel 
Warszawski Starosta Sekocin, m. p. 
(L. 8.) Kazimierz na Szydlowie Szydlowiski, Stolnik Powinta Przasnys- 
kiego Posel Xiestwa Mazowieskiego Ziemi Wizkley, m, pr. 
L. s.) Kasimierse Xze, Poniatowski Podkomorzy Koronny Posel Ziemi 
Zakrozjnskieg. i 


Den 24. Februar 1768. 113 


Jan Ohyzostom Kraiewaki Instygator Korohny Posel Ziem? Ro- 
: #anskiey, m. p. 

Walentyk Pietk Sobolewsky Lowozy Ziemi Warszawskiey Po- 
sel ziemy Liewskiey, ] 

Stan. Radsiminski Seta Janowski Posel Ziemi Narskiey, 

J, Xawery Branicki L, W, K, Posel Ziemi Sochatzewskiey, 

Stan. Gadowsky Podkomorszy y Posel Ziem Sochaczewskicy, 

Antony Czapski Podkomorzy y Posel Woiewodzlwa Chelminskjego, 

Walerian Piwnicki Miecz Z, E. Woiewodzlwa Chelninskiego Posel, 

Franciszek Wiclopoleki Posel Woiewodzlwa Krakowskiego, 

Josef Wielopolski Posel Wdzlwa Krakowskiego, 

Jp Malachowski Posel Wdzlwa Sandomirskiego, 

E. Wodzicki Posel Wüzlwa Sandomirskiego, 

Pieti. Czarowski General Lieutenant Posel Wdzlwa Sando- 

: mirskiego. i 

Maciey Skorupka Posel Woslwa Sandomirskiego, 

Antoni Potocki Starosta Dwdwski, Pose] Woiewodalwa Rus- 
kiego, m. p. 


` Ignacy Bukowski Posel Sunocki, 


Jozef Ant, Blazowa Blazowski Podstoli, y Posel Powlata Zy- 
daczewskiego, 

Maryan Potocki Delegat, y Marszalek Ziemi Halickicy. 

Jos. Sosnowski- Pisarz. P. W. X. Lit, Posel Wozlwa Lubelskiego, 

Stan, Karwowski Podstoli Ziemi Bielskiey Wdzlwa Podlaskiego ' 

; z Ziemi Mielnickiey Posel, 

Jos, Widezewski Podkom, Ziemi Wiskiey, Posel z Woiewod- 
ln Podlaskiego Ziemi Bielskiey. 

Joseph Stepkowski Obe Polny Kor Poset Wdzlwa Sabelskiego, 

Celestyn ‘= Szpanowo Cxaplio Podkomor, Lucki, Posel 2 In- 
flant. Koronnych, s 

Jan Lodzia Pouinski Posel z fafant Koronnych, m. p. 

Michal dan Pac Starosta Ziolowski, Posel Wdalwa Wilenskicgó, 

Stan, Xiore Radziwill Podkomor, W. W. X. Lit. Posel Poniata 
Lidskiego, 

Mareyan Janowisz Pose] Poniata Wilkomirskiego, 

Stepan Dominik Romer Chara y Posel Wdslya Trockiego, 

Ant, Zabietto Lowezy W, W. X. Lit, Posel Powiuta Kowiens 
kiego. 

Marcin Ceerniewisz dE Seda. Grodt, y Posel Kowinski, * 

Jan Pakoss-Pisarz Grodzki, y Posel Woiewodzlwa, Smolensk. 

Kazimierz Zablocki Posel Powiata Starödáhowskiego, ] 

Franz, Giedroyo Podczoszy y Poscl Wolkow: Obodgny Polay Lit, 

Piotr Bohomolek Pisarz Ziemski y Posel Wdzlwa Witebsk. 

Michal Szyszko Choragy. Husarski, Posel Wäzlwa Witebsk. 

Mich, Xiaze Radziwill: Krayczyo W. X. Lit, Posel s Wwdzlya 

7 Brzeskiego. 

Michal Domanski Pose] z Powiata Pinakiego, 

Nickolay Tademz Lopacinski :Pisarz, W.. W. X. Lit; Posel 
Weoiewodzlya Inflantsk, m, p. f 
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(Es 8). Adam Czartorynski, Posel Wdelwa Inflantzkiega:) . j 
(L. 8.) Ant, Tyzenhauz P. N. W., X. Lit, Poscl Wdzlwa Inflantzkiego, 


Sir, 16, b. 


* REGLEMENT 
für das platte Land, in bem Königreich Preußen und der 
Provinz Litthauen, wie es ſowoht zur Verhütung entſte⸗ 
hender Feuersbruͤnſte als auch bey und nach deren Loͤſchung 
gehalten werden ſoll. De Dato Berlin, den Sten July 

1770. Marienwerder, gedruckt in der Königl. Weft- 
preuß. Kanterſchen Hofbuchdruckerey. 


Wir Friederich, von Gottetz Gnaden, König in Preuſſen, Marggraf zu 
Brandenburg, des Heil. Röm. Reichs ErtzCammerer und Ehurfürſt, Sou- 
verniner und Oberſter Herzog von Schleſien; Souverazuer Prinz von 
Oranien, Neufchatel und Valleugin, wie auch der Grafſchaft Glatz; in 
Geldern, zu Magdeburg, Clever, Jülich, Berge, Stettin, Pommern, 
der Caſſuben und Menden, zu Mecklenburg und Groffen Herzog, Burg⸗ 
graf zu Nurnberg, Fürſt zu Halberſtadt, Minden, Camir, Wenden, 
Schwerin, Ratzeburg, Oſt⸗Frießland und Meurs, Graf zu Hohenzollern, 
Ruppin, der Mark, Ravensberg, Hohenstein, Tecklenburg, Schwerin, 
Lingen, Bühren und dehrdam, Herr zu Ravenſtein, der Lande Roſtock) 
Stargard, Lauenburg, Buͤtow, Arlay und Breda 2c. 

Thun kund und öffentlich zu wiſſen: Ob Wir wohl von Anfange 
Unſerer Regierung DIE jeko aug Candesväterlicher Vorſorge für den Fler 
und die Aufnahme Unſeres Königreichs Preuſſen, verſchiedene heilſame 
Berordnungen, zu Verhütung der Feuersgefahr, ſowohl in denen Staͤd⸗ 
ten, als auch auf dem Lande ergehen kaſfen; So haben Wir dennoch 
bey denen angeſtellten Unterſuchungen wahrnehmen müſſen, was maßen 
ſothane Unſere Verordnungen beſonders auf dem platten bande, entwe⸗ 
der gar nicht, oder doch nicht gehörig befolget, und babero öfters ganze 
Gehoͤffte und Dörfer „ı theils wegen Mangel des vorgeſchriebenen hie 
gen Feuergerͤͤths, theils wegen der beym Löſchen nicht genugſam deob⸗ 
achteten Ordnung und Vorſicht in die Whe geleget worden. : 

Wir haben dahero, um allen Diefen Mängeln abzuhelfen, und fers 
nerhin dergleichen Unglücksfällen fo viel als möglich vorzubeugen, Uns 
gemüßiget geſehen, Unſere in dieſer Sache ſchon vorhin ergangene ete 
fügungen zu erneuern, in ſolchen Fällen, wo noch feine Vorfheiften vers 
handen, ſolche beyzufügen, und ſolchemnach eine umftänbliche Vorſchrift, 
wie es bey etwan auskommenden Feuer, auf dem platten Lande gehal⸗ 
fen werden fol, durch gegenwärtiges Reglement bekannt machen und 
publiciren zu laffen. 
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Wirth, daß, wie es ohne dies feine Schuldigkeit ift, er nicht nur ſelbſt 
bey Feuer und Licht alle nur erfinuliche Behutſamkeit anwende, fondern 


entito 
das Geſind bey exemplariſcher Deſtrafung zur Winterzeit warme Zfe⸗ 
& oder Steine, in ihre Betten zu nehmen, fid) nicht beytommen Tafe 
en muß. 
$2 


Haben Wir bereits durch die publicirte Instruction, De Dato den 
Taten Febr. 1767. feſtgeſetzet, daß alle hölzerne, oder auch mit Papier 
und Blaſen bezogene Laternen, ſchlechterdiugs abgeſchaffet, hingegen gute 

lecherne Laternen von einem jeden Hauswirthe erkaufet und gebrauchet 
werden ſollen. Gleichwie Wir nun biefe Vorſchrift hiermit erneuren; 
alfo befehlen Wir auch hierdurch allen Gerichtsobrigkeiten, Eigenthüͤ⸗ 
mern, wie auch Schulzen und Dorfsgeſchwornen, eine genaue Visita- 
tion jeden Orts ſofort anzustellen, und die noch etwa verhandene höls 
zerne Laternen wegzünehmen und zu cassiren; dahingegen denen Inwoh⸗ 
geen anzudeuten, daß ſich ein jeder Hauswirth a Dato binnen ſechs Wos 
chen mit einer blechernen Laterne verſorgen muſſe. Wie denn, wenn 
ſich bei einer auzuſtellenden Superrevision finden folte, daß ein oder 
auderer Hauswirth, entweder eine hölzerne oder wohl gar keine Laterne 


1 e hätte, derfelbe in 60 Groschen Strafe verfallen feyn fol, 
9. 8. : 


Hieraus van felbften folget, daß inem. Hauswirthe oder deffen Bes 
finde frey ſtehe, mit d Sn brennenden Lichte, oder mit Kihn 
oder ſogenannten Szibres auf denen Luchten, oder in denen Ställen her⸗ 
umzugehen, ned) weniger aber bey Licht oder Kiehn das Vieh zu fut⸗ 
tern und Hechſel zu ſchneiden, ſondern ein jeder der vorgeſchriebenen 
katernen fih bedienen fol, fo wie Wir ſolches bereits in der Preußt⸗ 
ſchen Feuerordnung, De Dato Berlin den ten Julii 1728. Part, 1. 
$. 19. angeordnet; fo wollen Wir biefe Verordnung aufs Pu 
hierdurch erneuren, uud pugtei feſtſetzen, daß in denen Alen , da je 
: 8 
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mand fi) unterfienge, mit einem bloßen Licht oder brennenden Spahn 
in Scheunen, Ställen, Luchten, Gehöfften, und überhaupt in ſolchen Or⸗ 
ten herumzugehen, wo Feuerfangende Materialien liegen, oder aber fid) 
deſſen beym Dreſchen, Hechſelſchneiden, Wiehfüttetn zu bedienen: ver⸗ 
moͤgende Eigenthuͤmer und Einwohner ber Häufer und Höfe, mit einer 
Geldbuſſe von 4 Rthlr., Unvermögende aber, desgleichen Knechte, Dres 
ſcher, Tagelöhner und andere Dienſtboten dem Befinden nach, mit Biers 
wothentlicher Veſtungs⸗ und Zuchthausarbeit beleget werden follen. 

t 9. 4. 

Da auch das Flachsdzrren in denen Backöfen, beſonders bey Nacht- 
zeit oftmals zu Feuersbrunſten Anlaß gegeben; So haben Wir bereits 
in denen von Zeit zu Zeit ergangenen Verordnungen, beſonders aber in 
der erneuerten und verbeſſerten Dorföorduiing, de Anno 1754 feftges 
ſetet: daß kein Flachs oder Hanf in denen Backöfen, ſondern in denen, 
zu dieſem Behnf in einem jeden Dorfe, wo der Flachsbau getrieben 
wird, und ſolches aus einem Vorwerke oder 6 bis 8 Bauererben beſte⸗ 
het, und zwar in hinlänglicher Entfernung von denen Dorfsgebäuden, zu 
erbauenden Braackſtuben bey Tage gedörret und gebraacket werden fell. 
So befehlen Wir hierdurch wiederholentlich, fo. eruſtlich als gnädigſt, 
daß, wo dergleichen Braackſtuben noch nicht angeleget worden, ſolche 
binnen Dato und einem Jahre ganz ohnfehlbar, jedoch auch nicht anders, 
als lediglich in Wellerwänden erbauet ſeyn müſſen, indem, wenn von 
dem Tage der Publication dieſes Reglements an, jemand betroffen wird, 
daß er entweder in Holz bie Bragckſtube von neuem dips. ober 

lachs, oder Hanf in der Stube an den Ofen, oder in Backofens zum 

rren geleget, und ſolches von denen Dienſtleuten derer adelichen und 
cöllmifchen Gutsbeſizern geſchehen, in 10 Rthlr. irremisible Strafe vers 
fallen fem folen; Wenn aber hierunter von einem Bauer, Gärtner oder 
andern Dorfteinſaßen contraveniref würde, diefe nach Befinden der Um⸗ 
fände, mit Vier wöchentlicher Amts⸗ Veſtungs; oder Zuchthausarbeit bes 
leget werden, auch dagegen keine Entſchuldigungen der Unwiſſenheit, 
oder des Ungehorſams des Weibes und Geſindes angenommen werden 
ſollen. Dahero denn in denjenigen Dörfern, wo noch keine Braackſtu⸗ 
ben befindlich, oder ſelbige nur aus wenigen Hauſern beſtehen, entwe⸗ 
der der Flachs an der Sonne, maſſen ſelbiger ohnedem ungleich beſſer 
davon wird, oder in dem nächſtbelegenen Dorfe, wo eine dergleichen 
Braackſtube verhanden, ſchlechterdings gedörret werden muß. Im Nichts 
beobachtungsfalle aber, haben die von Adel, SGöllmern und Gemeinden 
zu gewärtigen, daß denenſelben bey dadurch entſtehenden Brandschaden 
nicht die geringfte Remission aus Unferer Caffe, noch auch Feuerſocietäͤts⸗ 
hilfe angedeihen werde; ſonſten wird auch hiebey feſtgeſetzet, daß, wenn 
von den jetzigen ſchon befindlichen Braackſtuben ein und andere wieder 
pus werden müffen, ſolches durchgehends nicht anders als in Wel- 

wänden geſchehen muß, und wo neue hölzerne gefunden werden, uns 
nachbleibliche Beſtrafung erfolgen wird. 

L. 6. 

Iſt bereits in dem Edict vom Sten Jan. 1724. wie nicht weniger, 

ſeitdem durch verſchiedentlich ergangene Eircularig, beſonders aber in 
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der erneuerten und verbeſſerten Dorfordnung de Anno 1754. und ber 
Inſtructſon de Dato den 28ten Februar 1767. feſtgeſetzet worden, daß 
zu Verhütung ferneren Schadens alle Backofens, auf dem platten Lande, 
aus denen Häuſern weggeſchaffet, und auf die offene Straffe des Dorfs, 
oder wenn auch hier noch einige Gefahr zu beſorgen ſeyn möchte, auſſer⸗ 
halb dem Dorf gefeget werden folët. Wir wiederholen und erneuren 
bafero nicht allein alles Ernſtes gedachte Verordnungen, ſondern befeh⸗ 
len auch hiermit allergnädigſt: daß aller Orten, wo dergleichen ſchaͤd⸗ 
liche Backofens in denen Hänſern annod befindlich, ſolche abgeſchaffet, 
und eingeſchlagen, dagegen aber längſtens bis Michaelis a. c. in jedem 
Dorfe, nach deſſen pons ein oder mehrere publique oder gemeine Bad- 
ofens erbauet werden mifeng wie denn widrigenfals bey einer auzu⸗ 
Fellenden Superrevision für jeden alsdenn noch im Hauſe befindlichen 
Backofen, "ober einen der nicht am gehörigen Orte ſtehet, 10 Rthlr. 
kt erleget, wiwermögendenfala aber ber Gonteavenient mit Vier⸗ 
zehntaͤgiger Huchthausarbeit beſtrafet werden ſoll, wobey auch hiermit 
befoplen wird, die Gehause und die Backofens nicht weiter von Holz⸗ 
werke, fonden von Wellerwänden zu machen, welches unausſetzlich ge- 
ſchehen muß, und zwar bey 5 Rihlr. Strafe vor jedes hölzerne Geht 
fe, fo bey der Stadyrevifion als neu aufgeführet gefunden wird, maßen 
denn ſolche ſogleich abzuſchaffen, 556 


Da auch in ber Juſtruction D. D. den 2Sten Febr. 1767. und dem 
Fenerfocietätsreglement des platten Landes De Anno 1768. ferner vote 
geſchrieben ijt, daß kein Kiehn, Holz oder andere leicht brennbare Maz 
kerialien unter oder oben auf, noch nahe bey denen Kachelofeus getrock⸗ 
net, die Ofens aber 2 Fuß von der Wand, und 3 Fuß von denen Bals 
ben weit entfernet feyn follen. So erneueren Wir hierdurch auch dieſes 
Verbot und fegen zugleich feſt, daß ſowol die Grundobrigkeſten als auch 

chulzen und Dorfsgeſchworne, einen folchen Ofen, der nicht recht an= 
geleget ift, einreiſſen, und einen beſſeren Plas dazu anmeifen, bie Hanë- 
wirthe hingegen, in dergleichen Gontraventionsfällen eine Strafe won 
2 Rihle, erlegen, oder unvermögendenfalles mit Vierzehntägigen Gefang⸗ 
mifit, bey Wafer und Brod, beftrafet werden follen. 
9.7. 

Iſt bereits in denen Edicten vom 28tem April 1723, Loten Deto- 
ber 1742, Sten Juli 1744 und láten May 1750 jo ſcharf verboten, 
daß niemand ſich unterſtehen folle, auffer denen Wohnſtuben oder Kiz 
chen, mit einer glimmenden Tobackepfeſfe, wenn fie auch mit einem 
Deckel verſehen if, in denen Häuſern, auf denen Gammern , Luchten, 
Ställen, auf den Höfen und in Dorfe herum zu laufen, daß Wie da⸗ 
hero billig vermutpen ſollten, es werde ſich niemand fernerhin derglei⸗ 
chen zu ſchulden kommen lafen; Wenn aber gleichwol die Erfahrung 
gewieſen, daß auch diefen Vorſchriften wenig oder gar nicht nachgelebet 
wird, fo haben Wir dieſes. Verbot hierdurch nochmalen erneuren, und 
einen jeden ernſtlich warnen wollen, fid) für 1 0 hoͤchſt ſtrafba⸗ 
ren Unternehmen zu hüten, oder zu gewärtigen, daß er, es möge ein 
Schade daraus entſtehen oder nicht, mit Gefängniß bey Waſſer und 
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Brod, auch Weftungss und Zuchthausarbeit angefehen, auch nach Befine 

den der umſtände, mit noch ſchmerkren Strafen beleget, nicht weniger 

aus des uebertreters Vermögen, wenn es hinlänglich, dem Denuntiauken 

Zehen Rthlr. zum Douceur bezahlet werden foken, 5 
$5. 

„Da auch in denen Gbicten vom taten Februar 1711. und 24ten 
Julii 1728. ebenmäßjg ganz deutlich verordnet worden, daß fid) ein jer 
der des verbotenen höchſtgefährlichen Schieſſens bey denen Hochzeiten und 
andern Gelagen, auf denen Dörfern, schlechterdings und befonders um 
die Strohdacher enthalten follen, gleichwol aber ſocol in einem als dem 
andern Falle, von Zeit zu Zeit tiefe Unſere Vorſchriften übertreten wers 
den; So declariren Wir hiermit, baß ſolche muthwillige Uebertretungen 
auf das allerſtrengſte in Zukunft geahndet, und die Freveler mit Dez 2 
ſtungs⸗ und Zuchthausſtrafe beleget, auch überdem nicht nur diejenigen, 
die folie Contraventiours wahrnehmen und nicht anzeigen, fondern auch 
die Gerichtsobeigkeiten, fo einen ſolchen Contravenienten nicht ſofort gre 
retiren und bestrafen, deshalb responsable gemachet werden ſollen. 

5. 9. 

Ob Wir zwar glelchfals durch verfdriebene von Seit zu Zeit erlaſ⸗ 
fene Circularja verordnet; daß die Schmieden in denen Dörfern in eis 
ner „gehörigen Entfernung von denen Wohnhäufern erbauet werden fols 
len, fo haben Wir dem ohngeachtet zu Unſerem größten Mißfallen in 
Erfahrung bringen müſſen, daß diefe Unſere Willensmeinung nicht aller 
Orten befolget worden. Wir befehlen demnach hierdurch fo ernstlich als 
gnädigſt, daß pimfübto alle Schmieden wenigſtens 40 Fuß von denen 
Wohnhäuſern und anderen Gebäuden abgebauet werden muͤſſen. Im 
Nichtbefolgungsfalle aber, foll der Contravenient nicht nur in Zwanzig 
Athlr. Strafe verfallen, ſondern auch gehalten ſeyn, eine dergleichen 
Schmiede ſofort annod in der vorgeſchriebenen Weile von denen Gee 
bäuden abzurücken. In denen Dörfern hingegen, wo bereits dergleichen 
ſchädlich angelegte Schmieden befindlich, müſſen ſelbige ebenfalls, zu 
Verhütung der deshalben zu beſorgenden Feuersgefahr, in vorgedachter 
Entfernung von denen Gebäuden, binnen Dato und ſechs Monaten, bey 
Zwanzig Nihle. Strafe, abgerücket werden, und foll darwider nicht bie 
geringſte Einwendung ſtatt finden, auch durchaus von Dato an darauf 
gehalten werden, daß keine Schmiede in Fachwerk oder Füllholz, ſon⸗ 
dern lediglich entweder maji» oder in Wellerwand errichtet werde, wie 
drigenfals diejenige, die in Holzwerk neu erbauet gefunden wird, de 
facto niedergeriſſen werden foll. 

5 9. 10. 

Iſt bereits durch verſchiedene von Zeit zu Zeit ergangene Eircula⸗ 
ria, beſonders aber in der gedruckten und publicketen Inſtruction d. d. 
den 28ten Februar 1767. aubefohlen worden, daß die hölzerne Schor⸗ 
ſteine oder Feuermauern abgeſchaffet, dagegen aber gemauerte angeleget 
werden ollen. Wenn Wir aber zu Unſerem größten Befremden Wahre 
genommen, daß auch dieſe Unſere Vorſchrift faſt u ohnbefolget 
geblieben, und gleichwol die hölzerne Schorſteine, als eine der vornehm⸗ 
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ften Urſachen, warum fo viele Feuersbrünſte auf dem platten Lande 

entſtehen, zu betrachten find; fo ſehen Wir Uns genöthiget, wie es 

hierunter gehalten werden ſoll, näher zu beſtimmen und vorzuſchreiben. 
- 9. 11. 


Wir befehlen demnach, daß alle und jede Dominia, Göllmere, Ghaz 
touller und Freyen, fümtliche hölzerne Schorſteine nicht nur in ihren 
Wohnungen, fonberm auch in andern, denenfelben und zum Vorwerk ges 
hoͤrigen Domeſtiguen⸗ und Gefindehäufern , fie mögen in ober auſſer dem 
Vorwerk und Gehöffte: ſeyn, binnen Dato und Zwölf Monathen, bey 
Zehen Athlr. Strafe, caßiren, und dagegen Schorſteine von Ziegel aufe 
führen follen.: 7 " 

BER f 3. 12. 


10, podghufe, Schnarwerksbauern und Gigentátbe 
en 

Rd von Ziegel, eine langere Nachficht gegönnet 
fund 


5 Y mi gebaueten 
cafitet, von denen ie 
She id 1 en Es bi 


Daß die Landräthe, in Abſicht der Adelichen Güter, die Beamten 
Aber, wegen der Gillmifdjen Freg⸗Ghatuls und Bauers Güter, bey Pus 
blicirung dieſes Reglements [oteol ven denen Gutsbeſitzern als Gemein⸗ 
den, eine accurate Defignation, wieviel Rauchfänge an jedem Orte vors 
handen, und wieviel darunter hölzerne oder gemauerte Schorſteine find, 
abfordern, und nach eingekomimenen Speclalnachrichten, folche mit einer 
Heneroldeſtangtion unter folgenden Rubriquen: 1) Nahmen des Dorfs. 
2) faut Vorfähriger Defignation find noch hölzerne Rauchfänge gewe⸗ 
fen. 3) In dieſem Jahr p ſteinerne erbauet. 4) Sind noch hölzerne 
vorhanden; jedesmal bey Ablauf dez Jahres an Unſere Krieges? und 
Domatnen⸗Gammer einfeuden, und auf gleichem Fuß, alle Jahre damit 
kontinüfret werden ſoll. i 

9. 14. 


Declariren Wir zugleich und guy: voraus, daß, wenn wider Ver 
hoffen, ſowol die Gutsbeſitzere als andere Unterthanen ihr eigenes Beſte 
hierunter verkennen, und mit Gaßlrung der hölzernen und Erbauung 
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der ſteinernen Feuermauern ſäumig ſeyn ſollten und hieraus ſowol ih ⸗ 
nen ſelbſt als anderen ein Ungluͤck zugezogen wrde, ein ſolcher renitens 
ter Beſitzer nicht nur allen dadurch mitverunglückten Miteinwohnern den 
erlittenen Schaden, fo weit fein Vermögen zureichet, vergüten, ſondern 
auch gegen denſelben noch überdem eine nach denen Umftänden eingerich⸗ 
tete Beſtrafung verhängt werden fol. D 

3. 16. ! 


Wenn fih auch ergäbe, daß im Fall, wo bie Unterthanen ſteinerne 
Schorſteine erbauet, fie doch zugleich die Fehler begangen, ſolche auf 
hölzerne Balken zu ſetzen, und die Backſteine auf die hohe Kante zu 
legen, auch die ſogenannten Fleiſchbäume dergeſtalt einzuziehen, daß 
die Enden davon durch die Mauer hindurch auswendig in die Cammern 
oder Luchten gehen; hierdurch aber fo wenig Unſere Königliche Wilens 
meinung vollkommen erreichet, als wenig dadurch die beforgliche Feuers: 
Gefahr abgewendet wird; So ſind Wir nicht gemeynet foldes ferner 
zu gestatten, fonde ir befeplen hiermit fo gnädig als ernſtlich, daß 
alle Küchen wo möglich, gewölbet, die Küchen Schorſteine hingegen, 
beſondetz in groffen Bauerhäufern, Brau⸗ und Brandthäuſern auch bes 
nen Gärtner und andern, auf viele Familien etablirten Häuſern, und 
ſtarke Pfeiler und gewölbte Bogen geſetzet werden, auch das Fünda⸗ 
ment hiezu tüchtig verſehen werde, indem durch das Nachgeben deſſel⸗ 
ben eben die Riſſe in denen Schorſteinen entſtehen, wie denn auch die 
Camine, durch welche öfters Feueksbrünſte entſtanden, entweder ganz 
MUR. A 17 E ie auf m. 0 0 ud ge⸗ 

rlichen Fangholzec geſetzet, hierni aber e 5 ach, 
Ei fo 2*4 p Hauptſe ben ganz maffio und nicht wie bishero EA 
ſchaͤdtiche Gewohnheit geweſen, daß ſolche nur bis unter die Balken 
origen worden, aufgeführet werden muͤſſen; dahero dann auch, mo 
dergleichen Fehler begangen, müſſen ſolche ſofort ſchlechterdings abge⸗ 
ändert, und nach dieſer Vorſchrift verbeffert werben; bey nenen Bauten 
aber müffen dergleichen Fehler, bey harter Ahndung, auf das ſorgfäl⸗ 
tigſte vermieden werden. * 
- 9. 16. 


um aber auch dieſen Unfern Befehl deſto ſicherer befolget zu fehem, 
und den damit verknüpften heilſomen Zweck um fo meniger zu verfeh⸗ 
len, ſetzen Wir zuförderſt fet, daß in allen und jeden Dörfern von bes 
nen Eigentümern ſelbſt, oder deren Wirthſchaftsbedienten, mit Sujies 
hung des Schultzen und deren Dorfsgeſchwornen, dieſerhalb eine ganz 
genaue Unterfuchung, ſowol in ihren eigenen als in denen Wohnungen 
derer übrigen Unterthanen und Einſaſſen, läͤngſten binnen Vier Wochen, 
nach Publicirung dieſes, vorgenommen, und die befundenen Uurſchtig⸗ 
keiten abgeſtellet werden folen; widrigenfallg, und wenn fih bey einer 
anzuſtellenden Superrevision finden folte, daß ſolches nicht 1 ſie 
insgeſammt für allen Schaden responsable gemachet, und noch über 
dieſes beſtrafet werden folen, 

: § 17. 


Da Wir auch bemerken, daß dergleichen unerlaubte Bau ⸗ Arten, 
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bauptſächlich von ſolchen Maurern und Zimmerleuten unternommen were 
den, welche entweder den damit verknüpften Nachtheil nicht achten, oder 
doch an Unfere dies fällige Vorſchriften nicht gebunden zu feym vermena 
nen; So verordnen Wir hiermit, daß. einem Maurer und Zimmers 
mann hinfuühro geſtattet werden fole,” einige Bauten zu übernehmen, 
wenn ihm nicht Unfere erlaſſene Vorſchriften und Inſtenctiones vorhero 
vorgehalten, und derſelbe darüber vereidet worden; Wannenhero denn 
ſämmtliche Maurer und Zimmerleute welche entweder ſchon auf dem 
Lande vorhanden, oder (id) inskünftige dafelbſt etabliren wollen, fid) 
ſchlechterdings bey dem Banbratje des Creyſes, wenn er in adeliche 
Güter ziehek; und beym Beamten, wenn er in Cöllmiſchen oder andern 
W fern fid) anſetzet, melden, vor bemfelben den beſagten Eid ab⸗ 
logen, und deſſen Ktteſt super praestito erbitten müſſen; kein Gutsherr 
aber hat denenfelben, ohne diefe Legitimation, die  Zreibung ihrer Proz 
feßion, und denen, fo ſich erft etabliren, ihr Etabliſſement bey ſchwe⸗ 
und Serantwortung gw- gestatten, fo wie in Gegentheil ein Maurer» 
D CE der ohne vorgängige Eidespräſtation, Baue über⸗ 
nimmt, mit Gefängniß und andern Strafen zu belegen ift. 
A 9. 18. : & 
Sollte dieſer unferer Auordnung oßnerachtet, ſich dennoch á 
rer oder Zimmermann beykommen EA eus rA [ona 1 dad 
ſchrift zu bauen, fo ift berfelbe nicht nur mit Verluſt feines ſämmtli⸗ 
chen Lohnes zu beftenfen, und fol die Abänderung auf feine Koſten gez 
ſchehen, ſondern Wir behalten Uns auch vor, gegen denſelben, nach Be⸗ 
finden mit Beſtungs auch Buchthausftenfe zu verfahren. 
2 9. 19. 


n 
s „Stk eines jeden Hauswirths Schuldigkeit, dahin zu ſehen, daß die 
in feiner Wohnung befindlichen Schorſteine, befonders um dle Ofenlö⸗ 
cher, fleißig gekehret, und der Mut täglich mit einem ſtumpfen Befen 
abgefeget werde, damit er fid nicht entzünde, wie Wir denn auch hier⸗ 
mit befehlen, daß auf denen Luchten, in der Nähe der Schorſteine nichts 
brennbares geleget, und aufgeſetzet, noch weniger einige Aſche auf denen 
Luchten, oder an ſonſt aeipctiten Dertern und in hölzernen Gefäßen 
geſchüttet werde, well in der Aſche öfters noch Feuer verborgen ſtecket, 
und dadurch eine Feuersbrunst erreget werden kann: vielmehr muß ſolche 
unten im Haufe, an einem ganz ſichern Orte, oder in beſonders dazu, 
neben dem Orte, an der Brandmauer tief gemauerte Aſchloͤcher verwah⸗ 
ret werden. hi 
§.-20. 


Wenn indeßen vornehmlich nàtbig it, daß die Feuermauern und 
Mähren auch inwendig fleißig gefäubert, und alles, was fid) entzünden 
kann, hinweggeſchaſſet werde; So wollen und befehlen Wir hiermit, 
daß ein jeder Schorſtein und Schlund in denen Herbſt⸗ und Winter mo⸗ 
nathen viermal, und in denen Frühlings⸗ und Sommermonathen drey⸗ 
mal gefeget werden ſoll. i 


5. 21. 
Damit man auch mit Zuverläßigkeit wiſſen könne, ob foles ger 
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ſchehe, fo muß in jedem Dorfe von dem Schulzen genau darauf geſehen 
werden, welcher dafür fielen muß, und "tere Viſttation Deshalb angus 
ſtellen hat, auch denjenigen, der die Schorſteine nicht ſleſßig genug 
kehret, reſpective bey dem Beamten oder der Gutsherrſchaft anzugeben 
hat, der dafür nach Gebühr beſtrafet, und pro vigilantia’ Oreyßig Gros 
ſchen von demſelben bekommen Tolk Aur iin 4 " 

Falls aber der Schulze dey einer oder der andern Feuermauer gar 
etwas mangelhaftes und gefährliches bemerken folte, muß er ſolches ſo⸗ 
fort der Gerichts obrigkelt auzeigen“ worauf ſodann eine jede Grund- und 
Gerichtsobrigkeit die Remedur, opne Verzug veranftakten, und den Ei⸗ 
genthümer des Hauſeß dazu anhalten muß, Wenn dieſes von einem 
und dem andern Theile unterlaſſen wird? fo haben dieſelben gewiß zu 
gewärtigen, daß fie bey daraus entſtehendem Unglücke darüber zur Ne 
chenſchaft gefordert, und zur Entſchädigung der ubrigen Damnifcaten 
werden ungehalten werden. et ] 


L 2113 

Und da die Erfahrung gelehret, daß forglofe Einſaßen öfters die 
Reinigung der Schorſteine vernachläßigen, ſo hätten Wir wohl Urſache 
darauf zu beſtehen, daß fortan dieſelbe, durch ordentliche Feuermäurer⸗ 
kehrer gefeget und geveiniget werden, In beſonderer Ruckſicht der Ents 
legenheft der Dörfer von den Städten, PME Wir aber noch zur Beit 
hierunter nachfehen, iedod zugleich befehlen, i aß leder Wirth fib Nos 
eine Kratze anfhafren, und damit feinen eigenen Schprſtein fäubern, 
und den Ruß abtehren, oder foldes durch feme Leute thun laſſen foll, 
welches gar füglich, da die Bauerſchorſteine eben nicht hoch ſind, ver⸗ 
mittelſt einer Leiter und Anmachung dieſer Krage an einer Stange, ge⸗ 
ſchehen kaun; Jedoch muß der Schulze darauf, ſehen, daß wuͤrklich von 
jedem Wirthe die Kratze angeſchaffet Werde, und waferne Bey der Stud» 
krviſton fih Diefes nicht findet, ‚fo fell der Schutze lediglich dafür pafs 
ten, und zür Verantwortung gezogen werden. H 

, 9. 4. N 

Iſt in dent Patent vom Sten März 1794. bereits angeordnet, daß 
ein jeder Wirth, der fein eigen Haus befiget, wenigstens einen ledernen 
Eiter, eine Handfpriße und eine Leiter auf feinem Dathe in Vorrath 
halten wüſſe, und mie Jie es ben diefer und andern degbolt erganges 
nen Verordnungen, beſonders der Instruction De Dato ben 28ten Fes 
bruar 1767. noch ferner bewenden laſſen; alfo befehlen Wir auch zus 
gleich, daß diejenigen, welche noch nicht damit verfehen find, fid) diefe 
Geräthe ohne alles weitere Einwenden foforty unb läugſtens binnen 
Sachs Monaten, von Publication dieſes Reglement anzurechnen, an⸗ 
Schaffen ‚die Nachlüßigen aber von der Grundhereſchaft jeden Orts, mit 
den erforderlichen Zwangsmittelu, bey felbft eigener Verantwortung dazu 
angehalten werden ſollen. $ 55 


Iſt in vor allegirten Patent ferner verordnet, daß auſſer vorge⸗ 


dachten Geräthſchaften eine jede Dorſſchaft, nach Proportion der Groͤße, 
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2. bis 3, publique Feuerhacken, auch 2. bis 3. publique Waſſerküwen 
auf Schleifen, ſammt fo viel tüchtigen Feuerleitern in Bereitſchaft Dal» 
ten folle; Wenn aber bey der groſſen Berfihiedenheit der Dörfer diefe 
Anzahl nicht zureichet, fo verordnen und befehlen Wir hiermit daß die 


Landräthe in einem jeden Dorfe ihres Crepſes bey denen pon Adel, bey 
den übrigen aber die Beamten, nach deffen Beſchaffenheit, die Enzahl 
dieſer Feuerrüſtungen binnen Dato und Vier Wochen beſtimmen und de- 
signiren folen; und damit fie wiffen mögen, wie fie hierbey eigentlich 
zu verfahren haben; fo declriven Wir hiermit, daß auſſer denen bey 
jedem Haufe befindlichen Leitern, auf Sechs Häuser in einem jeden 
Dorſe, jedesmal eine tüchtige lange Feuerlefter, welche über vas höchſte 
Gebäude in demſelben Dorfe reichet, und auf Drey Häuser ein ſtarker 
und langer Feuechacken, wie auch ein groſſer und tüchtiger Waſſerkü⸗ 
wen auf einer Schleife, gerechnet, und angeſchaffet werden mifen. 
à $ 26. 

Die hierüber angefertigten Defignationeg von "up Dorfe, nebſt 
einer jeden General ⸗Deſignation müjfen bie Landräthe und Beamten 
an Unſere Krieges⸗ und Domainen Cammern pinfenden, damit erſeben 
und ermeſſen werden koͤnne, ob eine jede maeri jaft bie erforderliche 
Feuerrüſtungen in Vorrath habe, oder wie viel diefelbe anody anzu⸗ 
ſchaffen verbunden bleibe, und durch gehörige Zwangsmittel dazu ange⸗ 
halten werden könne. uh $ 


Anſouſt iſt dahin zu ſehen, daß vorgedachte Küwen bey gutem Wet⸗ 
ter jedesmal voll Waſſer, bey harten Froſten aber ledig ſtehen, und in 
einem dazu beſonders erbaueten Schauer, fo wle ſolches in der Juſtruc⸗ 
tion De Dato den 23ten Februar 1767. $. IX. vorgeſchrieben worden, 
verwahret werden. Wenn aber auch bey entſtehenden Feuersbrünſten vor⸗ 
nehmlich dafür zu ſorgen iſt, daß es niemalen an der Hauptnothdurft, 
nehmlich bem Waffe gebrechen möge; fo müſſen die WViehtranken, Teiche 
und Pfühle, in und bey denen Dörfern und Flecken, jederzeit ber zurei⸗ 
chendem Wafer gehalten, und wo dergleichen nicht ſind, annoch ange⸗ 
fertiget, auch die vorhandenen Brunnen gehörig gereiniget und in gue 
tem Stande gehalten werden. " x 

$. 28. 

Ordnen und befehlen Wir hiermit allergnädigſt, daß in allen und 
jeden Dörfern, von denen Gutsbeſitzern oder deren Wirthſchaftsbedienten, 
imgleiden von denen Schulz⸗ und Dorf⸗Geſchwornen, in denen Win⸗ 
termonaten alle Sechs Wochen, und in denen Sommermonaten alle 
Quartale, wenn die Rauchfänge vorher geſäubert ſind, ganz genaue 
Feuerviſttationes vorgenommen, und hierbey nicht nur bie Fenerrüſtun⸗ 
gen, fondern auch bie Feuermauern und Wafferbehältniffe beſichtiget und 
unterſuchet, und die vorgefallene Mängel sogleich abgeſtellet werden 
müſſen, wobey ſich denn von ſelbſt verſtehet, daß, wenn bey ſolcher Viz 
fitation einige gefährliche Feuerſtellen vorgefunden werden, denen Eigen⸗ 
thümern, in fo lange, bis die Reparatur geſchehen, die weitere Fers 
rung in ſolchen Stellen ſchlechterdiugs bey Strafe unterſaget werden 
muͤſſen. * 
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T 9. 29. 

Im Fall aber Schulz⸗ und Dorfsgeſchworne, wie auch die Herr- 
ſchaftlichen staat, mit T Muro n ens Biſitation 
in denen feſtgeſetzten Terminen faͤumig find, ſolche gar unterlaſſen, oder 
nur nachlaßig, und nicht in allen Orten vornehmen, auch die vorgefun⸗ 
dene Mängel abstellen, follen fie jedesmal Vier Rihrr. Strafe erlegen, 
und zwar. Schulze und Dorſsgeſchworne bie eine und der Wirchſchafte⸗ 
bediente die andere Hälfte. ds 

> . 80. 


Der vorzüͤglichſte Nutzen, welchen bey entſtehenden Feuersbrünſten 
die groffe Metallene, auch Tragſpritzen ſchaſfen, ijt aus der Erfahrung 
unleugbar und bekannt, und Wir hätten babero wohl gewünscht, daß 
eine jede Dorfſchaft fid) mit ſolchen zu verſorgen im Stande ſeyn moͤch⸗ 
te; Da aber foldes wegen Verſchfedenheit der Anzahl und des Vermö⸗ 
gens der Einwohner nicht durchgängig geſchehen kann, ſo wollen Wir 
zwar die Anſchaſfung dergleichen Spritzen, der Vorſorge derer feit A. 
1768. auf dem platten Lande errichteten Feuerſocietäten allergnädigſt, 
wo fie ſolche thunlich findet, uͤberlaſſen, wie viele derſelben vor der 
Hand angeſchaffet, in welchen Dörfern. dieſelben ſtehen, und nach was 
für einem feſtzuſetzenden Principio die deshalb erforderlichen Koſten von 
denen Assocürten beygebracht werden können, hoffen aber dabey, daß 

dachte Sorietäten weder Unſere allerhuldreichſte Landes väterliche Ab⸗ 

jtm, noch ihr eigenes und wahres Beſte verkennen, ſondern vielmehr 
eiftigſt darauf bedacht ſeyn werben, Unfere alerhöchſte Willenemeynung, 
auch hierunter beſtmöglichſt zu erfüllen, um fo mehr als Wir Uns in 
Gnaden dahin declarirt haben, denen durchs Feuer Verunglückten, ohn⸗ 
geachtet der Societätshülfe die gewöhnliche Remißiones und andere Emo- 
lumenta nach wie vor augebenben zu laſſen, wie denn auch die einge⸗ 
benden Strafgelder bey vorfallenden Contraventionen gegen dieſes und 
das Feuerſocietätsreglement zu dieſem Behuf verwendet werden können. 


9. 81. 


Damit aber auch hierunter Unſerer allergnädigſten Willens meynun, 
ein Genügen geſchehen, und dieſer fo nothwendig als heilſame Endzwei 
erreichet werden moͤge, ſo ſetzen Wir hiermit feſt, daß von der Direc⸗ 
tion einer jeden Feuerſotietät auf dem platten Lande; alle halbe Jahre, 
und zwar jedesmal den 1. Januar und den 16ten Julii, bey Fünf the. 
ifremissibler Strafe an Unſere reſp. Cammern einberichtet werden foll, 
wie viele und was für Spritzen angeſchaffet, in welchen Dörfern dieſel⸗ 
ben ſtehen, oder aus was für Urſachen ſolche noch nicht angeſchaffet wors 

den; um hiernach die deshalb erforderliche weitere Maaßregeln ergreifen 
zu konnen. 9. 82. 


‚ Da bey entſtehendem Feuer ohne Zweifel der griffe Nutzen darin 
beſtehet, daß folches zeitig bemerfet und Serm gemachet, hiernächſt aber 
auch, daß im Löſchen und ſonſt eine gute Ordnung gehalten, und ein 
jeder Inwohner ſchon zum voraus auf ſolchen Fall, was er babe zu 
thun hat, angewieſen und verpflichtet werde, fo befehlen Wir hiemit, 
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daß, damit inſonderheit zu Nachtzeit auf das Gebührende Acht gegeben, 
und die Leute bey vermerkter Gefahr ſogleich ermuntert werden mögen, 
auf allen Dörfern, die ſchon mehrmalen befohlene Nachtwachen, wie⸗ 
derum angeordnet und ordentlich beſtellet werden follen, 


t d. 33. D 


Werden wir gerne fehen, daß, fo wie an verſchiedenen Orten auch 
bereits eingeführet iſt, zu Nachtwachen beſondere Nachtwächter in jedem 
Dorfe angefeget, und von der Gemeinde unterhalten werden, in groſſen 
Dörfern aber muß ſolches ſchlechterdings geſchehen, und befehlen Wir 
respective Unferen Land» Rathen und Beamten hiermit, die Anſetzung 
beſenderer Nachtwächter in dergleichen Dörfern nach Proportion der 
Gröſſe und Lage des Dorfes, binnen 4 Wochen zu reguliteu, 

J. 34. 

In denen kleinen Dörfern hingegen, wo es denen Unterkhanen, else 
gene Nachtwächter zu halten, zu ſchwer fallen dürfte, wollen Wir ges 
deben laſſen, daß das Wachen nach der Reihe geſchehen möge. Nur 
müſfen ſowohl Herrſchaften als Schulz: und Dorfsgeſchworne darauf 
ſehen, daß dieſes Reihwachen auch gewiß befolget, und fietbey kein 
Hauswirth, er fey von was Art er wolle, darin überſehen werde, wos 
bey jid) denn von ſelbſt verſtehet, daß weil das Wachen eine gemeine 
Laft ift, die Gutsbeſitzer hierunter nicht leiden konnen, ſondern ein dienſt⸗ 
barer Hauswirth , demohngeachtet zu rechter Zeit die ſchuldige Schaar⸗ 
werködienſte verrichten müffe, wohingegen an ſolchen Orten, wo bie Unz 
terthanen und Dorfseinſaßen die Nachtwachdienſte zu präſtiren nicht 
ſchuldig, bie Gutsbeſigere ſowohl an dem Orte ihres Domicili, als wo 
fie Vorwerker haben, in Betracht, daß fie bey einem vorfallenben Brande 
mehr als die Unterthanen verlieren mit hierbey zu concurrittn, ſich 
nicht entbrechen können. Et 

9. 35. 


Muß der Nachwächter beſtändig munter fepm, und in dem Dorfe 
guf⸗ und abgehen, nicht aber, wie die übele SP o Hes eingeſchlichen, 
in feine Wohnung, oder in die Wirths⸗ und Schänkhäuſer kriechen, wie 
denn derjenige, der fid) defen ſchuldig madet, nicht nur vor allem 
daraus entſtehenden Schaden mit ſeinem Vermögen, und ſonſt, haften, 
ſondern auch für jeden Contraventionsfall 30 Groſchen Preuß. Strafe, 
zur Armencaſſe, erlegen foli. 

J. 86. 


Ordnen und befehlen wir ferner, baf ein jeder Wächter von Mi 
chaelis bis Oſtern, des Abends um 9 Uhr aufziehen, und des Morgens 
nicht eher als um 4 Uhr abgehen ſoll, weilen Leute um dieſe Stunde 
ſchon wieder wachſam zu feyu pſtegen. Von Oftern bis Michaelis pins 
gegen muß des Abends um 10 Uhr der Aufzug, und des Morgens, nach⸗ 
dem die Nächte kurzer oder länger werden, der Abzug um 2 oder 3 Uhr 
geſchehen. ha 

F. 87. D 

Eine jede Gemeinde ift ſchuldig und verbunden, ſich ein Horn auf 
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ihre Koſten anzuſchaffen, und muß ſolches bey dem Schulzen aufbewah⸗ 
ret werden. Wenn nun der Wächter auf die Wacht ziehet, muß er ſol⸗ 
ches bey dem Schulzen abholen; und damit die Einwohner verſichert 
find, daß der Wachter feine Schuldigkeit verrichte, von Zeit zu Zeit an 
gewiſſen zu beſtimmenden Orten des Dorfs in das Horn ſtoſſen, und 
beym Abzug daſſelbe wieder an den Schulzen abgeben. 7 


9. 88. ; 


Die Schulzen haben genau Acht zu geben, daß alles dieſes befolget 
werde, und hierinnen keinem einzigen Unterthan nachzuſehen, widrigen⸗ 
falls ſie ſelbſt in jedem Falle in 60 Groſchen Preuß. Strafe genommen 
werden ſollen. a 

f. 39. 


Sobald ein Wächter an einem oder dem andern Orte von einem 
Feuer, oder fonjt was verdächtiges vermerket, muß er ſogleich dahin eiz 
lea, fid nach Beſchaffenheik der Sache erkundigen, und wenn er was 
gefährliches findet, mit dem Horn Perm machen, und ſowohl bem Schul: 
zen, als an denen Orten, wo eine Kirche und Glocke if, dem Schulz 
meſſter oder Kirchvater davon Nachricht geben, damit erſterer die Ges 
meinde auf⸗ und zuſammenrufen, letzterer aber mit Sturmläuten bie 
Inwohner und Nachbarn ermuntern konne. 

1 $. 40. 


So iff auch ein jeder Unterthan, wann er im Dorfe, oder bey ſei⸗ 
nem Nachbar, es fey bey Tage oder Nacht, einen bramdigen Geruch 
wahrnimmt, und babero argwohnet, daß ein Feuer glimme, und Gefahr 
zu beſorgen fey, verpflichtet und wohl befugt, ſich ſogleich dahin zu be⸗ 
geben, und Nachſuchung zu halten. Wenn er eine drohende Feuersge⸗ 
fahr findet, lieget ihm ob, ſofort Lermen zu machen; wie denn auch 
ein jeder Eigenthümer, wenn er ín feinem Haufe Feuersgefahr verfpüh- 
ret, ſogleich Feuer rufen, auch Thie und Angel eröfnen muß, damit 
das Feuer bey Zeiten gedaͤmpfet werden, und die herbey ellenden Nach⸗ 
bam zum Feuer kommen konnen. Wer ſolches unterläſſet, foll nicht wir 
keine Bonihication und Fenerſocietätshuͤlfe erhalten, fondern auch noch 
über: dieſes mit Weſtungs⸗ und Zuchthausſtrafe beleget werden. 

S $. 41. 


Da Wir auch bishero mißfaͤligſt wahrnehmen müffen , daß verfihies 
dene Dorfgemeinden, ob ſie ſchon in der Nachbarſchaft eine Feuersge⸗ 
fahr bemerken, dennoch derſelben beyzuſpringen unterlaſſen, ohngeachtet 
Wir ſolches in dem Patent de Anno 1724. F. II. alles Ernſtes vorge⸗ 
ſchrieben; So befehlen Wir hiermit wiederholentlich, daß, ſobald ein 
ungewöhnlicher Rauch und Feuer bemerket wird, nicht allein ein jedes 
Dominium und Gemeinde ſofort den Grund davon forgfältig zu entdek⸗ 
ken ſuchen, fondern auch beym Unglück gleich zu Hülfe eilen Tone, zu 
welchem Behuf dann ein jedes Dorf, nach der Anzahl der in demſelben 
befindlichen Waſſerküwen 2 Pferden p. Küwen, entweder im Stall, oder 
in einem nahe belegenen Roßgarten allezeit parat halten, auch einige 
erwachſene Maunsperſonen, im Dorfe zu Haufe bleiben mipien; widri⸗ 
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genfalls nicht nur diejenigen, denen folches obgelegen, ſondern auch der 

Schulz des Dorfe nachprücklichſt beſtrafet werden folen,- babero denn 

ein feder Schale ſehr öfters und beſonders bey Nachtzeit unvermuthot, 

ob die verordnete Pferde täglich parat ſtehen, viſitiren umb bey Befums 

dener Unordnung ſolche ſogleich gewiſſenhaft anzeigen muß. à 
8. 42. 4 


Gleichergeſtalt ſollen in jedem Dorfe Zwey, auch nach Beſchaſfen⸗ 
heit des Dorfs mehrere Unterthanga, welche von gutem Rufe find, und 
welche dazu von einer jeden Gerichtsobeigkeit verendet werden muſſen, 
beftellet werden, welche für das Ausräumen der Sachen und Geräth⸗ 
ſchaften, und wiederum für deren ſichere a e auf einem be⸗ 
guemen Platze, Sorge tragen, und diefes müfien fie nicht mur in ihrem 
Dorfe, wo fie wohnen, fondern auch in den übrigen aNociirten Dörfern 
beobachten, damit die andern Einwohner, von der ihnen ebenfalls angra 
wieſenen Arbeit nicht abgehalten, auch alle Klagen, daß denen Beruns 
glückten, die geretteten Gerzehſchaften entwendet worden, vermieden 
werden. zer * E X 

i B 4% ua á 
Sherocbuen Wir ferner, daß in tinem jedem Dorſe, nach deſfelben 
Beſchaffenheit ein oder mehrere Perſonen, von denen d e 
Zimmerleuten, Müller dc. beſtellet werden, welche bey entſtehenden 
IE von dem Orte, wo das Feuer it, bie Feuerfaugenden 
aterkalien, als Holz, Stroh ac, wegſchaffen, insbeſondre aber die nahe 
Kehenden Gebäude und Dächer einreiſſen, immaſſen dadurch die weitere 
Ausbreitung ber Flamme gehemmet wird. Nur muß bey Efnreſſſung der 
Gebäude, wenn ſolche fon von dem aus. ergriffen worden, dahin ges 
ſehen werden, daß ſolche in ſich feloft hinein ſtürzen, nicht aber von ei- 
ander geriffen werden, als wodurch nur die Flamme vermehret, und, 
Flugfeuer verurſachet wird. PUN VT Y 


9. 44. j 


Bey einer jeden Waſſerkbwe find Zwey Perſonen mit Cymen zum 
Schöpfen, einige andere auch zu Fortſchaffung der Feuerleikern und 
Felerhaacken anzuweiſen, bümit die Seit bey entftchendem Unglücke nicht 
pu e wird, und ein jeder ſogleſch wiſſe, was er zu thun 

MS $ I 


9. 45. 


Wenn bag Feuer auf einem benachbarten oder allociirten Dorfe 
entſtehet, muß fofort non dem Wächter mif dem Horn Verm geblaſen, 
und an den Orten wo Kirchen, von dem Schulmeister die Sturmglocke 
gezogen werden. * 


F. 46. 


Der Schulze oder nächſte Dorfsgeſchworne des Ort, wo die Feuers, 
cant entebet, fibrei hoy bem Siren ard Löschen die Qf; i ill 
die Erb⸗ und Gerichtsobrigkeit daſelbſt nicht zugegen ift; eutſtehet aber 
ein Feuer auf einem andern Dorfe, ſo muß der Schulze mit der zum 
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£ 
Retten und Böfchen beſtimmten Mannfehaft ſogleich dahin abgehen, und 
ſich bey ſeiner Ankunft bey dem Schulzen des Orts, wo das Feuer ents 
ſtanden, melden, und deſſelben Anordnungen fid unterwerfen, daben aber 
auf die mitgebrachte Mannſchaft gute Acht haben, ſelbige zur Arbeit 
antreiben, und dafür ſorgen, daß ein jeder das feinige redlich verrichte, 
widrigenfalls es von dem Schulzen des Orts, wo Die Mannſchaft her 
ift, gefordert werden fol, wohingegen der Schulze des Orts, wo das 
Feuer entſtanden, ſogleich den Plag zu benennen hat, wohin die Fahr⸗ 
niſſe und Geräthſchaften gebracht, und in Sicherheit aufbehalten wer⸗ 
den konnen. 2 
, $ 47. z 

Wer übrigens fein Amt, oder was ihm dle Schulzen anbefehlen, 
nicht auf das geuaueſte zu erfüllen fuet, foll deshalb in gebührend 
Strafe genommen, und zu dem Ende bey der nach gelöſchtem Feuer vorzu⸗ 
nehmenden Unterſuchung hauptfaͤchlich davon Erkundigung eingezogen werden. 

J. 48. r. 


Da Wir auch wohl wiſſen, daß bey ſolchen Gelegenheiten, Beloh⸗ 
gungen weit eher, als Strafen die Unterthanen aufzumuntern pflegen, 
fo bewillgen Wir in popen Gnaden, daß demjenigen Bauer, ſo den 
erſten Waſſerküwen zum Brandplatze bringet, Ein Nthlr., demjenigen 
aber, der den erſten Feuerhaacken zur Stelle ſchaft, 60 Groſchen Preuß. 
von der Gemeinde gereichet werde; und da ein jeder Bauer billig ein 
gutes Waſſerfaß auf ſeinem n haben muß, fo find auch alle und jede 
Bauern ſchulbig, bey einem folchen Vorfalle damit zum Brandplatze zu 
eilen, und ſolchergeſtart das benöthigte Waſſer herhey zu ſchaffen, ims 
maſſen denn überhaupt alles verhandene Feuergeräthe herbey gebracht, 
und wenn ein vulg mit feinem ledernen Eymer zu Haufe zu bleis 
ben, fid) unterfangen follte, derſelbe dafür jedesmal in Sechszig Groſchen 
Preuß. Strafe genommen werden muß. UM 

$. 49. 


Entſtehet das Feuer auf einem benachbarten Dorfe, ſo fol nur die 
‚Hälfte von denen Unkerthanen dabin zu Hülfe zu eilen verbunden ſeyn, 
die andern aber, welchen keine Verrichtungen angewiefen find, mifen 
fih zu Haufe halten, damit nicht, wenn jedermann, wie gewöhnlich, 
zum Brandplatze eilet, ein unglück zu Haufe entſtehe, welches wegen 
Mangel der Leute nicht gelsſchet werden kann. 

9. 80. 


Wenn das Feuer gelöſchet ift; darf niemand eher von der Brands 
felle abgehen, bis er von bem Schulzen, der dabey die Aufſicht gefüh⸗ 
ret, dazu bie Erlaubuiß erhalten, welcher vorher die Mannſchaft sähe 
len, und die Anzahl, auch zu welcher Verrichtung ein jeder gebrauchet 
worden, aufzeichnen muß, davon er hernachmals reſpectie an den Lands 
rath des Erepſes oder Beamten des Amtes, bey der Unterſuchung des 
Feuerſchaden Bericht zu erſtatten hat, damit dieſer nachſehen und beurz 
theilen kaun, ob bes einem ſolchen traurigen Vorfall dasjenige, fo wir 
in dieſem Unſerem Reglement zum Bellen Unferer unterthanen verord⸗ 
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m" genau befolget, und demfelben in allem gehorſamlich nachgelebet 
worden. 
$. 51. 
iat 


f 

Indem Wir obſtehender maßen verordnet, daß die benachbarten 
Dorfſchaften, und inébefonbere die allocurten Dörfer bey entſtehendem 
Feuer einander zu Hülfe kommen ſollen, ſo ijt Unſere Meynung gat 
nicht, daß andere Städte und Dörfer zu Haufe bleiben, und denen 
Siüotbleibenben gar nicht beyſpringen Dürfen. Wir befehlen vielmehr jo 
gnädig als ernſtlich, daß alle Städte und Dorfſchaften, wenn in der 
Nachbarſchaft Feuer auskommt, und der Ort nicht eine Meile davon 
futfermet ift, mit den nöthigen Feuergeröthſchaften und Spritzen dahin 
eilen folen, und zwar bey Wermeidung einer: Gelbſtrafe von Zehen 
Neglr., davon der Magiſtrat der Stadt, oder der Schulze und die Dorfs⸗ 
grfüwerne, bie eine, und die einzelnen Glieder der Gemeinde bie an- 
Dere Hälfte aufbringen und bezahlen müſſen. 

Golte aber gas ein erde Dorf dem andern bey entüchend 

is Allociirte8 Do em andern bep entſtehender 

Feuersgefahr ſogleich zu Hülfe zu eilen a re] ſoll eine der⸗ 
gleichen ımverantmortliche Nachläßigkeit vefpectioe von dem Landrathe 
des Creyſes oder Beamten des Amtes unterfuchet, und die ſämmtlichen 
Glieder der Gemeinde, vornehmlich aber der Schulz und die Dorfge⸗ 
ſchwarnen derſelben, zu gebührender Verantwortung gezogen, und mit 
nachdrücklicher Strafe beleget werden. " 


% 58. ] ; 

Dafern fid) jemand unterſtehet, von denen ausgeräumten und geret- 
teten Sachen etwas zu entwenden, und ſich daran zu vergreifen, ſo wol⸗ 
len und befehlen Wir hiermit, daß ein ſolcher Freveler auf das rigon- 
reuſeſte beſtrafet, zu dem Ende derſelbe, wenn auch das Entwendete nur 
1 Ohr. beträget, zur Verhaft gebracht, und gegen benfelben die Juquf⸗ 
ur . abel und er mit Veſtungs⸗ auch Zuchthausſtrafe beleget wer⸗ 

en fol. 


9. 64. 

Damit man auch nach dem Brande im Stande ſeyn möge, das 
ſämmtlche Feuergeräthe wieder anéeinauber zu finden, und jeder Gemeinde 
das ihrige zuguftellen, fo muß daſſelbe überall gezeichnet, und die Feuers 
emer und Waſſerküwen überdem, der Dauer wegen, mit Oehlfarbe au⸗ 
gemahlet werden. Sollten nach einem Brande einige Feuereymer vers 
miſſet werben, und nicht wieder aufzufinden ſeyn, fo folen dieſelben auf Kos 

en der Societät wieder angeſchaffet, und denen Eigenthümern zugeſtel⸗ 

it werpen, weshalb. jede Orts- Obrigkeit über das vorhandene Feuer⸗ 
gerätge richtige Bergeichniffe führen, und überbem bie Feuereymer mit 
Nummern bemerken laſſen muß. So iſt auch 


Y D 8. 55. 
wein das Gener geiöſchet, oder fo weit gebtacht worden, daß as nicht 
weiter um Fa greifen kann, batie zu (od die Gluth völlig mit 
Wafer gedämpft, und genugſame Wächter bey denen Feuerſtellen ange⸗ 
fetet werden, Damit fih das Feuer nicht wieder erhohlen, und neues 
Unglück entſtehen möge.. In ſa ferne aber an, ſolchen Orten nicht fo 
viel Leute, als nöthig, vorhanden, fa follen die Schulzen von denen 
Weſtpreuß. Prov. Recht. Bd. II. 9 
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allocürten Dörfern, eine gewiſſe Anzahl von den ihrigen beſtellen, um 

die Wache zu halten, und zugleich die Unftalt machen, daß olhe Wäch⸗ 

ter zur gehörigen Zeit von andern abgelöſet werden, niemand aber, bey 

nachdruͤcklicher Strafe, fid) heimlich von feinem Poſten entfernen konne. 
" F. 56. 


Die Gerichtsobrigkeit eines jeden Orts, wo das Feuer entſtanden, 
muß ſofort alle Mühe anwenden und ausforſchen, wie das Feuer aus 
gekommen, damit bey der anzuſtellenden Unkerſuchung, der Behörde fos 
gleich das noͤthige angezeiget, und der ſchuldige Theil zur gebührenden 
Strafe gezogen werden könne. p 


1 857. 
Wegen der in dieſem Reglement feſtgeſetzten Geldſtrafen, fegen 
Wir hiermit feſte, daß bavon dem Denunekanten Ein Drittel an Doz 
cour gereichet, die uͤbeigen Strafgelder aber, wegen Contraventioit Wis 
der dieſes Neglement, zu der gemeinſchaftlichen Caffe einer jeden Cor 
cietät gezogen, und zum Beſten 9 verwendet werden folen, 
s ^ 


j . 58. 1 
Schlüßlich befehlen Wir ferner in höchſten Gnaden, daß dieſes 
Reglement zum öffentlichen Oruck befördert, ſodann jährlich Zweymal, 
als den letzten Sonntag vor Oſtern, und Den letzten Sonntag vor Mi 
chaelis in dem Schulzenamte jeben Orts, den verſammleten Gemeinden 
vorgeleſen, überdem aber ein Exemplar öffentlich aligiret , unb ein anz 
deres Exemplar in dem Schulzenamte wohl alfervieet werden. Wie 
denn überhaupt ein jeder bey Vermeidung Unſerer allerhöchſten Ungnade, 
empfindlicher Strafe, auch dem Befinden nach, Erſegung des Schadens, 
fid) wie einem treuen Vafallen und Unterthanen eignek und gebühret, 
darnach allergehorſamſt und eigentlich zu achten pat. yd 
Urkundlich unter Mnferer Hoöchſteigenhändigen Unterſchrift, und beys 
gedruckten Königlichen Inſiegel. So geſchehen und gegeben zu Berlin 
den 3. ulii, 177 Bea u" DE 
Friederich. 


MAS. S) 
v. Maſſow. v. Blumenthal. 
" n dh ose A « 
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REGLEMENT i 
wie es mit Haltung des Schaaf Biehes in den Königl. 
Frey- und Bauerdoͤrfern, im Königreich: Preuſſen gehalten 
werden ſoll. De Date, Berlin, den 16. December 1770. 
Königsberg, gedrückt in der Königl. Preußiſchen Hof 

unnd Acaben Hartungſchen Buchdruckerey. 


ir Friderich, von dttes Gnaden König in Preuffen, Marggraf 
zu Brandenburg, des heiligen Römiſchen Reichs Erz⸗Gämmerer u. Chute 
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fürſt, Souverainet und Oberſter Herzog von Schleſten, Souverainer Pring von 
Oranien, Neuchatel u. Vallengin, wie auch der Grafſchaft Glatz, in Gel 
dern, zu Magdeburg, Cleve, Jülich, Berge, Stettin, Pommern, der Gaf- 
fuben und Wenden, zu Mecklenburg und Groffen Herzog, Burggraf zu 
Nürnberg, Fürft zu Halberstadt, Minden, Gamin, Wenden, Schwerin, 
Raseburg, Oft- Friepland und Meurs, Graf zu Hohenzollern, Ruppiu, 
der Mark, Ravensberg, Hohenſtein, Tecklenburg, Schwerin, Lingen, 
Bühren und Lehrdam, Herr zu Navenftein, der Lande Stojtod, Starz 

*. gardy Lauenburg, Bükow, Arlay und Breda 2. 26. 2C. 

Shun kund und fügen hiermit zu wiſſen: Wie zwar von Unſers in 
BD, ruhenden Herrn Vaters Majeſtät, unterm 24fen Decemb, 1723, 
wegen Haltung des Staaf- Biches in Unſern Frey- und Bauer Sors 
fern Unfere Königreichs Preuſſen, bereits verordnet und feltaefeget wor 
den, daß in fothanen Frey⸗ und Bauer- Dörfern die angeſeſſene Gill 
mee, Freven und Schulzen, wie auch andere, jo Dienſt⸗Huben beſttzen, 
auf denen ihnen a und übergebenen Huben nicht mehrere Schaafe 
auſchaffen und halten follen, als ihnen nach Proportion fold zu haben 
gebühvet, damit die übrigen Einwohner und infonderheit Unfern Imme- 
diat-Unterthanen, als deren Necker mit von ihnen betrieben worden, 
dadurch nicht behindert merde, ‚felbiten Scheaf⸗wieh zu halten, auch 
ihrem Zug⸗ und Rind- Vieh die bendthigte Weide zu geben. 
Wenn aber zeſthero dennoch einige Klagen dieſerhalb nicht allein 
zwiſchen den Cöllmern und Bauren, fondern auch zwiſchen dieſen und 
andern Leuten, die gewiſſe Dienſt⸗Huben in den Dörfern haben, ober 
auch Adeliche Huben beſitzen, vorgekommen, woraus Wir ſchluſſen, daß 
oberwähntes Reglement nicht überall gehörig beobachtet werde, und auch 
an theils Orten in Vergeſſenheit gekommen ſeyn müffes als haben Wir 
für nöthig erachtet, dergleichen Unordmingen abzuſtellen und ſothanes 
Reglement zu erneuern, auch nod) mehr zu erläutern. 

Wir ſetzen, ordnen und befehlen demnach hiermit anberweit auf das 
ernſtlichſte und nachdrücklichſte: i 


N 1 


Daf keinem Adzlichen Einſaſſen, Richens uud Schulbedlenten, För⸗ 
fter und unterförſter, Straudbedienten, wie auch Cöllmer, epe, Shul- 
zen oder andern, fo. Dienfpiben gu genüffen bat, und mit andern 
Genen und Banetn im Gemeng liget, frey ſtehen fol, befondere Schä⸗ 
fereyen zu halten, ſondern es folk 


11. 

Bey jedem Dorf ein gemeinſchaftlicher Schäfer gehalten, von bene 
ſelben des ganzen Dorfes e vorher die Heyde Böcke Ka 
und an deren Stelle feine Wolle tragende Schaaf⸗ Bode geſchaffet) ges 
hütet, und nach Anzahl der Schafe gelohnet werden; damit aber 

III. Berg b 

x Die Felder mit Schaafen nicht uͤberſeset werden, und das Zug⸗ und 
Milchvieh auch feine Nahrung in denen Feldern behalten möge, folen 
von mun an auf eine ube, wenn ſolche an Acker und Weiden ſchlecht, 
Gehn, an den Orten wo die Huben etwas beſſer fallen, FAUT und wo⸗ 
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ſelbſt bie Huben und Triften gut find, Funfzehn Stuck Schaafe, und 
nicht mehr gehalten werden; es wäre denn, daß ein oder anderes Dorf 
alſo gelegen wäre, daß neben deſſelben Gränzen beſondere Abtriften wä⸗ 
ren, und fij) die ganze Gemeinde wegen zu haltenden groͤſſeren Anzahl 
der Schaafe mit des Departements-Nathe Vorwiſſen einigen, und desffalls 
die Approbation von Unſerer Krieges- und Domainen- Cammer erhalten 


würde. 


j^ d 

Sinne die Adelichen Einſaſſen, Kirchen und Schulbedienten, För⸗ 
fter und Unterförſter, Strandbebtenten, Göllmer, Schulzen, auch die 
Bauern unter einander ſelbſt hierbey keines Vorrechts fid) bedienen, und 
fol niemand derſelben mehrere Schafe, als jedem in Gleichheit und 
Proportion der in Beſſtz Hadenden S zukommt, haben; die übrigen 
aber, wenn im Dorf ſchon fo viel Schaafe verhanden, als nach der Hus 
ben Zahl und Bonitaet derſelben gehalten werden können, abfehaffen, 
und bip Strafe der Conüscatlon vor dem nächſtkommenden Frühfahr zu 
verkaufen ſuchen; daſelbſt aber, wo unſere Freyen und immediat bäuer⸗ 
liche Unterthanen zur Zeit fo viel Schaafe, als denſelben zu halten 
mit zuſtehet, noch nicht haben, wollen Wir zwar aus befonderer Königs 
lichen Huld und Gnade geftatten, daß, fo viel als dieſen fehlet, die 
Adeliche Einſaſſen, Kirchen⸗ und Schulbedienten, Foͤrſter und Unterfoͤr⸗ 
ſter, Strandbedienten, Góllmer und Schulen, vors gegenwärtige behal⸗ 
ten mögen, es folen aber diefelbe ſchuldſg und gehalten fern, folde zu 
Haltung zur Hälfte au unſere Fer en und Imtnediar- Bauren außzubier 
fem, und wenn ein oder ander ben Willens wäre einige Stüde das 
won zur halben Nutzung anzunehmen, ihm der halbe Genuß von der 
Wolle uud denen Läͤmmern zugeſtanden, wogegen der Bauer durch Un⸗ 
fern Departements - Nath zu Beyſchaffung des Futters und Schäferlohnd 
nöthigen Falls mit allen Nachdruck, die Renitenten Adelſchen Stans 
des aber, als auch bie Kirchen- und Schulbedienten, wenn fie Praeftanda 
zu prachiren verweigern, folen durch die Tufiz- Collegia via Excéutionis 
dazu angehalten werden; ſo wie denn auch 


V. 

Wie hiermit allergvädigſt feſeſesen und verordnen, daß Diejenigen 
Einſaaſſen, welche keinen Acker haben, vor P nicht anders einige 
Schaafe austrelben können, als bis fie ſich deshalb mit denen Einfaaf 
fen, fo Huben halten, hierüber geanu ger 


Muß die Hortung durch die Felder gleich durch gehen, und ſollen 
die Horten ohne Unterſcheid ſowohl auf denen Huben, fo keine Schaafe, 
als derjenigen‘, [o welche haben, Taccelfive durchgeſchlagen werden; zu⸗ 
malen die Billigkeit erfordert, daß, da die Schaafe auch auf deren 
Acker, ſo keine Schaafe haben, ſich nähren; dieſe dagegen wenigſtens 
von der Hortung den Nutzen Sonne 1 8 05 Doch ſollen 


Die Departementa—Räthe die Bauren mit Nachdruck anhalten, daß 
fie nach ihrer Hubenzahl fid die Schaafe anſchaffen, und wenn fie hier⸗ 
unter nachläſſig find, fie als üble Wirthe auſehen, und andere, fo. befs 
fer wirthſchaften, zu Befegung der Erbe, in Vorſchlag Erigen. ` Wie 
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Wir nun pierüber unverbrüchlich gehalten wiſſen wollen, als haben Wir 
dieſes Reglement, damit fid) niemand mit der Unwiſſenheit entſchuldigen 
könne, hiermit durch öffentlichen Druck erneuren und publisiren wollen, bez 
fehligen auch zugleich fämmtlichen Beamten Unſeres Königreichs Preuſſen, 
ſolches jährlich in denen Dörfern verleſen zu laffen, auch Unferer Preuß 
fien Krieges⸗ und Domainen-Gammer hierüber mit Nachdruck zu halten. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändſgen Unterſchrift und beygedructen 
Königlichen Inſiegel. So geſchehen und gegeben zu Berlin den 16, Des 


cembr. 1770. $ 
f Friderich. 


(. 80 
von Maſſow. von Blumenthal. 


Nr. 18. 
Patent wegen der Abdeckereyen in der Kurmark. 


Nachdem bishero mißfällig wahrgenommen, auch von denen Scharf⸗ 
richtern und Abdeckern verſchiedene Beſchwerden geführt worden, daß 
denſelben hin und wieder das außer ber Viehſeuche umgefallene, oder 
auch bey dem Schlachten unrein gefundene Vieh nicht gehörig angeſagt, 
noch vor dem Aufreſſen des Ungeziefers die verordneten 24 Stunden 
verwahret, nicht minder dieſelben auch wider ihre Privilegia und bie 
ihrethalben publitirten Edicta und Verordnungen an einigen Orten zur 
Ungebüpe mit Servis und andern Lafen in Anſehung ihrer Scharfricht⸗ 
und Ubdeckerey beleget, und denſelben die ihnen zugeſagten Freyheiten 
entzogen worden; ſo wird zur Achtung und genauen Befolgung der in 
Anfehung der Scharfrichter unb Abdecker von Zeit zur Zeit publicirten 
ddicta und Verordnungen, auch zur Warnung der Uebertreter derſelben 
für die ſolchenfalls unnachbleiblich erfolgenden Strafen aus ſothanen 
Edieten und Verordnungen allen Eſngeſeſſenen von Adel, Städten, Arme 
tern, Geiſtlichen und übrigen Unterthanen, wie auch den Scharfrichtern 
und Abdeckern nachfolgendes in Erinnerung gebracht und zur genaueren 
Befolgung wiederholentlich eingeſchärfet. Nach Vorſchriften der Edicte 
vom 18. Map 1667, den 23. May 1682, den 22. April 1689, den 
11. Febr. 1704, den 12. Novbr. 1707 und 30. Juni 1721 ift jedermann 
ſchuldig, das außer der Viehſeuche abgeſtandene, auch beim Schlachten 
unrein gefundene Vieh (Schaafe ausgenommen) dem Scharfrichter oder 
Abdecker des Diſtricts ſofort gegen Erlegung des feſtgeſetzten Crinkgel⸗ 
des, für die Meile a 2 ggr; an den Boten anzufagen, wie denn auch 
erweislich rosige und ganz incurable Pferde nicht verkaufet, vertauſchet 
oder verſchenkt, imgleichen die zur fernern Arbeit gänzlich untüchtig ger 
wordene Pferde nicht an fremde Scharfrichter verhandelt, fonder an 
den Scharfrichter oder Abdecker bes Diſtricts abgeliefert werben müſſen, 
welche fih aber dagegen nicht entziehen können bem Unterthauen für 
dergleichen abzuliefernde zur Arbeit untüchtige Pferde eine billigmáfige 
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BVergätigung zu thun und allenfalls ſo viel zu geben, als ein fremder 
Scharfrichter erweißlich geben wolle. 
tens 
Muß das auf den Höfen wie auch in und vor den Dörfern umge⸗ 
falene Vieh von dem Eigenthümer deſſelben ſofort dem Scharfrichter 
oder Abdecker des Diſtricts angeſaget und von erſterem 24 Stunden lang 
von Zeit der geſchehenen Anſagung vor dem Aufreſſen der Hunde, Katzen 
und andern Ungeziefers verwahret, nicht minder aber binnen dieſer 24 
Stunden von des Scharfrichter Knechten bey 5 Thaler fiscaliſcher, auch 
dem Befinden nach harter Leibesſtrafe, welche erſtere der Scharfrichter 
oder Abdecker ſelbſt zu erlegen bat, abgeholet werden. Dagegen wenn 
das Vieh in entlegenen Hütungen und Bruͤchern liegen bleibet, der Eis 
genthümer von deffen Bewahrung befteiet, jedoch ſobald er den Vorfall 
erfahrt, denſelben dem Scharfrichter oder Abdecker anfagen zu laffen , 
ſchuldig it. 1 
teng 


Wenn ein gemeiner Landmann oder bitrgerlicher Unterthan, dem anch 
in Anſehung der Beſtrafung geringe Bürger in kleinen Land- und Acker⸗ 
Städten gleich geachtet werden follen, gegen Vorſtehendes handeln ſollte, 
o fot derſelbe ſchuldig ſeyn, dem Scharfrichter oder kbdecker zur Shads 
loshaltung wegen der Haut, Talg und Pferdehaare fuͤr ein Fuͤllen, 
Rind oder Stärke Einen Thaler, und an ſiscaliſcher Strafe zwölf Gro⸗ 
ſchen; für ein Pferd oder Haupt⸗Mindvieh aber ersteren Einen Thaler 
und 12 age, auch Einen Thaler an fiscaliſcher a zu entrichten. 
Dagegen andere Verbrecher, anſtatt des vorhin verordneten einen Wispel 
Safer Strofe in jedem Gontraventiong⸗ Falle, Acht Thaler fiecaliſcher 
Strafe, imgleichen dem Scharfrichter für die entzogene Haut, Talg und 
Pferdehaare, für ein Pferd und ausgewachſenes Stuck Rindvieh Zwei 
Thaler, für ein Füllen, Kind oder Stärke aber Einen Thaler unb 
zwölf gr. entrichten mifen, welche Strafen jedoch bey wiederholten 
Verbrechen geſchärfet und dem Befinden nach verdoppelt werden folen 
und insgeſammt zur Sportel- Gaffe des naͤchſten Juſtizamts fließen. 

Atens 2 

Haben bie Landreuter des Diſtricts auf die Verbrecher genau Obacht 
zu haben, auch dem Befinden nach bey Verluſt ihres Dienftes, ſobald fie 
in ſichere Erfahrung bringen, daß ſich Jemand hierunter ungehorſam erwie⸗ 
fen, davon mit Zuztehung des Scharfrichters oder Abdeckers bey des Verbre⸗ 
chers vorgeſetzten Obrigkeit ohne Anſtand Anzeige zu thun; auch dem 
nächſten Juſtiz⸗Amte zu defen Sportel⸗Caſſe die Strafe fließt, davon 
Anzeige zu thun, bey deſſen Unterlaſſung der Scharfrichter folde aus eis 
genen Mitteln bezahlen foll. Der Gerichts⸗ Obrigkeit aber lieget ob, 
ſofort das Angezeigte ohne alle Weitläuftigkeit auf Koften des Verbre⸗ 
chers zu unterſuchen und nach Befinden vorbewegte Strafe nebſt den 
Schadloshaltungs⸗ Geldern für den Scharfrichter oder Abdecker urch den 
Landreuter mitteli einer folchen ohmentgeldlich zu ertheilenden Ordre, 
nebſt feinen ihnen feſtzufezenden Gebühren benteeiben zu lafen, auch die 
Strafzelder an das nächſte YuftizAmt zur Berechnung bey der Sportel⸗ 
Caſſe zu überſenden; Wenn die Contravention aber außerdem eine Un⸗ 
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terſuchung und Beſtrafung verdient, ſo muß ſolches der Kurmärkiſchen 
Krisges⸗ und Domainen⸗Kammer zur weitern Verfügung angezeigt und 
überlaffen werden. 

stens 


Müſſen die Maglſträte und übrigen Gerichts⸗Obrigkelten an den 
Orten, wo ee nicht bereits geſchehen ift, denen Scharftichtern und Ab⸗ 
deckern, vor den Städten und Dörfern und zwar vor den Hauptthoren, 
an nicht allzuwelt entlegenen, auf unwegſamen und ſumpfigten, jedoch 
von den Landstraßen, imgleichen den Viehweiden ganz entfernten Orten, 
fofert bey nachdrücklicher Beahndung dienliche Luderſtellen anweiſen, wos- 
bi die Kodeckerknechte das, außer der Viehſeuche erepirte und bei dem 
Schlachten unrein gefundene Vieh (außer denjenigen, wohin dergleichen 
die Jägerei zu den Luchskörnungen und Wegſchaffung der Naubthiere 
verlange) (haffen, und dafelbit nach gefhehenet Ablederung das Luder 
bey Bermeidung von 5 Thaler fiscalifeher Strafe für jedes Stück, für 
deren Erlegung derfelben Brodtheren allein zu haften ſchuldig find, zu 
fahren haben. Wobei jedoch bie Abdecker bey 5 Thaler fiscaliſcher 
oder harter Leibesftcafe ſich nicht unterstehen müffen, Funde bey fih zu 
führen, anderer Geſtalt bie Korftbedienten biemit angewieſen werden, 
ſolche fogleich todt zu ſchreßen, wofür dieselbe die Halfte der verorbne⸗ 
ten Strafe gerechnet werden, und jeder Scharfrichter für biefe Strafe 
mit haften foll. Zu der verordneten Vergrabung des Ludertz aber haben 
in den Dörfern und kleinen Laudſtädten, wo der Scharfrichter oder Ab⸗ 
decker nicht ſelbſt wohnhaft it, bie Eigenthümer des Viehes bei Berz 
meidung nachdruͤcklicher Beahndung, ohne daß denſelben dieſerhalb bey 
Gefängnißftrafe einiger Vorwurf zu machen ift, die Kuthen wenigſtens 
zwei Ellen tief in die Erde anfertigen zu laffen, und diefe hiernächſt die 
Abdeckerknechte bei 5 Thaler Strafe zuzuwerfen, und foll die Obrigkeit 
eines jeden Orts die nähern Arrangements wie die Unterthanen in dem 
bemerkten Falle zu Anfertigung ſolcher Kuthen oder Gruben anzuhalten 
machen und über deren Befolgung halten, dahingegen in den Städten 
und Orten, wo die Scharfrichter und Abdecker ſelbſt wohnhaft find, diefe 
ſothane Kuthen in der Feldgränze ſolcher Stadt oder Ort wo fie woh- 
nen, durch ihre Abdeckerknechte felbſt anfertigen lafen, die Eigenthümer 
des Viehes aber fofort bei Anſagung deſſelben 2 (gr. dafür entrichten 
müſſen. Hiernächſt wird 

: 6teng i 

Den Scharfrichtern und Abdeckern alles Eruſtes aufgegeben, den 
Landräthen, wann fie ihnen auf Anweiſung der Krieges und Domainen⸗ 
Kammer und anderer Vorgeſetzten, Amtshalber Befehle ertheilen, in 
allen Sachen, fo nicht zue Criminal- Jurisdiction, ſondern zur andes- 
Polizei gehören, ſonderlich bey Aeußerung der Viehſenche, auch wegen Aus⸗ 
ſchleppung und Werſcharrung des fonft crepirten Viehes den ſchuldigen 
Geborſam zu leisten, auch bey entſtandenen Wiehſterben in ihren Diz 
ſtricten bey Vermeidung Leib- und Lebensſtrafen, wenn fie dazu gefor⸗ 
dert, und ihre Knechte zum Ausſchleppen des umgefallenen Viehes ger 
braucht werden ſollten, alles dasjenige auf das genaheſte zu beobachten, 


was ihnen dieſerhalb in denen publickrten Juſtruckionen in Patenten vom 
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22. Auguſt 1750 und 18. April 1769 in Anſehung des Viehſterbens, auch 
nachzulaſſenen Ablederung des an der Seuche verreckten Viehes vorge⸗ 
ſchrieben worden iğ. Uebrigens folen die Scharfrichter und Abdecker 
nach Maaßgebung der Edicte vom 10, Juni 1676, 26. Oetbr. 1680, 
5, März 1693, 29, Febr. 1704 und 25, Febr. 1722, von Einguartie⸗ 
rung, Servië, Contribution, Anlagen und andern Oueribns publicis, auch 
der Mahlzinſe ferner befreyt bleiben, wenn fie aber außer den Scharf⸗ 
richter⸗ und Abdeckereyen bürgerliche Häufer und Grundſtücke befigen, [o 
mifen. fie ſowohl als andere zum Beytrag der gemeinen Laſten davon, 
es fey Contribution, Reuterverpflegung, Einquartierung oder Servis⸗ 
geld oder wie diefelben Namen haben, gezogen werden, fie müſſen auch 
von dem Gemahl gleich andern Bürgern in den Städten imgleichen die 
Acciſe entrichten, welche ihnen jedoch nach Vorſchrift des Aeciſe⸗ Regles 
ments vom 29. Decbr, 1736, Cap. 3. $. 2. fitt. 9. von denen Pferden, 
welche fie vor den Karren zum Herausſchleppen gebrauchen, imgleichen 
von dem Futter für ſolche Pferde freygeſchrieben werden foll. 

„ Sammttliche Gerichtsbarkeiten ohne Unterſchied werden hiermit ernſt⸗ 
lich angewieſen, alle Punkte dieſer Vorſchrift auf das genaueſte ſowohl 
ihres Ortes zu befolgen als von denen Unterthanen befolgen zu laſſen, 
als worauf die Kurmärkſſche Krieges⸗ und Domainen: Kammer mit re- 
galair zu halten hat. 

Gegeben Berlin, den 29. April 1772. 


(L. 8) - 
Auf Sr. Königl. Majeſtät allergnäbigſten Special: Befehl. 
v. Maſſow. v. Blumenthal. v. Derſchau. B. v. d. Schulenburg. 


Nr. 19. 


Inſtruction für die Weſtpreuß. Conteibutions⸗Einrichtungs⸗ 
Commiſſarien, vom 5. Junius 1772. 


Sn Königl. Majeſtät in Preußen zc, Unfer allergnädigſter Herr, 
haben in Erfahrung gebracht, daß das Contributions⸗ und Steuer⸗Weſen, 
auch übrige Abgaben im Bißthum Ermland, in den Woywodſchaften 
Marienburg, Culm und Pommerellen, auch in denen Stücken an der 
Netze, auf einen inegalen Fuß bishero tractiret worden, mithin nach eis 
ner billigen Proportion und durchgängigen Gleichheit nicht collectiret und 
aufgebracht few. Gleichwie aber die allgemeine Wohlfahrt des Landes 
fowohl, als auch eines jeden Particuliers hauptſächlich darinnen beruht, 
wenn die Landes⸗Laſten mit gleichen Schultern getragen, und bie allge⸗ 
meinen Steuern und Abgaben, ſo zum Schutz des Landes erfordert wer⸗ 
den, nach einem egalen Fuß abgeführt werden, daß faͤmmtliche Dbrigs 
keiten, Unterthanen und Einwohner ohne Ausnahme dazu in ſolcher Maße 
concurriren, wie es eines jeden Vermögen, Condition und Nahrung mit 
fid bringet und erfordert, So haben hoͤchſtgedachte Se. Königl. Mas 
jeſtät, aus landes väterlicher Sorgfalt in Gnaden reſolviret, das ganze 
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Contributſonsweſen in vorgedachten Provinzien durch gewiſſenhafte und 
unparthepiſche Eommiſſarien unterſuchen, reguliren und fo viel nur ims 
mer Menſch⸗ möglich in eine dem Lande höoͤchſt erſprießliche Gleichheit 
feſtſetzen zu laſſen, zu dem Ende auch unter dem Praͤſidio des Geheimen 
Finantz⸗Raths und erſten Präfidenten der Ober⸗Rechenkammer Roden, 
bereits beſondere Kammer⸗Otrectores, Krieges: und Land⸗Räthe zu Com⸗ 
miſſarien allergnädigſt ernennt und beftütigt haben. 

Solchemnach erteilen Seine Königl. Majeſtät gedachten Commiſſa⸗ 
rien zur eigenen Inſtruction. 


1. 


Werden die Commiſſarif nicht nur von dem Geheimen Finantz⸗Rath 
Roden, an welchen fie hierdurch lediglich verwieſen werden, in die Meme 
ter und Staroſteien, worlnnen fie das Contributions⸗Weſen, unter [pes 
cinler Divection derer zu dieſer Gommiffion ernannten Rammer-Ditectos 
ren unterſuchen und regulſren follen, eingetheilet, fondern auch wie fie 
die Arbeit felbft zu Grfilung Sr, Königl. Majeftit allergnävigften Fi» 
tention unb Wilens- Meinung anzugreifen haben, von Zeit zu Zeit fuc⸗ 
cefive jedesmal unterrichtet werden, zu dem Ende muͤſſen nicht nur mehr⸗ 
gedachte Commiſſarien in zweifelhaften Fällen ihre Dubia umſtändlich 
mit ihrem ausführlichen Gutachten an gedachten Geheimen Finang-Rath 
Roden bringen, damit dieſer nach genugſam gepflogener Ueberlegung fie 
hinlänglich über ihre Anfragen belehren und beſcheiden kann, ſondern fie 
müſſen auch ihre Operationes, fo wie ffe mit einem Amt, Staroſtey, 
Adelichen Gut, Stift oder Kloſter fertig find, an benfelben einſchicken, 
auch alle 8 Tage wie weit fie avanciret find, an denſelben berichten, 
und im übrigen fih nach denen darauf erfofgenden Reſolutlonen und 
Verfügungen auf das genaueſte vU 


Bei der Unterſuchung und Stegulirtmg des Steuer⸗Weſens kommt 
es hauptſächlich darauf an, daß alles treu, redlich und gewiſſenhaft zu⸗ 
gehe, babeo laffen Seine Königl. Majeſtät die Commifjarien nicht nur 
nachdrücklich ermahnen, fid) ihrer abgelegten Eydes⸗ Pflicht beftändig zu 
erinnern, ſondern haben auch das allergnädigſte Vertrauen, fie werden 
nicht allein fernerhin mit erſinnlichſter Application und Fleiß diefe Steuer⸗ 
Glaffification baldmöglichſt zur Endſchaft zu bringen, fih &ufer;t ange⸗ 
legen fegn laffen, und hauptſächlich die Wichtigkeit biefer ihnen aus 
einem beſondern Zutrauen aufgetragenen Gommiffion in gewiffenhafte Erz 
wägung ziehen, damit niemanden um einiges Intereſſe weder aus Liebe, 
Gunſt oder Freundſchaft etwas nachgeſehen, noch aus Feindſchaft und 
Uebereilung jemand zur Ungebühr befchweret werde, vielmehr Seiner kön. 
Majeſtät Auerhöchfte Intention, nemlich die wahre Proportion zur Steuer⸗ 
Anlage nach ihren äußerſten Kräften erreicht werden möge. 

3. 

Declariren Seine Königl. Majſeſtät, daß überhaupt alle liegende 
Gründe, ſowohl bei denen Städten, als auch des platten Landes, unb 
die davon abſtammenden Nutzungen, Hebungen und Provenues als Steuer⸗ 
bahr angeſehen, und zur Contribution gezogen worden ſollen, fie mögen 
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Dero, Eigene Domainen⸗Güter und Renthey⸗Mevenues oder aber auch 
Biſchoͤflich, denen vom Adel, Stifter und Klöfter oder anderen Geiſt⸗ 
und Weltlichen zuſtehen und gehören, mithin nichts davon befreyet oder 
ausgeſchloſſen werden fol, r 


4. 

Die Regulir⸗ und Einrichtung der Contribution ſoll in dem Biß⸗ 
thum Ermland, Marienburg, Eulmſchen und Pommerellen nach bem im 
Königreich Preußen im Jahr 1714, 1715, 1716 und 1717 angenomme⸗ 
nen Principio, in den Stücken an der Noke aber, nach dem Neu⸗Mark⸗ 
ſchen Fuß geſchehen, mithin mifen Gommiffarii fij die Contributions- 
Berfaffung vom Königreich Preußen ſowohl als von der Neu⸗Mark, dess 
gleichen die Aemter Paht-Unfepläge von Preußen und Neumark genau 
bekannt machen und (id) davon völlig informiren und an lait feben, zu 
welchem Ende der Geheime Finantz⸗Rath Roden die erforderlichen Acta 
und Catastra ihnen vorlegen, auch noch einige Principia in Anſehung 
der Geistlichen, des von Adels, und der Städte naher bekannt machen 


wird. * 


5 . 

Damit die Claffification mit aller Zuverläͤſſigkeit und accutat ges 
ſchehen möge: Oo werden denen Commiffarien, zum SSermefjen. der Weet 
die benöthigten Ingenieurs, Conducteurs und Land: Meffers beygeordnet 
und zugegeben werden, um alles nach der an Eydes Statt zu leiſtenden 
Angabe des Beſitzers, gewiſſenhaft vermeſſen zu laffen, wobei jedem Bes 
figer zu bedeuten, daß wenn er nicht alles gewiſſenhaft augebe, die were 
ſchwiegene Stücke eingezogen und confiscitet werben follen, zugleich wird 
denen Commiſſarien freygegeben, fij, wo es nöthig, treuer und guter 
Dollmetſcher zu bedienen, die der Pohlniſchen Sprache kund find. Sollte 
von denen Skaroſteyen, Aemtern, Adelichen Häufern, Stiftern und Hd 
ſtern oder ſonſten Vermeſſungen oder Charten vorhanden ſeyn, als mo 
nach fie fih in Loco, fobald fie ankommen, genau jedesmahl erkundigen 
und ſolche zu erhalten ſuchen müſſen: So ijt nöthig, daß Proben ges 
macht werden, ob fie nach der jetzigen Lage auch ſtimmend feyn, fonften 
aber muͤſſen fie dahin rectificiret werden. 


Sobald von jedem Ort die Vermeſſung geſchehen, wird denen Com⸗ 
miſſarſen das Vermeſſungs⸗Regiſter von den Jugenieurs⸗ Officiers zuge⸗ 
ftellet werden, die Commiſſarit formiren darnach ſofort mit Zuziehung 
tüchtiger Wirthſchafts⸗ Verſtändigen, die hiezu von dem Gammer Präſt⸗ 
denten v. Domhardt geſtellet, und beſonders verpflichtet werden follen, 
nach dconomiſchen Principiis, einen Anſchlag, theilen die Felder in 3 
Haupk⸗Claſſen als Gut, Mittel und Schlecht Land ein, und eruiren darz 
nach den wahren Ertrag des Gutes oder Bauer: Hofes, wobey fie zugleich 
mit darauf ſehen, und reflectiren müſſen, wie die Lage des Dorfes bes 
ſchaffen, ob fie ihre Deurees in der Nahe abſetzen konnen, oder aber 
weit zu transportiren haben, ob Wieſe⸗Wachs, Hütung, Viehzucht, Hol- 
zungen, Seen, große Gärten, Maſt 2c. dabey vorhanden, als welches 
noch beſonders in Anſchlag gebracht werden muß, ferner müfen fie ihr 
Augenmerk auch auf die Dienfte und Abgaben richten, fo auf ben Hof 
oder die Stätte hafften, und ſolche beſonders notiren. 
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7. * 


Bey der Unterſuchung ſelbſt muß geuau indagirt werden, wie viel 
Herrſchaftliche Abgaben ſtatt der Contribution bisher entrichtet worden, 
um darnach einen Nenner herauszubringen, wie hoch jede Hufe, von Guter 
Mittel > und Schlecht⸗Land, bisher angeſchlagen worden, inmaßen nach 
dem Preußiſchen Principio, nachdem der Acker gut oder ſchlecht ijt, die 
Hufe von 2, 4, 6, 8, ja gar bis 10 Athlr. zur Contribution, eine mite 
telmäßige Hufe wenigstens zu 10 fl. 24 gr. oder 3 Rthlr. 14 gr. 45 pf. 
Jährlich cataſtriret ft, wobey noch auf die Schenk⸗Krüge und Brandwein⸗ 
Brennereien, auch wie viel jährlich debitirt wird, beſonders Attention 
zu nehmen, weil außer dem Hufen⸗Schoß, jede Tonne Bier mit 30 Preuß. 
gr. oder 8 ggr., und ein Achtel Brandwein mit 12 gr. oder 3 gr. 23 pf. 
oder der Skoff 1 Preuß. gr. augeſchlagen iſt. Die Gärtner, nft- und 
Mieths Leute oder Ginlieger, fo bey denen Schulzen, freien Göllmern 
und Bauern, wie aud) auf den Kirchen ⸗Güthern wohnen, contribuiren 
von ihren Aeckern nicht be[ouberó, fonbezn weilen der ganze Hof bereits 
angeſchlagen, fo contribuären fie dem zu Hilfe, auf defen Hofe fie woh⸗ 
men, mütſſen aber jedoch zu einem gewiſſen ganz leidlichen Schutz⸗Gelde 
augeſchlagen werden. Die Müller, Fiſcher ober fonfige Leuthe, die 
keinen Acker, jedoch eigne Håufer haben, Vieh halten, und fid) ſonſt 
ernähren, contribuiren auf eben den Fuß wie in Preußen. 


8. 


Müſſen Commissari, ſobald fie in ein Amt oder Staroſtey fem 
men, ſuchen, die Gontributione-Gatafera oder Steuer⸗Anlagen und Kech⸗ 
nungen habhaft zu werden und fih abliefern zu laffen, um den bisheri⸗ 
gen Ertrag daraus erſehen zu können, auch ber Contribuenten Quittungs⸗ 
Bücher abzufordern, um ſolche mit denen Regiſtern zu vergleichen, in 
deren Ermangelung aber, AD Contribuenten an Epdesſtatt vernehmen, 
wie viel Abgaben er alljährlich präſtiret habe, mit der Verwarnung, 
wann er es nicht richtig angiebt, oder was verſchweiget, er arbitrair 
beſtrafet werden foll. 


9. 

Da nach dem Preußiſchen Principio der Guths Herr für bie Gonz 
tribution haften und ſtehen muß: Ss ift nöthig, daß bey der Gloffificas 
tion folgendergeftalt verfahren werde, als J 

a) Bey Staroſteyen oder Lemtern werden alle Dörfer und Bauern an⸗ 
geſchlagen, fo dazu gehören, und auf gleichen Fuß wird 

b) bei denen von Adel, auch 

©) bei denen Stiftern und Klöſtern procediret. 


Dahingegen wird jeder Cöllmer oder Freye, wann deren vorhanden, ber 
fonders elafffeirt. SC ge 


" 10. 

Müſſen Gommiffarii ſowohl ber die Vernehmung der Beſtber, nach 
denen ihnen noch bekannt zu machenden Puncten, als auch Beſichtigung 
der Felder und deren Faxatfon, auch Eintheilung der Aecker in bie vore 
geſchriebenen Claſſen, umſtändliche Protocolla von jedem Guthe und Bauer⸗ 
Sofe, abhalten, darinnen alle zum Guthe oder Hofe gehörige Pertinentzlen 
umſtändlich beſchrieben, und daraus die zum Catastro erforderliche Tas 
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belle, wovon ihnen das Schema wird zugeftellt werden, mit Präcifion 


anfertigen. 
b celer 5 
Die Documenta, fo über jedes Guth vorhanden, mifen fid) Com⸗ 
miſſarii von den Beſitzern originaliter, nebſt einer Copey, produciren 
laſſen, die Gopey mit bem Original genau collationiren, und daß es 
geſchehen, unter die Copey atteſtiren, demnächſt ſolche ad acta nehmen, 
und das Original wieder zurückgeben. 


12. 

Die Kirchen ⸗Hufen derer Prediger, Kirchen⸗ und Schul⸗Bediente, 
auch übrige contribuable Nutzungen, an Decem, Salarien, Bundationen, 
Deputat, auch baarem Geld, Gefälle, exclusive der jurium Stolae, müfjen 
nach ihrem Ertrag, umſtaͤndlich beſchrieben, jedoch vor der Hand noch 
nicht ad Catastrum gebracht werden, jedoch ijt hiebey genau zu recherchiren, 
ob die Kirchen⸗Hufen gleich Anfangs mit funbiret oder in neuern Zeiten 
dabei geleget ſind. f. 44 


Sollte jemand eine Exemtion, daß er ab immemoriali tempore von 
der Contribution oder was der ähnlich iſt, frey ſey, vorſchützen, und 
ſolches ex Privilegio speciali dociren wollen; fo innen Gommiffarii zwar 
ſich die Documenta darüber originaliter produciren laffen, eine Copey 
davon ad Acta und alle Umftände davon ad Protocollum nehmen, nichts 
deſtoweniger aber ſich dadurch von ihrer Operation im mindeſten nicht 
abhalten laffen, vielmehr, wie bey den übrigen, die keine Exemtſon has 
ben, verfahren, geſtaltet, daß dieſer Punkt demnächſt ob das Sharceel 
in Catastro bleibet oder nicht, näher wird entſchieden werden. 

14. 


Sollten fid) in den Dörfern wuͤſte Hufen oder unbeſetzte Höfe fin 
den, fo find ſolche ebenfalls anzuſchlagen und zum Cataſtro zu bringen, 
welches auch mit denen ſtreitigen Hufen ſtatt hat. 

15. 


Müſſen Gommiffarii genau efpioniren, wie viel Ritter⸗Wienſte anf 
jedem Adelichen auch Cöllmiſchen und Freyen Guthe augeſchlagen, und 
hievon eine beſondere Tabelle formiren. 


16. 
Sollen Gingefeffene des platten Landes aus denen, denen Städten 
zunächſt gelegenen Dörfern, Pánberepen unterhaben, die zur Stadt⸗Feld⸗ 
Mark gehören: So müſſen ſolche Ländereyen nicht bey denen Dörfern, 
worinnen die Detentores wohnen, ſondern bey der Stadt, zu deren Feld⸗ 
mark fie gehören, cataſtriret werden, dahingegen wenn Bürger Länder 
reyen unterhaben, fo zu Dorfs⸗Feldmark gehören: fo müffen auch ſelbe 
zu der Dorfſchaft mit angeſchlagen werden, in deren Fluhr ſſe liegen, 
weilen Sr. Königl. Majeſtät allerhöchſte Intention dahin gehet, daß 
dasjenige, fo originetenus zur Stadt oder zum platten Lande gehöret, 
auch ferner dabey verbleiben und daſelbſt in Anſchlag gebracht werden foll. 
17. * 
Auf bem platten Lande werden anders keine Handwerker geduldet, 
als Hufe Schmiede, Stel: und Rademacher, Zimmerleute, Schuhflicker, 
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Leinweber, Schneider, wann fie zugleich Küſter find, und Höcker, fo mit 
Tyran, Sheer, Del, Licht, Seife, Schwefel, leinen Band und Schnür⸗ 
Bände, Radeln, auch Eſſig handeln, fo aber all aus accitbahren Städ⸗ 
ten mit einem Paſſir⸗ Zettel bei arbitrairer Strafe genommen werden 
muß; dieje müſſen außer von ihren Gärten oder Ländereven, noch mit 
einem gewiſſen Nahrungs⸗Geld angeſetzt werden, andere Handwerker und 
Profeſſioniſten, fo fid) auf dem platten Lande jetzt noch befinden, follen 
in die Städte verwieſen, und ihnen dazu ein gewiſſer Termin geſetzt 
werden, bis dahin aber müſſen fie mit einem Siuptungégelb zwar anges 
ſetzet, aber nicht mit cataſtriret, ſondern in eine beſondere Tabelle eins 
getragen werden. Gleiche Verhältniß hat es 


1. 
mit denen auf dem platten Lande noch vorhandenen Juden, die eben⸗ 
falls mit einem proportionielichen Schuß⸗ und Nahrungs⸗Gelde anzu⸗ 
ſetzen, aber auch wieder beſonders zu notiren find, inmaßen ſolches nur 
fo lange erlegen, als ihnen der Termin zur Räumung geſetzet iſt, und 
bis ſie wirklich da wegziehen. , 


19. 

Die Ackerſtädte werden ebenfalls mit zur Contribution gezogen, und 
ins Catastrum gebracht, es wird alfo bei dieſen nach eben dem brin- 
cipio agiret, wie ben dem platten Lande, aufer daß bei den Städten 
auch zugleich mit auf das Gewinn und Gewerbe Reflexion genommen, 
und ſolches mit in Auſchlag gebracht wird. 

20. 


Die Städte, worinnen die Acciſe wird introduciret werden, ſind 
zwar ebenfalls der Contribution unterworfen, weilen ſie ſolche bis hie⸗ 
hin entrichtet haben, hiebei iſt aber nichts anders, als das bishero ge⸗ 
gebene Ouantum. zum Catastro zu bringen und welches denn kuͤnftig aus 
den Accisen- zur Contributions- Gaffe entrichtet wird. 


D 

Hospitäler oder dergleichen Armen: Käufer, worinnen elende und 
duͤrftige Perſönen find, werden ebenfalls zwar, mit denen dazu gehöri⸗ 
gen Hufen classici, aber vorerſt nicht zum Catastro gebracht, fon» 
dern befonders angeſchlagen. 

22. i 

Müſſen Commifurü genau auémitteln r wie viel Getreide in jedem 
Diftelet in guten, Mittel und ſchlechten Fahren gewonnen, wieviel cons 
sumiret wird, und wie viel zum Verkaufe übrig bleibt, und hievon ift 
eine ganz separate exacte Tabelle auszufertigen. 

Schließlich wird denen Gommiffarien ſamt und ſonders nochmal aller 
nur mögliche Fleiß, Accuraseſſe und Dexterität beſtens empfohlen, damit 
Seiner Königl. SRajeitát allergnädigſter Wille und Befehl, ſobald“ es nur 
immer ſeyn kann, erfüllet und zur execution gebracht werde. 

Signatum Marienwerder d. 5. Juni 1772. 


Ko, (gez.) Friedrich. 
Jnſtruction für die Glaſſiftcations⸗Comm 
facien über die neue Contributions⸗Einrich⸗ 
tung in Ermland, Marienburg, Culmſchen, 
Pommerellen und Stucke an der Netze ꝛt. 


142 Dm 5, Suni 1772. 


Extract 
aus dem Protocoll d. d, Heilsberg den 21. Oct. 1772. 


8. Von denen auf dem platten Lande wohnenden Handwerkern muß 
nach Proportion eines jeden Verdienstes das Kahrungsgeld auf 1 bis 2 
Nthle., wenn aber zugleich Vieh gehalten wird, der gewöhnliche Horn⸗ 
und Klauen⸗Schoß überdem noch angeſetzt werden. Von eignen Käth⸗ 
nern und Häußlingen, [o auf Dorf⸗Anger wohnen, muß der gewöhn⸗ 
liche Kopf- und Horn⸗Schoß entrichtet, wie denn auch die Inſt⸗ und 
Miethsleute, welche bei den Bauern wohnen, aber eigen Feuer und Heerd 
balten, das gewöhnliche Schutzgeld bezahlen, imgleichen find: auch aile 
die fid in den Dörfern aufhaltende Losgänger und Tagelöhner, fo feiz 
nen Aer beſitzen, nach Proportion 60 Gr. bis 1 Athlr. Contribution 
zu entrichten ſchuldig, jedoch ſind diefenigen Inſtleute davon frey, die 
bey den Bauern wohnen, und mit ihnen aus einem Topf efen, mithin 
als Geſind von ihm zu eonsideriren find, 3 

Roden, Krauſe ac. 
Actum Berlin den 22, Nov. 1772, 

Iſt naher feſtgeſetzt, daß cataſtrirt werden ſoll 

T) der Einleger mitt. 30 Gr. 

„ uder eigne Gͤrtne nr „ „ 60 

wenn er zugleich noch ein Handwerk treibt, noch 30 Gr., alfo überhaupt 
1 Str. mithin dieſen beiden Sorten außerdem nichts anzufesen, 

3) find die Dorfhirten vor der Hand frei zu laffen, die Schäfer aber 
zahlen Kopf- und Horn⸗Schoß auf gleichen Fuß, und fo daß der 
Edelmann für feine Gärtner⸗ und Julieger⸗Jahl alfo: ſorgen muß, 
daß ſolche conſervirt werden, weshalb denn auch die- jährliche Cone 
fignation wegfällt. 

Bei den Pfarchufen ſoll weder fürs Geſinde noch fürs Vieh, fo der 
Pfarrer auf dem Paſtorat Hält, etwas angeſchlagen werden, wenn aber 
die Pfarrhufen durch einen befondern Colonum erbauet werden, wird 
dieſer zur Kopfe und Horn Schoß angeſetzt und zahlet überdem für 

1 Maſt⸗ Schwein 6 Er. G 

1 Scheffel Malz: Steuer 10 Gr. $ 
: Auf gleiche Weiſe wird der Colonus der Kirchhufen in Anſchlag ger 
wacht. d i 


Die Colani ber Hospital- Hufen aber zahlen nur bloß ben Kopf⸗Schoß. 
Die Nitterdienfte find: folgend auzuſchlagen: 
1) Der Edelmann, welder ber 25 Hufen beſitzt 15 Sitple, — Gr. 
welcher 15 bis 25 Hufen haet 10 ms 
dater: 18. Sufen n 5 
2) Der Cölmerfreie von feinem Gute für 1 Miters 
Iii. Cid. te e ee e e 
haftet nut ein halber, fo wird auch nur die Halfte bezahlt. Die 
Gratialhufen werden fo wie die adelichen Güter angeſchlagen. 
Generaliter ift der Anſchlag des Ertrages zum Schoß auf fole 
gende Art anzunehmen: eu } 
1) fol der Bauer ohne Unterſchied auf. 334 Procent 


2 ir 


Si 
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2) Freye und Eölmer fo keine Ritterdienſte haben. . 28 Procent 
B) welche Ritterdienſt praestire n 23 
4) der Adeliche von feinem Vorwerkshufen 25 = 
In bem Fall, daß der Ertrag pro Hufe keinen Rthlr. erreichen 
mochte, ſondern das Procent darunter betrüge, ift feſtgeſetzt, daß ſodann 
immer 1 Rthlr. cataſtrirt werden fol: 2 
Sollte der Anſchlag bey ben Bauern ohne Unterfehieb pro Hufe über 
3 Rthlr. kommen; ſo ſoll, wenn keine beſondern Umftände vorhanden, 
oder daß extraordinair guter Acker wäre, doch nicht mehr als 3 anges 
nommen werden. Jedoch estendirt fid) dies Principium. nicht auf die 
Goloni und Freye. Jedoch auch bey diefen auch nicht über 5 Rthlr. 
Da dieſes Principium fidh nur auf das Bisthum Ermeland bezie⸗ 
het, fo fol nunmehr das Gataſtrum angefertigt werden. 
u ^w. u. 8. 
d ; Roden. 
à Nr. 20. 
Königl. Preuß. Patent wegen Beſitznahme von Polniſch⸗ 
Preußen, und wegen der Huldigung, vom 18. Sept. 1772. 
Abgedruckt in der Hiftor. gedgr. Einleitung in die Provinzſalrechte 
Weſtpreußens von Leman. Marienwerder 1830. S. 73. 


Nr. 21, 


Declaration der Höfe von St. Petersburg, Wien und Berlin 
an die Polniſche Regierung, vom 18. Septbr. 1772, 
Abgedruckt ebenbi[elbft S. 76. 


Nr. 22. 


Notificationspatent betreffend die Einrichtung des Juſtizwe⸗ 
ſens in Polniſch⸗Preußen und dem Negzdiſtricte, vom 28. 
September 1772. 4 

Abgedruckt ebendafelbſt S. 79. 


s Nr. 23. 
Königl. Cabinetsbefehl vom 1. Nov. 1772, bie Be⸗ 
ſteucrung der geiſtlichen Güter betreffend. 


Vier, besonders lieber Getreuer, Ich gebe Euch auf Eure Anfrage 
vom 25. abgewichenen Monats hierdurch zur Reſolution, wie Ich die 
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50 pCt. Contribution von den geiſtlichen Beſitzungen unb 
liegenden Gründen excl. derer geringen und Dorfs⸗Pfaffen, die auf ben 
bisherigen Fuß bleiben, dahin verſtanden wiſſen will, daß 
ſolche, da die Geiſt lichkeit von derſelben Bewirthſchaf⸗ 
tung nichts verſteht, von denen Communen übernommen 
und gehörig adminiſtrirt oder verpachtet, denen Grunda 
herrſchaften aber, fié ſeyn Biſchöfe, Aebte, oder Praͤ⸗ 
laten oder andere Vorgeſetzte geiſtlichen Ordens, von 
dem reinen Ertrage nach Abzug alter Bau⸗Vergütigungs⸗ 
und anderen Neben⸗Unkoſten, wie ſolche Namen haben, 
funfzig par bezahlt werden follen, wodurch denn alle Bedrü⸗ 
ckungen der Unterchonen von ſelbſt aufhören und wegfallen. Wenn übri⸗ 
gens der Oeſtreichiſche Hof auch gleich die Geiſtlichkeit auf Penſtons geſetzt 
haben follte, fo wird demfelben folches weit weniger ungleich gedeutet werden, 
als mir, wenn ich dieſem Principio folgen ſollte, weil gedachter Hof von 
eben der Religion iſt, Ich aber von einer differenten Religion, ſchon in 
dieſem Stück mehr Menagement zu obforviten habe. Wenn übrigens der 
Biſchof von Ermeland in Kirchen, Pupillen⸗ und andern Depoſtten⸗Gel⸗ 
dern fid) ſollte vergriffen haben, fo ift nichts billiger, als daß er folde 
gehörig restituire, und werden ihn die Gerichte ſchon dazu anhalten, 
zumahl da das Objectum execntionis vort künftige in der Cammer Hän⸗ 
den und alfo nicht weit zu ſuchen ſeyn wird. Ich bin Euer gnaͤdi⸗ 


ger Koͤnig Reds 
x riedrich. 
1. Novbr. 1772. ^ 


Nr. 24. 


Patent wegen Einrichtung der Krieges⸗ und Domainen- 
Kammer zu Marienwerder vom 18. November 1772. 
Abgedruckt in der Hift. geogr. Einleitung ꝛc. S. 110. 


Nr. 25. 


Erneuertes Edſet wegen zu verſchaffender Vorfluth und 
Räumung der Graben und Bäche. De Dato Berlin, 
„6. Juli 1773. à 


Wi Friederich von Gottes Gnüben, König von Preuſſen ze. 

Thun kund und fügen hierdurch ſedermanniglich zu wiſſen, daß, ob⸗ 
gleich vielfältig inſonderheit durch die Ediete vom 25, Februgrii 1704, 
Iten November 1717 und 7. October 1726 verordnet worden, daß zur 
beſſern Cultur des Landes, die alten Graben und Bäche geräumt, unb 
zur Urbarmachung der Sümpfe“ Lücher und Brücher, neue Graben, Hoz 
aige und Wafer: Leitungen gemacht werden follen, Wir dennoch hächſt 
mißfällig wahrnehmen müſſen, wasgeſtalt ſolche Verordnung febr wers 
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s 
nachläſſiget werden, viele Niederungen und Sümpfe, welche urbar ges 
macht werden können, noch in ihrer faſt gänzlich unnutzbaren Wildheit 
liegen, und ſogar die alten Graben in Verfall gekommen, dadurch aber 
die Cultur des Landes, abſonderlich in naffen Jahren, ungemein leide, 
wodurch Theuerung im Lande, auch Noth und Elend bei einem großen 
Theil Unſerer getreuen Unterthanen entſtehen muß. 

Wie wir nun Unfere landesväterliche Sorgfalt vornehmlich mit auf 
die Verbeſſerung des Ackerbaues und der Viehzucht, als den wahren Reich⸗ 
thum des Landes, gerichtet ſeyn laffen, und daher der weiteren Vernach⸗ 
läßigung eines fo weſentlichen Stückes zu deffen Beförderung, durchaus 
nicht nachſehen wollen; fo ordnen und befehlen Wir hierdurch: 


1. 

Daß vor allen Dingen fogleich nach Publication biefe8 Edicti mit vol 
tommener tüchtiger Fufräumung derer bereits vorhandenen, bejonberó aber 
durch Die letern beiden naſſen Jahre ganz verfandeten und verſchlammten 
Haupt Feld Wieſen⸗ und Abzugs ⸗ Graben, von den Intereſſenten, und 
unter wohlgeordneter Aufſicht, dergeſtalt angefangen werden fol, damit 
ſämmtlich erwähnte Graben kängſtene bis Ende Sepkembris a. o., es 
koſte auch was es wolle, gehörig geräumet, und in Beſtand habenden 
brauchbaren Stand geſetzet find, alle Brüche, Lüche, Moräfte unb Nies 
derungen, wo das Waſſer noch anjetzt zum Ververb des Ackerbaues, der 
Wieſen, Hutungen und davon abhangenden Viehzucht, ſtehen bleibt und 
nicht abfttefjen, gleichwohl demſelben ein Abzug verſchaffet werden kann, 
auf die beſtmoͤglichſte Weiſe, nutz⸗ und urbar gemacht werden ſollen, 
wobei die Erfahrung in den letzten Jahren die Nothwendigkeit, wo neue 
Graben zu machen, am beſten gezeiget haben wird. 


x 2 

Wie aber dieſes nicht anders geſchehen kann, als durch tüchtige 
Waſſerleitungen und Graben, und nicht ein jeder Landwirth die Einſicht 
und Erfahrung oder Betrieb hat, auf welche Art dergleichen am vorz 
theilhafteſten einzurichten, fo folen zu, Ausführung ſolcher Werke er» 
fahrne Iugenieurs oder wenigſtens verftändige Teich Gräber gebraucht 
werden, welche Unſre Land- und Steuer ⸗Räthe, auch Beamten ausfin⸗ 
dig zu machen und in pflichtmäßigen Vorſchlag zu bringen haben; wenn 
es aber die Importantz der Sache erfordert, Unſere Krieges- unb Doz- 
moinen- Kammern, einen oder zweyen Sachverſtinoſgen aus ihrem Mits 
tel, die Unterfuchung und Regulfrung der anzulegenden Waſſerleitungen 
committiren, welchen, in fo fern es nöthig, auch Jemand von Seiten 
Unferes Forſt⸗Amts zugegeben werden foll. 

Und ob wir gleich, wenn jemand fih mit feinen Waſſerleitungen 
bloß allein auf feinem Fundo einschränkt, ihm überlaffen, ſolches nach 
ſeiner Dien Convenienz zu thun, fo wollen Wir jedoch, ſobald ders 
gleichen Were auf mehrere Nachbaren Bezug hat, durch ihre Gründe 
geht, und eine gute oder ſchlechte Anlage und Ausführung ihnen Vors 
theil oder Schaden bringen kann, daß alsdenn jederzeit die Kurſchtung 
der Graben und Waſſerleitungen, unter der Direction und Aufſicht eines 
erfahrnen und vereideten Ingenieurs, welchen die Krieges⸗ und Domai⸗ 
nen ⸗Kammern dazu verordnen follen, geſchehe und zur gehörigen Voll 
füändigkeit gebracht werde; indem die Erfahrung vielfältig gezeiget, daß 

Weſtpreuß. Prov.⸗Recht. Bd. II. 10 
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dergleichen Aufränmung alter, oder Ziehung neuer Grabens, die durch 

die Unterthanen derer Intereſſenten, ohne Sachverſtändiger Aufſicht vers 

1 ud. „ nur ſehr felten tauglich und dem Endzweck gemäß ges 
ehen find. 


3. 

So viel die bereits vorhandene Waſſerleitungen betrifft, welche in 
Verfall gerathen, fo muͤſſen ſelbige ſowohl, als die Bache und Fluͤſſe, 
die mit ſolch. Waſſerleitungen in Verbindung ſtehn, und das Waſſer 
mit abziehen elfen, tüchtig aufgeränmet, von Holz, Rohr, Kraut, 
Laub, Schlamm und ſonſtigen Hinderniſſen des freiem Waſſerlaufs, ger 
reiniget, und die Intereſſenten dazu nachdrücklich angehalten, auch in 
ſolcher Abficht von Unfern Krieges? und Domainen Kammern, mit den 
dazu erforderlichen Anweiſungen verſehen werden, als welche, und die 
unter denſelben ſtehenden Land⸗ und Steuer⸗Räthe, ihre beſondere Auf⸗ 
merkſamkeit darauf zu richten, und die Vernachläßigungen in Aufräu⸗ 
mung und Unterhaltung der Graben und Waſſerleitungen, ſelbſt wenn 
keine Intereſſenten es verlangen, als eine Landes⸗Policey⸗ Sache ex 
officio vorzubeugen haben. 


Wo aber noch keine Graben vorhanden, und gleichwohl nöthig ges 
funden werden, damit das Waſſer dadurch in die Ströme ſeinen Ab⸗ 
fuß habe, und die vorhin überſchwemmte Gründe zu nutzbaren Lände⸗ 
reyen, Wieſen und Hutungen gemacht werden, ſollen ſelbige angefertigt 
werden, und zu dem Ende, ^ - 


alle unterwaͤrts liegende Grund: Herefchaften, und deren Unterthanen 
ſchuldig ſeyn, dem oberwärts liegenden, wenn das Waſſer von deſſelben 
Grund und Boden anders nicht abzuleiten iſt, nach einer vorhergegan⸗ 
genen, von unſern Krieges- und Domainen⸗Kammern zu veranlaffenben 
Unterſuchung, und Beurtheilung, ob dem Publiko, und ben oberwärts 
belegenen, ein mehrerer und größerer Nutzen, als den unterwärts bele⸗ 
genen, Schaden dadurch zuwachſe, durch anzulegende Graben, welche fo 
viel möglich ohne Ansehung des Bodens in gerader Linie zu machen Find, 
die Vorfluth zu verſchaffen, und wenn der unterwärts liegende gleich daz 
von keinen fonderlichen, oder gar feinen Nutzen hat, dennoch feinen 
Nachbarn ſolchergeſtalt von e Waſſer zu befreien. 
6. 


Wenn Graben unb Waſſerleitungen bereits verfertiget und regulirt find, 
der unterwärts liegende aber in der Folge unterlieſſe, durch nöthige Aufräu⸗ 
mung des Grabens, ſo weit ſolcher durch feinen Boden geht, oder ein Theil 
deſſelben zu unterhalten ihm obtiegt, die Vorſluth zu conſerviren, fo 
foll niemals darüber ein Procep verſtattet, oder der unterwärts liegende 
mit feinen Widerſprüchen gehöret, ſondern auf angebrachte Beſchwerde 
des oberwärts liegenden, fofort durch Sachverſtändige, die durch unter⸗ 
laſſene Räumung gehemmte Vorfluth beſichtiget, und dem Befinden nach, 
der unterwärts liegende, wenn die Jahreszeit es verſtattet, binnen einer 
kurzen Friſt von 8 Tagen, zum Räumen angehalten, nach Verflieſſung 
dieſer Zeit aber die Räumung durch dazu gedungene Leute auf feine 
Koſten veranlaffet, und ſolche von ihm executive beygetrieben, auch der 
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durch feine Verzögerung den übrigen Intereſſenten caufitte Schade, von 
ihm erſetzet werden. 


7. 

Sind aber an einem Orte, wo der oberwärts liegende die Vorfluth 
verlangt, noch keine Graben- Ziehungen angeordnet, ſondern ſolche follen 
erf als ein neues Werk gemacht werden, und der untetwärts liegende 
weigerte fid), die Vorſtuth zu verſchaffen, fo ſoll derſelbe zwar mit ſei⸗ 
nen Einwendungen gehoͤret, ihm aber kein weitläufiger Prozeß verſtat⸗ 
tet, fondern die Sache auf der Stelle nach Wichtigkeit derfelben, durch 
einen erfahrnen vereideten Ingenieur, und einen Wirthſchaftverſtaͤndigen 
Commillarium, welchem allenfalls auch ein Juſtiz⸗ Wedienter beygefüget 
werden kann, unterſucht, die Situation, der Fall des Waſſers, der Um- 
fang der abzutrocknenden Gegend, die Länge der zu ziehenden Graben, 
plane aner CrbeblidpeS zu bemerken, in einem deutlichen Sitnatiene⸗ 
Plan, mit bepgefügtem Nivenn gebracht, von dieſen Gommiffarien ein 
pflichemäßigen Gutachten erſtattet, und darauf jederzeit, wenn von der 
vorgeſchlagenen Grabenziehung der Nutzen des oberhalb liegenden größer, 
als der Schaden des unterhalb liegenden, auch die Berſchaffung der Vors 
fluth in der Art und Maaße wie fie vorgeſchlagen worden, die natür⸗ 
lichſte, kürzeſte, und zuträglichſte ift, der unterhalb liegende, zur Bers 
ſchaffung der Vorſtuth, mithin zur Ziehung und Unterhaltung des oder 
der dazu durch ſeinen Grund und Boden erforderlichen Graben, ſchuldig 
erkannt, und ihm dawider zwar, wenn er mit dergleichen Erkenntniß 
Srariret zu ſeyn vermeinet, bie Nevifion der Local-Unterſuchung durch 
andere Sach⸗ und Wirthſchafts⸗Verſtändige verſtattet, dafern aber diefe 
mit den vorigen gleicher Meinung ſeyn ſollten, mithin das vorige Er⸗ 
keuntniß Befätiget wirde, kein weiteres Remedium nachgelaſſen werden. 


Wenn nun jemand ſchuldig erkannt worden, Vorftuth zu ſchaffen, 

fo muß er folche längſtens binnen ſechs Wochen oder drei Monat, nach 

eſchaffenheit der Größe der Arbeit, a die judicari bewerfftelligen, oder 

gewärtigen, daß die dazu nöthige Graben, auf ſeine Koſten verdungen 

2 gemacht, das Geld aber dazu von ihm durch Execution beygetries 
en werde. 


9. t 

Wird eine ganze Gemeinde zur Verſchaffung der Vorfluth ſchuldig 
erkannt, fo muß, um den Streit zu coupiren, ob und in wie weit ein 
jedes Glied dazu zu concurriren habe, als wodurch bei Ziehung und 
Räumung der Graben viele Irrung und Aufenthalt entftebt, zugleich mit 
ausgemittelt und feſtgeſetzt werden, wie viel Ruthen einem jeden zu gra⸗ 
ven und zu räumen obliege, und ijt demnächſt einem jeden feine Ruthen⸗ 
Zahl anzuweiſen, damit in allen Fällen, wo Zwangs = Mittel gebraucht 
werden müffen, Diejenigen Glieder, welche das Ihrige gethan oder dazu 
bereit find, niht mit den ſchuldigen leiden dürfen, fondern die Exceu- 
tion gegen den oder diejenigen in der Gemeinde, welche fid) füumig, 
oder gar widerſpenſtig finden laſſen, gerichtet werden konne. : 

Sollten jedoch einzelne Glieder einer Gemeinde, durch Unvermögen 
oder Abweſenbett, gehindert ſeyn, ihren Antheil Graben een 
oder zu räumen, [2 muß die ganze übrige 3 Anthelle, 
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mit Vorbehalt ihres RegreTes gegen die Unvermögenden, ſobald diefe 
dafür Satisfaction geben können, zu übernehmen verbunden ſeyn, und im 
Weigerungsfall durch executiviſche Zwangsmittel dazu angehalten werden. 


10. 

Damit qud) ein jeder, welcher die Vorſluth zu ſchaffen, mithin die 
dazu erforderliche Graben zu machen und zu unterhalten ſchuldig, ſeiner 
eigenen Gefahr und Schadens halber auf die Beobachtung ſolcher ſeiner 
Verbindlichkeit, aufmerkfam gemacht werde; fo fol derjenige, welcher 
fich hierin ſäumig finden laßt, den Schaden, welcher feinen oberhalb 
liegenden Nachbarn, durch Zuſchlammung und Verstopfung des unters 
halb zu erhaltenden Grabens erwäͤchſt, nach worgángiger Ermäßigung 
und Erkenntniß, zu erſetzen verbunden feyu: 


11. 

Weil auch die Graben⸗Raͤumungen oft dadurch aufgehalten werden, 
daß einer auf den andern ſich beruft, und nichts thun zu können vor⸗ 
giebt, ehe nicht der mehr unterhalb liegende geräumt, ſo foll zuerſt 
der unterliegende, dann ſein Nachbar, und fo fort an einer nach dem 
andern, wie fie aufwärts hin liegen, zur Räumung angehalten werden. 
Und da an vielen Orten die Aufräumung nur in wenigen Wochen des 
Jahres möglich und tfunlid ift, fo muß beſonders bey ſolchen Umſtän⸗ 
den, alle erſinnliche Fromtitude angewandt, und keinetzweges nachgege⸗ 
ben werden, daß jemand durch unerhebliche Contradictiones die zur 
Räumung bequeme Zeit muthwillig vorbeigehen laſſe. 

12. 


Wo die Gründe durch Aufſpannung der Mühlenwaſſer iaundiret 
werden, und das Waſſer ſolchergeſtalt in feinem Abfluſſe zum Schaden 
eines dritten gehemmt wird, find die Eigenthümer der Mühlen, wenn 
legtere beybehalten werden wollen, verbunden, den Fluß oder Mühlen⸗ 
bach, ſo weit ſelbiger PERI wird, auch dem Befinden nach 100 
und mehr Ruthen lang höher, auf beyden Seiten in Damme einzuſchlie⸗ 
ßen, und binnenwärts der Sämme, wie es die Situation und, lunſtän⸗ 
de erheiſchen, einen Haupt⸗ auch kleinen Neben⸗ Graben anzulegen, 
welche Graben 15 bis 20 Ruthen vom Haupt⸗Damm, wenn es aber 
nur ein Neben⸗Damm ijt, wenigſtens 10 Ruthen davon, zu ziehen find, 
damit ſolchergeſtalt durch die Damme das Austreten des Waſſers auf die an⸗ 
ſtoßenden Gegenden verhindert, und durch die Binnen- Grabens das Grund⸗ 
und Quellwaſſer bis unter die . abgeleitet werde. 

1 


Ueberhaupt aber ſind alle Graben ſo breit und tief, als eines je⸗ 
den Orts Situation, Qualität des Bodens, und die Quantität des da⸗ 
durch abzuführenden Wafferses erfordert, anzulegen. Regulariter aber foll 

ein Haupt: Graben zwölf Fuß Rheinländiſch, $ 

ein Wafferleitungs- Graben, 4 Fuß, 

ein ordinaire Waſſergraben ſechs Fuß, und 
ein gemeiner Feld⸗ Graben 4 Fuß breit, in der Tiefe aber jederzeit nach 
der Höhe des Terrains, fo daß das Waſſer feinen Abfluß haben konne, 
gemacht, und die beyden Seiten der Graben in guten fefen Boden bere 
geſtalt dofliret werden, daß nach der Tiefe des Grabens, auf jeden 
Fuß Tieſe, zu beyden Seiten wenigſtens ein halber Fuß Doſſirung ges 
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geben werde; nehmlich wenn ein Graben 1 Fuß tiefer wird, muß er oben 
1 Fuß breiter als unten im Boden, wenn er 2 Fuß tief iſt, ohen 2 
Fuß breiter als unten im Boden, und fo weiter fem, in einem fandis 
gen Boden aber muß dem Graben auf einen Fuß Tiefe, ein ganzer Fuß 
bis 15 Fuß Doſſtrung gegeben, auch der Graben ſelbſt tiefer, als im 
feſten Terrain angeleget werden. Die aus dem Graben ausgeworfene 
Erde muß wenigſtens 3 Fuß vom Ufer der Graben weggebracht und pla⸗ 
niret werden, damit ſolche nicht vom Regen, oder vom Vieh wieder in 
den Graben abſchießen, und getreten werden Zönne, zu welchen Ende 
auch, wo es zur Erhaltung der Communication der Dörfer und Vieh⸗ 
Triften nöthig, Brücken über die Graben zu legen und zu unterhalten 
lind. Auf ben Borden oder Ufern der Graben und Bäche, foll das bes 
kindliche Holz⸗ oder Strauch und Bäume, weilen von dem abfallenden 
Laub die Graben verſchlammet, und der Abfluß des Waſſers gehemmt 
wird, und zwar bey Flüßen und Bächen 12 bis 15, und bey den Haupt⸗ 
Graben 8 bis 10 Fuß weit weggehanen, ausgerottet und forktgeſchaft, bey 
mew zu machenden Graben aber, entweder keine Bäume, oder Dod) we⸗ 
nigſtens in obiger Diſtanz von den Ufern gepflanzt werden. 


Das Tränken allerhand Biehes in denen Graben, welches vor dle 
Unterhaltung derselben fo fchäblich ift, und wodurch bie Bode herunter 
getreten und die Graben verſchlammet werden, iſt fernerhin keinesweges 
zu geſtatten. An denen Orten aber, wo, wegen der Entlegenhelt ande⸗ 
rer fließender Wäſſer, das Vieh zur Sommerszeit in den Graben gez 
tränket werden muß, ſollen in denenſelben von Feldſteinen einen Fuß 
unter dem Grundbette des Grabens gepflaſterte Durchtriften, welche au 
beiden Seiten quer über mit Ruͤckſtangen und Pfoſten zu verwahren find, 
ſowohl zur Tränke, als zum Durchtrieb deg Biches angeleget werden. Wenn 
aber demohngeachtet fid) jemand unterſtuͤnde, auf einer andern Stelle, 
als wo die Tränken und Brücken angelegt find, durch die Graben zu 
fahren, und mit dem Vieh durchzutreiben, fo folen diejenigen, welche 
mit ihrem Fubrwerk oder Vieh dabey ertappt werden, von ihrem Fuhr⸗ 
werk ſechszehn Groſchen, und von jedem Stück Vieh drey Groſchen Pfand» 
geld erlegen, die durchtrelbenden Hirten aber das euftemahl mit adhttäs 
giger Gefängniß bei Waſſer und Brod, im fernern Uebertrekungsfall aber 
mit ſechswöchentlicher Zuchthausſtrafe beleget werden. 


15. 

Wenn folchergeſtalt die Graben und Bäche in Stand geſetzt wors 
den, fo müſſen ſelbige jährlich, und zwar die Hauptgraben zweymahl, 
nehmlich im May und October, die andern aber wenigſtens einmahl von 
dem eingefallenen Laub und aufgewachſenen Kraut, aus dem Grunde ge⸗ 
reiniget und gerzumet, die Feldgraben aber jedesmahl wenn die Brache 
dahin trifft, von neuen aufgenommen werden, anderergeſtalt die Gras 
ben ⸗Arbeit von ‚gas feinem, Nutzen ſeyn würde. Falls fid) auch bey vors 
zunehmender Biſttation finden folte, daß die Graben nicht nach diefer 
Vorſchrift tüchtig geräumet worden, fo haben diejenigen, welche ed 
daran fehlen laffen zu gewörtigen, daß die Räumung ſogleich auf Bere 
ding gr gemacht und die Koſten von ihnen beygetrieben were 

jen fol . 
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16. 

Ferner müſſen die Fiſcher ſich nicht unterſtehen, wie bisher vielfäls 
tig geſchehen, das Waſſer in den Graben zu verzäunen, mit Holz abzu⸗ 
ſetzen, oder allerhand Fiſcherzeng und Reuſen in ſelbigen zu legen, und 
dadurch das Waſſer in feinem Abfluß abzuhalten, widrigenfalls dieſelben 
im erſten Contraventions- Fall mit 5 Rthle., im zweiten mit 10 Rthlr. 
und bey, weiterer Contravention mit empfindlicher Leibesſtrafe beleget, auch 
uͤberdieß das in denen Graben gefundene Fiſcherzeug confsciret werden foll, 

17, 


Zur Erleichterung der Grabenziehung und Räumung, auch Bers 
meidung der Beſchwerden, über zu große Unkoſten, befehlen Wir, daß 
wenn einer oder der andere Unſerer Vaſallen und Unterthanen derglei⸗ 
chen Werke anzulegen Vorhabens ij, demſelben dazu von Unſern Krie⸗ 
ges⸗ und Domainen⸗Kammern ein Kelche zuverläſſiger Kingenienr 
ober Teichgräber accordiret werden fol, welcher in Beyſeyn der Grundz 
Herrſchaft und anderer Intereſſenken die nöthige Auweifung geben muß, 
wie die Ziehung oder Räumung der Graben, und Anlegung der Dämme, 
mit Nutzen und möglichfter Menage anzulegen und auszuführen: ſey, wels 
chem Sachverſtaͤndigen der Eigenthümer und Jutereſſent ein mehreres 
nicht zu bezahlen hat, als Wir in dergleichen Fallen, bey Unſern Hems 
tern, an Diaͤten bezahlen laſſen, wobeh dergleichen Bediente mit eben 
derſelben Application und Pflichtmaͤßigkeit, als fie uns in Unferm uns 
mittelbaren Dienſte ſchuldig find, und bey gleicher Verantwortung, das 
Beſte der Intereſſenten anordnen und ausführen folen. 

Wir befehlen daher Unſern Landes- Collegia, Land und Steuer⸗ 
Rathen, Obrigkeiten, Vaſallen und Unterthanen, abſonderlich abet Uns 
fern Krieges⸗ und Domalnen⸗Gammern, fo gnábig als ernſtlich, über 
Diefe Unfere Verordnung zu halten, und derfelben in allen Stücken, zu 
ihrem eigenen und gemeinen Beffen, nachzuleben, 

Und damit ſolche zu jedermanns Wiſſenſchaft komme, foll dieſes 
Edikt überall gehörig putzlicirt und öffentlich angeſchlagen werden. 

Urkundlich unter Unferer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unter ſchrift und bey⸗ 
gedrucktem Königlichen Juſiegel. So geſchehen und gegeben zu Berlin, 
den 6. Julii 1778. 
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Nr. 28, 
Verordnung, wie in Anſehung der Dienfte ſowohl, als der 
Unterthanen ſelbſt, in Oft- und Weſt⸗Preußen verfahren 
werden ſoll. De Dato Berlin, den 8. Novembr. 1778. % 


Wi Friederich von Gottes Gnaden König in Preuſſen, Marggraf zu 
Brandenburg, des Heiligen Römiſchen Reichs Ertz⸗Kämmerer, und Ghur⸗ 
fürft; Souserainer und Oberfter Herzog von Schleſien; Sonverainer Prinz 
von Oranien, Neufchatel und Vallengin, wie auch der Grafschaft Glatz 
in Geldern, zu Magdeburg, Cleve, Jülich, Berge, Stettin, Pommern, 
der Gajuben und Wenden, zu Medlenburg und Grofen Herzog Burg- 
graf zu Nürnberg, Fürſt zu Halberſtadt, Minden, Gamin, Wenden, 
Schwerin, Nabeburg, Oſt⸗Frießland und Moeurs; Graf zu Hohenzol⸗ 
lern, Ruppin, der Mark, Ravensberg, Hohenſtein, Tecklenburg, Shwe- 
rin, Lingen, Bühren und Lehedammz Herr zu Mavenſtein, der Lande Noz 
ſtock, Stargard, Lauenburg, Bülow, Arlay und Breda zc. ac. ꝛc. 

, pun kund und Sion hierdurch ichen folgendes zu wiſſen. 
Wir haben ſchon vielfältig Unſer höchftes Miß fallen über die noch hin 
und her in Unſern Staaten allzuweit gehende, und gemißbrauchte Ges 
walt und Härte der Grundherrſchaften, und Beſitzer adelicher und anz 
derer Güter, über ihre Unterthanen und Einſaaßen ber Güter auf der 
einen, zugleich aber auch über den immermehr zunehmenden Muth willen 
und Widerſpenſtigkeit dieſer letzteren gegen jene auf der andern Seite 
zu erkennen gegeben. x % 

Da Wir nun auch in Unſern Oft- und Weſtpreußiſchen Provinzen, 
und Landen fo wenig zugeben Können, und wollen, daß auf der einen 
Seite die Grundherrſchaften, und Beſitzer adeliher und anderer Güter, 
ja ſelbſt unſere Domainenämter die habende Rechte, über die Untertha⸗ 
nen und Ginfaafen der Güter, weiter als ſie ihnen zuftchen, ausdehnen, 
als wenig daß auf der andern Seite, die zu denen Gütern und Dos 
mainenämtern gehörigen Unterthanen und Einſaaßen der ſchuldigen Dienfte 
und Abgaben aus Wiederſpenſtigkeit ſich entziehen, und wohl gar aus 
Eigenſiun, und Ungehorſam, zum Schaden ihres Grundherrn, und zur 
Gonfufion der errichteten Cantons, fid) von der Unterthänigkeit des Guts, 
zu welchem ſie gehören, loßzumachen, und immer von einem Orte zum 
andern zu ziehen ſuchen, dadurch aber die allgemeine Wohlfarth des tanz 
des, und überhaupt alie gute Ordnung der Billigkeit zuwider gehindert, 
und verdorben werde; jo wollen und verordnen Wir allergnädigſt und 
ernſtlich hiemit, daß vor allen Dingen die Einſaaßen und Unterthanen, 
Unfern Domafnenämtern, und ihren Grundherrfchaften die ſchuldige Pflich⸗ 
ten und Dienfte leisten, ſich derſelben unter keinerley Vorwande entzie⸗ 
hen, befonderh aber die Untertanen, ohne erhebliche, und nachſteheude 
Urſachen nicht die Palafhung fuchen, und verlangen, am allerwenigsten 
aber ohne Bif und Willen ihrer Herrſchaft fih. von ihren Gütern 


^ Königsberg, gedruckt bey dem Königl. Preuß. Hof- und Akademi⸗ 
Then Buchdrucker Gottlieb Leberecht Hartung. $ 
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wegbegeben, und unredlicher Weife, wieder ihren Unterthaneneid entwei⸗ 
chen, wiedrigenfalls diejenigen, welche ihren Grundherrn dadurch, nur 
in der dem ganzen Staat fo fehe interefficenden Cultur ihrer Güter 
Nachtheil zuzuziehen ſuchen, hart beſtrafet, und die Entwichenen überall 
in⸗ und auſſerhalb Landes reclamiret, und vor folde Bosheit nebſt anz 
dern Strafen, der Loßlaſſung von der Unterthänigkeit, auf immer unfüz 
hig erklaͤret werden follen. Wohingegen aber auch die Grundherrſchaf⸗ 
ten und Befiger adelicher und anderer Güter, beſonders unfere Doma⸗ 
nenbeamten, fid aller Bedrückungen, Gewaltthatigkeiten und Grauſam⸗ 
keiten gegen die Einſaßen, und Unterthanen der Güter bey ſchwerer, 
und in den Gefesen feſtgeſegten Strafe enthalten müffen. 

Was mm guforberft die Unterthänigkeit und die Loßlaſſung aus ders 
ſelben betrift; fo ift in Anſehung Unſerer eigenen Domainen, bie ehe⸗ 
malige Leibefgenſchaft in Oſtpreuſſen ſchon längſtens in den Jahren 
1719, 1720, 1723 unb 1724 gänzlich. aufgehoben, und in Weſtpreuſſen, 
laut des Notileations—Patents vom 28tem Sept. 1772, und defen Bey- 
lage sub A am Ende des fünften Abschnitts, nicht weniger abgeſchaſfet 
worden. Gleichwie Wir aber hierdurch ſo wenig alle dieſe ehemals leib⸗ 
eigene geweſene Einwohner, Unſerer Domainengüter derjenigen Unterthä⸗ 
nigkeit entlediget haben, womit fie dieſem oder jenem Unferer Domats 
nengüter verpflichtet find, und dazu als Glebae adscripti gehören, als 
wenig Wir geſonnen find, denen Grundherrſchaften und Beſitern adeli⸗ 
cher und anderer Güter; bie ihren Gütern anklebende Rechte und Befug⸗ 
niſſe über die dazu gehörige ünterthanen zu entziehen, ſondern nur aus 
Landes väterlicher Gerechtigkeitsliebe und Fürſorge fur jeden, auch den al⸗ 
lergeringſten Unſerer fämllichen Landezeinwohner, demjenigen Mißbrauch 
Einhalt thun wollen, welcher ſich noch hin und her, aus den alten Zei⸗ 
ten, wo die Leibeigenſchaft einer Sklaverey fehe ähnlich war, beybehal⸗ 
ten hat; fo heben Wir zwar aus Souverainer Landesherrlicher Gewalt, 
nochmals hierdurch ſowohl in Anſehung Unſerer Domainenämter, als 
überhaupt allgemein in Soft» und Weſtpreuſſen alle Leibeigenſchaft und 
Sklaverey auf, obne dadurch die zu einem jeden Gut verpflichtete Un⸗ 
terthanen hierturch dieler ihrer Unterthänigkeit, womit fie zu den Bits 
tern gehoren, zu entlaſſen; Jedoch können Wir es auch nicht mehr der 
noch aus den alten Rechten, Aber die Beibeigene übrig gebliebenen, blof- 
fen Willeühr der Beſitzer der Güter überlaßen, ob und für wieviel Loß⸗ 
laſſungsgeld, oder Lytrum, fie einen Unterthan auf fein Verlangen ent» 
lagen wollen; indem es fid) von ſelbſt verſtehet, daß wenn ein Gutsbe⸗ 
ſitzer einen Unterthan wider deſſen Willen loßlaſſen will, er auch ſo⸗ 
dann kein Loßlaſſungsgeld von ihm fordern könne; ſondern ſetzen deshalb 
folgende Grundfäge fet. j 
L Die Soflajung von der Unterthänigkeit, kan und muß in folgenden 

Fallen nicht verfaget werden. 

1) Wenn ein noch nicht anſäßiger Unterthan Gelegenheit findet, an 
einem andern Orte in ift und Weſtpreußen ein eigenthümliches 
Grundſtuͤck, z. E. einen Krug, Muͤhle, Schmiede, Bauergut, Chaz 
toullgut, Cöllmergut zu aauirfren, und fid) anſäßig zu machen, oder 
durch Einwerbung in eine Zunft zum Meifter, fein erlerntes Hands 
werk, in einer königlichen Stadt, darin er Meiſter wird, zu treiz 
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ben; indem fid) von ſelbſt verſtehet, daß kein Unterthan in denen 
Städten, ohne Producirung der ſchriſtlichen Einwilligung der Grund⸗ 
berrſchaft zu Erlernung der Handlung, ‚oder. eines Handwerks auz 
genommen, vielweniger frepgeſprochen werden foll. 3 

2) Wenn ein Unterthan fih denen Studiis widmen will, unb auf hö- 
here Schulen zu gehen im Stande ift. ' 

3) Wenn eine Weibsperſon fid) anderwerts zu verheyrathen, Gelegen⸗ 
heit findet, Außer welchem Fall des Heyrathens, oder dem Fall, 
daß fie wegen ihres noch nicht 12 Jahr überfdyreitenben Alters, mit 
ihren Eltern zugleich die Loßlaßung erhält, eine Weibesperſon die 
Loßlaßung wo nicht ganz beſondere Umſtände vorwalten, hingegen 
nicht praͤtendiren kan. $ 

4) Wenn ein Unterthan von Uns einen Dienft erlanget, wobey ein 
ordentliches Gehalt ift, und er fein Brod erwerben tau, 

5) Wenn eine Grundherrſchaft einen Untertyan dermaßen grauſam hart 
tractiret, daß deßen Leben und Geſundheit in Gefahr ſtehet. 

6) Wenn ein Guksherr einem Unterthauen nicht ſelbſt Gelegenheit ge⸗ 
ben kan, ſein Brod und nothdürftiges Auskommen zu erwerben. 

7) Wenn ein Gutsherr fich beygehen lagen folte, einen Unterthan 
ohne das Gut, wozu er gehöret, zu verkaufen, ober zu verſchenken, 
immaßen Wir ausdrücklich wollen, daß künftig bie Unterthanen in 
Oft- und Weſtpreuſſen, als Glebae adscripti, das ift, als ſolche 
Leute angefeben werden ſollen, welche auf dem Gute, dem fie mit 
Unterthänigkeit verpflichtet zu verbleiben ſchuldig find, folglich ein 
Gutsherr in keine Weiſe befugt ift, einen ſolchen Unterthanen anz 
ßerhalb dem Gute zu verkaufen, oder zu verſchenken, obwohl ſonſt 
im übrigen einem Gutsherren, fo lange er das Gut ſelbſt hat, auch 
außerhalb deſſelben einen Unterthanen daraus zu ſeinem, oder ſei⸗ 
ner Kinder Dienſt für das in der Geſindeordnung feſtgeſetzte Lohn, zu 
gebrauchen freyſtehet. 

IL Dapingegen kan der unterthan, wider den Willen der Grundherr⸗ 
ſchaft, die Loßlaſſung nicht verlangen; 

1) Wenn der Unterthan, fo die Erlaßung ſuchet, ein großes Verbre⸗ 
chen, oder eine groſſe Undankbarkeit, ſo nicht nur in Worten, ſon⸗ 
dern in der That beſtehet, wider ſeine Grundherrſchaft, oder der⸗ 
felben Kinder begangen hat. x 

2) Wenn dieſelbe viele Koſten auf den Unterthan, zu Erlernung eis 
ner, der Grundherrſchaft nutzbaren Kunſt und Profeßion verwendet, 
der Unterthan aber noch nicht 10 Jahr (als fo lange er ber Herr⸗ 
uem ſolchenfalls zu dienen ſchuldig ſeyn fol) derſelben gedie⸗ 

at. 


8) Wenn ein mmanfäßiger Unterthan, fo die Erlaßung ſuchet, anders 
wert dicht ein eigenthlmtihes Grundstück erkaufen, fombern mue 
ale Gärtner, Käthner, oder auf andere nicht anſäßige Art ſich 
etabliten will, er aber in eben dieſer Qualität in demſelben Gute, 
welchem er mit Untertpänigkeit verpflichtet ift, gebrauchet werden 
kan, mithin er ſich durch ſeine intendirte Veränderung in ſeiner 
Nahrung nicht verbeßern würde. 

4) Wenn bey der geſuchten Erlaßung eines ſchon anſäßigen untertha⸗ 
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nen, deßen Stelle oder Nahrung ganz ledig, und unbeſetzt bleiben 


würde. 

5) Wenn ein Unterthan fid) anderwerts ankaufen, oder fonft etabliren 
will, und noch in demſelben Dorfe, woraus er wegziehen will, Tez 
dige Höfe, oder wuͤſte Bauerſtellen vorhanden find. 

6) Wenn ein Unterthan fid) hinwiederum, in eines andern Unterthä⸗ 
nigkeit begeben will. 

7) So lange der die Loßlaßung ſuchende Unterthan, die als Knecht 
oder Magd bey der Herrſchaft zu leiſten ſchuldige Dienſtzeit noch 
nicht ausgedienet. 

8) So lange der Unterthan mit feiner Grundherrſchaft in einem Pros 
cefe verwickelt ijt, oder derſelbe andere Rechtshaͤngige Streitigkeis 
ten, als Beklagter, vor der Herrſchaft oder denen Gerichten, in 
demſelben Dorfe nicht zu Ende gebracht hat. 

III. Was nun das Loßlaßungsgeld betrift; fo haben Wir zwar, in DI 
preuſſen bey Unfern Domainen alle Loßlaßungsgelder, ſchon längſt ab⸗ 
geſchaffet. Gleichwie aber eines theils bey Unfern Domainen in Weſt⸗ 
preuſſen, als auch bey den Beſitzern adelicher und anderer Güter, ſo⸗ 
wohl in Oft: als Meftpreuffen, diefe Loßlaßungsgelder nicht allein, 
zu den Früchten der Gerichtsbarkeit, und zur Enkſchädigung für die 
Dagegen zu tragende vielfältige Laſten der Gerichtsbarkeit gehören; 
anderntheils Wir aber auch dagegen derer Beſtimmung in Nuanto 
nicht wie bisher der Willkühr der Grundhereſchaften, und Beamten 
überlaßen können, fo fesen Wir Dlemit folgende Gruudfäge f wie 
viel in jedem Fall ſowohl Unfern Weſtpreußſſchen Domainenämtern, 
als allen SBefiern adelicher und anderer Güter in Oft- und Weſt⸗ 
preuſſen von denen die Loßlaßung verlangenden Unterthanen zu ente 
richten, und in welchen Fällen ſolche ganz umſonſt zu ertpeifen ey. 

1) Ganz umſonſt muß bie Loßlaßung und der Loßlaßungsſchein erthei⸗ 

let werden: 

a) Wenn eine Weibsperſon aus einem Domainenamte einen unter⸗ 
than oder auch Eöllmer, oder angeſeßenen Freyen in einem abez 
lichen, oder andern Landgute, oder eine Meibsperfon aus einem 
adelichen, oder andern Landgute, einen Unterthan, Göllmer, oder 
angeſeßenen Freyen in einem Domainenamte heyrathet, wie Wir 
ſolches ſchon reciproce. in Anſehung Oftpreuffens, durch die Edicte 
vom 24. Merz 1728 und 6, October 1724 feſtgeſetzet haben, und 
in Weſtpreuſſen gleichfalls hiedurch feſtſezen, welches jedoch fei» 
nesweges, auf alle übrige Verheyrathungen der Weibsperſonen, 
an andere Perſonen zu ziehen it, in welchem vielmehr, das Loß⸗ 
laßungsgeld, nach der unten folgenden Beſtimmung mit Zehn 
Thaler entrichtet werden muß. 

b) Wenn die Loßlaßung von der Grundherrſchaft nach dem oben 
Sect, 1. No. 5. feſtgeſetzten, wegen werübter Grauſamkeit erthei⸗ 
let werden muß. 

€) Wenn die Loßlaßung nach dem oben Sect. 1, No, 7. wegen anz 
gemaßten Mißbrauch des Rechts über den Unterthan ertheilet 
werden muß. 
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d) Wenn im Weſtpreuſſen ein Unterthan, nur aus einem Unferer 

Domainenämter in das andere fid) begiebt, dahingegen muß 
2) In allen andern Fallen ein jeder Unterthan, wenn er von der Un 

thänigkeit befreyet ſeyn will, für den Loßlaßungsbrief, ohnerachtet 
aller Obſervanzien, welche fiemit gänzlich aufgehoben werden, fol» 
gendes bezahlen; 

7a) Ein Unterthan männlichen Geſchlechts, er habe viel oder wenig 

im Vermögen, zaplet für feine Perſon an Loßkaufgeld Zwan⸗ 

zig Thaler. ] 

b) Eine Unterthanin, weiblichen. Geſchlechts, folglich auch die Ehe⸗ 
frau eines loßzulaſſenden Unterthans Zehn Thaler. Und da 
e) Die Kinder wegziehender Eltern, denenſelben nicht vorenthalten 

werden können; fo wollen Wir es zwar auch dabey inſoweit bez 

wenden Laffen, als dieſelben männlichen Geſchlechts nicht über 14, 

und weiblichen Geſchlechts nicht über 12 Jahr alt ſind. Es 

í müßen aber doch die Eltern ſolchenfalls für ihre Kinder diefes 
fie eint Sg a oe Sohn Sechs Thaler, und 
re ale . 
Toi a D r der Grundherefchaft noch be: 
d Wenn die Kinder aber älter find; fo ſtehet es in der Grund⸗ 
herrſchaft, woferne fie nicht nach den oben feftgefesten Princi- 
piis zu ihrer Loßlaßung verbunden ift, freyen Willkühr, ob fie 
ſolche zugleich mit denen Eltern der Unterthänigkeit erlaſſen, oder 
in denen Gütern, wo fie mit Unterthänigkeit verpflichtet find, zu⸗ 
rück, und vor das in der Geſindeordnung feſtgeſetzte Lohn im 
Dienſt behalten will. 

Im erſten m wenn dergleichen Kinder über 14 und 12 
Jahr von der Herrſchaft der Unterthänigkeit, eutlaffen werden, 
müſſen dieſelben, wie vorhin bifponitet, dat Loßkaufgeld reſpect. 
mit Zwanzig und Zehn Thaler der Herrſchaft beſonders er⸗ 


legen. 

e) Eine Unterthanin weiblichen Geſchlechts muß daher außer denen 
ſchon oben in dieſer III. Sect. No. 1. Lit. a, erwehuten Fällen, 
in welchen fiè nach unſern Edicten vom 24. März 1723, und 
6. October 1724, und dieſer Verordnung von allen Loßlaßungs⸗ 
gelde frey iſt, es fey, daß fie eine Heyrath thun, oder aus an⸗ 
dern ganz beſondern Urſachen, ihre Loßlaßung erhalte, gleichfalls 
obige Zehn Thaler entrichten. 

Ob wir nun wohl hierdurch nicht allein die Fälle, in welchen die 
Loßlaßung von der Unterthänigkeit nicht verfaget werden kan, als auch 
diejenigen Fälle, im welchen die Unterthanen ſolche wieder den Willen 
ihrer Grundherrschaft nicht verlangen können, und endlich ein billiges 
Loßlaßungsgeld, oder Lytrum, welches, ob es zwar einiger maaßen niez 
driger, als das bisherd in Oſtpreußen in den meiſten Gegenden üblich 
geweſen ift, doch eine hinreichende Entſchädigung giebt, feſtgeſetzet haz 
ben; fo hoffen Wir doch nicht allein, daß die Grundherrſchaften, auch 
in manchen Fallen, noch mit wenſgeren Loßlaßungsgelde fih begnügen 
werden, ſondern wollen, daß ſowahl fie als auch Unfere Domainenäm- 
ter, bie Loßlaßungen von der Unterthänigkeit, ehender erleichtern, als 
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ſchwer machen ſollen. Damit aber alle ſolche von ber Unterthänigkeit 
röllig loßgelaßene Unterthanen beyderley Geſchlechts, hernach wenn fie 
in Armuth und Dürftigkeit verfallen, oder wegen Gehrechen, Schwach⸗ 
heit und Alter ſich nichts verdienen können, ihren geweſenen Grundherrn, 
und derſelben Gemeine nicht p Laſt und Beſchwerde fallen; fo ordnen 
Wir gleichfals hiemit allergnábigft, daß dieſelbe an den Ort, wo fie die 
Loßlaßung gebethen, und erhalten, fid) weiter keine Huͤlfe und Unters 
halt zu verfehen, ſondern ſolche alsdann allda, wohin fie fid) begeben, 
nur allein zu ſuchen, unb zu gewarten haben; Dahero eine jede Grund 
herrſchaft, wohl zu überlegen hat, ehe fie dergleichen loßgelaßenen Leus 
ten, Schutz und Aufenthalt giebet, daß fie aud) damit die Obliegenheit 
in oberwehnten Fallen, ſolche zu ernähren, übernehmen mige, 

Wie Wir denn nicht weniger, damit zum Nachtheil der Grundherr⸗ 
ſchaften aus der Erlaubniß, die fie ihren Unterthanen auf ein oder mehz 
rere Jahre anderwerts zu dienen, zu geben pflegen, zumahlen wenn ei⸗ 
nige Jahre verfloßſen, und die Grundherren oftermals nicht wißen, wo 
ſich ihre Unterthanen aufhalten, nicht gefolgert werden konne, daß ſolche 
Leute vor loßgelaſſen zu halten, oder gar eine praescriptio objicitet werz 
de; fo verordnen Wir auch bieferpalo allerguäbigft, daß die auswärtig 
dienende Unterthanen ſich, ſobald die Erlaubnißzeit abgelaufen, bey ih⸗ 
rer Grundherrſchaft ſiſtiren, und allenfals einen neuen Erlaubnißſchein 
erbitten, roiebrigenfafé, und wenn fie deshalb ihre Schuldigkeit nicht 
beobachten, und die Grundherrſchaft ſie davon von Zeit zu Zeit nicht 
ſelbſt dispensiret, fie zu aller Zeit von dem Orte, wo fie dienen, oder 
fih aufhalten, revociret werden können. Wie denn auch überhaupt hie⸗ 
mit feftgefeget wird, daß das langwierige Außendleiten eines Untertha⸗ 
nen, pro justo titulo libertatis nicht gehalten werden foll. 

Was mm zweytens die Dienſte betrift, fo ſetzen Wir 
I. hiemit feft: Daß die Kinder derer Unterthanen, vorzüglich der Grund⸗ 

herrſchaft 5 Jahre für das in der Geſindeordnung feſtgeſetzte Lohn zu 

Im ſchuldig ſeyn folen, bevor fie bie Freyheit haben, bey audern 

zu dienen. 

II. In Anfehung der in Preußen ſogenannten Schaarwerke, wie auch 
übrigen Dienſte aber, verordnen Wir hiemit folgendes: 

1) Alles was ſowohl im Unfern Domainenämkern, als auf den Adeli⸗ 
chen und andern Gütern, die zu derfelben gehörigen Cöllmer, Hoch⸗ 
zinſer, Emphytevten, Assecuranten, Chatoulbauren, und Chatoul⸗ 
cöllmer, und andere Einſaaßer der Gütfer, welche nicht auf Schaar⸗ 
werkshöfe angeſetzet find, an Dienſten, und ſonſt zu präftiren has 
ben, if allein aus ihren Privilegis, Contracten; Verſchreibungen, 
und Verabredungen mit der Grundherrschaft zu beurtheiten, hier⸗ 
nach zu verfahren, und im Contradictionsfall zu erkennen. 

2) Was hingegen die Dienſte, und Schaarwerke in Unſern Domainens 
Ämtern betrift, welche die Domainendauren, welche auf Schaar⸗ 
werkshöfe angeſetzet find, fie ſeyn ſonſt freye, oder Unterthanen, 
zu präftiven ſchuldig find; fo wollen Wir: daß von nun an, fo wie 
in Dft- alfo auch in Weſtpreußen, ein Domainenbauer, wenn ders 
ſelbe eine Hube, und drüber beſitzet, nach Maasgevung des Patents 
vom i2tem November 1723. nicht mehr als in denen 6 Sommers 
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monaten, nehmlich vom isten April bis zum 15tem October wö⸗ 
chentlich 2 Tage, in denen Wintermonaten, vom 15ten October, 
bis zum 15ten April aber, monatlich nur 1 Tag, uberhaupt im 
ganzen Jahr 60 Tage, mit dem Geſpann, und dem erforderlichen 
Gerät), an Wagen, Pflug ic. oder nach Erforderniß der Wirtha 
ſchaft zu Handarbeit mit einer Perſon, ein halb Fuͤbner aber, eben 
fo viel Tage, jedoch allein mit der Hand, und mit einer Perſon, zu 
demjenigen Vorwerke, wohin er mit dieſem ſeinem Dienſt, von der 
Kriegs⸗ und Domainenkammer angewieſen iſt, zu leiſten und zu 
dienen ſchuldig ſeyn, ein mehreres aber von denen Beamten und 
Pächtern, bey unausbleiblicher harter Beahndung, nicht gefordert 
werden foll, Da aber bey diefer mäßigen Dienftleiftung auch noͤthig 
ift, daß der Dienſt mit gehörigem Fleiß verrichtet werde; [o foll 
der Dienſtleiſtende Unterthan ſich mit Sonnenaufgang, zum Dienſt 
einfinden, und bis Sonnenuntergang bey der Arbeit bleiben, wobey 
ihm jedoch, wenn er fid) hiernach gebührend achtet, bey denen Gez 
ſpanndlenſten, eine halbe Stunde zum Frühſtück, zwey Stunden 
zum Mittag, und in denen länanen Tagen, nehmlich vom l5ten 
May, bis zum 15tew August, auch eine halbe Stunde zum Veſper⸗ 
brodt, bey denen Panddienſten aber, nur eine Stunde zum Mittag, 
außer der Frühſtück⸗ und Veſperzeit, welche er [o wie bey dem Ger 
ſpanndienſt erhält, freygelaßen werden foll, damit fomobl er ſich 
felbſt ausruhen kan, als auch dem Vieh die nöthige Zeit zur Meyde 
und Futterung gelaßen werde. 

Außer dieſem blos zur Beſtreitung der Wirthſchaft auf unſern 
Worwerkern beſtimmten Dienft, foll jeder Dienſtbauer, fo Geſpann⸗ 
dieuſte zu leiſten schuldig ift, der bisherigen Obſervanz und Dienſt⸗ 
einrichtung gemäß, auch noch ferner ſchuldig ſeyn, zur Verführung 
derer, auf denen Vorwerkern gewonnenen Producten, an Getreyde, 
Wolle, Flachs, Butter, und andern Victualien jährlich 2 Reifen, 
und zwar aus Oſtpreußen und Ermeland nach Königsberg, aus 

Weſtpreußen aber in einen, jedoch nicht über 10 Meilen entlegenen 
Ort zu thun, wobey Wir jebod) ausdrücklich feſtſetzen, daß kein Ber 
amter oder Pächter fid) unterfangen foll, Getreyde, oder andere 
Victualien aufzukaufen, und durch die Unterthanen verführen zu 
laßen, indem dieſe Fuhren nur einzig und allein zu Verführung 
desjenigen, ſo auf denen Vorwerkern gewonnen wird, und von der 
eigenen Genfumtion übrig Bleibt, keſtmumt find, mithin wenn dazu 
nicht fo viel Fuhren, daß jeder Dienſtbauer 2 Reiſen zu thun häͤt⸗ 
te, erforderlich ſind, ſolches dem Bauer zu gute gehen muß, die 
Beamte aber, wegen derer nicht gebrauchten Fuhren, von dem Unz 
terthan Vergütigung zu verlangen, keinesweges befugt ſeyn folen; 
Und damit auch nicht etwan der Unterthan mit dieſen Fuhren, zur 
Beit der nöthigſten Feldarbeit, oder bey dem ſchlimmſten Wege. bez 
láfiget werde; fo müßen die Beamte, wenn fie dergleichen Fuhren 
verlangen, der Kammer foldes vorhero melden, und derfelben die 
Repartition einsenden, welche alsdann nach Befinden der lümſtände, 
die Repartition approbiren, und den Beamten remittiren, diefer 
aber folge dem Schulzen Originaliter vorzeigen, und ohne eine 
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muß. 

Vor dieſen zu Mufern Amtsvorwerkern zu praͤſtirenden Dienſt, 
ollen die Beamte, das nach der bisherigen Obſervauz feſtgeſetzte 
Dienſtgeld, a 6 gr. per Tag, thut 4 Mhle. auf einen ganzen 
Bauer, und 2 Athlr. auf einen Halbhuͤbner, denen Bauren jährlich 
prompt zu vergüthen, und auf ihre Zinſer abzuſchreiben ſchuldig 
fem, und find bie Departementsräthe verbunden, bey denen in je 
dem Amte jährlich aus ben Quittungsbuͤchern zu haltenden Abfchlüfs 
fen, Nachfrage zu halten, und zu eraminiren, ob die Unterthanen 
auch diefe Vergütung richtig erhalten haben, und wie foles bes 
funden, der Kammer anzuzeigen. 

Wenn auch in Unſern Oſtpreußiſchen Provinzien, in verſchiede⸗ 
nen Aemtern, der Dienſt bereits dadurch noch mehr erleichtert wor⸗ 
den, daß zum Soulagement Unſerer Unterthanen, das ſogenannte 
Stück⸗ oder Morgenſchaarwerk eingeführet ijt; fo wollen Wir nicht 
nur, daß es in ſothanen Aemtern hiebey ferner fein Verbleiben bez 

halte, ſondern Wir befehlen auch Unſern Kriegs⸗ und Domain 

kammern darauf bedacht zu ſeyn, daß nach und nach in denen übt 
gen Aemtern, ſo viel es ohne Nachtheil Unſeres Domalnenintereſſe 
geſchehen kan, zur Erleichterung Unſerer Unterthanen, das Stuck⸗ 
oder Morgenſchaarwerk eingeführet werden, doch dergeſtalt, daß 
die Bearbeitung derer ihnen zuzutheilenden Stücke, nach denen ge⸗ 
wohnlichen Säßen, incl einiger Tage, fo ihnen noch zu Nebenar⸗ 
beiten, Behufs der Wirthſchaft zuzzüſchlagen, höchſtens nicht mehr 
als 60 Tage betrage. 

8) Ob nun gleich aus vorſtehenden fid) von ſelbſt ergiebt, daß dieſer 
feftgefeßte Dienſt, lediglich zur Wirthſchaft auf Unfern Domainen⸗ 
imtern, und Vorwerkern beſtimmt ift; fo wollen Wir doch zu Ver⸗ 

huͤtung aller Mißdeutungen hiedurch noch ausdrücklich declariret 

haben, daß die übrige Pflichten, welche ſowohl Unsere Amtsbau⸗ 
ren, als auch andere Unferer Unterthanen, es ſeyn Köllmer, Freye, 

Hochzinſer, oder auch bie Güter derer von Adel, entweder ihren 
Privilegſis und Verſchreihungen, oder der Landes verfaßung, und 
Unſern Verordnungen gemäß zu präſtiren ſchuldig find, als March⸗ 
und Kriegs ⸗ auch ordinairen Paßfuhren, Burg⸗ und Baudienfte, 
Deputat- Brennholz und Müh lenfuhren, und dergleichen, hierun⸗ 
ter nicht mitbegriffen ſeyn folen, ſondern ſelbige nach erheiſchender 
Nothdurft, beſonders verrichtet werden müſſen; Wobey Wir es, 
jedoch Unſern Kriegs- und Domainenkammern zur beſondern Pflicht 
machen, ihre Aufmerkſamkeit darauf zu wenden, daß diefe extrü- 
ordinairen Dienfte nicht gemißbrauchet, noch ohne Noth vervielfäl⸗ 
tiget, vielmehr Unſere getreue Untertanen nach Moglichkeit damit 
verſchonet werden. 

4) In Anſehung dererjenigen Dienfter welche die von Adel, ober am^ 
dere Guthsbeſitzere von ihren Guthseinſaaßen zu fordern berechtiget 
ſeyn folen; fo wird es Uns zum allergnädigſten Wohlgefallen ges 
reichen, wenn erſtere ſich gleichfalls nach denjenigen, was vorſte⸗ 
hend, wegen Unſerer Domainenämter verordnet worden, zu regulis 
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ren, und darnach auch auf ihren Gütern, den Dienft einzurichten 
Bedacht nehmen werden. 5. tea S 

Da Wir aber nicht gemeinet find, ihnen ihre, wegen ber Dienfte 
habende Rechte, welche ſchon durch Contracte, Verabredungen, und 
dergleichen feſtſtehen, zu entziehen, noch weniger die Freyheit zu 
nehmen, fi mit ihren dienſtpflichtigen Unterthanen, Schaarwerks⸗ 
bawen und andern Einſaaßen, amom des von dieſen zu leiſtenden 
Dienſtes halber, nach Gutfinden, und der Beſchaffenheit, auch Bers 
faßung ihrer Güter gemäß zu einigen; ſo bleiben auch jeden Orte, 
die daruber etwa ſchon vorhandene Contracte, alte Inventaria, Bers 
ſchreibungen, Judieata etc, die Richtſchnur, wo aber dergleichen vor⸗ 
jeto, noch nicht vorhanden, wollen Wir, daß die Guthsherrſchaf⸗ 
ten, ſchuldig und verbunden ſeyn folen, binnen Jahresfriſt, nach 
geſchehener mt en diefer Unſerer Verordnung dergleichen Gonz 

` tracte ac. mit ihren Unterthanen, und Einſaaßen, mit Zuziehung 
eines Nechtöverftändigen Juſtitiarii, auf eine zu Recht beſtändige Art 
noch zu errichten, und darinn, alles und jedes, was ſowohl von 
dem Unterthan, oder Einfaaßen zu präſtiren, und abzutragen ift, 
als auch ihrer Seits verſprochen worden, feſtzuſtellen, wobey es 
denn fein Verbleiben haben, und außer dem, was jn ſolhanen Gon» 
tracten verſchrieben ijt, nichts verlanget werden muß. 

Sollte aber ein Guthsbeſitzer, die Anfertigung dergleichen Gon- 
tracte unterlaſſen, fo foll bey entſtehendem MWiederfpruch über den 
Dienſt, nach Ablauf ſothanen Jahres der Unterthan zu keinen meh⸗ 
reren Dienſt, als oben in Anſehung Unſerer Domainenbauren feſt⸗ 
geſetzet worden, verpflichtet ſeyn, und darauf in judicando erkannt 


werden. r 
Sobald endlich drittens, Streit, es fey über 


III. die Loßlaßung, und deren Bedingungen, oder über das Dienen der 
Unterthauen Rinder, oder über die von denen Einſaaßen und Unters 
thanen ſelbſt zu leiſtenden Spann- und Banddienfte entſtehet, gehä⸗ 
ret die Erörterung und Entſcheidung in Anſehung Unſerer Amtsbau⸗ 
ren, in ſoweit nicht die Frage ſelbſt, über die Qualité des Beſitzers 
und des Guths, von welchen das Loßlaßungsgeld, oder die Dienſte 
gefordert worden, ijt, für die Kriegs⸗ und Domainen- Kammern, in 
allen übrigen Fällen aber, für die ordentliche, von Uns dazu ange: 
wieſene Gerichte. Es muß aber in allen dieſen Proceſſen Summarie, 
und wie Wir darüber ſchon die beſondere Vorſchriften ertheilet, kurz 
verfahren, inſonderheit in Anſehung bet Dienfte, während des Proz 
cees, auf beren Leitung Salvo jure, nachdrücklich gehalten werden. 

Und damit Wir allen wegen der Dienſtpflichtigkeit entſtehenden Proz 
ceßen deſto mehr zuvorkommen, und folde fovirl möglich caupiren; gue 
malen Uns nicht unbekannt if, wie bey denen im alten Zeiten, Unſerm 

Königreich Preußen ſowohl durch Krieg, als Peſt betroffenen Verhee⸗ 

rungen, und nachhero geſchehenen Wieder ⸗ Anbau des Landes, es fid) 

öfters zugetragen, daß urſprünglich zu Cöllmiſchen⸗ oder freyen Rechten 
ausgethan geweſone Ländereyen, nachdem ſolche durch die Landesverhee⸗ 
rungen wüſte geworden, denmächſt auf Schaarwerksrechte, fo wie hinge⸗ 
gen urſprünglich geweſene Schaarwerkslündereyen, auf Cöllmiſch⸗ oder 
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freue Rechte ausgethan worden, mithin bie fid) hin und wieder auffin⸗ 
dende alte Privilegia auf die jetzige Befigere, nicht allemal applicable 
find; So wollen Wir und verordnen hiemit, daß wenn Unfern Domai⸗ 
nenämtern, oder Beſitzern adelicher, oder anderer Güter, der gegenwaͤr⸗ 
tige Beſiger eines Grundstückes, von welchem Dienſte gefodert, und verz 
faget- werden, eim altes auf feine Perſon nicht lautendes Privilegium. 
oder Verschreibung, zu Behauptung feines Wiederſpruchs entgegen ſetzet, 
auf ſolches zwar, wenn im übrigen nichts an der Legalität ermangelt, 
und es auf das Grundſtuͤck, von defen Dienſtpflichtigkeit die Frage iit, 
lautet, Ruͤckſicht zu nehmen, und zu erkennen few, jedoch demjenigen, 
der die Dienſtpflichtigkeit, und daß dem gegenwärtigen SBefiber das 
Recht, welches er aus dem Privilegio herleitet , nicht zuftehe, behauptet, 
freyſtehen fol, alternative dagegen zu beweiſen: Entweder t 
1) Daß der jetzige Beſiter, oder derjenige, von welchem er causam 
hat, oder ſein Recht erhalten, ſich zu andern, als in dem jetzt her⸗ 
vorgebrachten alten Privilegio; oder Verſchreibung enthaltenen Ber 
dingungen, es ſey bey Annahme des Grundſtückes, oder ſonſt aus⸗ 
drücklich verbunden habe, oder 

2) Daß die Dienfte, welche jetzt gefordert und verſaget werden, Funf⸗ 

zig Jahr hindurch, bis zu dem Wiederſpruch, fo jest den Streit 
erreget, würklich geleiftet worden; als welchenfals, es werde das 
eine oder das andere bewieſen, hiernach und nicht auf das Privile- 
gium erkannt werden muß. 

Wir befehlen demnach Unfern ſämtlichen Ober⸗ und niedern Colle- 
giis in Sſt⸗ und Weſt⸗ Preußen, und fümtlihen Einwohnern dieſer 
Provinzien, ſich a dato Publicatiouis dieſer Verordnung, welche ſowohl 
die Oft- und Weſt⸗Preußiſche Regierung, als auch die Oſt⸗ und Weſt⸗ 
Preußiſche Kriege- und Domainen⸗Cammer zu deſto ſicherer allgemei⸗ 
nen Bekanntmachung zu verrichten hat, auf das allergenaueſte zu achten. 

Uhrkundlich haben Wir diefe Verordnung, Höchfteigenhändig unter⸗ 
ſchrieben. Berlin, den 8. November, 1273. 
Friederich. 
G. 80 


Nr. 29. 


Acte séparé 
contenant. différentes stipulations, 


Conme i a eis stipulé dans les Articles X, et XI. du Traité conclu 
A Varsovie le 18 de Septbr. 1778 entre S, M. le roi de Prusse et 8. 
M le Roi et la Republique de Pologne, de dresser un Acte séparé sur 
tout ce, qui auroit rapport au bien, et à l'avantage de leurs Etats, 
aussi bien que sur ce, qui auroit rapport au commerce des deur Na- 
tions, et que cet Acte auroit la même: forge et valeur, que il dtoit 
inséré mot pour mot dans le susdit Traité, les Plénipotentiaires des 
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Hautes Parties contractantes; dul: ont conclu le Traits susmentionné, 
sont ultérieurement convenus des Articles suivants, 
` Art. 1. 

La condition des Citoyens de la sérénissime République: passés sous 
la domination de S, M, le Roi de Prusse au moyen du Traité susdit, 
ne sera pas inKricure A celle des anciens Sujets de S, M. Prussisnne 
et ils joniront sous Sa domination des libertés et prérogatives, qui se- 
ront compatibles avec le bonheur gendral.des sujets de Sa dite Majesté. 

: Art. 2. 

Les sujets mixtes, c'est-i-dire ceux, qni ont, ou auront en mème 
tems des possessions dans les Etats respectifs des deux Puissances 
contractantes, auront la liberté, de sejourner, de depenser leurs reve- 
nue ct de fixer leur habitation dans celai de deux Etats, ou il leur 
plaira, sans etre généa en aucune manisre, ni assujetlis pour cela 4 
quelques droits ou Ämpositions de plass: + X 
| 3 Arh di > 
Il sera permis À tout Gentilhomme et Bourgeois, sujets de la Ra- 
publique de Pologne, de se transporter dans les Etats de 8. M, le Roi 
de Prusse et róciproquement aux nouveanv sujets, libres de S. M. Prus- 
sienne, de fixer leur demeure dans les Etate de la République, ct do 
vendre leur bien dans l'espace de ‚six ans 4 compter de la date de 
VActe présent, sans:payer des droits de traiteforaine, Cependant ceux, 
qui voudront se transporter. entiórement, d'un pais à l'autre, devront 
acquitter Präalablement les dettes et pretentions qui se tronveroient à 
leur charge dans le pais, qu'ils voudront quittet, sous peine d'etre 
arrêtés et retenus, par la jurisdiction du lien, ou ils ont demeuré. 

Art. 4. 

U sera permis à tous les Nobles polonois, sujets de la République, 
qui revétus detusllemeut des Charges en Pologne, se trouvent en méme 
tems possessions, Hans les. Pais passés. sous, la; domination. de S. M, 
Prussienne, de jonir.de leur revenus, saus payer,le droit de. traite fo- 
Taine, ainsi quo d'exercer les dites Charges sans aucun empêchement 
de la part du Gouvernement, sous lequel ils ont leurs possessions, 

, Art. 3. ide N 

Les sujets des denx Etats pourront toujours librement retirer dana 
toute l'etendue des deux états respectils les deniers prétés sur Thy 
pothéque, toutes les autres dettes, les héritages et stccessions, aussi 
bien que les dettes sans en payer la traite foraine, bien entendu, quo 
Vexemtion de traite foraine n'aura lien, que pour le terme de six an- 
nées à compter du tems, où sera ouvert le droit des interessés 

| Art 6, 5 

Dans les procis civils, qui existent ou qui pourront venir à exi- 
ater eutre les sujets des deux Etats; on Observexa la règle ordinaire, 
que le demandeur auive, ] jurisdiction du défendeur et tont eriminel 
doit etre puni daus le lien da ddlit. S. M. le Roi et la République 
de Pologne promettent au resté, de prendre ses arraugements efficaces 
pour qu'il soit toujours-ndministré bonne et prompte justice aux sujets 
de S. M, le Roi de Prusse et que surtout l'exécution soit donnée aux 
sentences dinandes en dernier ressort dans les Tribunaux, S, M. le Roi 
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de Prusse promet dgalsment bonne et prompte justice anx 'citöyens po- 
lonois qui ponrroient avoir des procis dans wes états, Eu général on 
maintiendra de part et d'autre les transactions, les sentences et Péxd- 
cution des decrets émafiés: dans les Tribunaux em dernier ressort on 
confrmds'pür des constitutions; meme avant la prise de possession des 
Proviuces cédées à S. M. Prussienne. v s y — 
F Asi, vt d : 

Les deniers" et Impiöts publics appartenauts à la République et trou- 
vés le jour de la prise de possession c'est-à-dire le 13 Septbr, 1772 
dans les culsses des PrüvinGes eddées à S, M. Prussieune iui seront re- 
situés eb acquittés.- «li Ue emn 


? ert 8. íi 

Tout ce qu'on "a trouvé en argent. comptant, en mobiliers et den- 

rées dans les oeconomles Reyules, comme quss les rovenus et les ur- 

rerages qui en reviennent jusqu'au 13 Septbr, 1772, sera bonih 4 8. 

M, le Roi apres que des commissdires de part et d'autre en auront éva- 
lué la valear.' yof 2 I sog serit 
E . Axt. 9. ^ Y anii 

ll ne sera pas pers de part et d'autre doofaire de récrues et dés 

enrollements quelconques” sous "aucun prétexte: dans les dtàts respectifs, 

T m 2 . Art. 40. 5 imb j 

Sa Majesté le oi! de Prusse ajustera! d'une munire équitable et 

en argent comptant les prétensious de: ceux, qui: ónt-possédé à titre. 

onéreux des Starosties "dans es Provinces qui lar ont été códées par 


8. M, et la Rapubliqus de Pologne. > vb eee 
rat UDAD te 
Les archives, qui regardent lés biens des sujets de la République 
et leur fortune et qui &'eaüsé des róvolations anterienres, pourroient 
avoir été transportes 4 Koenigsberg commo àussi- ou qmi par l'echun— 
gement de damingtien sont restés dans le Crod de Naeklo et dans d'au 
tres chancelleries, seront delivrses à la République de la manidre 
suivante. ] i 1 
4) 8. M. Je Roi! et Ia République de Pologne ewjoindront qux di- 
toyens des Pulatinats, qui y sont interessdes, de choisir d'entre eux des 
personnes; qui se reiüdront eus Jos Heuy destinds;et de concert avec les 
Deputés nommss pour dela par les Rígeuces de; M.le Roi de Prusse, 
passeront en revue les dítes archives et chancelleriés et tout ce quls 
"trouveront en Protocolles originaux et autres papiers concernant Feb 
Sujets de a République eouchés- dans les actes, qui pourra étre'sdpard 
des autres qui regardent’ les sujets Prussiens, leur sera delivré sans 
payement avec un inventaire signé de deux cotés, dont chacun gardera 
une copie collationmée, ^» vu = 155 í 
2) Les Protocolles et les ealiſers Ou les transactions des sujets des 
deux Puissances seront comprises ensemble; ne pouvant etre ielivrées, 
on mé vefusera paint Ala-Fegdisition des dites! personnes depntóes ot à 
celle de chacun 'des"interesses d'en faire tirer des ceepies duthentilues 
moyennant un payement diseret- pour les droits de chaucellerie selon 
Ta coutume pratiquse en Pologne et la taxe faite par la loi de payer 
Pour une feuille contetüante 80 ligues un Horin de Pologne. 
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8) Parfaite réciprocité sera observée à l'égard des archives et des 
docmmens, qui pourroient intéresser les citoyens des états de 8. M. le 
Roi de Prusse et qui se trouvent dans les chancellerics de la Bépubli- 
que, y compris celles de Thorn et dë Daüzic. i 

En foi de quoi nous plénipotentiaixes antorisea solemnellement. par 
les deux hautes parties contractantes avna signé cet acte séparé et Pa- 
vous muni des sceaux de nos armes. Fait à Yarsovie le 19 de Mars 
1725. 


Nr. 30. TE ET 


Refeript dis Sufip-SWinifteriums, betr. die Befugniß der 
Weſt⸗Preußiſchen Patrimonial- Gerichte zu den Straf⸗ 
, geldern. = 


Fata, tao ven Preußen ac, ze ze. unſern ꝛc. Euer als 


Daß denen von Adel in Weſtpreuſſen in den vormaligen Zeiten die 
Befugniß zugeſtanden habe, AT 5 7 p 

die von ihren Untertanen verwuͤrkten Gelbſttafen einzuziehen, und 
„s 918 Tructus jurisdictionis zu erheben, 5 
iſt keinem Zweifel unterworfen. T 
In der zwiſchen bem Hochmeiſter, der Ritterſchaft und den Städten 
in Anno 1434, zu Elbingen errichteten Landesorduung, ijt unter andern 
ausdrücklich verfehen: : 8 

Wae Brüche von den unterſaßen der Herrſchaft gefallen, von Un, 

gericht, daß die nach Gnaden wu Pur genommen werben, 

And mich nach Muthwillen, jemanden über Recht zu befdadem, .. 
. Schütens Chronik, ol. 124. PA 
it Preuß. Sammlungen allerlei biöher"ungedeukten ürkunden, 
Nachrichten und Abhandlungen. Tom. 8, pag. fed. x3 
und daß bier unter dem Auedeuce: Herrſchaft, die Gerichtsobrigkeit 
oder Herrſchaft verstanden werden müſſe, erweifet eine darauf folgende 
Dispofition dieſer Landesſatzungen, ibid. wofelhſt es, heißt: 

11* 
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daß kein Unterſaße auf dem Lande ſeiner Herrſchaft an heiligen und 
Feiertagen Schaarwerke zu thun fehulbig fem folle. 
Daß ferner in dem zuerſt angezogenen Artikel £ 
von Gelöftrafen s 
geredet werde, gergef nicht nur der Ausdruck 
von Brüchen, 
als worunter eigentlich nur Geldſtrafen verſtanden, als wesh 
in verſchiedenen Provinzen die Delicta poena pecuniaria ci 
Bruchfaͤllge Delicta 
genannt werden, 
vid. Pafendor de jurisdictione. germanica Part, 2. Sect, 8, 
Cap. 1. g. 248. n 
ſondern auch der folgende Ausdruck: 
zu beſchaken. E 
unter dem Anddruc, 
von Ungericht, $ 2 
Hingegen wird alle ſtraffällige 3Bergefumg, oder crimen verſtanden, 
Wernher practicar. observationum, pag, 487, columna a, 
Nun findet fid) auch noch in ben neuern Zeiten, und zwar in der 
Londesorduung beider Lade Preußen Sigismundi regis et Alberti Mar- 
chionis, de auno 1526. Titulo von Fürkauf und feiner Strafe, folgen⸗ 
des dispontret s 
daß bei befundenem Fürkauf, der Käufer ſeine Waaren und der 
Verkäufer 10 gute Mark zur Buße verfallen feyn folle, unb zwar 
dergeſtalt, daß wenn dergleichen auf dem Lande unter denen von 
Adel, bie die Obergerichte haben, geſchiehet, fole derjenige, unter 
deſſen Gericht ſolches geſchehen, die Waaren und das Geld nehmen. 
Wo es aber in den Städten, oder unter ihren Gerichten geſchehen, 
folle die Wagre dem Rath, und das Geld der Sberherrſchaft das 
von zukommen. n e 
s vid. Jus Culmense correctum a Braunsberg de anno 1711,,p. 137. 
Der Adel von Weſtpreußen, im fofern ihm die Vurisdiction verlie⸗ 
hen ißt, befindet ſich folchemnach micht, wie das oliciam fisci zu bes 
baupten ſcheinet, bloß in dem Beſize des von ibm fo genannten juris 
mulctas, fondern er hat folches Recht, wie aus der Landesordnung de 
1484 erhellet, ſchon damals rechtlich hergebracht gehabt, umb fidh nur 
anheiſchig gemacht, ſolches wider feine Unterthanen nicht zu mißbrauchen. 
Nirgends findet fih, daß ihm Diefes Recht wieder foy genommen 
worden, und die Dispoſition des Oſtpreußfſchen Landrechts 
P. 8. libro 6. Tit. 4. art. 2. . 2. 
findet daher auf den Weſtpreußiſchen Adel keine Anwendung, da ſelbi⸗ 
ges, wo beſondere Rechte und Verfaſſungen vorhanden find, Weſtpreu⸗ 
ßen nicht verbindet z 
i Wenn dieſes zum voraus geſetzt wird, fo kommt es ferner dar⸗ 
anf an: 
Ob dieſem oder jenem von Adel in Weſtpreußen entweder bloß die 
fo genannte jurisdictio civilis vulgaris zuſtehe, 
oder, ob er fid aud) nach bem Kotificationspatent vom 28tem Septem: 
ter 1772. und ber Inſtruction für ſaͤmmtliche Adeliche und andere Paz 


ub noch jetzt 


roeri solita, 
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trimonzalgerichte in Weſtpreußen vom 17. Ceptbr, 1778. Sit, 4. f. 1. 
zu E jurisdictione alta ‚oder Eriminaljurisdiction binlänglich legitimi⸗ 
ren koͤnne. 
is Kann es letzteres, ſo hat ein ſolcher von Adel den Rechtsſatz für 
ſich: 
Si pro poena criminali, legibus forte definita substitu} pecuniaria 
poena, vel irrogari a jndice potest, adhnc dicendum videtur, et 
cognitionem delicti et ipsam maletem judici alto cedere, quoniam, 
quod in locum alicujus reí substituitur, vicem rei tenet et mora- 
liter aequale est habendum. 
Pufendorf de jurisdictione germanica, Part, 2. Sect, 2. Cap. 9. h. 90. 
Ertel de jurisdictione, Cap, 18. Obs. 8. 
„ Will dagegen Fiscus oder ein anderer behaupten, daß einer ſolchen, 
mit der Griminaljuxisdiction verſehenen, Herrſchaft, nur ein gewiſſes 
Quantum, oder nie ein Thel der erkannten Geldstrafe zuftehe: jo muß 
vieſer die Ausnahme von der in der Vernunft umb Biulgkeit gegründe⸗ 
ten Siegel en 

Competiret hingegen einer Heerſchaft im erfke jurisdictio 

civilis vulgaris unb nicht im Deoa E E E 
fo fallen auch bei dieſer niedern Surisdiction Strafen vor, als j €. 
wegen Injurien, Beleidigungen des Richters in officio u, f, w. 

Ju ſofern alfo eine mit der Pateimontaljurisdietion verſehene Herr⸗ 
ſchaft über dergleichen Vergehungen zu cognosciren befugt ift, mürjen 
ihr auch die deshalb dictirte und erkannte Geldſtrafen, als Fructus ju- 
xisdiotionis zukommen, da fie die dabei vorfallende onera tragen muß. 

Pufendorf c, I. P, 2, Sect. 4, $, 28. 
Ertel cit, loco, 

Und es ift wohl nicht leicht ein Land, wo der Fiscus principis den 
Patrimonfalgerichten dergleichen Geldſtrafen entziehen koͤnnte, wofern 
nicht ein anderes per legem specialem feſtgeſetzt ift. 

Zwar ift in dem Jure Culmensi ex ultima revisione Lib. 5, Tit. 26. 
Capite unico, von Geldſtrafen verſehen: 8 

des Richters höchſtes Gewette (i. e. Strafe) find 4 Mark Preufi- 

fer Wehrung, jedes Mark 20 Gr., und jeder Gr. für 18 Pf. 

gänge und gebe Geld gerechnet, und fole ſolches dem Richter in 

14 Sagen nach dem Erkenntnſſſe gezahlet und erleget werden. 

vid. Jus Culmense ex ultima revisione a Danzig. 1767. pag. 261. 

Allein es ift in ber dabei angeführten Note bereits gezeiget wor 
den, daß diefe Diöpofition fid) bloß von den Andieiis Palatinalfis et Ca- 
pitanealiis verſtehe, welchen der Princeps allerdings vorſchreiben konnte, 
wieviel fie für fih zur Strafe nehmen könnten, und wieviel dem fisco 
regio davon anheim fallen mife; (e? die mit der Patrimonialjurisdie⸗ 
tion verſehene Gerichte derer ven Edel aber kann diefes Geſetz nicht aus 
gewandt werden. 

Nach dem neuen Reglement für die Magiſtröte der Königl. Weſt⸗ 
preußiſchen Städte vom 18. Septer. 1773. S. 66. 8. 1. folen alle fis 
kaliſche Strafen, ohne daß ein Unterschied in Auſehung der Quantorum 
dst worden, zur Kämmerei, alfo zum Beſten der Stadt, und weil 
fie die oncra jurisdictionis mit tragen muß, nicht aber zur Generalkaſſe 


; 
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fließen, Warum nun ein anderes bei den Patrimonfalgerichten der von 
Adel ſtatuiret werden Folle, davon läßt fid) keine hinlaͤngliche ratio dit- 
ferentiae abſehen. 

Es können überbieß, nach Unſern Verfaſſungen, bei den Patrimo⸗ 
nialgerichten weder fer wichtige, noch häufige Geldstrafen vorfallen. 

Des Adels Gerichtsbarkeit erſtrecket ſich bloß auf Bürger und uns 
erimirte ſchlechte Einwohner in den kleinen adelichen Städten, und über 
die Bauern hi den adelichen Dörfern. E 

Dieſerhalb haben Wir ſchon wielfültig. befohlen, und es ift zum 
Ueberfluß in der letztgedachten Inſtruction für die Magiſträte S. 67. 
9. 7, wiederholet, daß dergleichen ſchlechte Beute und Unterthanen fo viel, 
möglich mit Geldſtrafen verſchonet, und vielmehr dagegen denenſelben 
ber Sache angemeſſene und dem Publicum zugleich nützliche Leibes⸗ und 
Arbeitsſtrafen auferleget werden follen. 

Wenn Ihr, Guter Obliegenheit gemäß, auf diefe unſere Intention 
ernſtlich haltet, und die Patrimonialgerichte darnach gefhärft inſtrulret; 
fo werden gar felten dergleichen Straffälle vorkommen können. 

Billig hättet Ihr fon auf den jetzt einberichteten Fall aufmerkſam 
ſeyn follar, indem es was erorbitantes iff, daß ein bloßer adelicher Bauer 
um deshalb, weil er dem wider ihn ergangenen Judicat wegen eines 
ſtreitigen Zauns nicht genüget hat, in 10 1 5 Geldſtrafe genommen 
worben; da derſelbe dagegen füglich durch Gefängnißſtrafe, oder auf ans 
dere weniger Läftige Art, zum Gehorſam hätte angehalten werden koͤn⸗ 
nen und follen. MEE d 

Es ſtehet ſolchemnach allerdings Denenjenigen von Adel und Be⸗ 
figern adelicer Güter in Weſtpreußen, welche fid), außer den ihnen zus 
ſtehenden Nieder⸗Gerichten, nach dem Nokiffcatfonspatent vom 28. Sep⸗ 
tember 1772, auch zu der Criminaljurisdictſon gehörig legitimiren, die 
Beſugniß zu, ſowohl die wegen verübter Verbrechen durch Urtel und 
Recht erkannte, als auch die wegen geringerer Vergehungen rechtlich Dies 
firte Geldſtrafen, als fructus jurisdictionis zu erheben. Was aber dies 
jenigen von Adel ober SBefiber adelicher Güter betrifft, welche nur mit 
der jurisdictione civili vulgari perſehen find, fo find dieſelben bloß von 
folden Vergehungen, pene fie nach ber Natur der Niedergerichtsbar⸗ 
keit zu cognostiren befugt, die erkannte Geldſtrafen, als fructus juris- 
dictionis zu genießen und einzuziehen berechtget. Wohingegen fie, die 
wegen ſolcher Verbrechen, worüber ihnen Leine Cognition zuſtehet, ers 
kannte Geldſtrafen zur Generalſtrafkaſſe abzuliefern gehalten find, 

Wir befehlen Euch daher in Gnaden, [ripe das dortige olfieium 
fisch zu befcheiden, und wollen Euch zugleich nochmals hiermit anweiſen, 
mit allem Ernſt darauf zu halten, und die zu Eurem Reſſort gehörige 
Patrimonialgerichte nachdrücklichſt zu inſtruiren, daß nach Unferer fo 
vielfältig geäußerten Willensmeinung, nicht, wie gleichwohl in dem 
von Euch einberichteten Falle geſchehen, die Bauern auf dem Lande und 
die Bürger in ben kleinen Stadten mit Geloſtrafen beleget, ſendern daz 
mit nach aller Möglichkeit vrrſchonet, und dagegen vielmehr denenfelben, 
wegen ihrer Vergehungen, der Sache augemeſſene und dem Publicum 
zugleich nütziche Ceibes- und Urbeitöftenfen auferleget werden. Auch 
habt Ihr die in dem einberichteten Falle bereits dort eingeſandte 10 ja: 
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ler Strafe an die ichtenfeldiſche Gerichte mit nur gedachter Anweiſung 
zu remittiren. Sind 2c- 

Berlin, den 9. April 1775. y 

ad mandatum 

v. 


Fürſt. 


Nr. 31. 
Refeript wegen des Verkaufs adelicher Güter an Birz. 
gerliche. 


Vin Gottes Guaden Friederich König von Preußen 2. sc. Unſern ac. 
Laut des an unſern benni tafi Schreibens des Etats-Mi 
stre von Gaudi vom Soten d. M., haben Wir Höchſtſelbſt zu resolvi- 
ren geruhet, daß auch Leute Bürgerlichen Standes in Weſtpreußen, 
nicht aber in Oftpreußen, adeliche Güter, welche von Pohlnfſchen Edel⸗ 
leuten bisher beſeſſen worden, aufaufen können. 

Wir communieiten Euch ſolches Schreiben zu Eurer Nachricht und 
Achtung hierneben und find Euch mit Gnaden und geneigtem Willen 
wohl beigethan. Gegeben Berlin, den 29ten Januar 1776. 

Auf Sr. Königl. Maſeſtäat ues sain Special⸗Befehl. 
ürſt. 


An die Weſtpreußiſche Regierung. 

Da des Königes Mofeftät Inhalts allerguäd. ertheilter ſchriftl. Tm- 
atruetion resolvitét haben, daß auch Leute Bürgerl. Standes in Weſt⸗ 
preußen, nicht aber in Ostpreußen, adeliche Güter, welche von Pohln. 
Edellenten bisher befoffen worden, ankaufen können, welche Allergnädigſte 
Willens⸗Meinung Ich dato ſowohl der Weſtpreuß. Cammer als auch der 
Cammer⸗Deputaljion zu Bromberg zur Nachricht und Achtung bekannt 
gemacht und ihr dabei aufgegeben habe, mit der dortigen Regierung bei 
vorkommenden Fällen das Nöthige zu concertixen. 

So ermangle Ich nicht, des Kol. Groß⸗Ganzlers und wurd. ꝛc. 2c. 
von Fürſt Ercell. von dieſer getroffenen Verfugung hierdurch zc. zu bes 
nachrichtigen mit dem Anheimftellen, was Dieſelbe dieferhalb an die 
ged. Regierung gefolligſt zu veranlaſſen für gut finden. 

Berlin, ben 20ten Jan. 1776. 


Au des sy. Groß-Ganzlers u. B 
b. v. Fürſt Gre 


Nr. 32. 
Cobinetsbefehl wegen des Eigenthums der Bauerguͤter. 


Gi. Königl. Majeſtaͤt von Preußen ꝛc. Unſer allergnädigſter Herr, 
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haben wahrgenommen, daß bei Dero Nemtern noch Bauer⸗Güter fid 
befinden, die denen darauf wohnenden Leuten nicht eigenthümlich zuge⸗ 
hören, und daß die Beamte, wenn hiernächſt die Eltern geftorben, den 
Kindern die Höfe abnehmen, und ſolche nach Gefallen au andere verge⸗ 
ben, wie dieſes aus dem hiebei erfolgenden Bericht Dero Pommerſchen 
Regierung erhellet, da der Beamte zu Colbatz, die Sophie Schünemann 
aus ihrem väterlichen Bauerhofe zu Singen, den fie nach Ausſage aller 
Zeugen recht ordentlich bewirthſchaftet hat, wider alles Recht und Bil⸗ 
igkeit, eigenmächtig vertrieben und einen fremden Wirth darauf gefebet 
hat. Wenn mm das Sr. Königl. Majefit Willen und Idee ganz enfe 
gegen ift, vielmehr Dero Intention dahin gehet, daß alle Bauerhofe, 
fo unter Dero Aemter gehören, ſowohl in Pommern als in der Kurs 
und Neumark und in den übrigen Provinzen den Beſitzern eigenthümlich 
verbleiben, und von den Eltern auf die Kinder kommen follen, weil 
ſolches den großen Nutzen zu wege bringet, daß die Unterthanen dadurch 
aufgemuntert werden, und beſſern Fleiß anwenden, ihre Güter gut und 
ordentlich zu bewirthſchaften, und mit mehrerem Eifer ſich angelegen 
ſeyn lafen, alles in gutem Stande zu unterhalten, ſobald fie verſichert 
ſind, daß ſolche nach ihrem Tode, ihren Kindern nicht genommen wer⸗ 
den konnen. So befehlen Hoöchſtdieſelben Dero- General: Directorium 
hiedurch in Gnaden, das hierunter Erforderliche ohne Anſtand zu regu⸗ 
liren und zu verfugen, daß an allen Orten, wo es noch nicht geſchehen, 
die unter Dero Xemter gehoͤrende Bauergüter, denen Unterthanen etos 
und eigenthümlich übergeben werden, dergeſtalt, daß ſolche von den El⸗ 
tern auf die Kinder kommen, und diefe hiernächſt in den ruhigen Beſitz 
ihres vom Vater ererbten Gutes gelaſſen werden. Wornach alfo das 
General- Directorium fid) gehörig zu achten, und das dieſerwegen nö⸗ 
thige überall zu beſorgen hat. 
Potsdam, den 20, Februar 1777. 


* gez. riedrich. 
An das General- 2c. Directorium, en 


Nr. 33. 
Ueber die Kennzeichen des Weſtpreußiſchen Adels. 
a, Bericht der Weſtpreußiſchen Regierung. 


Ev. Könkgl. Majzeſtat haben wir bereits am 11ten Juni bsc) Zab- 

res eine Königl. Cabinetzordre vom 7iem Jun. 1776. einzureichen die 

Gnade gehabt, nach welcher 
uns nicht nur in Anſehung der ſchon gegenwärtigen jungen Leute in 
der Cadettenſchule der Auftrag geſchehen, den Adel derſelben zu 
unterſuchen, damit diejenigen, die fih nicht gehörig legikimiren 
können, ſofort dimittict werden können, ſondern daß wir auch in 
Abſicht der Zukunft darauf ſehen folen, daß niemand in der ges , 
dachten Schule aufgenommen werde, der nicht von gutem Adel ſey. 
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Diefem allergnädigften Auftrage zufolge haben wir von den Eltern und 
Verwandten derjenigen jungen Leute, die im Kadettenhauſe bereits vors 
handen find, den Beweis des Adels verlangt, und ungeachtet kaum die 
Hälfte fih gemeldet, und wir daher uns gens thigt fehen, in Abſicht 
derer, bie fid) noch nicht gemeldet haben, uns der Zwangsmittel zu bez 
dienen, damit dieſe Sache bis zur Ankunft Ewr. Königl. Majeſtät tes 
gulirt werde; fo entjtehen doch ſchon in Abſicht des geführten Beweiſes 
derer ſich gemeldeten die größten Zweifel, ob ſelbige anzunehmen ſeyn, 
da wir ſchon zum voraus ſehen, daß faſt niemand ſeinen Adel anders 
als per probationem urtificialem zu führen im Staude ſeyn wird. 

Ew. Königl. Majeſtät ſehen wir und alfo genöthigt, diejenigen 
Grundſäge, die wir bei der Unterfuchung des Adels vorausfehen würden, 


jur otirgnábigften Genehmigung anzizeigen, denn, wie geſagt, ein 


durch einen Adelsbrief 
r 


durch einen Stammbaum 


wird vielleicht, bei einem, oder doch nur hei feft wenigen Statt haben. 
„Denn da der Name des Geodelten bei Pus des Adels ius 
ferbing8 in den Reichsconſtttutionen eingerückt werden ſollte, 
Lengnich Jos publ. Poloniae T. 2. I. g. c. 9. 8. 977 
Vol, Const. pag. 736. T. O. nowey Szluchcic. 
fo verlangten die wenigften die Anfertigung eines Adelsbriefes, weil bie 
ſogenannten bullae argenteae wegen der vorgeſchriebenen Adhibirung der 
drei Siegel und dazu gehörigen ſilbernen Kapſeln mit vielen Koſten vers 
knüpft waren. 
Lasco Statut. fol, 32, p. I. S 
Durch einen Stammbaum aber wird noch ſeltener der Beweis geführt 
werden. In keinem Lande kann nemlich eine geſchwindere Veränderung 
im Steigen und Fallen der Familien Statt baben, als in Polen, denn 
nimmt man einige wenige Familien, als z. E. die von Potocki, Rad- 
ziwill, Sapieha 2c. aus, fo werden fehe wenige vorhanden ſeyn, bie 
ſeit einem Jahrhundert in einem blühenden Zuſtand vorhanden ſind. 
Die Anfertigung der Stammbäume ijt daher febr ungewöhulich. 
She wir aber die bei Beurtheilung des Adels anzunehmenden Grundz 
füge felo anzeigen, müſſen wir zuvörderſt wegen der hiernächſt zu sies 
henden Folgerungen die mit dem Adel verknüpften Vorzüge und als⸗ 
dann erft bemerken, auf was Art 
1. Der Adel erlangt werden, und 
2. derſelbe verlohren gehen konnte. 
daß rer Polnifche Adel beſondere Vorzige genießt, ik bekannt, wir wole 


E diejenigen, die nicht zur gegenwärtigen Sache gehören, als 


oder 


daß ein Anfáfiger Edelmann sec. Constitut, de 1550. nicht anders, 
als nach eichtelichem Erkenntniß, oder, wie die Gefefe fagen, jure 
victus incarcerirt werden kann; desgleichen, daß einem Edelmann, 
ſo wie bei den Römern dem Herrn, das Recht über Leben und Tod 
des Unterthaus zuſteht; 


mit Stiaſchweigen übergehen, dagegen aber bemerken, daß 
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1. nur ein Edelmann der Koͤnigswahl beiwohnen, und feine Stimme 
geben kann, " 

2, daß alle diejenigen, bie einen Ehifluß auf die Regierungsform 
haben, Edelleute ſeyn müſſen. Jure Polono nobiles speciatim 
regni cives dicuntur ac soli curandae Reipublicae adhibentur, 
quia ex iis tantum ordines leguntur. Hinc libertas Polona adeo 
celebrata non aliis civibus quam Nobilibus servit, qui illa ita 
fruwitür, ut ad communionem alios praeter Nobiles non ad- 
mittant, 

Lengnich Jus publ, Reg. pol. L, S, cap. I. g. 2. 
8. Blos ein Nobilis kann als ein Nuncius bei den Reichs⸗ und 
Landtagen, fiè mögen aute- oder post-comitialia feu, erſcheinen; 
Schwalkowski Jus publ. Reg. pol. L. I. cap. 8. 
die drei Städte in Weſtpreuſſen, Danzig, Thorn und Elbing 
ausgenommen, 
Leuguich Jus publ. pruss. pol. p, 68, 66. 
Ein ſolcher allein kann nur zu den Bedienungen im Reich gelan⸗ 
gen, deren es drei Claſſen giebt: a) bie Senatorſtelle, b) die 
andern Kronbedienungen, als Kronfähndrich, Kronſchatzmeiſter, 
Kronnotarius 2c. c) die Bedienungen in einem kleinen Kreife oder 
Bezirk, z. B. Jaͤgermeiſter, Faͤhndrich, Vorſchneider ze. von 
Wyssogrod ; 
Schwalkowski L. I. Cap. 7. 
Hartknoch Respubl. Polon. p. 399. 
ſelbſt die Advokatur foll nur von einem Adlichen getrieben wers 
den können, 
Hartknoch J. c, L. 2, cap. 15, in fine, 
Eigentlich folen auch die geistlichen Praͤbenden blos Nobilibus 
conferirt werden; allein dieſes iſt nicht einmal bei den Biſchöfen, 
weit weniger alſo bei den Kanonicis beobachtet, als weshalb wir 
uns auf den Harkknoch J. alleg. berufen. 
Gleiche Beſchaffenheit hat es mit den Tenuten oder Starofteien 
"absque jurisdictione, welche gleichfalls blos den Nobilibus cons 
ferirt werden follen, 
Melusii Stat, fol, 175, 176. 
weil dieſes gewöhnlich in den mit einem neuen Könige jedesmal 
errichteten pactis conventis mit beſchworen werden mußte, wel⸗ 
ches jedoch nicht jederzeit ſo gehalten worden; denn ſo wurde 
3. B. nicht nur einem gewiſſen Prön aus Danzig durch das 
Reichstagsdecret von 1673. die Tenute Sobowitz zu bejißen die 
Befugnis ertheitt, ſondern August III. verſprach auch in den mit 
ihm errichteten Pactis $. tetez warucemy mur dieſes: 
promittimus, neqne plebeji personis tenntas concedimus, ex- 
teptis his plebejis personis, quae meritis ab aliis distinguuntur, 
So ſollten auch bie Advocatialgüter nur Adlichen conferirt werden; 
Schwalkowski Jus publ, Regni pol, L. 2, Cap, 3. pag. 230. 
dieſes waren nemlich ſolche Güter, deren Beſitzer nicht Kapita⸗ 
nei oder Staroſten hießen, die auch von weit geringerem Betrage 
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als die Staroſteien waren, die Advofatie in Bromberg ausge⸗ 
nommen, die an 80,000 Gulden eingetragen hat. 

Lengnich Jus publ. Regni pol. I. 2. Cap. 2. & 29. 
Von dieſer Regel erlaubten fid) in der Folge aber die Könige 
Ausnahmen, ja fogar die Geſetze erlaubten es, daß die Advoca- 
tine in regiis Oeconomiis et reformationi regiae subjectae et Ci- 
vitatibus lege publica incorporatae beliebigen Perſonen, ohne auf 
den Stand zu ſehen, conferirt werden können, 

Lenguich p, conventa August, II. $ 50. 
und durch die Gonſtitution von 1762. erhielten die Könige Er⸗ 
laubniß, zehn Advocatialgüter, infonderheit die zu Lambur, auch 
an bürgerliche Perſonen ertheilen zu können. 

Levgnich 1. e, 

Mar es endlich blos ben Nobilibus erlaubt, adliche Güter in 
Preuſſen zu vefigen, 
Constitat, Alberti de 1496. Constitut. Alexand, d. 1505. 
und durch die des Sigismund von 1538. wurde es feſtgeſetzt: 
Cives bona terrestria hereditaria amplius non emant, neque ad 
inscriptiones adimittmmtur sub poena in admittentés 100 marra- 
rum: empta vero infra quadriennium vendant sub amissione il- 
lorum; propinquiores mobilis venditoris, lona vendita Jure re- 
tractus ab emtore cive vindicent, Civitates tamen et cmmuni- 
tates hae lege non tenentur, 
Die Urſache hiervon ſcheint in dem ehemaligen Lehnsſyſtem fid) 
zu gründen, da die Güter blos ad servitia Equestria auögethan 
wurden. Prilusins fagt daher fol. 56. in fine: 
quod (scil, plebeji) in profectionibus bellicis et aciebus locam 
inter nobiles competentem nou habereüt. 

Eine Ausnahme von dieſer Regel aber wurde in Polen in Anſe⸗ 
hung der Magiſtratsperſonen in Krakow und Wilna, und in Preuſſen 
bei den Einwohnern der drei großen Städte, Danzig, Thorn und El⸗ 
bing, gemacht. In Anſehung Weſtpreuſſens wurde zwar durch eine Con⸗ 
ftitution von 1601. feſtgeſetzt, daß keinem Fremden überhaupt adliche 
Guter in Preuſſen zu befigen freiſtehen folle, zugleich aber auch die 
Klauſel hinzugefügt, non de rogando constitutionibus terrarum Prussiae 
et juribus Civitatum, In constit, terr. Prussiae de 1630. wurde ferner 
feſtgeſetzt, daß keinem fremden Adlichen Landgüter, es fey titulo emtio- 
nis ober als ein Pfand, zu befisen freiſtehen folte, und foldes zwar 
bei Verluſt der Güter und 2000 Mark Strafe, jedoch dieſes mit Bors 
behalt aller Rechte der Städte. 

Dieſe Rechte gründen fid) nemlich in Constitut. terr, Prussiae de 
1588. „Civibus bona terrestria“, woſelbſt verordnet ift, ur deinceps li- 
berum sit civibus, bona terrestria, et mobilibus civilia bona emere, ut 
tamen ad parva onera utrinque ferenda sint obligati cives ratione bo- 
norum terrestrium ad omnia nobilitatis, mobiles ration civilium bono- 
rum ad omnia civilia onera, f 

Hiernach ſcheint alfo keinesweges in Abſicht biefeó Punktes die 
Folge gezogen werden zu Können, daß terjenige, ber in Weſtpreuſſen 
ein apliches Gut beſitzt, auch deshalb eben nicht für einen Edelmann ge- 


i 


172 Den 6. Mat 1777. 


halten werden konne. Wir werden jedoch aber dieſes zum Grundſatze 
annehmen. à 

Zum voraus können wir nemlid) dieſes feffeden, daß unter den 
Städten, die das Recht haben adliche Güter zu befigeu, blos Danzig, 
Thorn und Elbing gemeint ſind, da die kleinern Städte nicht zu den 
Ständen des Reichs gehörten, und dieſe dabei nur allein eine jede zwei 
Seputirte zu den kandtagen abſchickten. 

Schwalkowski Cap. 9. I. 4. pag, 202. 

Hiernaͤchſt findet man in der Geſchichte des Landgerichts gar häufige 
Beiſpiele, daß der Adel auch den Einwohnern der drei großen Städte 
nie gerubig dieſes Recht habe genießen laſſen. Proen, ein Danziger, 
mußte dahero 1643. erf durch ein Reichstagsdeeret es bewirken, die Gi 
ter Naſſenhuben und Hochzeit in Pommerellen beſigen zu können, und 
1728. ließ der Woywode von Eulm Nobinski den Veſitzer aus Schön⸗ 
feld, einen Danziger, erft ans Peterkauiſche, hernach vors Lublinſche Sri- 
bunal ausladen, von welchen beiden Gerichten ihm auch gedachtes Gut 
als erledigt zugeſprochen wurde; weil aber der Eigenthümer des Guts 
ſchon vorher den von Rybinski beim Aſſeſſorialgericht hatte vorladen 
lagen, fo ſtand biefer 1725, von feinem Rechte ab, worauf es bem ans 
dern zugeſprochen wurde. . 

Lengnichs Geſchichte, T, 9. pag. 241. 
Der Verfaſſer des Fractats: Die aus den Gräbern durchdringende Stim⸗ 
me der vor 230 Jahren verſtorbenen wahren und echten Preuffen, klagt 
daher febr úber die Kränkung der Rechte der Städte in dieſem Punkte. 

Nachdem wir alſo die zur gegenwärtigen Sache gehörigen Vorrechte 
des Adels angezeigt haben, ſo werden wir nur noch, wie geſagt, ganz 
kurz bemerken, 

1. wie er erlangt werden, und 

2. wie er verlohren gehen konne. 

Erlangt wird er 1 A 

a) durch die Geburt, wenn jemand aus einer rechtmäßigen Ehe 

von einem adlichen Vater erzeugt iſt, 
Schwalkowskt I. e, pag. 157 
Melusii Stat, L. I. Cap. 4. Fol, 90. 

b) durch eine geſetzmäßige Schebung, j 
Diefe geſchah in ältern Zeiten, da Polen völlig despotiſch regiert wurde, 
da man von den Staroſteien und andern an den Adel zu vergebenden 
Gütern nichts wußte, bloß vom Könige allein, Als der Polnifche Adel 
überhaupt aber feine: Rechte zu erweitern anfing, ſchränkte er auch feine 
Regenten hierin ein; den Anfang machte er nemlich damit, daß 1578. 
durch ein Geſetz fergefegt: wurde, daß der Adel entweder mit Vorbe⸗ 
wußt der Senatoren auf dem Landtage oder bei der Armee wegen ver⸗ 
richteter wichtigen Thaten conferirt werden durfte. 

Volum, II. Constitot, tit, plebej. nobilitati, 

..Constitut, de 1641. p, 2. tit. O Tudiginatach. 

Ju der Folge follte ſolches blos nach vorgangiger Recommendation der 
Senatoren, Landbothen oder Feldherrn geſchehen, ja per Caustitut. de 
1641. tit. o-Indignatach y wobilitujiach fol, Ul. wurde unter Vladis- 
Laus IV. feſtgeſetz, daß nicht nur die Stände über die Zuläſſigkeit zum 
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Adel erkennen könnten, ſondern auch alle Erhebungen, welche nicht feit 
dem Jahr 1601. in den Konſtitutionen verzeichnet wären, von keiner 
Gültigkeit ſeyn, ſondern ihre Güter für vacant erklärt, und andern 
Adlichen gegeben werden ſollten. Ein Verzeichniß ſaͤmmtlicher in den 
Adelſtand erhobenen Perſonen findet man in dem Iudice Constitut, La- 
dovisci p. 488. et Zeglieii pag. 670. fo von 1601. bis 1726. geht. Von 
dieſer Zeit an folen nicht eher als bis im Jahr 1764 Edelleute gez 
bus ſeyn, die in den Paubtagéacten von gedachtem Jahr verzeichnet 
find. 

. ,Lenguich, J. p. p. L. 8. cap. 2. pág. 81. 
Wir übergehen aber alle fernere Einſchränkungen des Königs dieſerhalb, 
und bemerken nur uberhaupt die Regel, daß das Diploma des Königs 
allein zur Erhebung des Adelſtandes nicht gültig it, fondern der Name 
des neuen Gbelmann ben Gonſtitutionen inferirt werden mußte. 

Volum. 11. Constit, pag. 738; tit, O. nowey Szlachcic, 

Von bem Jahr 1578. an wied man daher auch die Adelsbriefe folgen: 
dergeſtalt unterſchrieben finden: in quorum omnium fidem’ praesentes 
manu Nostra subscriptas Sigillo Kegni communiri jussimus; datum prac- 
sentibus Reverendis, Magnificis etc. da alsdann alle Senateurs na ments 
lich aufgeführt werden, oder datum Varsovias in Comitiis Regni gene- 
ralibus etc. praesentibus, 1 

Die vom Könige allein geſchehene Erhebung in den Adelſtand ift 
alfo ohne alle Prärogativen, und fie genieſſen keine Vorzüge und Bors 
rechte. — Dergleichen Edelleute werden auch zum Unterſchiede Nobiles 
aulici genannt. 

Zuluski Epist. T. I. pag. 708. 

c) Wird der Adel durch das Heimrecht (lux indigenatus) erlangt. 
Anfänglich wurde ein jeder Fremder, der ſich anſäſſig machte, als ein 
Eingebohrner betrachtet, in der Mitte des 16ten Jahrhunderts aber wurde 
eben das in Abſicht des Indigenatrechts feftgefegt, was bei der Erhe⸗ 
bung in den Adelſtand verordnet worden, daß nemlich das Indigenat⸗ 
recht nicht heimlich, fondem öffentlich vom Könige mit Einwilligung der 
Stände couferirt werden durfte. Man findet daher auf gleiche Weiſe 
ein Berzeichniß derer, die bis 1726. das Indigenatrecht in Polen erhal⸗ 
ten haben, in den iudicibus constitutionum Ladovici et Zegliciani, und 
die von diefer Zeit an, in den Conſtitutionen von 1764 an. 

Lengnich Jus publ. Pol. Tom. II. L. 8. Cap. 2. pag, 91. 
Ez verſteht fid) auch von felbft, daß derjenige, der um dieſes Recht 
Anſuchung thut, ein Nobilis bene meritus bereits fem und feinen Adel 
darthun muß, 

Lonetitut. de 1641. 
fo wie auch in der Folge demjenigen, dem das Heimrecht conferirt ift, an= 
befohlen worden, vor dem nächſten Landtage fid Landgüter anzuschaffen. 

Wir mifen aber hiebef noch Diefe bemerken, daß der neucreirte 
Edelmann; oder derjenige, der das Indigenatrecht erhielt, nicht ſofort 
aller Vorzüge des Adels theilhaftig wurde, londern dieſes kam erft der 
dritten Generation zu ſtatten, es fep denn, daß dieſer Genuß der adli⸗ 
chen Vorrechte dem Gandidaten ausdrücklich in bem Adelsbriefe verſtat⸗ 
tet, oder in das deshalb gemachte Laudum verschrieben worden, 
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Lengnich Jus. Publ, Reg, Pol, L. 8, cap. 2. pag. 29. $. 16. 
Dieſes Vorrecht des alten Adels wird lus Seurtabellatus genannt, 
daher gewohnlich, wenn jemand in den Adelſtaud erhoben wird, die 
Klauſel vorkommt: salvo ſurg Seartabellatus. Eigentlich ſollten diejeni⸗ 
gen, denen das Polniſche Indigenat conferirt worden, nicht zugleich 
Preußiſche indigenae fetu, da ſelbſt die Polen nicht eo ipso das Yudiges 
nat in Preuſſen hatten: allein in keinem Rechte find bie Preuſſen mehr 
gekränkt worden, als in dieſem, da die Erfahrung es bei der Beſitz⸗ 
nehmung des Landes gezeigt hat, daß beinahe alle geiſtliche und welt⸗ 
liche Dignitäten nur den Polen verliehen waren. » 
2. Verlohren geht aber der Adel 4 
ah durch eine Miſſethat, die in den Geſetzen ausdrücklich benannt 
ist. Hierher gehört unfer andern, wenn ein Adlicher pro ple 
JBejog daß er ein Edelmann fey, ein Zengniß ablegt. 
Constitut. de 1634. ol. 449. tik. secnritas honorum et bonorum, 
5j Wenn jemand den Handel, Bierſchank aber ein anderes ders 
leichen Gewerbe treibt, überhaupt huͤrgerliche Nahrung treibt ; 
a ſelbſt wenn er eine Stelle im Magiſtrat einer der kleinen 
Städte annimmt. 
Swalkowski-Jus Publ. Reg. Polon, L. I. Cap. 7. pag. 158. 
Lenguich Jus Publ. Reg. « S enp. . g. 20. 
Constitit’ do 1683 "pag. 
Janisa Stat. pag: 197. s 
Die Kinder aber, die vor einem ſolchen Gewerbe erzeuget worden, 
bleiben adlich, fo wie auch derjenige, der auf fold Art den Adel wers 
lohren hatte, jure quasi postliminit ſolchen wiederum erhalten konnte, 
enn auf dem Reichstage ſolcher nachgeſucht wurde, und welches nach 
em Hartknoch in Respublica Poloniae pag. 637, ſehr leicht zu etlaiis 
gen war. tis 4 
4 Allergnädigſter König und Herr! ` 
Nach der von uns vorangeſchickten Anzeige von den Vorrechten des Pol 
niſchen Adels, und von der Art, wie ſelbiger erlangt werden und vers 
lehren geben konnte, werden wir auumehre Allexpöchft Denenfelben. leicht 
diejenigen Grundſätze zur allergnädigſten Genehmigung anzeigen können, 
die wir bel Beurtheilung des hieſigen Adels zum Grunde legen werden. 
Nach unferm Ermeſfen wird alfo- der Beueis in Abſicht des erhal⸗ 
tenen 0 Adels oder Indigenats von denen geführt, 

I. deren Vorfahren vor 1578 vom Könige allein, nach dieſer geit aber 
vom Könige mit Einwilligung und Unterschrift der Senatoren, ein 
Diploma erhalten haben, E m 

11. durch die öffentliche Reichsconſtitution, i zu 

IH, per Landa Terrarum Prussiae, indem daß Preußſſche Judigenat 
ſehr hänſig in den Landtagen, wie z. B. auf bem in Graudenz 176: 

ihrer zwölfen conferirt wurde. n Ai t 

„ whenguich Jus, publ. Regui- Pol. T. II. pag. 28. F. 18. 

Da aber die Lauda unſeres Wiſſens nie gebruckt worden, und durch 
ſolche den Adel ober das Indigenat zu erweifen, manchen ſchwer fallen 
würde, fo wird es völlig zureſchend ſeyn, wenn jemand 
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IV. darthut, daß er oder feine Vorfahren wo nicht Reichswürden, 
wenigſtens doch Palatinalwürden, als 
Bubcamerarius ; sive fiuvium regundorum praetor, 
Capitanevs com jurisdictione, 
ier, 
Terrestris, Subindex terrestris, z 1 i 


"Tribunialii minores, 
Quuestores: sive. Custodes Thesauri, 
bekleidet haben. S 145 
V., Daß er Press auena als Nuntius entweder auf dem allge⸗ 
meinen Reichstage oder auch auf den Landtagen den Berathſchla, 
gangen Dec Stine beigewopnst; ble atßgrorhigtm ber deer EARN 


jedoch hiervon ausgenommen; 1 ^ f 
VI. daß er oder feine Vorfahren der Waß! jw Polniſchen Königs 
beigewohnt, und die Wahlcapitulation als ein eligendus mit untere 
ſchrieben; = " 
x er oder feine Vorfahren zu Königl, vom Reichstage ernann⸗ 
ten Geſandtſchaften gebraucht worden; 
VII. daß er ein adliches Gut hier oder in Polen befige oder beſeſſen 
habe. Allein hier glauben wir auch eine Einſchränkung ‚beifügen zu 
‚ müffen, Bekannt i có, daß der Adel oder das Indigenat blog, bei 
den Panbtagen nachgefucht wurde, und auf dieſen vorzüglich biejenis 
gen angezeigt und angeklagt wurden, die etwa nicht ablid) waren, 
oder das Indigenat nicht erhalten hatten. Der ludex Terrestris 
ſollte zwar nicht die Intromiſſion oder Nefignation an einen Ex- 
iraneum Nobilem oder Plebejum verſtatten,, allein die Geſetze mas 

den darin ſtrenge, wenn ein Nobilis fälſchlich pro ignobili à 

ſchuldigt wurde, ja fie verftatteten ſogar bem fälſchlich posten ud 

ten, auf Lebensſtrafe des Denunzianten angutragen. 4 

Constitut, de 1633. Na koniceg 
* — Lengoich Jus Publ. Regni Pol. T. 2, D. 33. 

Die Gefahr war alfo zu groß, jemand den Adel ſtreitig zu machen; 
die Judices Terrestres, und überhaupt ein Jeder, waren hierunter alfo 
aus Vorſicht febr nachſichtig, daß fid) daher manche Beſitzer adljcher 
Güter finden werden, die ihren Adel vielleicht nicht darthun werden, fo 
wie auch bei der gegenwärtigen Unterſuchung ein junger Menſch im Ka⸗ 
dettenhauſe befindlich ift, deffen Vater weder ben Polniſchen Adel, noch 
das Indigenat erhalten zu haben angkebt, ſondern feinen Böhmifchen 
Adel binnen einem halben Jahr erweiſen will. 

Wir überlaſſen Ew. Königl, Majeſtät es alfo,- ung allergnädit 
au MER A ob nicht ber Beſis eines adlichen Gutes auf gemiffe ME 
feftgefegt werden foll, den wir auf den Reichstag oder vielmehr auf 
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das Jahr 1764 zurüuckſetzen würden, indem feit diefer Zeit Polen und 
Weſtpreußen in beſtaͤndiger Unruhe geweſen ift. 

Eben fo erwarten wir Ew. Königl. Mafeftät Befehl darüber, ob 
auch ein Beweis durch Zeugen Statt haben ſolle. Nach Polniſchen 
Rechten waren ſechs eidliche Zeugniſſe, zwei aus der erſten, zwei aus 
der zweiten, und zwei aus der dritten Generation noͤthig, 

Szerbicii Statuta fol. 34. 

Endlich würden wir von denen keinen fernern Beweis des Adels 
erfordern, die gleichen Namen mit einer ſonſt bekannten Oſtpreußiſchen, 
Maͤrkiſchen oder Pommerſchen adlichen Familie führen, und ihre Bers 
wandtſchaft mit folder darthun. Dahingegen aber es als keinen zurei⸗ 
chenden Beweis annehmen, wenn jemand oder ſeine nahen Anverwandten 
Soffisierftellen im Polniſchen Dienſte haben; wir werden von ſolchen 
vielmehr einen nähern Beweis des Adels erfordern, da, wie bekannt, 
im Polniſchen Militärdienſt eben nicht auf den Adel geſehen wird. 

Marienwerder, am 15. April 1777. 

. Die Weſtpreußiſche Regierung. 


b. Reſcript bes Staatsrathes an die Weſtpreußiſche Regierung auf den 
vorſtehenden Bericht. y 

Der von Euch unter dem 15tem April Bet Gelegenheit der Euch von 
Uns unmittelbar anbefohlnen Unterſuchung des Adels der jungen Leute 
im Gulmjiſchen Kadettenhofe erſtattete Bericht iff ſehr gut und gründ⸗ 
lich abgefaßt, und die von Euch vorgeſchriebenen Gun e werden von 
Uns gebilligt. _Anfangend den achten Punct; fo finden wir den Beſitz 
eines adlſchen Guts zum Beweiſe des Adels ncht zurechend, ſondern e6 
muß ein folder Beſitzer überbem noch andere Beweiſe führen, als daß 
er auf den Landtagen paſſſret und dergleichen, und daß er ſchon vor 
dem Jahre 1764 adelige Güter beſeſſen hat. ^ i 

Der Beweis durch Zeugen iſt noch mißljcher, und der Ungewißhelt 
zumal in Polen unterworfen, und daher nicht darauf allein zu achten, 
dafern nicht andere Beweiemitkel dabei concirriren. In Anſehung derer, 
die gleichen Namen mit einer ſonſt bekannten Oſtpreußiſchen, Pommer⸗ 
ſchen oder Mäͤrkiſchen adlichen Familie führen, fo ijt ſolches nicht allein 
zureichend, ſondern (fe muͤſſen zugleich ihre Deſcendenz oder Verwandt⸗ 
ſchaft mit folder darthun. Daß aber Irmand eine Militärcharge in 
Polen bekleidet, kann gar keinen Beweis des Adels abgeben zc. 

Berlin, am 6. Mai 1777. 

Auf Seiner Königlichen Mazeſtät allerguädfgſten Specialbefehl. 

Fiainkenſtein. Herzberg. Fürft, 
ie Weſtpreußiſche Regierung. 


An 


: Nr, 34, 


Auszug aus dem Gutachten des Landraths vom Paulitz in 
Sachen des Fisci wider die Erben des Franz von Schwander 
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auf Wiſſulke, uͤber die Natur und den Unterſchied der Lahn⸗ 
und Quart⸗ oder Gratial⸗Guͤther in Weſtpreußen vom 
10. März. 1780. (Repon. S. Nr. 456.) 


Su dieſem Rechtsſtreite kam es auf Entſcheidung ber Frage an: ob 
das von Klägern befeffene Guth Wiſfulke feinem ganzen Umfange nach 
ein Lahnguth fen, oder ob nur ein Theil deſſelben dieſe Eigenſchaft, der 
Ueberreſt aber die Qualität eines Quartguthes habe, welchem gemäß 
fobann nicht nur die zu entrichtenden Abgaben, ſondern auch die Erb⸗ 
folgerechte der Kläger beſtimmt werden müßten. Um diefe Streitfrage 
recht zu verſtehen, ijt es nöthig, die unterſcheidenden Merkmahle beider 
Arten von Güthern vorauszuſchicken. ? 

Sowohl Lahn⸗als Quartgüther find bona regia, womit man aber 
nach polniſchem Sprachgebrauche nicht den Begriff königlicher Domainen vere 
binden muß; vielmehr werden darunter ſolche Güther verftanden, welche 
der König von Pohlen an Staroſten oder andere, die er begünftigen 
will, verleihen und worüber er, wenn ſie wieder an ihn guvüdfallen, 
auf gleiche Weiſe verfügen mk Von iu bonis regiis mußte bie 
Infanterie erhalten werden, weil der Adel in Sriegégeiten nur bie Gas 
vallerie aufſtellte. Deswegen ward fon- im 16, Jahrhunderte durch 
Reichsconſtitutionen feſtgeſetzt, daß der vierte Theil der Einkünfte aller 
köͤnigl. Güther unter dem Namen Quarte zur Beſoldung einer Art von 
Soldaten hergegeben werden mußte, welche man milites quartanos nannte. 
Der Ertrag dieſer Abgabe war aber nicht hinreichend, weil die Staro⸗ 
fen und andere Inhaber der koͤnigl. Güther die Einkünfte davon nur 
ſehr geringe angegeben hatten. Man beſchloß daher zur Verſtärkung 
des Fußvolks den zwanzigſten Bauer auszuheben, welcher geruͤſtet ers 
ſcheinen und ſich ſelbſt unterhalten mußte, wogegen er von allen Abga⸗ 
ben und Dienften befreiet wurde, als welche von den übrigen neunzehn 
Bauern uͤbertragen werden mußten. 

Da nun diefe Art von Aus hebung mit vielen Schwierigkeiten vers 
faüpft war, fo beſchloß der Reichstag im Jahre 1019, daß auf die 
zwanzigste Hufe in den königlichen Gütern elne ſixirte Abgabe von 60, 
hiernächſt aber von 100 Fl. pohln. oder 16 Rthlr. 16 Gr. jahrlich un⸗ 
ter dem Namen der Lanowe oder Hufengeld erlegt, und diefe Einnahme 
zur Errichtung und Unterhaltung einer ſtehenden Infanterie beſtimmt 
fein. folte, 8 

Die Hufen, worauf die Lauowe haftete, wurden zum stern von den 
übrigen bonis regiis abgefoadert, welche letztern nach wie vor die Quart⸗ 
gelder entrichteten. . 

Bis hieher ijt ber elfen. der Sahne und Quartgütber ungezwei⸗ 
felt. Es ift aber zu bemerken, daß dle Krieges⸗ und Domalnen⸗Kam⸗ 
mer in Anſehung der Lahngüther auf den Grund verschiedener von bem 
geweſenen Landrathe von Paulit ausgearbeiteten Gutachten, andere 
Grundſatze behauptete, als die weſtpreußiſchen Iuftigeollegien, zufolge 
der bei verſchledenen audern Lahngüthern vorgenommenen Unterfuchun⸗ 
gen, angenommen habe. 

Dieſer Unterſchied beſteht darin, daß nach des von Paulſtz Ausführung 
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1 i 
freit haben, welche foujt die Startar zu fördern Sefugf geweſen fein. 


Verſchiedenen Meith Nitfn von 
rſchtiedenen Meinün, idt 


beigelegt worden. 1 
Auf den Fall, daß nicht das ganze Guth Wiſſulke als Lahn anere 
kannt werden folie, richtete Kläger fein Geſuch dahin, daß ihm bei 
Abtretung des Guth das Efnkaufsgeld don 2000 Fl. popin. und die erz 
weislichen Verbeſſerungen mit 4364 Athlr. erſtattet werden möchten. 
Fiscus leugnete auf den Grund des von Paulitzſchen Gutachtens, 
daß das ganze Gurh Wiſfulke Lahn ſey, weil ſelbiges nicht nur der 
Ehefrau des Klägers mit verliehen, ſondern auch weit größer fey, als 
daß es einer Lahnhufe gleich geachtet werden könne. Das daß ane 
von 1771 wurde zwar in der Art anerkannt, daß darin das gauze 
Guth Wiſſulke zu Lehn gemacht worden; allein Fiscus vermuthete eine 
Gollüſſon, weil bei der preußiſchen Beſttznehmung der Kläger im Jahre 
1778 von dieſer Eigenſchaft feines Guehs niche die geringste Erwähnung 
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gethan, ſondern es für ein Gratialguth ausgegeben habe und die Quarte 
Doron entrichtet. Ferner behauptete Ficus“ der König orn Polo fey 
nicht bemächtigt geweſen, die Eigenfhaft des Guths zu verändern, ins 
dem Ältere Privilegia zeigten, daß felbiges urſprünglich ein Quartguch 
geweſen foy, Man räumte zwar ein, daß das uma zu Stabme 
entſchieden habe, in Wiſſulke feg ein Lahn befindlich; man behauptete 
aber, dabei ſey die Frage unentſchieden geblieben, ob nicht außerdem zu 
Wiſſulke ſolche Grundſtücke gehörten, wovon Huarte und Hybernet 
der entrichtet werden müßten. Dfeſem gemäß trug Fiscus bab 
daß dem Kläger nur die ausgemittelten Lahnhöfe gegen Entrichtung des 
iäbelſchen Lahngeldes zu überlaſſen, dahingegen der übrige heil von 
Wiſfulte als ein Gratialguth einzuziehen fey, und Kläger, weil gedach⸗ 
128 Guth in dieſer Eigenschaft nicht ihm, ſondern feinen Schwiegeräl⸗ 
tern verliehen geweſen, feit dem 8. September 1781 als dem Tage, 
an welchem die Schwiegermutter ale Wittwe verſtorben fey, ale Nutun- 
gen eraiten mife, welche er entweder wirklich gezogen hätte, oder doch 
hätte genießen können. Auf das eventuelle Geſuch des Einkauſsgelbes 
ward erwiedert, daß Kläger um deßwillen keinen 2f ſpruch daran ma⸗ 
chen fónne, weil er die erforderliche königliche Einwilligung zu der von 
feinen Schwiegerältern auf ihn gefchehenen keberkragung ihrer Mehle 
bei deren Lebzeiten nicht erhalten hätte, und daher nunmehr die Medite 
der Schwiegerältern dem Fikco verfallen wären. In Anſehung ber Mes 
liorationen wurden die Angaben des Klägers beſtritten; man einigte jid) 
aber bei ber Inſtruction, daß dieſerhalb alles fernere Verfahren ange 
fegt und zuforderſt nur die Präjudiclalfrage entſchieden werben. folle: ob 
das ganze Guth Wiſſulke, oder nur ein Theil deſſelben als Lahn zu ber 
trachten fen? 2 HM j 
Die Inſtructien ward hauptſuͤchlich darauf gerichtet, die Beſchaf⸗ 
fenheit anderer Lahngüther, beſonders in Anfehung ihres Umfanges, und 
der dabei beobachteten Art der Erbfolge auszumitteln. Der Erfolg bi 
fet Bemühung wird zu Vermeidung der Wiederhohlungen unten 
kommen. Uebrigens behauptete Kläger, feine Angabe bei der Glaffifica 
tlonscommiſſion könne ihm nicht nachtheilig ſeyn, weil er fih damahls 
große Vortgeile vorgeſtellt hätte, wenn er fein Guth in Erbpacht er⸗ 
hielte, und weil er auch nicht gewußt hätte, daß fein Schwiegervater 
ſchon im Jahre 1771 in der Ark, wie foldes wirklich geſchehen fey, ein 
Privilegium ausgewirkt Babe; ohnedies habe man auch beſorgt, daß auf 
M Privilegia nicht werde geachtet werden, und daß man wenig: 
eu beträchtliche Auslöſengekoſten für ein neues Privilegium werde cte 
legen mifen. Es ward übrigens vom Kläger emmgeräumt, daß fein 
Schwiegervater nach der Zeit, da das Tribunal zu Radom bie Lahns⸗ 
eigenſchaft feſtgeſetzt, doch bis 11765 Auartgelder bezahlt, und daß er auch 
nach der preußſſchen Beſitznehmung ein Gleichen gethan habe, weil oh⸗ 
nedies die Quartgelder weniger als die Lahngelder betragen hätten. Klä⸗ 
ger meinte, er habe ſich dadurch ſeines Rechts nicht begeben, indem ihm 
nach dem Radomſchen Fondescenſtensdecret immer frei geſtanden hätte, 
pP „gran die Vorſchrift der Geſeze gezahlten Quartgelder zurück zu 
ordern., 8 > T 
Das weſtpreußiſche Hofgericht erkannte unterm 29. Juli 1784, daß 
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die Erben des Franz von Schwander, welcher während dem Prozeſſe ge⸗ 
ſtorben war, bei dem ruhigen Beſitze des ganzen Lahngutes Wiſſulke ge⸗ 
en die alleinige Erlegung der gewöhnlichen Fauowe von 100 Fl. pobli, 
jahrlich zu ſchützen; fie jedoch gehalten wären, dasjenige nachzuzahlen, 
was fie von Zeit der preußiſchen Beſitznehmung an weniger abgetragen 
hätten. Die Koften wurden gegen einander aufgehoben. 

‚Hierbei beruhigten fid) die Kläger; Fitzeus aber appellirte darüber: 
daß das Guth Wiſſulee als Lehnguth angefehn, und die Kläger in beffen 
ruhigen Beſig gegen die bloß gewöhnliche Abgabe von 100 Fl pohln. 
gefehlt, und mur zur Nachzahlung deffen ſchuldig geachtet worden, was 
ſie ſeit der preußiſchen Beſitznehmung weniger enkrichtet hätten, 

In den in der Appellations⸗Juſtanz gewechſelten Schriften war 
nichts neues enthalten, und es erfolgte nun bei der Weſtpreußiſchen Rez 
gierung sub publicato den 31. Junius 1785 die Beſtätigung des vori⸗ 
gen Ürtels, wobei zugleich dem Bisco die Koſten zue Laft gelegt wur⸗ 
den. Dieſer revidirte den 29. Julius mit dem Bemerken, daß er wegen 
Fortſezung des Rechtsmittels höheren Orts noch nicht infttuirt feo, wie 
auch noch dem fih itzt in Warſchau aufhaltenden Landrathe von Paulitz 
aufgetragen habe, die Aechtheit des von Schwanderſchen Privilegii vom 
Jahre 1771 zu unterſuchen, weshalb Fiscus bat, die Abſendung der 
Acten auf vier Wochen hinauszufezen, welches aber das Hofgericht dar⸗ 
um nicht bewilligte, weil der dritten Juſtanz keine neue Ihatfachen und 
Beweismittel beigebracht werden durften. P 

In Anſehung der Förmlichkeiten war noch die Legitimation der Er⸗ 
ben des Klägers zu bewirken; in der Hauptſache aber wurden die beiden 
Erkeuntuiſſe der erſten Juſtauz lediglich beftätiget und dem Fisco die 
Koſten del Reviſorit zu tragen auferlegt. 

Die Gründe, welche für die Kläger fritten, waren folgende : 

Nach dem Privilegio des jetzigen Königs von Pohlen von 10. April 
1771 war es keinem Bedenken unterworfen, daß das ganze Wiſſulke für 
ein Lahnguch zu achten feo, inden zufolge deſſelben nicht ein Lahn in 
Wiſſulke, ſondern das Lahn Wiſſealke mit allen Gensuden, Aeckern, Fel⸗ 
dern, Wieſen, verwachſenen Feldern, Leiwt, Seen, Fluͤſſen, der His 
thung, der Mühle, dem Kruge, den Unterthauen m. f. w., und über⸗ 
haupt mit allen Pertinenzen verliehen wird, daher unftreitig dieſes Pris 
vilegium auf den ganzen Inbegriff des Guthes und nicht auf eine darin 
befindliche Lahnhufe gerichtet ift. Nach dieſem Privilegis foll der Bes 
figer nur die gewöhnliche Lahnabgabe entrichten, und Die Art der Bers 
gleichung, nachdem das Lahn erledigt worden und zur königlichen Diepo⸗ 
ſition anheim gefallen, paſſet völlſg auf die unbeſtrittene Art der Verz 
leihung der bLahngüther. 

Daß auch dieſes Privilegium Praevja cmusae cognitione ertheilet 
worden, erhellet daraus, daß des Erkenntniſſes der Commiſſion zu Ras 
dom Erwähnung geſchiehet. Nun ift geſtändlich das Tribunal zu Ras 
dom das forum competens in allen Lahnsſachen. Bei dieſem hatte jid) 
der Vorfahr, der Kläger von Kleyna, respectu praegravationum villae 
Wissulke contributionibus omnis generis übnoxíae beſchweret, weil man 
von ihm ſomohl Quart ale Lahngelder forderte, und das Tribunal ers 
nannte 1744 Feria secunda inter Octavos sanctissimi corporis: Christi, 
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eine Condescension, welche ausmitteln ſollte: atram extra Janeum con- 
tributioni laneatj solvendae. pebjectis fundis aliqui, reperiumur, mediau- 
tibus.inqnisitionibus ct revisione ac dimensione fundorum investigabit, et 
si plures fundi et agri praeter receusitum lanenm ct in eadem villa 
Wissulke apparuerint, ea:tunc eandem villam add solvendam. contributio 
nem quartae et hybernae subjectam sententinbit, quodsi vero. nulli alii 
fundi praeter dictum laucum oneri hineatis.coutributionis obnoxii ap- 
paruerit, eandem villam ab aliis contributionis exemtam arbitrabitrr. 
Solchergeſtalt war die Condescenſion auf die eben zu entſcheidende 
Frage gerichtet: Ob nemlich in Wiſſulke außer dem Lahn ſolche Grund⸗ 
ſtücke vorhanden wären, welche der Abgabe ber QAuarte und Hybernen⸗ 
gelder unterworfen find? dieſes Condescenſiönsgericht entſchied nun 1745 
Sabbato post festim 8, Martini Pontificis proximo : | 
Laneum juste bonis villae Wisiolki inhaerere. debere declarat et 
solvendam eontributionem lanealem per Generosum Kleina ejusque 
Sucocssores in fundamento legis arbitratur. Quantum attinet con- 
tributionem hybernalem et quartam per Generosum Kleina contra 
praescriplum legis ex cadem villa Wiesiolko Lanco obnoxia pensi- 
tatam, siquidem sadem cathegoria par decretum Tribunalitium 
Regni Radoniense suo judicio ad resolvendum non est praecom- 
missa, ideo judicium a resolutione et decisione super sedendum 
decuit, agat ordinaria juris via idem Gen, Kleina. 
Wenn man dieſer Entſcheidung keine erzwungene Denkung geben 
will, fo ift es wohl febr deutlich, daß man das ganze Guth Wiſſulke 
für Lahn erklärt und anerkennt, daß Hybernen⸗ und Quartgelder bisher 
contra praéscripum legis gezahlt worden. Zwar hat dieſes Condescen⸗ 
tionsdecret den Vorfahr der Kläger wegen Zurückforderung der indebite 
gezahlten Hybernen⸗ und Quartgelder ad viam juris ordinariam verwie⸗ 
fen, nichts deſto weniger aber die Frage, worauf es jest ankömmt, de- 
fuisse entſchieden. Da mun auf den Grund dieſer Eutſcheidung das 
Privilegium von 1771 gebauet worden, fo baben Kläger hieduech allein 
ihre Gerechtſame hinlänglich dargethan, ohne daß man nöthig hat, auf 
die ältern Urkunden zurück zu gehen, welche nur entfernte Kennzeichen 
der Lahnseigenſchaft enthalten, und bei der Enkſcheidung vom Jahr 
1745 bereits genutzt worden. r 
Es kommt alfo nur auf die Ginwendung des dci au. Dieſer be⸗ 
zweiſelt die Authentieität des Privilegii von 1771. Dieſes ift im Ori⸗ 
ginal und in einer unter dem großen Reichsſiegel ausgefertigten beglaub⸗ 
ten Ubſchriſt beigebracht worden, und Fiscus hat nicht das geringfte 
Seiten eines Falſi nachweiſen können. Selbſt der Landrath von Paulig, 
welcher den Klägern ſo febr entgegen ift, geſteht, es (affe fih bei der Gracz 
titude und Rechtſchaffenheit der Kronkauzelley unter der Direction 
des würdigen Großkanzlerz Mlodzieſewsey eine Golluſton in Verfälſchung 
und Suridbatitun det Privilegii nicht gedenken. Noch im Reviforfo 
bat Fiscus angezeigt, daß dem in Warschau jit aufpaltenden Landrathe 
von Panli aufgetragen worden, die Aechtheit des Privilegii zu prüfen. 
Dieſen Auftrag fatte derſelbe fon ſpaͤteſtens im Julius des Jahres 
785 erhalten; er konnte ron einem Poſttage zum andern ausgerichtet 
werden, weil der von Paulig in den Protocollen der Kronkanzelei das 
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Privilegium nur nach der geit feiner Ausſtellung aufſchlagen laſſen durfte; 
und doch hatte er bis zur Mitte des No- embers deſfelben Jahres, als 
zu welcher Zeit das Reviſtonserkenntniß abgefaßt wurde, noch keine An⸗ 
zeige eines entbecten Falſt zu den Acten gelangen laſſen. Wenn aber 
auch das Privilegium nicht eriftirte, fo würde dennoch die Entſcheldung 
des von dem Stadomfchen Tribunale angeordneten Gondescenfionsgerichtd, 
wider deren Aechtheit nichts eingewendet worden, das Erkeuntuiß hins 
länglich rechtfertigen. 

Am verdächtigſten hat der Erblaſfer der Kläger fih dadurch gez 
macht, daß er im Zapte 1773 bei der Glaffihcationgeonumiffion dieſes 
Wrivllegit nicht erwähnt, vielmehr fein Guth als ein Gratialguth be⸗ 
brieben, der Lahnabgabe keine Meldung gethan; dagegen aber die 
Verbindlichkeit zur Entrichtung von Quatts und Hpberneugeldern, und 
den Wunſch, das Guth in Erbpacht zu erhalten, geäußert hatte. Ron 
hlergegen kommt in Erwägung, daß bei der Claſſificationscommiſſton ein 
jeder nut darauf bedacht war, ſich gegen eine hohe Cataſtrirung beſt⸗ 
möglichſt zur schützen. Kläger berſicherte, er habe fidh bei einer einzuge⸗ 
henden Erbpacht große Vortheile vorgeſtellt, welche er als unkundig der 
Preußischen Verfaffung, nicht habe beurtheilen können. Das er die Lahus 
gelder verſchwiegen und bie Sieger vorgezogen, wird ſehr begreif⸗ 
lich, wenn man bedenkt, daß, wie Fiscus ſelbſt eingeſteht, erftere 100 Fl., 
legte aber 76 Fl. pohlniſe) jährlich betragen. Das Privilegium foli, 
wie Kläger verſichert, damahls noch nicht ausgelöſt geweſen fem, weil 
man in ber Ungewißheit, od man auf die zu pohluiſchen Zeiten ertheil⸗ 
ten Privilegia achten würde, die zur Autlöſung erforderlichen beträchtli⸗ 
chen Koſten erſparen weten. hatte nicht ver jetzige Kläger Erb⸗ 
laſſer, ſondern deffen Schwiegervater, dor von Kirma, das Privlegium 
fid verſchafft, und es kaun daher wohl fem, daß jenem deffen Inhelt 
nicht vollig befannt geweſen fep. Was es aber auch damit für eine Bewänd⸗ 
Tif gehabt haben mag, fo kann doch die falſche Angabe bei der Glafſifiea⸗ 
klonscammiſſion nicht als eine rechtsgüͤltige Entſagung auf die aus der 
Lahneigenſchaft dez Gutha eytſpringenden echte angeſehn werden. Diefe 
Angabe enthält keine ausdrückliche Entſagung. Der Erblaſſer fah das 
mals nicht ein, daß er das Guth, wenn es Latzn foy, erblich behalten 
kenne, ſetbiges hingegen, in der Eigenschaft eines Gratialguths, nach 
dem Tode feiner Schwirgerältern dem Bisto anheim fallen werde. 

Auch ijt eg unerheblich, daß der von Kleing noch nach dem Condedcen⸗ 
ſionsdecret von 1745 bie Quartgelder bis 1765 geſtändlich bezahlt hat. 
Es war zwar unrecht, daß er ſolchergeſtalt weniger bezahlte, als die 
Lahngelder betragen, aber daraus kann der Verlust des Lahnrechts um 
fo weniger gefolgert werden, da alle etwan obwaltenden Zweifel durch 
das nachherige Privilegium von 1771 gehoben wurden. 

Wegen der nach der preußiſchen Beſſtznetmung ſtatt der Lahngelder 
entrichteten QAuartgelder war ſchon in den Erkennkniſſen der erfin Ju⸗ 
ſtanzen die Nachzahlung des zu wenig gezahlten verordnet worden. 

Wenn Fiscus ferner auszuführen ſucht, daß der jetzige König von 
Wohlen nicht berechtigt geweſen fey, Quartgüther in Lahngüther zu per- 
wandeln, fo ſteht ihm entgegen, daß eine ſolche Verwandlung wirklich 
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nicht geſchehen, ſondern die Entscheidung des Competenten Radomſchen 
Gerichts vorangegangen ſey. 

„Wenn aber auch Giens diefe Entſcheidung, fir untichtig ausgiebt, 
fo ift es dem Warſchauer Trdetat zuwider, pohlniſche Jadicake unzüfech⸗ 
ten, welche ſowohl als die königlichen Privkkegla aufrecht erhallen Wera 
den füllen: Es hat ſich auch bei der Inſtruction des Prodeſſes ergeben, 
daß die Ausführung des Landraths von Paulig, beſonders in Anſehung 
der Netzdiſtriele, viele ganz falfe Sate enthalte. Eben diefe ſind es 
auch, woraus Fiscus herleiten wollte, daß nicht das ganze Gut Wiſſulke 
Lahn fern könne. Er behauptet, der größte Umfang eines Lehne bes 
trüge eine Lahn oder zwei eulmiſche Hufen, und Lahne könnten nicht 
jure communicativo an Frauenzimmer verliehen werden. Allein es tft 
ausgemittelt, daß die Stadt Jaſtrow gegen die Abgabe von 100 Fl. 
Lahngelder 40, und die Stadt Schneidemühle gegen die doppelte Abe 
gabe 20 Hufen Land befi$t; Der Lehnſchulze Stricke zahlt für 13 Gu- 
fen mur 100 Fl. Lehngeld. Der ex ofüicio abgehörte von Bikurkp, mels 
cher 30 Jahre als Advocat practicirt hatte, verſicherte, es habe von 
TTTCCCCCCCCCCCCGVCC Langite: ni:Dos 
ſtimmen, welcher theils ganze y theils einzelne Hufen für: Lahn 
erklärt hätte. Die Layngerechtigkeit fe» zu poglaſſchen Zeiten ein gang 
beſonderes benellcium geweſen, wenn die Einkünfte ſich boch belaufen 
hätten, und dagegen bag) nur die bloße Abgabe don 100 Fl. entrichtet 
werden dürfen. 

Gleichergeſtalt if auch die Behauptung des von Partit, daß ein 
Lahnguth nicht an Frauenzimmer verliehen werden könne, wahrſcheinlich 
nur von ältern Zeiten richtig, wo noch vom Lahne ein bewaffneter In⸗ 
fanteriſt geſtellt werden mute. - Schon das Privilegium von 1771 zeigt 
das Gegentheil, und das Erkenntniß -zweiter Inſtanz bezeugt, daß die 
Wittwe Netrich in dem Beſitze eines Lahnguths wider den Fiscum in 
contradictorio geſchützt worden fey. 

Ueberhaupk würden die von Paulitzſchen Ausführungen nur dahin 
abzwecken, einen Grund zur Anfechtung des Privilegii und Judicati bore 
zubieten, worauf man aber, wenn fie auch übrigens unmäderlegbar wär 
ren, dennoch darum nicht achten dürfte, weil man dadurch der Vorſchrift 
des Notifications patents offenbar zuwider handeln würde. 

Das Condescenſionsdecret ſagt: Lancum bovis villae Wisidika in- 
Jaerere; té fügt nicht, daß in bonis villae Wisiulka laneum: exiſtivez 
es erklärt vielmehr, daß Quart⸗ und Hybernengelder contra praescri- 
ptum legis bisher gefordert worden. Es ift daher unbedenklich, nach dem 
Inhalte des Privilegii anzunehmen, daß das ganze (Euch Lahn fey; 
und ift dieſes, fo folgt von ſelbſt, daß Kläger zum erblichen Be 
berechtiget und mit den Abgaben eines Gratialguths zu verſchonen wä⸗ 
ren. Dieſes hat Fiscus ſelbſt nicht beßtritten, und es erhellet auch aus 
dem Rademſchen Fribunalsdecret von 1750, Worin feſtgsſetzt worden, 
daß bahugäter von allen Abgaben, Arbeiten u. f. w. frei bleiben mußten 
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Nr. 35. j 
Gnaben= Privilegium für bie Mennoniften» Gemeinden. 


S. Friedrich, von Gottes Gnaden 2c. urkunden und bekennen hiermit, 
daß, nachdem die ſaͤmmtliche Mennoniſten⸗Gemeinden Unſers Königreichs 
Preußen, in Oft- und Weſtpreußen auch Litthanen, allernnterthänigfte 
Anfuchung gethan: Wir geruheten ihnen in Betracht der Tolerauz⸗ und 
Eurollirungs⸗ Freiheit, fo fie und ihre Glaubensgenoſſen bisher, in bi 
fem Muſerm Königreiche genoffen, und nach dem die jetzigen Mennoni⸗ 
ſten⸗Gemeinden, aus 19,608 Seelen beſtehend, wegen fothaner Eurol⸗ 
lirungs⸗ und Werbungs⸗Freſheit zu unterhaltung der Culmſchen Cadet- 
tenſchule, fid zu einer jahrlichen Beiſteuer von fünftaufend Thaler feit 
Trinitatis 1773 verſtanden, eine von Uns Höchſtſelbſt ausgeſtellte allergnä⸗ 
digſte Verſicherung und Gnaden⸗Privilegium zu ertheilen, daß fie von 
der Enrollirung und dem Naturellen⸗Militairdienſt immerwährend bes 
freiet, und bei dem Genuß ihrer Glaubensfreiheit, Gewerbe und N 
rung gelaſſen, und geſchützt werden würden, Wir dieſes alleruntert! 
nigſte Geſuch in Gnaden ſtatt finden laffen. Wir verheißen und verſpre⸗ 
chen demnach für Uns und Unſere Nachkommen an der Krone, gedach⸗ 
ten Mennonfſten⸗Gemeinden in Unſerem Königreiche Preußen, daß fo 
lange ſie und n. Nachkommen fih als getreue, gehorfame und fleißige 
Unterthanen verhalten, die auf ihren Gründen haftenden, oder mit ib- 
rem Gewerbe fonft verknüpften Abgaben prompt entrichten, fid denen 
allgemeinen Landespflichten gleich den übrigen Unſern getreuen Einſaſſen 
nicht entziehen, die bisherigen 5000 Thaler, wegen der Enrollirungs⸗ 
freiheit, jährlich in den vorgeſchriebenen Terminen an die angewieſene 
Goffe prompt abführen, und ſonſt überall fid) als redliche, trene und ge⸗ 
horſame Unterthanen betragen werden, fie von der Enrollirung und dem 
Naturellen-Militairdienſt auf ewig befreiet bleiben, und bei dem Genuß 
ihrer Glaubensfreiheit, auch Gewerbe und Nahrung, nach denen in Un⸗ 
ferem Königreich Preußen eingeführten Landesgeſeten und Anordnungen 
ungeſtört gelaſſen und dabei geſchützet werden follen. 
Urkundlich haben Wir gegenwärtiges Gnaden: Privilegium Höchftei: 
genhändig unterſchrieben und mit Unferm Königl. Inſiegel bedrucken lafz 
fem; So geſchehen und gegeben Potsdam, den 29. März 1780, 


el Feisderih. 


" Nr. 39. 
Dorf⸗Ordnung für Weft-Preuffen und die dazu gehörige 
Aemter. De Dato Berlin den 8. October 1780. 


enn Seine Königliche Maſeſtät von Preuſſen zc. Unſer allerguädig⸗ 
ſter Herr, bey verſchiedenen Vorfallenheiten wahrgenommen, daß die 
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kandwirtyſchaft in Weſt⸗Preuſſen, und Dero dariım belegeuen Aemtern, 
noch nicht überall gehörig geführet wird: So haben Hoͤchſtdieſelben aus 
landesväterlicher Vorſorge für das wahre Wohl Höchſtdero getreuen Unter 
thanen, in Gnaden reſolviret, folgende Dorf⸗Ordnung publiciren zu laßen. 


9. J. 

Zufoͤrderſt müßen fid) die Unterthanen eines tugendhaften und Gott 
wohlgefälligen Lebens und Wandels befteißigen, und ihre Obrigkeiten, 
und Beamte ihnen hierunter nicht nur mit gutem Exempel vorgehen, 
ſondern fie auch dazu anhalten, und ermahnen; maaßen aller Seegen, 
der einem jeden 'zufliehet, lediglich von Gott als dem hoͤchſten Geber al- 
les Guten herrühret, und es Gott ein ſehr leichtes ift, diefen Seegen des 
nenjenigen, welche ſolchen nicht mit Dank erkennen, wieder zu entziehen. 

Und damit Hate und deßen Wohlthaten deſtomehr erkannt werdens 
fo müßen die Eltern ihre Kinder zeitig und fleißig zur Schule ſchicken, und 
fich die Königlich Jandeswäterfiche Vorſorge, in der jegigen Schul- Einride 
tung, wozu Seiner Königlichen Mafeſtät fo anſehnliche Soften herzuge⸗ 
ben geruhen, beſtens, und dankbarlich zu Nutze zu machen, ſuchen. 


$. 2. 

Den Beamten müßen die Amts- Ejnſaaßen, und unterthanen, wenn 
ſelbige von ihnen nichts verlangen, was den Königlichen Befehlen, und 
Cammer⸗ Verordnungen entgegen ift, eben ſolche Folge leiſten, als wenn 
die Krieges⸗ und Domainen- Cammer ſelbſt zugegen wäre, und [id ihz 
nen, bey der ſchwerſten Beahndung auf keine Weiſe widerſetzen; dage⸗ 
gen müßen die Beamte denen Einſaaßen auch nichts ungebührliches anz 
muthen, deren Wohlſtand und Beſtes auf alle Weiſe zu befördern 
fuben, und ihnen dabey mit Rath und That an die Hand gehen, wie 
denn auch die Juſtiz⸗Beamte den Unterthanen, wenn ſelbige wider eins 
ander etwas zu klagen haben, promte Jufti widerfahren lafen, und ihre 
Sachen gewißenhaft abthun, auch daferne ſolche vor ein anderes Forum 
gehören, den Leuten babey mit Mach und That aſſiſtiren müßen, das 
mit fie nicht durch Proceße enerviret werden. Woben den Unterthanen 
unserwehret bleibet, fid) bey dem Departements⸗Ralh, fo oft er ins 
Amt kommt, zu melden, und demſelben ihre etwann habende Beſchwer⸗ 
den, beſonders auf den zu haltenden Gerichtstägen, vorzutragen. 

9. 8. 

Damit hiernächſt auch bie Wirthſchaft der Einſaaßen deſto ordentli⸗ 
cher, und dieſem Reglement gemäß, geführet werde: So müßen bie Der 
conomie - Beamte, die ihnen untergebene Dörfer fleſßig bereiſen, die 
Wirthſchaft der Unterthanen genau eraminirem, biefelbe zu guter Wirth⸗ 
ſchaft anmahnen, ſich nach eines jeden Bauern umſtände erkundigen, den 
Schwachen mit Rath und That an die Hand geben, die incorrigiblen 
liederlichen Wirthe aufzeichnen, um in deren Stelle küͤchtigere Wirthe 
der Cammer in Vorſchlag bringen zu konnen, nicht weniger auf die vor⸗ 
gefesten Schultzen, und ob ſolche ihrer Function ein Genüge leiſten, ein 
wachſames Auge haben. 

Dergleichen Visitationes aber ſollen die Beamten vornehmlich im 
Frübjahr, wenn die Sommerſaat beſtellet iſt, und nach verrichteter Win- 
terſaat in den Dörfern auſtellen, jedoch ohne den Unterthauen deshalb 
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Koſten zu verurſachen, ſich auch bey ſchwerer Verantwortung hierunter 
nicht auf ihre Schreiber und Amts, ten verlaſſen. 


Wenn aber die Beamten ihrer uͤbrigen Verrichtungen und Ge⸗ 
schäfte halber, nicht ohnabläßig in den Dörfern [epu kennen, und bei 
halb in allen Dörfern Schultzen vorhanden find, fo muͤſſen diefe ihrer 
obliegenden Pflicht treulich und gewiſſenhaft nachkommen, und iusbeſondree 

1) auf alles dasjenige, was in dieſer Dorfs⸗Ordnung unten weiter 
vorgeſchrieben iſt, gebührend halten. " 

2) Den Vanem alle Königliche und Amts- Befehle deutlich bekannt 
machen, und was deshalb ſchriftlich an fie gekommen, forgfältig 
verwahren. 

8) Den Bauern die vom Amte verlangte Schaarwerksdienſte gleich 
entümbigen, und fie zu deren Leitung anhalten. 

) Die Wiederbeſetzung der etwa noch wüßten Dorfhuben, oder Höfe 
anf alle Weiſe befbedern. 

5) Die Sachen, welche in der Gemeine, wegen Pfändung, Haltung 
der Gehege, Bewachung der Feuer Stellen, Stege und Wege, 
und was ſonſten zur Nachbarſchaft gehöret, vorkommen, ſofort bez 
fotgen. A A 

6) Den auf Koͤnigliche Päne erforderlichen Vorſpann, die Wolfe 
Tagden, und andere gewöhnliche Dienſte richtig beſtellen. 

7) Dem Beamten von der Einſaaßen⸗ und Bauern» Wirtſchaft, von 
Zeit zu Zeit, zuverläßige Nachricht geben. i 

8) Auch die üblen Wirte dem Beamten ſofort gehbrig anzeigen, und 
ſich überall dergeſtalt treu, und fleißig beweſſen, wie es ehrbaren 
und rechtſchaffenen Schultzen eignet, und gebühret. 

5 


Damit auch der Schultze in feinem Amte gebührende Autborltät fas 
ben moͤge; fo wird allen und jeden Dorfs Efuwohnern, hiermit alles 
Ernſtes eingeſchärſet, ihm in allen Stücken millige Folge zu leisten, auf 
fein Erfordern fid) unweigerlich zu ſtellen, feine Anordnungen fofort zu 
bewerkstelligen, und auf keine Weife, es fey unter was Vorwand es 
wolle, fid) demſelben zu widerſetzen. \ : 

Sollte fid aber jemand unterfichen, wenn er gefordert wird, unge: 
borſamlich auszubleiben, oder auch deſſen, fo ihm in gemeinen Dorfes 
Angelegenheiten befohlen wird, fich. zu entziehen, der foll dem Befinden 
nach zum erſtenmabl nach der Dorſs⸗ Willkür beſtrafet, bey wiederhol⸗ 
fem Ungehorſam aber, mit nachvrücklicher Leibes⸗ Strafe beleget wers 
den; zu welchem Ende ber Schulge , einen ſolchen ungehorſamen Dorf⸗ 
Einwohner, dem Beamten jedesmahl anzuzeigen hat. 


Wie alfo ein jeder Dorfs⸗Einwohner dem Schulen gebührend Pa⸗ 
tition leiden muß; fo fordert es auch dagegen bie Prlicht des Schuisen 
vornehmlich dahin zu ſehen, daß jeder Wirth ſeinen Acker recht tüchtig 
und gut bearbeite, alles Land, [o im Winterfelde fem und Roggen, 
und Sommerfelde hinwiederum Gerſte träget, wenn es leichter ſandiger 
Acker, zweymahl, in ſchweren und ſtrengen aber, ohnumgünglich dreya 
mahl pflüge, und jaade, und fo vielmahl beegde, das Land hingegen, 
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fo mit Safer, Sommer- Roggen, und Buchweizen beſäet wird, ſo wie 
den leichten Acker zweymal pflüge, und egde. 
3 


„ Wenn auch in einigen Dörfern angemerket worden, daß bie Bauern 
zwiſchen jeder Fahre) insbeſondere in der zuſammenlegenden Fahre, mite 
ten im Beete, eine auch wohl zwey Fahren breit Landung unberührt lits 
gen laffen, dieſes aber ein ſehr übler Gebrauch ijt; ſo muß foldes ganz 
abgeſtellet, und recht kurz, Fahr an Fahre gepflüget werden, damit der 
Acker recht mürbe gemachet, und der Wieck ausgerottet werde; wie denn 
auch derſelbe ven dem Acker gut abgeegdet, auf Haufen zuſammen gez 
bracht, und verbrennet werden muß, ſonſten aber auch, wenn er gut ges 
waſchen, und getrocknet, im Winter dem Vieh unter dem Hechſel geſchnit⸗ 
ten werden, durchaus aber nicht in den Miſt geworfen werden muß, weil 
die Erfahrung lehret, daß er darin nicht verfaulet, ſondern wenn er 


mit bem Miſt wieder auf den Acker kommt, von neuem Wurzel ſchlägt, 
und ſich immermehr verbreitet, 


7 & 8. 

Gben fo heilſam und nothwendig ift es auch, daß die Felder won 
ben Steinen gereiniget, und nicht hinlänglich, daß uur die größeſten 
Steine nach den Fahren gebracht werden; maaßen ſodenn der Bauer um 
ſolche Steinhaufen weit herum pflüget, und fid) ſelbſt eines nutzbaren 
Stück Ackers verluſtig madet, Weshalb Beamter ſowohl, als die Dorfs 
Schaltzen pflichtmäßige Sorge zu tragen haben, daß die Steine nach und 
nach gänzlich vom Acker abgebracht, aber alóbenn nicht in die Band- 
ſtraßen geworfen, und ſolche dadurch unfahrbar gemachet, ſondern zum 
Beſten der Dorfſchaften, in und bey denenſelben, zuerſt auf wüjten 
Plätzen Zuſammen gebracht, und hiernächſt zur Vezäunung der Höfe, unb 
Gärten, auch zu den Dämmen; Ausbeſterung der Landstraßen und Feld⸗ 
wege, imgleichen bey vorkommenden Bauten, ſowohl in den Dörfern, 
als Königlichen Borwerkern empleiret werden, wodurch alsdenn ein vie⸗ 
les Holz erſparet, und alſo doppelter Nutzen geſchaffet werden kann. Wie 
denn auch die wegen Sammlung der Kalkſteine ergangene Verordnungen 
öfters in Erinnerung gebracht, und die davon zu erwartende Vortheile, 
denen Einfcaßen recht begreiflich gemachet werden müßen. 


$ 9. 2 

Das Hauptſtück bey dem Ackerbau beftehet in vielem und gutem 
Dünger oder Mit machen. um nun dieſen Endzweck zu erreichen: fo 
muß kein Wirth, Heu, oder Stroh verkaufen, ſondern ſein gewonnenes 
Futter mit feinem Vieh auffuttern, gute Miftpfisen halten und flei⸗ 
fig Stroh auf den Miſthöfen ſowohl, als bem Vieh unterſtreuen, aus 
den argelaßenen Jeſchen und Pfühlen die Erde, auch von den Wieſen 
die Kempen abhacken, auf das Land bringen, und orbentid) ſtatt Din 
ger. verbreiten, auch aus den Wäldern das Laub, von Büchen, Haſeln, 
Eichen, und Birken, auch Tannen» Radeln zufammen harken, und zum 
Miſt einfahren, fleißig ſowohl mit Schaaf⸗ als Rindvieh Horden filas 
gen, und ſolchergeſtalk feinen Acker unter gute Düngung ſetzen, welche 
Bemühung einem tüchtigen, und betriebſamen Wirth niemahls gereuen, 
ſondern ihm vielmebr der hieraug erwachſende Vortheil hey dem Acker 
und Wieſen ſehr angenehm ſeyn wird. 
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$. 10. 

Daferne aber der Unterthan, an einigen Oertorn, How- oder Stroh⸗ 
futter übrig hätte; fo muß ſolches dennoch nicht ohne Vorwißen des 
Beamten, welchem die Amts⸗Unterbediente hiervon jedesmahl Anzeige 
thun muͤßen, verkaufet werden, welcher jedoch hierunter alle Präcaution 
zu nehmen hat, damit er nicht auf den Fall, wenn es den Unterthanen 
nachhero im Fruͤhjahr hieran ſelbſt fehlet, dafür responsable bleibe. 


9. 11. 
Hiernächſt müßen die Schultzen auch ihr Augenmerk dahin richten, 
daß ein jeder Wirth fith auf gute, und reine Saat beſleißige, darin oft 
wechſeln, und dasjenige Getreyde, ſo er hiezu brauchen will, von allem 
Dreſp, Nade, und andern Umath reinige; zu welchem Ende die ſoge⸗ 
nannte Salzburgiſchen Putz⸗Mühlen aller Orten anzuſchaffen find, als 
A Getreyde febr rein gefáubert, und zur Saat tauglich gemacht 
werden kann. 


$8. 12. 

Wie aber ein tüchtiger Landwirth nicht ſeine ganze Hoffnung allein 
auf den, aus dem Getrepdbau zu ziehenden Nutzen ſetzen, fonder auch 
auf verſchiedene Nebendinge, wozu ihm die Landwirthſchaft die Hand 
bietet, ſinnen muß, um daraus einen billigen Gewinn zu erjagen, fo 
müßen die Schultzen fid) äußerſt angelegen ſeyn laßen, die Leute fo viel 
möglich zur Vieh⸗ und Schaaf⸗Zucht, denn auch zum Bau des Winter⸗ 
und Sommer⸗Rübeſgamens, wovon das Dehl zu Faſtenſpeiſen ganz un⸗ 
gemein vortheilhaft ift, imgleichen zum bein und Sanffäen, zu animis 
ren; dabey aber Diefelden, fo viel es thunlich von Verkaufong des Flach⸗ 
ſes und Hanfes, wenn nicht große Quantitäten davon erbauet worden 
ab⸗ und fie dagegen anzuhalten, daß fie ſolches auffpinnen, und entwe⸗ 
der ſelbſt verweben, oder das Garn in den Koͤnigl. Preußiſchen Städten, 
und nicht außerhalb Landes verkaufen, worunter die Schultzen und Dorfes 
Aelteſten, den Einwohnern mit gutem Exempel vorgehen, und alte auch 
junge Weibes⸗ und Manns Perſonen ſowohl zum Flachs⸗als Woll⸗Spin⸗ 
nen gehörig antreiben und nicht geſtatten müßen, daß fie ihrer Gewohn⸗ 
beit nach, ſobald ſie Abends gegeſſen haben, gleich ſchlafen gehen, und 
ſich der Faulheit ergeben, demnächſt aber genölhiget ſeyn, ihr Leinenge⸗ 
räthe, auch wohl ihre Strümpfe, und Handſchuhe von den Kaufleuten 
theuer zu erkaufen. = 

1 


$ 18. ` 

Vornehmlich ift darauf mit zu halten, daß von ben Unterthauen die 
Saaat zeitig in die Erde gebracht, und nicht in gar zu naßes Land 
ausgeſtreuet werde, am allerwenigſten aber, der Acker gar unbeſäet lies 
jm bleibe; wie denn, weil alles auf die frühe Bestellung der Winter⸗ 
jaat ankommt, Damit bereits wenigstens 14 Tage vor Michaelis der Au⸗ 
fang gemacht, und 8 Tage nach Michaelis geendiget werden muß. Das 
ferne fid) ein und anderer liederlicher Wirth finden ſollte, welcher dieſes 
alles nicht gehörig beobachtete, jo muß der Schultze ſolches ſofort dem 
Beamten, und dieſer nach Befinden dem Departements⸗Rath anzeigen, 
damit dergleichen nachlaßiger Dorfs ⸗ Einwohner, durch nachdrücklich 
Strafe dazu angehalten, und wenn keine Beßerung zu hoffen, von dem 
Erbe ab- und ein anderer tüchtiger Wirth in feine Stelle geſetzt, der 
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liederliche Wirth aber, als Gärtner, oder Inſtmann untergebracht wer⸗ 
den könne. 


9. 14. 

Wenn auch an einigen Oertern bishero, von theils ſchlechten, und 
nachläßigen Wirthen, das ahgehauene, oder geschnittene Getreyde, fo, 
wie es auf dem Schwade lieget, in ſeinem eigenen Bande gebunden, 
hierdurch aber vieles verguiſtet worden, fo ſoll ſolches künftig fo viel 
möglich abgeſtellet, und wenigstens der Weiten, und die Gerſte mit aus- 
gedroſchenen Strohbändern, welche bereits fertig auf die Felder gebracht 
werden müßen, gebunden, und wenn es zuvor in Mandeln gut ausge⸗ 
trocknet, in die Scheune gebracht werden. 


9. 15. 

Nicht weniger ſtehen einige, wiewohl nur ſchlechte Wiethe in dem 
irrigen Wahn, daß wenn fie lange Stoppeln ftehen, und das Getreyde 
nicht kurz abmähen Lafen, der Acker dadurch bedünget werde, und fie 
ſodenn nicht fo. vielen Miſt, als es fic) ſonſt wohl gebührete, auf das 
Land fahren dürften; wenn aber hierdurch theils ihrem Vieh das Futter 
entzogen wird, theil dergleichen hohe Stoppeln bem Lande lange nicht foy 
als der auf den Höfen, und in den Ställen gemachte Mif nützlich ſeyn, 
vielmehr hierdurch nur der Qweeck, en enaet wird; fo müſſen Beamte, 
und Schultzen, ernſtlich darauf ſehen, daß dergleichen übler Gebrauch 
gänzlich abgeſtellet, und das Getrepbe fo kurz als immer moglich abge 
met, folglich nur ganz niedrige Stoppeln, befonders vom Weitzen, 
und Roggen gelaffen, und überhaupt das Getreyde fo viel thunlich nicht 
mit Sicheln geſchnitten, ſondern gehauen, auch fo viel immer moglich 
Weisen und Roggen gleich nach der Senße aufgebunden werde. 


i 9. 16. 

Die ganz ſchmalen Ruͤcken muͤſſen gänzlich adgeſchaffet werben, weil 
die mehreſte Saat bey dem Ausſtreuen, in die vielen tiefen Fahren fällt, 
und das wenigſte auf den kleinen Rücken . e bleibt, die in den vie⸗ 
len tiefen Fahren fih fammlende Naſſe, Schnee und (if, auch alle 
dieſe Saat verdirbt, und im Frühjahr ſolche Fahren nur mit Unkraut 
ſtatt Getreyde angefüllet ſtehen, und ob zwar in den niedrigen Falte 
gründigten und ſchlupichten Feldern, ganz breite Rücken nicht anzuraten 
few: fo müſſen doch die ſchmalen Rücken in ſolchen wenigstens 10 bis 
12 Fuß breit, in abträgigen, und grandigten Keckern aber, und inſon⸗ 
derheit in Sandfeldern durchgehends breite Rücken von 20, 24 bis 30 
Fuß breit, gemacht, und in den Gründen gute Waſſer⸗ und Zweer⸗Fah⸗ 
ren gezogen, und mit Spaten am Ende oder Ausfluß gereiniget, und 
ausgeworfen werden, damit durch ſolche die überflüffige Näffe von 
den Aeckern geleitet werden koͤnne. 


: $ 17. 

Weil hiernächſt auch die Viehzucht bey dem Ackerbau ganz unent⸗ 
behrlich it, und dem Landmann faſt den groͤßten Nutzen bringet; fo 
mifen Beamte und Schulten mit Eruſt dahin fehen, daß die Ginfaafen 
ihren Biehſtamm, und was einigen von ihnen auch aus Königlicher Caſſe 
angeſchaffet worden, nicht nur wie eiſern erhalten, ſondern auch die 
Zuzucht des jungen Viehes möglichſt vermehren, damit fie im Stande 
ſeyn, auch wiederum etwas zum Verkauf zu erziehen, und durch die nòs 
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thige Molkenſpeiſe eine Deyhülfe in der Wirthſchaft erhalten, vornehm⸗ 
lich aber durch guungfame Düngung den Acker in beffere Cultur brine 
gen; zu welchem Ende in den Dörfern, gute, und wo möglich Mies 
drungſche Bullen angeſchaffet, auch von den Beanrten fleißige Visitatio- 
nes deshalb angeſtellet werden müffen, ob die Unterthanen hierunter ihz 
rer Pflicht nachkommen; wie denn auch die Schultzen darauf genau zu 
pigiliven, und den Beamten, gehörigen Rapport abzuſtatten haben, ob 
die unter ihrer Aufſicht ſtehenden Bauern, und andere Wirthe hierun⸗ 
ter auch etwas verfäumen, und welche jid) vor andern die Viehzucht 
beſonders angelegen ſeyn laffen. y " $ 


FEE ; 
Gleichwie aber zur guten Viehzucht unumgänglich erfordert wird, 
daß das Vieh ordentlich gehuͤtet, gut gefuttert, und abgewartet werde; 
ſo muß ein jeder tuͤchtiger Wirth darauf fejen: x s 
1) Daß das Vieh. nicht bey neblichter Witterung ausgetrieben, noch 
zu zeitig des Frübjahres aus den Stålen gelaſſen, und des Herb⸗ 
ſtes zu fpät in diefelben gebracht werde. - 
2) SR&ffen in jedem Dorfe ein, oder nach deſſen Beſchaffenheit und 
Große, auch mehr tuͤchtige Hirten gehalten werden, welche di. His 
tung verſtehen, und das Vieh auf der Weide wohl in Acht nehmen, 
daß e weder ſelbſt zu Schaden komme, noch durch freyes Herum⸗ 
laufen dem Nachbar, auf eine oder die andere Art, im Felde und 
Gärten Schaden thun konne, bey Strafe der Pfändung, und Ers 
ſetzung des verurſachten Schadens, den ber Dorfs⸗ Schultze, nebſt 
zwey Dorfs⸗Aelteſten, welche aus der Gemeinde zu wählen find, 
pflichtmaͤßig taxiren, und denjenigen Hirten, durch değen Schuld 
ſelbiger geſchehen, zur Erſtattung anhalten müſſen; zu dem Cube 
3) der Dorfs⸗Schultze gehalten (eon fol, darauf Acht zu haben, ſol⸗ 
ches Vieh zu pfänden, und für jedes gepfändete Stück Rind auch 
Schwein ⸗Vieh 3 Gr. preuß. Pfandgeld zu nehmen, und beyzutrei⸗ 
ben, woven ihm 2 Gr. Preuß., und dem Dorfe 1 Gr. preuß. zu 
Unterhaltung des Pfandſtalles anheim fallen foen. 
4) Müben die Wieſen im Frühjahr zu rechter Belt geſchonet, und bae 
her höchſtens nur bis den 10 ten May mit dem Bish betrieben, auch 
5) nach. Beſchaffenheit eines jeden Ortes tuͤchtige Nachthuͤtungen entè 
weder in der Braache, oder auf Palmen abgeherget werden, worüm 
das Zugvieh, fowohl Ochſen als Pferde, bey Tage und bey Nacht 
weiden kann; wobey die Dorfs⸗Gemeine nach der Reihe des Nachts 
jemanden, nebſt den Hirten zur Sicherheit wider die Raubthiere, 
und damit das Vieh nicht zu Schaden gehe, wachen lagen muß, 
widrigenfalls, und wenn fid) finden ſollte, daß ein Pferd, oder 
Stuck Rindvieh ohne Hirten- gegangen, und von den Wolfen zer⸗ 
tifen worden, oder ſonſt zu Schaden gekommen, der Schulze, und 
die gauze Dorſſchaft den Schaden erſtatten folen: imgleihen müßen 
6) die Schweine ohngeringelt nicht auf die Wieſen getrieben werden, 
dumit fie ſelbige nicht durch das Umwühlen verderben. Wie denn auch 
7) Die Dorfs Schulten alle Jahr Lingftens um Michaeli, bei ben 
Bauern und Dorft⸗ Einwohnern, die Viehſtäͤlle zu unterſuchen has 
ben, ob ſolche im Dach und Fach yoh gut, warm, und deichte, 
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unten auf dem Fußboden trocken, oder wenn ſolches voe der ni 
drigen Lage nicht möglich zu machen, ob felbige gehörig gepfla⸗ 
ſtert, oder in den Gegenden, wo keine Feldſteine vorhanden, und 
1 i Holz zu haben, e und mit Brücken verſehen 
leon € E 

8) Ob die nöthigen Krippen und Staufem vorhanden, nicht weniger 

) ob die Ställe räumlich genung oder zu enge find, weil ſowohl durch 
die Kälte und Näße, als durch gar zu enges Einſperren des Viehes, 
mauches Stück zu Schaden kömmt; 8 

100 Muß jeder Wirth darauf bedacht fen, daß der Miſt oft aus den 
Ställen geſchaffet werde, damit das Vieh veinlich ſtehe, auß 

11) das Vieh gut in den Winter komme, 

12) mit dem Futter im Anfange des Winters behutſam umgegangen, 
und nichts vergufſtet, oder von dem Vieh unnöthiger Weiſe vertre⸗ 
ten, vielmehr à tir 

18) aus einem Fahr ins andere etwas erübriget, auch, 

14) zu Menagtrung deßelden Hechſel geſchnitten, ſolcher mit Spreu, 
auch Laub, fo um Johannis geftreifet! worden, wermenget, und fiet 
nächſt gebrühst werde, indem dieſe Futterungsart dem Viehe nicht 
nur febr gedeihlich, ſondern auch den Nutzen hat, daß bey Lam 
anhaltendem Winter und rauher Witterung im Anfange des Srüß⸗ 
lings, es nicht an Futter fehlen, ſondern das Vieh vielmehr gut, 
aus den Staͤllen auf die Weide kommen möge. 

8. 19, 1 or 

Da auch das Futter bey dem Vieh wenig oder gar nichts anſchläͤgt, 
wenn daßelte nicht ordentlich, oder zu gewißen Stunden des Tages, und 
zwar, es fen im Sommer oder Winker, wenigſtens zweymahl getränket 
wird; [o müſſen Beamte und Schultzen vor allen Dingen Sorge tragen, 
daß in den Dörfern, gute tiefe Brunnen angeleget, und damit Menſchen 
und Vieh dabey nicht Schaden nehmen, ſolche Brunnen mit Geländern, 
oder Kränzen verfehen, auch dabey große Fränckrippen gemachet werden, 
maaßen dergleichen Brunnen nicht nur zur Tränkung des Viehes, ſon⸗ 
dern auch bey etwa entſtehender Feuersgefahr in den Dörfern unumgäng⸗ 
lich nöthig ſeyn. n 7 

. 20. 


Daferne aber Seen, Teiche und Flüge nahe bey, ober in bem Dör⸗ 
fern gelegen, fo if darauf zu ſehen, daß bey ſelbigen, wo es die Nas 
tur nicht ſelbſt formiret, gute Tränkſtellen angeleget werden, damit das 
Vieh zur Sommerzeit da hineingehen, fid darinn abkühlen, und vor 
dem Ungeziefer zuweilen decken konne. 


8.21. 

Zur Beſtreſtung des Ackerbaues und übrigen Wirthſchafts⸗ Angeles 
genbeitem, muß hiernächſt ein Landwirth auch tüchtige Pferde haben, und 
ſich daher auf gute Stutten befleifigen, die erzogene Fohlen wohl in 
Acht nehmen, und ſolche beſonders in den erſten, andern, und dritten 
Jahre gut futtern, auch dergleichen zwey⸗ oder dreyjährige Pferde, nicht 
gleich, wie es von den mehreſten geſchiehet, zum Unſpannen brauchen, 
inder den fungen Pferden dadurch der Wächsthum und die Kräfte benom⸗ 
men werden, vielmehr ſelbige völlig auswachſen laffen, ehe er ſie zur Ar⸗ 


192 Den 3. October 1780. 


beit und Zucht gebrauchet; zu welchem Ende beſonders die großen Dorf- 
ſchaften in den Gegenden, wo ſchon ein ſtarker Schlag von Pferden 
s fid) einen gemeinſchaftlichen Beſchaͤler anſchaffen und unterhalten 
mifen: asia 

9. 22. 

Eben fo 18 05 ift es auch, daß die Unterthanen fid die Schweine⸗ 
zucht äuſſerſt angelegen feyu lafen, und eine gute Art langſtreckigter 
großer Schweine, an Zuchtſaͤuen und Eber anſchaffen, maaßen ein 
Landmann, für ein fett gemachtes Schwein allezeit Geld loͤſen, und auch 
me fo ſelbſt in der Wirthſchaft vielen und guten Nuben davon has 

en kann. Y 


8.528, t 

Da auch bie Schaaſzucht am einigen Orten bisher fehr negligiret 
worden; fo müͤſſen fid) die Unterthanen auf die Schafzucht, wo nur eis 
nige Gelegenheit dazu, und nicht gar zu naſſer Grund ift, äuſſerſt bes 
fleiffigen, und Beamten und Schulgen dahin ſehen, daß die Unterthanen 
auf einer Hube, wenn ſolche an Acker und Weyde ſchlecht, 12, an ben 
Orten, wo die Huben etwas befer fallen, 15, und wofelbft die Huben, 
und Triften gut find, 18 bis 20 Stück Schaafe halten, von der ſelbſt 
geworbenen Walle feines Geſpinnſte machen, auth ſolches entweder zum 
Verkauf nach den Städten bringen, oder zu ihrer Bekleidung bearbeiten, 
und müͤſſen die vorgeſetzten Schultzen den Bauern hierunter mit gutem 
Exempel vorgehen. Und da hin und wieder die übele Gewohnheit ferre 
ſchet, daß die Prieſter, Frey: Schulten, Lehn Männer, Emphytevten, 
und andere Freye, befonders in den großen Dörfern, ohne Muckſicht auf 
ihre eigene Ariften, und ob es dem Viehſtande der ganzen Dorfögemeine 
nachtheilig oder nicht ijt, auf ihren vier ober höchſtens ebs „Buben wille 
kuͤhrliche Schäfereyen von 200, 400, bis 600 Stück Schaafe halten, 
und der Dorfsgemeine, welche ordinair mehrern Abgoden und Dienſtlei⸗ 
ſtungen, als jene unterworfen iſt, dadurch alle Gelegenheit benehmen, 
fih mit eigener Bieh⸗ und Sthaaf⸗ Zucht zu ertendiren; fo wird hiermit 
feſtgeſetzet, daß zum Nachtheil ſeiner Nachbaren, niemanden mehrere 
Schaafe zu halten, erlaubet ſeyn foll, als er mit eigen erbantem Futter 
durchzuwintern im Stande iſt. Sollte ſich jemand dagegen mit einem 
Privilegio ſchützen wollen; ſo muß er ſolches näher documentiren, und 
die Dorfsgemeine dagegen gehöret en 

2 


„ / 

Wie nöthig und unentbehrlich Hiermächft einem gandwieth guter Wies 
ſewachs fey, lehret die tägliche Erfahrung, und ift um fo mehr zu bez 
wundern, daß an einigen Oertern die Wieſen nicht in beßerer Ordnung 

gehalten, und auf Bermehr⸗ auch Verbeßerung derſelben mit mehrerem 


r gedacht wird. 
Eifer aei) B 


; 9. 25. 

Es müßen demnach Beamten und Schulten, mit allem Ernſt dahin 
beſorgt ſeyn, daß die Wieſen von dem Aufſchlag des Weiden⸗ und an⸗ 
dern Strauchs aufs ſorgfältigſte gereiniget, die alten Graben fleißiger, 
als bishero, aufgerzumet, und gekrautek, und wo es nöthig auch neue 
Graben, zu Ableitung des überflüßigen Waſſers gefertiget, und die nies 
drig gelegene Wieſen von denen Bulten oder Kampen geſaͤubert, und 
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mit Schlägeln und Walzen eben gemacht werden, zu welchem ellen die 
Beamten denen Unterthanen die nöthige Anleitung geben, oder gewärs 
tigen folen, daß man jid) im entſtehenden Fall lediglich an ihnen bals 
ten, und nach Befinden dergleichen verwachſene und verſchlemmete Wies 
ſen, auf ihre Koſten werde aufräumen, und reinigen laßen. 

. 26. 


E 
Die hoch gelegene Wieſen muͤßen zuweilen umgepflüget, zuerſt mit 
Hafer beſäet, hiernächſt allerhand guter, und dem Bieh heilſamer Saa⸗ 
men hineingeſtreuet, und ſelbige hiernächſt wieder zu ihrem vorigen Ge⸗ 
brauch, nehmlich als Wieſen genuget werden. 


8. 27. 5 

Da man auch an vielen Oertern ben follánbifdjen, und kürkiſchen 
Klee, auch den ſogenannten Eſparcet⸗Saamen bisher fehe zuträglich ges 
funden, maaßen derſelbe zwey bis dreymahl im Jahre abgemähet wers 
den kann, und ein ungemein nahrhaftes Futter für das Vieh iſt; ſo 
kann auch folcher in die hoch gelegene Wieſen, wo fonft nur wenig Heu 
gewonnen wird, geftteuet, und dergleichen Wieſen, auf ſolche Art vere 
beffert, und dem Landwirth mehr Futter geſchafft werden. 


. 28. 

Oftermahls finden fih bey denen Dörfern große Brücher, welche die 
Unterthanen, in Rusch und Busch unter dem Vorwand [rien daß 
ſolche zur Hitung für das Rindvieh n RU Wenn aber derglei- 
chen Brucher, mehrmahlen fo beſchaffen find, daß wegen ihres tiefen 
wäfferichten Grundes, das Vieh nur wenige Zeit im Jahre ſolche durch⸗ 
ſteigen kaun, fie auch nur weniges und nicht behülfliches Graß bringen, 
dagegen aber, wenn ſelbige gereiniget, gehörig gerohdet, und bai fer. 
durch Graben davon abgeleitet würde, die Einwohner nicht allein hinführo 
mehr Winterfutter bekommen, ſondern in der That auch in 9 denn 
profitiren, und vor ber Heege und Schonzeit ſowohl, als nach dem Ab⸗ 
ſchuitte, weit mehr, und gedeihlichere Weide für ihr Vieh darauf ge- 
winnen, und erhalten würden; fo müßen Beamte pflichtſchuldigſt dahin 
trachten, daß ſolche Derter nach und nach gerohdet, und auf diefe Weiſe 
der Wieſewachs, als die Seele der [o noͤthigen Viehzucht, vermehret 
und verbefert werde. 


9. 20. 

An einigen Dertern haben die Wieſen einen fo guten, und zuträgli⸗ 
chen Grund, daß ſelbige ganz füglich zweyſchnittig gemacht werden köͤnn⸗ 
ten, es ift aber ſolches bishero hier und da un verantwortlicher Weiſe 
vernachläßiget, und dergleichen Wieſen nur als einſchnittig gebrauchet 
worden. Dergleichen alte üble Gewohnheiten muͤſſen nun gänzlich ab- 
geſtellet, und bemelbete Wieſen fo viel immer möglich, und die Wits 
terung und Jahreczeit es nur zuläſſet, zwepmahl abgemüfet, und 
ein jeder Grund fo genuget werden, als die Güte beffelbe es mit 
fih bringet, welches ein betriebfamer fleißiger kaudwirth niemahls unters 
laſſen wird; die Faulen und Nachläfſigen aber müſſen von bem Beam- 
ten und Schultzen mit gebührenden Nachdruck dazu angehalten, und ih⸗ 
nen zu allem die noͤthige Anleitung, als worauf es fepe viel ankommt, 
gegeben werden. 

Weſtpreuß. Prov.⸗Recht. Bd. II. 13 
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$. 30. 

Und da auch der Gartenbau in denen Dörfern bishero noch nicht als 
ler Orten rechten Fortgang hat; fo mifen Beamte und Schultzen ihr 
Augenmerk dahin richten, daß in jedem Dorfe gute geraume Baum⸗ und 
Frucht⸗Gaͤrten angeleget werden, und daferne es einem und andern 
Wirth an einem Gartenpla& fehlet, ihm ſolcher nach Gelegenheit des 
Orts gehörig angewieſen poue] x 2 

Es müffen aber dergleichen Gärten ordentlich angeleget, gehörig abe 
gewartet, die Baume wenigſtens 1G Fuß einer von dem andern entfer⸗ 
net, geſetzt werden, denen Bäumen ihr überflüffiges Holz zu rechter 
Beit genommen, und ſelbige von altem Moſt, und Unveinigkeiten geſäu⸗ 
bert, auch auf Setzung guter Art Obſtöaume mit allem Fleiß gehalten 
werden, und jeder Wireh alle Jahr wenigſtens 10 Stück junge Bäume, 
an Aepfeln, Birnen, Pflaumen, und Kirſchbzumen ſetzen. Und daferne 
die Leute des Pfropfens und Sculfrens unerfahren; fo muß Beamter 
dafür ſorgen, daß wenigſtens 1 bis 2 gute verftindige Leute in jedem 
Dorfe, welche gum Gartenbau Luft haben, darinnn unterrichtet werden, 
welche dieſes denen übrigen zeigen, und ihnen darin behülflich ſeyn muͤſ⸗ 
fen; maaßen die Baumfruͤchte von einem Landwirth, nicht nur das 
ganze Jahr hindurch zu feinem und feines Geſindes Unterhalt mit Nutzen 
gebrauchet, fonbe auch denen Städten friſch und gebacken zugeführt, 
und daraus ein guter Gewinn gezogen werden kann. : 


Vornehmlich müffen die Bauern ernſtlich angehalten werden, brans 
nen und weien Kohl, weiſſe, gelbe, und rothe Rüben, Wrucken, und 
Kartoffeln, wie nicht weniger Schmink⸗ und Sau⸗ Bohnen in großer 
Quantität zu fen und zu pflanzen, und damit dergleichen Gekoͤch au 
ten Fortgang habe, das Unkraut auszugetten, damit ſie ſich nicht genö⸗ 
thiget ſehen, die Nothdurft von andern zu holen, anſtatt daß fie ders 
gleichen Gartengewächs ſelbſt zum Verkauf nach den Städten führen 
könnten, maaßen durch den Bau ſolchen Geköchs viel Getrende erſparet, 
und dem Landwirth auch in der Viehmaſtung dadurch ein merklicher 
Vortheil und Huͤlfe geſchafft wird. 


$. 38. 

Vorlängſt denen Zäunen, Nachthüͤtungen, Grabens und Grenzen foz 
wohl, als auf den wuͤſten Plätzen, in und bey denen Dörfern, wie auch 
um die Bauergebäude, muͤſſen Weiden, und andere wilde Bäume ges 
pflanzt werden, welche alle 3 bis 4 Jahr gekappet, und zum Zaun⸗ 
ſtrauch, und Wegebeſſern gebrauchet werden köngen, auch denen Gebäu⸗ 
dern und Dächern, bey entſtehendem Sturmwinde zum beſondern Schutz 
dienen. Es ift aber nicht hinlänglich, daß dergleichen Bäume nur da⸗ 
hin geſetzet werden, ſondern es müſfen Beamten auch pflichtmäßig bare 
auf fehen, daß die gepflanzten Bäume auch ihren Fortgang haben, die 
Wölfe fleißig abgenommen, und nicht durch böfe Menſchen, Ziegen, oder 
Rs Vieh wieder beſchaͤdiget, und in ihrem Wachsthum behindert 
werden. 


b. 84. 
Da auch vor Ankaufung des auswärtigen Hopfens, jährlich vieles 
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Geld auffer Landes gefet, ſo mifen Beamte und Schultzen bie Unters 
thanen mit allem Nachdruck zum Hopfenbau anhalten, beſonders an 
den Dertern, wo der Grund fo beſchaffen, daß guter brauchbarer Hopfen 
darauf gezogen werden konne, wozu in dieſer Provinz in den mehreſten 
Gegenden recht gute Gelegenheit vorhanden iſt; zu welchem Ende die 
Beamten denen Leuten durch Hopfenbauverſtändige die nöthige Anleitung 
geben lafen, und auf alle Weiſe dahin trachten müßen, daß diefe fo 
nöthige als nuͤtzliche Sache immer mehr und mehr in Aufnahme komme. 
Zu Beſchonung der Hopfenſtangen, und damit ſolche deſto länger gebrau⸗ 
het werden können, muß die Rinde, ehe fie in die Erde geſtecket, abs 
geſchälet und die Stangen im Herbst ausgezogen, auch im trockenen 
wohl verwahret werden, damit fie nicht verfaulen, und jährlich neue ans 
geſchaffet werden dürfen. c 


: z $. 85, u 

Auf gleiche Meife ift es auch einem Landwirt ſehr zuträglich, daß 
daß er fih auf den Bau des Tobacks befleifige, maaßen dadurch nicht 
nur der Acker gereiniget, und tragbarer gemacht, ſondern dieſes Ge⸗ 
wächs auch gut begablet wird, und ein Landwirth fih alfo dadurch eine 
gute Hülfe in der Wirthſchaft verſchaffen kann. Die Beamte und Schul⸗ 
fen müſſen dahero an benenjemigen Oertern, wo die Unterthanen noch 
nicht eigentlich wißen, wie der Fobacksbau tractiret werden fol, denen⸗ 
ſelben durch geſchickte Planteurs die noͤthige Anweiſung dazu ertheilen, 
m diejenige, ſo fid) damit abgeben wollen, ſich bey Der Behörde 
melden, 


f: 36, 

Ehen fo nutzbar ijt auch die Bienenzucht, und haben daher bie 
Beamte und Schultzen, den Unterthanen, beſonders an denenjenigen Sere 
tern, wo die Bienen irgends Stand haben, den Bienenbau beſtens an- 
zupreiſen, auch imen nicht“ nur deshalb die nöthige Anweiſung zu geben, 
ſondern denenſelben auch mit guten Beyſpielen vorzugehen, maaßen ſich 
die Leute hierdurch einen guten Nebenverdienſt in der Wirthſchaft ma⸗ 
chen, und ihre Praestauda deſto leichter abtragen koͤnnen. 


. 37. 

Alles dasjenige nun, was » Unterthanen in ihrer Wirthſchaft an 
Getrepde, Früchten, und andern Sachen gewonnen haben, muͤßen fie zu 
rechter Zeit, und wenn gute Preiſe find, veräuſſern, und zu Gelbe mas 
chen, auch ſodann ihren ſchuldigen inp, Contribntion, und andere Praes, 
standa davon entrichten, und müßen die Schultzen, nach der ihnen oblie- 
genden Pflicht, nicht nur alle Sorge tragen, daß ſolches von denen Un⸗ 
terthanen zu gehöriger Zeit bewerkſtelliget werde, ſondern dabey auch 
vorzüglich auf die liederlchen Wirche ihr Augenmerk richten, die unter 
andern gewohnt find, wöchentlich öfters in die Stadt zu fahren, jedes⸗ 
mahl von Getrende, Früchten, Federvieh und andern Sachen etwas mite 
nehmen, und nicht eber nach Haufe kommen, bis das gelöfete Geld entweder 
ganz, oder zum größten Theil verſoffen worden, ihre Pferde aber, im 
Regen, Schnee und Froſt viele Stunden unterm frenen Himmel ſtehen, 
und hungern lafen; die Schultzen müßen daher genau darauf halten, 
daß dergleichen liederliche Wirthe, niemahlen ohne hinlängliche ürſache 
in die Stadt fahren, und wenn ſie wieder temi ir gleich das 
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Geld abnehmen, und es in Beyſeyn des Eigenthümers auf defen Prae- 
standa abtragen. i 

Woferne ſolche Anordnungen aber dergleichen dem Trunk ganz er⸗ 
gebeue Wirthe nicht beßern, fo muͤßen die Schultzen, oder die antre 
ter, bem Domainen = und Juſtiz⸗ Umte, fofort davon Anzeige (hun, da 
denn ein ſolcher liederlicher Wirth, befundenen Umftänden nach, hart 
beſtrafet, auch wohl von dem Erbe geworfen, und andern zum Beyſpiel 
mit Veſtungsſtrafe beleget werden fol, indem ſchlechterdings keinem eins 
zigen Einſaaßen, Remissiones zu ſtatten kommen können, als nur allein 
demjenigen, der ohne fein Verſchulden, wirkliche Unglücksfälle erlitten 
hat. Wannenhero denn auch die Amts ⸗ Unterbediente, weun fie die 
ſchlechte oberwehnte Wirthſchaft in Zeiten anzuzeigen unterlaßen, für 
den Ausfall, der am Zinſe oder der Contribution bey einem ſolchen 
Wirth entſtehet, verantwortlich Ms 


Damit die Untertanen aber wegen ihrer jährlichen Abgaben bejto 
mehr vergewißert ſeyn mögen: fo folen ihnen ordentliche Zinßbücher ein 
gehändiget werden, worinnen die Abgaben benennet, auch jedesmahl 
dasjenige, was ſie entrichten, von dem Beamten accurat verzeichnet ſeyn 
muß. 

Daferne aber jemand boshafter Weife nicht bezahlen, ſondern das 
Geld liederlich durchbringen, und fid) dadurch Seiner Königlichen Majes 
ftät Gnade unwuͤrdig machen wuͤrde, derſelbe hat nicht nur empfindliche 
Strafe, fondern auch den Berluſt feines Erbes zu gewärkigen. Und ob 
man zwar hoffen will, daß kein Beamter fo gewißenlos handeln werde, 
in der Unterhanen Zuittungs⸗Büͤchern unrichtig zu quittiren; dieſes 
aber doch wohl aus Verſehen, oder Irrthum geſchehen könnte: 

So ſtehet denen Unterthanen, welche nicht ſelbſt leſen konnen, freu, 
ihre Qultt⸗Buͤcher, fo oft fie Zinß bezahlet haben, entweder durch den 
Schultzen, oder wer fonft leſen kann, nachſehen zu laßen, ob richtig 
quittiret fey? Falls aber ſolches unrichtig befunden wird, fid) fo gleich 
bey dem Beamten zu melden, und daferne dieſer es nicht ſofort abän⸗ 
dern ſollte, es dem Departements -Nath bey feiner naͤchſten Anweſen⸗ 
heit im Amte, oder dem Suig Beamten anzuzeigen. s 

Zu denen auf Königliche Vorſpann⸗Päſſe verfallenben Paf: Fuhe 
ren, muß der Schultze die Bauern ſowohl, als auf Erfordern des Amts, 
zum ſchuldigen Schaarwerk gehörig anhalten, und keinem darunter nach⸗ 
Teben , fondern felbige vielmehr antreiben“ daß ein jeder an denen Ta⸗ 

en, da er von dem Beamten gefordert wird, ſich zur rechten Zeit gez 
elle, und die ihm aufgetragene Arbeit ſteißig verrichte, auch keine Rinz 
ber, ſondern zur Arbeit tüchtige Leute ins Schaarwerk geſchickt werden, 
die Ungehorfamen, welche die Paß ⸗Fuhren unverantworklich verfäumen, 
oder ohne erhebliche Urſachen vom Schaarwerk zurückbleiben, oder auch 
nicht zur beſtimmten Zeit erſcheinen, ſollen auf geſchehene Anzeige, nach 
vorhergängiger Unterfuchung und Erkenntniß jedesmahl nachdrücklich bez 
fet werden. 

Ueberhaupt aber muß mit rechtem Ernſt darauf gehalten werden, 

daß Wirth und Geſinde nicht nach ihrer bisherigen unverzeihlichen Ges 
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wohnheit bis ien den hellen Tag hinein ſchlafen, ſondern die frühe Morgens 
ſtunden, als die zur Arbeit e Zeit, forgfältig zu benutzen lernen. 
0. 


Da auch bie Unterthanen außer ihrem Schaarwerk, die ſogenaunten 
irgdienſte, oder bie nöthigen Fubren zum Bau der Königlichen Amts⸗ 
und Vorwerks⸗ Gebäude ohnentgeldlich verrichten, und die Schulten auf 
die ihnen vorgezeigte von der 2c. Gammer approbirte Repartitiones fie 
dazu geftellen muͤßen; fo find General-Pärhtere dagegen verbunden, or⸗ 
dentliche Dienft-Negifter zu führen, denen Unterkhanen alle geleiſtete 
Schaarwerks⸗ Burg und andere Dienſte, aud) Getreyde⸗Fuhren, in des 
nen ihnen zu ertheilenden Büchern zu verzeichnen, auch dem bäuerlichen 
Angeſpann bey der Feldarbeit die nöthige. Graſung, und Rußeſtunden 
zu geſtatten, wie ihnen ſolches in ihren General z Padt- Contracten des 
mehrern zur ausdrücklichen Bedingung gemacht worden. 


Berlaufenes Geſinde muß 1 in ſeinen Dienſt nehmen, und 
dahero ein jeder Wirth von des Dienſthoten vorigen Herrn, Nachricht 
einziehen, oder vielmehr verordnetermaaßen deshalb einen ordentlichen 
Dien- Schein von erſterm erfordern, um dadurch werfichert zu fen, ch 
derſelbe mit feinem guten Willen aus bem Dienſt gegangen, auch ſich 
wohl verhalten habe? Wer dawider Handelt, foll von dem Amte mit 
empfindlicher Leibesſtrafe beleget werden. 

Wie denn auch von dem Schulten und Dorfs⸗Aelteſten dahin zu 
ſehen it, daß im Dorfe kein dienſtloſes Geſinde, am wenigſten aber 
fremde Bettler geduldet werden, ohne ſolche dem Amte ſofort anzuzel⸗ 
gen, und müffen die einheimifche Armen, Reihe herum gefpeifet, und 
mit Hülfe der Orts⸗Armen⸗Gaſſe verpfleget, die dienſtloſe Leute aber, 
zur Arbeit, und wenn fie ledig find, daß fie fid) ſofort bei einem Wirth 
vermiethen, angehalten werden; und da überhaupt wegen des Dienſt⸗ 
volks noch mancherley Unordnungen obwalten, fo fol noch eine beſon⸗ 
dere Geſinde⸗Ordnung entworfen, und ſolche zur genauen Befolgung be⸗ 
kannt gemacht werden. 

42. 


Daferne ſich auch jemand echar folie, das auf bem Felde 
befindliche Getrende, Gen, Toback und andere Früchte, oder Gewächſe, 
imgleichen die öffentliche auf dem Felde A e Ackergeräthe, Pflüge, 
Wagens zc., zu beſtehlen, ber fol auf ein Jahr zum Veſtungsbau, oder 
2 Sniegas gebracht werden, und hat der Säle t oon Bor 
all dem Amte unverzuͤglit igen, damit ſolche Ruchloſigkeit nicht 
opnbefzafet Blois. dg edel „ 


9, 48. 

In denen Dörfern müßen beſtaͤndig, und ohnunterbrochen beſondere 
Nachtwächter gehalten, eid ebat ie PN ſowohl ber Soldas 
ten, als Bauren, Diebstähle, Brandschäden, und andere Unglücksfälle, 
ſoviel möglich verhütet werden, worauf die Schulzen auf das genaueſte 
zu halten haben, widrigenfalls ine de beftrafet werden folen. 


; $. 44. 4i 
Vor die Erhaltung und Reparation feiner Gebäude, muß ein je⸗ 
der Wieth gebührend Sorge tragen, und die an denen Gebäuden ent- 
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ſtehende Mängel, bey Zeiten, und ehe ſolche zu groß werden, ausbeßern, 
auch vornehmlich dle Dächer in gutem Stande unterhalten, bie Swel 
len aber allemahl rein halten, als welches bie Haupt⸗Conſervation der 
Gebäude ijt; wannenhero die Schulzen hierauf ein wachſames Auge har 
ben, und die Nachlaͤßgen ſofort dem Beamten anzeigen müßen, 


45. ; 

Wenn jemand aber in die Nothwendigkeit gerät, feine Gebäude 
neu aufzuführen: fo fol derſelbe nicht angehalten werden, das bends 
thigte Bauholz allein auzurucken, weil ſolches eine unerträgliche Laft 
vor einen Neuanbauenden ſeyn würde; damit alfo bey einem vorfallen⸗ 
den Bau, ſolcher denen Unterthanen leichter, und erträglicher fallen 
möge: fo folen Giocietüten eingefuͤhret, und einem ſolchen das Holz zur 
gehörigen Zeit von denenſelben angefahren und beſchlagen werden, wo⸗ 
gegen Niemand, fo oft er zu dergleichen Hülfsfuhren, und zum Bes 
ſchlagen des Baupolzes vom Amte aufgefordert wird, fid) bey Vermei⸗ 
dung nachdrücklicher Zwangsmittel der ihm gewordenen Auweiſung wis 
derſetzen muß. 


$. 46. 

Und wie ſolchergeſtalt viele einem, ohne ſonderliche Beſchwerde Hel- 
fen konnen; fo folen die einzurichtende Societäten, auch bey einem vor⸗ 
fallenden Bau, mit denen nöthigen Stein- Lehm- und Grand- Fuhren, 
und gewißen Bunden Stroh, welche nach der Hubenzahl in jedem vor⸗ 
kommenden Fall determiniret werden ſollen, fih einander zu Hilfe 
kommen. 9.4 

7. 


Bey dem Anbau der Bauergebäude ift vornehmlich darauf zu atten⸗ 
diren, daß ſolche mit einem tuͤchtigen Fundament von Feldſteinen, gus 
ten Schwellen, und noͤthigem Bandwerk venfehen, auch das Dach 2 Fuß 
übergebauet, und in denen Wohnhänſern ein tüchtiger Schornſtein von 
Ziegeln ausgeführet, die Balken an bem Gamin ausgeſchnitten, auch 
dieſer in der nehmlichen Art von Ziegeln gut verfertiget werde, um bas 
durch der Feuerögefahr, welche hauptſächlich durch die geklebte Schora⸗ 
fteine entſtehet, vorzubeugen, und foll überhaupt von einem Bauern auf 
der Höhe, der 1 bis 2 Huben Land befibet, ein Wohnhauß 48 bif 50 
Fuß lang, unb 30 Fuß breit, eine Scheune 60 Fuß lang, und 30 Fuß 
breit, ein Stall aber 36 Fuß lang, und 24 biß 26 Fuß breit, und zwar 
zatione der Verbindung nach einem Riß, den bie Krieges⸗ und Domai⸗ 
nen⸗Cammer denen Nemtern zuschicken wird, gebauet, und denenjenigen 
Neuanbauenden, welche dieſes alles nicht gehörig beobachten, nicht nur 
keine Vergütung accordiret, ſondern fie noch überdieſes nachdrücklich bes 
ſtrafet werden. 


9. 46. 

An benenjenigen Oertern, wo ein ſtarker Boden, und der Lehm nicht 
weit anzufahren ift, muͤßen die Bauergebätde von Lehm, ober Waller⸗ 
wänden aufgeführet werden, welche Bauart von fepe gutem Nuten, 
maaßen ſolche Gebäude nicht nor von guter Dauer, und viel Holz bes 
ſparen, fonbeem auch wärmer als die gewohnlichen ſeyn, und das Zim- 
merlohn dabey erſparet wird; wannenhero die Beamten und Schulzen 
die Unterthanen auf alle Weiſe dergleichen Bauart anzupreiſen haben. 
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49. 
Da auch s ("—— aus ſchlechter Ueberlegung ihre Höfe 
mit auzuvielen Gebäubern beſchweren, welches vornehmlich daher kommt, 
daß die Stallung für Ochſen, Kühe, und Pferde, imgleichen für das 
kleine Vieh, befondere Gebäude ausmachen, hierdurch aber viel Holz 
und Stroh unnützer SBeife verquiftet wird, und ein Bauer mit einem 
Haufe, einer geraumen Schenne, und einem wirthſchaſtlich eingerichte⸗ 
ten Stallgebäude, für alle Arten von Vieh faſt durchgängig zu rechte 
kommen kann: fo haben die Beamte ſolche denen Unterkhanen fo ſchaͤd⸗ 
liche Gewohnheit nicht zu geſtatten, und fell überhaupt keinem Bauern 
eher ein Gebäude aufzurichten erlaubt ſeyn, bis der Beamte ihm die 
Bauftelle dazu vorhero angewieſen, wie denn auch bie Wirthſchaftsge⸗ 
baude von dem Wohnhauſe zu Vermeidung der etwa entſtehenden Feuz 


ersgefahr, wenigſtens 100 Schritte, und wo es thunlich auch 200 Schritte 


entfernet ſeyn muͤßen. 


$. 50. 

Die Höfe ber Bauren ſollen allezeit mit tüchtigen Wirthen beſetzet, 
diejenigen aber, welche nicht tauglich, ned) ihre Praestanda richtig abs 
führen, in Zeiten, und in der Hof durch ſolchen nachläfigen Wirty 
ruiniret wird, nach vorhero eingehelter Gammer- Approbation, vom 
Erbe geworfen, und entweder auf denen Königlichen Vorwerkern, als 
Gärtner, oder bey andere Bauern, im Amte, als Knechte zu dienen, 
angehalten, und in ihre Stelle tüchtigere und ordentlichere Wirthe an⸗ 
geſetzet werden. 


3 8. 61. 
Und ob es zwar keine Nothwendigkeit ift, daß bey Abgang eines 
Wirths der nur auf Contract gewohnet, deßen Kindern, oder nächſten 
Verwandten der Hof uͤberlaßen werde: fo [oll dennoch, wenn unter den 
Kindern, oder in deren Ermangelung unter den nächſten Verwandten ei⸗ 
ner zur Wirthſchaft tuͤchtig ip, ſolcher vor einem fremden, und der 
nicht aus dem ‚Dofe iſt, den Vorzug haben, um ſo mehr, da nach Sei 
ner Königlichen Mafeſtät allerhoͤchſten Intention denen Bauern die Höfe, 
wenn fie anders gut wirthſchaften, erblich ſeyn, und bleiben follen. 


Wenn auch einige Bauten mehr Land haben, als ſie zu beſtreiten, 
und wie es fid) wohl gebührete, zu nutzen im Stande ſeyn: fo miffen 
Beamte fid) den fo oft anbefohlnen Abbau der Höfe, jedoch ohne dabey 
Zwang zu gebrauchen ernſtlich angelegen ſeyn laßen, und kann in ſol⸗ 
chem Fall die Dorfſchaft von ihren Kindern, Freunden und Anverwand⸗ 
ten, die neue Wirthe ſelbſt, in⸗Vorſchlag bringen, die nach geſuchter, 


und erhaltener Dimiſſion vom Regiment gegen einige Freyjahre ſich 


ſelbſt anbauen. 


5 8. 58. , 

Wenn ein Königlicher Unterthan mit Tobe, ober fonft abgehet, und 
das Erbe ledig wird: fo hat 2 Schulze ſolches ſofort dem Amte an- 
zuzeigen, auch ſelbſt dafür zu ſorgen, daß daßelbe mit einem tüchtigen 
Wirth wieder beſetzet werde, welchem ſodaun nach eingeholter Cammer⸗ 
Approbation, und vorgängiger gewöhnlichen Vereidung das Erbe mit 
den dazu gehörigen Beſatzſtucken, fo viel nemlich zu dem Hofe, und nicht 
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bem vorigen Wirth gehöret, abzuliefern, das übrige aber, bem abge. 
henden Wirth, oder feinem Erben, ohne einzige Kürzung, richtig, und 
frey abfolgen zu laſſen iſt. = 


Da Seine Königliche Suet auch bie Conſervgtion Dero Unters 
ffanen auf alle Art beforget wißen wollen, es aber die Erfahrung bis⸗ 
hero gelehret, daß zuweilen in denen Dörfern, ſowohl einzelne Perſo⸗ 
nen, als auch ganze Käufer mit gefährlichen, und anſteckenden Krank⸗ 
beiten behaftet geweſen, ohne daß die Kranken weder gepfleget, noch 
mit dienfamen Arzneymitteln verforget worden, fo wird denen Schulzen 
hierdurch aufs ſchärfeſte anbefohlen, in denen Dörfern ſolche Anftalt zu 
machen, daß ein jeder Wirth, ſobald jemand in feinem Haufe krank 
wird, ſolches anmelde, da denn der Schulze, wenn er findet, daß die 
Krankheit gefährlich werden könnte, es ſofort dem Beamten, dieſer aber 
nach Beſchaſfeuheit der Umſtände es in Zeiten der Krieges⸗ und Domaiz 
nen⸗Cammer anzeigen fol, damit ſelbige das Noͤthige deshalb veran⸗ 
ſtalten koͤnne, 


1 9. 55. 

Auf Feuer und Licht, muß ein jeder Wirth gute Obacht haben, und 
nicht bey Licht, wenn es gleich in der Laterne ſtehet, in denen Scheunen 
gedroſchen, vielweniger das Vieh bey Licht, oder wohl gar Kiehn ges 
futtert, noch mit Licht in denen Ställen, oder ſonſt anders als 
mittelſt einer wohl verſchloſſenen Laterne gegangen, in denen Haͤuſern 
kein ungedroſchen Gletrepbe, Holz, Flachs, oder andere feuerfangenbe 
Sachen zum trocknen, an eingebi&te Ofeus geleget, auch in denen Stu⸗ 
ben kein Brod gebacken, noch Flachs oder Hauf gebraacket, ſondern all⸗ 
gemeine Backhauſer, und Braackſtuben, außer denen Dörfern geſetzet, 
und mit einem Schauer verſehen; keine glühende Aſche aus dem Ofen, 
oder vom Heerde in Tonnen geſchüttet, und auf die Lucht unter das 
Strohdach geſetzet, ſondern vielmehr neben dem Ofen au der Brand⸗ 
mauer tief gemauerte Aſchtöͤcher gemachet, und darin die Aſche verwah⸗ 
ret, übrigens aber die Schornſteine, und Camine von Zeit zu Zeit gut 
gefeget, auch von jedem Wirth eine tüchtige blecherne Laterne, und nye 
thiges Feuerzeug im Haufe gehalten, nicht aber, wie bisher die üble 
Gewohnheit geweſen, über die Straße vom Nachbaren Feuer geholet 
werden. 

9. 56. 

Wenn auch durch das Tobacksrauchen auf der Straße, auf denen 
Höfen, in denen Stålen beym Futterſchneiden 2c. oftermahls Feuers- 
rine: entftanven y fo muß folded nicht anders, als in der Stube, und 
wo dadurch kein Schade geſchehen kann, geftattet, und hierunter denen 
Königlichen Edicten vom 28ſten April 1723. 20ſten October 1742. Sten 
Julii 1744. und 14ten May 1760. i das genaueſte nachgelebet werden. 

5 


Damit ínbefem bey entſtehender Feuersgefahr, es an dem mótfigen 
Feuergeräthe nicht fehlen möge, fo müßen in denen Dörfern tüchtige 
Feuerleitern, Feuerhaacken und Feuerkiefen nach Proportion eines jeden 
Dorfs Größe in fertigem Stande gehalten werden, ein jeder Wirth ſich 
auch wenigſtens einen ledernen Feuereimer anſchaffen, bie Landreuter und 
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Schulzen aber, fleißige Visitationes auſtellen, wie dergleichen Feuenge⸗ 
räthe beſchaffen? und ob die Brunnens im Stande find? oder ſonſl in 
der Nahe hinreichendes Wafer vorhanden? auch überhaupt allem demies 
nigen, ſo wegen Vorbeugung der Feuersgefahr hierinn verordnet worden, 
gehörig nachgelebet werdet Diejenige, [o diefe Vorſchrift nicht befol⸗ 
gen, find fofort zur Beſtrafung anzuzeigen, und ſollen diejenige, die 
fih keinen Feuereimer angeſchaffet haben mit 80 Gr., und bey denen 
keine Laterne, oder kein Feuerzeug gefunden wird, mit reſp. 15 Gr. 
und 72 Gr. zur Dorfs ⸗Caſſe, zu Juſtandſetzung des publicuen Feuers 
geräths, beſtrafet, welche aber mit Feuer und Licht unvorſichtig umge⸗ 
hen, und ſich dadurch, oder ihre Nachbaren in Unglück bringen, auf 
Zeitlebens zur Beflungdarbeit an die Karre geſchloßen, auch vorkommen⸗ 
den Umftänden nach, noch härter beſtrafet werden; weshalb fid) ein jez 
der E zu hüten, und Feuer und Licht, wohl in Acht zu neh⸗ 
men hat. 


. 58. 

Auf die im Lande, und velas an der Grenze auf das Hauſiren 
ausgehende Juden, und andere Umtreiber, mit Brandwein, oder andern 
Sachen, müßen Landreuter unnd Schulzen ein wachſames Auge haben, 
und dergleichen Leute, fo eft fie fih betreten agen, fogleich feft noh- 
men und ins Amt liefern, damit felbige nicht nur nach Befinden gehoͤ⸗ 
rig beſtrafet, ſondern auch die in Beſchlag genommene Waaren, nach 
Maaßgebung der dieferhalb ergangenen Edicten, confisciret werden 
koͤnnen. „ 

J. 59. 

Das benöthigte Bier ſowohl, als ben Brandwein, muͤßen bie Kö⸗ 
nigliche Bauern bey denen vorfallenden Hochzeiten, Kindtaufen, und an⸗ 
dern Ausrichtungen, aus keinem adelichen oder cöllmiſchen Kruge, ſon⸗ 
dern einzig und allein aus denen Königlichen Amtsbrauereyen, und Amts⸗ 
krügen holen, oder empfindliche Strafe gewärtigen. und haben Land⸗ 
reuter und Schulzen ſowohl hierauf, als daß die Unterthanen nicht durch 
übermäßiges Saufen in Armuth und Unglück gerathen, beſonders Acht 
zu geben, fih bierbey nach der 6. 37. gegebenen Inſtruction genau zu 
richten, und dergleichen dem Trunk ergebene liederliche Wirche, dem 
Amte zur gehörigen Beſtrafung anzuzeigen. Die czümiſchen, freyen und 
emphytevtiſchen Einſaaßen hingegen, wenn ihre Verſchreibungen oder 
Sontracte nicht hierunter ein anderes feſtſetzen, behalten die Wahl, ob 
ſie ihr Bier aus denen benachbarten Städten, oder dem Amte nehmen 
wollen. 

S * 

Hat es dabey fein Verbleiben, daß bie Amts⸗Einſaaßen in Weft- 
preußen bey Entrichtung der Meczgelder an das Amt die Wahl behal- 
ten, zu welcher der benachbarten Königlichen Mühlen, wo fie am beſten, 
und redlichſten gefördert werden, fie fidh hallen wollen, und muß fein 
Amts Müller ſich unterſtehen, von ihnen von Brodgetreyde, und Malz 
die Mete, ſondern nur das geordnete Mahlgeld zu fordern, als wor» 
auf Landreuter und Schulgen ſehen, zugleich aber auch Acht haben müf⸗ 
fen, daß die Bauern ihr Getreyde nicht verſchleudern, und nicht die 
Saat durchbringen. Einem folchen liederlichen Wirth muß die Saat in 


202 Den 3. October 1780. 


Seiten abgenommen, und an einem ſichern Ort aufge(düttet, auch nicht 
geſtattet werden, daß ein Bauer feinen Acker ganz, oder auch nur zum 
Sheil liegen laſſe, oder auch mit jemanden auf die Hälfte beſäͤe. 

$ 61. 

Damit auch ein jeder ‚genau wiſſe, wie weit ſeine Grenze gehe, 
und die Leute deshalb nicht in beſtändigem Zank, und Feindſchaft leben 
dürfen; fo muͤſſen bie Schulzen und Dorfs⸗Aelteſten, alle Jahr mit eiz 
nigen Einwohnern, und vornehmlich jungen Leuten, von gutem Begrif, 
die Dorfsgrenzen vifitiven, und ſolche richtig zeigen, auch denen jungen 
Leuten beſonders wohl einſchärſen, daß fie ſelbige behalten, und nicht 
[o leicht wiederum vergeſſen. 


9. 62. 

Die Beſſerung der Brücken, Landſtraßen, Wege und Stege, muß 
unter die Wirthe, in ſo weit ihnen deren Unterhaltung obliegt, ordent⸗ 
lich, und nach Proportion ihrer Weder repartiret, und von dem Beam⸗ 
ten und Schulzen genan darauf geſehen werden, daß folie zu bequemer 
Zeit, und wenn es wegen der Feldarbeit am füglichſten geſchehen kann, 
vorgenommen werde, nicht weniger ein jeder Wirth, die Feld⸗ Wieſen⸗ 
und Garten⸗Zäune in gutem Stande erhalte, auch ſtatt derſelben zu 
Erſparung des Holzes und Strauchs, nach jeden Orts Beſchaffenheit, 
Bewährungen von Steinen und Wällerwänden, oder in Ermangelung 
der Steine und des Lehms, Grabens verfertige, und den Wall davon 
auf der einen Seite mit allerhand Dornſtrauch bepſtanze, und fid fol- 
chergeſtalt, eine lebendige Hecke zuziehe. ? 


$. 68. z 
Die bey einigen Königlichen Amts⸗Doͤrfern befindlichen Wälder, 
müſſen aufs forgfältigfte geſchonet, und nicht einem jeden geſtattet werz 
den, daraus nad) Willkuͤhr Holz zu holen, oder wohl gar daraus zum 
Verkauf zu verführen, ſondern es müſſen die Förſter, Beamte und 
Schulzen hierunter eine gute Ordnung beobachten, damit dergleichen Höl⸗ 
zungen nicht durch ungebührlichen Gebrauch ruiniret, und ausgehauen, 
ſondern vielmehr conſerviret werden. 1 


973 
Zu welchem Ende denn hierdurch verordnet und feftgefeget wird, 
daß hinführo niemand ohne einen Zettel des Foͤrſters, eigenmächtig ein 
Stück Holz aus dem Dorfewälde nehme, ſondern den Zettel dem Shul- 
zen erſt vorzeigen, und derſelbe ihm ſodann das Holz, wenn es beſon⸗ 
ders nur auf ein paar Stuͤcke ankömmt, gehörig anweiſen foll; Wenn 
aber mehr Bauholz erfordert wird; fo muß der Schulze davon eine at- 
teſtirte Specification dem Beamten übergeben, welcher ſodann mit dem 
Förſter des Orts unterſuchen wird, ob das verlangte Holz mit Conſer⸗ 
vation des Waldes füglich verabfolget werden kann, wornächſt denn bes 
fundenen Umſtaͤnden nach, das Holz zu rechter Zeit, und forſtmäßig ans 
gewieſen werden wird; wie denn auch das Unterholz, und der junge 
Aufſchlag geſchonet, kein Skangenholz gehauen, und ein guter Theil 
vom Walde geheeget und geſchonet, und nicht mit dem Vieh betrieben 
werden muß. Diejenigen welche hierwider handeln, ſollen mit empfind⸗ 
licher Leibebſtrafe augefefen werden. 
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Wenn auch bishero Demerfet worden, daß der junge Aufſchlag von 


Bäumen, in denen Königlichen Forſten und Heyden, durch die denen 
Beamten und Unterthanen darinn zugeſtandene Hütung des Viehes, und 
davon gemachten üblen Gebrauch ſehr behindert, und abgefreſſen wor⸗ 
ben: fo müſſen fortmehro diefe Huͤtungen, bey der ſchwerſten Beahn⸗ 
dung nicht anders, als nach Ordnung der Schläge, und in ſoferne der 
Wald nicht eingeheget ift, exercivet werden, und zwar fo lange bis der 
junge Aufſchlag ſtark genung gewachſen, mithin daran weiter kein Scha⸗ 
den durch Hitung des Viehes zu befürchten ſeyn wird. 


9. 66. 


„ Ju Erſpahrung des Brennholzes, müßen die Beamte und Schulzen 
bie Unterfhanen an denenjenigen Dertern, wo Torfbrücher befindlich, 
zum Torfſtechen ſteißig anhalten, auch denen Leuten hiezu bie nöthige 
Anleitung geben, und müßen die Torfgruben an dergleichen Oertern 
E die M na p der Torf weggeſtochen werden, damit 
ie Put unter leide, auch das W. i 
“Zorfbrücheen abgeleitet werde. s Hier ich En der 
$ 67. 


Damit übrigens alles dasjenige, fo in dieſer Dorf⸗Ordnung anbe⸗ 
fohlen und feſtgeſetzet worden, zu jedermanns Wißenſchaft komme, und 
ſich niemand entſchuldigen koͤnne, daß ihm ſolche nicht bekannt ſeyz fo 
fe dieſelbe vierteljahrig in jedem Amte denen Landreutern, Amtsbe⸗ 
dienten und Schulzen öffentlich vorgeleſen, jedem Schulzen ein Exemplar 
davon eingehändiget, auch der Innhalt derſelben von denen Schulzen 
wieder denen Dorfs⸗Einſaaßen ebenfalls viermahl im Jahre, deutlich 
bekannt gemacht, in jedem Kruge ein Exemplar davon öffentlich auge⸗ 
ſchlagen, und durch die Departements⸗Räthe, bey Bereifung der Aem⸗ 
ter genau unterſuchet werden, in wie weit dieſer Verordnung nachgele⸗ 
bet worden, und welche Schulzen es denen andern in accurater Vollbrin⸗ 
gung derſelben zuvor gethan, damit ſolche auf eine, oder andere Art 
belohnet, bie Nachtäßigen aber, zur gebührenden Strafe gezogen wer⸗ 
den können. Auf daß aber auch ſchon die Jugend einen Begriff von eiz 
ner ordentlichen Wirthſchaft und Polizen erhalte; fo follen die Land⸗ 
ſchulmeiſter mit Anfang eines jeden uartals, diefe Dorfs⸗ Ordnung 
denen Kindern vorleſen, und die darinn enthaltene Porſchriften, und 
den daraus entſtehenden Nutzen, ihnen zugleich begreiſtich, und deutlich 


machen. 
Signatum Berlin, den 3. October 1780. 
Auf Seiner Königlichen Majeſtät allergnädigſten Special⸗Befehl. 
(. s.) 
v. Blumenthal. Schulenburg. v. Gaudi. Michaelis. 
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Nr. 37. 


Publicandum wegen Abſtellung der bei Anfertigung und 
beim Verkauf der Preußiſchen Leinwand uͤbernommenen Ver⸗ 
faͤſchung und Betrugs, vom 16ten Febr. 1781. 


r. Königl. Majeftät von Preußen, unſer Alergnädigfter Herr, find 
durch den von Allerhöchſtdero Oſtpreuß. Krieges ⸗ und Somainen-sam- 
mer, auf die von der Kaufmannschaft zu Königsberg in Preußen ges 
führte Beſchwerden, abgeſtatteten Bericht höchft ungern überzeugt wors 
den, daß alle bisherige Polizey⸗ Verordnungen, in welchen die feit eini⸗ 
15 Jahren bemerkte, von Seiten der Einwohner des platten Landes 
m Oft- und Weſtpreußen, auch Litthauen, vorgenommene Verfalſchung 
der im Lande verfertigten und zum öffentlichen Verkauf auf die Märkte 
gebrachten Leinwand, imgleichen, der ausgemittelte Betrug beim Ellen⸗ 
maaf der ſogenannten Stucke, bei Strafe unterſagt worden, nicht von 
dem gehoiften Erfolg geweſen, und das Uebel der Verfälſchung und des 
Betruges, zum hoͤchſten Bedruck der einheimiſchen Käufer, und zum 
Nachtheil der auswärtigen Verſendung, fortdaure. Wie nun aber Sr. 
Königlichen Majeſtät gedachte beim Leinwand ⸗ Handel eingeſchlichene 
Unordnungen ſchlechterdings find Künftige abgeſtellt wiſſen, und nicht 
zugeben wollen, daß der einheimifche Käufer übervortheilt, oder die Vers 
fendung der im Lande fabricirten Leinwand in die Fremde gehemmet 
werde: So laffen Allerhöchſtdieſelben hierdurch öffentlich bekannt machen: 

1. 


J. 1. 
Daß ein tu Stück Leinwand, welches innerhalb des Königreichs 
Preuſſen und der demſelben incorporirten Provinzen gefertiget und auf 
die Märkte der Städte in Oſt⸗ und Weſtpreußen, auch Litthauen, zum 
Verkauf gebracht, oder auch ſonſten aut freier Hand verkauft wird, es 
fey in denen Städten oder auf dem platten Lande, die Länge von 40 
kleinen oder 35 Berliner Ellen, die Breite aber von richtiger 2, $ und 
$ kleiner, oder 2, Lj, und 1,5. Berlin. Elle, nach geſchehener Bleiche 
und völligen Appreture entfalten ſoll. Und wie auf jeden, hierunter 
fich ausmittelnden Contraventionsfall, und zwar auf den erſten Better 
tungsfall die Conſiskation der an der Breite ober an der Lange mans 
gelhaften Leinwand, auf den wiederholten Betretungsfall aber, außer 
der Conſiskation eine Geldſtrafe vom Betrage des Dupli des Werthes 
der Leinwand, oder dem Befinden nach, eine proportionirte Leibes⸗ 
Strafe, hiermit feſtgeſetzt wird: ſo bleiben auch gedachte Strafen 
$2 


auf die Fälle verordnet, wenn E 

a) die Leinwand nach geſchehener Bleiche, um den Stücken das feft- 
geſetzte Ellenmaaß, in der Länge und Breite zu geben, gewaltfam 
ausgerecket und ausgedehnet ift, und n 

b) die zum Öffentlichen Verkauf auf den Marktplätzen der Städte, in 
den Häuſern, oder ſonſt aus freier Hand zum Verkauf ausgebotene 
Leinwand, in Rückſicht der, Behufs ihrer Anfertigung erfor⸗ 
derlichen Materialien, durch verſchiedene Sorten von Garn ver⸗ 
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fätfeht, oder mit ungleicher Tüchtigleit gearbeitet befunden, und von 
dem einen oder dem andern Fall, den Obrigkeiten jedes Ortes An⸗ 
~ zeige geſchehen ſollte. 


$. 3. 

Damit aber auch der Käufer ſowohl auf den Märkten der Städte, 
als auch in den Häufern und auf dem platten Lande, woſelbſt jedoch 
der Aufkauf nur zum eigenen Bedarf und nicht zum Wiederverkauf ge⸗ 
ſchehen kann, die zum Verkauf angebotene Leinwand gehörig und ohne 
Zeitverluſt beurtheilen, den etwa von denen Verkäufern ohngeachtet die⸗ 
ſes Publicaudi dennoch beabsichtigten Betrug entdecken, für ſelbigem 
ſich búten, und den Betrüger bei der That ertappen, und den Obriga 
keiten jedes Orts zur Beſtrafung anzeigen koͤnne: So wird das zeithero 
gewöhnliche den Betrug begünftigenbe Einrollen und Bernähen der Stücke 
bei einem Rthlr. Strafe für jedes Stück, und dem Befinden nach bei 
proportionirter Leibesſtrafe, deren Feſtſetzung der Obrigkeit jedes Ortes 
überlaſſen wird, biemit aufs ernſtlichſte unterfagt, und dagegen feſtge⸗ 
ſetzt, daß jedes Stück Leinwand dergeſtalt getafelt, daß jede Tafel 2 
kleine oder 12 Berliner Elle in fih halten muß, und bloß mit einem 
Bande zwei, bis dreimal zufanmen gebunden, auf den Markt gebracht, 
oder zum Verkauf ausgeboten, kein Käufer aber behindert werden foll, 
das Stück vor der Behandlung . zu legen und zu beſichtigen. 


And da die Verkäufer der Leinwand, wenn fie wegen der abgekürz⸗ 
ten Breite zur Rede geſtellt worden, fid) damit zu entſchuldigen gefucht, 
daß die Kämme oder Leinwandsblätter von den Kammmachern nicht in 
der gehörigen Långe von 4, $unb$ alten, oder reſp. 3, irg und 1.5, Bers 
liner Ellen⸗Maaßes gefertiget würden, mithin auch die Leinwand nach 
der Lange der Kämme gefertiget werden müffe: So ift zwar Sr. Kö⸗ 
nigl. Majeſtaͤt Allerhoͤchſte Abſicht nicht, denen Kammmachern die Bers 
fertigung kürzerer oder längerer Kämme oder Leinwandsblätter, als die 
vorgeſchriebene Breite der zum Verkauf beſonders für die Markte ber 
ſtimmten Leinwand erfordert, nach eines jeden Beſtellung zu unterſagen, 
fo wenig wie den Verfertigern der Leinwand felbft die Freiheit genom- 
men werden foll, die Leinwand zur eigenen häußlichen Gonfumtion, oder 
auf Privatbeſtellungen nach Liner andern als der in dieſem Publicando, 
Behufs des öffentlichen Verkaufs, feſtgeſetzten Breite von i, $ und € 
alten Maaßes oder reſp. Z, liy und. Ir Berliner Elle anzufertigen, 
Alschöchftbiefelben verordnen aber zuzleich, daß die Kammmacher fich 
ſchlechterdings beffeifigen muͤſſen, bie Kämme oder Leinwandsblätter in 
erforderlicher Länge, zu der für die Leinwand zum öffentlichen Verkauf 
verordueten vorgeschriebenen Breite zu verfertigen, und vorräthig zu hals 
ten; wobei bie Verfertiger der zum öffentlichen Verkauf beftimmten Lein- 
wand bei Vermeidung der im Spho. 1. feſtgeſetzten Strafen, verbunden 
bleiben, Behufs der Leinwand zum öffentlichen Verkauf, keiner andern 
Kämme, als ſolche ſich zu bedienen, welche dem Stück, die in dieſem 
Publicando feſtgeſetzte Breite verſchaffen. 


5. 
Damit ſich nun niemand ak der Unwiſſenheit entſchuldigen möge, 
Te foU diefes Publicandum überall, ſowohl in den Städten an bie Ralha⸗ 
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ifüren und an ben publiquen Orten, als auch in bem Krigen auf dem 
Lande und in den 2femtern und Schulzensgerichten angeſchlagen, über⸗ 
dem aber beſonders auf dem platten Lande denen Adelichen Vaſallen 
durch die dandrätge, denen Königlichen und Koöllmiſchen Ginfaffen Hin 
gegen durch die Beamten bekannt gemacht, und eingeſchaͤrft, übrigens 
aber in den Kirchen oder vor den Kirchthuͤren, nach jeden Ortes Gez 
wohnheit, abgeleſen, und zu jedermanns Wiſſenſchaft gebracht werden. 
Signatum Berlin, ben 16. Febr. 1781. 
Auf Sr. Königl. SXajefeht allergnädigſten Special⸗Befehl. 
v. Blumenthal. Schulenburg. v. Gaudi. Michaelis, 


Nr. 38. 


Allgemeines Reglement für die in Weſt⸗Preuſſen ſtatt der 
ehemaligen Jeſuiter⸗Collegien etablirte Catholiſche Gym- 
naſien *). 


Wen Seine Königliche Majzeſtät Dero Allerhoͤchſte Fürſorge gleich 
für die Erziehung und Ausbildung Dero in der Proving Weſtpreußen 
befindlichen Vaſallen und getreuen Unterthanen nicht nur durch Anle⸗ 
gung eines eigenen Cadetten⸗Hauſes in Culm, ſondern auch durch Aus⸗ 
ſetzung eines anſehnlichen Fonds zu Einrichtung einer zureichenden An⸗ 
zahl von Landſchulen bereits hinlänglich zu erkennen gegeben haben; fo 
haben Höͤchſtvieſelben jedoch, die zu dieſem Zweck dienende Mittel ges 
meinnütziger zu machen, auch in dieſer Provinz den Pafelójt exiſtirken 
Jeſuiter⸗Orden feiner eigentlichen Beſtimmung gemäß zu Ausbreitung 
der Erziehung dienſamer einrichten zu lagen, allergnädigſt beſchloßen. 

Seine Königliche Maſeſtät haben dem zu Folge die in diefer Perz- 
ving noch befindliche Erjefuiten, obgleich ihre bisherige Ordens⸗Verbin⸗ 
dung nunmehro auch hier aufgehöret, Dero ferneren Höchſten Schutzes 
gewürdiget, ihre bisherige Ordens⸗Gäufer ihnen als Gymnaſten beue 
behalten erlaubt, und Dero Weſtpreußiſche Regierung wegen deren Bers 
einigung im ein gemeinſchaftliches Schul⸗Inſtifut, auf Schleſiſchen Fuß 
mit dem Goabjutor des Biſchofs zu Culm Grafen von Hohenzollern, dem 
Hoͤchſtdieſelben eine befonbere Aufſicht über diefe Einrichtung anvertraut, 
zu concertiren, allergnädigſt anbefohlen. 

Wären die gtevenüen der hieſigen Jeſuften von einem fo anſehnlk⸗ 
chen Umfang, wie die welche dem Orden in Schlefien zugehören, und 
erforderte der faft gänzliche Mangel der dentfehen Sprache der hieſtgen 
Jugend nicht von dieſer Seite eine größere Ausbildung; fo hätte es nur 
der Einführung des von Seiner Königl. Majeſtaͤt durch Hoͤchſtdero Schle⸗ 
ſiſchen Juſtiz⸗Miniſter im Jahr 1774. fon fo ausführlich für die ber 
tige Provinz bekannt gemachten Plans, mit einiger Abänderung nach der 
Localität bedurft. So aber haben diefe beiden Verhaͤltniße Seine Kö⸗ 


) Marienwerder, gedruckt bei Johann Jakob Kanter. 
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nigl. Majeſtät einige Abänderung der Barinn enthaltenen Vorſchriften 
zu veranlaßen genöthiget! jedoch wollen Höchſtdieſelben, daß, fo bald 
die verſchiedene noch unſichere Gayitalien der bisherigen Jeſuiten durch 
die Sorgfalt der Weſepreußiſchen Regierung eingezogen, und dadurch 
die Reveuuen einen Zuwachs erhalten können, der Plan des Juſtituts 
fid) auch immer mehr und mehr dem Schleſiſchen nähere, und eine grés 
fere Ausdehnung erhalte. 

unterdes hoffen Seine Königliche Majeſtät, daß auch die jetzige 
Einrichtung bereits verhältnißmäßig denjenigen, Nutzen, den Höchſtdero 
getroffene weiſe Vorkehrungen in Schleſten hervorgebracht, bier eben⸗ 
falls ſtiften werde, und befehlen zu dem Ende nicht nur fämtlich en bey 
dem Juſtitut angefeéten Mitgliedern dez ehemaligen Jeſuiter⸗Irdens 
fo guädig als eruſtlich, fih nach denen in biefem Reglement und dem 
Schleſiſchen, fo viel es applicable, enthaltenen Vorſchriften beſtimmt 
zu achten, ſondern hegen auch zu Dero Weſtpreußiſchen Vaſallen und 
Unterthanen das Vertrauen, daß fie von dieſer Gelegenheit, ihre Kins 
der zu brauchbaren Gliedern des Staats zu ziehen, und ihre eigene 
Glückſeeligkeit zu befördern, mit Dank Gebrauch machen werden. Boie 
Höͤchſtdieſelben denn auch Dero Vormundſchafts⸗ Collegiis bey der Er zie⸗ 
hung der ihrer Aufſicht anvertrauten Unmündigen auf dieſes Inſtitut 
Nücficht zu nehmen, noch beſonders gnädigſt aufgeben lafen werden. 
Uebrigens werden Seine Königliche Majeſtat durch Dero Weſtpreuß. Nes 
gierung, und den Coadjutor von Culm Grafen von Hohenzollern auf 
die Aufführung, und den Fleiß der Lehrer ganz genau beſonders wachen 


laßen. 
Iter Abſchnitt. 


Von der Eintheilung der Gymnaſien, fatt der ehemaligen 
SefuiterzCollegiorum. 4 


9. 1. 

Da bishero unter der Aufſicht der Jeſulten keine Univerſität geſtan⸗ 
den, der jetzige Fond des Ordens auch fo wenig wie andere SBerbült- 
nife deren, beſondere Einrichtung zur Zeit erlauben; fo kann fid) das 
Inſtitut füv jetzt auch blos auf die Anlegung gewißer Gymnaſien ein⸗ 
ſchränken, weiche zu Schottland, Brauns berg, Graudenz, Goni&, Brom⸗ 
berg, Roͤſſel, Marienburg und Crone, als dem Sitz der ehemaligen 
Collegiorum errichtet werden follen. - 


Seine Königl. Majeftåt wohn jedoch bie zu Schottland und Brauns⸗ 
berg zu errichtende Gymnasia nicht nur zu Gymnasiis Academicis berges 
Kalt allergnábigft zu erheben gerufen, daß die dem geiſtlichen Stande 
fih befelbft widmende katholiſche Jugend ihre thevlogiſche Studia auf 
deuſelben abſolviren, und fid daher, wenn fie die gehörige Kenntniß 
fih erwirbt, bafebft zu Prediger Stellen in Weſtpreußen tüchtig mas 
chen kann, ſondern auch in Schottland noch ein beſonderes Seminarium 
für die Geiftlichteit anlegen loſſen. Nuch Niemanden der in diefen Eym- 
nasüis nicht den vorfehniftmäffigen Unterricht genoßen, in der Folge von 
Söchſtdero geistlichen Departement oder der Weſtpreuß. Regierung derz 
gleichen Pfarr» Stellen in dieſer Provinz conferiren lafen, wovon jedoch 
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die Dioeces zu Culm ausgenommen bleibt, wo die in dem dortigen Se- 
minario Unterricht genoßene Theologen zwar auch zu Pfarr⸗Stellen bes 
fördert werden können, jedoch dergeſtalt, daß ſie keln ausſchließendes 
Aecht dazu haben, ſondern es lediglich auf ihre Fähigkeiten antómmt. 
Wie denn auch Seine Königliche Majeſtat ausdrücklich befehlen, daß in 
dem Seminario ſelbſt biefelbe Lehrart eingeführet werde, die dur) bite 
ſes Reglement dem Exjeſuiten⸗Juſtitut vorgeſchrieben ijt. 
8. 


$. 8. 

Die Gymnasia zu Graudenz, Goni$, Bromberg und Röſſel find 
außer den eigentlichen grammaticaliſchen Studien der Erlernung derer 
unter dem Namen Philologie überhaupt begriffenen Wißenſchaften, ger 
widmet, die zu Marienburg und Crone aber zur Erlernung der erſten 
allein beſtimmt. 


9. 4. 

Die eigentliche philoſophiſche und fämtliche theologiſche Wißenſchaf⸗ 

fen werden allein auf den Cymmasüs academicis zu Schottland und 

Braunsberg auch dem Seminario zu Eulm gelehrt, und müßen biejenis 

gen, welche fih dem geiſtlichen Staude widmen, wenn beſonderer Fleiß 

und Anſtrengung nicht eine Ausnahme verſtatten, drey Jahre die philo⸗ 
ſophiſche und ver Jahre die theologiſche Glaffen befuchen. 

4 


Diejenigen jungen Leute catholifcher Religion, welche von ihren GL: 
tern in dieſes nützliche Institut blos zu ihrer Ausbildung und Vorberef⸗ 
tung zu weltlichen Yemtern gegeben werden, haben zwar die Freiheit, 
eine jede Claſſe fo lange wie es ihnen gefällt zu beſuchen; indes tónnem 
fie in den höhern Glaffen nicht ohne ein Zeugnis von den Lehrern der 
untern Claſſen, daß fie fid) dazu qualificiren, zugelaßen werden, und 
eben fo muͤßen fie, wenn fie die wurklichen Univerſitäten beſuchen, ein 
Zeugnis ihrer erlangten Fähigkeit wegen, von den Lehrern der Höhen 
Glaffe beibringen. Jedoch können fie auch durch Privat- Unterricht fo 
weit gebracht werden, daß fie gleich in denen Gymnasiis Academicis 
nach vorher gegangener Prüfung aufgenommen werden. 

$. 6. 


Die Anzahl ber Lehrer bey dem Gymnasiis gu Marienburg und Crone 
wird vor ber Hand nur auf zwey beſtimmt. Die in den Collegiis zu 
Graudenz, Bromberg, Conitz und Roͤſſel auf zwey Lehrer in der grama 
matiſchen Claſſe und einen in der philologiſchen, und die in den Gym- 
masiis Academicis beſtimmte Anzahl Profeſſoren vorläufig außer dem 
Rectori auf zwey in der theologiſchen, zwey in der philofophifchen, woz” 
von der eine Profeſſor Philologiae ijt, und einen in der grammatiſchen 
Glaſſe, feſtgeſetzt, deren Vermehrung fid Seine Königl. Majeftät jez 
doch ausdrücklich, fo bald es der Fond erlaubt, vorbehalten. Die Gez 
minarien in Braunsberg und Schottland werden ihre beſondere Einrich⸗ 
tung erhalten. A 


9. 7. 

Da indes auch diefe Bohrer bey den jetzigen ſehr mäßigen ſichern 
Stevenüen des hieſigen ehemaligen Jeſuiter⸗Ordens nur mit geringen 
Beſoldungen verſehen werdan können, die eigentliche Ordens ⸗ Verbind⸗ 
lichkeit der ehemaligen Jeſuiten zur unentgeldlichen Erziehung der Ju⸗ 
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gend bey den veränderten Verhältnißen des Ordens auch nicht in ihrem 
ganzen Umfange durchaus fortdauren muß; fo wird der Schul⸗Unter⸗ 
richt denen ſich geiſtlichen Aemtern gewidmeten jungen Leuten zwar nach 
wie vor in dieſem Schul⸗Inſtitut unentgeldlich ertheilt werden, dahin⸗ 
gegen die darinn ohne von den thevlogiſchen Wißenſchaften Profeßion zu 
machen blos ihre Ausbildung genießende Zöglinge, gleich Seiner Königl. 
Majeftät lutherſchen Einſaaßen ein geringes Schulgeld, nach einer von 
der Weſtpreuß. Regierung gemeinſchaftlich mit dem Grafen von Hohen⸗ 
zollern zu regulirenden Taxe, bezahlen müßen, welches den Lehrern einer 
jeden Glaffe zu einer billigen Vergütigung ihres Fleifes zugebilliget wird, 
und in den niedern Claſſen monathlich, in den höhern aber vierteljäh⸗ 
rig entrichtet werden muß. 


. 8. 

For ihren Unterhalt 5 die fid) geiſtlichen Aemtern wid⸗ 
mende Lehrlinge ſowehl, wie die blos eine Zeitlang fih in dieſen Gym⸗ 
mafien aufpaltende Schuler forgen, fid) auch die nöthigen Schulbücher 
anzuſchaffen im Stande ſeyn, wie denn auch ein jeder ein beſonderes 
Holz⸗Geld ohne Ausnahme bezahlen muß. 


9. 

Wenn übrigens Seine King Siejenit die Moplehat biefe Untere 
richts gleich auf alle Stände verbreitet wiſſen wollen, ſo darf doch nies 
mand von dem Inſtitut in den Gymnasiis Academicis aufgenommen wer⸗ 
den, dem die Geſetze die Befugnis zu ſtudiren uberhaupt nicht geftatten, 
ohne daß darüber gehörigen Orts beſondere Erlaubniß ausgewürket 
worden. 


Tet Abschnitt. 


Von bem zu genieß enden Unterricht und der dabey zu ber 
obachtenten Verfahrungs⸗Art. 

9. 1. > 

Ein vernünftiger Unterricht in der Religion, und eine deutliche Er⸗ 

klärung deren Pflichten in dem Verhaltnis gegen das Höchfte Weſen, 

dem Staate und der Landes ⸗ Obrigkeit, fo wie gegen den Nächften, 

bleibt der erſte und vorzüglichſte Gegenftand der Bemühung ſämtlicher 

Lehrer. und Seine Königl. Majeſtät hoffen von der Gottesfurcht und 

Rechtſchaffenheit der dazu zu erwählenden Subjecte, daß ſie gleich be⸗ 

müht ſeyn werden, aus ihren Sóglingen tugendhafte Menſchen und gez 
treue Bürger des Staats zu bilden. 


. 2. 

In den untern Claſſen muß hiernächſt die Bemuͤhung der Lehrer 
zuerſt dahin gehen, der ihren Unterricht geniefenben Jugend die deutſche 
Sprache beyzubringen, und wenn der Unterricht in der Lateinifchen hiemit 
gli verbunden ift; fo muß, bis der Lernende der erſtern anfängt 
mächtig zu werden, doch auf Die die Hauptfächlichfte Bemühung des 
Unterrichts verwendet, und forgfältig vermieden werden, daß durch die 
zu ſchnell abwechſelnden Lectionen nicht bey einem zarten Gedächtnis die 
Benennung der Gegenſtände in beyden Sprachen verwechfelt, umb fol. 
chergeſtalt keine einzige von dem Schüler recht erlernet werde. 

Weſtpreuß. Prov.⸗Recht. Bd. II. 14 


210 Den 1. Juni 1781, 


9. 8. 

Der efte Lehrer der grammatiſchen Claſſe muß fih daher einen 
großen Theil des Tages damit beſchäftigen, den jungen Leuten die fie 
umgebende und herbeigeſuchte Gegenſtände deutſch nennen zu lehren, und 
fie dadurch mit einer Menge von Wörtern und deren rechten Ausſprache 
bekannt machen. Er geht von dieſer Beſchaͤftigung zu dem derliniren 
und conjugiren der Wörter und zu den leichteſten Wortfuͤgungen über, 
bringt ihnen allmählig deren Regeln bey, dehnt dieſen Unterricht nach 
und nach, nach dem Wachsthum der Krafte ſeiner Untergebenen aus, 
und beobachtet eben dieſe Methode in Anſehung der lateiniſchen Sprache, 
nur wie bereits vorhero erwehnt, mit der gehörigen Zwiſchenzeit. 


$4 = 

Diejenigen Schüler, die darſun ſchon einigen Fortgang gemacht, 
werden hiernächſt zu den Stunden des zweiten Lehrers dieſer Claſſe ges 
zogen, der ihnen die Regeln der eigentlichen Wortfügung genauer aus⸗ 
einanderfegt, ihnen deren Inhalt burg) Leſung claßiſcher Schriftſteller 
fühlbar macht, fie auf den Weg, deren Schönheiten zu empfinden und 
an beiden Sprachen Geſchmack zu bekommen, führt. Wobey überhaupt 
das Lefen dieſer Schriftſteller durch die beſtändige Bemühung der Lehrer 
die Aufmerkſamkeit der Lernenden auf intereſſante Gegenſtände der wah⸗ 
den oder erdichteten Geſchichte zu heften, und ſolchergeſtalt ihre Einbil⸗ 
dungekraft zu beschäftigen, fo eingerichtet werden muß, daß ffe die Spra⸗ 
chen mehr als Mittel zu 9 Kenntnißen zu gelangen, als eine 

trockene fie ermuͤdende Beſchuͤftigung quis 


Die Fahigkeiten der Lernenden können indes natürlich nicht gleich 
groß fem, fo wie ihr Fleiß verſchiedene Stuffen hat. Der Lehrer dies 
fet Glaffe muß alfo, da der jetzige Fond, die Anſetzung eines dritten 
Lehrers in der grammatiſchen Claſſe noch nicht erlaubt, eine Auswahl 
feiner Schüler treffen, und die faͤhigſten davon durch Auslegung ſchwe⸗ 
terer Schriftſteller in befondern Stunden mit bem Genio der Sprache 
mehr bekannt machen, und zugleich ſo viel möglich dieſen einigen Unter⸗ 
richt in der Geographie mittheilen. 

- 8. 6. 

Die Anwelfung zum Schreiben und der Rechenkunſt ertheilt der 
Lehrer der unterſten Elaſſe ohne unterſchied am alle Schüler eines Gym- 
nasii, wenn fie gleich ſchon in Höhen Elaſſen ihren fonftigen Unterricht 
genießen, nach beſondern Vorſchriften. 

& 7. 

Von jungen Leuten, die mit einem Gefühl vom Schönen, und mit 
der Anlage eines Beobachtungsgeiſtes nach einer ſolchen Vorbereitung in 
die eigentlich philologifhe Claſſe treten, kan man nicht anders wie 
ſchnelle Fortſchritte erwarten. Der Lehrer macht fie nun mit dem ganz 
zen Reichthum der Lateiniſchen und den guten Schriftſtellern der Deuts 
ſchen Sprache bekannt. Er läßt fie bie ihnen ſelöſt vorzüglich ſchei⸗ 
nende Stellen daraus bemerken, ihre Gründe, warum fie ſolches ſchön 
finden anzeigen, er berichtiget ihr Urtheil, und macht fie fo geſchickt, 
felit Ausarbeitungen im beyden Sprachen zu liefern. i 
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9. 8. 

Zugleich verbindet er hiemit einen Unterricht in der griechiſchen 
Sprache, und ertheilt denjenigen, bie bereits eine Anleitung in derſel⸗ 
ſelben genoßen, nunmehr Anweiſungen in denen verſchiedenen Dialekten. 
In der Geſchichte und Geographie verfolgt er den angefangenen Unter⸗ 
richt, wenn er durch beſondere Prüfungen eines jeden die von ihnen 
darinn ſchon gemachte Fortſchritte erforſcht, und fie darnach in verſchie⸗ 
dene Claſſen abgetbeilet hat. Er erhält in Auſehung der erſten ihre 
Aufmerkſamkeit nicht mue durch treffende Bemerkungen über die fid) fol. 
gende Thathandlungen, ſondern wählt fid) auch befondere Stücke aus 
den Biographien berühmter Männer, den moraliſchen Character feiner 
Untergebenen zu bilden, " 


. 9. 

Bey ber Geographie Sari: er nicht bey der Einleitung eines je⸗ 
den Staats deßen kurze Geſchichte zu wiederholen, feine, Untergebene 
mit defen Naturgeſchichte, değen politifchen und Handlungs⸗Syſtem und 
feiner innerlichen Verfaßung bekannt zu machen, und nutzt dieſen vors 
läufigen Unterricht fo viel möglich, dem Gedächtniß feiner Untergebenen 
durch eine Bemerkung aus demfelben die verſchledenen. Oerter dieſes 
Staats einzupraͤgen. 

9. 10. 

Bey dieſen verſchiedenen Beſchäftigungen wird er jedoch von Ref. 
rung der eigentlich philoſophiſchen Wißenſchaften befreit, ob gleich durch 
die Kenntnis der verſchiedenen Producten eines Staats und deßen Na⸗ 
turgeſchichte, der Verſtand des Untergebenen auf die Naturlehre [don 
natürlich vorbereitet wird, ſo wie die zu Schärfung ſeiner Beurthei⸗ 
lungskraft gewählte Mittel ihm eine Fertigkeit in Schlüßen, und folg- 
lich eine Anlage zur Logic erwerben muͤßen. ! 


J. 11. 

Unter den philofophifchen Wißenſchaften, die fowohl einem Theo- 
M „als einem jeden denkenden Kopfe vorzüglich nothwendig ſind, seid): 
nen s 
din Dialectic ober Logie und 

2) die Metaphyfic mit allen ihren Theilen 
aus, und muß der philoſophiſche Unterricht auch mit dieſen Zweigen 
der Philoſophie daher den Aufang nehmen. 

1 


$. 12. 
Keinesweges muß indes hiebey die ſogenannte ariſtoteliſche Philofgs 
phie zum Grunde gelegt, und anſtatt den Verſtand der Jugend zu ei⸗ 
nem reifen Nachdenken zu (dürfen, ſolcher mit Sophiſterey angefüllt, 
und wahl gar eine Wißenſchaft daraus gemacht werden, den Lernenden 
eine Fertigkeit in Trugſchlüßen beyzubringen. Vielmehr muß eine gerei- 
nigte Philoſoppie überall eingeführt, die Jugend durch deren methodi⸗ 
fée Form an richtige Schlußfolgen gewöhnt, und folde nicht nur im 
gemeinen beben anzuwenden, ſondern auch vorzüglich in Wißenſchaften 
zu übertragen, gelehrt werden. 
9. 18. 


Hiernächſt find 
8) das Natur- und Vöͤlker⸗Recht 
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4) bie Moral und 

5) die Mathematic 
nothwendige Gegenſtände der zu lehrenden Philoſophie, deren Unterricht 
fid) die bey den Gymnasiis Academicis zu Schottland und Brauns berg 
angeſetzte Lehrer nothwendig unterziehen muͤßen. Dagegen koͤnnen bey 
der eingeſchränkten Anzahl der phlloſophiſchen Lehrer, Vorleſungen in 
den andern Theilen der Philoſophie zwar nicht von ihnen für jetzt ges 
fordert werden, indes wird es doch ihrem Fleiß und Talenten Ehre 
machen, wenn fie auch fion gegenwärtig in denſelben Vorleſungen und 
Unterricht ertheilen. 2 


9. 14. 

Der Profeſſor Philologiae bey dieſen höheren Gymnaſien beſchäfti⸗ 
get fid) vorzüglich, den Lernenden Grundſäͤtze eines ausgewählten Styls 
in der lateiniſchen und deutſchen Sprache beyzubringen, ihnen die Aeſthe⸗ 
tir, wie eine reine Wißenſchaft zu lehren, und endlich ihnen die Stati⸗ 
ſtic in der Hiſtorje zu erklären, 


$. 15. 

In den theologiſchen Wißenſchaften muß einer der Profeſſoren des. 
nen in diefe Claſſe tretenden Juͤnglingen eine theologiſche Encnelopäbie 
leſen, damit fie deren verſchiedene Theile überfehen, und deren Nutzen 
auf ihre künftige Bestimmung erkemen lernen. Die Vorleſungen über 
die übrigen Theile der eigentlichen e das Ganoniſche Recht 
und die Homiletie oder die Canzelberedſamkeit, müßen fid) die ſaͤmtli⸗ 
chen Lehrer der tietegifia Gta unter did elutheilen. 

6. 


So wie einige wenige allgemeine Regeln ausgenommen, ſich dieſe 
Vorſchriften lediglich auf die beſondere Verhältniße des hiefigen Schul⸗ 
Inſtituts beziehen, fo werden die Lehrer übrigens der beſten Lehrart wez 
gen, auf die in dem Schleſiſchen Schul⸗Reglement allgemein enthaltene 
Vorſchriften mit denen nach ber hieſigen Einrichtung geringen in vorſte⸗ 
henden Sj enthaltenen Modif cationen auch lediglich verwiesen, und fola 
len ihnen zu dem Ende eine hinlaͤngliche Anzahl lateiniſcher Exempla⸗ 
rien davon zugefertiget werden. 5 

In gedachten Meglement iſt zugleich der öffentlichen Diſputationen 
und des Verlangens fih academiſche Würden zu erwerben, als eines der 
geſchickteſten Mittel erwehnt, den Fleiß der Lernenden anzuſpornen, und 
bis zur Erreichung ihres Ziels in elner beſtändigen Thätigkeſt zu unters 
Halten. Wenn nun gleich die Cymnasia in Schottland und Braunsberg 
dergleichen Wurden zu ertheilen, zur Zeit nicht im Stande find; fo wol 
len Seine Königl. Majeftät. doch auch, daß auf dieſen, die fid) dem 
geiglichen Staude gewidmete Studenten durch öftere Diſputationen über 
phileſophiſche Materjen öffentliche Proben ihres Fleißes ablegen, und 
von dieſen Gymnasien nicht eher dimittiret werden, bis fie fid) einer 
dſſentlichen Prufung über ihre erlernte Wißenſchaften unterwerfen, von 
der fie vor ihrer Prieſterweihe dem Biſchof ein Zeugniß des jedesmali⸗ 
gen Directoris des Inſtituts beybringen müßen. x 


i $. 18. 
In Anſehung der nach und nach bey dem Unterricht zu gebranchen- 
„ 
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den lateiniſchen Schriftitellee hat es ebenfals bey denen in dem Schleſt⸗ 
ſchen Reglement vorgeſchriebenen Werken fein Bewenden, und befehlen 
Seine Königl. Majeftät deren Einführung bey dem hiefigen Inſtitut 
gleichfals allergnädigſt. In Anſehung der Auswahl der darinn noch 
nicht beſtimmten Lehrbücher, wird nach gepflogener Communication mit 
dem Schleſiſchen Inſtitut das nähere den Weſtpreußiſchen Gymnaslis 
vorgeſchrieben werden. 


Miter Abſchnitt. 


Von der innern Einrichtung der Gymnaſien, und der da⸗ 
mit verbundenen Schul⸗Policey. 


F. 1. : z 
In Anſehung der innern Einrichtung der etablirten Gymmaſten, fo 
behalten die jesige Lehrer ihren gemeinſchaftlichen Gift), nach der ehes 
i e E d Ug COUP bep, "d werden Seine Königl, Majes 
ät einem jeden mafio einen gewißen jährlichen Gt: deßen 
meinſchaft lichen eke UE HUM ae 
2. 


Durch diefe gemeinſchaftliche Oeconomie wird es den werfchiedenen 
Gymnaſien zugleich möglich, nicht nur die fid) dem geiſtlichen Stande 
widmen und alfo einen’ fortgeſetzten Auffenthalt in denſelben machen 
müßenden jungen Leuten, ſondern auch diejenigen, die blos zur Erler⸗ 
nung der Grundwißenſchaften von ihren Eltern in dieſelbe gebracht wers 
den, gegen eine billige Penſton, deren Betrag nach der Verſchiedenheit 
der Gymnaſien beſonders beſtimmt D wird, zu beköftigen, 


Wenn es nun gleich den Sollen erlaubt ift, fid) ſelbſt ihren un⸗ 
terhalt zu verſchaffen; [o werden vernünftige Eltern doch fo viel möge 
lich feloj die Gelegenheit für ihre Kinder benutzen, fie unter der bes 
ſtändigen Aufſicht ihrer Lehrer zu haben. Die genauere Verbindung die 
dadurch zwiſchen den Lehrern und Lernenden entſteht, muß den letztern 
natürlich zum Vortheil gereichen, da fie theils dadurch abgehalten were 
den, ihren aufkeimenden Leſdenſckaften den Bügel ſchießen zu laßen, 
theils die Lehrer ihre Fähigkeiten und ihren Character näßer kennen 
lernen, und darnach die Methode ihrer Lehrart einzurichten im Stande 
find. Von der andern Seite muß aber das Vertrauen der Lernenden 
bey einem folden genauen Umgang natürlich vergrößert werden, und fol- 
ches auf ihre Gelehrigkekt in den Schulſtunden einen Einfluß haben. 


Seine Königliche Majeftät wollen daher auch vorzüglich, daß Un: 
mindige cacbolfſcher Religion, deren Erziehung bey Fremden, oder oft 
gegen ihr Wohl gleichgälkigen Verwandten, ohnedem vieler Gefahr aus 
geſetzt it, diefe Einrichtung benutzen, und werden die in Weſt⸗ Preußen 
befindliche Unkergerichte auch dieſerhalb durch die Regierung mit den 
nöthigen Befehlen verſehen laßen. — * 


$ 5. 
Wenn durch ſolche aber auch zugleich in ben Gynmaſien eine Art 
von Geſellſchaft entſteht, und dieſe eine nothwendige Disciplin erfer⸗ 


214 Den 1. Zuni 1781. 


dert; fo wollen Seine Könkgl. Majestät in ſämmtlichen Gymnaſien auch 
eine beſondere Schul⸗Policey eingeführt wißen. 
6. 


Dieſem gemäß muß es auch einem jeden Lehrer, bie ihm unmittel⸗ 
bar untergebene Lernende durch verhältnißfmäßige Strafen, theils zu ih- 
ren Berufsgeſchäften zuruck zu führen, theils fie dadurch für Autzſchwei⸗ 
fungen zu bewahren, erlaubt ſeyn, ohne daß ihre Eltern und Bers 
wandten ſich darüber zu beſchweren Urſach haben. Sollte jedoch darun⸗ 
ter ercebitet werden, fo ſteht es ihnen fren, jid) daruͤber bey dem Prae— 
fecto Scholarum, und in den hoͤhern Collegiis bey dem Rectore, aud) 
wenn beydes ohne Wirkung ſeyn ſollte, allenfalé bey dem Director des 
ganzen Juſtituts zu beſchweren. 


9.—7. 

Seine Königl. Majeſtät haben fid) nemlich gleichwie bey dem Schle⸗ 
ſiſchen Inftitut geſchehen, auch bey der Diefigen Schuleinrichtung, aus 
den Mitgliedern des ehemaligen Ordens, einen eigenen Director anfegen 
zu laßen allergnädigſt entſchloßen, und wollen demſelben hierdurch die 
draft über ſaͤmtliche Gymnafien und deren Lehrer nicht nur aller⸗ 
nådigt anvertrauen, ſondern ihm es auch zur ausdrücklichen Pflicht 
machen, mit der ſtrengſten Wachſamkeit auf die genaue Befolgung der 
in dieſem Reglement in Verbindung des Schleſiſchen enthaltenen Vor⸗ 
ſchriften zu halten, wie Hoͤchſtdieſelben ihm denn zugleich aufgeben, bey 
der geringſten Abweichung der Lehrer, dem Coadjutor Grafen von Hos 
henzollern zur Remedur, und allenfals zur fernern Anzeige bey der Nes 
gierung ſogleich davon Bericht zu erſtatten. 


g. 8. 

Die Auswahl eines tüchtigen Subjects zu dieſer Stelle wird zur 
geit dem Goabjutor Grafen von Hohenzollern, und in der Folge demſe⸗ 
nigen, dem Seine Koͤnigl. Majeſtäͤt etwa eine gleiche ſpecielle Aufſicht, 
über das Inſtitut anvertrauen dürften, zwar uͤberlaßen, jedoch muß fol- 
ches der Weſtpreußiſchen Regierung jederzeit zur Ertheilung ihres Pla- 
citi vorgeftellt werden. = " 

i $. 9. 

Dieſer Director muß hiernächſt nicht nur an dem Sitz eines der 
böhern Gymnafien wohnen, fondern auch die ihm in vorſtehendem g. 7. 
vorgeſchriebene Pflichten erfüllen zu können, jährlich wenigſtens einmahl 
ſaͤmtliche Gymmaſien bereiſen, und fid) ſolchergeſtalt von ihrem Zuſtand 
unterrichten. $10 

Von diefen Bereiſungen muß er ein befonderes Journal führen, 
und über die Verfaßung eines jeden Gymnasii bem Coadjutor Grafen 
von Hohenzollern eine ausführliche Anzeige leiſten, der denn an dem 
Schluß eines jeden Schuljahres einen umſtändlichen Bericht von dem 
Zuſtande des ganzen Inſtituts und von defen Fortgang der Meftpreuf. 
Regierung abzuſtatten, und über die Mittel defen etwanfgen Verbeße⸗ 
rungen zu coneertiven hat. f 


Diegu gehöret auch, wenn in Ansehung des einmabt vorgeſchriebe⸗ 
nen Schul ⸗Reglements einige Veränderungen nöthig feyn ſollten, da 
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weder die Lehrer ſolche eigenmächtig vorzunehmen, noch der Director 
darinn zu willfahren die Vela haben, ſondern darüber angefragt, 
und zwiſchen der Weſtpreuß. Regierung und dem Coadjutor Grafen von 
Hohenzollern ein Uebereinkommen getroffen werden muß. 

. 12 


y. 12. 

Bey der Erledigung eines Lehramts muß der Director dem Coad⸗ 

jutor einige tüchtige Subjecte in Vorſchlag bringen, der eines davon 
erwählt, und der Regierung zu Abgebung ihres Placiti vorſtellt. 


IVter Abſchnitt. 
Von dem Amt der Lehrer und ihren Pflichten. 
1 


% 1. 

Die auf ſolche Art wie im vorſtehenden Abſchnitt bemerkt worden, 
ernaunte Lehrer, müßen nun, wie ihnen ſchon vorhero zur Pflicht ges 
macht worden, nicht nur in ihren Lehrſtunden, die in dieſem Reglement 
enthaltene Vorſchriften genau beobachten, ſondern auch fid) vorzüglich 
durch Ausbildung des Characters und der Sitten der Jugend auszeichnen. 


J. 2. 

Zu dieſem Ende muͤßen fie ſelbſt durch ihre Thätigkeit, moraliſchen 
Wandel, und Verträglicheit unter fid), 19 5 Wege zu pe 
lobenswürdigen Beyfpiel dienen, ihr Betragen ſtets von allem ſtörriſchen 
Weſen entfernen, fid) durch ihre Herablaßung das Zutrauen ihrer Lehr- 
linge erwerben, und ſolches, ihnen eine größere Gelehrigkeit gegen ihre 
Lehren beyzubringen, moͤglichſt benutzen. 

3. 


In Anſehung des eigentlichen Unterrichtes haben fie denen ihnen 
in diefem Reglement ertheilten Vorſchriften in Verbindung des Schleſi⸗ 
ſchen Schul⸗ Reglements die genaueſte Folge zu leiften, fih in denen 
ihnen zum Unterricht zugetheilten Wißenſchaften immer größere Fertige 
keiten zu erwerben, fih zu den gehrſtunden ſtets gehörig vorzubereiten, 
und ſolchergeſtalt zu ihrer Beſtimmung mehr und mehr geſchickter zu 
machen. 


8.4. 

In ben Höhen Gymnaſien zu Schottland und Braunsberg find nun 
die Heetores von bem kegelmäßigen Unterricht der Tugend zwar befteyt, 
jedoch werden Seine Königl. Maſeſtät es auch von dieſen gerne ſehen, 
wenn fie fid) durch Privat⸗ Unterricht, die Ausbildung der Jugend ans 
gelegen ſeyn laßen, dagegen müßen bie Praefecti Scholarum in den ans 
dern Gymnaſien gleich den übrigen Lehrern fid) des Unterrichts der Fus 
gend unterziehen. 


TA $5 n 
Diejenigen Lehrer, die ſich durch ihren Fleiß und gute Aufführung 
nun auszeichnen, haben vorzüglich Darauf Rechnung zu machen, daß foa 
bald der Fond des Inſtituts durch Eingehung der unſichern Nevenüͤes 
vermehrt pU kann. i auf bie Sadom ihres Gehalts 15 0 ge⸗ 
nommen men alle li i Bemi *i 
foare MSS dones nur mögliche Belohnung ihrer Bemühung vers 


F. 6. 
Die Anleitung junger Leute in dem eigentlichen Studio der Paͤda⸗ 


216 Den 17. December 1781. 


gogie wird vorzüglich der Sorgfalt der Rectoren auf den höhern Gym- 
vaten überlaßen, und werden Seine Koͤuigl. Majeftät es nicht nur gerne 
ſehen, wenn junge Leute, die in andern Schulen dazu ſchon den Anfang 
gemacht, diefe Gelegenheit zu ihrer völligen Ausbildung benutzen, fonz 
dern auch, da das Infeitirt nicht gleich gebildete Lehrer ſtatt der abge⸗ 
henden liefern kaun, Vorkehrungen treffen lafen, daß foldes in der 
Zwiſchenzeit damit verſehen werde. 


$ 7. 

So wie Seine Königliche Majeſtät nun Dero landesvaterliche Fürs 
forge beydes für die einen Unterricht bebürfenbe catholiſche Jugend in 
der Provinz Weſtpreußen ſowohl, als für die zu deren Ausbildung nås 
thige Lehrer durch gegenwärtige Anordnung hinlänglich zu erkennen ge⸗ 
geben haben; fo verſehen Sich Höchſtdieſelben auch zu der Rechtſchaf⸗ 
fenheit und dem Fleiß der ſämmtlichen angeftellten Lehrer, daß fie zu 
deren heilſamen Ausführung alles mögliche nach ihren Kräften beytra⸗ 
gen werden. 

Carolus Hohenzollern 
Episcopus Coadjutor Culmensis, 


So wie Seine Majeftåt nun vorſtehendes durch den Goabjutor Gita» 
fen von Hohenzollern entworfene Reglement durch Allerhöchft Dero Ga» 
binets⸗Ordre vom Sten März diefes Jahres zu genehmigen geruhet; fo 
haben Allerhöchſtdieſelben auch zugleich durch gedachte Cabinets- Ordre 
die Unterzeichnete, in Gefolge Dero Höchſten Genehmigung, ſolches nuns 
mehro durch ihre Unterſchrift zu vollziehen, authoriſtret. 

So geſchehen Nds ben Iften Junif 1781. 


w S.) 
Gr. v. Finkenſtein. v. Korckwitz. 


Nr. 39. x 


Patent und Reſcript wegen Einrichtung des Hypotheken⸗ 
weſens in Weſtpreußen. 


a. Patent. 


W: Friedrich von Gottes Gnaden König von Preußen ze. Thun kund 
und fügen hiermit jebermänniglid zu willen: 

^ Da bie ordentliche, zweckmäßige und zuverläßige Einrichtung des 
Hypothekenweſens in elnem Lande nicht allein als die Baſis von dem 
Gredit der Guthsbeſitzer zur Conservation derſelben ganz unentbehrlich, 
ſondern auch für das geſammte Publicum wegen der davon abhangen⸗ 
den Sicherheit des Eigenthums der Grundſtücke und aller über ſelbige 
zu errichtenden Verträge von der dußerſten Wichtigkeit ift: So haben 
Wir nach der Uns beiwohnenden Landesväterlichen Huld und Vorſicht 
feit der Beſitznehmung unſerer Provinz Preuſſen und der dazu gehöri- 
gen Obern Rey Diftuete uns angelegen ſeyn laffen, Unſere daſigen Va⸗ 
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fallen und Untertanen dieſer daſetbſt in vorigen Zeiten ganz unbetonnt 
gewesenen Wohlthat gleichermaßen gleich Unfern übrigen Landen und 
Provinzien theilhaftig zu machen. Es ijt zu dem Ende nicht nur durch 
das Notificationspatent d. d. 98tem Septbr. 1772. die vorſeyende Ne- 
gulirung und Einführung ordentlicher Hypotheken⸗ Bücher nebft demjeni⸗ 
gen, was dabey zu beobachten, und den Vortheilen, welche davon für 
die Intereſſenten zu gewarten find, zu jedermanns Wiſſenſchaft gebracht, 
ſondern auch durch die im Jahre 1777. veranlaßte allgemeine Edictal⸗ 
Citation alle diejenigen, welchen an die Adlichen Güter in Weſt⸗Preuſſen 
und den Net Diſtricten ein Eigenthumsvecht oder anderer Real⸗Knſpruch 
zuſtehe, öffentlich aufgefordert worden, ſolche bey den Gerichten gehörig 
anzuzeigen, und nach richtigem Befund derſelben deren Eintragung in 
das neue Hppotheken⸗Buch zu gewärtigen. x 
Supeifden ift die vollftändige Erreichung unſers dabey zum Grunde 
liegenden Endzwecks, theils durch die Nacht ſſigbeit vieler Gutsbeſitzer, 
welche die zur Berichtigung ihres Tituli possessionis in den neuen Hys 
pothekenbüchern erforderlichen Nachrichten aufzuſuchen und an die Hand 
zu geben, alles Erinnerns ohngeachtet fid) entzogen haben, vornehmlich 
aber dadurch vereitelt worden, weil aus den bey Stegulitung dieſes Gez 
ſchaͤftes zum Vorſchein gekommenen Urkunden fid) mancherlei zum Theil 
veraltete Anforderungen ergeben haben, die zwar nach aller Wahrſchein⸗ 
lichkeit ſchon vorlängft gekilgt und erloschen fegn mögen, wovon man 
aber bei aller angewendeten Muͤhe dennoch keine zuverläſſige Nachricht 
einziehen können, weil entweder die größtentheils auswärtige Creditores 
und dermaligen Inhaber ſolcher Anforderungen ihrer Perſon oder Auf⸗ 
enthalte nach unbekannt geweſen; aber doch auf die deshalb an fie ers 
gangenen ſpeciellen Verordnungen zu erſcheinen, und fid) darüber, ob 
ihnen dergleichen Auſpruch noch zuſtehe oder nicht, beſtimmt zu erklö⸗ 
ren verweigert haben. N 
Daher ift es denn gekommen, daß von einem febr großen Theile 
der Adlichen Güter in Weitpreuffen noch gar keine Hypothekenbücher etz 
richtet werden können; diejenigen aber, welche auf den Grund der er 
gangenen Edietal⸗ Citationen würklich angelegt worden, mit fo vielen 
Vermerken und Reservatis wegen ſolcher alten Forderungen angefüllt 
ſind, daß fie weder dem Publico die intendirte Sicherheit, noch den 
Gutsbefigern ſelbſt die von diefer Einrſchtung gehofften Vortheile bis⸗ 
her im mindeſten gewährt haben. Da Wir nun aber ferner nicht gez 
flattew können, daß eine gemeinnützige, in einem wohl geordneten 
Staate zur Sicherheit der Einwohner bei ihrem Eigenthum und Ge⸗ 
rechtſamen ganz unentbehrliche Einrichtung durch die Nachläſſigkeit oder 
ben Eigenſiun einiger Intereſſenten noch länger aufgehalten werde; es 
auch Hochft aeg ift, daß diejenigen, welchen an Weſtpreuſſi⸗ 
ſchen Gütern würklich rechtmäßige und gegründete Anforderungen zuge⸗ 
fanden, ſolches in dem feit der Beſitznehmung abgelaufenen mehriähri⸗ 
em Zeitraum ſchon ad Acta angezeigt haben werden, und in: fo fern 
ſolches von einem oder andern dennoch unterblieben wäre, derſelbe den 
daraus entſtehenden Nachteil bei den wiederholten öffentlichen Aufforde⸗ 
rungen, lediglich feiner eigenen Schuld würde beizumeſſen haben; So 
würden Wir zwar ſchon jetzt vollkommen befugt fepu, die Berichtigung 
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der Hypothekenbücher, ohne weitere Nückficht auf die bisher nicht anges 
meldeten Real⸗Anſpruͤche zu verordnen; zumalen ſchon oben bemerkt 
worden, daß diefe ganze Einrichtung an und für fid) eine ganz neue, und 
in vorigen Seiten völlig unbekannte Verfaſſung ift, folglich niemand, 
welcher an den Wohlthaten derſelben keinen Theil naͤhme, deshalb 
über die Entziehung eines juris quacsiti zu klagen berechtiget wäre, 

Um jedoch ſelbſe allen Vorwand zu dergleichen, Beſchwerden gångs 
lich zu entfernen, und denjenigen, welche bisher ihre Rechte bei der 
Hypotheken Einrichtung gehörig zu beobachten werabfäumet haben, oder 
verhindert worden find, annoch hinlänglichen Naum zur Wahrnehmung 
derfelben zu gönnen, haben Wir allergnädigſt reſolvirt und verordnen 

ierdurch: i 

2 Daß die völlige Regulirung des Hypothekenweſens in Weſt⸗Preuſſen, 
ſowohl was bie Adlichen Güther, als alle und jede andere unbewegliche 
Grundstücke betrifft, noch bis zum Ende des jetzt eintretenden 178 ten 
Jahres verlängert fein; bie dahin ein jeder ſich mit feinen etwanigen 
Real- Ansprüchen amod, gebührend melden, nach Ablauf dieſes Seit 
raums aber, mit der Einrichtung der Hypotheken- Bücher, ohne fid) an 
dergleichen verſchwiegene und zurückgehaltene Anſprüche ferner zu keh⸗ 
ren, progredirt werden fole. Damit nun aber jebermáuniglid) von dem 
eigentlichen Sinn und Abſicht dieſer Unferer Allerhöchften Willensmei⸗ 
nung vollſtändig intormirt werden möge, finden Wir noͤthig, ſolche 
and tepenbermagen noch umſtandlicher zu declariren. 


1. 

Alle und jede Befiger unbemeglicher Grundſtücke in Weſtpreuſſen 
mit Inbegriff der Neg-Difteiete, folem ſchuleig fem und angehalten 
werden, bimen ſechs Monathen von Publication des gegenwärtigen Paz 
tents an gerechnet, in fo fern ſolches nicht bereits geſchehen ift, ihren ti- 
tulum possessionis zu berichtigen; das heißt bei demjenigen Gericht, uns 
ter welchem das Grundſtück gelegen ift, anzuzeigen; aus welchem Grunde 
fie fales befigen, und worauf ihr Eigenthümzrecht ober Possession bes 
ruhe, auch die darüber in Händen habenden Urkunden, als da find 
Kauf: und Taufe » Gontracte, Resigoationes, Teſtamente, Erbſonderun⸗ 
gen, Cessiones, Potioritäts⸗ Desrete, oder wie fie ſonſt Namen haben, 
in beglaubter Form beizubringen. Diejenigen, welche hierunter noch 
länger fäumig wären, folen wegen des bei der Sache, obgedachterma⸗ 
fen subversirenden, Interesse publici, allenfalls durch den Fiscum zu Bes 
folgung dieſer Vorſchrift dä hee werden. 


Alle diejenigen, welche an ſothane in Weſtpreuſſen gelegene Grund⸗ 
ſtücke irgend einigen Real⸗Anſpruch es fey aus einem Eigenthumsrechte 
oder aus einer Hypothek, Caution, Bürgſchaft oder irgend einem an⸗ 
dern Fundament, es habe Namen wie es wolle, zu behaupten geden⸗ 
ken und welche diefen Anspruch bisher noch nicht angemeldet haben, wers 
den hierdurch aufgefordert, ihre vermeintlichen Prätenſtonen an derglei⸗ 
chen Grundſtücke bis zum Ende des letzt eintretenden 178 sten Jahres 
bei demjenigen Gericht, unter welchem das Grundstück gelegen ift, in 
Perſon, durch Bevollmächtigte, oder auch ſchriftlich gebührend anzumel⸗ 
den, und zugleich die Urkunden, worauf ſothaner Anſpruch fid) gründet, 
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oder woraus derſelbe erwieſen werden fol, in beglaubter Form ad Acta 
einzureichen. 


3. 

Dieſe Aufforderung erſtreckt ſich auch auf alle diejenigen, welchen 
bey dem in den Jahren 1777 und 1778 vorgeweſenen Aufgeboth der 
Weſtpreuſſiſchen Adlichen Güter ohne ihr Anmelden, gewiffe Rechte ex- 
officio vorbehalten und im den angelegten Hypotheken⸗ Büchern vermerkt 
worden, dergestalt, daß auch diefe, in fo fern fie fid) feit der Zeit nicht 
ſchon gemeldet haben, ſchuldig ſeyn folen, big zum Ablauf des 178 sten 
Jahres fid) zu erklären: ob fie dergleichen Recht zu haben wuͤrklich bez 
baupten, und wodurch ſie daſſelbe gegen den Widerſpruch des Beſitzers 
darzuthun und zu begründen gedenken. 


Keinesweges aber geht die gegenwärtige Aufforderung auch auf die 
Perſonal Schulden der Gutsbeſitzer und auf ſolche Forderungen, welche 
aus ſimpeln Handschriften, Wechſeln, Schuld⸗ Scheinen, oder andern 
dergleichen Negotiis, wodurch nach den Geſetzen kein Real⸗Anſpruch auf 
ein unbewegliches Grundſtück begründet wird, herrühren. Dergleichen 
Creditores müſſen fid vielmehr lediglich an die Perſon ihres Schuld⸗ 
ners halten; da die Ubficht der gegenwärtigen Verordnung bloß dahin 
geht, die Hppothekenbücher der Grundſtücke ohne Rückſicht auf die Pers 
fon der Beſitzer in Richtigkeit zu fegen, j 

5 


2 

Diejenigen, welche diefer Aufforderung gemäß ihre Real⸗Anſpruͤche, 
innerhalb dem beſtimmten Zeitraume bis zu Ende des Jahres 1782 dert 
Gerichten anzeigen, und den Grund derfelben gehörig nachweiſen werden, 
Haben zu erwarten, daß ſolche nach der Ordnung der Zeit ihrer nmel⸗ 
dung, in die neuen Hypotheken⸗Büͤcher eingetragen und benfelben daz 
durch die Rechte und Vorzüge einer intabulirten Hypothek verſchafft: 
werden ſollen. 


6. > 

Diejenigen hingegen, welche diefe Anmeldung unterlaſſen haben, 
follen zwar deshalb ihr Recht und Anforderung [elbjt noch keinesweges⸗ 
verliehren, ſondern es foll ihnen verſtattet ſeyn, dieſelben aud) nach diez 
fer Zeit gegen die Perſon ihres Schuldners oder gegen deffen Erben 
und Succossores universales geltend zu machen. Gegen einen Dritten 
aber und zu deffen Nachtheil, fol dergleichen Creditor fih feines Real⸗ 
Rechts weiter auf keinerlei Weiſe pracvaliren, können. 


7. 

Wenn alſo nach dem Ablauf des Jabres 1782 jemand, welcher 
auf die gegenwärtige Aufforderung ſich nicht gemeldet hat, mit einer 
Vindicatiens⸗ Klage oder andern Eigenthums⸗Unſpruch an dergleichen 
Grundſtück zum Vorſchein käme, fo foll er damit zwar gegen den jetzi⸗ 
gen Beſitzer in fo fern das Grun dſtück fid) noch in feinen Händen bes 
findet, gehört werden. Wenn er aber auch dieſes Eigenthum wider 
ihn würklſch ausführte, fo fol er nichts deſta weniger ſchuldig fen, 
alle bis dahin auf das Grundſtück eingetragenen Forderungen, fie Bas 
ben Namen wie fie wollen, zu agnosciren, und den Juhabern ſolcher 
Forderungen aus dem Gute eben ſo gerecht zu werden, als wenn den⸗ 
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ſelben ihre Rechte von ihm ſelbſt oder mit feiner ausdrücklichen Bewil⸗ 
ligung wären couſtituirt worden. 


Wenn nach dem Ablauf des Jahres 1782 jemand eine andere bis 
dahin verſchwiegene Forderung an dergleichen Weſtpreuſſiſches Grundſtück, 
welche zwar kein Eſgenthums⸗Necht, aber doch irgend einen andern 
Real⸗Auſpruch enthält, aumeldete; und das Grundſtück befände ſich 
mot in den Händen des gegenwärtigen Beſitzers: fo foll eim folder 
Creditor zwar ebenfalls noch gehört, und ihm, fid) an das verhaftete 
Grundſtück zu halten, geftattet werden. Er muß aber alsdann allen bis 
dahin in den Hypothekenbüchern fon eingetragenen Forderungen, wenn 
auch ſolche ihrer Entſtehung nach jünger oder nach ihrer ſonſtigen Quas 
lität minder priollegirt geweſen als die feinige, dennoch nachſtehen, da 
es überhaupt die Voeſchrift ver Geſetze mit fid) bringt, daß die Ord⸗ 
nung und das Vorzugsrecht unter mehrern an ein Grundſtuͤck formirten 
Real- Anſprüchen fid lediglich nach der Zeitfolge richte, in welcher ders 
gleichen Forderungen den öffentlichen Grund⸗ und Hypotheken⸗Buchern 
einverleibt worven. 


9. 

Wenn endlich nach Ablauf des 1782. Jahres ein dergleichen Weſt⸗ 
preuſſiſches Grundſtück, es fey durch Kauf, Tauſch, Schenkung, Ver⸗ 
maͤchtniß oder auf andere Weiſe an einen dritten Beſitzer (successorem. 
singularem) veräußert würde; fo folen alsdann diejenigen, welche ihre 
etwanigen frühern Real Anlprüche auf fothanes Grundstück bis dahin 
micht angemeldet haben, derſelben gänzlich verlustig ſeyn, und fothane 
Anſprüche ohne weitere Pracclusion ipso jure für erloſchen geachtet wer⸗ 
Den; dergeſtalt, daß weder ein ſolcher Successor Singularis felbft, noch 
diejenigen, welche von ihm irgend einiges Recht an Begin Grund- 
die erlangen, ſolcher frühern Anfprüche wegen im minbeſten beunruhi⸗ 

et oder responsabel gemacht werden ſollen. Dagegen aber bleibt diez 
en Creditoribus auch alsdann noch ihr Recht an die Perſon ihres 
Schuldners und deffen übriges Vermögen behalten. 
10. 

Alles vorſtehende foll jedoch nur von ſolchen Real⸗Auſprüchen get- 
ten, welche vor dem Ende des 1782. Jahres, als dem hiermit zum lee 
ten Zeitpunkt der Berichtigung des Hypothekenweſens angenommenen 
Termine entſtanden find. In Anſehung aller fpätern Forderungen bine 
gegen, der Art und Zeit, folche gerichtlich verſichern zu laffen, und der 
Mittel, wodurch ein neuer Acquirent fid gegen dergleichen Anſprüche 
Prospiciren kann, foll es bey den allgemeinen Vorſchriften der Hypothe⸗ 
ken⸗ Ordnung lediglich fein Bewenden haben. 

Wir befehlen daher hierdurch unſerer Weſtpreuſſiſchen Regierung, 
diefe Unſer Patent zur allgemeinen Wiſſenſchaft des in⸗ und ausländi⸗ 
ſchen Publici, fo wie foldes am beſten und zuverläͤſſigſten reg 
kann, fofort zu befördern, und fid) bei der ihrer Aufſicht zunächſt ans 
vertrauten Regulirung des Hypothekenweſens in daſiger Provinz nach 
dem Inhalt der gegenwärtigen Verordnung nicht allein ſelbſt pflichtmä⸗ 
fig zu achten, ſondern auch darauf zu halten, daß derſelben von ſaͤmmt⸗ 
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lichen daſigen Ober- und Untergerichten ein ſorgfältiges Genüge gelei⸗ 

ſtet werde. 

n Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beiz 

gedrucktem Königl. Inſiegel. 2 ý 

So geſchehen und gegeben zu Berlin, den 17. December 1781. 
Friedrich. 

S (. s) 
v. Garmer, 

Patent wegen der Regulirung des Hypo⸗ 

theken⸗Weſens in Weſtpreuſſen. 


2 b. Reſcript. À 

Von Gottes Gnaden Friedrich, König von Preußen zc, 2c, c. Uns 
fern ac. Die großen Schwierigkeiten, welche fid) bey der Slegulirung 
des Hypothekenweſens in bafiger Provinz, nach den bisherigen Unwei⸗ 
fungen, überall bervorgethan haben; die aus der Erfahrung nunmehr 
bewährte Unmöglichkeit, daß auf dieſem Wege jemals reine unb zuver⸗ 
läßige Hypotheken- Bücher ſollten zu Stande gebracht werden können z 
und der ſo ſehr beträchtliche, in eine wahre Auflage für unſere daſige 
Bafallen degeuerirende Kostenaufwand, den die Fortsetzung der Sache 
in dem angefangenen tramite nach fid) ziehen müßte, haben uns veran⸗ 
laßt, durch das hier beiliegende Patent, vermöge der Uns Allerhöchft 
zuſtehenden Landes herrlichen und Geſetzgebenden Macht, gewiſſe priuci- 
pia zu etabliren, nach welchen innerhalb Jahresfriſt beſagtes Hypothes 
kenweſen in ſofern, als das gemeine Beſte, die Sicherheit des Eigen⸗ 
thums der Beſitzer und die Aufrechthaltung ihres Credits ſolches erfor⸗ 
dern, regulirt und eingerichtet werden kann. 

So wie Wir Euch nun beſagtes Patent anliegend zu Eurer Nach⸗ 
richt und genaueſten Befolgung zufertigen laſſen; ſo finden Wir auch 
nothig, Euch annod) darüber: s a 

L Wie die ek und öffentliche Bekanntmachung deſſelben ges 
hen folle: 
I. was Wi der darinn vorgeſchriebenen ex officio zu betreibenden Bes 
richtigung des tituli possessionis; fo wie 
III. bei den Verfügungen auf die innerhalb des Jahres angemeldeten 

Meal⸗Practenszanes zu beobachten fei, 
mit näherer Juſtruction hierdurch zu verſehen. 

Soviel nun 


L 

die Bekanntmachung des Patents Petrifft; fo müßt Ihr zuvörderft ges 
treue Ueberſetzungen deſſelben in die lateiniſche und pohlniſche Sprache 
veranſtalten, und alsdann von dem Original ſowohl, als den Uebers 
ſetzungen eine hinreichende Anzahl Eremplarien, nach einem von Euch 
in Gonformitát der übrigen jetzt vorzufchreibenden Modalitäten gemachten 
Ueberſchlage, abdrucken laffen. 

Von dieſen Abdrücken müſſet Ihr alsdann die nöthigen afüxiones 


beſorgen; und zwar bey Euch ſelbſt, bey den fümmtlichen unter Eurer 


Aufficht ſtehenden Landvogteygerichten, bey dem Marienburger Großwer⸗ 
derſchen Vogteygericht, und bei den Magiſträten aller Weſtpreuß. Städte. 
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Eben dergleichen affixiones muͤſſet Ihr auch beſorgen: 

1) Bei Unſerm Oftpreuf. Hofgericht. 

2) Bei dem Commercien⸗Collegio zu Königsberg. 

3) Bei dem Juſtiz⸗Collegio zu Saalfeld, 

4) Bei Unfeer Neumärkſchen Regierung. 

5) Bei dem Magiſtrat zu Danzig. 

6) Bei dem Magiſtrat zu Thorn. 

Ferner muͤſſet Ihr eine proportionirliche Anzahl von Grempfarim in 
deutſcher und lateiniſcher Sprache den Magliſtraten und Grodgerichten zu 
Warſchau, Pofen, Kralan und Wilna zuſchickenz und denenſelben übers 
laßen, ob und wie fie den Inhalt des Patents in dem Königreich Pohs 
len, den dafigen Verfaßungen gemäß, am allgemeinften. und zuverläfſig⸗ 
ften bekannt machen wollen; da das Intereſſe der daſigen Unterthanen 
dabei hauptſächlich subversire, daß diefe Verfügungen durchgängig, und 
fo zeitig als möglich, zu ihrer Wiſſenſchaft gelangen möchten. 

Endlich müſſet Ihr einen Extract des Patents in Anſehung feines 
eigentlichen 8. 1— 10. enthaltenen partis dispositivae nachſtehenden Seis 
tungen unb d nemlich: 

1) den Marienwerderſchen " H 

2) den Königöbergiſchen | Suettigengttüttenm, 

3) den Danziger " 

i) den Spreche, langen, 

5) den Breslauer Zeitungen > 
inſeriren laſſen, dergeſtalt daß diefe Einrückung im die beiden Intelli⸗ 
genzblätter Sechs Mal, einmal im Februar, einmal im April, einmal 
im Juni, einmal im August, einmal im October, und das letzte Mal 
zu Anfang des Decembers, in die Zeitungen aber dreimal, nemlich im 
Februar, May und September geſchehe. * 

Da uͤbrigens diefe Bekanntmachung keine Edictal⸗Citation zu einem 
gewiffen termino praeclusivo enthält, fondern bloß zur Abſicht hat, bie 
getroffenen geſetzlichen Dispositiones fo allgemein als möglich zur Wif- 
ſenſchaft des ins und ausländiſchen Publici, welchem daran gelegen ſeyn 
kann, zu befördern, fo folgt von ſelbſt, daß es dabei keiner documen- 
torum insinmationis, vel all- et refixionis bedürfe, fondern es genug fey 
wenn nur die Veranlaßung und der richtige Abgang der von Euch wer 
an dieſer Bekauntmachung zu treffenden Verfügungen aus Guern Actis 
erſichtlich ift. ^ 

Eben fo verſtehet es fid) von ſelbſt, daß alle diefe Verfügungen ex 
officio erlaßen; und die Koſten des Apdrucks ſowohl, als der Inſeri⸗ 
rung in die Zeitungen und Intelligenzblätter aus Eurer Sportul⸗Caſſe 
beſtritten werden müßen. 

i ar 


Anlangend ferner die in dem Patent innerhalb 6 Monaten vorge⸗ 
ſchriebene Berichtigung des tituli possessionis, fo habt Ihr bey Befol⸗ 
gung dieſer Vorſchrift in Abſicht der Adlichen ober zu adlichen Rechten 
verſchriebenen unter den Landvogteygerichten ſtehenden Guͤther nachfol⸗ 
gendes zu beobachten: Y E A In 

Wir fefen uemlich voraus, daß das Verzeichniß ſämmtlicher in ei⸗ 
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nem jeden ſolchen Diftrict befindlicher Güter nunmehr zu ber erforderli⸗ 
chen Accurateſſe und Vollständigkeit gebracht ſeyn werde. 

Aus Gonferirung dieſes Verzeichniſſes mit den Hypothekenbüchern 
und Belags⸗Aeten muß nun förderſamſt eruirt werden: 

1) bei welchen Güthern der titulus possessionis nicht nur eingetragen, 
ſondern auch vollkommen berichtigt ift; 

2) bei welchen zwar die Eintragungen ſelbſt erfolgt find, der vollſtän⸗ 
digen Berichtigung aber noch gewiſſe vermerkte reservata et jura 
salva entgegen ſtehen; 

he welchen endlich zu diefer Berichtigung noch gar nichts geſche⸗ 

en ſey. 1 
In Anſehung der Güter von der erftem Art bedarf es keiner weitern 
Verfügungen. 
Bei bem Gütern der 2tew Claſſe kommt es darauf an: 
ob die reservatio jurium ad instantiam eines fid) gemeldeten Prä⸗ 
tendenten, 


N 
ob ſolche ohne alle dergleichen Anmeldung bloß ex officio einge⸗ 
tragen worden. x 
Im erſten Falle bedarf es ebenfalls keiner Verfügung, fondern es ift 
die Sache ber Intereſſenten, den Grund oder Ungrund eines ſolchen re⸗ 
fervirten Anſpruchs im gewohnlichen Wege Rechtens mit einander aus⸗ 
zumachen. Y 

Im zweyten Falle iff der Verlauf des Jahres abzuwarten, ob fid) 
während deſſelben noch ein oder anderer von denjenigen, welchen ſolcher⸗ 
geſtalt ex officio jura reſervrt werden, melden werde. Geſchlebt fol 
ches nicht, fo find alsdann dergleichen ex officio eingetragene Vorbe⸗ 
halte auf das Anmelden des possessoris ohne den geringſten Anftand 
wiederum zu loͤſchen. 

Anlangend endlich die dritte Claſſe von Güthern, wo zur Berichti⸗ 
gung des tituli possessionis noch gar nichts geſchehen ift, fo muß von 
dieſen eine genaue Specification aufgenommen, und den possessoribus 
derſelben der Juhalt des Patents, specialiter quoad 8, 1. durch eine für 
jeden Diſtrict zu erlaſſende Currende, mit Zufertigung eines Abdrucks 
und mit Androhung einer ſiscaliſchen Strafe von 20 bis 50 Nehlr. auf 
den Fall des Ungehorſams, befonders notificirt werben; dergeſtalt, daß 
der Landreuter, welcher die Currende in jedem Diſtricte zu inſinuiren 
bat, diefe Inſinuation von jedem possessore, oder deffen Wirthſchafts⸗ 
beamten oder Pächtern, bey dem auf einem angehefteten Bogen ver⸗ 
zeichneten Namen deſſelben atteſtiren läßt, und dem Beſitzer oder effen 
Hos zugleich das für ihn beſtimmte Exemplar des Patents eins 

digt. 

Welcher possessor nun das geordnete monathliche Spatium von 
der Zeit der erfolgten Inſinuation verſtreichen laßt, ohne fih zur Bez 
richtigung ſeines tituli possessionis anzuſchicken, gegen den muß alsdaun 
die comminirfe Strafe durch den fiscum beſonders eingeklagt, allenfalls 
aber ihm, praevia causae cognitione, eim anderweitiges proportionirli⸗ 
ches Spatium, unter Comminatſon einer anderweitigen fiscaliſchen Geld⸗ 
ſtrafe, durch Urthel und Recht beſtimmt werden. 
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Wenn hingegen ein ſolcher Beſitzer die Berichtigung feines tituli, 
der ergangenen Aufforderung gemäß, wirklich nachſucht, fo ijt ein Uns 
terſchied zu machen: 

ob er den fundum bereits vor, oder ob er ſolchen erſt nach Unſe⸗ 

rer Beſitznehmung acguirirt habe. 

Hat ber possessor daß Grunzſtuͤck erſt nach der Beſſtznehmung acquirirt, 
fo muͤſſen bey Berichtigung feines tituli, alle Vorſchriften und requisita 
der Hypothekenorduung beobachtet werden; da ein folder Aequirent ges 
wußt hat, oder doch wiſſen⸗können und ſollen, was bie dermaligen Lanz 
desgeſetze zur rechtsgültigen Erwerbung des Eigenthums von einem im- 
mobili erfordern, und es alfo feine Schuldigkeit geweſen ift, fid) wegen 
deren Beobachtung gehörig zu prospiciten. 

Hat hingegen ein possessor feinen fundam ſchon vor den Zeiten 
der Beſitznehmung acquirirt, fo foll derſelbe nur angehalten werden, fein 
Beſitz⸗ und Eigenthumsrecht durch ſolche Urkunden nachzuweiſen, welche 

sa) einen wirklichen titulum dominii translativum enthalten; 

b) in forma probante producirt werden; 

c) kein vitium visibile an fin haben. 

Das dominium ſeines auctoris aber ift er ſolchenfalls beſonders auszu⸗ 
weiſen nicht verbunden; maaßen es nach dem Inhalt des Patents bloß 
darauf ankommt: ob (fj bis zum Ablauf des geſetzten spatii. jemand 
melden werde, welcher den fundum dieſerhalb in Anſpruch zu nehmen 
gemeint iſt. 

Ergiebt fid) aus den bei ſolcher Gelegenheit zum Nachweis des ti- 
tuli possessionis beigebrachten Urkunden, daß irgend jemand vorhanden fey, 
dem daraus, es fey ex reservato dominio, oder wegen rückſtändiger, mit 
Hypothek verfehener Kaufgelder, ex jurc.protimiseos vel retractus, Wez 
gen herauszugebender Grbgelber, oder fonft aus einem anderen Funda⸗ 
ment, ein jus reale auf den fundum competiren könnte; fo muß der 
possessor vernommen werden: in wie fern er dergleichen Anſpruch für 
gültig erkenne oder nicht. Die von ihm anerkannten jura et onera rea- 
lia müſſen demnächft, mit dem titulo possessionis zugleich in bem Hypo⸗ 
thekenbuche gehörig vermerkt, diejenigen aber, welche von ihm in Ab⸗ 
rede gezogen worden, müſſen beſonders notirt und abgewartet werden: 
ob fid) auf die deshalb ergangene öffentliche Aufforderung ein oder anz 
derer Prätendent melden wird; fo daß es folder widerſprochenen Real⸗ 
Rechte oder onerum halber eines in dem Hypothekenbuche ex officio zu 
machenden Vermerks keinesweges bedarf. 

* Ur. 


Anlangend dasjenige, was bei den nach der gegenwärtigen Auffor⸗ 
derung würklich erfolgenden Anmeldungen zu beobachten iſt, ſo bemerken 
Wir zuförderſt, daß, da beſonders die ausländiſchen Intereſſenten, bie 
bisherige Eintheilung der Provinz in die Landvogtepgerichtsdiſtricke, und 
unter welches Landrogteygericht jedes Guth eigentlich gehöre, fo genau 
nicht bekaunt ſeyn dürfte, es der Billigkeit gemäß ſey, daß jedes Land⸗ 
vogtepgericht die an ſelbiges adressirten Anmeldungen, wenn auch das 
concernirende Guth eigentlich nicht in feinen Bezirk gehören möchte, 
dennoch annehmen, ſolche an bie competente Behörde weiter befördern, 
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und die Aumelder bedeuten folle, daß und von wem er weiter Verfü⸗ 
gung und Vorbeſcheidung zu gewärtigen habe. 

Ferner bemerken Wir, daß, wenn dergleichen Anmeldung nach er⸗ 
folgter Einziehung der Landvogteygerichte geſchehen ſollte, deren Auf⸗ 
nehmung und Juſtruction für bie an ihrer Stelle zu etablirenden Creys⸗ 
inftigräthe gehören werde. 

Dies vorausgeſetzt, muß bei jeder Anmeldung für allen Dingen bes 
urtheilt werden: 

ob ſolche ein würkliches jus reale auf den Fundam, oder dergleichen 

nicht, ſondern nur eine bloße perſöͤnliche Anforderung an den Ve- 

ſitzer enthalte? 

Enthält der gerügte Anſpruch ein bloßes jus personale, ſo iſt der 
Implorant umftändlic zu bedeuten: daß und warum darauf bei der ger 
genwärtigen Sypothekenregulirung keine Ruückſicht genommen werden 
konne; daß er allenfalls feinen debitorem beſonders belangen muͤſſe; 
und was er des Endes zu thun, oder wohin er ſich deshalb zu verwen⸗ 
den habe. Dem Vefiser aber wird die geſchehene Anmeldung nebſt der 
darauf erfolgten Reſolution bloß nachrichtlich bekannt gemacht. 

Guchält hingegen die angemeldete Forderung einen würklichen Neal 
Anſpruch auf einen Fundum; fo ijf wiederum ein Unterſchied zu machen; 

ob der Beſitzer ſolchen etwa ſchon bei Gelegenheit der von ihm be⸗ 

würkten Berichtigung des tituli possessionis oder fonft üguoscirt 
habe; oder ob dergleichen Aguition von ihm noch nicht erfolgt fey.. 

Hat der Beſitzer die Forderung in quali et quanto bereits apuoscirt, 
ſo muß ſolche auch ſchon eingetragen, oder doch zur Eintragung notirt 
fem; es iff alfo davon dem Imploranten bloß Nachricht zu ertheilen, 
und ihm zugleich der Pypothekenſchein loco recognitionis super acta in- 
tabulatione, in foferne ſolches nicht ſchon geſchehen, zuzufertigen. 

Hat aber der Beſitzer dergleichen angemeldete Neal: Forderung noch 
nicht agnoscirt, fo muß er darüber für allen Dingen vernommen werden. 

Erfolgt bei dieſer Vernehmung feine Agnition, fo wird wegen wire 
licher Eintragung des liquidati das weiter nöthige verfügt. 

Stellt aber Possessor die Richtigkeit deſſelben in Abrede, [o ijt 
abermals eln Unterſchied zu machen: jur 

ob folie von dem Liquidanten wenigſtens aliqualiter befcheinigt, oder 

ob fie von ihm ohne alle Beſcheinigung bloß angezeigt worden 

Hat ber Liquldant die Forderung gar nicht beſcheinigt, fo muß ihm 
der dagegen von dem Beſitzer 11 8 Widerſpruch notificirt und er 
zugleich umftändlich bedeutet werden: daß be gegenwärtiger Hypotheken⸗ 
Nogulizung auf ſothanes liquidatum, wegen diefe gänzlichen Mangels 
aller Beſcheinigung nicht reflectiret werden können, daß er feine Forde⸗ 
rung und das derfelben angemaßle jus reale gegen den Beſitzer im ore 
dentlichen Wege Kechtens gehörig ausführen, und daß er (id) dazu um 
fo mehr baldigst auſchicken müſſe, da er fonft bei längerem Verzuge 
Gofahr Taufe, daß wenn ber SHefier, nach Ablauf des geſetzmäßſgen 
Cati, den Fundum an einen dritten titulo singulari veräußern folle, 
er alsdann ſeines etwanigen juris realis davon nach Vorſchrift des ge⸗ 
geuwärtigen Patents ganz verluſtig und blos an die Perſon des Posses 
Soris verwieſen werden dürfte, 


Weſtpreuß. Prov.⸗Recht. Bd. II. 15 


226 Den 28, Februar 1782. 


Iſt hingegen die Forderung und die ihr beiwohnende Qualttät eis 
nes juris realis wenigſtens aliqualiter beſcheinigt, fo muß bei dem Wir 
derſpruch des Beſitzers, es betreffe nun folder den Grund des liquidati 
ſelbſt, oder eine ihm entgegen geſetzte exoeptionem peremtoriam, oder 
auch die Perſon des Liquldanten und deffen legitimationem ad causam, 
eine Proteftation für den Siquibamten im Hypothekenbuche vermerkt, 
demſelben dadurch locus ^conserrirt, beiden Theilen davon Nachricht ges 
geben, und ihnen die weitere Erörterung des Streits in via juris ordis 
naria vorbehalten werden. 

So wie es übrigens bei dem allgemeinen principio der Hypotheken 
ordnung: 

daß die Intabulation nach der Ordnung und Beitfolge des praesen- 

tati der geſchehenen Anmeldung bewürkt werden müffes 
fein unabänderliches Verbleiben hat, fo verſteht es fih übrigens von 
ſelbſt, daß, wenn von dem Guthe, auf welches dergleichen Realanſpruch 
angemeldet worden, der titulus possessionis des Beſigzers noch nicht bes 
richtigt ſeyn ſollte, noch keine wirkliche Eintragungen der liquidatorum 
erfolgen koͤnnen; ſondern ſolche nur vorlaufig notirt, und wenn hiernächſt 
der titulus possessionis berichtigt ift, alsdann die Eintragungen ſelbſt 
nach der Ordnung der Praͤſentation bewürkt werden müffen. 

hr habt Euch alfo nach dieſen Vorſchriften nicht nur ſelbſt auf 
das genaueſte zu achten; ſondern auch bie Landvogtengerichte, das Wers 
derſche Vogteygericht und die ſämmtlichen Magiſtrͤte Eures Departe⸗ 
ments, folden gemäß zu inftuittm; wobei Wir übrigens, falls Euch das 
bei noch einige Zweifel oder Bedenklichkeiten vorſtänden, Eure nähere 
Anfrage darüber förderfamft gewärtigen wollen. 

Sind ꝛc. Gegeben Berlin den 17. Dechre, 1781. 

Auf Sr. Königl. Maſeſtät allergnaͤdigſten Special⸗Befehl 
v. Garmer, 


Nr. 40. 
Declaration wegen der Zinſen der Kaufleute. 


Wir grad von Gottes Gnaden König von Preuſſen thun kund und fús 
Hiermit zu wiffen; daß nachdem die Kaufmannſchaft unferer Haupt und 
Nefideng: Stadt Königsberg in Preußen zu vernehmen gegeben, daß bie in 
der den SOten Julii 1774 für die Oſt⸗Preuziſche Juſtis⸗ Gollegia emanirten 
Instruction ganz gemein verordnete Herunterſetzung der Geld⸗Zinſen auf 
6 Procent ihrem Verkehv, beſonders in Abſicht auf den auswärtigen 
Handel hoͤchſt nachtheilig fey, indem fie das dazu erforderliche baare 
Geld für ſolche Zinſen auf ihre kaufmäuniſche Papiere anzuschaffen nicht 
im Stande ſeyen, und daher nur Unſere allerhöchſte Vergünſtigung ans 
geſuchet haben, ihren Creditoribus höhere Procente verſchreiben, auch fid) 
zu dem Ende der bisher ſchon immer gebrauchten fogenannten Geld- Rea 
verſe bedienen zu durfen, Uns aber nichts fo fehe als die Aufnahme Uns 
feret getreuen Unterthanen am Herzen liegt; fo haben Wir auf den uns 
von der Sache geſchehenen Vortrag in Rückſicht, daß ſolches dem Preu⸗ 
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ßiſchen Commercio allerdings zuträglich, nach der Uns beywohnenden als 
lerhöchſten Landesherrlichen Macht, das in der beſagten Oſtpreußiſchen 
Juſtruction enthaltene Verbot, wegen der den Satz von 6 Procent nicht 
zu überſteigenden jährlichen Zinſen, und die darauf feſtgeſetzte Strafen 
dahin allergnädigſt zu Jimitiren geruhet, daß hievon die Eingangs ges 
dachte Kaufmannſchaft außzunehmen und denenſelben vielmehr erlaubet 
ſeyn felle, unter denen hiernächſt folgenden Beſtimmungen ſowohl von 
Kaufleuten als andern Particuliers und uͤberhaupt von Jedermann baa⸗ 
res Geld gegen höhere Zinſen aufzunehmen, ordnen und wollen demnach: 
1) daß die gefammte Handlung treibende Kaufmannſchaft unferer 
getreuen Stadt Königsberg in Preußen, fie femen Chriften oder Ju⸗ 
den nicht weniger die dortige fremde Negotianten, Banquiers, Gom». 
foiriften und ſogenannte Lingern, welche nach dem Reglement vom 
Asten Julii 1755 bei dem Wettgericht praestanda präſtiret und die 
Approbation Unſerer Krieges- und Domainen: Kammer dazu erhal⸗ 
ten haben, desgleichen die Mältzenbräuer, welchen der Handel mit 
Gerfte, Malz, Hopfen und anderm Getreyde zukommt, ſofern alle 
dieſe Perſohnen zum Gieoffo- Handel berechtiget find, bey Barlehnen, 
weiche fie auf fimple Schuldverſchreibung oder ſogenannte Reverſe, 
ohne dafür andere Sicherheit zu geben, aufnehmen, an gar Feis 
nen Zinsſatz gebunden, ſendern ihnen frei geftellet ſeyn fol, ſich 
fo gut fie können wegen des Disconto, oder der für die Anleihe zit 
zahlenden Discsetion mit ihrem Creditore einzuverſtehen, auf ihre 
Reverſe auf den ganzen Betrag mit Einreichung des discontirten 
quanti, ohne die wirkliche darauf erhaltene Valutam auszudrücken, 
zu ſtellen, dahingegen folen 
2) bie übrige in Königsberg haudeltreibende Kaufleute, welche zum 
Grosso- Handel nicht berechtiget find, ſondern fid) mit dem bloßen 
Saͤnde⸗ Kauf abgeben, gleichfalls zwar an den Satz von 6 Procent 
. eben nicht gebunden, jedennoch aber pe nnd ſeyn, von ſolchen 
Leuten mehr als jährlich S Procent auf derſelben Reverſe zu neha 
men. Daher es fi) von ſelbſt verſteht, daf in Reverſen dieſer Art 
der eigentliche Betrag der Anleihe und der dabey verabredete Zins⸗ 
fag allemal ausgedruckt werden muß, imgleichen daſſelbige eben für 
wohl als die Reverſe der Großlſten jederzeit einen beſtimmten Ter- 
minum solutionis ‚enthalten muͤſſen. Eben fo folgt es aus vorſte⸗ 
henden Grundſaͤtzen: n 
8) daß von einem Kaufmann, welcher dem Creditori für das erhal⸗ 
tene Darlehn, es fey durch Hypotheque, Pfand oder Bürgſchaft, 
Deckung giebt, oder darüber einen bündigen Wechſel ausſtellt, mehr 
nicht als 6 Procent Zinſen auf das Jahr gerechnet genommen werden 
dürfen. Desgleichen 
4) daß, wenn die Umſtände fih in der Folge ändern, fo daß für ein 
anfaͤnglich auf privilegivte Zinſen erborgtes Darlehn vor Ablauf 
des in dem Revers ſtipulirten Zahlungs Termins von dem De- 
bitore Sicherheit beftellt, oder darüber ein gültiger Wechſel genes 
ben wird, von ſolcher Zeit an das Capital auf die gewöhnlichen 
Zinſen à 6 Procent herunter gefe&t und alfo auch die in den Ne» 
verfen der Groſſiſten ſchon zum voraus discontirte "höhere Zinſen, 
15 
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ſofern ſelbige den landüblichen Satz zu 6 Procent überſteigen, nach 
Verhältniß der Zeit, welche der Revers noch zu laufen hat, Zug um 
Zug gegen die zu beflelende Sicherheit, oder den darüber zu ges 
benden Wechſel bey Bermeidung der in den Geſetzen auf einen un⸗ 
erlaubten Wucher gaſetzten Strafen dem Debitori nachgezahlet mete 
den muͤſſen. Nicht weniger E 

5) dafi bie von bem SSerfall Tage des Reverſes weiter fortlaufende 
Verzögerungs⸗Zinſen und zwar bey denen Grofſiſten von ber gi 
zen verſchriebenen Summe, bey denen blos gum Handkauf qualibci 
ten Kaufleuten aber nur von dem Betrag der wirklich erhaltenen 
"Nalutae höher nicht als zu 6 Procent, gerechnet und genommen wer- 
den dürfen. Endlich befehlen wir noch 

6) daß vorſtehende Privilegia in fo fern ſolche ben illimititivten Zinſen⸗ 
Fust bey den Geld⸗Reberſen betreffen, außer Königöberg nur den 
in den Oſt⸗Preußiſchen Städten Memel und Filſt Handlung treiz 
benden Unterthanen, fo wie in Weſtpreußen nur diejenigen, welche 
ia Elbing und Graudentz ctabliret find in eben der Magße als der 
Koͤnigsbergſchen Kaufmannſchaft, und nachdem vorhin zwiſchen Grof 
ſiſten und bloßen Handkauf treibenden Kaufleuten gemachten Unters 
ſchiede zu ſtatten kommen, und dagegen die Kaufleute aller übrigen 
Oft- und Weſtpreußiſchen Städte jid) nach demjenigen, was oben 
sub No, 2. feſtgeſetzt worden, zu reguliren ſchuldig ſeyn folin. 

Sonſten verſehen wir uns zwar zu unſerer getreuen Kaufmann⸗ 

ſchaft der vorgenaunten Stäpte, daß felbige von denen ihr hier⸗ 
ſelbſt aus Landes väterlicher Milde angebothenen Vortheilen keinen un⸗ 
rechten Gebrauch machen, ſondern jid) derer blos zur Beförderung 
ihres Handels bedienen werde. Weil es aber doch unbeſounene 
Kaufleute geben konnte, die ſolche mit theurem Gelde aufgeborgte 
Capitalfen leichtſinnnigerweiſe zur Verſchwendung, oder zun Beman⸗ 
telung ihrer bereits eingebrochenen Infolvenz migbrauchen, fo bes 
fehlen Wir hiermit, and es ift Unſor ernster Wille, daß bey unterſu⸗ 
chung der Handelsbücher eines fallit gewordenen Kaufmanns mit 
vorzüglichem Fleiß darnach geſorſcht werden feli: ob derſelbe bey 
Aufnahme eines ſolchen kaufmänmſchen Darlehns wuͤrklich ehe wer 
nünftige Speculation vor (id) gehabt oder ob er fid) der vorgedach⸗ 
ten Mißbräuche ſchuldig gemacht, weil in dem letzten Fall wieder 
dergleichen Betrüger mit denen auf vorſezliche Bangnereutiers ges 
ordneten Strafen auf das ſtrengſte und ohne alle Nachſicht verfah⸗ 
ren werden foll. Zu welchem Ende Wir unſern ſämmtlichen, beſon⸗ 
ders denen Preußiſchen Juſtiz⸗Gollegſſs fo gnädig als ernſtlich piet- 
mit einſchärfen, auf den Inhalt vorſtehender Verordnung mit allem 
Nachdruck zu halten und dawider unter keinem Vorwand eine Gonz 
travention zu geſtatten. Hiervon geſchiehet Unſer Wille. Urkundlich 
unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beygedruckten König⸗ 
lichen Junſtegel. So geſchehen und gegeben Berlin den 28. Fez 


binar 1782. i 
(.. 80) Friedrich 

Declaratoria der Inſtruction für die Oſtpreußiſche 

Jufti Collegia d, dato d. 30. WE. 1774, Daß bey 
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den fin polnischen Handel üblichen Geld = Mederfendie 

Zinſen oder Disconto nicht auf ben ordinairen In⸗ f 
tereſſen⸗Satz à 6 Procent eingeſchraͤnkt, ſondern 

der ſedesmaligen Verabredung der contrahirenden 

heile uͤberlaſſen ſeyn folen. 


Nr. 41. ; 


Entſcheidung der Gefegeömmiffion über die Erbrechte ber 
: Ehegatten. E 


p bie Anfrage des Oſtpreußiſchen Hofgerichts vom 12. Febr. 1782, 
betreffend die Sücceſſion eines Preußiſchen Ehegatten in Ermangelung 
von Auverwandten hat die Gefes- Commiffion dahin coneladiret: daß 
ein Preußiſcher Ehegatte, der mit feinem Ehegatten in Gemeinſchaft 
der Gütger bet, bey des andern Ehegatten ohne Erben erfolgten Tode 
in der dem Vorherverſtorbenen zugeſtandenen Kölmiſchen Hälfte succe- 
dire und alfo dem Fisco vorzuziehen fep. Berlin den 5. April 1782. 
Scherer. Koͤnen. Heidenreich. v. Goldbeck. Scholz. 
Baumgarten. 


Nr. 42. 


Entſcheidung der Geſetzkommiſſion, die Güͤtergemeinſchaft 
betreffend. 


Alt die Aufrage der Weſtpreußiſchen Regierung vom 26. Februar cy 

betreffend die Frage: 
ob auf den Fall, wenn bey Perſonen bürgerlichen Standes die Ehe 
per divortium getrennt, und keiner für den ſchuldigen Theil erz 
kannt wird, das gemeinſchaftliche Vermögen ohne Rückſicht, was 
jeder eingebracht, zu theilen, oder ob ein jeder ſein Eingebrachtes 
zurücknehmen könne? 

hat die Geſez⸗Commiſſion dahin coneladirt: - 5 
daß auf den Fall, wenn bey Perſonen bürgerlichen Standes in 
Weſtpreußen die Ehe getrennt wird und keiner für den ſchutpigen 
Theil geachtet worden, wenn auch communio bonorum obwaltet, 
ein jeder fein Eingebrachtes, jedoch salvo jure creditorum, zurück⸗ 
zunehmen befugt fey, dasjenige aber, was während der Ehe acqui- 
vie worden, zu gleichen Theilen zu vertheilen, mithin es der Ent⸗ 
ſcheidung der zwepten Frage nicht bedürfe. 

Berlin den 3. May 1782. 
Scherer. Könen. Lamprecht. v. Goldbeck. Scholz. Baumgarten. 


t 
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Nr. 43. 


Reſeript, das Erbrecht der Armenanſtalten betreffend. 
Friedrich 2c. ꝛc. 2c. 2 


Waren ze. Aub eurem unterthänigen Bericht vom 27, May a.c. haben 
Wir erſehen, daß Ihr Unſerm Reſeript vom 3. Januar c. gemäß, 
ſämmtliche unter euch ſtehende Juſpectoren und Magiſtranten aufgege⸗ 
ben, Unſern Edict vom 18. May 1735, nach welchem das Vermögen 
der Almoſenempfänger und Waisenkinder nach ihrem Tode den piis cor- 
poribus, von welchen fie die Wohlthat genoſſen, zufallen foll, gehörig pus 
bliciren zu laffen, daß aber darauf der Magiſtrat zu Elbing untem 26. 
März c. angezeiget, in welchen Stücken das gedachte Edict gänzlich den 
bei den daſelbſt befindlichen Hospltälern eingeführten Gebraͤuchen, welche 
wegen ihrer langen und ausdrücklichen Obſervauz gleichſam als Fundas 
tionds Geſetze angeſehen werden können, entgegen fey. Bei den angeführten 
Umſtänden wollen Wir es in Anſehung der Stadt Elbing, nach bem Ges 
fud) des daſigen Magiſtrats bei dem alten Herkommen daſelbſt belafen, 
und habt ihr ſolches nur gedachtem Magiftrat bekannt zu machen. 
Sind 2c. Gegeben Berlin den 13. Juni 1782. 
Auf Sr. Königl. Majeſtät Allergnädigſten Special⸗Befehl 


v. Dornberg. 
An die Weſtpreußiſche Regierung. ` 
In Appellations- Sachen des Hospitals⸗Vorſtehers Krieſe, Kläger 
und Appellanten, wieder die fol. 9. Actor. angeführte Elias Sus 
ckowskyſche Erben Beklagte und Appellaten 
Erkennet der Oſtpreuß. Regierung erſter Senat für Recht: 

daß die Förmlichkeiten der Appellation beobachtet, in der Sache 
ſelbſt auch das Erkenntniß der Reichsgräflich von Doönhoffſchen Pas 
trimonial⸗ Turisdiction zu Hohendorff vom 26. July c. dahin abs 
zuändern, daß das klagende Hospital mit dem Anſpruch an 
das außerhalb dem Hospital befindliche Vermoͤgen des verſtorbe⸗ 
nen Elias Suckowsky nicht abzuweiſen und ihm die Prozeß⸗Koſten 
nicht zur Laſt zu legen; vielmehr dem klagenden Hospital das 
Erbrecht auf den geſammten Nachlaß des gedachten Suckowsky, 
mithin auch auf das außerhalb dem Hospital demfelben zuftändig 
geweſene Vermögen, insbeſondere auch die demſelben zugehörig ges 
weſene Capitalien nebſt Zinſen à 5 Procent vom FTodestage des 
Suckowsky zuzuerkennen und Beklagte verbunden, den in Händen 
habenden Nachlaß des Ellas Suckowsky in vorgedachter Art dem 
klagenden Hospital binnen 14 Tagen bey Vermeidung der Execu⸗ 
tion herauszugeben, N letzter 8 aber zu compenſiren. 


Gründe. 
Der verstorbene Sukowsky kaufte fid) Anno 1795 in das Eliſabeth⸗ 
Hospital zu Elbing für 53 Ahle. BO Gr. ein, ſtarb bafelbft Anno 1797 
und hinterließ außer feinen in das Hospital gebrachten Effecten etwa 
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20 Thir. an Werth, noch ein ausſtehendes Capital von 142 Thlr. 30 Gr. 
Das Hospital verlangte den ganzen Nachlaß zu erben, dagegen die In⸗ 
teſtat⸗Erben des Verstorbenen dem Hospital mir die Suckeſſion in das 
vom Erblaffer in das Hospital gebrachte Mobiliarvermögen zugeſtehen, 
dagegen aber demſelben die Erbfolge in das vorgedachte Capital ftreiz 
ee und diefe Erbfolge für fid) verlangen. Sie gründen ſich 
ebe 
1) auf die im Edict vom 18. May 1755 enthaltene Beſtimmung, 
daß ein pium corpus auf den Nachlaß eines ſich eingekauften Mit⸗ 
gliedes kein Erbrecht habe; 
2) auf die Vorſchrift des Allgemeinen Landrechts Th. 2. Tit. 19. 8.69. 
worin eben daſſelbe feſigeſetzt worden. 

Das pup dagegen gründet fid) auf die alte und Landes herr⸗ 
lich beſtätigte Gemohndeit, wornach ben. Hospitälern in Elbing das 
uneingeſchrünkte Erbrecht auf den Nachlaß der Mitglieder deſſelben 
zugeſichert iſt. s 

Es kommt mithin darauf an, in wie fern diefe Local = Obfers 
venz nachgewieſen ift.. Das Hospital hat zum Erweiß der von 
ihm behaupteten Obfervanz 

a) einen Bericht des Magiſtrats in Elbing vom 95. März 1783 
beigebracht. Inhalts deſſen der Magiſtrat auf die ihm er⸗ 
theilte Vorſchrift wegen Anwendung des Edicts von 4735 vors 
ſtellt, daß bei den dortigen Hospitalern die uralte Obſervanz 
obwalte, daß die darin recipirte Perſonen, auch wenn fie einen 
Einkauf erlegt haben, ihren Nachlaß allein dem pio corpori 
laſſen muͤſſen; 

b) ein vom Hofe an die Weſtpreußiſche Regierung ergangenes 
Reſeript pom 13. Juni 1782 des Inhalts, daß es in Anſe⸗ 
hung der Elbingſchen Hospitäler bey der zeitherigen Obſervanz, 
die gleichſam als Fundations⸗Geſetz anzuſehen wäre, zu belafe 


ſen ſey. $ 
Die beklagte Inteſtat⸗Erben haben zwar vorftehende Beweisthüͤ⸗ 
mer als richtig annehmen muͤſſen, fie vermeinen aber dennoch die Anz 
Pew derſelben auf ben vorliegenden Fall dadurch entkräften zu 
nnen, daß 
1) unter dem Nachlaß eines Hospitaliten, auch wenn das Hospital 
Anſprüche machen könne, nur dasjenige zu verſtehen fey, was er unz 
mittelbar in das Hospital gebracht habe, nicht aber dasjenige Ver⸗ 
mögen, welches er außerhalb dem Hospital beſeſſen habe. Dieſe Aus⸗ 
legung obgedachten Berichts und Beſtatigungs⸗Reſcripts widerſtreitet 
aber dem allgemeinen Rechtsbebegriſf von einem Nachlaß, als wel 
cher nach bekannten Rechts⸗Grundſätzen alles dasjenige unter ſich 
begreift, was der Verſtorbene an Vermögen Hinterlaffen hat, daher 
auch sie Ausdrücke: Erbſchaft und Nachlaß, promiscue gebraucht 
werden. ^ 
Allg. Landrecht P. J. Tit. 2. f. 84. 35. Tit. 9. $. 350. 358. 
2) Deswegen die ausdrückliche Vorſchrift des Allg. L. N. Th. 2. Tit. 
19. $. 60. dem verftorbenen Suckowelp das Erbrecht des Hospitals 
nicht mittelſt eines von ihm unterſchriebenen Protokolls bekannt ge⸗ 
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macht, folglich nach . 65. das Erbrecht des Hospitals dadurch ver 
Toren worden. Das Hospital hat einräumen müſſen, daß jene Bes 
kanntmachung nach dortiger Obfervanz, dem Suckowsky nicht ſchrift⸗ 
lich, ſondern nur mündlich bekannt gemacht worden. Allein dies 
Geſtändniß kaun die Anfprüche des Hospitals nicht entkräften, denn 
das Edict vom 18. May 1735. Myl, Gorp. Const. March. Th. 1. 
Abſchnitt 2 No, 185. pag. 263 ſchreibt diefe ſchriftliche Bekannt⸗ 
machung nicht vor, und wenn gleich dem Magiſtrat von der Re⸗ 
gierung vorgeſchrieben war, daß jene Bekanntmachung mittelſt einer 
dom Mecipiendo zu unterfipreibenden Regiſteatar geſchehen Tolle, 
fo fagt doch der Magiſtrat in dieſem Bericht, dag er in Anſehung 
der öffentlichen Armen: Caffe diefe Voeſchrift befolgen müſſe, ſagt 
aber nicht, daß er ein gleiches in Anfehung der Hospitaler thun 
werde, fondern beruft fih in Anfehung dieſer blos auf die Obſer⸗ 
vang, wornach der Nachlaß der Aufgenommenen dem Hospital ge⸗ 
buͤhre. Da mur in dem angefuhrten Beſtätigungs⸗Neſeript jene Db- 
ſervanz simpliciter beftätiget, und die ſchrfftliche Beranntmachung, 
nicht ausdrücklich vorgeſchriebenz vielmehr die Hospitäler in Elbing 
von der Verbindlichkeit jenes Geſetzes do 1733 ſchlechthin eximirt 
find, fo läßt ſich aus der unterlaſſenen ſchriftlichen Bekanntmachung 
der Verluſt des Erbrechts nicht herleiten. 

8) Haden Beklagte fid) darauf berufen, daß den Aufgenommenen 
vom Vorſteher des Hospitals die Bekanntmachung des Erbrechts des 
Hospitals nur in der Art geſchehen fen, daß dem Hospital dass 
jenige gebühre, was die Aufgenommenen ins Hospital brachten, 
welches durch 8 Zeugen bewieſen worden. 

Aber eben die den Hospftaliten geſchehene Bekanntmachung, daß 
alles, was fie ins Hospital brachten, nach ihrem Tode dem Hospiz 
tal gehöre, beweiſet, daß das Hospital den ganzen Nachlaß fid) 
vorbehalten habe, indem unter dem Ausdruck: alles was ber Hos⸗ 
pitalit in das Hospital bringt, nicht blos dasjenige verſtanden wer⸗ 
den kann, was der Hospitalit an Effecten und baarem Gelbe, fons 
dern auch was er an ausſtehenden Schulden mitbringt. 

Da alfo das Erbfolge Recht des Hospitals auf einer beſtätigten 
Obſervanz beruhet und da von Seiten der Beklagten nicht beſtrit⸗ 
ten ij, daß dieſe Erbfolge dem verſtorbenen Suckowsky bey feiner 
Aufnahme bekannt gemacht worden, fo ijt der Anspruch des Klä⸗ 
gers gegründet, und daher das erſte Urtel abzuändern geweſen. 

15 unter Unſerem größeren Inſiegel und der gewöhulichen un⸗ 

terſchrift. 
Alugeterg den 26. November 1802. 


(L. 8) 
Königliche Oſtpreußiſche Regierung. 
e e 8 Se Winterfeld. 
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Nr. 44. i 


Eutſcheldung der Gefegcommiffion, die Erbfolge der 
Adlichen betreffend. ee 


x War die Anfrage des Dftpreufifchen Pupill⸗Collegit vom 2ten Octo⸗ 
ber 1782 in der v. Jaſtrowſchen "Tutel, ift von der Gefeg- Gommiffion 
dahin concludiret 

daß einem adelichen Wittwer in Preußen, der mit feiner Ehegattin 
nicht iu pactis gelebt, auch, wenn Kinder vorhanden, aus dem 
Nachlaß feiner verſtorbenen Ehegattin nach dem Landrechte die Hälfte 
nicht eigenthümlich zuſtehe, und mithin die legitima feiner Tochter 
nicht blos von der andern Hälfte des Nachlaſſes, ſondern von dem 
ganzen Nachlaſſe zu rechnen, auch die legitima nicht nach den Ge⸗ 
[eben des Orts, wo die Verſtorbene das Teſtament errichtet, ſondern 
in Aufehung des Immobiliar⸗Nachlaſſes nach den Geſetzen des Orts, 
wo biefer Immobiliar⸗Nachlaß belegen, und in 30 5 des Mo⸗ 
billar⸗Nachlaſſes nuch den Gefetzen des Orts, wo bie Verſtorbene 
zur Zeit des Abſterbens ihr domicilium gehabt, zu beſtimmen und 
feſtzuſetzen. 

Berlin den 13. Debr. 1782. 

Scherer. Koͤnen. Heidenreich. Goldbeck. Scholz. Svaretz. 


Nr. 45. 


Von der Wirkung der in Weſtpreußen ia den Jahren 11 
veranlaßten allgemeinen Edictalcitation. 


u. Anfrage der Weſtpreußiſchen Regierung. 


Dir Pohlniſche Adel biefer Provinz hat in vorigen Zeiten feinen Buͤr⸗ 
gern ku kleinen Mediat⸗ Städten das Bierbrauen und Branntweinbreunen 
nach der Reihe zum Bedarf und Schaut durch ſogenaunte Privilegia, ober 
eigentlich Gentracte gegen gewiffe darin beſtimmie Abgaben verlieben. 
Bey veränderter Siegierungéform und manchmahl auch ſchon vorher, 
je nachdem es ein jeder feinem Vortheile angemeſſen gefunden, find die 
Grundherren von ihren Contracten hin und wieder abgegangen, und pae 
ben ſolche, jedoch einfeitig, entweder gänzlich aufgehoben, oder doch fehe 
eingeſchränkt. Dies Verfahren ift jest eine Quelle von vielen Proceſſen, 
deren Erörterung und Eutſcheidung den hieſigen Gerſchten vom Hofe 
übertragen worden iſt. In einer js uns in zweyter Anfang ſchweden⸗ 
den Nechtöfache dieſer Art hat der Grund herr eines Medint⸗Städichens 
der klagenden Bürgerſchaft, welche gleichfalls das ihr feit 16 Fahren 
entzogene Meihe- Brauen und Brennen fordert, den Einwand der Prä⸗ 
Aufion aus dem Grunde entgegen geſetzt, weit’ fid) felbige mit dieſem 
Anſpruche zur Zeit der in diefer Provinz in den Jahren 17:6 veram 
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laßten allgemeinen Edictalcitation, an welche er in Abſicht feines Städts 
chens auch Theil genommen, nicht gemeldet, vielmehr habe geſchehen 
laſſen, daß in dem eren Abſchnitte des über dieſes Grundstück nach der 
Pracluſorla errichteten Hypothekenbuchs der Präcluſſons⸗ Sentenz ges 
mäß die Brau⸗ und Branntweinbrennerey⸗Gesechtigkeit unter den Real⸗ 
Privilegien des Grundherrn aufgeführt worden, ohne dabei nur zu er⸗ 
wähnen, daß der Bürgerſchaft die Mitausübung diefe Rechts nach ihs 
ren Contracten zuſtehe. Es fragt fid) daher: 
X im vorliegenden Falle der Einwand ber Präcknfion von Wir⸗ 
ung fep? 
Folgende Gründe ſcheinen die bejahende Meinung zu unterftügens 

1) bie von der Bürgerſchaft angeſtellte Klage ſcheint in der That actio 
zeulis, nämlich confessoria zu feyn,’ wornach fie das Recht, bie 
Grundherrſchaft zur Brau⸗ und Branntwefnbrennerei⸗ Gerechtigkeit 
einzuſchraͤnken und eim Mitauszübungsrecht zu haben, verlangen. 

2) Bei dem in dieſer Provinz vorgewalteten allgemeinen Hypotheken⸗ 
Einrichtungsweſen, und zwar vorzüglich nach dem zur Edictalcitas 
tion der Inſtruction vom 26. Oetbr. 1776 für die Einrichtungs⸗ 
Commiſſion beigefügten Schemate, nach welchem ſolche Citation 
auch genau abgefaßt worden, ſind alle diejenigen, welche aus irgend 
einem Grunde eines dinglichen Rechtes an einem Gute fid) anma⸗ 
ßen wollten, sub poena pracclusi et perpetui silentii zur Anmel⸗ 
dung ihrer Anſprüche aufgefordert worden, und ſcheint es alfo hier⸗ 
nach, daß die Bürgerſchaft auch fih mit dieſem verlangten Rechte 
melden, und daß fie, falls der damaligen Grundherrſchaft diefer 
Anſpruch zur Zeit der Vorladung bekannt geweſen, durch ein pa 
tentum ad domum vorgeladen werden follen, im entgegengeſetzten 
Falle aber die Edictalcitation zur Präcluſion hinlänglich gewe⸗ 
ſen ſey. 

3) Iſt durch ein Coneluſum Einer hoͤchſtverordueten Geſetzcommiſſion 
vom 2. März 1782 ſchon entſchieden worden, daß die aus der in 
dieſer Provinz vorgeweſenen allgemeinen Edictal ⸗ Citation herge⸗ 
nommene Einwendung der Präcluſion, demjenigen, der ein beſtimm⸗ 
tes Stück Acker, Pertinenz oder Waldung nach dem präcluſoriſchen 
Erkenntniſſe in Anſpruch nimmt, wenn deren Beſitzer ſolcher vors 
her nicht bekannt geweſen, allerdings entgegenſtehe. 

Die verneinende Entſcheidung ſcheinen folgende Gründe zu begünſtigen: 

J) daß dieſer Anſpruch nicht ſowohl auf das Immobile oder einen 
SiL deſſelben felbft, als vielmehr nur auf die Mitausübung eines 
ſonſt grundherrlichen Rechts gehe, und in fo fern alfo unter die 
Mealanſprüche im engen Verſtande nicht zu gehören ſcheine. 

2) daß dergleichen conftituicte Rechte, als z. G. gemeinſchaft⸗ 
liche Weide, Mahlzwang, wenn gleich der Beſitzer des Grund⸗ 
ſtücks feloft ſolchem unterworfen wäre u. f. w., unter den Realla⸗ 
ften eines Grundſtücks nicht mit verzeichnet zu werden pflegen, auch 
ex oficio von der ehemaligen Hypotheken Commiſſion nie einge⸗ 
tragen worden ſind, endlich in der Schleſiſchen Hypotheken⸗Ord⸗ 
nung vom 4. Auguſt 1750 $. 25. fogar die ſpecifike Eintragung der 
Meals Servituten verboten ift; und daß folglich auch derjenige, dem 
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ſolche beftellt worden, fid) damit bei Gelegenheit einer veraulaßten 

Edictal⸗Eitation zu melden nicht nöthig Habe, 

um indeſſen in biefen und andern Fällen dergleichen Einwendungen 
beſtimmt begegnen zu können, ift dieſe gehorſamſte Anfrage für nöthig 
erachtet worden. 

Marienwerder, den 21. September 1784. 


b. Entſcheidung der Geſetztommiſſion. 

Auf die Anfrage der Weſtpreußiſchen Regierung vom 21. Septem- 
ber 1784, die Wirkung der auf die in dieſer Provinz veranlaßte allges 
meine Edictal -Citation erfolgten Präcluſions⸗Erkenntniſſe betreffend, 
ift von der Gefegcommifften. concfubirt - 

daß vie auf den Grund der in Weſtpreußen veranlaßten allgemeinen 

Edictal⸗ Eſtationen erfolgten Präcluſionserkenntniſſe, die Ausfüh⸗ 

rung des Rechts, zum Bierbrauen und Branntweinbrennen, in ſolchen 

aufgebotenen Grundſtücken nicht excludire. 
Berlin den 30. November 1784. 

Vorſtehende Entſcheidung der Gefegcommiffion wurde durch das Hof⸗ 

reſcript vom 6. Dechr. 1784 auch als Regel für ähnliche Fälle beſtätigt. 


Nr. 47. 
Cabinetsbefehl über die Brauberechtigung. 


Da ex. Singt. MRajehät von Preußen a. deset cllsgalbigfee Setr, 
aus Sero Weftpreußifchen Regierung, auch Krieges und Domafnen⸗Cam⸗ 
mer Bericht v. 29. März lnunmehro erſehen, wie beide Collegia mit bet 
General = Acciſe⸗ undgoll⸗Adminiſtration fid) jetzt dahin einverſtanden, daß 
die würkliche Brauberechtigte auch die Befugniß haben, ihr Getränke außer⸗ 
halb ihren Gütern ſowohl im Lande, als auswärts zu verführen, doch die 
Krüge und Particuliers hievon auszunehmen find, die zu einer beſtimm⸗ 
ten accisbaren Stadt geſchlagen worden, fo ijt das gut, und haben 
Hoöchſtdieſelben nichts dagegen, wo ſonſten nichts im Wege ſtehet. Es 
können demnach diefe Grundſätze künftig zum Regulativ angenommen, 
und die Leute darnach inſtruiret werden, und haben die Regierung und 
Cammer hierunter das weitere zu beſorgen. Welches ſelbigen zur Ant⸗ 
wort gemeldet wird. E 
Potsdam ben 8. März 1785. 


Friedrich. 


Nr. 48. 
Reſcript, die Taxen der adlichen Güter betreffend. 


on Gottes Gnaden Friedrich König von Preußen zc. Unfern zc, Auf 
Guern Bericht vom 3. hujus und die darin geſchehene Anfrage: 
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zu wie viel Procent bie Verkaufz⸗Taren bey abelichen Gütern in 
dafi ger Provinz aufgenommen werden follen $ 
laſſen Wir Euch hiedurch in Gnaden beſchelden: daß, da nach Eurer Ans 
zeige die Taren bisher jederzeit zu 5 Procent angefertigt worden, und 
von dleſer Obſervanz abzuweichen weder ein geſetzlicher noch irgend ein 
anderer vernünftiger Grund vorhanden ift, vielmehr ein zu 4 Procent 
auzimehmender und affo febr hoch ausfallender Anſchlag den gegenwär⸗ 
tigen Umftinden der Provinz den gewöhnlichen Zinsfuß in ſelbiger und 
den gefallenen Güter⸗Preiſen überhaupt gar nicht angemeſſen ſeyn würde, 
es kein Bedenken habe; daß die geſetzmäßigen drei Drittel, für welche 
die Adjudication eines fubhaſtirten fundi erfolgen muß, von einer nur 

' à s Procent aufgenommenen Tare zu verſtehen ſeyn. 
Sind x. Berlin d. 12. Mai 1785. 
Auf Sr. Königl. Majeftät allergnädigſten Specia- Befehl 
t v. Carmer. 
An bie Weſtpreußiſche Regierung. 


Nr. 49. 


Reſcript des geh. Obertribunals, den Warſchauer Verkrag 
von 1768 betreffend. 


Von Gottes Gnaden Friedrich König von Preußen, Unſern 2c. Da Wir 
ſchon in verſchiedenen Suchen bemerkt haben, daß bey Beurtheilung der 
Verbindlichkeft der proteſtantiſchen Einwohner gegen die kathollſche Geiſt⸗ 
lichkeit, der g. 7. Art. 2. des Warſchauer Tractats de 1768 nicht ats 
tendirt wird; fo werdet ihr in vorkemmenden Fallen darauf gebührende 
Shift zu nehmen hierduoch erinnert. — 

Das ift Unfer Wilke. Sind euch mit Gnaden gewogen. Gegeben 
Berlin den 23. Auguſt 1785. 
Auſtatt und von Wegen Hochſtgedr. Sr. Königl. Majeſtät e 

erer. 

An die Weſtpreußiſche Regierung zu Marſenwerder. 


Nr. 50. 5 


Reglement zur Feuer⸗ Societät für das platte Land in 
Weſtpreußen. De Dato Berlin, den 27. Decbr. 1785. 


achdem Seine Königliche Majfeſtät von Preußen, Unſer allergnädig⸗ 
fter Herr, mit Zufriedenheit bemerkt haben, wie Allerhöchſt Dero Lanz 
desvaterliche Vorſorge, das platte Land in Oſtpreußen durch eine Feuer⸗ 
Societät für vielen Verfall zu ſichern, und mithin mehr und mehr in 
Aufnahme zu bringen, nicht allein von dem glücklichſten Erfolg geweſen, 
ſondern auch die hiebey obwaltende huldreiche Abſicht von Dero getreuen 
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Unterthanen in gedachter Provins ſattſam erkannt iſt, fo daß ſothane 
Societät von Zeit zu Zeit vergrößert wordenz 1 

So haben Allerhochſt Dieſelben auf den Ihnen gemachten allerun⸗ 
terthänigſten Vortrag in Gnaden zu beſchließen geruhet, daß auch in 
Weſtpreußen eine gleiche Jeuer⸗ Societät und Vrandſchadens⸗ Aſſecuranz 
errichtet werde; zu welchem Ende gegenwärtiges Reglement vorgeſchrie⸗ 
ben und erlaſſen if. è 

Solchemnach ſollen — 


„ 1. 

Benennung derjenigen Landes⸗Ginſaßen des platten Lans 
des, die der Feuer ⸗Soctetät bey zutreten verbunden ſind. 

Diefer Societät alle Schaarwerks Bochzins⸗Bauer⸗ und Koloniſten⸗ 
Höre, alle Erbpachts⸗ und emphytevtiſche Dörfer, Vorwerke, Mühlen, 
Kelge und Schmieden, nicht minder alle Gralial⸗ die geſſtliche Güter, 
alle Nirchen⸗ und Schulgebäude, einnerleibet werden, und erklären Seine 
Königliche Mazeſtät ſich, zu noch mehrerer Erleichterung der Feuer⸗So⸗ 
sietätgverwandten, mit Sero eigenen Amts ⸗Vortwerks⸗ und andern Ge⸗ 
baͤuden, wovon Denenſelben das Onus fabricae oblieget, und eben daher 
auch mit denen zu Dero Domainen gehörigen Forſt⸗ Mühlen ⸗Krug⸗ 
Schmiede = Glas ⸗Hütten⸗ und andern dergleichen duden mit einer 
proportionirlichen Taxe beyzutretenz jedoch werden davon ausgeſchloſſen: 

1) Braach⸗Stuben. $ 

2) Die Glas⸗Hütten an und vor ſich. yid 

3) Die Theer⸗Ofen, excl. der Wohngebäude. E 

4) Ad Brenneroyen, 

5) Eiſen⸗ Hütten und Schmelzen. 
da diefe vor andern der Felersgefahr ausgeſetzt find. 

2. 


Denen Beſitzern adelſcher Güter und andern Privilogia- 
tis, die nicht im vorigen g. genannt find, wird die freye 
Wahl gelaſſen, ob fie beytreten wollen. 0 

Denen von Adel, imgleichen denen Frey⸗Schulzen und andern Pri- 
vilegrtis, die nicht unter den obbenannten Mualititen begriffen fnb, 
wird es freigestellt, ebenfalls diefer Societät beyzutreten, ohne ſedoch 
deshalb einen Zwang unterworfen zu ſeyn, wie denn auch zum Beivefſe, 
daß hierunter keinerlei Zwang ſtatt finden foll, denen von ihnen, fo 
einmal beygetreten find, wieder herauszutreten freygelgſſen wird, wenn 
fie ein Jahr vorher ſolches anzeigen; jedoch fant in dieſem Fall der un⸗ 
fen vorkommende Recepttons Beytrag nicht zurück gezahlt werden. Es 
haben aber Seine Königl. Mafeſent das allerhöchſte Vertrauen zu dem 
Adel und gedachten übrigen Privilegiatis, daß fle aus Vorurtheil over 
auf Einbildung beruhenden ſeichten Gründen ſich zu dem. Austritt nicht 
entſchließen, vielmehr die bey dieſer Einrichtung hegende Landesväterliche 
Abſicht erkennen, und ſolche zu ihrer eigenen Sicherheit und zu ihrem 
ften Vortheil durch haufigen Beytritt zu erfüllen und fih folcherge⸗ 

lt Dero. allerhöchſtes Wohlgefallen zu erwerben bemüht fen werden. 
Dahingegen können die im $, 1. genannte Qualitäten fid) des Bey 
trices nicht entziehen, vielmehr ſind fie ſchlechterdings dazu verbunden 
welches zu fordern Seine Koͤnigl. Majeſtaͤt um ſo eher berechtſget find 
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als diefe Gattungen der Grundſtücke einen noch nähern Einfluß auf bie 
herrſchaftliche Gefälle haben, und beſonders bie emphptevtiſche und Gras 
tal>Güter unmittelbare Domainen > Stucke find, wovon erſtere nach 

Ablauf der Contracte und letztere nach dem Ableben der Beſitzerin, Al⸗ 
lerhoͤchſtdenſelben anheim fallen, mithin noch genauer dafür geforger 
werden muß, daß fie nicht durch Unglücksfälle verwuͤſten. 


9. 8. 
Die ſchon beſtehende Privat⸗Feuer⸗Societäten werden 
beſtätigtneue einzurichten aber wird unterfagt. 

Dieſem ohnerachtet wollen Seine Königl. Maſeſtät geftatten, daß 
die hin und wieder, und befonders in den Riederungen ſchon errichtete 
Feuer⸗Societäten, bie auch baare Geld⸗ Beiträge für den Verunglückten 
aufbringen, in ihrer Kraft erhalten werden ſollen, doch foll auch keiner 
dabei intereſſirten Dorfſchaft oder einzelnem Beſitzer verwehret werden, 
jene gang zu verlafen, und dieſer unter Königlicher Autorität errichteten 
Feuer ⸗ Societät beizutreten, oder auch feine Gebäude neben jener zus 
gleich bei dieſer zu aſſecuriren. 

Von Emanirung dieſes Reglements an aber foll keine ſolche Spes 
cial- Fener: Societät weiter zu etabliren erlaubt ſeyn, weil es der Nas 
tur der Sache gemäß und durch Erfahrung beftütiget ift, daß die Peis 
träge, je kleiner fie find, je größer die Societät ij, und daß es für die 
Aſſaclirten leichter ij, jährlich kleine Beiträge aufzubringen, als bei 
einem Unglücksfall in einer kleinen Societät ein anſehnliches Quantum 
auf einmal herzugeben. 


9. 4. 
Doch follen bie Bauhülfs⸗Societäten ohne baare Sei» 

träge immer mehr und mehr eingerichtet werden. 
Hierdurch aber ſoll keinesweges Sb immer zu erweiternde Einrich⸗ 
tung gehoben werden, da gewiſſe Societäten in kleinen Bezirken gemacht 
werden, worin bie Beſitzer einander ſowohl bei Brandſchaͤden, als bei 
Neubauten mit Holz⸗Erd⸗ und Lehmfuhren, Strohlieferungen und Fleis 
nen Handdienſten helfen, vielmehr wird die Krieges» und Domainen: 
Cammer dafür ſorgen, daß ſolche ſo viel als möglich eingerichtet, und 
vervielfältiget werden, mithin gehet die Einſchränkung im vorhergehen⸗ 

den $pbo blos auf die baaren Geld» Beiträge, 


bS 
Feuerunſichere Gebäude follen gar nicht bei der 
Societät affecuricet werden. 

Wenn nun gleich dieſe allgemeine Feuer⸗Societät für das platte 
Land fih fo weit als möglich erſtrecken foll, fo muß dennoch, da in der 
Provinz noch nicht alle Gebüube ganz wiederhergeſtellt und feuerficher 
find, hiebei alle Vorſicht gebrauchet, und um die Societät nicht zu führ⸗ 
den, kein ganz baufälliges und Feuerunſicheres Gebäude affecuriret 
werden, wohingegen die Reparatur bedürftigen Gebäude zwar mit zum 
A angenommen, aber noch in eben dem Jahre retabliret werden 
müſſen. 

Daß nun dieſem nachgelebet werde, dafür müſſen in den Domainen 
die Oekonomie⸗Beamten und in den adelichen Gütern die Landraͤthe und 
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die von jedem zur Nevifton der Cataſtren zuzuziehende zwei adelichen 
Einſaaßen, die die mehreſte Kenntniſſe des Kreifes haben, haften. 
S $. 6. 
Wie bei Fertigung und Ginfenbung der Catastrorum 
e gu verfahren. 

Aus dieſer Vorſchrift erhellet ſchon, daß von den Xemtern bie Des 
konomie⸗Beamten, von deu adelichen Gütern aber, bie Beſitzer, die Ca⸗ 
taſtra nach dem ſchon gegebenen Schemate ſelbſt, nach Pflicht und Ge⸗ 
wiſſen fertigen, und letztere ſolche dem Landrath übergeben muͤſſen, der 
fie mit denen zuzugiehenden zwei adelichen Gutsbefigern des Kreiſes tes 
vidiret, und damit fo viel als möglich bei eutſtehenden Brandſchaͤden 
ohne weitläuftige Taxationen determiniret werden könne, wie viel einem 
jedem zum Indemniſations⸗ Quanto gebuͤhre, es fey ein ganzer Hof, 
oder nur ein oder anderes Gebäude abgebrandt: fo muß 

a) Bei der Einschreibung ein jedes Gebäude ſtüͤckweiſe benannt und 
angeſchlagen; 
b) die Namen der Beſitzer oder Bewohner, beſonders aber bei denen 

i wie viel Land jeder bei dem Hofe habe bei⸗ 

get un A i 
e) e Gebäude nach ihrer Länge und Breite, oder fenft dergeſtalt 
genau beſchrieben werden, daß ein Gebäude von dem andern; beſon⸗ 
ders wenn auf den Höfen mehr als ein Haus, Scheune, Stall und 
dergleichen vorhanden, füglich unterſchieden werden konne; zu wels 
chem Ende auch ſaͤmmtliche Gebäude eines Dorfs mit laufenden 

Nummern, die auf Bretter oder Blech an die Gebäude geſchlagen 

werden, bezeichnet und mit eben ſolchen in dle Cataſtra eingetragen 

werden ſollen; wie denn auch 

d) Die Taxations⸗Quanta zu geraden Summen von 5 und 10 Tha⸗ 
ler, damit der — eitrag darnach leichter berechnet werden koͤnne, zu 
beſtimmen ſind, alles in der Art, wie das vorhin beſagte Schema 


beſaget. P 

Sobald ſolches Igeſchehen, fendet ſowohl der Landrath als Beamter 
die Cataſtra, wovon ein Exemplar bei dem Landrath oder im Amte 
bleibet, in zwei gleichſtimmigen Exemplarien an die Krieges⸗ und Dos 
mainen⸗Kammer, um hiernach das Haupt⸗Cataſtrum der ganzen Pros 
wing zu fertigen, und damit dieſes in Seiten geſchehen Löhne, müſſen 
die Gateftra jährlich zwiſchen dem 15tem und Soten September bei zwei 
Thaler Strafe eingeſchickt, oder es muß angezeiget werden, daß keine 
Veränderung gegen das vorige Jahr vorgekommen. Und wenn dem⸗ 
naͤchſt ein Exemplar dieſes Specials Cataſtri mit der Unterſchrift des Dis 
vectors und der Caſſen⸗Bedienten, dem Landrath oder Amte zurück ges 
fandt it, fo muß der Landrath ſolches, nachdem er fein Acten⸗Exem⸗ 
plar damit ſtimmig gemacht, dem adelichen Gutsbeſitzer, der Beamte 
aber jedem der Socfetäts⸗Verwandten einen Extract davon unter feiner 
Unterſchrift zuſtellen, jedoch darf dieſes nur wegen der Forſter, Müller 
und Krüger, oder anderer Eigenthümer ganzer Güther beſonders ges 
ſchehen, ratione der Königl. Dörfer und unterthanen aber, kaun genes 
taliter der Extract dem Dorfſchulzen gegeben werden. Dieſe Extradi⸗ 
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tion geſchiehet ohnentgeldlich und ohne die geringſte Schreibgebühren 
von ben Ginfaaffen abzufordern. E 
So viel die incataſtrirte Königl. Gebäude betrifft, fo muß der 
Director davon den Extract ſelbſt der Krieges⸗ und Domainen = Cammer 
mit ſeiner und der e uͤberſchicken. 
. 7. 


Wie die Taxen der Gebäude einzurichten. 

Was die zu den Eataſtris anzunehmende Taxen betrifft, fo find in 
Abſicht der Domainen- und Forſtgebäude die Beamten ſchen besonders 
und dergeſtalt iuſtruiret, daß immer nur ein billiger Mittelſas anges 
nommen werden kann, dahingegen wird dem Adel zwar überlaſſen, nach 
Beschaffenheit der Gebäude dem eigenen Vorrath von Materialien, oder 
ben mehr oder minder henem Preiſen derſelben ihre Gebäude zu taris 
ren; dennoch aber wird zum Grundſatz angenommen, daß die Taxen nie 
zu hoch ausfallen müſſen, und [ol daher dem Landrath und den zwey 
dazu gezogenen adelichen Beſitzern erlaubt ſeyn, die Sare nach rechtli⸗ 
chem Gutfinden, jedoch mit Vorwiſſen des Eigenthümers zu mäßigen, 
und muß dieſer, wenn er dies nicht geſchehen tajen will, ſich gefallen 
laſſen, daß die Gebäude auf feine Koſten ron Kunſterfahrnen tartret 
werden, andernfalls er gar nicht zur Societät angenommen werden foll. 

Befonders wird dg feat, daß Fejn adelicher Hof an und 
vor fid) Höher als 5000 Rthlr., onpas niedriger angenommen werde. 


9.8. 
Wie die Beyträge zu ber Feuer⸗Societäts⸗Caſſe zu 
i i erheben find. f 

Sobald das General- Cakaſtrum gefehloffen, und nach bem aſſecu⸗ 
ritten Hauptauanto der Bepkrag zur Erfegung, der in dem vorigen Jahr 
vorgefallenen Schäden, verhältnismäßig auf die einzelne Beytragende res 
partiret und denen Landräthen und Beamten bekannt gemacht iſt, fo 
müſſen die Beamten den Beytrag dergeſtalt prompt einfordern, und die 
Landräthe burd) die Kreisſteuereinnehmer einfordern laffen, daß er binnen 
4 Wochen an die bey der Marfenwerderſchen Krieges⸗ unb Domainen⸗ 
Gammer etablirte Hauptcaſſe eingehe, wobey zu mehrerer Sicherheit der 
Societät geftnttet wird, Daß ſolcher Beytrag bey Dürftigen, felbft vor 
den Königlichen Gefallen erhoben, bei fäumigen Zahlern aber die wors 
geſchriebenen Zwangsmittel gebraucht werden dürfen, damit die Einneh⸗ 
mer keinerley Entſchuldigung behalten, und vor die prompte und richtige 
Erhebung deſto eher verhaftet werden können; wie denn, ſo viel der 
Beytrag für die umnittelbare Königliche Gebäude betrifft, folder ledig⸗ 
lich und gleich nach geſchehener Veſtimmung aus Nönigl. Cafen, von 
den Kirchengebauden hingegen, aus den Riehen- Revenuen, in Erman⸗ 
gelung eines Aerari aber pon denjenigen, fo die Kirche E unterhalten 
ſchuldig, und von den Schul» Gebäuden, von der Societät aufgebracht 
und hergegeben werden foll. 

Die Gelder von den Kirchen⸗ und Schulgebäude Folen durch die 
Beamten eingefordert und an die Haupteaſſe eingeſandt werden, bey jez 
der Einſendung aber haben die Beamten oder Kreisſteuereinnehmer, fie 
geſchehe baar oder durch Abrechnung, und von welchen Fondis es wolle, 
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davon dem Dieector Anzeige zu thun, wovon derſelbe denn bey den Gafs 
ſen⸗Reviſionen Gebrauch machen wird. " 


$ 9. 
Zu Beſtimmung eines Fonds der Gaffen, wird ein 
Receptions⸗Beitrag feſtgeſetzt. 

Zu Etablirung eines Fonds, um bey vorfallenden Unglücksfällen die 
Ausgaben ſogleich zum Soulagement der Verunglückten beſtreiten zu köͤn⸗ 
nen, wird im erſten Jahr und zum voraus ein ganz geringer Veytrag 
von drey Preußiſchen Pfennigen pro Thaler des aſſecurirten Quantf aus- 
geſchrieben werden, und wie ſelbiger von den jetzt gleich affecurirt wer⸗ 
denden zu bezahlen ijt; fo haben auch diejenigen, welche Eünftig nach 
und nach beytreten, pro Receptione eben fo viel beyzutragen. Dieſer 
Beytrag macht den eiſernen Beſtand der Caſſe aus; dagegen ſoll 

1 


8. 10. 

Aus ber Feuer⸗Societäts⸗Caſſe follen keine andere, als 
die ihr ganz eigentlich zukommende Ausgaben 
ede bejtritten werden. 

Künftig niemalen und unter keinerley Vorwand eim mehreres, als 
der wirkliche Verluſt nach den eingekommenen Feuer⸗Schadens⸗ Unter- 
fuchungen cataſtermuͤßig beträgt, imgleichen was in Anſehung der Gez 
hälter und Douceurs für den Director, Mendanten und für die ſonſt zur 
Sicherheit und Ordnung der Caffe zu beſthaftigende Perſonen, unten 
feſtgeſetzt werden wird, aufgebracht werden; und um beſonders den Adel 
zu übergengen, daß dieſem aufs genaueſte nachgekommen werde, fol jes 
dem Landrath, aus deſſen Kreife der Adel fid) affociitet hat, ein ges 
naues Detail des Aſſecurations⸗ Quanti der vorjahrigen, mithin zu ets 
ſetzenden Brandſchaͤden, der Gehalte und anderer nothwendig geweſener 
Ausgaben und des ſolchemnach beyzutragenden Quanti zugefertiget wers 
den, woraus ein jeder die erforderliche Ueberzeugung von der Richtigkeit 
der Anlage nehmen kann. 


$ 11, 
Nähere Beſtimmung, in welchem Fall die Brandſchäden 
ans der Gocletáté-Gaffe vergütet werden follen 

Weil auch die Erfahrung lehret, daß allerhand Streitigkeiten bars 
aus entſtehen, wenn ein eingeſchriebenes Gebäude nicht gänzlich abbren⸗ 
net, ſondern zum Theil ſtehen bleibet, und ſodann dasjenige, was ges 
rettet worden, von der Vergütigungs⸗Summa abgezogen werden foll, da 
ſich denn öfters zutragen konnte, daß wenn ein Gebäude mit einem Nies 
drigen Satz eingeſchrieben worden, der gerettete Ueberreſt nach der Taxe 
noch mehr werth wäre, als die bey der Feuer ⸗Societät angegebene 
Summe, folglich nach biefem Principio der Eigenthuͤmer nichts bekom⸗ 
men könnte. x m ion 

So wird, um allen Irrungen dieſer Art vorzubeugen, eſetzet, 

„daß eim jedes Gebäude, wovon das Dach ganz oder PE AA IA nie 
dergebraunt, nach der Summa, wie es eingefchrieben, völlig vergütet 
werden ſoll, ohne davon den geretteten Ueberreſt abzurechnen. 

Wenn aber auch der Fall vorkommen könnte, daß große und lange 
Familieuhäuſer oder andere Gebäude, die unter einem Dach erbauet find, 
nur zum Theil wegbrennen; fo muß in dem Fall von dem Kreis⸗Land⸗ 

Weſtpreuß. Prov.⸗Recht. Bd. II. 16 
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rath oder Beamten der Schade nach Proportion des Einſatz⸗Quanti 
taxiret und in dem unterſuchungs⸗Protokoll deutlich angemerket werden, 
aus wie viel Wohnungen das beſchaͤdigte Gebäude beſtanden, oder wie 
viel Fuß daſſelbe überhaupt lang geweſen, und wie viel hingegen davon 
wirklich abgebrannt ober vuinitt bn 


Fortſetzung des vorigen gpl. 

Gleiche Bewandniß hat es mit den Gebaͤuden, wovon das Dach, um 
dem benachbarten vordringenden Fener Einhalt zu thun, und um eim 
größeres Uebel zu verhüten, ganz oder größtentheils abgebrochen, oder 
niedergeriffen werden mifen. Y D Y 


b. 18. 
Wenn bey dem Brande-Dolus des Beſitzers erwieſen wird, 
findet keine Vergütig ung ſtatt. 

Da nicht zu vermuthen, daß jemand feine Gebäude aus Uebermuth 
oder Boßheit in Brand [eben werde; K foll, im Fall fid) nicht ein 
ganz offenbarer, und von den Societäts⸗Verwandten per delationem jn 
ramenti, oder fonft in continenti zu erweiſender Dolus hervorthate, ein 
jeder Verunglückter das Aſſecurations⸗ Quantum, ohne Ruückſicht, durch 
welchen Zufall der Feuer⸗ Schaden auch nur verurſacht worden, erhalten. 


5. 14. 
Zu Verhütung der Schaden folt genauer darauf gefehen 
werden, daß mit dem wipe vorſichtig umgegangen 
werde. — « 

Damit inzwiſchen hieraus bey dem gemeinen Mann zein Anlaß zu 
einer allgemeinen Unachtſamkelt mit dem Feuer gegeben werde; fo hat 
ein jeder Beamter und Landrath deſto wachſamer zu ſeyn, daß deu, zu 
Abwendung aller Feuerſchaͤden ergangenen Verordnungen und gemachten 
Veranſtaltungen ein gehöriges Geuuͤge geſchehe, und die contraveni⸗ 
rende, und zum Theil unvorſichtig, zum Theil gar ruchlos mit Feuer 
umgehende Einſaaßen exemplariſch beftraft werden. Wie denn Í 


Daher follen immer mehr und mehr maſſive Schornſteine 
aufgeführt werden. 

Dahin zu arbeiten, daß, weil viele der bäuerlichen Einſaßen in ih⸗ 
ren Häuſern fih mit Nauch⸗Luchten behelſen, und theils keine, theils 
nicht maſſive, fondern nur in Holz geklebte Schornſteine haben, wodurch 
öftere Feuersbrünſte, nicht allein zum Schaden ſolcher Lente, ſondern 
auch ihrer Nachbarn entſtehen, nach und nach wie ſchon zeither geſche⸗ 
hen, alfo noch weiter die Einfaaßen ermuntert werden, maſſtve Schorn⸗ 
ſteine aufzuführen, ua 


Durch die Einrichtung der GeuereGaoctetát foll nieman⸗ 
den die ihm fonft gebührende, cbm oder Bey⸗ 
Hilfe gehoben oder geſchmälert werden. 

Geſchiehet der SBeptrag für die abgebrannte Einſaaßen ohne den ges 
ringſten Nachtheil der bisher üblich geweſenen, und aus Königl. Kaffe 
ihnen ausgemachten gebührenden Brand⸗Remiſſionen, oder des ſonſt 
den Verunglückten zukommenden Freyholzes, welches Seine Koͤnigl. Ma- 
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jeſtät hierdurch ihnen, in fo ferne fie dazu berechtiget geweſen, isi 
neue allerhuldreichſt, nach den bisherigen feftgefegten Principiis wer 
chern und beſtätigen, jedoch fid) auch ausdrücklich bedingen, daß wenn 
ein oder anderer Einſaaße ſchuldig geweſen, zu den Königl. Vorwerks⸗ 
und andern Bauten gewiſſe Hand- und Spann ⸗Dienſte zu verrichten, 
ſolche nach wie vor, bei Retablirung der etwa durch Brand verunglüc- 
ten Gebäude präſtiret, und aus dem fetzigen Feuer⸗Societäts⸗ Geldbei⸗ 
trage dazu keine Gelegenheit genommen werde, ſich ſothaner Dienſte zu 
entziehen. 

% übrigens der Adel aufgehörer hat, zum Remiſſions⸗Fond bey- 
zutragen, fo findet in Anſehung der adelſchen Güter keine Remiſſton 
von der Contribution weiter ſtakt, mithin füllt ſelbige auch bei Brand⸗ 
ſchaͤden weg. 


N. 17. 
Feuer⸗Lſch⸗Fuſtrumente follen nach der Vorſchrift an⸗ 
bod. >; geſchafft werden. 

Hiernächſt müſſen aller Orten die Feuer⸗Inſtrumente nach der ema⸗ 
nirten Feuer⸗Ordnüng für das platte Land in Ostpreußen und Litthauen 
vom Sten July 1770, welche in Weſtpreußen auch vim legis haben 
foll, angeſchafft, und in gehörigen Stand gehalten werden, worauf 
nicht allein die Landräthe und Beamte, ſondern auch der Director der 
Feuer⸗ Societät zu ſehen, und wo fie Mangel oder Vernachläßigung 
finden, ſolches der Krieges⸗ und Domainen⸗Kammer anzuzeigen haben, 


$ 18. 
Die Casu belli . Gebäude werden von der 
Societät nicht vergütet. 

So viel die durch Krieg veranlaßte Fenersbrünſte betrifft, ſo ſind 
ſelbige, fie mögen vom Feinde oder Freunde verurſaucht fein, zwar nicht 
ad Casus Societatis zu rechnen, jedoch follen die Mitglieder der Socke⸗ 
tät, welche darunter gelitten, nicht eher zum Beytrage angehalten wers 
den, als bis fie fid) wieder aufgebauet. > 

Derjenige aber, welcher tempore und nicht Csu belli- verungläcket, 
ſoll das incataſtrirte Quantum ohne Weitläuftigteit erhalten. 


9. 19. ] 
Sturm- und Waſſer⸗Schaden wird von ber Societät nicht 
vergütet. E 
Was durch Sturm, Waſſer und Einſtürzen der Gebäude, Mühlen 
ac. zt. und ſonſten bey Ungewitter ohne Brand geſchiehet, gehoͤret gleich 
falls nicht ad Casus Societatis, 


r J. 20. 
Der Beitrag geſchiehet in Gaſſenmäßſgem Gourant 
Damit niemablem wegen der Münzen⸗Sorten Streit entſtehs, fo 
folen die Feuer⸗Societäts⸗ Gelder in courenten caſſenmäßigen Sorten, 
in ſoweit es der Beytrag von den Individuis verſtattet, entrichtet, mit 
hin fo viel möglich in der beſten und groͤbſten Sſther⸗, keinesweges 
aber Seide- Münze eingenommen werden. Und da 


„ 25 
Wem das Sibemifation t Awaiti zukömmt. 
Das von der Societät aufgebrachte Indemuffations- Quantum, zum 
16* 


- 
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Wiederaufbau der abgebrannten Gebäude der contribuablen Unterthanen, 
lediglich gehöret, fo muß daſſelbe auch ſchlechterdings dazu verwandt 
werden, und ſonſten Niemanden, als dem Wieberaufbauenden, zufließen, 
worauf der Feuer⸗Societäts Director zu vigkliren hat, daher denn 
auch hiermit feſtgeſetzet wird, daß bie Indemniſations -Gelder lediglich 
dem Lehn zu gute kommen, und die Nllodial⸗ Erben in Anſehung des 
von dem verftorbenen Possessore geleiſteten Beitrages an die Lehns⸗Er⸗ 
ben keinen Auſpruch machen ſollen; nicht weniger, daß auch in allen 
Erb⸗Fällen die Entſchädigungs⸗Gelder niemalen zur Theilung unter 
ſaͤmmtlichen Mit⸗Erben kommen, ſondern allein demjenigen ungetheilt 
verbleiben, welcher Beſſtzer der Grundſtücke oder Gebäude ift, oder 
wird, welche damit wieder hergeſtellt werden follen, Hingegen verſteht 
es fih von felbft, daß auch derjenige, der als Beſtzer diefe, Entſchädi⸗ 
gungë- Gelder erhält, an die Allodkal⸗ oder fonftigen Miterben keine 
Anforderung ex capite deteriorationis wegen der verunglückten Gebäude 
machen, oder ihnen an dem herauszugebenden Quanto etwas abkürzen 


könne. 


d 8. 22. 
Das Iudemnifationd- Quantum kann nie mit Arreſt bes 
legt werden. 
Außerdem ſoll dieſes Geld mit keinem Arreſt, wegen reſtirender 
publiquer Praestundorum oder Private Schulden beleget werden konnen; 
vielmehr ſollen ? 


$. 23. 
Die Beiträge haben bei Goncurfen das Jus praelationis, 
Die Beiträge zu den Brandſchäden gleich den Königl. Caſſen bey 
Gonturſen das Ins praelstionis, als onera publica realia behalten, welche 
per fiscum vertreten werden; wie denn auch 


J. 24. 
Feuer⸗Societäté⸗Beiefe und Gelder find poſtfrey. 
Alle, diefe Feuer⸗ Societät angehende, und mit dem Königl. Gie- 
gel befisgelte, auch zur Feuers Societät gehörig rubricirte Briefe, Paz 
quete und Gelder, vom Poſt⸗Porto um [o mehr eximiret werden, weis 
len dieſer Beytrag eben die Königlichen Domainen betrifft, und eine 
wirklich herrſchaftliche Angelegenheit inveloiret, 
2⁵ 


Die Abgebraynten tragen zu den Entſchädigungs⸗QAuan⸗ 
tis mit bey. 

Die Abgebrannten find in dem Jahr, ba fie verunglcket, von dem 
Beytrage zur Feuer⸗Gaſſe, wegen ihrer verlohrnen Gebände nicht erimiz 
ret, ſondern tragen ihre Quotam ſowohl zu ben. ffe ſelbſt betroffenen, 
als auch zu denen fid) ferner ereignenden Schäden jedesmal bep, und 
müſſen alle Mühe anwenden, worauf auch vom reſp. Landrath und Bes 
amten zu [eben ijt, daß fie fid) wo möglich, in demfelben Jahre retabliren, 
da ſodann das Cataſtrum des folgenden Jahres unverändert bleibet, un 
der fernere Beptrag von dem Abgebrannten auch weiter geſchiehet. 
Falls jedoch der Wieder⸗Aufbau nicht vor Ajuſtirung des neuen Gataftzt 
bewirket worden, kann auch nichts ad Cutastrum genommen, noch dafür 
eher ein Beytrag vom Abgebrannten gefordert werden, bis er fid) wie⸗ 
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der bebauet, und die Gebäude ad Catastrum gebracht hat, es wäre denn, 
daß bey Errichtung des neuen Cataſtri der Abgebrannte im Bau begrif⸗ 
fen, und vor Ende deſſelben Jahres, nach dem Gutachten des reſp. 
Landraths und Beamten, damit wirklich zu Ende kommen bann, auch 
ſelbſt zu der neuen Einſchreibung, feiner eignen Sicherheit halber, fid) 
willig bezeiget. 


F. 26. 
Das Entſchaͤdigungs⸗Quantum wird in zweyen Terminen, 
ausgezahlt. 5 
Da die Societät vom ltem Jan. 1786 ihren Anfang nimmt, mit- 
hin auch der Beytrag von da augehet, fo haben fid) von dieſer Zeit ab, 
die etwa verunglückten Societäts⸗Werwandte der Vergütjgung zu ers 
freuen, dergeſtalt, daß, um fie beffer in Stand zu feben, ihr Meta 
bliffement zu bewirken, die ihnen aus der Feuer- Cafe zukommende 
Verguͤtigung in zweyen Terminen, nemlich die eine Hälfte pränumes 
rando und gleich nach geſchehener Unterſuchung, auch vergütungsmäßig 
befundenen Brande, die zweyte Hälfte aber, wenn das Gebäude gerits 
tet zu feon, durch ein Akteſt des Kreis Lanb⸗Raths oder Beamten Loci 
verifielret wird, ausgezahlt werden folle. Dahingegen * 


Brand-Gollecten find verboten. 
Alle Brand⸗Collecten und Brand» Bettelepen fünftig Tehlechterbings 
ceſſiren folen und muͤſſen. 


9. 28. 
Die Ober⸗ Direction der Societät führt die Krieges- 
und Domainen⸗Cammer. 

Die Ober: Direction biefer gemeinſchaftlichen Brand⸗Verſicherungs⸗ 
Geſellſchaft hängt lediglich von der 08 10 und Domainen- Kammer 
zu Marienwerder ab, als welcher Seine Königl. Majeſtät hierdurch al⸗ 
lergnädigſt befehlen, hiebey für Ordnung und Richtigkeit überall zu fors 
gen, dergeſtalt, daß genau nach den vorgeſchriebenen Principiis proces 
diret, und alle Prägravation verhütet werde, bafero die Krieges⸗ und 
Domainen⸗Kammer dafür haften muß. Weil inzwiſchen 


Wird ein Special⸗Director beftellt, 

Die vielfältige, bey einem fo wichtigen Werke vorkommende Beſor⸗ 
gungen, ohnumgaͤnglich einen Special» Directoren erfordern, fo ſoll dazu 
jedesmal ein Membrum der Krieges: und Domainen⸗Kammer, [o ges 
naue Keuntniß vom Lande hat, von derſelben durch das Präſidium ets 
nannt werden, welcher nicht allein den Vortrag davon in dem Kanmer⸗Colle⸗ 
giv thue, ſondern auch ſpeciellf das Werk dirigire. Unter dieſem ſtehet 

30. 


Desgleichen ein Gene ral⸗Rendant und Controllenr, 

Der General⸗Rendant der Feuer⸗Societäts⸗Caſſe, mit dem ihm, 
der mehrern Ordnung wegen, zuzuordnenden Controller. Erſterer hat 
mit Hülfe des letztern, die von ben Lemtern und Kreiſen eingegangene 
Special⸗Cataſtra genau zu revidiren, ob fie nach der Vorſchriſt einge⸗ 
richtet find, und wenn ſich dabey nichts zu erinnern findet, ein Grem- 
Plar davon zur Sicherheit der Aſſecurirten mit der Unterſchrift des Spe⸗ 
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cini- Directors, Rendanten und Controlleur den Behörden zu remlttiren, 
nach deu revidirten Special⸗Cataſtris das General⸗Cataſtrum zu fertis 
gen und ſolches ſpäteſtens den 1. Decbr, jeden Jahres, die Anlage zum 
neuen Beytrage aber ſpäteſtens bis zum 20. Januar der Krieges⸗ und 
Domainen⸗Kammer vollſtändig 1 79 91 Ferner liegt 

. 31. 


Obliegenheit des General-Slenbanten. 

Dem General⸗Rendanten ob, von ben entſtandenen Feuer⸗Stchaͤden, 
die einkommende Unterſuchungen genau durchzugehen, darauf die Rich⸗ 
tigkeit der Nummer des Cataſtri und des Aſſecurations⸗Quanti zu at⸗ 
teſtiren, und auf erhaltene Aſſignation der Kammer die Gelder in den 
beſtimmten Terminen prompt auszuzahlen. 


Wie die Kaſſe zu verwalten. 

Die Feuer⸗Societäts⸗Gaſſe oll in einem beſondern Kaſten aſſervi⸗ 
ret werden, wozu ber Rendant den einen, und der Controlleur den an⸗ 
dern Schluͤſſel hat, fo daß einer ohne den andern nicht dazu kommen 
kann; Nach eben dieſer Einrichtung ſoll auch nie einer ohne den an⸗ 
dern Geld einheben, ober Quittungen ausſtellen, und wie dieſem nach 
eine jede nur von einem einzelnen ausgeſtellte Quittung bey entſtehenden 
Streitigkeiten für die Kaffe keine Verbindlichkeit Dat: fo wird auch im 
Fall der Krankheit jederzeit, ein anderes ſicheres Subject dem Rendan⸗ 
ten oder Controlleur von der Krieges» unb Domainen⸗Kammer mittelſt 
ſchriftlicher Verfügung zugeordnet werden. 

Das Manual führt der General ⸗Nendant, und die Gontrolle der 
Gontrolleur nach der Ordnung der Anlage, uͤberdem aber der Rendant 
dat Journal, um daraus nach Etfordern allenfalls täglich die Einnahme 
und Ausgabe abſchließen, und den baaren Beſtand revidiren zu konnen. 

Gewöhnlich foU der Special⸗Director die Caſſen⸗Reviſton monate 
lich vornehmen, weshalb von den Caſſen⸗Bedienten den aten jeden Mo⸗ 
nats ein Caſſen⸗Extract einzureichen iſt, jedoch ſtehet es demſelben auch 
frey, extraordinaire Reviſtonen anguftellen. 


9. 33. t 
Neber Einnahme und Ausgabe wird Rechnung geführt, 
Ueber die Beytråge füfret der Mendant ordentliche Rechnung von 
Einnahme und Ausgabe, wobey zum Fundament der Einnahme, bie vom 
Director atteſtirte Anlage, und zu Juſtificirung der Ausgabe, theils 
gleichfalls obige Anlage, theils der Empfänger Quittungen, oder der 
Departements⸗ und Land⸗aͤthe Atteſte, über die richtige Auszahlung 
beygebracht werden müjfen, und ift nach dem Schluß des Jahres und 
früteftens bis zum 20. Jannar die Rechnung, die ber Rendant fertiget, 
und wovon ber Controlleur das 2te Exemplar mundiret, zur Abhoͤrung 
der Krieges⸗ und Domainen⸗ Kammer einzureichen, worauf ſelbige zur 
Sber⸗Rechen⸗Kammer gehet. 


. 84. 
Wie in vorkommenden Fällen der General⸗Rendant mit 
denen Speefal⸗Rendanten zu Liquidiren hat. 
Und da zum voraus zu ſehen, daß bey dieſer Rechnungsfuhrung 
manche Liquidationen zwiſchen der Caffe und den Aemtern und Kreiſen 
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vorkommen müffen; fo wird feſtgeſetzt, daß diefe lediglich ein Privat- 
Werk des Nendanten bleiben, nie und nirgends aber zur Rechnung kom⸗ 
men müffen, um hierdurch alle Verſteckungen, Verwirrung und Dunkel⸗ 
heit zu vermeiden; wannenhero, wenn 3. E. ein Beamter oder Kreis 
Steuer⸗Einnehmer an ausgeſchriebenen Beitrag 100 Athlr. der Caſſe 
einzuſchicken, an Feuer⸗Schaͤdens⸗Verguͤtigung aber 50 Rthlr. oder mehr 
zu erhalten hätte, und hierüber mit der Gaffe die Quittungen wechſelt, 
dennoch netto fo viel in Einnahme, als Behtrag ansgeſchrieben worden, 
kommen, und in Ausgabe netto fo viel ausgebracht werden muß, als 
die Vergütigung betraͤget, wenn gleich obige Einnahme von 100 Rthlr. 
nicht baar erfolget, fondern zum Theil mit Vergütigungs⸗ Quittungen 
geſchiehet; Dieſemnach hat Beamter oder Kreis Steuer⸗Einnehmer 
über 100 Rthlr. Beytrag, von der Caffe fid) Quittung geben git Laffen; 
und dagegen der Caffe über 50 oder mehr Rthlr., [o viel es ausma⸗ 
et, g vom Empfänger oder Atteſt des Departements⸗ oder 
Landrathe zuzuſchicken, damit ſolchergeſtalt alle Irrung coupite, und 
nicht durch melirte Abrechnungen die Sache verdunkelt werde. 


9. 35. j 
Wie die Beamten bie Feuer⸗Societäts⸗Gelder qu berech⸗ 
nen haben. 

Zu mehrerer Sicherheit und Gewißheit aber iſt jeder Beamte und 
Kreis⸗ Steuer Einnehmer verbunden, über daß, was er an Beytrag eine 
genommen und ausgegeben, ganz befondere, mit den General⸗ Pacht⸗ 
und Contributions: Rechnungen in keiner Verbindung ſtehende Rechnun⸗ 
gen zu führen, ſelbige jahrlich, gleich der Haupt⸗Feuer⸗Sycietäts⸗Caſſe 
wltimo Decembris abzuſchließen, und medio Januarii zur Abhörung der 
Krieges⸗ und Domafnen⸗Kammer zu übergeben, welchemnächſt diefe 
Special⸗Rechnungen mit der Haupt⸗Mechuung zugleich zur Sber⸗Re⸗ 
chen⸗Kammer gehen füllen, 


9. 36. 2 
Beftimmung der Gehalte für die Dfficianten der Socie⸗ 
täts⸗Caſſe. ^ 
Da hiernächſt die Hauptſache bey dieſer Einrſchtung auf einen ges 
ſchickten Director, und erfahrnen Rendanten ankommt, ſo erfordert auch 
die Billigkeit, daß fie für ihre zu leiſtende gute und treue Dienſte bes 
zahlt, und deſto mehr aufgemuntert werden, der Societät zum Beſten, 
ihre Bemühungen zu verwenden; wes Endes Seine Königl. Majeftät 
zwar für jetzo nur, dem Director ein Gehalt von Funfzig Thaler; dem 
Nendanten der Feuer- Societäts⸗Caſſe, der eine Caution von Tauſend 
Thaler zu machen verbunden ift, zum jährlichen Gehalt, Ein Hundert 
Fünf und Zwanzig Thaler, und dem Gontrellent, der eine Caution von 
Fünf Hundert Thaler zu machen hat, zum jährlichen Gehalt, Fünf und 
Siebenzig Thaler hiermit qusfegen, auch ihnen ferne Schreibmaterialien, 
die ihnen von der Weſtpreußiſchen Kammer gegen Funfzehn Thaler, fo 
jährlich zum Schreib- Materialien Fond aus der Feuer Gocietäts:Gaffe 
fließen, verabfolgt werden ſollen, bewilligen, nicht minder für Abh. 
rung der Rechnung, wobey bie weitläuftige Anlagen durchzugehen find, 
und ſonſtige Nevifion des Calculi, Zehen Thaler einem der Calculator 
ren bei der Krieges⸗ und Domainen: Kammer zum Douceur allergnä⸗ 


248 Den 27. December 1785. 


digſt angedeihen laſſen wollen; Allerhöchſt dieſelben behalten fid) jedoch 
vor, wenn der Feuer- Societats⸗aſſen⸗ Fond fid) nach und nach vers 
ſtaͤrket, den Director ſowohl, als ben Rendanten und Controlleur der 
Caffe im Gehalte zu avantagiren, wie Allerhöchſtdieſelben denn auch 
gedachte Officiauten wegen ihrer aus der Feuer ⸗Societäts⸗Caſſe zu erz 
hebenden Gehalte von a der geordneten Gfatgen und Stempel⸗ 
Gebühren hiermit allerguädigſt diſpenſiren. 


$. 87. 
Außer bem Gehalte, ds. die Caffe keine andern Laſten 
zogen. 

Außer biefen Ausgaben foll nicht die geringfte Laft ober Befchwerde 
auf die Clocictát gelegt werden, ſondern der Director ift ſchuldig, ſelbſt 
wenn er in Societäts : Angelegenheiten localiſche Unterſuchungen hat, 
ſolche ohne der Socjetäts⸗Caſſe einige Koſten zur Lağ zu legen, zu 
vollziehen , jedoch wird ihm der Vorſpann dazu ohnentgeldlich verabfolgt. 

Die Landräthe, Kreis⸗Steuer⸗Einnehmer und Beamte aber Fón- 
nen hiefür kein beſonderes Douceur fordern, weil erſtere beyde außer 
der allgemeinen Pflicht für das Wohl des Landes zu forgen, wofür fie 
ſchon beſoldet werden, auch neuerlich einen fehe großen Theil ihrer Ar⸗ 

beiten durch die denen Domainen⸗Aemtern zugeſchlagene Einhebung ber 
Contribution von den Amts⸗Einſaaßen, und dadurch verlohren haben, 
daß der Adel aufgehöret hat, zum 1 beyzutragen, letz⸗ 
tere aber ſchon an und vor ſich zu dieſem Geſchäͤfte, nach ihrem obha⸗ 
benden Amte, verbunden ſind. 95 i 


Die Cantiones der Krei teuer⸗Einnehmer haften auch 
für die Einnahme der Feuer⸗Societäts⸗Gelder. 

Da, wie oben gedacht, die Kreis⸗Steuer⸗Einnehmer jetzt viel klei⸗ 
nere Caſſen haben, als felbige zu der Zeit geweſen, als ihre Gautionas 
Quanta beſtimmt worden; fo folen diefe Cautiones auch für die Giz 
cherheit der erhobenen Feuer⸗Societätsbeyträge haften, und der Feuers 
Sotietät mit den Königlichen Caſſen daran gleiche Rechte zuſtehen, wes⸗ 
Halb auch bey Beſtimmung neuer Gantionen immer auf bie gewöhnlich 
zu erhebende Feuers Societätsbeyträge Ruͤckſicht genommen werden foll. 

Damit aber die Landräthe die Kreis ⸗Steuereinnehmer über die gez 
Habte Einnahme gehörig controlliren können, folen diefe denen Beytra⸗ 
genden in den gewöhnlichen Conkributions⸗uitt⸗ Büchern quittiren, und 
ſolche Einnahme in ihrem gewöhnlichen Journal, außerdem aber, in ei⸗ 
nem beſondern Manual eintragen. 


9. 89. 
Beſtimmung des Fori, bey etwanigen Streitigkeiten. 

Sollten äber die Faxen, über den Behtrag, über die Schadens⸗ 
Erſtattung, oder über das, was ſonſt zur Societät gehörig, Streitig⸗ 
keiten vorkommen, fe follen Acta, bey dem Adel von den combinirten 
Kreise Gerichten oder Juſtitiarlen, und in den Aemtern, von denen 
Domainen⸗Juſtiz⸗Aemtern gehörig inſtrufret, und von denſelben hierin 
in erſter Juſtanz erkannt werden, von wo die Appellation am bie Kam⸗ 
mer⸗Juſeiz⸗Deputation, und wenn nicht duae Conformes vorhanden, 
bie Repiſton an das General⸗Ober⸗Finanz⸗Krieges⸗ und Domainen⸗ 
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Directorium nach Berlin gehet, doch gehöret hieher nicht, was h. 21. 
wegen der Erbſchafts⸗Fölle gefagt ift, ſondern dieſes bleibt den ges 
wöhnlichen Richtern, nach der daruber gegebenen klaren Vorſchrift zur 
Entſcheidung überlaſſen. 


$. 40. 
Director unb Rendant, aud Controlleurs, follen beſon⸗ 
ders infteuiret und verpflichtet werden, 

Und wie Seine Königl. Majeſtät Sich allergnädigſt vorbehalten, 
den Director und Rendanten, auch Coutrolleur, noch mit beſonderen In⸗ 
ſtructionen zu ihrem Verhalten zu verſehen, auch mit beſondern Eides⸗ 
pflichten an das Intereſſe der ganzen Feuer⸗Socſetäͤt zu verbinden; fo 
verſichern Alerhöchftviefelben zugleich, 


Die Beuer-Societäts - Gataftra follen keinen Grund zu 
; PanbeézOnera geben. 

Daß dieſes Feuer⸗Societäts⸗Gataſtrum und die dazu einzubrin⸗ 
gende und gefertigte Taxen, niemalen und zu keiner Zeit bey den Lan⸗ 
des ⸗Oneribus zum Fundament genommen, noch deren Communication irs 
gend gn 1 verſtattet werden folle. 

mb fe 


F. 42. x 
Das Reglement foll gebrudt und emaniret werben. 
Schluͤßlich dieſes Feuer⸗Societäͤts⸗Reglement durch öffentlichen Druck 
bekannt gemacht, und darnach auf das genaueſte verfahren werden; als 
worauf die Krieges» und Domainen⸗Kammer und Juſtizcollegia zu Hal- 
ten haben. 
uren unter Seiner Königl. Majeſtät hoͤchſteigenhändigen Un⸗ 
terſchrift, und beygedruckten Königlichen Inſiegel. So geſchehen und 
gegeben zu Berlin den 27. Deche. 1785. 
Friedrich. 


(L. 8.) 
v. Blumenthal. v. Gaudi. 


Nr. 51. A 


In wie fern die Gemeinſchaft der Güter unter Eheleuten 
ſich auch auf ſolche Grundſtücke und darauf haftende For- 
derungen erſtrecke, welche übrigens nach Geſetzen beurtheilt 
werden muͤſſen, die eine Gemeinſchaft der Güter unter 
Eheleuten nicht annehmen. 


a) Anfrage der Weſtpreußiſchen Regierung. 
Ul die age, nach weissen Rechten die Sntaint- Eröfotge et me 


beweglichen Sachen zu beſtimmen ſey, haben Ew. Sönigl. Majeftåt die 
unter den Rechtslehrern geführten. Streitigkeiten auf eine Anfrage des 
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W. er aus Rieſenburg dahin, wie wohl nicht ausdrücklich zu entſchei⸗ 
den geruhet, daß die Erbfolge bei unbeweglichen Sachen nach den Ge⸗ 
ſetzen des Orts, wo ſelbige gelegen ſind, zu beurtheilen ſey. 

In einer in zweiter Inſtanz an unſern zweiten Senat von Brom⸗ 
berg gediehenen Spruchſache, kommt jetzt indeß auch die Frage vor, in 
wie fern die mit einer Hypothek verſehenen Schuldforderungen den un⸗ 
beweglichen Sachen in dieſem Falle gleich zu achten ſind? Das Hofge⸗ 
richt hat in feinem Erkenutniſſe die bejahende Meinung zufolge ves 
Landrechts Part, I, Iäb. 3. Tit. 1. Art. 1.5. 2. angenommen. Uns ſcheint es 
indeß bedenklich, dieſe Stelle, die bloß allgemein: von demjenigen rebei, 
was unter der Benennung von Immobilien zu verſtehen ſey, bei einer 
Inteſtat⸗Erbfolge anzuwenden. 

Sollte dieſes Geſetz nämlich bet Erbſchaften Anwendung finden, fo 
könnte ein Mann, der mit feiner Frau in Gemeinſchaſt der Güter lebte, 
alles ſein baares Geld auf Immobilien einer Provinz, wo dergleichen 
Gemeinſchaft nicht eingefuͤhrt iſt, ausleihen, die Frau dadurch um ihr 
ſtatutariſches Erbrecht bringen, und ſolches feinen Verwandten zuwenden. 
Verſchieden ſcheint hiervon der Fall in Anſehung der wirklich erworbe⸗ 
nen Immobilien zu ſeyn; denn da in universitatibus die Sache in locum 
pretii übergeht, fo würden bei einer allgemeinen Gemeinſchaft, alfo auch 
die während der Ehe erworbenen Güter wohl zu dieſer Gemeinſchaft 
gehören, : ohne auf den Ort, wo fie liegen, Rüͤckſicht zu nehmen, und 
die uͤberlebende Ehegattin dadurch alfo doch nichts verlieren. 

Noch ein Argument, welches Voet, in comment, ad ff. Lib, I. 
Tit. VIII. gegen diefe Meinung anführt, ſcheint uns auch die unfeige zu 
unterſtützen. Er zeigt nämlich, daß, wenn die mit einer Hypothek vers 
ſehenen Forderungen den Juimobilten gleich geachtet werden ſollten, dies 
auch die ſtillſchweigenden und geſetzlichen Hypotheken ſeyn mußten; auf 
die Art muͤßten aber z. B. Klagen gegen einen Vormund bei der Erb⸗ 
ſchaft eines Minorennen den liegenden Gründen beigezählt werden. 

Da die Frage indeß immer zweifelhaft bleibt, auch öfters vorkom⸗ 
men kann; fo unterſtehen wir uns, von Ew. Königl. Majeſtät Geſetz⸗ 
commiſſion die Entſcheidung zu erflehen: 

ob die mit einer Hppother verſehenen Schuldforderungen bei Regu⸗ 

lirung einer Erbſchaft den Immobilien beizuzählen find oder nicht? 

und ob die vom Hofgerichte angeführte Stelle des Landrechts auch 
in dieſem Falle bei Beſtimmung von Immobilien Anwendung fin⸗ 
den konne? Auch ob bie von einem in Gemeinſchaft der Güter ler 
benden Ehemanne, während der Ehe in einer Provinz, wo dieſes 
nicht ſtatt findet, erworbenen unbeweglichen Güter dennoch zur Ge⸗ 
meinſchaft zu ziehen find? ! 
Marienwerder, den 6. Marz 1786. 
b) Entſcheidung der Geſetzeommiſſion. 

Auf die Anfrage der Weſtpreußiſchen Regierung vom 6. März 
1786., ob nomina activa, die mit einer Hypothek verſehen, bei Regu⸗ 
lirung einer Erbſchaft den Immobilien beizuzählen oder nicht? und ob 
die vom Brombergiſchen Hofgericht allegirte Stelle des preußiſchen Land- 
rechts auch in dieſem Falle bei Beſtimmung von Immobilien Anwen⸗ 
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dung finden konne? Auch ob die von einem in communione bonorum 
lebenden Ehemanne pendente matrimonio in einer Provinz, wo diefe 
nicht Statt findet, acquirirten Immobilien dennoch zur Communion zu 
tehen? 
i Iſt von der Geſetzeommiſſton dahin concludirt worden: 
Daß bie allegirte Stelle des Preußiſchen Landrechts P. 2. Lib. 8, 
Tit I. Artikel 1. 8. 2. bei einer mit dem uͤberlebenden nach der 
ſtatutariſchen Guͤtergemeinſchaft ſuccedirenden Ehegatten anzulegen⸗ 
den Erbtheilung von keiner Anwendung fey, vielmehr in dergleichen 
Sucteſſions⸗Faͤllen die mit einer Hypothek verſehenen nomina activa 
eben fo wohl als die Immobilien felbft ohne Rückſicht auf die in 
foro rei sitac etwa obtinirenden beſondern Succeſſionsrechte, wenn 
ſolche nur nicht als gehn, Fideicommiß und dergleichen ausgeſchloſ⸗ 
ſen ſind, zur gemeknen Theilung zu bringen. E 
Berlin, den 18. April 1786. 


Črtá: 1 
aed) ic €) Erlaͤuterndes Hof⸗Reſcript. 


Unſern ec. Auf, Cure Anfragezvom gten v. M., in wie fern bei 
einer obwaltenden Gütergemeinfpaft die Erbfolge aus ſelbiger fid) auf 
anderwärts gelegene Immobilien und denselben gleich zu attende Activa 
erſtrecke, hat die Geſetzcommiſſion daß originaliter hierbei liegende 
Goncluſum abgefaßt, welches Wir zu approbiren kein Bedenken finden, 
und wornach Ihr Euch alfo auch in künftigen gleichen Fallen zu achten 
habt; zu Eurer nähern Direction wollen Wir babet noch bemerken: 

1) daß die Geſeßcommiſſton als Een ſupponire, wasmaßen in 

dem Falle, der zu der Anfrage Gelegenheit gegeben, uͤber die un⸗ 
ter den Eheleuten obgewaltete Cómmunionem bonorum an fid) kein 

Streit fey, fondern es mur darauf ankomme, ob die effectus dieſer 

Communio fid) auch auf immobilia alibi sita erſtrecken. 

2) Daß das Concluſum, fo weit es bie Succeſſtonsrechte beſtimmt, 
nur auf den Fall entſcheide, wenn eine communio bonorum statu- 
taria vel pactitia vorhanden ijt, mithin auf andere Falle, wo in 
foro domicilii et rei sitae differente Erbfolgsrechte vorwalten, nicht 
zu ziehen fe. Uebrigens habt Ihr für bie Cinziehung und Ein⸗ 
ſendung der unter dem Gonclufo bemerkten Gebühren, gewoͤhnlicher⸗ 
maaßen Sorge zu tragen. Sind ꝛc. 

Berlin den 28. April 1786. 
Auf ꝛc. 


N v. Garmer. 
An die Weſtpreußiſche Regierung. 


Nr. 52. E 
Kabinetsbefehl, das Eigenthum der Bauerhöfe betreffend. 


efter, beſonders lieber Getreuer, Ich bringe in Erfahrung, daß auf 
der Seite von Silit amoh ein großer Moraſt zu defri iven ſey, das 
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Terrain ſoll zu meinen Aemtern gehören. Ihr habt dahero mit dem 
Füͤrderſamſten einen Anſchlag machen zu laffen, wie viel Koſten zum 
Defrichement des Bruches erfordert werden, wie viel often zum Etab- 
liffement der darauf anzuſthenden Leute nöthig find, und wie viel dies 
fes folder Geſtalt urbar gemachte und bebauete Bruch einbringen werde. 
Die Bauern, welche da angeſetzt werden, müſſen ihre Güter alle ei⸗ 
genthuͤmlich haben, weil fie keine Sklaven ſeyn follen. Es ift ferner 
die Frage, ob nicht alle Bauern in meinen Aemtern aus der Leibeigen⸗ 
ſchaft geſetzet, und als Eigenthümer auf ihren Gütern angeſetzet wers 
den konnen? Ich erwarte darüber euere Anzeige, was das für Diffi⸗ 
cultäten haben könne, und bin Euer gnübiger König 
Potsdam, den 1. Auguſt 1786. 


< Friedrich 
An den Kammerpräfidenten, Freiherrn 
v. d. Golz in Königsberg. 
Nr. 53. 
Reſeript, die Eheſcheidungen der Katholiken betreffend. 


riedrich ꝛc. 
Unfern zc. Es ift allhier angefragt worden: 
In wie fern, wenn unter katholiſchen Eheleuten eine Scheidung 
von Gif) und Bette, nach den Grundſätzen ihrer Religion erfolgt, 
alsdenn die in dem Edicte vom 17. Novbr. 1782 enthaltenen, die 
eWectus civiles der Eheſcheidung betreffenden Vorſchriften Anwen⸗ 
dung finden koͤnnen? 
Da mm die Frage nach eingegangenem Gutachten der Geſetzcommiſſion 
dahin entſchieden worden; 
daß in ben Fallen, wo unter katholiſchen Glaubensgenoſſen nach 
den Grundſätzen des kanoniſchen Rechts, ſtatt einer Eheſcheidung 
auf eine beſtändige Separation von Eiſch und Bette und der eine Eher 
gatte für den ſchuldigen Theil erkannt wird, eben die Grundfüge 
uoad effectus civiles anzunehmen, welche das Edict vom 17. 
oobr. 1782 auf den Fall einer gänzlichen Eheſcheidung feſtgeſetzt 
hat; daß hingegen, wo nur auf separationem a thoro et mensa 
temporariam erkannt wird, wenn auch ein Theil Schuld daran hat, 
dennoch jene Vorſchriften keine Anwendung finden. 
So laſſen Wir Euch ſolches zu Eurer Nachricht, und um bei vorkom⸗ 
menden Fällen Euch darnach zu achten, auch Eure Untergerichte, inz 
gleichen die hin und wieder fubijticenbew katholischen geiſtlichen Gerichte 
ſolchem gemäß zu inſtruiren, hierdurch bekannt machen, und find zc. 
Berlin, den 26. Octbr. 1786. 
Auf ac. Specialbefehl. 
v. Carmer. 
An ſaͤmmtliche Regierungen und Ober 
Landes⸗Juſtiz⸗ Gollegia. 
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Nr. 54. 


Neue revidirte Fiſcher-Ordnung für das Friſche Haff im 
Koͤnigreich Preuffen. De Dato Berlin, den 22. Fe⸗ 
bruar 1787 ). 


Wi. Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preuſſen zc. 

„Thun kund und fügen hiermit zu wiſſen. Nachdem viele Klagen 
zeithero daruber eingelaufen, daß eines Theils denen von Unſern gott⸗ 
Teeligen Vorfahren glorwürdigſten Andenkens in den Jahren 1589, 1640 
und 1738. emanirten Haff⸗ und Fiſcher⸗Ordnungen auf dem ſogenann⸗ 
ten friſchen Haff, ſchlecht nachgelebet werde, andern Theils derselben 
auf die gegenwärtige Beſchaffenheit und Umſtände in vielen Stücken 
nicht eingerichtet, noch darin wider die von Zeit zu Zelt neuerlich ein⸗ 
geſchlichene Mißbräuche genugſame Vorſehung geſchehen, daraus dann 
dem gemeinen Weſen vieler Schaden erwachſen; So Haben Wir ſolchem 
Uebel vorzubeugen, die vorbenannte Haff⸗ und Fiſcherordnungen durch 
Unſere Oft- und Weſtpreußiſche Krieges⸗ und Domainen⸗Kammer revi⸗ 
Diren, und auf gegenwärtige Verfaſſung und Umſtände der Zeit einrich⸗ 
ten, und damit ſolche zu jedermanns Wiſſenſchaft gelange, drucken faf» 
ſen, wie folget. 


" 1. 
Die Nacht gegen den Sonntag und die Feſttage fol niemand zum 
Fifen auslaufen. y 
Welche auf der Fiſcherei begriffen, die follen gegen Sonnabends 
oder gegen den Abend vor einem Feſttage wieder zu Hauſe kommen. 


Die Fiſcher und deren Knechte muͤſſen auf dem Haff ſich aller 
Schlägerei enthalten, oder gewärtjg ſeyn, daß fie dem Befinden nach, 
mit Gefängniß⸗ oder Zuchthausſtrafe werden beleget werden. 

4, 


Das ſogenannte Pumpen, Klennen, Jagen, Klappern, Bullen 
und Streiwen, ſowohl im Haff als in der See, wodurch der Fiſch vom 
Eingang ins Haff verjaget und vertrieben wird, imgleichen das Aufſetzen 
der Quäfte im Lafe, ſoll, bei Verluſt des Gefäſſes und Garns, auch 
anderer harten Leibesſtrafe, zu aller Zeit verbothen ſeyn. 


5. 

Das Verſtallen des Eingangs der Fiſche aus der See in das Haff 
ſoll bei gleicher Strafe unterfaget ſeyn, dergeſtalt, daß was das 
Pillauſche Tief betrifft, niemand fid) unterſtehen foll, auf eine halbe 
Meile von dem Poſthauſe ab, vorlängſt der Danziger Nehrung, und 
elne halbe Meile von Alt⸗Pillau ab, nach Caporn werts, imgleichen 
eine ganze Meile vom Tief ab, nach Balgaſcher Seite zu, einige Art 


„ Königsberg, gebruckt bei Gottlieb Lebrecht Hartung, Königl. © 
preuß. Hof ⸗ and Academie Buchdrucker. ^d E 
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der Fiſcherek, fie habe Nahmen wie fie wolle, zu treiben, zu dem Ende 
ſothane Grenzen, zu mehrerer Sicherheit und Gewißheit, mit ſtarken 
Pfoſten follen angegeiget werden, doch foller die Stöhrpächter zu Alt⸗ 
Pillau, Polzki, Neukrug und Pogelau unbehindert ſeyn, den Stoͤhr⸗ 
fang und bie Ausſteuung der Stöhrnetze, in alle Wege, ſo wie vorhin 
und biöhero geſchehen, in ihren beſtimmten Grenzen, und zwar: 

1) der Pillauſche, die Stellen Lauhers, Schottke, Möwenhacken, 
Temte, Alt⸗Tief, Weiſſelkahn, Schleilhauſen oder Eclerecke, 
Hundehacken und Gerenz; 

2) der Polzkiſche, ſowie drei Stellen im HBrausbergſchen; und 

8) der zu Neukrug und Vogelau, die ſechs Stellen im Frauenburg⸗ 
ſchen Waſſer, ferner zu exerciren. Much foll die Dorfſchaft Art 
Pillau ihre bisherige Fiſcherei mit den Strandgarnen, außer der 
Leechzeit, beibehalten, nur daß fie die Schaaren und Tiefe ver 
meiden. 


6. 

Das Treiben fo bishero vor und in dem Tief verübet worden, foll, bei 
Verluſt der Gefäße und Netze, auch nach Befinden Veſtungs⸗ oder an⸗ 
derer Strafe, gänzlich eingeſtellet werden. 

7. 


Bei gleicher Strafe follen die Stranddörfer und Kuren fid) ferner⸗ 
in nicht unterſteben, in der See innerhalb einer Meile Weges vor dem 
ingange des Tiefs zu fiſchen. Das Jagen, Klappern, Bullern und 

Pumpen bleibt nach dem j. 4. amd) in der See, bel Berlüſt der Fiſche, 
Netze und Gefäße, ganz und gar verbothen; doch wird, 
8. 


Der Ofümngifing in der See mit den gewöhnlichen unſchädli⸗ 
chen Netzen fernerhin erlaubet. 


9. 

Niemand ſoll Erlaubniß haben, eigenmächtig eine andere als die⸗ 
jenige Art der Fiſcherei zu treiben, worüber er privilegirt ift, oder die 
er von undenklichen Zeiten getrieben hat. Wer übrigens zur Fiſcherei 
im Haffe gar nicht pripilegiret ijt, ober feine Befugniß zu fiſchen bin 
men 40 Jahren nicht exerciret hat, oder kuͤuftig ſolche 40 Jahr lang 
nicht treiben würde, fol mit feinem Anſpruch Darauf avgewiofen wer⸗ 
ben; folte er fid) daran aber nicht kehren, fo muß in dem Oſtpreußi⸗ 
ſchen Theil des Haffs der Fiſchmeiſter ihm das Gefäß und Garn weg⸗ 
nehmen, und ſolches fofort dem Amte Balga anzeigen, welches davon 
fonder Unſtand an die Oſtpreußiſche Krieges⸗ und Domainen⸗Kammer 
referiren muß. Wenn dergleichen aber Weſtpreußiſcher Seits innerhalb 
der Elbingſchen Waſſer⸗Grenze vorfällt, fo muß der Fiſchmeiſter zur 
Jungfer, oder auch Vierner und Haffaufſeher zu Succaſe, das Gefäß 
und Garn wegnehmen, und ſolches der Intendantur zu Elbing zur wei⸗ 
tern Berichtserſtattung an die Weſtpreußiſche Kammer anzeigen. 

10. 

Die Keltel⸗Fiſcherel foll von Pfingſten bis Ausgang der Michaelis⸗ 
Woche und weder länger noch eber erlaubt ſeyn. Die bisherige engere 
Meberitze der Keitel, ſollen laͤnger nicht als bis Ausgangs Juli ge⸗ 
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braucht werden, nach welcher Zeit die Metzeritze auf dleſes Maaß 
mifen erweitert werden, bei Verluſt der Netze und Gefäße, 


NB. Das in biefem gpho verzeichnete Maaß, Megeri ober Maſche 
genannt, enthält genau einen halben Zoll im Quadrat, und 
muß der kleine Kuippel, worüber die Netze geſtricket werden, 
nicht viel dicker im Diameter feyt. 


11. 
Die Windgarne müſſen keine engere Metzeritze als obiges Maaß 
haben, bei gleicher Strafe. i 


2. 

Währender Leechzeit fol die Fiſcherei nahe dem Lande und vors 
längſt dem Ufer gänzlich verbothen ſeyn, bei Verluſt der Gefäße und 
Netze, und fol dieſelbe währender Leechzekt anders nicht als auf der 
Höhe, oder dem ſogenannten Boden, erlaubet werden, jedoch mifen die 
Piſcher auch felbft die Leechſtellen, wenn fie ſolche bemerken, vermeiden, 
im Fall fie aber von ohngefahr den laichenden Fiſch fangen, ſo müſſen 
fie denſelben ſofort wieder ins Waſſer laſſen, und bei harter Leibes⸗ 
ftrafe fid) nicht unterſtehen, einen einzigen fid) davon zu Nutze zu 
machen. 18 zm " = 

Der Fiſchſaamen, welchen einer oder der andere in feinem Garn 
auffängt, muß ſogleich wieder ins Haff gelaſſen werden, keinesweges 
aber, fo wie es bishero der Mißbrauch geweſen, zur Futterung und 
Mäftung der Schweine und des Federviehes verwandt werden. 

14. 


Die Gränzen der Tiefe und Schaaren follen vom Fiſchmeiſter in 
gehöriger Ordnung gehalten, und allemahl, damit die Fiſcher ſich genau 
darnach richten können, von ihm mit Pfoſten und Pröcken, wozu das 
Holz aus den nächſten Koͤnſgl. Wäldern gratis gegeben, und von ben 
Fiſcherbauren unentgeldlich angefahren werden ſoll, bezeichnet werden. 


15. 

Die Proͤcken foll jeder Wirth mit feiner Haus marque bezeichnen, 
und foU niemand Pröcken im Haff, bei harter Leibesſtrafe, ſtehen Lafe 
fem, fondern ſobald die Säcke und Netze zu Bande genommen werden, 
folen auch die Pröcken ſogleich mit ans Land gebracht werden, Damit 
die paſſirende Gefäße und Keitel wiſſen, wenn fie Procken ſehen, daß 
ſolche nicht ledig, fonbern bei Säcken und Netzen ſtehen, folglich diefe 
deſto eher vermeiden; zu dem Ende die Beamten und der Intendant zu 
Elbing einen jeden Wirth der Dorfſchaft dahin anhalten ſollen, ſich 
eine beftändige Hausmarque zu machen, welche jeder Wirth und deſſen 
Nachkommen beibehalten mitifen. 


x 16. 

Die Säcke ſollen bei offenem Waſſer Ginfunbert Schritt von ein⸗ 
ander, unter Eiß aber vierzig Schritt von einander geſetzet werden, bei 
Verlust derſelben, damit das Haff nicht verſtellet werde, ſondern der 
Sch einen Durchgang nach bem Ober⸗ und Nieder -Haff behalte. 

Da auch einige Fiſcher die Netz⸗ und Sackfiſcherei fo weit treiben, 
daß ein Wirth bis 30 Netze und bis 60 und mehrere auf einmal 


x 


256 Den 22. Februar 1787, 


ausſetzet, dieſe Anzahl der Socke und Netze aber, wenn jeder Sada 
und Netzſiſcher diefe Fiſcheref fo weit ‚treiben. wollte, das ganze Haff 
verſtellen und denen Keitel⸗, Sommer , Wind, Herbſt⸗, jA felbft des 
nen Winter⸗Garns keinen Raum zur Fiſcherei laſſen würden; ſo wird 
hiemit feſtgeſetzet, daß die Freiheit eines Netz⸗ und Sackfiſchers ſich 
nicht auf mehr als 16 Säcke oder S Jücher und auf 8 Netze, welche 
er täglich fegen kann, erſtrecken ſolle, es fey denn, daß er [don eine 
Gonceffion oder Verſchreibung auf mehrere Sicke und Netze erhalten, 
oder ihm ſolche noch nach Bewandniß der Umftände, von uuſerer reſp. 
Oſt⸗ und Weſtpreußiſchen Krieges- und Domginen⸗Kammer ertheilet 
werden möchte, 


17. 

Niemand ſoll ſich unterſtehen ohne habende Gerechtſame und Ver⸗ 
schreibung fid) Freiwaſſer auszufuhfen. Wenn der Fiſchmeiſter derglei⸗ 
chen inne wird, ſoll er ſolches dem Beamten jeden Orts, innerhalb der 
Elbingſchen Waſſergrenze aber der daſigen Intendautur anzeigen, damit 
die Sache unterſuchet und abgeſtellet werde, oder nöthigenfalle davon 
an Unſere Oft- und Weſtpreußſſche Krieges- und Domainen -Rammer 
zu weiterer ‚Verfügung berichtet werde. Hingegen ſoll auch Niemand, 
bei Verluſt der Netze, jid) unterfangen, denen amtsfreien Zügen, fo 
von Alters her begrenzet find, und wo es nöthig iff neu begrenzet mets 
den ſollen, zu nahe zu kommen. 


18. 

Die Keitel- Dörfer folen nicht mit einer groͤßern Anzahl Keitel fi- 
ſchen als fie wirklich dem Umte oder der Intendantur zu Elbing vers 
zinſen, die übrigen follen fogleich abgeſchaft werden, und die Beamte 
ſo wenig als der Intendant zu Elbing die Befugniß haben, ohne Vor⸗ 
wiſſen und ſchriftlichen Conſens, der ihnen vorgeſetzten Krieges und 

Domalnen⸗Kammer, mehrere Keitel und Landgarne zu erlauben, als 
bie Fiſcher und Keitel⸗Doͤrfer verzinſen, und denen Beamten in ben 
Amts⸗Erträgen angeſchlagen werden. 

Uebrigens kaun ohne beſondere Verſchreibung oder absque proscripti- 
one non interroptae bossessianis, Niemand die Keitel- Fifcherei treis 
ben, obgleich fein Privilegium auf alle und jede Art die Fiſcherei mit 
großem und kleinem Zeuge, fie hahe Nahmen wie fie wolle, lauten 
folte; maſſen biefe Wet der gifdjetei mehr nachtheilig als wortpeilpaft 
iſt, und wie ſie daher auch eher Einſchränkung als Erweiterung ver⸗ 
dient, fo follen Unſere Oft» und Weſtpreußiſche Kammern jederzeit vors 
hero, ehe fie Erlaubniß zu mehrern Keiteln ertheilen, darüber conferi 
ren und ſich zu einigen ſuchen, damit nicht zu viel Keitel erlaubet 
werden. 


19. 

Jede Dorfſchaft fol ſich mit derjenigen Hälfte des Haffs begnü⸗ 
gen, woran ſie belegen iſt, und nicht in jenſeitiger Hälfte und denen 
dortigen Dörfern gleichſam vor der Thüre fiſchen, auch müffen fo wes 
"ig auf der einen Seite die Elbingſche und übrige zur Weſtpreußiſchen 
Kammer gehörige Fiſcher, als auf der andern Seite die Frauenburger, 
Paſſarger und andere zu Oſtpreußen gehörige Fiſcher, die Fiſcherei weis 
ter treiben als fie ſolche bisher und vor der Reoccupation von Wefts 
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preußen zu exerzieren berechtigt geweſen, es fep denn, daß bie Oſtpreu⸗ 
fiie Fiſcher bei der Elbingſchen Intendantur Fiſcherejen gepachtet hät⸗ 
ten. Die Kettel aber müſſen zu aller Zeit die Schaaren vermeiden, und 
ihre Fiſcherei allein auf der Höhe treiben. 


20. 

Die erlaubte und berechtigte große Garne, fie feyn aus Könfgsberg 
oder aus den Amts- und andern Dörfern, imgleichen die Keitel, müf⸗ 
feu, bei Verluſt der Netze und Gefäße, die Tiefe halten, die Schaaren 
vermeiden, und nicht in die Grenze der Säcke kommenz dahingegen auch 
dieſe nicht zu weit in die Tiefe und über ihre Grenze, bei gleicher 
Strafe, müſſen geſetzet werden. 


21. - 

Der Landmann und Einheimiſche, fo zu feiner Nothdurft und nicht 
zum Wiederverkauf Fiſche haben will, fol den Vorzug vor den einhei⸗ 
miſchen Fuhrleuten oder Aufkäufern haben. Den fremden Aufkäufern 
oder fogenannten Kupſchellern, foll, bei Verlaſt der Fiſche und Gefäße 
nicht erlaubt ſeyn, vor Jacobi Fiſche zu kaufen, und nach Jacobi foll 
ſolches anders nicht geſchehen, er habe denn zuvor einen gedruckten Er⸗ 
lanbnißſchein vom Bramten zu Balga, der foldbe auf feine Kosten, un⸗ 
ter Authorität der ihm vorgeſetzten Oſtpreußſſchen Krieges: und Domai- 
nen⸗Kammer, drucken laͤſſet, gegen 6 gr. Pr. Gebühr, gelófet, welche 
gedachtem Beamten für das vorgeſchoſſene Druckerlohn und für ferne 
Mühe überlaſſen werden. Dergleichen Erlaubnißſcheine fol der Beamte 
zu Balga nicht anders, als mit Approbation der ihm vorgeſetzten Kam⸗ 
mer, ertheilen und bei Nachſuchung derſelben auf Pflicht verſichern, 
daß das Land und die Städte mit Fiſche genugfam verforget wärenz 
denn fo lange dieſes nicht ift, folen fo wenig vor als nach Jacobi, bete 
gleichen Erlaubnißſcheine nachgeſuchet und ertheilet werden. Welcher 
Fiſcher ſich unterſtehet, ohne dergleichen Erlaubnißſcheine an einen frem⸗ 
He Kupſcheller Fiſche zu verkaufen, wird mit 14taͤgiger Gefaͤngnißſtrafe 
elegt. 

22, 


Die fogenannte Lieger follen gar nicht geduldet werben. 


28. 
Dasjenige, was in den beiden nächſt vorhergehenden phis 21. und 
22. enthalten iſt, findet nur lediglich in Anſehung Oſtpreußens ſeine An⸗ 
wendung, dagegen verbleibet es in Anſehung Weſtpreußens bei der bis- 
herigen Einrichtung, nach welcher die in gedachten beiden $8. vorge⸗ 
schriebene Einſchränkung des Abſatzes der Fiſche, das Ertheilen der Er⸗ 
laubnißſcheine, das Verboth der Sieger 2c. dorten bishers nicht gebräuch- 
lich geweſen, maffen die Stadt Elbing und das Elbingſche Territorium 
von der Draußenſeite her adesgleſchen von der Nogat, dem Elbingfluß 
und andern Gewaͤſſern reichlich mit Fiſchen verſehen werden können. 
> 24. « $ 
‚Die Tonnen, womit ber Fiſch verkauft wird, folen alle gleicher 
Große, nehmlich 120 Stof, nach dem alten cullmiſchen Maaß, auch 
alle, und zwar die Tonnen der Oftpreußifchen Fiſcher, mit bem Balgas 
ſchen Umts⸗ und die Tonnen der Weſtpreußiſchen Fiſcher mit dem Zeiz 
Weſtpreuß. Prov.⸗Recht. Bd. IL 17 
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chen des Elbingſchen Gertitori gebrannt ſeyn, bei Verluſt der Tonnen 
und 24 ſtündiger Gefaͤngnißſtrafe. 


Der Fiſcher Oſtpreußlſchen Departements fell schuldig ſeyn, feinen 
Fisch an einländifche Fischhändler, wenn dergleichen fih melden, zu 
überlaffen, doch kann er vom halben Garne eine Tonne, und vom gana 
zen Garne zwei Tonnen für fid) behalten; dahingegen ſollen die Fiſcher 
Weſtpreußiſchen Departements, bei der Freiheit, ihre Fiſche verkaufen 
zu konnen an wen fie wollen, gelafien werden, 


Den Fiſchern von großen Garnen wird erlaubet, die große Hechte 
und Lachſe, bei halben und ganzen Schocken, auszuſetzen, nicht aber 
die Braſſen. 177 


Wenn von einem oder dem andern Fiſcher innerhalb den Oſtpreußl⸗ 
ſchen Waſſergrenzen Stöhr geſtochen oder gefangen wird, folen fie fol- 
chen, be Girafe von 4 Wochen Zuchthauzarbeit, von ſelbſt an die 
Stöhr⸗ Bude zu Alt⸗ Pillau abliefern, und bekommen dafür vom Stöhr⸗ 
pächter die Hälfte des Werths. Innerhalb der Elbingſchen Waſſer⸗ 
grenze aber darf niemand Stöhre fangen, welcher nicht den Stöhrfang 
gepachtet, und darüber von der Elbingſchen Intendantur einen ſchriftli⸗ 
chen, von ber Weſtpreußiſchen Kammer confirmirten Pachtcontract, er⸗ 
halten Hat, und müſſen übrigens bie Weſtprenziſche Stöhrpächter die 
gefangene Stöhre an die Stöhrkbchereien in Elbing abliefern, und fi) 
mit den Eigenthümern derfelben des Preiſes wegen nach der Billigkeit 
einigen. 


28. 
Der Pockelfiſch fol tuͤchtig und gut gefalzen, auch feft eingeleget, 
bei viertel, halben und ganzen Tonnen verkauft werden, worauf jeder 
Wirth feine Hausmarque brennen oder mit Rothſtein zeichnen muß. 


29. 
Die Fiſchmeiſter muͤſſen fid) alles Auf⸗ und Verkaufs der Fiſche 
gänzlich enthalten. = 


Bei offenem Waſſer Toll, bei Verluſt der Fiſche und Gefäße, kein 
Fiſch auf dem Haff verkauft, ſondern zu Lande gebracht werden, wel⸗ 
ches jedoch in Anſehung Weſtpreußens eine Ausnahme leidet, wo der 
Verkauf ber Fiſche auf dem Haff erlaubt bleibt. 

31. 

In den Dörfern Polniſch⸗Bahnau, Patersorth, Kahlholz und Bim- 
merbude, ſollen Fiſchmärkte gehalten werden, und zwar in Polniſch⸗ 
Bahnau alle Mittwoch und Sonnabend, in den drei letztern aber Diens 
ſtags und Freitags, oder wenn an ſelbigen Feiertage einfallen, des Ta⸗ 
ges zuvor; der Fiſchmarkt [oll dauern im Sommer von 4 bis 8 Uhr 
Morgens, und im Herbſt und Frühjahr von 8 bis 11 uhr Vormittags; 
die in jeder Gegend herumgelegene Jiſcherdoͤrfer müffen angehalten werz 
den, jedes ein Gefäß mit Fiſchen dahin auf den Wochenmarkt zu brins 
gen, als nämlich: 
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zum Fiſchmarkt zu Polniſch⸗Bahnau liefern die Dorfſchaften Pol- 
niſch ⸗ Bahnau, Paſſarge, Leibuhnen und Roſenbergz 
zum Fiſchmarkt nach Patersorth liefern die Dorfſchaften Schelen, 
Federau, Ramerr, Heide und Wollitnickenz 
zum Fiſchmarkt nach Rahlholz liefern die Dorfſchaften Kahlholz 
fetóft, Wolitta und Follendorff: 
zum Fiſchmarkt nach Zimmerbude liefern die Dorfſchaften Zimmers 
bude ſelbſt, Peiſen und Heidekrug. 
Wobei der Fiſchmeiſter darauf fehen muß, daß die Käufer zur Gonſum⸗ 
tion im Preiſe nicht überſetzet werden. Im Weſtpreußiſchen Departe⸗ 
ment it übrigens die Anlegung befonderer Fiſchmärkte nicht nöthig, da 
die mehrſten Fiſche innerhalb den Weſtpreußſſchen Waſſergreuzen gleich 
auf bem Haff an die Fiſchköufer verkauft werden. 
32. 


Der Fiſcher, ſo zu ſeiner Nothdurft aus Königsberg, oder andern 
Oft- und Weftpreufifen Städten etwas zu holen hat, fell Erlaubniß 
haben, ein uber Fisch, doch nicht ohne Vergünſtigung des Schulzen, 
mitzunehmen. 


88. E. 
Kein Sackfiſcher fol nach Untergang und vor Aufgang der Sonne 
auf bem Wafer fih finden laffen, i Aftündiger Strafe mit bem Spa⸗ 
niſchen Mantel. E 


Wer eines andern Kahn oder Fiſchergezeug ohne des Elgenthümers 
Erlaubniß abführet oder wegnimmt, ſoll, außer der Erſtattung des 
Entwandten, dem Befinden nach, mit Veſtungs⸗, Zuchthaus⸗ oder an⸗ 
derer Strafe beleget werden. 

85. 

Die Dorfſchaft Paſſarge fol, wegen ber weiten Entlegenheit von 
Königsberg, Erlaubniß haben, nach Jacobi ihre Fiſche nach Danzig zu 
führen; wor Jacobi ift folches verbothen; die näher nach Königsberg ge: 
legene Fiſcherdörfer aber, dürfen zu Feiner Zeit Fiſche nach Danzig bein 
gen, es fey denn, daß das Land und die Städte hinlänglich mit Fir 
ſchen verforgt wären, alsdenn und eher nicht Beamte, mit Genehmi⸗ 
gung der ihnen vorgeſetzten Kammer, dazu Erlaubnißſcheine geben folen. 

36. 

Die Koͤnigsbergſche Gildefiſcher folen fid) nicht unterſtehen, die 
Fiſcher, fo nach vorhergehendem zpho mit Fiſche zur Stadt kommen, 
bei Langerfeld, oder auf dem Hafe, noch auf dem Pregel- zu beſprin⸗ 

en, anzuhalten, oder ihnen die Fiſche abzudringen oder abzuzwacken, 
1 die Fiſcher folen Erlaubniß haben, ihren Fiſch ſelbſt nach Ki- 
nigsberg zu bringen, und daſelbſt zu verkaufen. 

Zu ſpäter Herbſtzeit und bei fogenanntem geſchloſſenem Haife, wenn 
aus Furcht zu befrieren, theils die Fiſcher aus den Dörfern fid) nicht 
getrauen weiter als bei Langerfeld herauf zu gehen, noch auch die Gil⸗ 
defifcher wagen bütfen, aus gleicher Beſorgniß ins Haff zu gehen, ftes 
bet dieſen frei, bei Langerfeld mit den Fiſcherſauen zu liegen, doch foll 
auch alsdann niemand gezwungen ſeyn, feinen Fiſch zu verkaufen fonz 
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dern ein jeder Freiheit haben, wenn ihm der Preiß der Fiſcher nicht 
anſteht, damit zurück zu gehen. > 
7. 

Wenn bie Fiſchmeiſter jemand auf Contravention dieſer Fiſcherord⸗ 
nung betreffen, den ſollen ſie ſogleich Oſtpreußiſcher Seits bei dem Ju⸗ 
ſtiß⸗Beamten des Orts, da die Contravention geſchehen und locus de- 
lici ift, aufbringen, und dieſer fol über das Delictum nach Befinden 
der Sache «d protocollum erkennen, auch das ausgeſprochene Urtheil, 
wenn ſolches zuvor an bie Krieges⸗ und Domainen⸗Kammer ad justi- 
ficandum eingeſandt worden, ſogleich in foro delicti nach Inhalt dieſer 
Fiſcherordnung zur Execution bringen. Weſtpreußſſcher Seits dagegen 
fel, bei den vorkommenden Gontraventionen, wenn folde geringfügig 
ſind und de simplici et plauo debattirt und abgemachet werden können, 
der Intendant zu Elbing, nach Vorſchrift dieſer Haff⸗Fiſcher⸗Ordnung, 
das Erforderliche verfügen, wenn aber dabei eine rechtliche Eutſcheidung 
nöthig ift, ſolches dem Polizei⸗Magiſtrat zu Elbing überlaffen. Wenn 
der Gontravenient ein einrangirter Soldat ift, [o muß derſelbe zwar 
arretirt, über deſſen Verbrechen ein Protokoll abgehalten, und der Gone 
fravenient mit Beiftgung des Protokolls der nächſten Garniſon abgelie- 
fert, und ſolchergeſtalt von Garniſon zu Garniſon an das Regiment, 
wohin er gehöret, abgegeben, mit denen Enrollirten aber, nach Bors 
ſchrift des vorhin verordneten, verfahren werden. Von den Conftscatio⸗ 
nen fol die Hälfte dem Fiſchermeiſter zufallen, bie andere Hälfte hin⸗ 
gegen Unſerer Kaffe berechnet werden, worüber Die Fiſchmeiſter ein Vers, 
zeichniß halten, und der Oſtpreußlſche ſelbiges dem Beamten zu Balga, 
der Fiſchmeiſter innerhalb der Elbingſchen Waſſergrenze aber der Inten⸗ 
bantur zu Elbing, zur weitern Abſendung reſp. an die Oſt⸗ und Weſt⸗ 
1 Krieges: und Domainen⸗Kammer alle halbe Jahr einhändi⸗ 
gen muß. 


38. 

Wer ſich dem Fiſchmeiſter widerſetzet oder ihn mit ehrenrührfgen 
und Schmahworten oder gar mit Thaͤtlichkeit angreifet, wenn er in 
Amtsgeſchäften ift, fol bem Befinden nach, mit Zuchthaus oder Mes 
ſtungsarbeit, von 1 bis 6 Monat, beſtraft werden; und damit ſich nie⸗ 
mand mit der Unwiſſenheit entſchuldigen koͤnne, fol das Booth des 
Oſtpreußiſchen Fiſchmeiſters das Wappen des Hauptamts Balga, fo wie 
das Booth des Elbingſchen Fiſchmeiſters und Vierners, das Wappen 
des dortigen Ferritorii im Wimpel führen. 

39. 

Der Oſtpreußiſche Fiſchmeiſter foU in Kahlbolz, Balga oder Fol⸗ 

lendorf, als in der Mitte des Hafes, und der Weſtpreußiſche Fiſchmeſ⸗ 

efter in Jungfer oder einem andern bequemen Ort wohnen, und erſterer 
unter der Aufſicht und Befehlen des Beamten zu Balga ſtehen, letzterer 
fo wie auch der Vierner und Haffaufſeher Weſtpreußiſcher Seits aber 
der Intendautur zu Elbing unterworfen ſeyn; Beide, ſowohl ber Ber 
amte zu Balga, als der Intendant zu Elbing, mifen inſonderheit das 
hin ſehen, daß die Fiſchmeiſter und Vierner das Haff fleißig bereiſen, 
und ihrem Amte ein Genuͤge leiſten. 
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40. 

Zn Salarkrung des Oſtpreußiſchen Fiſchmeiſters muͤſſen alle, nach 
der von Unferer Oſtpreußiſchen Krieges- und Domainen- Kammer ges 
machten befondern Einrichtung, beitragen, welche das friſche Haff befi 
ſchen, und muß der Fiſchmeiſter fih, bei Strafe der Gaffation und us 
derer harten Beahndung, nicht unterſtehen, ein mehreres zu nehmen und 
zu fordern als was ihm zu feinem, der Knechte und des Gefäßes Un- 
terhalt, item von den Confiscationen, ausgemacht ift. 

In Anſehung Weſtpreußens wird das Gehalt des jedesmaligen Bierz 
ners oder Fiſchmeiſters im Elbingſchen Territorio von nun an auf 24 
Rthlr. jahrlich aus der Territorial -Kaffe dergeſtalt hiermit feſtgeſetzet, 
daß derſelbe fortmehro weiter keinen Antheil an der zwölften Lackzlacke 
hat, ſondern ſelbige gleich den übrigen eilf Lackslacken, zum Beſten un⸗ 
ferer Territorial- Kaffe, verpachtet werden foll. 

Da übrigens der jedesmalige Schulz in dem Dorfe Jungfer auch 
den Rahmen eines Fiſchmeiſterz bishero daher geführet hat, weil er die 
Fiſcherel in den Dörfern des Elbingſchen Territorit, Jungfer und Stob⸗ 
bendorf conſigniren, die Zinſen davon von den einzelnen Fiſchern einhe⸗ 
ben und ſolche zur Territorial⸗Kaſſe abliefern muß, für welche Arbeit 
er ein Landgarn im Hafe als ein Emolument frei zu befiſchen hat, das 
neben aber die Fiſcherei im Haffe wie ein jeder anderer Ginfafe in 
Jungfer treibt; fo hat es dabei ferner fein Bewenden, datingegen mifa 
fen fih die Oſtpreuß. und Elbingſche Fiſchmeiſter oder Vierner, wie 
auch bereits $. 29. dieſer Fiſcherordnung bemerket worden, alles Auf⸗ 
und Verkaufs der Fiſche gänzlich enthalten. 

Wir befehlen demnach Unferer Oft- und Weſtpreuß. Krieges⸗ und 
Domainen: Rammer, imgleichen dem Magiſtrat zu Königsberg und der 
nen Beamten der Uemter Karſchau, Brandenburg, Balga, Karben, Gas 
porn, Lochſtädt, Schaacken, Fiſchhaufen, Braunsberg und Frauenburg, 
desgleichen dem Intendanten zu Elbing, daß fie über diefe Unfere Ords 
nung in allen und jeden Punkten und Claufuln mit Nachdruck halten, 
die Fontraventiones ernſtlich beſtrafen, und die Fiſchmeiſter zu fleißiger 
Aufſicht und Bereifung des Haffs, auch daß fie in allen Stücken den 
von Unferer Oft- und Weſtpreußiſchen Krieges⸗ und Domainen Ram- 
mer ihnen refp. ertheilten und noch zu ertheilenden Inſtructionen, wel- 
chen eine Nachweiſung wegen ber Befugniß was für Art von Fiſcherei 
jedes am Haff belegene Fiſcherdorf treiben könne, zu ihrer Nachricht 
und Achtung beigeleget werden fol, und ihrem Gide ein völliges Ges 
nüge leiſten, anhalten, und ihnen in Verrichtung ihres Amts allen ges 
bührenden Beiſtand und noͤthige Hülfe leiſten; zu welchem Ende Wir 
denenſelben von beiden haben Abſchrift ertheilen lafen. Auch fol diefe 
neue Haff- und Fiſcher⸗Ordnung, in denen am friſchen Haff belegenen 
Kirchen bon den Canzeln alle Jahr einmal publiciret werden; bie Bez 
amten aber ſolche in den Krügen und Schulzen⸗Aemtern aushängen, und 
alle Jahr zweimal denen Fiſcherdörfern im Amte vorleſen. Denenfeni⸗ 
gen, welche ſich der Fiſcherei und des Einkaufs und Verkaufs der Fiſche 
auf dem friſchen Haff auf eine oder die andere Art bedienen, befehlen 
Wir hierdurch gleichfalls allergnädigſt und zugleich ernstlich, (id) in al- 
len Slücken, dieſer affe und Fiſcher⸗Orduung gemäß, zu verhalten, 
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i 1 Unſerer Höchften Ungnade und der hierinn feſtgeſetzten 
tafe. 
Urkundlich unter Unferer höchſteigenhändigen Unterſchrift und bei, 
drucktem Kanute Inſiegel. is foe 2 
Gegeben zu Berlin den 22. Februar 1787. 
Er. Wilhelm 


(L. 8.) 
Blumenthal. Gaudi. 


Nr. 55. 


Aſſecuration und Verſicherung für die Weſtpreuß. Stände, 
daß die auf ben Gütern derſelben gegenwaͤrtig haftende 
ordinaire Contribution zu ewigen Zeiten nicht erhöht 
werden fol 


Wi Friedrich Wilhelm von Gottes Gnaden König von Preußen zc. 
ende und fügen hierdurch jevermänniglid) dem daran gelegen ijt, 
zu wiſſen. 

Demnach Unſere getreue Weſtpreußiſche Stände bei Gelegenheit des 
von ihnen unter Unſerer allerhoͤchſten Approbation errichteten landſchaftli⸗ 
chen Ereditſyſtems Uns Allerunterthänigſt gebeten haben, Wir geruheten 
in Gnaden, zur Befeſtigung ſowohl überhaupt des allgemeinen Landes⸗ 
Gredits, als infonderheit der Sicherheit und Zuverläſſigkeit der von den 
verbundenen Ständen auf die Adel. Güther in Weſtpreußen auszuſtellen⸗ 
den Pfandbriefe, ihnen gegen alle Éünftige Erhöhung des anjegt angenom⸗ 
menen Steuer⸗ Fußes eben dergleichen Aſſecuration und Berſicherung, als 
in vorigen Zeiten Unſeren Schleſiſchen Ständen von Unſerm in Gott ru⸗ 
henden Vorfahren glorwürdigſten Andenkens unterm 93. April 1748 und 
10. Septbr. 1748 ertheilt worden, zu bewilligen und ausſtellen zu laffen. 

Wir aber Unſern getreuen Ständen und Unterthanen fo wie über⸗ 
haupt, alfo auch beſonders in Unſerer Erbprovinz Weſtpreußen, neue Merk⸗ 
male Unſerer landesväterlichen Geſinnungen bei allen Gelegenheiten zu 
ertheilen, uns jederzeit geneigt finden laffen; fo haben Wir auch Gins ^ 
gangs erwähntem Geſuch Unſers Weſtpreuß. Adels in Gnaden ſtatt zu 
geben Uns entfehloffen. Wit verſichern und versprechen alfo hierdurch 
Unſern geſammten Ständen, Vaſallen und Unterthanen der Erbprovinz 
Weſtpreußen, geiſt⸗ und weltlichen Standes, für Uns und Unſere Erben, 
Nachkommen und Succeſſoren, bel Unſerem eds Wort und Würden, 
daß von ihnen wegen ihrer Güter und dazu gehörigen Grundstücke fort- 
hin und zu ewigen Zeiten kein mehreres und höheres Stener: Quantum 
als durch das gegenwartige Cataſtrum feſtgeſetzt worden, abgefordert, 
fie auch fürs kuͤnflige niemals und unter keinerlei Vorwand oder Benen⸗ 
nung mit einigen neuen und perpetuirlichen Laſten von befagten Gütern 
und Grundſtuͤcken, fie haben Namen wie fie wollen, außer ben fon 
gegenwärtig darauf haftenden Abgaben, beſchweret werden ſollen. 
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Es kann daher auch ein jeder Unſerer getreuen Weſtpreuß. Stände 
und Unterthaunen die ihm zugehoͤrenden Grundſtücke nach beſtem Vermö⸗ 
gen und eigener freier Einſicht nigen und verbeſſern, ohne jemals bes 
forgen zu Dürfen, daß ihm unter dem Vorwand, als ob dergleichen 
Grundstücke oder eine dabei befindliche Realität in dem Gataſtro vergeſ⸗ 
fen oder zu niedrig angeſchlagen worden, irgend einige Erhöhung der 
gegenwärtig feſtgeſetzten Contribution augemuthet werden mochte. 

Wir wollen auch beſagte Stände und Unterthanen bei dieſer ihnen 
Hierdurch ertheilten Begnadigung. zu allen Zeiten künftig ſchützen und 
handhaben, und befehlen hierdurch inſonderheit Unſerm General⸗Direc⸗ 
torio, auch Unſerer Weſtpreußiſchen Cammer und Deputation, fid) bare 
nach auf dus genaueſte zu achten und dahin zu ſehen, daß denſelben 
darin von Niemand, er ſey wer er wolle, irgend einiger Abbruch oder 
Eintrag aden möge, 8 
,, Uebrigens verſtehet es fid) von ſelbſt, daß, da der zu ben unentbehr⸗ 
lichen Bedürfniſſen und infonderheit zur Vertheidigung des Staats ger 
widmete Contributions⸗Etat im Ganzen genommen, keinen Abfall erlei⸗ 
den kann und darf, in eben dem Maaße, als vorſtehend allen Erhöhun⸗ 
hungen des Cataſtri in Anſehung der einzelnen Grundstücke entſagt werden, auch 
auf etwanige Prägravations⸗ Klagen keine Nbfetzung der Contribution und 
anderer auf den Gütern gegenwärtig haftender erdinairer und firitter Ab⸗ 
gabe, folglich durchgehends darin keine Abänderung ſtatt finden folle. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beige⸗ 
druckten Kenigl. Inſtegel. 

Gegeben Berlin, den 12. Mai 1787. 

Friedrich Wilhelm. 


(L. 8) j 
v. Garmer, v. Gaudi. 
Nr. 56. 
Paͤpſtliche Bulle wegen der Feiertage der Katholiken. 
Pius P. P. VI. 


V cserabilis Frater, Salutem et Apostolicam Bonedictionem Fotentissimus 
Hüxosae Mex Pridesicae, G el gaz postulari aj Noble feeit. pes-Dile- 
um “Abbatem Giofani aum apnd Nos Residentem, ut habita 
222 uae aibi anO -Gatkoliti; >Hrassertim pin 
1 ex: koloran Eöstonit di ux. celelicatone/ pérfetiot 
7. Beges ; besqun tkt dpesr Us nr 
cessitatibus, ct diversis ibidem amni tempestatibus, magis accommode— 
mas, Nos ipsius in suos Populos sollicitudine, aequissimaque hac Regis 
volwitate permoti, Nostrajue ctiam sponte propensi ad Fidelium uti- 
itatibus absque acternas elatis dispendio consulendum, < has ad Te 
damas in forma Brevis Litteras, Venerabilis Frater, Tibiquo committi- 
Tina: eo; mandame caida. lain. Coxitate; ao Dioncnel iabnstisd Dorasileic 
Ditioni subjecta hanc de Festis diebus Legem, in quam maturo comi- 
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lio, ac expensis omnibus descendimus Auctoritate Apostolica dennncies 
ac edicas, Retineantur nempe ac celebrentur Festivi dies Resurrectio- 
mis cum sequenti, et Pentecostes item cum sequenti, alique per an- 
num dies Dominici, nec non Nativitatis Domini Nostri Jesu Christi, 
Circumeisionis, Epiphaniae, Ascensionis, et Corpöris Christi, tam quin— 
que dicati B, Mariae Virginis, scilicet Purificationis, Aununciationis, 
Assumptionis, Nativitatis et Conceptionis, praeterea et S, 8, Apo- 
stolorum Petri et Pauli, omnium Sanctorum, S. Stephani Protomartyris, 
et unius tantum Principalioris Patroni, Sed si alicubi plures Patronos 
aeque Principales habere contigerit, diligenter inquirat, necesse est, 
Venerabilis Frater, quinam ex dictis Principalioribus Patronis potiorem 
cultum, ac venerationem in ea vel Civitate, vel Oppido, vel Pago ha- 
beat, et ejüs tantum Festivitatis praeceptum designes, Dies autem Fe- 
stivitatis Patroni cujusque loci non ea in posterum sit, quae propria 
dicitur, sed Dominica Dies, quae propriam diem proxime subsequetur, 
in eamque Festum cum Ollicio et Missa cadere, nee non et praeceptum 
intelligatur. Quoniam autem isthic, pro Regionum natara contingit, ut 
mensium Augusti et Septembris tempore maturesdentibns frugibus. assi- 
dua navanda sit in Agris ad eas colligendas opera, eoque in labore 
magna Populi pars heeessario distineatur, indulgemus ctiam, ac volumus, 
ut solemnia Assumptionis, et Nativitatis B, Mariae Virginis Festa (quac. 
omnino retinenda sunt) trausferas in Dominicam diem jinfra Octavam, 
ita ut ca ipsa dje Officia et Missae, tanquam illa Festa suo loco mota 
non fuerint, celebrentur, facta iu officio et Missa Commemoratione Do- 
minicae, ipsoque etiam translato in antecedentem Sabbathi diem Jeju- 
nio, Sed ne (quod interdum contingere deberet) in eandem Dominicam 
diem, in qua celebranda crit Assumptionis Festiyitas cadere etiam pos- 
sit Festivitus S. Laurentii Martyris, si in aliquo loco sit ipse Princi- 
palior Patronus; pro eo loco statuimus, dc mandamus, ut is Principa- 
lior Patronus, Sanctus nimirum Laurentius, suam habcat fixam, statam- 
que Festivitstem in ea Dominica die, quae diem propriam, decimam 
nempe Mensis Augusti, proxime antecedit, Praeterca cum Borussiae Rex 
signifcaverit Nobis, se vehementer cupere, ut designetur dies pro so- 
lemnibus quotannis ad Deum faciendis precibus ad obtinendos uberes 
ea agris proventus, qui dies, scilicet Feria quarta tertiae Hebdomadis 
post Pascha, sit festiyus, Huic Regiae voluntati nihil videmus obstaro, 
quo minus Nostram apnd Te, Venerabilis frater, interponamus Aucto- 
ritatem. Hague "Tibi committimus, at eum ipsum assignes pro Solemni- 
bus ejusmodi precibus quolibet anno celebrandis diem, Tuisqua Dioe- 
cesanis Borussieo Regi subjectis indicas. In praefatis igitur omnibus 
Festis diebus pro veteri Catholicae Ecclesiae Instituto Christi fideles 
Sacris adesse, a servilibus operibus abstinere, et Jejnnium in coran- 
dem Vigiliis, quibus adnesum sit, observare debeant ac teneantur. In 
reliquis vero Festis nom solum laboriosas artium exercitationes, et ser- 
vilia opera permittimus, et indulgemus, ‚sed insuper eosdem Christi 
fideles a quacumque Vigiliae, son Jejunii dicbus praecedentibus, dummodo 
aliunde vel ratione Quadragesimae, vel ratione quatnor Temporum non 
praceipiatur,et audiendi Missam in praedictis Festis obligatione. absolvi- 
mus et liberamns, Sed quoniam dum Populorum conscientiae consuli- 
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mus, et eorum qnin sudore vultus sui panem comedunt, Indigentiae 
providemus, Sanctorum venerationem, et salutarem Christi fidelium 
poenitentiam minuere non intendimus, ideo Sanctorum ae solemnitatum 
Ofücia, et Missas tam in iisdem abrogatis Festis, quam in eorum Vi- 
giliis a Clero retineri, et sicut prius, in quacumque Ecclesin celebrari 
mandamus, Sacrum vero Jejunium, quod in praedictis Vigiliis habebatur, 
ad quartas et sextas Ferias Adventus transferendum ibidemque servan- 
dum edicimus, et constituimus, Ut autem non solum Clerici, et divi- 
tes homines saeculares, qui etiam diebus non Festivis Sacrosancto' Mis- 
sac sacrilicio, ac Divinis Olliciis, quod vehementer cupimus, adesse pos- 
sint, sed etiam ii, qui rusticis detenti laboribus Ecclesias diebus tan- 
tum Festis adeunt 8. S, Apostolorom, ac Martyrum, quorum solenmita- 
tes smperiüs abrogavimus, memoriam servent ac venerentur, volumus ac 
praecipimus ut die XXIX. Junii ultra praecipuam S. S. Petri ct Pauli 
solemnitatem, etiam aliorum S. S, Martyrum memoria celebretur. Quare 
die XXIX. Junii in Calendariis Ecclesiasticis ita Festum inscribendum 
erit — 8, S. Petri et Panli, et Commemoratio omuium Apostolorum == 
actam in officio, quam in Missa addetur = Commemoratio de Com- 
muni Apostolorum —— die vero XXVI. Decembris ita notetur Festum 
— 8. Stephani Protomartyris, et Commemoratio omnium S, S. Marty- 
zum —actam in officio, quam in Missa addenda erit = Commemoratio 
de Communi plurimorum Martyrum = Haec Nos, Venerabilis Frater, 
mon minus spiritualem, quam temporalem istius populi utilitätem intuen- 
tes sancienda esse judicavimus, in qua plurimum sollicitudine ac pasto- 
rali vigilantia tua confidimus, qui illud profecto sedulitate, studioquo 
Tus ellicies, ne quid e Divino cultu detractum videri possit, sed quo 
minor Festorum dierum factus est numerus eo major sit in populorum 
animis pietatis fervor ac devotio. Cupimus autem, ac in Domino ma- 
guopere hortamur, ut Fraternitas Tua Populos Tib? commissos quam 
sacpissime edocendos curet, quae ad justam legitimamque dierum Festo- 
rum celebrationem pertinent, quo ardore, quoque humilitate spiritus 
adstare Sanctissimo Altaris sacrificio, quo studio qua frequentia Divinis 
Officiis sacris concionibus, et Christianae Doctrinae Institutionibus in- 
teresse debeant et ne per eos dies Christi fidelium Corda graventur cra- 
pula et ebrietate et saeculuribüs cogitationibus quam diligentissimam. 
Operam dare debebis, nt profana quaeque ludicra, ct minus religiosa 
a publicis locis amoveantur, contra vero in conspectu illa sint, nban- 
deque süppetant, quae ad fovendam devotionem pietatemque plurimum. 
prodesse possint. Iljud postremo curae Tibi erit, Venerabilis Frater, 
"t Borussicae Ditionis Fideles Populi per Te intelligant, eum, cui tem- 
poraliter subjectisunt plurimam dedisse operam, ut Nos hoc concescionis 
Apostolicae beneficium ipsi largiremusa, atque hac etiam Te perspicue 
declarasse, quautum suorum commodis, ac utilitati studeat; tanto pro- 
inde magis eosdem excitari debere ad alacriter debitam illi obedientiam 
fidemque praestandam. Qua quidem cuncta a perspecta Pastorali vigi- 
lautia Tua Nobis maxime pollicentes, in Pontificiae caritatis pignus Apo- 
stolicam Benedictionem Tibi, Venerabilis Frater, Tuseque fidei com- 
misso Populo peramanter impertimur, Datum Roma apud 8. Petrum 
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sub annulo Piscatoris die XIX. Aprilis MDGCLXXXVII. Pontihcatus 
Nostri Anno Decimo Quarto, Benedictus. 
"Venerabili Fratri Carolo Episcopo Culmensi, 


Nr. 57. 


Entſcheidung der Geſetz-Commiſſion vom 25. October 1788, 
betreffend das Heurathsgut einer Frau in Preußen, bei 
deren zweiten Verheirathung, und bie Verpfändung 
deſſelben. 


Au die [Anfrage des Ober ⸗Regiegerichts über verfchiebene, die 
Verpfändung des dotis einer Oſtpreußiſchen Ehefrau betreffende Puncte, 
fft von der Geſetz⸗Commiſſion dahin concludirt: 2 
daß ad quaest. 1 et 2 auch in Preußen ein von einer Ehefrau dem 
erſten Ehemanne per pacta dotalia conſtituirter dos bei der zweiten 
Heurath ebenfalls qualitatem dotis behalte, wenn nicht ein anderes 
ausdrücklich abgeredet worden; ad quaest, 3. wenn an Orten, wo 
ber Dispoſition des Preuß. Landrechts P. 9. J. 4. T. 15. art. 6. 
$ 1. 2. geſetzliche Kraft verliehen ift, eine Ehefrau ohne dieſer 
Mechtswohlthat praevia certioratione edlid entfagt zu haben, è fih 
in der Art verbürget, daß entweder nur allein Dotalgelder verpfän⸗ 
det worden, oder die Ehefrau außer den Dotalgeldern kein anderes 
Mermögen beſitzet, in beiden Fällen die Verpfändung für unverbind⸗ 
lich zu achten fey. Berlin den 25. Oetbr. 1788. 
Auch für kuͤnftige Falle per reser. vom 10. Novbr. a. ej. beſtätigt. 


Nr. 58, 


Entſcheidung der Geſetz⸗Commiſſion vom 25. Detbr. 1788, 
betreffend die Auseinanderſetzung bei geſchiedenen Eheleuten, 
welche in Gemeinſchaft der Güter gelebt haben. 


Auf die Anfrage der Cleviſchen Regierung vom 6. Juni c, wegen eis 
nes bei dem g. 68. des Eheſcheidungs⸗Edicts vom 17. Novbr: 1782 ents 
ſtandenen Zweifels, ob im Fall einer vorhanden geweſenen allgemeinen 
Guͤtergemeinſchaft unter Eheleuten, und einer ohne überwiegende Schuld 
eines Sheils erfolgten Ehescheidung, bie Uuseinanderfegung des Vermö⸗ 
gens durch eine den Grundfätzen jener Gemeinſchaft angemeſſene Thei- 
lung des zur Zeit der Scheidung vorhandenen Vermögens geſchehen muͤſſe? 
ift von der Geſetz⸗Commiſſion dahin concludirt: 

daß im Falle einer allgemeinen Güͤtergemeinſchaft und einer ohne 

uͤberwiegende Schuld eines Theils erfolgten Eheſcheidung, nach der 
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ausdrücklichen Vorſchrift des 8. 63 des Edicts von 1782 jeder Theil 
salvo jure creditorum, bloß fein eigenthümliches Bermoͤgen und die 
Hälfte des gemeinſchaftlichen Erwerbs zuruͤckzufordern berechtigt fey- 
Berlin, d. 25. Oetbr. 1788. 
SBejtütigt per resce. vom 10. Novbr, auth für die Folge. 


Nr. 59. 


Entſcheſdung der Geſetzcommiſſion, die Guͤtergemeinſchaft 
betreffend. 


Ur die Anfrage der Weſtpreuß. Regierung vom 26. cuni 1787: 

1) ob, wenn ein in koͤlmiſcher Guter⸗Gemeinſchaft lebender Ehegatte 
flirdt, den nachgelaſſenen Kindern das Eigenthum der kolmiſchen 
‚Hälfte des verſtorbeuen ohne vorgängige Theilung zufalle, 

2) ob der mad) der Mutter Tode in kölmiſcher Gemeinſchaft mit den 
Kindern bleibende Vater über das ganze gemeinſchaftliche Vermögen 
allein nach Gefallen disponien une, und die Kinder mit ihrer 
kölmiſchen Hälfte für die vom Vater nach der Mutter Tode ge⸗ 
machten Schulden haften müffen? 

ift von der Geſetz⸗Commiſſion dahin concladirt worden: 

daß ad 1) wenn ein in Eilmifcher Gütergemeinſchaft lebender Ges 
Gatte ftirbt, deffen nachgelaſſenen Kindern das Eigenchum der fol. 
miſchen Hälfte des verſtorbenen ohne vorgängige Theilung zufalle, 
und 

ad 2) die Kinder mit der ihnen durch den Tod der Mutter eigenthüͤm⸗ 
lich angefallenen köͤlmiſchen Hälfte für die vom Vater nach der 
Mutter Tode gemachten Schulden zu haften nicht ſchuldig feyen, 
Uebrigens die Frage, ob es bei Entfcheidung des vorliegenden Rechts⸗ 
ſtreits nach der mit eingefandfen species facti auf diefe Questiones 
würklich ankomme, der richterlichen Beurtheilung zu uͤberlaſſen. 
Berlin, den 9. Decbr. 1788. 


Nr. 60. 
Reglement, bie Regulirung der Abgaben von dem Mahl- 
werk der erblichen und andern Mühlen, in denen zu ben 
Koͤnigl. Domainen gehörigen Städten und Aemtern, auch 
denen zur Gameral- Verwaltung gezogenen geiſtlichen Gütern 
in Weſtpreußen incl. der Netz⸗Diſtricte betreffend. 
De Dato Berlin, den 24. Decbr. 1788. 
Wi. Friedrich Wilhelm von Gottes Gnaden König von Preuſſen ic. 


Thun kund und fügen hierdurch zu wiſſen: Der Zustand, in welchem fid) 
bei der Wiederbeſitznehmung von Weſtpreußen und den Nepdiftricten das 
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Mühlenweſen ſowohl bei erblichen als andern Mühlen, theils in den 
Königl. Städten und Domainen⸗Aemtern, theils auch in den zur Games 
ral⸗ Verwaltung gezogenen geiſtlichen Gütern befunden, war von der 
Art, daß auf der einen Seite fo wenig den Mühlen Beſitzern ihre Eins 
nahme, woraus ſie die ihnen auferkegt geweſene Abgaben oder Pacht 
von Mahlwerk entrichten folen, gehörig gesichert, als auf der andern 
Seite für die Einſaßen in Abſicht der ſichern und ſchleunigen Befoͤrde⸗ 
rung ihres Mahlwerks geſorgt geweſen. 


& 1. 1 

Um dieſen zwiefachen Mängeln abzuhelfen, ift eine beſondere allge⸗ 
meine und gleichfoͤrmige Einrichtung des Mühlenweſens nothwendig ge» 
weſen, und diefe gleich nach der Wiederbeſiznehmung von Weſtpreußen 
i tricte dahin getroffen, daß mit Aufhebung aller Abgas 
ben, welche die Mühlenbefiger in denen zu den Königl. Domainen ger 
hörigen Städten und Lemtern, desgleichen in denen zur Cameral⸗Ver⸗ 
waltung gegebenen geiſtlichen Gütern unter der pohlniſchen Landeshoheit 
wegen der ihnen verliehenen Muͤhlen⸗Nutzung, theils an baarem Gelbe, 
theils an Getreide, theils aber auch durch Schweinmaſt und Hunde⸗Fut⸗ 
terung, oder auf irgend eine andere Art, den Slaroſten oder geiſtlichen 
Stiftungen, nach denen durch diefe erhaltenen Gontracten entrichten muf» 
ten, jeglichem derſelben eine beftimmte Anzahl von Mahl⸗Gäſten mit 
einem der gewöhnlichen Conſumtion angemeſſenen Quanto von Getreide 
zugewieſen, der Betrag des davon zu entrichtenden Metz⸗Getreides und 
Mahlgeldes dem Müller zur Einnahme gelaſſen, und davon, nachdem 
ihm ein verhäktuißmäßiger Theil derſelben, nicht nur zu feinem und feis 
ner Leute Unterhalt, ſondern auch zu Unterhaltung des gehenden Müh⸗ 
lenwerks und anderer dabei vorkommenden Ausgaben ausgeſetzt worden, 
feine der Mühlen Nutzung wegen zu leiſtende Abgaben auf eine fo má» 
fige und leidliche Art beſtimmt worden, daß jeder von dem Müller zu 
vereinnahmende Scheffel des Metzgetreibes noch 2 gGi. unter der bliz 
chen Kammer: Taxe zur Berechnung gezogen, und ihm betgeftolt bei der 
feiner Dispoſition überfaffenen Verſilberung des Getreides ein anſehnli⸗ 
cher Vortheil gelaſſen iſt. 


5. 2. 

Damit dieſe Beſtimmung auch dem jedesmaligen Zuſtande der Müh⸗ 
leu, und den auf folchen zu fordernden Ortſchaften angemeſſen bleibe, 
foU fie keinesweges ein für allemal geſchehen, fondern alle 6 Jahre, und 
zwar auf dem Lande nach genauer Ausmittelung der Mahlpflichtigen Seez 
lenzahl und des zu den Brau⸗ und Brennereien erforderlichen Mahlguts, 
in acciſebaren Städten aber, nach den fih aus den Aeciſe⸗Regiſtern ers 
gebenden Conſumtions⸗Juantis erfolgen, und dergeſtalt ſtets ein ſicheres 
Verhältniß zwiſchen der den Müllern angewieſenen Einnahme, und den 
davon zu entrichtenden Abgaben ſeſtgeſtellet werden. 

3. 


8.3. 

Gleichwie aber diefe Einrichtung keinesweges auf irgend einige Art 
die Real⸗ Rechte, welche bie eigenthümliche oder emphyteucifche Mühlen: 
Beſitzer an den zur Mühle ſelbſt gehörigen Grundſtücken und Gebäuden 
baben, beeinträchtigen, noch weniger haben ſoll, indem Wir Höchſt 
Selbſt hiedurch vielmehr wiederholentlich einen jeden bei den hergebrach⸗ 


Den 24, Januar 1789. 269 


ten Beſitzungen gefhist und erhalten wiffen, und zugleich wollen, daß 
es in dem Marienwerderſchen Cammer Departement vor ber Hand und 
bis hierunter ein anderes verordnet werden wird, bei der bisherigen 
Einrichtung in Anſehung der ſtatt des Natural⸗Metz⸗Getreides zu bes 
zahlenden Mesgelder fein Bewenden behalten foll; ſo gewärtigen Wir 
dagegen auch, und ſetzen hiedurch feſt, daß ein jeglicher, der in denen 
zu ünſern Domainen gehörigen Städten und Aemtern, auch in denen geiſt⸗ 
lichen Gütern befindlichen erblichen und andern Mühlenbeſitzer, fih der 
alle 6 Jahre durch das der Provinz vorgeſetzte Cammercollegium vorzu⸗ 
nehmenden Veranſchlagung des Mühlenguts und der Beſtimmung der 
demſelben angemeſſenen, auf ſichern und billigen Grundfägen beruhenden 
Abgabe unterwerfe, und durch richtige Führung der in den Mühlen⸗Ord⸗ 
nungen feſtgeſetzten Mahl⸗Regiſter, die erforderliche zuverläſſige Aus⸗ 
mittelung erleichtere und befördere. 


F. 4. 

Es fol babingegen auch einem jeden bei unverhoften und durch 
feine Kraft nicht zu verhindernden Unglücksfällen, alle mögliche Unters 
ftügung fo nach wie vor angedeihen, auch wenn irgend jemand fid) durch 
die, bei der Beranſchlagung angenommene Sätze, es fey bei der Perfo⸗ 
nenzahl, oder fonft zu nahe getreten glaubet, demſelben das Gehör bei 
dem Cammer⸗Collegio der Provinz, oder auch bet Unferm General⸗Di⸗ 
vecterio nie verſagt, ſondern die Beſchwerde genau unterſucht, und nach 
Befinden abgeholfen werden. 

Zur Urkund deſſen haben Wir diefe geſetzliche Beſtimmung Höchftes 
enfünbig vollzogen, und ijt ſolche durch die Cameral⸗Behoͤrde nicht nur 
Lone fo daran gelegen, zur Wiſſenſchaft zu bringen, ſondern auch vom 
derſelben ſlets forgfältig dahin zu ſehen, daß überall mit Ordnung und 
nach ben Principiis bei den jedesmaligen Veranſchlagungen verfahren, 
dadurch aber die eigentliche Abſicht dieſer Verordnung befördert, und al» 
ler Bedruck, fo wie bei den Müllern, alfo auch bei den Mahlgäſten 
entfernet bleibe. So geſchehen und gegeben Berlin, d. 24. Decbr, 1788. 

Friedrich Wilhelm. 
(L. 8.) v. Garmer, v. Gaudi. 


Nr. 61. 


Entſcheidung der Gefegcommiffion, die Erbrechte der Adli⸗ 
chen betreffend. 


Ai die Anfrage ber Weſtpreußiſchen Regierung vom 1. Auguſt 1788: 
Ob wenn eine Erbſchaft auf Collateral —Ascendenten füllt, dieſelbe 
alsdann ohne Rückſicht auf die Naheit des Grades zwiſchen den vä⸗ 
terlichen und mütterlichen Collateral-Ascendenten getheilt werden 
müfe; oder ob blos die Naheit des Grades das Erbrecht entz 
ſcheide, fo daß ein näherer Collateral- Ascendent alle entferntere 
mütterliche, und fo vice versa. ein näherer mütterlicher Collateral- 
Ascendent alle entferntere vaͤterliche anschließt? 
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hat ble Geſetz⸗Gommiſſion dahin concludirt: 

daß bei entſtehender Concurrenz der väterlichen und mütterlichen 
Seitenverwandten in aufſteigender Linie zur Erbſchaft eines von 
Adel in Weſtpreußen blos die Naheit des Grades das Erbrecht be⸗ 
ſtimme, und dabei auf den Unterſchied der väterlichen und mütters 
lichen Linie auf das Geſchlecht des Erben keine Ruͤckſicht zu neh- 
men, ſondern der nähere voͤterliche Collateral- Verwandte allen 
entfernteren mütterlichen, und umgekehrt ein näherer mütterlicher 
Collateral — Verwandter allen entfernteren väterlichen, jedoch mit 
der Maaßgebung vorzuziehen, daß diejenige, welche durch vollbürti⸗ 
ges Geſchwiſter verwandt ſind, alle diejenigen ausſchließen, welche 
von Halb⸗Geſchwiſtern herkommen. 

Berlin, den 24. Januar 1789. 

Scherer. Könen. Heidenreich. Lamprecht. Scholz. Baumgarten. 

Svarez. Goßler. Cavan, 


Nr. 62. 


Edict, die kuͤnftige Einrichtung des Mennoniſten⸗Weſens 
in ſaͤmmtlichen Koͤniglichen Provinzien exclusive des 
Herzogthums Schleſiens betreffend. De Dato Berlin, 

den 30. July 1789.) 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen, 
Marggraf zu Brandenburg, ꝛc. ꝛc. 2e. 

Shun kund und fügen hierdurch zu wiſſen, daß Wir uns fepe wohl 
erinnern, den in Unſern Landen wohnenden Mennoniſten Unſern Landes⸗ 
herrlichen Schutz und die ungeftörte Ausübung ihrer Religions⸗Grund⸗ 
füge beſtätiget und verſichert zu haben. 3 PE 

So fer Wir nun geneigt find, von der Gewiſſensfreiheit Unferer 
unterthanen allen Zwang zu entfernen, fo fer erfordert es jedoch das 
Wohl Unferer Staaten, daß die Bekenner foler Religions⸗Meinungen, 
welche eine der vorziglichſten Pflichten getkeuer Unterthanen, die Bers 
theidigung des Vaterlandes, verſagen, nicht nur nicht alle bürgerliche 
Vorzüge Unferer andern, dieſe Pflicht gern und willig übernehmenden 
Unterthanen genießen, ſondern fid) vielmehr Verbindlichkeiten unterwer⸗ 
fen, welche einigen, wenn gleich geringen Erſatz für die Befrepung von 
jener weſentlichen Pflicht eines Staatsbürger zu leiſten im Stande find. 

Nach diefen Bedingungen werden Unfere jüdifche Unterthanen behan⸗ 
delt, und die Mennoniften durfen ähnliche Einrichtungen um fo weniger 
als Gewiſſengzwang anſehen, da ſolche auf Religions ⸗Meinungen und 
gottesdienſtliche Handlungen keinen Bezug haben, ſondern fie blos als 


*) Gedruckt bey George Jacob Decker und Sohn, Königl. Geheim. 
Dber- pof- Buchdrucker. 
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bürgerliche Mitglieder des Staats betreffen, zu deſſen Vertheidigung 
und Cultur fie fogar weniger beizutragen geneigt find, als die jüdiſche 
Unterthanen. : 

Wir wollen, ordnen und befehlen dahero: 


$d za 
Daß, da ben Oſt⸗Weſtpreußiſch und Litthauiſchen Mennoniſten in 
dem von Uns beſtätigten Patent vom 29. März 1780 gegen eine jähr⸗ 
liche Abgabe von 5000 Nihlr. zum Eulmſchen Gadetten⸗Hauſe, die Gn» 
rollements⸗ Freiheit verſichert worden, es ferner dabei fein Bewenden 
haben fol, obgleich die jetzige Anzahl der männlichen Köpfe, diejenige 
bei weiten überſteiget, auf welche die Anlage der 5000 Sttblt, berufet. 
Damit aber diefe Begünſtigung nicht ferner ihre Grenze überfieige, 
und die Mennoniften nicht leicht mehr im Stande ſeyn mögen, die bes 
quemſte und nahrhafteſte Beſitzungen anderer Unſerer dem Kriegsdienſt 
unterworfener Unterthanen an fid) zu bringen, wozu fie theils durch aus 
ßerordentliche hohe Kaufs-Preife, theils durch Entziehung derjenigen 
Laſten, bie fie ſonſt gemeinfchaftlich getragen, bishero mancherley Geles 
genheit genommen haben; ſo ſollen : 


$2 

alle in Unſern Landen mit Geundfthcen angefeffene, ober fid) in Zukun 
anfaßig machende Mennoniften, und beſonders diejenigen, welche ſich 
den Marienburgiſchen Werdern niedergelaſſen haben, gue Unterhaltung 
der proteftantifcpen Kirchen, Prediger⸗ und Pfarr⸗Geh gude, tugleichen 
der Schullehrer und Schul: Gebäude, nach dem Verhältniß ihrer Grund⸗ 
ſtücke, eben dasjenige beitragen, was ein proteſtantiſches Mitglied von 
feinen Beſitzungen zu leiſten verbunden ift. 


. 8. 

Eben ifo folen alle und jede in Oſt⸗Weſtpreuſſen und Litthauen 
wohnhafte Mennoniſten, fie mögen angeſeſſen ſeyn oder nicht, in allen 
Fallen, wo ein proteſtantiſcher Einwohner bey Geburten, Verheyrathun⸗ 
gen oder Sterbefällen, Stol- Gebühren zu entrichten hat, eben diefe 
Gebuͤhren, nach Verhältniß des Standes und Gewerbes, und nach den, 
in den vorgeſchriebenen Tar⸗Ordnungen beſtimmten Sägen, der Kirche 
und Geiſtlichkeit desjenigen Orts oder Bezirks, in welchem ein jeder 
wohnhaft iſt, zu entrichten ſchuldig ſeyn. Auch ſoll in Anſehung der 
Calender wo ſolche üblich, eine gleiche Verbindlichkeit zu deren Enkrich⸗ 
tung, wie bei den proteftantifejen Einwohnern deſſelben Orts oder Bes 
zirks und von eben der Claſſe, auch in Anſehung folder Mennouiſten 
ſtatt finden. 

Da hiernächſt 


. 4. 
verſchiedene Mennoniſten⸗Gemeinden fij bisher einer Befrieung von 
vorſtehend erwähnten Parochial⸗ Lafen, Abgaben und Gebühren angema⸗ 
fiet, auch wohl, beſonders in Weſtpreuſſen, beifällige Erkenntniſſe bars 
über erſtritten haben, und diefe Erkenntniſſe in der Vorausſetzung fid) 
gründen: als ob diejenigen geſetzlichen Vorſchriften, wornach die protez 
ſtantiſchen Einwohner von den Pfarr⸗Abgaben an die katholiſche Geiſt⸗ 
lichkeit, und eben fo die katholiſchen Einwohner in Anfehung der protez 
ſtantiſchen Geiſtlichkeit befreiet worden, auch auf die Mennoniſten anges 
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wendet werden müſſen; ſothane Vorausſetzung aber ganz irrig ift, indem 
bereits durch die unterm 17ten Auguſt 1775 und 24ten December 1777 
an die Meftpreufifche Regierung und Cammer ergangene Cabinets- Drs 
dres feſtgeſetzet worden, daß jene allgemeine Geſetze auf die Mennoniſten 
keinesweges ausgedehnet werden ſollen; ſo erwarten Wir zwar, daß die⸗ 
jenigen Mennoniften, welche dergleichen Judicata für fid) haben, wenn 
ihnen gehörig bedeutet wird, daß biefelben auf einer irrigen Voraus: 
ſetzung beruhen, den Vorſchriften des gegenwärtigen Ediets ohne fernere 
proceſſualiſche Weiterungen jid) unterwerfen werden. Wenn inzwiſchen 
gleichwohl einer oder der andere derfelben auf feiner vermeintlichen durch 
dieſe Erkenntuiſſe erlangten Befreiung beſtehen und auf rechtliches Gez 
Hór und Erkenntniß darüber antragen folie; fo foll ihm ſolches zwar 
geſtattet, alsdenn aber auch die proteſtantiſche Geiſtlichkeit durch Uiz 
fern Fiſcum vertreten, und bei der rechtlichen Entſcheidung eines fol 
chen Prozeſſes, auf die vorangeführte authentiſche Declarationen vom 
17. Auguft 1775 und 24. December 1777 die erforderliche Rüͤckſicht ges 
nommen werden. 


FA 

Da bie Mennoniſten, fo sid Ans, wiſſend ift, fid) bishero nur in 
proteſtantiſchen Kirchſpielen auſäßig gemacht haben; [o haben Wir diefe 
Verordnungen auf katholiſche Kirchſpiele mitzurichten, nicht nöthig ges 
funden. Weil es aber bey dieſem Unſern Geſetz gar nicht auf den Ans 
terſchied der Religionen, ſondern lediglich darauf ankömmt, daß das 
Canton⸗Weſen in Unſern Staaten nicht geſchwächet werde; fo folget 
auch, daß, wenn bie Mennoniften fih künftig in katholischen Kirchſpie⸗ 
len anfáfig machen, fie dort gleiche Verbindlichkeiten, als in den pros 
teſtantiſchen Kirchſpielen, ubernehmen müffen. 


$. 6. 

Weil der Beitrag zu dieſen Kirchſpiels⸗ Laſten lediglich die Abſicht 
bat, daß die übrigen, dem Krieges⸗Dienſt unterworfene unterthanen 
nicht zu fehe gedrücket und ihre Beſitzungen an Mennoniſten zu veräu⸗ 
Fern genöthiget werden; fo verſtehet es fid) auch dagegen, daß die Mens 
noniſten au die gottes dienſtlichen Verrichtungen, und an den Heiraths⸗ 
und Begräbniß⸗ Gebräuchen der übrigen Kiechſpiels⸗Mitglieder Theil zu 
nehmen nicht gezwungen Wind, ſondern vielmehr nach ihren Grundfägen 
und Gebräuchen zu leben, ferner ungeftört berechtiget feyu folen, 
$ 7. 

Diejenigen Mennoniften, welche in unuhrbaren Gegenden mit Unfes 
rer Erlaubniß neue Colonien und Etabliſſements anlegen, find von dies 
fen Abgaben frei, weil daſelbſt keine Kirchſpiele anderer Unterthanen 
vorhanden find. Eben dahero Dürfen auch diejenigen Mennonſſten in den 
Marienburgſchen Werdern, welche in folchen Gegenden etabliret find, 
wo zur Zeit ihrer Niederlaßung noch keine Kirchſpiele vorhanden waren, 
weder zu den Abgaben an die jetzt daſelbſt befindlichen Kirchen und 
Schulen beitragen, noch Stol⸗Gebüͤhren daſelbſt entrichten. 


8. 
Die Enrollements⸗Verbindlichkeit ausgenommen, müſſen die ſämmt⸗ 
lich angefeſſene Mennoniſten alle übrige öffentliche Gemeinheits⸗ und 
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fogenännte Nachbars⸗Laſten und Verbindlichkeiten gleich den übrigen Un⸗ 
terthauen übernehmen. È 


. 9. 
Zu. Oft- Weſtpreuſſen und Litthauen ſoll den Mennoniſten nur er⸗ 
landet ſeyn, unter folgenden Bedingungen, Grundſtuͤcke von andern Uns 
terthanen an ſich zu bringen: J 
1) Wenn der verkaufende Proteſtant oder Catholik einen zu feinem 
und ſeiner Familie Unterhalt hinreichenden Theil des Grundſtücks 
Bun und dahero die alte kriegesdienſtfähige Familie angefeſſen 
ibt, ] $ 
2) Wenn der in Schulden verſunkene Verkäufer jid) durch einen fepe 
vortheilhaften Verkauf nicht nur dadurch ganz von feinen Schulden 
losmachen, ſondern auch ein nothdürftiges Etabliſſement wieder an⸗ 
fangen kaun, dazu aber fo wenig ſelbſt, als durch Hülfe feiner, 
Gläubiger einen andern eben fo vorthellhaften Käufer anzuschaffen 
im Stande ipt. Diefe Umftånde müffen von den Cammern des Dft 
und Weſtpreußiſchen, auch Litthauiſchen Departements unterſuchet, 
und Unferm General- Directorio zur Prüfung und Extheilung der 
Conceſſionen gegen die ſonſt üblich geweſenen Koſten vorgeleget wers 
den. Ohne eine ſolche Driginal- Goncefiion follen die Hppotheguen⸗ 
Megiſtraturen kein Beſitz⸗Recht eines Mennoniſten in die Hppothe⸗ 
quen⸗ Bücher eintragen; wenn aber ſolches dennoch geſchiehet, fo 
die ſchuldige Hypotheguen⸗Regiſtratur mit dem doppelten Betrage 
der Gebühren, welche fie bei der Zuschreibung des Guths an den 
unbefugten Beſtter erhalten hat, fiſcaliſch beſtrafet und das Grund- 
ſtück, der Mennoniſt mag fein Beſig⸗ Recht haben eintragen laſſen 
oder nicht, auf feine Gefahr und Koſten dem Meiſtbietenden öffent⸗ 
lich verkaufet, auch wenn bei einem ſolchen Verkauf ein Mehreres 
als wofür ber Mennoniſt das Grundſtück ſelbſt an fid) gebracht hut, 
gebothen werden follte, ein folder Ueberſchuß ohne Abzug der jez 
desmahl von dem Mennoniſten zu tragenden Subhaſtations⸗Koſten, 
dem Fiſco zugeſchlagen werden. Wenn ein Guths⸗Beſitzer oder cfs 
ner Unſerer Beamten, ohne eine ſolche Conceſſion einen Mennoniſten 
auf ein ſogenanntes Laß⸗Schaarwerks oder ſolches Ruſtical⸗Gut, 
weiches dem Beſitzer nicht eigenthümlich zuſtehet, angeſetzet Hat, 
fo foll der Mennonift nach Ablauf eines Jahres, welches jedoch von 
Johannis zu Johannis zu rechnen, das Guth räumen, und außerdem, 
wenn er des Vermögens ift, in Funfzig 9ttblv. fiſcaliſche Strafe 
verfallen ſeyn, der Gutsherr oder Unſer Beamte foll aber Ein 
Hundert Rthlr. Strafe erlegen, und dem abziehenden Mennoniſten 
alle wirkliche vorhandene Meliorationen nach der gerichtlich aufge⸗ 
nommenen Taxe ſachverſtaͤndiger Leute, erſetzen. 


. 10. 
Nach ben Grundfägen der wahren Toleranz, fol zwar jedem Unſe⸗ 
rer Unterthanen der Uebertritt zum Mennoniſtiſchen Glauben unverwehret 
bleiben. Wenn aber der Uebertretende zu derjenigen Glaffe von Einwoh⸗ 
nern gehöret, welche nach der Staats⸗ und Landes⸗Verfaſſung zu Kries 
gesdienſten verpflichtet find, und derſelbe ſich biefer Verbindlichket unter 
dem Vorwand feiner Religions⸗Aenderung entziehen will, fo fol er eis 
Weſtpreuß. Prov.⸗Recht. Bd. II. 18 
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nen andern tauglichen, keinem Canton unterworfenen Mann, auf feine 
Koften zu ſtellen und fo lange die Obligatien des Mennoniften zu den 
Kriegsdienſten dauert, auch bei einer erfolgten Deſertion einen andern 
zu ſiſtiren angehalten werden. Ein gleiches [oll in Anſehung aller männs 
lichen Nachkommen ſolcher zum Mennoniſtiſchen Glauben übergetretenen 
Cautonspflichtigen Unterkhanen, ftatt finden. Was aber die Kinder bes 
trift, die aus vermiſchten Ehen eines Mennoniſten oder einer Mennoni⸗ 
ſtin mit andern Religionsverwandten erzeuget worden; [a ſollen dieſelben, 
da fie nach den eigenen Grundfägen der meiſten Mennoniſtiſchen Lehrer, 
zur Menoniftifchen Gemeine nicht gehören, in der Religion desjenigen ihrer 
Eltern, welches biefem Glaubensbekenntniß nicht zugethan ift, erzogen werden. 
8. 11. 


In Oſt⸗Weſtpreuſſen, und Litthauen ſollen keine fremde, auch keine 

bereits ausgewanderte Mennoniſten wieder angenommen werden. 
D ^ $. 12. 

Wenn jedoch ein folder Mennonift ein Vermögen von Zwey Tau⸗ 
fend Reichsthaler inë Land bringet, fo foli ihm verſtattet werben, ſich 
in andern Provinzien, beſonders da, wo zur Viehzucht gute Gelegenheit 
ift, niederzulaſſen und anzukaufen, jedoch muß derſelbe, 

1) dazu ebenfalls den Conſens Unſeres General⸗Directorii erhalten. 

2) Sich den Verbindlichkeiten der $8. 2. 8. 4, 5. und 8. unterwerfen. 

8) Wegen der Enrollements⸗ Freiheit muß derſelbe und feine männ⸗ 
liche Defcendenten, in fo fern fie vermöge ihrer Größe und Ge- 
ſundheit zum Kriegesdienſt oder zu Fuhrknechten brauchbar find, 
von 20 bis 45 Jahre, jahrlich Einen Reſchsthaler hieſiges Courant 
zur General⸗Juvaliden⸗Caſſe entrichten, weshalb von denen fid) 
künftig in Unſern andern Provinzien außer Oft = Weftyreuffen und 

Litthauen anzuſetzenden Mennoniſten dem Militaiv⸗ Departement, 

jedesmahl Nachricht gegeben werden muß. 


$. 18. 


Dagegen bleiben die in den übrigen Provinzien bereits anſäßige mes — 


nige Mennoniften von dieſem Beitrage zur General⸗Invalſden⸗ Caffe 
befreiet; alle übrige in dem 12. pho enthaltene Vorſchriſten haben aber 
auf ſie gleiche Anwendung. 

14. : 

In Unferm Herzogthum Schlefien behalten Wie Und vor, nach Bez 
finden ber Umftände, dieſerhalb das Erforderliche befonders zu ver 
ordnen. 

6. 15. 

Wir befehlen übrigens allen Unſern hohen und niedern Dicaſteriis 
und Landes⸗Collegiis, Geiftlihen - Civil: und Militair- Behördem, dem 
Officio işci und überhaupt Jedermann, fid) hiernach allerunterthaͤnigſt 
zu achten, zu welchem Ende dieſes Edict durch den Bruck öffentlich bes 
kannt gemacht werden ſoll. ^ 

Urkundlich unter Unfexer Merhöchften eigenen Unterſchrift und beis 
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gedruckten Königlichen Innſiegel. Gegeben zu Berlin, den 30. Jul 
Ad Seirdrich Wilhelm. 
Gr. v. Finkenſtein. Gr. v. Pe ds v. Blumenthal. v. Carmer, 


v. Gaudi. Frhr. v. Heinis. v. Werder. v. Mauſchwitz. v. Reck. 
Gr. v. d. Schulendurg. o. Wollner. = 


Nr. 63. 


a) Weſtpreußiſches allergnábigft confirmirtes Feuer⸗Societäts⸗ 
Reglement. De Dato Berlin, den 24. October 1789.0) 


ir Friederich Wilhelm von Gottes Gnaden König von Preuſſen ac. zc. 2e, 

Thun kund und 5 hierdurch jedermänniglich zu wiſſen. Stade 
dem Unſere getreue Weſtpreußiſche Stände die Errichtung einer Feuer⸗ 
Societät und Brand: Verſſcherungs ⸗Geſellſchaft, für. die Adelichen Guts⸗ 
Beſitzer in Weſtpreußen, nach dem Beiſpiel ind Vorgang der meijtem 
Unferer übrigen Provinzen, beſchloſſen, auch für biefe Societät ein Re⸗ 
glement unter ſich entworfen, und Uns zu Unserer Allerhöchſten Landes⸗ 
T Beſtaͤtigung allerıntterthänigft vorgeleget haben, welches nach 
feinem ganzen Inhalt von Wort zu Wort alſo lautet: 

Nachdem S. Königlichen Majeftät von Preußen 2c. 2c. 2c, Unſer al- 
gnädigſter Herr denen Weſtpreußiſchen Ständen ihr laudſchaftliches Crez 
dit⸗Syſtem Dulbreid) zu beſtätigen, auch foldes durch beigelegte Privi⸗ 
legia und einen anſehnlichen Fond für die Zukunft zu fidera geruhet 
haben; allen zufälligen Ausfällen aber durch die Vorſchriſten des Lands 
ſchafts⸗Reglements de dato Berlin den 19ten April 1787 hinlänglich 
vorgebenget worden, und bloß noch zur völligen Sicherheit der Land⸗ 
ſchaftlichen Anleihen die Errichtung einer Adelichen Feuer Societät und 
Brandſchadens⸗Aſſecuranz nothwendig erforderlich ift; fo haben Aller⸗ 
boͤchſtdieſelben auf den Ihnen gemachten allerunterthänigſten Vortrag in 
Gnaden zu beschließen geruget, daß auch in Weſtpreußen eine gleiche 
Feuer ⸗ Societät und Brandſchadens⸗Aſſecuranz der Weſtpreußiſchen Stände, 
als bereits in Ostpreußen in Anſehung des Adels, und für das platte 
Land in Weſtpreußen durch das Reglement de dato Berlin den 27 ten 
December 1785 überhaupt eingeführet ift, errichtet werde, zu welchem 
Ende gegenwärtiges Reglement durch die Deputirten der Weſtpreußiſchen 
Stände ausgearbeitet und vorgeſchrieben worden if. — ' 

1. 


5 $L 
Zuförderſt wird generaliter feſtgeſetzt, daß die zu errichtende Feuers 
Societät der Weſtpreußiſchen Stände ein von der zur Bearbeitung der 
Credit- Angelegenheiten des Adels bereits eingerichteten Landſchaft ganz 


*) Marienwerder, gedruckt in Johann Jacob Kanter fel. Erben Kö⸗ 
migi. Weſtpreuß. Hofbuchdruckerel. 
18 * 
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abgeſondertes Inſtitut ſeyn und bleiben ſoll, dergeſtalt, daß die bei der 
Feuer und Brandſchadeng e Societät vorkommenden Arbeiten lediglich 
durch bie von denen Ständen zu wählenden Offtcianten zu bearbeiten, 
und diefe in keiner Nückficht der Aufſicht der Landſchaftlichen Departe⸗ 
ments ⸗Directſonen, ſondern lediglich der Oberaufſicht des jedesmaligen 
General⸗VVandſchafts⸗Directoris, welcher zugleich zum Generals Feuers 
Societäts⸗Director beftelt wird, unter denen unten näher feſtzuſetzenden 
Modalitäten, unterworfen find, 


Alle diejenigen, fo zur landſchaftlichen Garantie verbunden find, 
und von der Landſchaft auf ihre Adeliche Erbgüter, oder andere redt- 
liche Beſitzungen, an Städten, Dörfern, Vorwerkern, mit ihren Si 
und Erbbauern, Schaarwerken, Koloniften, Mühlen, Krügen, Schmie⸗ 
den, Kirchen⸗ und Schufgebäuden 2c. 2c. Anleihen aufnehmen, und an 
dem landſchaftlichen Credit Antheil nehmen wollen, in fo fern fie nicht 
ſchon vor Emanfrung dieſes Reglements einer andern öffentlichen Feuer⸗ 
Societät beigetreten, find dieſer Fener- Societät ſchlechterdings beigutres 
ten verbunden, fo wie dieſelben auch hierduech gedachter Feuer⸗Socie⸗ 
tht ausdrücklich einverleibet werden, und der Regel nach, weder von 
derſelben wieder abzutreten, noch, ohne Conſens und Prüfung des, dem 
Kreiſe vorgeſetzten Feuer⸗Socſetäts⸗Diregtoris, und des bie Oberaufficht 
führen den Generale Feuer - scietüté s Directoris, eine Herunterſegung des 
einmal feſtgeſetzten Giufdyreibinigo Quanti zu verlangen befugt find, Ue⸗ 


brigens ue 2 5 
rachſtuben, 
3 Glashütten an und vor ſich, 
8) Theerofen excl; der Wohnungen, 
4) Aſchbrennereien und Buden, 
5) Ziegel⸗Ofen und Scheunen, 
6) Eiſen⸗ und Glashütten, und 
7) Pulvermühlen, j 
da dieſe der Feuersgefahr am meiften ausgeſetzt find, völlig von dieſer 
Feuer⸗Socſetaͤt ausgeſchloſſen. 


$. Il. 

Alle Bewohner der Mediat⸗ Städte und des platten Landes, welche 
nicht vermoͤge einer beſondern Qualität bereits der allgemeinen Fenere 
Societät für. das platte Land in Weſtpreußen einverleibt worden, und 
derfelben beizutreten verbunden find, können, ohne jedoch dieſerhah eis 
nem Zwange unterworfen zu feyt, dieſer Adelichen Feuer⸗Societt beitreten, 
und mit ihren Gebäuden, Stallungen und Scheunen zc, ac. in fo fern 
folche reglementsmaͤßig beſchaſſen find, in diefe Verbindung aufgenom⸗ 
men werden. "m 


In ber Regel ſteht nur denen, im vorigen &. bemerkten Perſonen, 
welche der Feuer- Sodietät freiwillig beigetreten find; ferner denjenigen 
Adelichen Gutsbeſitzern, deren Güter mit gar keinen Pfandbriefen belegt 
find, fo wie auch denen, welche die auf die Güter gehafteten Pfand⸗ 
briefe bereits völlig wieder abgelöfet haben, der Austrikt aus der Feuers 


ions 
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i 
Socfetät frei. Damit indeſſen die Societät ſelbſt durch biefen willkühr⸗ 
lihen Austritt ans derſelben nicht gefährdet werde, fo wird hierdurch 
feſtgeſetzt: daß , * 
ay diefer Austritt nur im fo fern als das bisherige Mitglied noch 
keine Bonification von der Societät erhalten hat, ſtatt finde, daß 
b) derjenige, dem dergleichen Vergütigung einmal zu Theil gewor⸗ 
den ift, wenigftené noch 10 Fahr, oder fo lange, bis er fo viel, 
als ihm vergütet worden, bereits zur Societät beigetragen hat, 
in der Socſetät verbleibe, daß 
v) die Anzeige des Austritts wenigstens ein Fahr vor der jahrlich 
anzulegenden neuen Nepartition geſchehe, und daß 
4) die geleiſteten Beiträge nicht wieder reſtituirt werden. 
Uebrigens verſteht es fid) von ſelbſt, fo wie es auch durch ben Joten 
J. der General⸗Detaxations⸗Principien der Weſtpreußiſchen Landſchaft 
de dato Graudenz den 8. September 1787 No. 4. feſtgeſetzt ijf, von 
ſelbſt, daß wenn ein zu denen Kreis ⸗ Ständen der Provinz gehöriger 
Gntsbeſitzer, deffen Güter mit keinen Pfandbriefen belegt find, nach der 
Bekanntmachung dieſes Reglements einer andern Feuer- Societät beitritt, 
derſelbe fo lange, bis er entweder dieſer fremden Socſetät wieder cute 
fagt, oder bod) wenigſtens der gegenwärtigen Brandſchäden⸗Geſellſchaft 
ebenfalls förmlich beigetreten ift, keine Anſprüche auf bie landſchaftliche 
Beneficia machen, auch keine Anleihe aus der landſchaftlichen Kafe fors 
dern, und erwarten kann; wohingegen, im Faller bereits vorher ein Mitglied 
einer andern Feuer ⸗ Societät ſeyn folte, es von ihm abhangt, ob er auch zu 
dieſer Adelſchen Fener⸗ Societät übertreten, und zugleich ein Mitglied 
der Societät, in welcher er ſchon aufgenommen ift, bleiben will, wobei 
man ſich jedoch von dem Patriotismo fämmtlicher Weſtpreußiſchen Stände 
verſpricht, daß fie ſich dieſer Adelichen Feuer» Societät fo bald als möge 
lich incerporiren werden, um dadurch das allgemeine Beſte der Provinz 
zu befördern, und die Sicherheit der die Eredit⸗Angelegenheiken des 
Adels beſorgenden Landſchaft vollkommen zu befeſtigen. 


$. v. 

So wie nun auf der einen Seite dieſe Feuer⸗ Societät und der da⸗ 
durch zu erwartende Nutzen fo weit als möglich ausgebreitet werden fall, 
ſo muß dennoch auf der andern Seite auch zugleich, da in der Provinz 
noch zur Zeit ein großer Theil der Gebäude in elnem äußerſt ſchlechten 
Zuſtande und nicht Feuer fider ift, hierbei alle Vorſicht gebraucht wers 
den, und es darf daher kein ganz baufaͤlliges und Feuer unſicheres Ge⸗ 
bäude, beſonders wenn der Schornstein nicht im guten Stande ift, als 
welches jederzeit im Cataſtro Tpeciell bemerkt werden muß, aſſecucitt 
werden; wohingegen die eine Reparatur beduͤrfende Gebäude zwar mit 
zum Cataſtro angenommen, jedoch noch in eben dem Jahre repariret 
werden müſſen, als worauf ein jeder Feuers Socjetäts⸗Director in feiz 
nem Departement vorzüglich aufmerkſam ſeyn muß. 


$. VI. 

Da die bei der Bearbeitung der Feuer⸗Societäts⸗ Angelegenheiten 
vorfallenden Geſchäfte eine beſondere Genauigkeit und Schnelligkeit er- 
fordern, die Provinz aber zu weitläuftig ijt, um diefe Geſchäfte, fo wie 
in andern Provinzen gefihieht, durch einen einzelnen, der ganzen Pros 
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vinz vorgeſetzten Pirectorem, und die demſelben zuzuordnende Officianten 
bearbeiten zu laffen, fo wird hierdurch feſtgeſetzt, daß. 

a) die Feuer⸗Societäts⸗Geſchäfte, fo wie foldes auch bei Bearbei⸗ 
tung der landschaftlichen Credit- Angelegenheiten beliebt worden 
ijt, unter Vier beſondern Feuer⸗Sotietaͤts⸗ Directoren zu verthei⸗ 
len, und daß 

b) einem jeden dieſer Directoren, die Bearbeitung der in denen zu 
einem Inndfchaftlichen Departement geſchlagenen Kreiſen vorfal⸗ 
lenden Feuer⸗Societäts⸗ Angelegenheiten dergeſtalt zu übertragen, 
daß derſelbe diefe Geſchäfte für fid) allein, und ohne der land⸗ 
ſchaftlichen Departements ⸗ Direction deshalb fubordiniet, oder auf 
irgend eine Art verantwortlich zu ſeyn, allein betreibe. Da in⸗ 
deffen beſonders die erſte Einrichtung dieſer zur Sicherheit der 
Landſchaft ſelbſt ſo unentbehrlichen Einrichtung es nothwendig er⸗ 
fordert, daß zur Bearbeitung dieſer Gefchäfte, Männer, welche 
mit den Verfaſſungen und Einrichtungen der Kreiſe ſelbſt ſchon 
näher bekannt ſind, genommen werden, ſo ſollen 

c) die Feuer ⸗Socletäts⸗Directores für diesmal lediglich aus der 
Zahl derer zu einem jeden landſchaftlichen Departements s Colegio 
beſtellten Directoren, Rathen, oder Deputirten, fie mögen ders 
gleichen Aemter noch jetzt bekleiden, oder folde bereits bekleidet 
Haben, gewählt werden, wobei es fid) jedoch von ſelbſt verſtehet, 
daß der zu wäplende Director uͤbergupt ein mit Adelichen Ritter⸗ 

jütern in dem Departement angeſeſſener wohlhabender Kreisſtand 
pue „und fid) zur pflichtmäßigen Führung ſeines Amtes durch eis 
nen dem Geueral⸗Jeuer⸗Societäts⸗ Director an Eides fiat zu 
leiſtenden Handſchlag verbindlich machen muß. Wei einer fünftig 
vorzunehmenden neuen Wahl eines Directoris, flet denen Kreis⸗ 
ſtänden frei, jeden jid) dazu qualificirenben Kreisſtand, wenn er 
auch nicht zum landſchaftlichen Colegio gehört, zu wählen. Sollte 
indeſſen keiner der Kreieſtände das Amt des Feuer⸗Societätz⸗ 
Directoris annehmen wollen: fo wird hierdurch feſtgeſeze, daß 
alsdenn ſchlechterdings ein Membrum des landſchaftlichen Depar⸗ 
1 tements⸗Collegii von denen Ständen gewählt werden müſſe, und 
: ijt dieſer aledenn ein dergleichen Amt anzunehmen, und drei Jahr 
zu verwalten verbunden, nach Ablauf diefer drei Jahre kann er 
indeſſen zur Beibehaltung dieſes Amts nicht gezwungen werden. 

d) Das Amt biefe& Dircctoris dauert im der Regel fo lange bete 
ſelbe lebt, oder er ſolches behalten will, in welchem Fall er je⸗ 
doch wenigitens 3 Jahr dem Amte vorgeſtanden haben muß; 
es fey denn, daß ſolche unvorherzuſehende Umſtände eintreten 
ſollten, welche die Beibehaltung deſſelben unmöglich machten. 

c) Die Feuer⸗ Societäts⸗Caſſe wird von dieſem ſolchergeſtalt bee 
ftellten Feuer⸗Societaͤts⸗Directore, und einem der landſchaftli⸗ 
lichen Subalternen, der jedoch, in fo fern er nicht als Nendant 
bereits Caution beſtellt hat, wenigſteus eine Caution von 1000 
Athlr. leiſten muß, bearbeitet. Dieſer ſolchergeſtalt zum Feuers 
Societätg = Nendanten zu beftellende landſchaftliche Officiant it 
der ihm dazu von ben landſchaftlichen Departements = Gollegiis 
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hierdurch ein für allemal ertheilten Bewilligung zu Folge, gegen 
ein demfelben auszuſetzendes verhaltnißmäßiges Gehalt, die Bears 
beitung der Caſſen⸗Geſchäfte der Feuer⸗ Societät mit zu überneh⸗ 
men, und die Kaſſen⸗ Rechnungen nach ber ihm deshalb zu er- 
theilenden beſondern Inſtruction zu verwalten verbunden. Diefer 
Feuer⸗Sotietäts⸗Rendant muß fih übrigens zur treuen Fuͤhrung 
feines Amtes durch einen dem Feuer⸗Societäts⸗ Director zu leis 
ſtenden beſondern Amtzeid verbindlich machen. 
Uebrigens ſteht derſelbe in Angelegenheiten der Feuer⸗Socie⸗ 
tät lediglich unter dem Feuer⸗Sotietäts⸗ Director. * 
1) Die Oberanfficht über die ganze Feuer: Societäts⸗Geſchäfte, über 
die in jedem Departement beſtellte Feuer- Societäts Directis⸗ 
nes und den Rendanten, ſo wie ene über die ordnungsmaͤ⸗ 
piae Bewirthſchaftung der Kaſſen, wird dem jebesmaligen Gene⸗ 
ral⸗Landſchafts⸗Directori, der, wie ſchon bemerkt Ht, zugleich 
Generals Feuer- Societäts⸗Director it, zur beſondern Pflicht ges 
macht, und wird demſelben ber General⸗andſchafts⸗Syndicus, 
bet Bearbeitung ver Gefchäfte ER 
Die eigentlichen Amtspflichten ſowohl des General: und eines Depar⸗ 
tementz⸗Feuer⸗Socketäts⸗Direcloris, als des Rendanten, fo wie auch 
des General⸗Laudſchafts⸗Syndick, ſollen übrigens unten näher beſtimmt 


werden. 


gy v os : 
Ein jeder, welcher der Fouer-Soctetät beizutreten verbunden ijt, 


oder derſelben freiwillig beitritt, ift befugt den Werth feiner Gebäude 
ſelbſt zu beſtimmen. Er muß das nach beilſegendem Schemate einzurich⸗ 
tende, ihm von dem Feuer⸗Societäts⸗Directore zuzufertigende Cataſtrum 
in triplo anfertigen, und ſolches dem Feuer Societåtë -Directori des 
Departements in der vorgeſchriebenen Zeit einſchicken. In dieſem Gas 
taſteum muß, Damit bei eutſtehenden Brandſchaͤden fo viel als möglich 
ohne weitlauftige Taxationen beſtimmt werden konne, wie viel einem jez 
den, es fey ein ganzer Hof, ober nur ein und das andere Gebäude ab- 
gebrannt, zum Indempisations- Quanto gebühre: 
a) ein jedes Gebäude ſtückweiſe nach Nummern benannt, und ange⸗ 
ſchlagen; es müͤſſen ferner 
b) die Gebäude nach ihrer Länge und Breite, wie auch fonft derge⸗ 
ftat genau beſchrieben werden, damit ein Gebäude von dem ams 
dern beſonders, wenn auf einem Hofe mehr als ein Haus, Scheune, 
Stall und dergleichen vorhanden, füglich unterſchieden werden 
könne; zu welchem Ende auch fümmtliche Gebäude einer Stadt 
oder eines Dorfs mit laufenden Nummern, die auf Bretter oder 
Blech au die Gebäude gefehlagen werden, bezeichnet, und mit 
ds ſolchen in die Cataſtra eingetragen werden foen; wie denn 
auch i 
€) die Taxations- Quanta zu geraden Summen von 10 und 20 Nthlr. 
zc. 2c. anzugeben find, damit der Beitrag darnach deſto leichter 
beſtimmt werden könne. 
Sobald die 3 Gremplariem der Cataſtrorum eingekommen find, liegt 
dem Feuer⸗Socletäts-Directori ob, ein Exemplar derſelben an den Ges 
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Tale Feuer» Societätd: Diveckor zur Approbation ein⸗ 
zuſchicken. 

Findet fo wenig der Departements: als der General⸗Feuer⸗ Socie⸗ 
taͤts⸗Director bei der Vollſtändigkeit des Cataſtri etwas zu erinnern, fo 
wird alsdenn das eine Exemplar dem Gutsbeſitzer mit der Approba⸗ 
tions⸗Note dez Departement- Directoris, unter Beidrückung des Fener- 
Societäͤts⸗ Directions ⸗ Siegels remittit, der General- Director giebt das 
ihm zugeſchſckte Eremplav zum Haupt⸗ dedi» ab, und der Departements ` 
Director legt das dritte Exemplar in das für jeden zum Departement 
gehörigen Kreis beſtimmte beſondere Register. 

Uebrigens liegt einem jeden Societäts⸗Dirsctori annod) ob, für die 

ſchleunigſte Anfertigung der Cataſtrorum felſt zu ſorgen, und folen, = 
damit dieſes Gefchäfte, beſonders im Anfange möglichst erleichtert und 
baldigſt zu Stande gebracht werde, einem jeden Guts beſitzer, der bis 
zur Zeit der völligen Einrichtung defer Societät bei der Weſtpreußjſchen 
Landſchaft Anleihen genommen hat, drei gedruckte Schemata der auszu⸗ 
füͤllenden Gataftrorum durch den Directorem schriftlich und unentgeldlich 
zugefertiget und er angewieſen werden, die vorſchriftmäßjg ausgefüllte 
Schemata binnen vier Wochen an ben Directorem zu remittiren, oder 
die Gründe, aus welchen er der Gocietåt zur Zeit noch nicht beitreten 
zu dürfen vermeinet, anzuzeigen, oder zu gemärtigen, daß, im Fall ders 
felbe dieſer Auflage in der Geftimmten Friſt nicht genügen folte, auf 
feine Koſten einem benachbarten Kreisſtande mit Zuziehung einer Gerichte 
perfon, die Anfertigung des Gataſtri aufgetragen werden, 

Gleichergeſtalt foll auch einem jeden Gutsbefifer, der fid) auſſerdem 
zur Affociation meldet, das auszufüllende Schema des Cataſtri in tri- 
plo durch den Feuers Societåtë Director unentgeldlich zugefertiget 
werden. 


$. VII. 
In der Regel bleibt die Beſtimmung des Werths der zu aſſecurirenden 
Wohn- und Wirthſchafts⸗Gebäude, Brandhäufer und Wohnungen der 
Unterthanen, der Willkuͤhr des Gutsbeſitzers überlaſſen, und wird bloß 
zur Vermeidung aller Mißbräuche hierdurch feſtgeſetzet, daß 
a) dem Feuer⸗ Societäts⸗Directori bloß alsdann, wenn ein erhebll⸗ 
cher Verdacht entſtehen follte, daß ein Gutspeſitzer feine Wohn⸗ 
gebäude aus Neben⸗Abſichten zu einem unverhaͤltnißmaßigen Werth 
angegeben habe, frei fteht, durch einen oder zwei benachbarte, 
bei der Societät intereſſirende Kreisſtaͤnde, mit Zuziehung einer 
Gerichteperſon dieſerhalb nähere Unterfuchungen anſtellen zu lafz 
fen; fo wie hingegen auch : 1 
b) jedem Gutsbeſitzer undenommen bleibt, die zum Gute gehörigen 
Wirthſchafts⸗Gebäude, beſonders aber die Scheunen, Speicher 
und Ställe (ba der Verlust bei denſelben in Rüͤckſicht der etwan 
vorräthigen Getreide⸗Beſtände und des vorhandenen Viehes bee 
ſonders groß zu ſeyn pflegt) auch fogar mit dem doppelten Bes 
trage des ſonſtigen melee durch Atteſte zweier affociirten Kreis⸗ 
fände uachzuweiſenden Werths zu aſſecuriren. 
IX. 


Sobald das Cataſtrum eines Guts von dem General: Feuer⸗Socfe⸗ 
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tät » Divectore approbirt, und denen Gutsbeſigern durch den Departe⸗ 
ments⸗Directorem der ſpecielle Extract vorgeſchriebenermaaßen zugefer⸗ 
tiget worden iſt, muß jeder Gutsbeſitzer und jedes Glied der Societät 
von dem alsdann feſtſtehenden Werthe der zu aſſecurirenden Gebäude 4 
Procent ober 6 gr. von jedem Hundert Thaler, an den beſtellten Des 
partements = Feuer ⸗Societätg⸗Directorem gegen eine vorſchriftsmäßige 
Quittung einzahlen, damit jederzeit bares Geld zur ſchleunigen Hülfs⸗ 
leiſtung der durch Feuer Verunglückten in Bereitſchaft fey. Mit dem 
Ablauf eines jeden Kaſſen⸗Jahres, und zwar fpåtfteng bor bem Loten 
Mai, ſchickt ein jeder Feuer⸗Societaͤts Director ein ſpecjelles Verzeich⸗ 
niß der im abgewichenen Jahre in feinem Departement vorgefallenen 
Brandſchaͤden, und des auszumittelnden Betrags derſelben an den Gene⸗ 
ral⸗Feuer⸗Societäts⸗ Director ein, der ſodann die Berechnung, wie viel 
ein jedes Departement an das andere zur Zuſammenbringung der Ent⸗ 
ſchaͤdigungs⸗ Gelder annod zu zahlen verbunden ift, nach denen Socſetäts⸗ 
Grundſätzen anfertigen läßt, und ſolche denen Directoribus zur weitern 
foeciellen Nepartition auf die einzelnen aſſocürten Güter auf das ſchleu⸗ 
nigſte remittirt, wobei zugleich feſtgeſetzt wird, daß bei der jährlichen 
Aüsſchreibung neuer Beiträge zwar darauf zu ſehen Wt, daß mit dem 
Anfange eines jeden Jahres das anfänglie) gezahlte ? Procent vollſtän⸗ 
dig in jeder Departements⸗Caſſe vorhanden few, die Repartition felbft aber 
doch auch dergeſtalt angelegt werde, daß, in fo fern es nicht die Noth er⸗ 
fordert, nicht jährlich das volle! Procent von jedem aſſoclirten Gute, fons 
dern nur ſo viel als zur Komplettixung dieſes 1 Procents nach Abzug 
der aufzubringenden Enkſchädigungs⸗ Gelder erforderlich ſeyn wird, ein⸗ 
gezogen werde. Uebrigens verſteht es fid) von ſelbſt, daß diejenigen Ber 
figer, welche fid) beim Anfange eines neuen Societaͤts⸗Jahres von 
neuen aſſocifren, jederzeit das volle ; Procent reglementsmäßig erlegen, 
und auf das obengedachte bloß dem bereits affociirten Intereſſenten zu 
gute kommende Beneficium- des geringern Beitrags keinen Anſpruch maz 
chen können. j 

Die von denen Intereſſenten zu bezahlenden Beiträge müffen übri⸗ 
geus ſpaͤteſtens binnen 14 Tagen nach Sufinuation des Ausſchreibens an 
den Feuer- Societätd = Director sub poena dupli eingeſchickt werden, und 
fel bei Sr. Königl. Majestät allerunterthänigſt darauf angetragen wer⸗ 
den, daß denen Landes- und übrigen competenten Gerichten generaliter 
anbefohlen werde, die Requiſitiones der Feuer ⸗Societäts⸗Directoren, 
wegen executiver Gincaffirumg der von jedem Gute aufzubringenden und 
nicht tempeſtive eingeſchickten Beiträge auf das ſchleunigſte zu genügen, 
[o wie auch die dieſerhalb zu veraulaſſende Erecutionen nicht gegen den 
Gutsbeſitzer, ſondern in das Gut felbft vollſtreckt, und die Beiträge von 
den Pächtern oder fonft aus dem bereiteſten Vermögen, welches in eis 
nem Gute gefunden, eingezogen werden. 

Bei der auf die aſſocürte Beſitzer zu machenden Repartition iſt 
übrigens der Grundſatz zu beobachten, daß die Adelichen Städte, welche 
mit in die Aſſacigtion aufgenommen find, gegen bie Dorfſchaften nach 
ihren taxirten Gebäuden das Duplum zur Entſchädigung beizutragen ver⸗ 
bunden find, weil es befannt ij, daß in einer Stadt aus verſchiedenen 
Urſachen größere und oͤftere Brandſchäden, als auf den Dörfern entſte⸗ 
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hen, folglich auch die Proportion im Beitrage verhaͤltnißmaͤßig hiernach 
beſtimmt werden muß. - 
* EX 

Die einem durch Feuer verunglückten Beſitzer reglementsmäßig zukom⸗ 
mende Beihülfe beſteht aus dem demſelben aus der Kaffe ber Socſetät in 
baarem Gee und zwar, in foweit es der Beitreg von den Individuis 
verſtattet, wo moglich in hartem Silber- Courant zu zahlenden Entſchaͤ⸗ 
digungs⸗ Quanto, welches ſich anf fo hoch, als der Werth des abgebrann⸗ 
ten Gebäudes in dem von dem Societäts⸗Directore conſirmirten Cata⸗ 
ſtro eingetragen ſteht, beläuft, h 

XI. 


Sobald ein zur Socſetät gehöriger Gutsbefiger das Unglück gehabt 
hat, daß in feinen Beſitzungen Feuer ausgekommen, und dadurch eii: 
ger Schade verurſacht worden iſt, ſo muß derſelbe ſofort dem Feuer⸗ 
Societate- Director davon Anzeige leiſten. Diefer trägt fobaum zweien, 
zunächſt an dem verunglückten Befiger wohnenden, bei der Feuer⸗Socie⸗ 
tà intereſſirenden Kreisftänden auf, ſich auf das fchleunigfte nach dem 
Ort, wo das Unglück entſtanden ift, zu begeben, mit Zuziehung einer vers 
eideten Gerichtöperfon fummarifch zu unterſuchen, wodurch das Feuer ent⸗ 
ſtanden if, auch in Gemäßheit des von dem Gutsbeſitzer ihm vorzule⸗ 
genden approbirten Cataſtri diejenigen Grundſtücke, welche das Unglück 
betroffen hat, genau und nach den Nummern aufzuzeichnen, die Größe des 
Schadens zu vermerken, und über alles dieſes ein von dem Gutsbeſitzer 
mit zu unterſchreibendes Protokoll aufzunehmen, und unverzüglich am den 
Feuers Societäts⸗ Director des Departements eiazuſenden. Die Koſten 
dieſer Unterfuchung trägt der verunglückte Gutöbefiger, [o wie er auch 
den etwa erforderlichen Vorſpann beſorgen muß.“) 

s 


. XU. 

Da nicht zu vermuthen ift, daß Jemand feine Gebäude aus Neber- 
muth oder aus Bosheit in Brand ſetzen werde, fo wird hierdurch feft- 
geſetzt, daß im Fall ſich nicht ein ganz offenbarer, und allenfalls durch 
die Eideszuſchiebung, oder ſonſt in continenti zu erwelſender Dolus herz 
vorthut, in der Regel ein jeder Verunglückter das Assecurations- Quan- 

. tum ohne Rückſicht, durch welchen Zufall der Feuer: Schaden auch nur 
verurſacht worden, ohne allen Abzug ausgezahlt erhält. 

Um übrigens auch allen Streitigkeiten, welche uber die Größe: des 
Schadens, wenn ein Gebäude nur zum Theil abgebrannt iſt, und über 
die Art der Berechnung entſtehen können, vorzubeugen, fo wird zugleich 
beſtimmt, daß ein jedes im Cataſtro eingeſchriebenes Gebäude, wovon 
das doch ganz oder größtenthells niedergebrannt ift, nach der Summe, 
wie ſolches eingeſchrieben, vollig verguͤtiget werden foll, ohne den geret⸗ 
teten Ueberreſt abzurechnen. Ein gleiches findet, wenn ein Dach ganz 
oder groͤßtentheils hat abgebrochen oder niedergeriſſen werden müſſen, 
um dem benachbarten vordringenden Feuer Einhalt zu thun, und um ein 
größeres Uebel zu verhüten, ſtatt. 

Wann aber auch der Fall vorkommen ſollte, daß große und lauge 


*) Cond. des Engl. Ausſchuſſes 1799. Wenn ein Verunglückter 
ſeinen Brandſchaden binnen 6 Monaten nicht anzeigt, ſo ſoll ange⸗ 
nommen werden, als ob er ſich der Vergütung begebe. 
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Familienhauſer oder andere Gebäude, die unter einem Dache erbauet find, 
nur zum Theil wegbrennen, ſo muß alsdenn der Schaden nach Proportion 
des Einſatz⸗Quanti taxiret, und in dem Unterſuchungs⸗ Protokolle deut- 
lich angemerkt werden, aus wie viel Wohnungen das beſchädigte Ge⸗ 
bände beſtanden, oder wie viel Fuß daſſelbe lang geweſen, und wie viel 
davon wirklich abgebrannt und ruinirt fey. 


. XIII. 

Damit indeſſen hieraus kein Anlaß zu einer allgemeinen Unachtſam⸗ 
keit mit dem Feuer gegeben werde: ſo haben nicht nur ſämmtliche zur 
Feuer: Societät verbundene Intereſſenten jeder für fih auf Feuer und 
Licht in ihren Beſitzungen deſto wachſamer zu ſeyn, ſondern es wird 
auch den Feuer ⸗Spcſetäts⸗Directoribus und ländräthlichen Kreis⸗Depu⸗ 
türten zur Pflicht gemacht, in ihrem Departement und reifen genau 
darauf zu fehen, daß denen zur Abwendung der Feuer⸗ Schäden era 
gangenen Verordnungen und gemachten Veranſtaltungen ein gehöriges 
Geuüge geſchehe, in allen Dörfern die Feuer⸗Inſtrumente, an Feuers 
leitern, Feuerhacken, Eimern und Handſpriten, in Gefolge der auch für 
diefe Proving zum Geſetz vorgeſchrlebenen Feuer⸗Ordnung für das platte 
Land in Ostpreußen und Litthauen vom Sten July 1770 angeſchafft und 
in gehöriger Ordnung gehalten, auch die in denen, einem aſſocilrten 

Gutsveſitzer gehörigen herrſchaftlichen oder bäuerlichen Wohnungen bes 
findfiche blos in Holz geklebte Schornsteine, oder gar bloße Rauchlachten, 
wodurch am oͤftern Feuersbrünſte veranlaßt werden, nach und nach ganz 
vernichtet, und ſo viel als möglich maſſive Schornſteine aufgeführt werden. 

XI 


J. XIV, 

So viel die durch Krieg veranlaßte Feuersbrünſte betrifft: fo find 
ſelbige, ſie mögen von Feinden oder Freunden veranlaßt ſeyn, zwar nicht 
ad casus societatis i rechnen, jedoch folle die Mitglieder der Societät, 
welche darunter gelitten, nicht eher zu einem Beitrage angehalten wer⸗ 
den, als bis fie wiederum völlig aufgebauet haben, dahingegen erhalten 
diejenigen, welche während des Krieges, jedoch nicht eigentlich casu des 
Krieges, durch Fener verunglückt find, das incataſtrirte Quantum ohne 
alle Weitläuftigkeit. 

Was übrigens durch Sturm, Waſſer⸗Einſturz der Gebäude oc. ꝛc. 


und fonjt bei Ungewitter, jedoch ohne Brand verunglückt, gehört eben⸗ 
falls nicht ad casus Societatis, 


. XV. 

Das von der Societät aciei Indemnisations- Quantum zum 
Wiederaufbau der abgebrannten Gebäude, gehort lediglich dem Wieder⸗ 
aufbauenden, und muß daher ſchlechterdings demſelben zufließen. In⸗ 
deffen muß derſelbe, wie oben bereits beiläufig bemerkt ift, feine Quotam 
ſowohl zu dieſem ihm zukommenden Indemnisstions- Quanto, als auch 
zu allen übrigen fih fernerhin etwa fonft ereignenden Feuerſchäden beitra⸗ 
gen, und bleibt mithin der Regel nach das Cataſtrum des Guts, auch 
nach erfolgtem Brande unverändert, dergeſtallt, daß der Abgebrannte 
feinen Beitrag nach wie vor zu liefern verbunden dft. 

Hiervon findet jedoch alsdann eine Ausnahme ſtatt: 

a) wenn der Abgebrannte ſich entſchließen ſollte, den künftigen Werth 
der Gebäude mit einem hoͤhern Quanto zu aſſecuriren, oder 
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b) wenn der Guts⸗Beſitzer für gut finden ſollte, das abgebraunte Ges 
baude entweder gar nicht, oder doch nicht in dem Gute, wo es 
bisher geſtanden, wieder aufzubauen. " 
In beiden Fallen muß er indeſſen dem Sotietäts⸗Directori des Dez! 

partements die vorſchrifts mäßige Anzeige leiſten, damit dieſer noch vor 
dem Eintritt des neuen Societäts⸗ Jahres wegen Abänderung des Catas 
ſtri, das Nöthige verfügen könne. 

Das dem Verunglückten ſolchergeſtalt zukommende Iogemnisations- 
Quantum kommt übrigens allein bem Lehn zu gutes fo daß Allodial⸗Er⸗ 
ben, in Anſehung des von dem verſtorbenen Beſſtzer geleiſteten Beitra⸗ 
ges an die Lehns⸗Erben keinen Anſpruch machen können, fo wie auch in 
allen Erofällen die Indemniſations⸗ Gelder niemals zur Theilung unter 
ſaͤmmtlichen Miterben kommen, fondern allein demjenigen verbleiben, 
welcher Beſitzer der damit wiederherzuſtellenden Grundſtücke ift, oder 
wird. Dahingegen verſteht es fid) von ſelbſt, daß derjenige, der als 
Beſitzer diefe Entſchädigungs Gelder erhält, an die übrige Miterben 
keine Anforderungen ex capite deterioratiouis wegen der verunglückten 
Gebäude machen, oder ihnen an dem herauszugevenden Quanto etwas 
abkürzen könne. Uebrigens wird dem Verunglückten das ihm reglements⸗ 
mäßig zukommende Indemnuisations-Quantam. in zweien Terminen, nehm⸗ 
lich die eine ‚Hälfte praͤnumerando gleich nach geſchehener Unterfuchung, 
und vergütjgungsfähig befundenen Brande, die zweite Hälfte aber, wenn 
das Gebaͤude gerichtet und gedeckt, und dies durch ein, von einer Ges 
richts⸗Perſon aufzunehmendes Atteſt zweier benachbarten aſſoclirten 
Kreil itſtaͤnde verifieirt wird, baar, und fo viel, als es der Beitrag 
von denen Individuis verſtattet, in grobem Silber⸗Gourant ausgezahlt. 


. XVI. 

Die einem durch Feuer Verunglückten zukommenden Indemnisation 
Quanta, können unter keinem Vorwande, es ſey wegen tejtizenber öffent» 
licher Praestandorum , oder wegen ſonſtiger Privat» Schulden mit Atreſt 
belegt werden; fo wie auch die Beiträge zu den Brandſchäden, als onera 
publica realia bei Konkurſen, das Jus praelationis haben; auch foll bei 
Sr. Königl. Majeſtät allerunterthänigſt darauf angetragen werden, daß 
diefe Societät, in Rückſicht des durch biefelbe zu befoͤrdernden allgemei⸗ 
nen Beſtens, s 

a) in allen eigentlichen Angelegenheiten. der Societät eiue uneinge⸗ 
ſchraͤnkte Stempel⸗Freiheit genieße; daß ferner 

b) auch alle die Feuer Societät angehende, mit dem Öffentlichen Ge- 
metals oder Departements⸗Feuer⸗Societäts⸗Siegel beſiegelte, oder 
nur mit dem Rubro Fener: Societäts⸗ Sachen, gehörig rubrieirte 

Briefe, Paquette und Gelder von allem Poftporto völlig eximirt 

werden; daß es 

c) dieſer Societät ohngeachtet, bei dem denen Verunglückten genera⸗ 
liter Allerhöchſt accordirten Kontributions⸗Erlaß, und ubrigen Rez 
miffjonen öffentlicher Abgaben, lediglich zu belaſſen; und endlich 

d) die erwaͤhlten Feuer- Societäts⸗ Directores von Sr. Königlichen 

Mafeftät Allerhoͤchſt beftätiget, jedoch in Anſehung dieſes Ihres 

G von allen Chargen und Stempel⸗ Juribus, befteiet 

eiben. 
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g. XVII. 

Der jedesmalige General⸗Landſchafts⸗ Director bat zugleich als Ges 
neral⸗Feuer⸗Societäts⸗Director die Obers Diretcion über diefe Feuer⸗So⸗ 
cietät. Gr Hat genau darauf zu feben, daß das unter feiner Aufſicht ſte⸗ 
hende Haupt⸗Cataſtrum von allen aſſocürten Immobilien vorſchriftsmä⸗ 
ßig eingerichtet, und in Ordnung gehalten werde. Sammtliche Speciale 
Gatara werden demfelben, ehe folte dom Societitö- Director eines 
Departements approbiret werden können, zur Durchſicht zugeſchickt. Die 
Directores find verbunden, feinen ihnen in Angelegenheiten der Giocietüt ~ 
zu ertbeilenben Anweiſungen Folge zu leiſten, auch eine beſtändige Gore 
reſpondence mit demſelben zu unterhalten, dergeſtale, daß nicht allein 
eine jede in dem Departement vorfallende, die Societät betreffende Verz 
Anderung, befonders, wenn Brandſchäͤden vorgefallen find, ihn mit Eins 
ſendung, der demnächſt zu remittirenden Original- Unkerfüchungs⸗Proto⸗ 
kolle und Atteſte angezeigt, ſondern auch, wenn dergleichen Fälle nicht 
vorgekommen ſepn follten; dennoch wenigiten& alle Monat eine generelle 
ſchriftliche Anzeige, in Anſehung des Zustands des Departements, gelkk⸗ 
ſtet werden muß. Vorzüglich aber liegt dem General: Feuers Sotietäts⸗ 
Directori ob, aus denen ihm jährfich ſpäteſtens den loten Mai von den 
Societäts - Directoribus einzuſchickenden Kaſſen⸗Abſchlüſſen und Nachwei⸗ 
fungen, der in jedem Departement vorgefallenen Brandſchäden, nach 
nen im g. 9. beſtimmten Principiis, eine genaue Berechnung des in 
jedem Departement aufzubringenden Beitrages für das künftige Jahr 
anfertigen, und ſolche einem jeden Directort auf das ſchleunigſte zuſen⸗ 
den zu Laffenz: damit von dieſem ſodann die Kepartition auf die einzel⸗ 
nen Güter ebenfalls auf das förderfamfte ausgearbeitet, und für die 
Einziehung der Beiträge geforgt werden konne. 

4 Alle Beſchwerden ber Guts⸗Beſitzer gegen den Fener Soctetåts-Di- 
rectorem, eines Feuer⸗Societäts⸗Dfrectorſb gegen den Directorem eines 
andern Departements, oder gegen die ſtändiſchen Kreis⸗Deputirten, und 
übrige aſſockirte Beſiger, fo wie auch alle Anfragen in Angelegenheiten 
der Fewer- Societät; ferner die Correſpondence mit den hohen Lander 
Dicaſteriis, in fo fern ſolche das Generale des ganzen Juſtituts betre 
fen, gehören zu denen beſondern Geſchaͤften des General⸗Feuer⸗Soci 
täts⸗Sirectoris, und find ſowohl die Societäts⸗Directores, als auch 
die ſtändiſchen Kreis Deputitten verbunden, fid) den Entſcheidungen deſ⸗ 
ſelben interimiſtiſch zu unterwerfen. 

Uebrigens bleibt denjenigen, welche ſich etwa hierdurch gravirt glau⸗ 
ben ſollten, vorbehalten, fid) dieſerhalb bei der zur General⸗Abnehmung 
der Rechnungen der Societaͤt jährlich verſammelnden Comitte, von wel- 
cher F. 20. das weitere vorkommen wird, zu beſchweren, und auf die 
Final⸗Entſcheidung derſelben zu provociren. 

Die jährliche Rechnungen werden von den Dircotorihns in Abſchrift, 
die dazu gehörigen Beläge in originali, an den Genetal- Societäts⸗Bi⸗ 
rector zur Superreviſion geſchickt, fo wle derſelbe auch das Recht hat, 
die Kafen der Societät, fo oft er es noͤthig findet, zu revidiren. 

Die Bearbeitung dieſer Geſchaͤfte wird derſelbe aus Patriotismo, 


und in Rückſicht des für die Sicherheit der Laudſchaft daraus erwach⸗ 
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a 
fenden Nutzens, unentgeldlich übernehmen, und behält derſelbe diefes 
Amt fo lange, als fein Amt als General-Landfchafte-Director dauert. 

Uebrigens muß der jedesmalige General⸗Landſchafts⸗ Syndikus die 
richtige Führung des Haupt⸗Cataſtri, bie Anfertigung der Repartitio⸗ 
nen, auch alle vorkommende Expeditiones beſorgen, auch bei Reviſion 
der Directions- Kaffen aſſiſtiren, fo wie er überhaupt für die Ordnung 
der Registratur und des Erpedikions⸗Weſens, in Angelegenheiten ber Socie⸗ 
tät pflichtmäßig ſorgen muß; als wofür demſelben eine verhältuigmäßige 
Gratification ausgeſetzt werden foll. 

Der in einem jeden Departement von den Kreſsſtäuden des Depar⸗ 
tements nach der Mehrheit der Stimmen zu wählende Director, der jes 
doch aus den g. 6. angeführten Grunden für dies erſtemal aus der Zahl 
der Mitglieder der landſchaftlichen Departements ⸗ Gollegiorum gewählt 
werden muß, erhält den Titel. eines Feuer⸗Societäts⸗Directoris; er muß 
mit nicht zu hoch verſchuldeten Ritter⸗Gütern in dem Departement pof- 
ſeſſionirt; der deutſchen und wo ‚möglich der polniſchen Sprache kundig, 
und im Geſchäften geübt ſeyn, und fein Amt dauert, wie ſolches g. 6. 
näher beſtimmt iſt, ſo Lange als er lebt, oder er ſolches behalten will; 
es fey denn, daß Umſtäude eintreten ſollten, die eine Veränderung hier⸗ 
unter nothwendig machten. 

Die Gefchäfte feines Amts beſtehen generaliter in einer unermüde⸗ 
ten Aufſicht auf den genauen und ſchnellen Betrieb der in ſeinem De⸗ 
partement vorfallenden Feuer⸗Societäts⸗Geſchäfte, und in einer genauen 
treuen und gewiffenhaften Bewirthſchaftung der ihm anvertrauten Kaffe, 

Specialiter liegt demſelben ob, für die accurate Aufnahme der 
Feuer- Gataſtrorum nicht allein bei der jetzigen nenen Einrichtung der 


Societät, ſondern auch, wenn in der Folge andere Guts⸗Beſitzer der 


Societät beitreten, zu ſorgen. Er fertiget bei der jetzigen Etablrung 
der Societät, einem jeden, ihm auf feine Requifition von ben landſchaft⸗ 
lichen Departement- Directionen, namentlich bekannt zu machenden Do- 
minio, 3 Exemplare des Schematis zum Feuer⸗Cataſtro mit der Anwei⸗ 
fung zu, entweder die Gründe, aus denen derſetbe der Socfetäat niht 
beitreten zu durfen glaubt, anzuzeigen, oder die Gataſtra, allenfalls 
mit Zuziehung Sachverſtaͤndiger Perſonen, genau auszufüllen, und ihm 
ſpaͤteſtens binnen 4 Wochen zu remittiren; er revidiret die ihm einge⸗ 
ſchickten Cataſtra, und remittirt ſolche, im Fall er etwas dabei zu ers 
innern findet, an das Dominium zur Abänderung, und überſchickt, in 
ſofern er dabei nichts zu bemerken findet, das eine Exemplar an den 
General⸗Feuer⸗Societäts⸗ Director zur Approbation, und wenn diefe 
erfolgt ift, fertigt er dem Dominio das zweite, von ihm zu atteſtirende, 
zu unterſchrelbende und zu unterfiegelnde Exemplar, zur Kufbewahrung 
zu; vas bei ihm zuruck gebliebene Ste Gremplar aber bringt er zu dem 
für jeden zu feinem Departement gehörigen Kreis beſtimmte Negifter, 
welchem ein alphabetifches Verzeichuiß aller Güter, zur Bequemlichkeit 
des Nachſuchens, vorzuheften ift. Eben fo verfährt verſelbe, wenn ſich 
in der Folge neue Intereſſenten, die der Feuer⸗ Aſſociatſon beitreten 
wollen, und dem Reglement zu Folge dazu verſtatket werden konnen, 
melden ſollten. Er controllirt übrigens genau, ob faͤmmtliche Beſitzer, 
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welche dem Reglement gemäß anfänglich beizutreten ſchuldig find, bie 
ausgefüllten Gataftra zur beſtimmten Seit. eingeſendet haben, und ers 
nennet, im Fall einer oder der andere darunter fäumig feum ſollte, zwei 
benachbarte affoelirte Kreis⸗Staͤnde, welche alsdann auf Koſten des Do- 
minii, entweder die Gründe, aus denen das Dominium der Societät 
nicht beitreten zu dürfen glaubt, unterſuchen, oder das Cataſtrum gehö⸗ 
rig aufnehmen, und an den Directorem einfenden; er nimmt das Ginz. 
tritts⸗Geld, and die in Gemäßheit der von ihm jährlich auf nähere 
Beweiſung des General⸗Feuer⸗Soejetätz⸗ Directoris angufertigenben fpes 
ciellen Repartitlon einkommende Beiträge an; legt das eingekommene 


Geld, welches derſelbe fo viel als möglich in Pfandbriefe umzusetzen 


ſuchen muß, mit Zuziehung des Nendanten in den Depoſiten⸗Kaſten der 
Societät, welcher in dem Kafon- Gewölbe einer jeden Landſchafts⸗Dirre⸗ 
tion ſteht, und wozu er den einen, und der Rendant den andern Schlüſ⸗ 
ſel hat, verwahrlich nieder; er notirt alle eingehende Gelder, ſowohl 
als diejenigen, welche er entweder in den Depoſital⸗Kaſten einlegt, oder 
ſonſt auszahlt, in fein Journal, welches er nach bem Schemate sub B. 
führen muß er verfügt, daß dem Verunglückten die Hälfte des anf die 
oben vorgeſchriebene Art auszumittelnden Schadens, auf das ſchleunigſte 
aus der Kaffe zugeſchickt werte; er hat ein ſtets wachſames Ange auf 
den Nendanten und auf die richtige Führung der von ihm anzufertigen⸗ 
den Rechnung, er trägt die wirklich zur Kaffe gekommenen, oder daraus 
auszuzahlenden Gelder in ein nach eben dem Schemate sub B, zu füh⸗ 
rendes Buch, welches jederzeit. in dem Depoſital⸗Kaſten verſchloſſen 
liegen muß, ein, und fertigt über alle Auszahlungen aus der Kaffe, und 
über alle Einzahlungen an dieſelbe, ſchriftliche Verfügungen: an den 
Rendanten, zu deffen Rechnungs⸗Belage aus, und er ſorgt endlich daz 
für, daß die Haupt⸗ Rechnung nebſt den Belägen, jahrlich an den Ges 
neral⸗Feuer⸗Societäͤts⸗ODirectorem eingeſendet werde. - 
Zum Rendanten ber Societäts⸗Kaſſe wird einer der Subalternen 
der landſchaftlichen Departements» Direction von dem Societaͤts⸗Diree⸗ 
tore, unter der Genehmigung des General⸗Fener⸗Societäts⸗Directoris 
erwählt, welcher, wie folches ſchon vorher beſtimmt ift, fid) zur Kühe 
rung ſeines Amts eidlich verbindlich machen muß, und in ſo ferne er 
nicht etwa als Rendant der Landſchafts⸗ Direction, ſchon ohnehin Catz 
tion beſtellt hat, zur Leiſtung einer Kaution, von wenigſtens 1000 Nthtr. 
verbunden ift- Sein Amt dauert ſo lange er lebt, oder er ſolches frei⸗ 
willig niederlegen möchte, es fey dann, daß eintretende wichtige Ums 
fände feine Entlaſſung nothwendig machen möchten. Seine Verrichtun⸗ 
gen beſtehen darin, daß er dem Directori, beſonders zur Zeit der jähr⸗ 
lichen Ausſchreibung der Beiträge, bei Ausfertigung der Eireularken, und 
bei Anfertigung der Repartitionen behülſtich ift, und für die ordentliche 
Sammlung der Cotestrorum auf Anweifung des Directoris mit ſorgt. 
Er muß ferner die eingekommenen Unterſuchungs⸗ Protokolle bei entſte⸗ 
henden gener- Schäden mit den Eataſtris genau vergleichen, und die 
Nichtigkeit der Nummer des Cataſtri, und de Assecurations- Quanti 
darauf atteſtiren; er muß auf Anweiſung des Dfrectoris die Repartitfo⸗ 
nen auf jeden einzelnen aſſoctirten Beſitzer principienmäßig anfertigen, 
für die Einziehung der Beiträge ſorgen, die ſaumſeligen Debenten dem 
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Divertoti zur weitern Verfügung anzeigen, und die an den Directorem 
eingegangenen Gelder, mit dieſem gemeinſchaftlich in dem Depoſttal⸗Ka⸗ 
ften, wozu er den einen Schlüſſel hat, niederlegen, auch daß ſolches ges 
ſchehen, in das, in dem Depoſttal⸗Kaſten liegende Protokoll⸗Buch -eins 
tragen, und dies nebft dem Directori unterſchreiben; die au einen Ver⸗ 
unglückten abzuſendenden Gelder muß er unverzüglich, ſo bald ihm ſolche 
entweder von dem Directore aus dem Depoſttal⸗Kaſten herausgegeben 
find, oder er die Anweifung erhalten hat, ſolche von denen ihm etwa 
vom Direktore zum Beſtande in Händen gelaffenen baren Geldern ab⸗ 
zuſenden, an die Behörde abſchicken, und den Poſtſchein ſo lange, bis 
er eine beglaubte Quittung des Empfängers erhalten hat, aſſerviren. 

© Mebrigend muß er die ihm vom Directore in jedem Einnahme⸗ und 
Auszahlung -Falle ſchriftlich auszufertigende, und zuzuſtellende Anwei⸗ 
fungon zu feinen Rechnungs Belägen ſammeln; am Ende jeden Jahres 
die Haupt⸗Mechnung nach dem Schema sub C. anfertigen, und ſolche 
dem Directore zur weitern Abſendung an den General⸗Feuer⸗Societäts⸗ 
Directorem, nebſt den Originar⸗Belaͤgen übergeben, und fid) übrigens 
bei Beobachtung feiner Amts⸗Pflichten , aller pflichtmäßigen Genauigkeit 
und Accurateſſe befleißigen, 


& XVIII. 1 


Da die Einrichtung der Socletäts⸗Kaſſe hauptſäͤchlich zum Beſten 
der adelichen Einſaaſſen und Güter⸗Beſiter, und zur Sicherheſt der 
Landſchaft gemacht ift, und die Membra der General- ſowohl als der 
ſpeciellen Socfetäts⸗Directionen aus angeſeſſenen Kreisſtänden beſtehen: 
ſo werden dieſelben die bei Adminiſtrirung der Feuer ⸗ Societäts - Kaffe 
vorfallenden Arbeiten hauptſächlich aus Patriotismus übernehmen, und 
daher vor der Hand mit denen, beſonders denen Departements⸗Societäts⸗ 
Directoribus ausgeſetzten geringen, hauptſächlich zur Beſtreitung der baaz 
ren Auslagen bestimmten Gehalten, zufrieden ſepn. Bahingegen erfor⸗ 
dert es die Billigkeit, daß den übrigen Offteianten verhältnißmäßige 
Vergütigungen für bie, ihnen durch diefe Einrichtung vermehrte Arbeit, 
zugebilliget werden. Dieſe Koften werden zum Theil durch den, mit Ges 
nehmigung der Stände aus ben Erſparniſſen einer jeden landſchaftlichen 
Direction zu nehmenden Zuſchuß von 125 Rthlr. für jedes Departement 
beſtritten, theils aber werden fole aus den bezahlten 4 Procent bez 
richtiget, fo daß hievon der fehlende Beitrag zu den Gehalten, fo wie 
auch die denen zur Abnahme der Rechnungen aus denen Kreiſen zu wäh⸗ 
lenden Deputirten, deren jeder täglich 3 Rehlr. incl. der Neifekoften ers 
hält, zu gebenden Diäten beftritten wird. Und verſteht es fih übrigens 
von ſelbſt, daß ein jeder Feuer⸗Societäts⸗ Director in feinem Departe⸗ 
ment fuͤr die Auszahlung der zu dieſen Ausgaben aufzubringenden Gel⸗ 
der ſorgen muß. 


9. XIx. 


Vom erſten Junius des künftigen Jahres an, nimmt die Feuer⸗ 
Societät ihren Anfang, und da mithin auch der Beitrag von da ange⸗ 
het, fo haben fid) von dieſer Zeit an, bie etwa verunglückte Societäts⸗ 
Verwandte der Vergütigung zu erfreiten, dergeſtalt, daß, um fie beffer 
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in den Stand zu ſetzen, ihr Retabliſſement zu bewürken, die ihnen gue 
kommende Vergütigung, wie ſolches oben bereits feftgefebt ift, in zweien 
Terminen, nehmlich die Hälfte prinumerando, und gleich nach geſchehe⸗ 
ner Unterfuchung und vergütigungsfaͤhig befundenem Brande, und die 
andere Hälfte, wenn das Gebäude gerichtet, und dies gehörſg verificitt 
ijt, an biefelben ausgezahlt wird, 

Da indeffen ſogleich nach der Allerhoͤchſten Beftätigung dieſes Nes 
glements, die Geſchafte der Societät, nehmlich die Anfertigung und 
Ajuſtirung der Cataſtrorum, und die Einſammlung des + Sprocenté, 
ſchon vorher feinen Anfang nimmt; fo wird hierdurch feſtgeſetzt, daß die 
Salaria ſämmtlicher mit Gehalten verſehenen Offickanten vom 1teu Des 
cember a. c. au, in Quartal⸗Ratis ausgezahlt werden. 


$ xx. 


Da es übrigens nothwendig iſt, daß die ganze Provinz und beſon⸗ 
ders die dei der Societät zunächſt intereffirende Beſitzer, wenigſtens jähr⸗ 
lich einmal von dem Verfahren der Directoren, von der Rechnungsfüh⸗ 
rung derſelben, und von der trenen Verwendung der Beiträge überzeu⸗ 
gend unterrichtet werden; diefe, von den landſchaftlichen Geſchäften ganz 
abgeſonderte Angelegenheit aber auch von ganz andern Perſonen, als 
von denjenigen, welche zur Shesifiou der landſchaftlichen Geschäfte bes 
ſtimmt find, kontrollirt werden muß: fo wird hierüber feftgefegt: 

1) daß die Ablegung der Rechnungen der Socſetät jährlich an dem 
Orte, wo fih der landſchaftliche Engere Aus ſchuß verſammlet, und 
zwar den iten October jeden Jahres unter dem Borſitz des Gene⸗ 
ral⸗Feuer⸗Socictäts⸗Directorfs geſchehen folle. Zu dieſem Ende 
kommen 

2) Die 4 Societäts⸗Directoren, und and einem jeden Departement 
ein ſtändſſcher Kreie-Deputirter, gegen die eben beftimmte Zeit zur 
Nevifion der Societäts⸗Rechnungen, und zur Berathſchlagung über 
die Angelegenheiten der Societät zuſammen, revidiren die Rechnun⸗ 
gen, und dechargiren die Rechnungsführer. 

Die zu jedem Departement gehörigen Kreife wählen ben, zu 
dieſer Comité zu deputirenden ſtändiſchen Kreis⸗Deputirten nach 
einem unter ſich feftzufegenden Turno, 

8) Jeder dieſer ſtaͤndiſchen Kreis⸗Deputirten hat fein beſonderes Vo- 
tum, wohingegen die 5 Socketäts⸗Directores, incl. des Generals 
Directoris, wenn Vota paria find, nur ein Votum decisivum haben. 

Wenn ſolchergeſtalt die Angelegenheiten der Societät durch dieſe 
Comitis abgemacht, und die Rechnungen dechargirt find: fo wird alèz 
denn das Publikum von dem Zustande ber Kaſſen durch ein in den In⸗ 
8 der Provinz einzurückendes gedrucktes Avertiſſement be⸗ 

achrichtiget. Y 

zs Schlüplich wird hierdurch noch allerunterthänigft angetragen, und zu 
beſtimmen gebeten, daß die Feuer⸗Societäts⸗Cataſtra, und die dazu ein⸗ 
zubringenden und angefertigten Taxen, niemalen und zu keiner Zeit, bet 
Beſtimmung des Landes Onerum zum Fundament genommen, noch de⸗ 
ren Communication an irgend ein Dicafterium verſtattet, übrigens aber 
nunmehro dieſes Reglement durch öffentlichen Druck bekannt gemacht, 
Weſtpreuß. Prov.⸗Recht. Bd. II. 19 
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und nicht allein die landſchaftlichen, ſondern auch die übrigen Landes⸗ 
Collegia angewieſen werden, auf die Befolgung deſſelben genau zu halten. 
Graudenz, den 1. Oetober 1789. 


A. St. Gr. v. d. Goltz mppria, 2. F. v. Tiedemann mpprin. v. Unruh. 
Gr. v. Krockow. Gr. v. Grabowcki. Gr. v. d. Goltz. 
v. Auerswald. 


So haben Wir in Betracht des großen Nutzens, welcher aus der⸗ 
gleichen wohlgeordneten Verbindungen zur gemeinſchaßtlichen Uebertra⸗ 
gung ſolcher auſſerordentlichen Ungtücksfäue für die Conſerogtiun der 
einzelnen Grundbeſitzer, die davon betroffen werden, entſteht, und durch 
die Erfahrung hinlänglich bewährt iſt, auch der dem landſchaftlichen 
Credit dadurch zutretenden neuen Befestigung und Sicherheit, dieſem des 
voteſten Geſuch Unſerer getreuen Weſtpreußfſchen Stände Statt zu ges 
ben, kein Bedenken gefunden. 


Wir confirmiren und betätigen alfo hierdurch vorſtehendes, von bee 
fagten Ständen entworfenes Reglement, nach feinem ganzen Inhalt; 
bednen und wollen, daß ſolches als ein in allen Angelegenheiten dieſer 
Art verbindendes Geſetz, feſt und unverbrüchlich gehalten werden fell; 
verleihen der Weſtpreußiſchen Adelichen Feuer⸗Socketät alle Vorrechte 
und Privilegia, welche dergleichen Soeſetäten in Unfern übrigen Pro⸗ 
singen, befonders in Oftpreufien, Bor und Hinter Pommern, der Chiz 
und Neumark beigelegt find, und, 0 Be Jedermäͤnniglich, 
insonderheit aber Unfern MWeftprsußifchen Landes ⸗Gollegtis, fid) in vorz 
kommenden Fallen, nach biefem Reglement gebührend zu achten; die werz 
bundenen Stände Dabei früftioft zu fügen; und fie darin weder felbjt 
zu beeinträchtigen, noch dergleichen Beeinträchtigung irgend Jemand zu 
geſtatten. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhändigen Unterſchrift, und bef- 
gedrucktem Königlichen Inſtegel. 


Gegeben Berlin, den 24, October 1789. f 
Friedrich Wilhelm 


(. 800 
v. Garmer. 


Gonfitmatto 
des Feuer⸗Societäts⸗Reglements für ble 
Abdelichen Gutsbeſitzer in Weſtpreußen. - f 
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C. 
Rechnung 
von der Adelſchen Weft: Preußiſchen Feuer ⸗Sotietäts⸗Kaſſe 
pro 17 
* geführt von N. 
übergeben den ac. 
Iſt nach den Belägen in Calculo richtig. 
N. 


è H 
Ej Sit einge⸗J Reſtiret. F 
Sol dn: | : T $ 
Kommen. 2 Einnahme kommen. E 
ex c 
2 87 
gute. Ge. B. U tte. Gr. P. Der eror 


Tit. I. An Beſtand. 
aut Rechnung pro $% 
Pag. 16. 


« | 


Tit. II. An Fundationsbei⸗ i 


Tit. II. An Reſten. 
lant Rechnung pro $è p.5. 
an Beitrag wegen Brand: 
Schäden von dem N. pag. 7. 


trag. 

Iltaut Verfügung vom 1. Mai 
und beigelegten Specifi 
cation 

|a) von dem N. N. 
b) von dem N. zu N. 


Mit. IV. Un Beitrag wegen 
Brandſchaͤden p.-Anno 17 
2|Iaut Einziehungs⸗Ordre de 
11. Jul. und Repartition 
S[von N. 1 
bon bem Director des Ma⸗ 
rienwerderſchen Departe⸗ 
ments 


Recapitul, aller Einnahm, 
Tit, I. 2c. ac. 


150 
8|20| ; 
s) |. 
40 
500 
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$ a E 

SoN ausge- = Iſt oxge| Beſtand. 9 
geben wer⸗ Ausgabe. E [geben wor⸗ E 
den. H den. E 

5 - — 

Kite. Ge pr 15 mute. Geor LA os oi] P 


500 Tit. An Fundationsbei- 


trag. 500 
Iſt noch nichts von dieſem 
zum Fundations⸗ Beitrag > 
beſtimmten Gelbe bezahlt. 
Tit. II. An die Provinci⸗ 


rienwerberſchen Oeparte⸗ 
ments. t00 


al = Departements, 
100 4 [tn den Directorem des Ma⸗ 
Tit, IU. An Vergütigung 

für Brandſchaden. 


laut Quittung des N. d, d.f 17 


17 5 
80|* 6|Iaut Aſſignation d. d. an 
ben N. 50 
Tis Iv. An Salatien der“ 
Officianten. 
50 7|tant Auweſſung d. d. an 


die Genecal Direction 50 


Schluß ⸗ Balance. 


Die Einnahme ift pag 20. 


Die Ausgabe ift pag. o. 


——— 
; Bleibt getan . | so |= l> 
Vorſtehender Beſtand, der nach Abſchluß pro Mai 1745 verblieben, 
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ift mit 60 Mthle, bel der Kaſſen⸗Reviſton baar vorgewleſen worden, 
welches hierdurch beſcheiniget wird. $ w 
Schueidemuͤhl, den E 4 


Vorſtehende Rechnung ijt bei der Abnahme bis auf das ſeparat 
notirte überall mit Belägen gehörig jujtificirt befunden worden, worits 
ber der Rendant bis auf die zu erfolgende Approbation, der Generals 
Landſchafts⸗Otrectkon, von uns ad interim quittirt wird. 

ſchneidemühl, den ten 12, 
Weſtpreuß. eet: eee e PAPE Nfipen Departements, 


b) Erläuterungen, nähere Beſtimmungen und Abänderuns 
gen des Weſtpreußiſchen Feuer⸗Societäts⸗Reglements den 
24. October 1789, nach den Allerhoͤchſt beſtaͤtigten Bez 
ſchluͤſſen des Groͤßern Ausſchuſſes d. d. Marienwerder, 
den 22ten Julius 1794. 


Nachdem die mit Allerhöchſter Genehmigung Sr. Königl. Majeſtät 
zuſammen berufenen Deputirten zum Größern Landſchaftl. Ausſchuß in 
ihren wegen Abwefehheit des Herrn Haupt⸗Landſchafts⸗Präſidenten 
Groß- Kanzlers und Ritter des ſchwarzen Adler⸗Orvdens Freiherr von 
Garmer, Grcelleng, unter dem Vorſitze des Herrn Kammer > Gerichte, 
Pröfibenten Freiherrn von Schröter aus Berlin als Commissari Regi 
vom 0 — 22. Juli 1794 gehaltenen Conferenzen und Berathſchlagun⸗ 
gen, das von Sr. Königl. Majeſtät unterm 24. Oktor. 1789 allechöcft 
beftätigte Ferer- Societäts⸗ Reglement nochmal ſorgfältig revidirt und 
geprüft Haben, fo haben Dieſelben für nothwendig erachtet, in Auſehung 
der, bei verſchiedenen Materien erforderlſchen Erläuterungen, näheren 
ae und Abänderungen, nachſtehende Beſchlüſſe zu faſſen, des 
ren quqnisa und Allerhoͤchſte Beſtätigung unterthänigft erbeten wer⸗ 
den . 8 
Ad pag. 4. h. II. post verba: zu verlangen befugt find 

ijt hinzuſetzen: 

So viel die freien Zins und Erb⸗ Bauern, und andere mit den 

ſelben gleiche Rechte habende Bewohner des platten Landes in ad⸗ 

lichen Gütern anbetrifft: ſo ſind dieſelben ſchlechterdings verbun⸗ 
den, ihre Grundstücke an Höufern, Ställen und Scheunen in einer 

Feuer: Soctetät, fie fep. eine Königliche, adliche, oder auch nur eine 

approbirte Privat - Verbindung, zu verſichern, und der Gutsherr ift 

berechtiget, dieſelben allenfalls durch rechtliche Zwangsmittel von 
dem Patrimoniak⸗Gerichte dazu anhalten zu laſſen. Dahingegen 
können“ dieſelben nicht schlechterdings gezwungen werden, der adli⸗ 
chen Feuer» Societät beizutreten, vielmehr ift es die Sache des 

Gutsherrn, wenn er ſolches will, fid) mit denſelben dieſerbalb in 

Güte zu einigen; fo wie es ihm auch unbenommen bleibt, allenfalls 

dergleichen Grundſtücke, im Fall er z. G. das zum Wiederaufbauen 
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senöthigte Holz herzugeben verbunden iſt, auf die Hälfte des 
Werthe bei der adlichen Feuers Societät zu berſichern, als in wel- 
chem Fall er alsdann, da er die Beiträge bezahlen muß, auch das 
Aſſecurations⸗ Quantum ausgezahlt erhält. 
Uebrigens werden de. ze. 

ad pag. 6. $. V. ist in fno $phi hinzugufegent 
n Anfehung der, der Societät beitretenden Medkat⸗ Städte, wird 
für die Zukunft feftgefest: daß blos diejenigen Städte, worin 
fämmtliche Lipi maffive Schornſteine und ein ſteinernes 
Dach haben“ in die Societät aufgenommen werden dürfen. 

Wohingegen es in Anſehung der bereits aſſocürten Mediat- 

Städte, zwar bei der geſchehenen Aufnahme fein Bewenden behält, 
den durch Feuer verunglückten Einwohnern aber, die zweite Hälfte 
des Entfeyadigungs + Quanti wicht eher ausgezahlt werden darf, bis 
nachgewieſen ift, daß das wiederaufgebaute Haus mit einem maſſt⸗ 
ven Schornſtein und Steindache verſehen iſt. 

Die in ſolchen Städten befindlichen, gemeiniglid) an einem 
Ort zuſammen gebauten Scheunen der Einwohner, können und dir- 
fen in keinem Fall zur Aſfecuration verſtattet werden; ſondern es 
erſtreckt fid) ſolche nur auf bie, hinter und bei dem Wohuhauſe bes 
legenen Wirthſchafts⸗ Gebäude. 

Uebrigens ijt der Director des Departements berechtigt, ſowohl 
die Landſchafts⸗Directionen, als auch jeden Kreisſtand zu requiris 
ren, die, wegen der Feuer⸗Socjetäts⸗Angelegenheſten etwa vor⸗ 
kommenden Unterſuchungen und Recherchen zu übernehmen; und ſind 
diefelben verbunden, dergleichen, das allgemeine betreffende nitzliche 
Geſchafte unweigerlich zu übernehmen. 

ad pag. 8. &. VII. Iſt der Anfäng des gpu dahin zu ändern: 

Um allen etwa beſorglichen Mißbräuchen der Aſſecurationen vorzu⸗ 
beugen, wird hierdurch generaliter fefigefegt, daß diejenigen Guts⸗ 
beſiher, welche der adelichen Feuer» Societät beizutreten verpffich⸗ 
tet find, ihre Gebäude bei keiner andern Societät noch außerdem 
verſichern laffen dürfen: Da es ihnen ohnehin nach pag. 10. . VIII. 
dez Reglements erlaubt ift, ihre Wirthſchafts⸗ Gebäude, Speicher, 
Scheunen und Ställe mit dem doppelten Betrage des fonftigen 
Werths zu aſſecuriren. b 

Damit übrigens bei Beſtimmung des Werths der zu aſſecurl⸗ 
renden Grbände nicht zu willkührlich zu Werke gegangen werde, fo 
wird hierdurch feſtgeſetzt, daß der Werth aller zu aſſecurirenden 
Gebäude, ohne Unterſchied dem wahren Werthe derſelben gemäß 
verſichert, mithin biefelbe durch eine Taxe ausgemittelt und be⸗ 
ftimmt werben muß. 

Dieſe Taxe if beſonders bei großen errſchaſtlichen und Wirth⸗ 
ſchaftsgebäuden durch Sachverſtändige mit Zuzfehung eines zur Soz 
cietát gehörigen Kreisſtandes, oder, wenn die Sachverſtändigen gar 
nicht zu haben ſeyn ſollten, mit Zuziehung zweier der Societät beiz 
getretenen Kreisſtände, nach der actuellen Beſchaffenheit der Ge⸗ 
baude, mit Zurechnung der ſaͤnuntlichen Materialien auzufertigen. 

* 
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Jedoch ſteht dem Beſitzer, der die Materialien an Holz, Steinen xc. 
felbſt hat, frei, den Werth derſelben in Abzug zu bringen. 

Der Werth eines Herrſchaftlichen Wohnhaufes, darf nie über 
3000 Athlr. hoch aſſecurirt werden. 

Die Gatajtra find Übrigens nach dem beiliegenden Schema eins 
zurichten. Sie müffen in triple aügeferfiget, und dem Feuer- So- 
cietäts⸗ Director ſpateſtens den 9ten April jeden Jahres eingeschickt 
werden; widrigenfalls es fih der Beſitzer ſelbſt beizumeſſen hat, 
wenn er für das folgende Kaſſen⸗Jahr, welches mit dem Iten 
Runt ſetnen Anfang nimmt, von der Societät ausgeſchloſſen bleibt. 
In dieſes Cataſtrum muß R 

damit bei 2c, bis zu ben Worten: beſtimmte befondere 
Regifter 
bleibt das Reglement 
post verba: beſondere Regiſter, füllt der ganze passus. 
Uebrigens liegt ze. bis zu Ende des Paragraphi meg: und 
dft dagegen folgendes zuzuſetzen y 
Den an den Directorem einzuſchickenden Cataſtris müffen jes 
derzeit die von den Kreisſtänden mit Zuziehung der Sachverſtändi⸗ 
gen oder ſonſt uͤber die Tare aufzunehmenden Protokollen mit bei⸗ 
gefügt werden, und der Director iſt verpflichtet, ſolche der Gene⸗ 
ral⸗ Feuer ⸗Societäts Direction bei der nachzuſuchenden Beſtätigung 
des Gataftet mit zu überſchicken. 0 
Jedem Gutöbefiger, der fid) zur Affociation meldet, wird uͤbri⸗ 
gens das auszufüllende Schema des Cakaſtri durch den Directorem 
iu triplo unentgeldlich zugefertiget, und liegt, im Fall etwa Guts⸗ 
besitzer, welche der Societät dem b. XL des Reglements zufolge 
beizutreten verbunden find, in Einreichung der Cataſtrum ſaͤumſg 
ſeyn ſollten, den Directoren beſonders ob, die Aufnahme des Ca⸗ 
taſtei auf offen des Beſitzers durch einen Kreisſtand und durch 
Sachverſtandige, mit Zuziehung einer Gerichts⸗ oder andern glaub⸗ 
haften Perſon, allenfalls eines zweiten Kreisſtandes oder des Ren⸗ 
Danten der Feuer: Societäts⸗Kaſſe bewürken zu Laffen, 
ad 15 10. H. VIII. lit, b, if post verba beſonders aber hinzuzu⸗ 
ſetzen: E 
Die Speicher, Scheunen de. 26. x 
ad pag. 10. §, IX, post verba: Bei ber jährlichen Tusſchrei⸗ 
bung neuer Beiträge ift hinzuzuſetzen: und bei Berechnung des 
in Gaſſa bleiben ſollenden $ Prozents auf die beim Abſchluß der 
Rechnung in Caſſa gebliebenen baaren Beſtände Rückſicht genom⸗ 
men, und die ſelben mit ad Computum gebracht werden muͤſſen, [o 
wie auch zwar darauf zu ſehen ift, daß ac. ꝛc. 
ad pag, 11. ejusd, 8, Auf der zehnten Seite von oben, ift post verba: 
eingeſchickt wer den, zu feen: und find die Landes⸗Collegia 
und die übrigen comyetenten Gerichte bereits generaliter angewie⸗ 
fen worden, die Reguisitioues zc. 
ad pag. 12. $. XL in der erſten Zeile von oben, iſt post verba: Anz 
zeige leiſten zu ſetzen: Aes 
Diefer trägt alsdann, wenn ber Feuer» Schaden nicht über 
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60 Rthlr. ift, einem benachbarten Kreisſtande die Unterſuchung auf. 
Bei größern Brandſchaden hingegen committict derſelbe zweien guz 
nächſt an den verunglückten Beſitzer wohnenden, bei der Societät 
intereſſirenden Kreisſtänden, [id auf das ſchleunigſte an den Ort, 
wo das Unglück entstanden ift, zu begeben, mit Zuziehung einer 
vereidigten Gerichts oder andern glaubhaften Perſon, allenfalls des 
Rendanten, ſummariſch ꝛc. ac. 
ad pug, 14. &. XV. in der zehnten Zelle von unten iff post verba ges 
richtet zu feßen: und gedeckt. 5 
ad pag. 14. 8. XVIII. fallen in der 7ten Zeile von unten die Worte: 
von 125 Rihlr. für jedes Departement 
weg, und wird dagegen geſetzt: k 
von 242 Rthlr. 12 gr, für jedes Departement 26. 2c. 
ad pag. 20. g. XX, post verba: hierüber feſtgeſetzt, ijt folgende 
Abänderung gemacht: 
Daß der jedesmalige jährliche Engere Ausſchuß die Feuer⸗So⸗ 
cietäts Rechnungen revidiren und dechargiren foll, und haben übri⸗ 
jens die Directores den Deputirten zum Engern Ausſchuß die ers 
ſorderliche Budmache und Fuſtructlonen in Anſehung der zum Beſten 
des Instituts etwa zu machenden Anträge mit zu geben. 
N, B. Der ganze Passus von No. 1 bis 3. fällt weg, und wird 
ferner geſetzt: Em 
Wenn ſolchergeſtallt die Angelegenheiten der Societät abge⸗ 
macht ac. 2c. 
Marienwerder, ben 22teu Juli 1794, 
von Schröter, Graf v. d. Goltz. v. Schleinitz. v. Tiedemann. v. Blan⸗ 
kenſee. v. Auerswald. Graf v. Kayſerling. Graf v. d. Goltz. v. Eruz 
ſtynskt. v. Gollas. v. Lnkowicz. v. Dorprowski. v. Gerhardt. v. Chmie⸗ 
lewskf. v. Zychlinski. Graf v. d. Goltz. v. Blankenburg. v. Kalt- 
ſtein. v. Zakrzewski. v. Brochwitz. v. Tremdecki. 


Nachdem Seiner Königlichen Majeſtat von Preußen 2c. ac. Unſerm 
allergnädigſten Herrn über nachſtehende Deklaration und Ergänzungen 
des Weftpreußifchen Feuer⸗Societäts⸗Reglements pflichtmäͤßiger Vortrag 
geſchehen; fo haben Allerhöchſtdieſelben ſothane Goncluſa der verfammelt 
geweſenen Stände, da fie den Grundſätzen des Eredit⸗Syſtems anges 
meſſen befunden worden, auch zur Befeſtigung dieſer Grundfäge, fo wie 
p Beförderung der Ordnung und Solidité in den Operationen abgie- 

len, durchgehends zu genehmigen und Landesherrlich zu beftätigen aller⸗ 
guddigſt geruhet; dergeſtallt, daß dieſen Concluſis gleiche Kraft und 
Wirkſamkeit, wie dem Reglement beigelegt, und denenſelben von einem 
jeden, den es angeht, gebührend nachgelebet werden fol, Signatum 
Berlin, den 26ſten Februar 1795. h 
(UL. 8.) Friedrich Wilhelm. 

i a eclatation 
tS Landſchaftl. Feuer⸗Societäts⸗Reglements vom 

9 2áten October 1789. i 


v. Carmer. 
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Nr. 64. 


Declaration uͤber die Vererbung der Bauerhoͤfe in den Doz 
mainen⸗Aemtern: Gegeben Berlin, den 25ſten März 
1790. *) 


Nachdem durch eine unterm 20ffen Februar 1777 ergangene Cabinets⸗ 


Ordre feſtgeſetzt worden: h 
daß an denen Orten in der Kurs und Neumark, Pommern und ans 


dern Provinzen, wo die Bauerhöfe in den Amts dörfern den Befigern 
noch nicht eigenthümlich verliehen worden, denenſelben die Berſiche⸗ 
rung zu ertheilen feg, daß ihre Güter nach ihrem Tode ihren Kina 
dern nicht genommen werden ſollen, damit ſie dadurch aufgemun⸗ 
tert werden, beſſern Fleif anzuwenden, um die Höfe ordentlich zu 
bewirthſchaften, alles in gutem Stande zu erhalten, auch auf Ver⸗ 
beſſerungen bedacht zu ſeyn 
in der Folge aber wegen der ſolchergeſtallt erfolgten erblichen Verlei⸗ 
bung der Bauerhöfe, auf was für Perfonen und Verwandten das verlies 
hene Erbrecht fid) erſtrecke? unter welchen Umſtänden und Bedingungen 
ſolches ſtatt finde? und was der Uebernehmer des ‚Hofes feinen etwani⸗ 
gen Miterben zu leiſten habe? verſchiedene Zweifel entftanden ſind; So 
haben Seine Königliche Majeſtät von Preußen zc, Unſer Allergnädig⸗ 
fter Herr, zur Hebung dieſer Zweifel und Feststellung fichrer und bes 
stimmter Grundfatze über die Erblichkeit der unterthinigen Bauerhöfe 
in Höchſtdero ſämmtlichen Domainen⸗Aemtern, nachſtehende Declaration 
zu erlaſſen gut befunden. 


1 

Zuvörderſt wiederholen und beftätigem Seine Königliche Maſeſtaͤt 
hiedurch nochmals die den SBefibern folcher Bauerpöfe obgedachtermaßen 
ertheilte Verſicherung, daß ihre Höfe nach ihkem Tode ihren Kindern 
oder ſonſtigen mádjten Verwandten aan, und alfo die Früchte der 
von ihnen auf deren Erhaltung und Verbeſſerung gewendeten, Mihe und 
Arbeit nicht nur von ihnen ſelbſt, fo lange fie leben, ungeſtört genoffen 
werden, ſondern auch in der Folge den Ihrigen zu fatten kommen 
ſollen. 


nung ſtatt finden: 
Zuvörderſt find dazu die Kinder des letzten SBefigerB, ohne Unters 


ſchled des Grades, des Atcers oder Gefchlechts, folglich auch bie Toch⸗ 
ter, und zwar gleich den Söhnen, berechtigt, ſobald nemlich dergleichen 
weibliche Des cendenten entweder ſchon verheirathet, oder doch mannbar, 
und dem Amte in ihrem Bräutigam einen annehmlichen Beſitzer zu ſtel⸗ 


len wermögend find. 3 
Auch macht es bei dieſer Erbfolge der Kinder keinen Unterſchied: 


*) Gedruckt bei George Jakob Decker und Sohn, Königl. Geh. Ober: 
Hofbuchdruckern. i 


2 
Die Erbfolge in ſolche Bauerhöfe ſoll hiernächſt in folgender Orb 
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ob dieſelben von dem Beſitzer aus der erſten oder einer nachfolgenden 
Ehe erzeugt find, dergeſtallt, daß ſelbſt die Kinder aus einer ſolchen 
Ehe, durch welche etwa der Vater zum Beſitz der Stelle gelangt iff, 
ſich eines abſoluten Vorrechts vor ihren übrigen aus einer andern Ehe 
erzeugten Geſchwiſtern nicht anmaßen konnen. 

Eben ſo ſind auch Kinder, die ſchon bei des Vaters Lebenszeit eine 
andre Nahrung angenommen haben, von dem Anſpruch auf die väter⸗ 
liche Stelle nicht ausgeſchloſſen, ſondern können dazu, gleich ihren noch 
nicht angeſetzten Geſchwiſtern, gelaſſen werden, in ſo fern ſie nemlich 
zu ihrer bisher inne gehabten Nahrung einen tuͤchtigen Gewährsmann 
zu ſtellen bereit und vermögend find, N 


3. 

Welchem unter mehrern Kindern des letzten Beſitzers die väterliche 
Stelle zu übertragen fey, hängt zwar von der Beſtimmung des Amts 
ab; doch ijt ſolches nicht der bloßen Willkür deſſelben zu überlaſſen, fons 
dern die Aemter ſollen ſchuldig ſeyn, unter mehrern gleich berechtigten 
Prätendenten vorzüglich auf denjenſgen,) welcher nach feinem perſönli⸗ 
chen gie der bäuerlichen Nabrung, von welcher bie Rede ijt, 
am beiten vorſtehen kann, bei gleicher perſontichen Tüchtigkeit, auf benz 
jenigen, der nach feinen Vermögens ⸗Umſtanden die Stelle am beğen 
zu behaupten, die Wirthſchaft zu verheſſern und in Aufnahme zu brit 
gen vermag; und wenn auch dieſer Grund nicht entſcheidet, auf denſe⸗ 
nigen Ruͤckſicht zu nehmen, welcher nachweiſen kann, daß der verſtorbene 
Vater auf irgend eine Art den Wunſch, daß ihm künftig die Stelle ane 
beimfallen möchte, gedußert habe. 

Sollte von allen dieſen Gründen, welche die Auswahl des Amts 
beſtimmen müjfen, keiner vorhanden und in Anwendung zu bringen ſeynz 
t foll alsdaun erft unter den mehrern gleich berechtigten Prätendenten 

ie Eutſcheidung des Looſes eintreten. Uebrigens foll, wenn ein ober 
anderer Jutereſſent behaupten möchte, daß das Amt bei feiner Auswahl 
ſich nach dieſen Vorſchriften nicht gehörig geachtet habe, darüber kein 
förmlicher Prozeß zugsfaffen, ſondern eine ſolche Beſchwerde von der vors 
gefeßten Krieges⸗ und Domainen⸗Kammer ſummariſch unterſucht, und 
mit Vorbehalt der weitern Berufung auf die nochmalige Unterfuchung 
und Beurtheilung des General⸗Directorit daruber entſchieden werden. 


E 

Hinterläßt der Beſitzer lauter noch unerzogene Kinder, davon noch 
keines das zur Uebernehmung und Bewirthſchaftung der Stelle erfor⸗ 
derliche Alter befist, oder find zwar, aufer den minorennen, noch grofi 
üährjge Kinder, unter dieſen aber keines vorhanden, welches dem Hofe 
gehörig vorſtehen kann; fo bleibt die vorhandene Witwe in dem Beſit 
und Glenuf des Hofes fo lange, bis das jûngfte Kind zu den Jahren 
gelangt, wo es den Hof zu übernehmen im Stande ſeyn würde. Ein 
gleiches findet ſtatt, wenn vor Eintritt dieſes Zeitpunkts die Mutter vers 
ſtirbt, und den Kindern einen Stiefvater hinterläßt, welcher ſodann 
ebenfalls in dem Vefik des Hofes gelaſſen werden, dagegen aber, gleich⸗ 
wie auch der Mutter obliegt, für die Verpſtegung und Erziehung der 
Kinder gehörig forgen muß, Tritt aber der obgedachte Zeitpunkt daß 
nemlich das jüngſte Kind die erforderlichen Jahre erreicht hat, demnächſt 
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wirklich ein, fo muß alsdann von dem Amte die Auswahl unter ſämmt⸗ 
lichen Kindern, nach Vorſchrift $. 3., angeſtellt werden, und die Wittwe, 
fo wie der Stiefvater, müſſen den Hof an den von dem Amt ernann⸗ 
ten Uebernehmer abtreten; wogegen der Erſtern, wenn fie noch am Les 
ben und unverſorgt ift, ſodann das Ausgedinge oder die Leibzucht nach 
Landesgebrauch daraus angewiefen wird. 

Die Wittwe befigt alfo in dem Falle des gegenwärtigen Paragra⸗ 
phen den Hof nicht aus eigenem Nehte, ſondern nur im Namen der 
Kinder des letzten Beſißers. 

Sie kann daher auch, wenn fie fih anderweit verheirathet / kein 
Recht darauf an ihren Ehemann oder deffen Kinder übertragen, fondern 
dieſe find, fo wie fie ſelbſt, wenn der Zeitpunkt zur Auswahl eines 
neuen Uebernehmers nach der gegenwärtigen Beſtimmung eintritt, den 
Kindern des letzten Beſitzers zu weichen verbunden. 


5. 

Sut in dem g. 4. geſetzten Falle, wo der letzte Beſitzer lauter zur 
Uebernehmung des Hofes noch nicht fähige Kinder binterlaffen hat, ente 
weder gar keine Wittwe, oder nur eine ſolche vorhanden, bie weder durch 
Wiederverhelrathung, noch unter einer anderweit fih zu verſchaffenden 
Aſfiſtenz der Stelle vorſtehen kann; fo muß das Amt den Kindern eie 
nen ſolchen Vormund beſtellen, welcher zugleich die väterliche Stelle ge⸗ 
hörig zu dewirthſchaften im Stande fey. Einem ſolchen Rormund aber 
fot ene. Rechnungslegung abgefordert, und fell ein mehreres von ihm 
nicht verlangt werden, als daß er den Hof in tüchtigem Stande erhalte, 
die öffentlichen und gemeinen Paften davon ordentlich entrichte, und für 
die Verpflegung und Erziehung der Kinder gehörig Sorge frage, als 
worüber das Amt ſogleich bei der Beſtellung und Anſetzung des Sore 
mundes die noͤthigen Anordnungen, nach Bewandniß der Umſtände eines 
jeden vorkommenden Falls, zu treffen hat. 

Da aber eine ſolche vormundſchaftliche Verwaltung allemal mit sies 
len Schwierigkelten verbunden ift; fo fol, in dem Falle des gegenwärs 
tigen Paragraphi, die Beſetzung des Hofes mit einem eignen aus den 
Kindern des letzten Beſſtzerz zu wählenden Wirthe nicht fo, wie in dem 
Falle des f. 4., bis zur Volljährigkeit des füngſten Kindes verſchoben 
werden, ſondern das Amt ſoll befugt und ſchuldig ſeyn, ſobald auch nur 
eines unter den Kindern das Alter und die Tüchtigkeit, dem Hofe vor⸗ 
zuſtehen, erlangt hat, demſelben die väterliche Stelle ohne weitern Bers 
zug zu übergeben. 


6. 

In beiderlei, ſowohl $. 4, als 5. beſtimmten, Fällen fell es dem 
Amte erlaubt ſeyn, für den der Wittwe, dem Stiefvater oder dem Vor⸗ 
mund einguräumenden einftmeiligen BES und Genuß des Hofes gewiſſe 
Fahre, mit gehöriger Ruͤckſicht auf den kuͤnftigen Zeitpunkt, wo das 
jüngſte oder uberhaupt eines der Kinder das gehörige Alter erreicht has 
ben wird, zu beſtimmen. 3 » 

Iſt aber ſolches einmal geſchehen; fo foll ein ſolcher einfeweiliger 
Beſitzer blos um deswillen, weil etwa durch beſondere Umſtände der Zeit⸗ 
punkt, wo der Hof einem der Kinder übergeben werden Eöunte, beſchleu⸗ 
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nigt worden ift, denſelben fruher zu räumen, wider feinen Willen nicht 
verbunden ſeyn. 


7. 

Wenn in dem Falle des g. 4. die Wittwe, welcher der einstweilige 
Beſitz und Genuß des Hofes eingeräumt worden, durch Wiederverheira⸗ 
thung in einen andern Hof gelangt, oder wenn der Stiefvater, welcher 
mit der Wittwe einſtweſliger Mitbefiger des Hofes geworden ift, nach 
dem Tode derſelben, und ehe noch der Zeitpunkt der Abtretung an die 
Kinder vorhanden ift, durch anderweitige Verheirathung zugleich Mit⸗ 
befier eines zweiten Hofes wird; fo foll es lediglich von dem pflicht⸗ 
mäßigen Ermeſſen des Amts und der demſelben vorgeſetzten Behörden 
abhängen, in wie fern einer ſolchen Wittwe oder einem ſolchen Stief⸗ 
vater die fernere Beibehaltung des erſten Hofes zu geſtatten, oder ipe 
nen ſolcher abzunehmen und eine vormundſchaftliche Adminiſtration bars 
Über, nach Voeſchrift g. 5., anzuordnen foy. : 

Wird letzteres für nöthig gefunden; fo find die Wittwe oder der 
Stiefvater ſchuldig, den Hof zu räumen, auch wenn die Jahre, auf 
welche ihnen, nach $. Gy der Beſitz eingeräumt worden, noch nicht vers 
floffen wären. 


8. 

Wenn der letzte Beſitzer eines Hofes verſtorben ift, ohne Kinder zu 
Vinterlaſſen, die zur Uebernehmung deſſelben tüchtig wären, oder in der 
Folge tüchtig werden könnten; fo füllt der Hof der Wittwe, mit Aus⸗ 
ſchließung aller Seitenverwandten, erblich anheim, in ſofern nemlich 
dieſelbe durch anderweitige Perheirathung, oder ſonſtige fid) zu verſchaf⸗ 
fende Hilfe, der Stelle gehörig vorzuſtehen im Stande ift. Die Wittwe 
erlangt in dieſem Fall den Hof als aus eignem Rechte, und trägt alfo, 
wenn fie fid) wieder verheirathet, dieſes ihr Recht auf ihren Ehemann 
mit über, fo daß dieſer nunmehr als erblicher Beſitzer der Stelle zu bes 
trachten ift, mithin nach feinem Abgange feine Kinder, fie mögen nun 
mit der Wittwe, durch welche er in den Hof geheirathet hat, oder aus 
einer vor⸗ oder nachherigen Ehe von ihm erzeugt ſeyn, nach Vorſchrift 
9. 3 et 4., auf die Erbfolge in den Hof Anspruch machen können. 

9. x 


Stirbt der letzte Beſitzer, er mag nun der erſte von feiner Familie 
auf der Stelle geweſen ſeyn, oder ſolche von ſeinem Vater geerbt ha⸗ 
ben, ohne weder Kinder noch eine Wittwe, die zur Erbfolge, nach obis 
gen Bestimmungen, fähig find, zu hinterlaffen; fo gelangt die Erbfolge 
auf ſeine Bruͤder und Schweſtern. Das Geſchlecht und die anderweitige 
Anſäßigkeit machen dabei eben jo wenig einen Unterſchied, wie bei den 
Kindern; fondern das Amt fat unter den ſämmtlichen Geſchwiſtern, 
nach den g. 3. enthaltenen Beſtimmungen, die Wahl. Doch fell, wenn 
alle übrige Umſtände gleich find, und keiner von den 8. 3. vorgeſchrlebe⸗ 
nen Beſtimmungs⸗Gründen zum Vorzug für einen oder den andern Prä⸗ 
tendenten nach den perſönlichen Eigenſchaften, den Vermögens⸗ Umftäns 
den, oder dem Wunſche des letzten Beſitzers vorhanden ift, den vollbuͤr⸗ 
tigen Geſchwiſtern der Vorzug vor den halbbürtigen ertheilt werden. 


10. 
Weiter als auf die Geſchwiſter foll das Erbfolge⸗Recht in die 
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Hofe fih nicht erſtrecken. Wenn daher der letzte Beſitzer, ohne Kinder, 
eine Wittwe oder Geſchwiſter zu hinterlaſſen, verſtorben ijt; ſo fällt 
der Hof dem Amte zur freien Beſetzung anheim, und entferntere Geis - 
. konnen dabei eines Vorzugs vor Fremden fic nicht ane 
maßen. . 


11. 

Soenjenigen , welcher nach vorſtehenden Grundſöͤtzen zur Erbfolge in 
dem Hofe gelangt, muß derſelbe, nebſt dem dazu gehörenden Grund⸗ 
Inventario, ganz frei und unentgeltlich eingeräumt werden. Er ift alfo 
nicht ſchuldig, etwas dafür zur Erbſchafts⸗Maſſe zu entrichten, oder 
ſeinen Miterben herauszugeben, oder zur Bezahlung der Schulden des 
letzten Beſitzers, als für welche der Hof ohnehin niemals haften kann, 
beizutragen. 8 

Nur allein, wenn noch unerzogene Kinder des letzten Veſitzers vots 
handen ſind, iſt der Uebernehmer des Hofes verbunden, dieſen ſeinen 
Geſchwiſtern, in Ermangelung andern hinreichenden Vermögens, fo- lom» 
ge, bis fie fid) ſelöſt durchbringen können, den nöthigen Unterhalt aus 
dem Gute zu gewähren. 

12. 

Iſt auſſer dem zum Hofe gehörenden und von demſelben niemals 
zu trennenden Grund⸗Inventario amoh ein Super⸗Inventarium vorz 
handen; fo hängt es von dem Uebernehmer det Hofes ab! in wie fern 
er ſolches ganz oder zum Theil beibehalten wolle oder nicht. Will er 
„dies Super⸗Inventarium nicht mit übernehmen; fo wird mit deſſen Ab⸗ 
ſchaͤtzung, Vertheilung oder Veräuſſerung zum Beſten ſämmtlicher Ers 
ben, nach allgemeinen gesetzlichen Vorſchriften, ferner verfahren. Will 
aber der Uebernehmer des Hofes zugleich das Super⸗Inventarjum ganz, 
oder zum Theil, mit übernehmen; fo mug ihm foldes für eine billige 
Taxe zugeſchlagen werden. Zur Abſchaͤtzung ſelbſt wird ein Tarator von 
dem Uebernehmer, ein anderer von den Miterben, und der dritte von 
dem Amte beſtellt, und der Zuſchlags⸗Preitz wird nach dem Durch⸗ 
ſchnitt aller drei Taxen beſtimmt. c 

Den Zuſchlags⸗ Preis muß der Webernehmer, ſo viel als möglich, 
boar zu erlegen, oder durch Bürgen oder Pfand, auſſer dem Hofe, wel 
cher niemals verſchuldet werden kann, Sicherheit dafür zu beſtellen, an⸗ 
gehalten werden. 3 

Kann aber der Uebernehmer weder ſofort baare Zahlung leiſten, 
noch beſondere Sicherheit verſchaffen; fo mögen die Erben fid) nicht ents 
brechen, bemfelben billige, nach dem Ermeſſen des Amts feſtzuſetzende, 
Zahlungs -Termine zu bewilligen, für welche ſodann die uͤbernommene 
Super» Inventarien- Stücke ſelbſt, und die in der Folge an deren Stelle 
treten, den Erben dergeſtallt haften, dag dieselben, bei ausbleibender 
Zahlung, ihre Befriedigung daraus vorzüglich vor allen andern etwani⸗ 
gen Privat: Gläubigern, des Beſitzers zu ſuchen; berechtigt find. 

Auch follen im biefem Fall, wenn nemlich der Uebernehmer für das 
Super- Inventarium weder ſofort baare Zahlung leiſten, noch annehm⸗ 
liche Sicherheit beſtellen kann, demſelben nur die zu einer gewöhnlichen 
ordentlichen Bewirthſchaftung des Hofes erforderlichen Super⸗ Iuventas 
rien⸗Stuͤcke für die Taxe uͤberlaſſen werden; was aber dazu, nach dem 
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Hüchtmäßigen Ermeſſen des Amts, nicht nothwendig iſt, ſoll den Erben 
zum Verkauf oder Vertheilung unter ſich verbleiben. 

Seine Königliche Majeſtät befehlen alfo hiedurch Hoͤchſtdero Kries 
ges- und Domainen⸗Kammern, fih nach der gegenwärtigen Declaration 
über die Erblichkeit der Höfe in Dero geſammten Domainen⸗Aemtern 
von nun an gebührend zu achten, und ſowohl die Domainen⸗ als Juſtiz⸗ 
"Memter darnach zu inſtruirenz fo wie auch ſämmtiſche Ober⸗ und Unters 
gerichte bei allen dahin einſchlagenden Erbtheilungen und deshalb entſte⸗ 
benden Proceſſen lediglich nach den hierin vorgeſchriebenen Grundſätzen 
verfahren und erkennen ſollen. 

Urkundlich haben Seine Königliche Male 
Höchſteigenhändig vollzogen und mit Dero Kön 
laſſen. So geſchehen zu Berlin, ben 25ſten März 17 

Friedrich Wilhelm. 


t dieſe Declaration 
en Inſiegel bedrucken 
1 


(J. 8.) , 
v. Blumenthal. v. Carmer. v. Heinitz. v. Arnim. v. Manſchwitz. 
v. Schulenburg. v. Bof. * 


Nr. 65. s 


Entſcheidung der Gefe&comumijfion über bie Verjährung der 
j Spolienklagen. 


Ur die Anfrage des zweiten Senats ber Weſtpreußiſchen Regierung 
vom 22ten Septbr. p. über die Dauer der Spoljenklage, hat die Ges 
fe&- Gommiffion dahin concludirt: 
daß gegen eine Spolienklage die Verjährung von Vierzig Jahren 
bei einem dritten Beſiter allerdings zuläßig fev. 
Berlin, den 22ten Juli 1790, 
Scherer. Heidenreich. Scholz. Baumgarten. 
Goßler. 


Nr. 66. 


Reſeript an die Weſtpreußiſche Regierung über den Um- 
fang und die Wirkungen des Juris advitalitatis. De 
Dato Berlin, den 23. Mai 1791. 


Bon Gottes Gnaden Friedrich Wilhelm König von Preußen ze. Un⸗ 
fern zc. Nachdem über den Umfang und die Wirkungen des Juris ad- 
Vitalitatis, welches ein Ehemann feiner Frau in feinen Gütern und Berz 
mögen per modum Pacti beſtellet, und über den Einfluß, welcher einer. 
ſolchen Verſchreibung auf die Rechte des Ehemannes in Anſehung der 
Dis poſition über feine Güter während feiner Lebenszeit beizulegen ift, 


P} 
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auch Unſere Geſetzeommiſſion mit ihrem Gutachten vernommen worden: 
So wird hiedurch feſtgeſetzt; 
daß die Dispofition des Mannes über fein Vermögen, bei feiner 
Lebenszeit durch das feiner Frau verſchriebene Lebetags⸗ Recht kei⸗ 
nesweges eingeſchraͤnkt wird, daß daher auf den bloßen Grund eis 
ner ſolchen Verſchreibung', weder zur Eintragung ſpaͤterer Schule 
ben, noch zur Löſchung des Tituli possessionis, noch zu andern 
über ein Immobile zu treffenden Verfügungen, noch zur Löſchung 
des Juris advitalitatis ſelbſt, wenn gleich Dajfefbe auf den Antrag 
das Beſitzers im Hypothekenbuche wirklich vermerkt worden, die Zu⸗ 
ziehung und Einwilligung der Ehefrau erforderlich ift. 
Dahingegen muß auf den Fall, wenn eine ſolche Ehe, von der der Frau 
das Lebetags⸗Recht verſchrieben ift, durch richterliches Erkenntniß ge⸗ 
trennt und der Mann für den ſchuldigen Theil erklärt wird, in den 
wegen Abfindung der Frau durch Vergleich oder Erkenntniß feftzufegen- 
den Beſtimmungen auch das Erforderliche wegen des einer ſolchen Frau 
ſchen ex tunc zukommenden Genuſſes ihres Lebetags⸗ Rechts nach allger 
meinen geſetzlichen Vorſchriften regulirt werden; und iſt es alsdenn der 
Frau unbenommen, ſo weit ihr darnach ein ſolcher wirklicher Genuß 
ſchon während der Lebenszeit ihres Mannes zukommt, das Nöthige des⸗ 
Halb zur Salvirung ihres dinglichen Rechts im Pppothekentuche vermer⸗ 
ken zu laſſen. Aber auch in dieſem Falle kann die Frau die vor Ein⸗ 
tragung dieſes Vermerks von ihrem geschiedenen Manne über das Im- 
mobile bei dem Hypothekenbuche getroffene Dispositiones in praejndicium 
tertii keinesweges anfechten. Sind ꝛc. 
Berlin, den 23. Mai 1791. 
Ad Mandatum, 


v. Carmer. 
Nr. 67. 5 
Publicandum, die Abdeckerejen in ben adlichen Gütern bes 
treffend. 


Ga. Königl. Mafeftät von Preußen zc. Unſer ‚allergnädigfter Herr, 
haben bei Höchſt Deroſelben guädigfter Absicht, einen jeden Sero ge⸗ 
treuen Vaſallen und Unterthanen, bei feinen SBefügniffen zu erhalten, zu 
reſolviren geruhet, den adlichen Gutsbeſikern in denen zum Weſtpreußi⸗ 
ſchen ꝛc. Rammer: Departement aseiden Provinzen: Marienburg, Gulm 
und Pomerellen, fo wie es nach der Verordnung vom sten Juni 1782 
in Abſicht der adelichen Gutsbefiger in den Diſtricten an der Netze ges 
ſchehen, die Haltung eigener Abdecker fernerhin zu geſtatten. $ 
Damit jedoch fein dem Publico nachtheiliger Mißbrauch hieraus 
entſtehe, welches beſonders dann zu befürchten müre: wenn das Able⸗ 
dern des Wiches, ſtatt dazu beſondere Abdecker zu halten, blos den Un⸗ 
terthanen und Knechten uͤberlaſſen würde, als welches die unvermeidliche 
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Folge nach ſich ziehen dürfte: daß nicht allein dle Häute ungeſchickt ab⸗ 
gezogen und verdorben, dadurch aber den Einſaßen felbft und dem Pu⸗ 
blico nicht gehörig zu Gute kommen mochten; fondern auch zum öftern 
das Vieh unabgedeckt liegen bliebe, und das Luder nicht an ſolche Stel- 
len, wo deffen Geſtank der Geſundheit nicht machtpeilig werden kann, 
herausgebracht wirde, wie denn auch beſondertz beim Viehſterben, die 
Beobachtung der vorgeſchriebenen Präcautionen nicht gehörig möchte bes 
obachtet und darauf gehalten werden konnen, fo wird, um dieſen ſchaͤd⸗ 
lichen Unordnungen vorzubeugen, Kraft dieſes verordnet und feſtgeſetzt: 

1) daß ſowohl die adeliche Gutsbeſitzer als die zu ihren Gütern ges 
hoͤrige Einſaßen und Unterthanen, das ihnen fallende Vieh nicht 
anders, als durch einen angeſetzten ordentlichen Abdecker ausſchlep⸗ 
pen und abledern laſſen ſollen; und um dieſes deſto eher in Er⸗ 
füllung zu bringen, bleibt es ihnen 2 

2) lediglich anheim geftellt, ob fie (id) dazu beſondere Abdecker in if» 
ren Gutsbezirken anfegen, oder mit den auf Königl. Gründen fid) 
ſchon befindenden Scharfrichtern oder deren Abdecker⸗Knechten, jes 
doch dergeſtalt, daß letztere aus dem Mittelpunkt ihrer Güter 
oder von ihrem Hauptwohnſitze nicht über zwei Meilen entfernt 
ſeyn müſſen, einigen wollen. j . 

8) Eines ober das andere davon muß aber binnen bref Monaten von 
der geſchehenen Publicatton dieſer Verordnung ab, bewirket, und 
binnen ſolcher Friſt ein taugliches Subject den zu dem Gute gehö⸗ 
rigen Einſaßen bekaunt gemacht werden. 

4) Derjenige Gutöbefiger, der nach Ablauf dieſer Friſt die zur Er⸗ 
reichung dieſes Zwecks vorgeſchriebene Anftalten nicht gemacht hat, 
und überführt werden wird, daß er durch einen andern als einen 
wirklichen Abdeckerknecht das Vieh ausſchleppen und abledern Lafe 
fen, fol im erften Fall mit Fünf Thaler fiskaliſcher Strafe, bei 
der zweiten Contravention mit Erlegung des doppelten Betra⸗ 
ges der gedachten Strafe, bei fernerer Conteavention aber mit 
dem Verluſt der Befugniß einen eigenen Abdecker zu halten, bes 
ahndet werden. 

5) Bei den hiewider vorkommenden Gonttaventionen der adelichen Ein⸗ 
ſaßen und Unterthanen wird es darauf ankommen, ob ſolche da⸗ 
durch weranlaft worden, daß der Gutsbeſitzer keinen Abbecker ihz 
nen angewieſen hat, oder ob ſie, wenn dieſes geſchehen, ſich deſ⸗ 
ſelben nicht bedient haben. Im erſten Fall bleibt Lediglich der 
Gutsbeſitzer ſtrafbar und den vorgedachten Strafen unterworfen; 
im zweiten Fall aber trifft die Schuld den Contravenienten ſelbſt, 
und fol derfelbe mit Gefängnißſtrafe, auch falls ſolche Bei wies 
5 5 Malen nicht fruchten folte, mit Zuchthausſtrafe belegt 
werden. 

Uebrigens verſteht es ſich auch 
6) hiebei ſchon von felbft: daß die wegen des Anſagens und Megs 
ſchleppens des crepirten Viehes, ferner wegen des Ablederns der 
Zuderftellen und inſonderheit wegen der Pråcantionen beim ger 
Kerben ergangene ſpecielle Verordnungen, fo wie überhaupt alle 
Polizeigeſetze, welche den Königl. Scharfrichtern und Abdeckern 
Weſtpreuß. Prov.⸗Recht. Bd. II. 20 
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vorgeſchrieben find, auch von den adelichen Gütern und von den das 

ſelbſt angeſetzten Abdeckern eben ſo genau und unter gleichen Stra⸗ 

fen beobachtet werden mifen, 

Damit übrigens Niemand mit der Unwiſſenheit fid) entfchuldigen 
könne, ſoll dieſes durch den Druck bekannt gemacht, auch jeglichem 
Gutshberrn und jeder Gemeinde ein Exemplar hievon zugeſertiget werden. 

Urkundlich ij diefe Verordnung mit Unſerm Juſiegel bedruckt wors 
den. So gegeben und geſchehen zu Berlin, den ten Juli 1791. 

» 


(L. 8. 
Auf Seiner Königl. Majeſtät allergnädigſten Special- Befehl, 
Verordnung, x 

wodurch es den adelichen Gutsbeſitzern in Weft- E 
preußen zur Pflicht gemacht wird, das in ih⸗ é 

ren Gütern fallende Vieh aller Gattung nicht ’ 

durch ihre Unterthanen und Dienſtleute, fonz 

dern durch Abdecker abdecken zu laffen, 


Nr. 68. 


Ueber die Teſtamente der Adelichen. 
a. Entſcheidung der Geſetzcommiſſion. 


Auf die Anfrage der Weſtpreußiſchen Regierung vom 30. Juni 1791, 


‚ob nach Weſlpreußſſchen Statntargeſetzen das Verbot, über adeliche 


Geumdſtücke letztwillig zu verordnen, fo weit duégubebuen fey, daß es 
auch keinem Erblaſſer freiſtehe, servato ordine-succedendi ab intestato 
pracseripto dergleichen Güter mit einem Familienſideicommiß zu beſchwe⸗ 
ren, ift von der Gefeécommiffion dahin concludirt: 

daß das Verbot der Weſtpreuß. Statutargeſetze, über adeliche Grund- 

ſtücke zu keſtiren, auch die per testamentum in Anſehung folder 

Grundſtücke zu füftenben Fideicommiſſe, wenn gleich datei der 

.ordo succedendi ab intestato beibehalten worden, mit in fid) bes 

greife, folglich dergleichen teftamentarifche Bideicommiffe wegen fol- 

cher Grundstücke für ungültig zu achten. 
Berlin, am 18. Septbr. 1791. D 
Kinen. Heidenreich. Scholz. Baumgarten. Kircheiſen. Goßler. Cavan, 
b. Reſeript. 

Auf Eure Anfrage vom 30. Juni c. wegen Zuläſſigkeit der Errich⸗ 
tung eines Fideicommissi familiae uber ein dortiges, Grundſtück, Loffen 
wir Euch das von ber Geſetztommiſſion abgefaßte Concluſum hlerneben 
in originali zur Nachachtung in dem vorliegenden Falle zufertigen und 
verſteht es fid) übrigens von ſelbſt, daß durch den Inhalt dieſes Gon- 
duji den Deliberationen der Stände, und Euren mit den Oepulatis ber 
ſelben zu haltenden Berathſchlagungen, auch in Anſehung dieſes Punkts 
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kein Zwang angelegt werde, vielmehr die künftige Feſtſetzung des Pro- 
vincialgeſebbuchs, ſowohl über dieſe, als über die Pauptfrage, wegen 
der facultatis testandi circa immobilia, fo wie es dem gemeinen Beſten 
der Provinz und der Analogie der übrigen Verfaſſung am gemäßeften 
wird befunden werden, erfolgen muͤſſe. Für die Einziehung und Eit 
fenbung der unter dem Concluſo bemerkten Gebühren habt Ihr gewöhn⸗ 
lichermaßen zu ſorgen u. f. w. 
Berlin, am 8. Octbr. 1791. d 
Auf Er. Königl. Majeſtät allergnädigften Spetlalbefehl. 
Garmer, Dornberg. Reck. Wollner. 

An die Weftpreuf, Regierung. 


{ Nr. 69. 
Entſcheidung der Gefegcommiffion über die Gütergemein⸗ 
ſchaft unter Adelichen. 


Wir die Anfrage des Oftpreußifchen Hofgerichts vom 5. et praesen- 
tato den 80. Juli 1791, wegen einer adelichen Wittwe, welche bei Ein⸗ 
gehung ihrer Ehe gleich ihrem Ehemanne ohne Vermögen geweſen, ob. 
dieſelbe in Ermangelung von Ehepacten und Teſtament ihren Ehemann 
beerben könne, ijt von der Geſetzcommiſſion concludirt: 
daß, wenn Oſtpreußiſche adeliche Ehegatten zur Zeit der eingegan⸗ 
genen Ehe fo arm und fo unvermoͤgend geweſen, daß fie einander 
nichts beſonders zuzubringen und zu verſchreiben gehabt, alsdenn 
die Verehelichung auch ohne Ehepacten nach Fölmifchen Rechten 
für geſchehen anzunehmen, folglich der überlebenden Wittwe von 
dem gemeinen Guthe die kölmiſche Hälfte gebühre. 
Berlin, den 23. Septbr. 1791. 


Nr. 70. a. 

Verordnung wider die Auskaufung koͤlmiſcher Güter in 
Preußen und deren Vereinigung mit adelichen oder andern 
köͤlmiſchen Gütern. De Dato Berlin, den 27ten 
December 1792.9) 

Wi. Friedrich Wilhelm von Gottes Gnaden König von Preußen 2c. 


Thun kund und fügen hiedurch Jedermann zu miffen: 
Obgleich wir in dem von Uns emanirten allgemeinen Geſetzbuch für 


*) Marienwerder, gedruckt in der Königl. Weſtpreußiſcen Kanter- 
ſchen Hofbuchdruckerei. 2 
20 
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Unſere Preußiſche Staaten und defen zweiten Theil im IX. Titel 8. 73, 
feftgefeget haben, daß Perſonen von Adel nur unter ausdrücklicher Ger 
nehmigung der Landes⸗Polizei⸗Behörde, Muftical-Gründe als eigene für 
ſich beſtehende Güter erwerben können, [o haben Wir dennoch zur Bers 
meidung aller Mißverſtändniſſe, wozu dieſer allgemeine Ausdruck wegen 
der in Unſerm Königreich Preußen befindlichen verſchiedenen Arten von 
Ruſtical⸗Grundſtücken Gelegenheit geben dürfte, für nöthig gefunden, 
hiemit zu verordnen, daß unter dieſen Ruſtikal⸗Grundſtöcken alle Preu⸗ 
ische Frei⸗Kölümiſche⸗Ehatonll - Erbzing + Grbyadtà „ochzinz⸗ Afecus 
rations⸗Koßäten⸗ und bäuerliche Güter und kölmiſche Krüge, Überhaupt 
alle Grundſlücke auf dem platten Lande, welche nicht von adelicher Suas 
lität find, in Unferm Königreich Preußen verſtanden werden folen. 
Dieſem nach wollen und 5150 Bir: 


daß den abelichen oder bürgerlichen Befigern adelicher Güter, der An⸗ 
kauf oder ſonſt zu Rechtbeſtändige Erwerb der vorbeſchriebenen Arten 
von Preußiſchen Ruſtical⸗Grundſtuͤcken gänzlich verboten bleiben foll. 

2. 


Soll es zwar einem von Adel, der noch kein adeliches oder anderes 
Gut beſitzt, nach vorher von der Landes⸗Polizei⸗Behoͤrde eingezogenem 
Bericht und von Unſerm General⸗Ober⸗Finanz⸗Krieges⸗ und Domainen⸗ 
Directorio erfolgter Geuehmigung erlaubt werden, ein Gut von dieſen Ar⸗ 
ten Preußiſcher Ruſtical⸗Grundſtücke käuflich oder erblich an fid) zu brine 
gen, er muß aber ſolches felbft bewohnen, oder wenn er fi) in Unſern 
Militair- oder Givildienften befindet, durch einen andern bewirthſchaften 
laſſen. 


3. 

„Erwirbt ein ſolcher von Adel, der unter den vorausgeſetzten Mos 
dalitäten ein Ruſtikal⸗Gut von vorbeſchriebenen Qualitäten acgufriret 
hat, nach der Zeit durch einen Kauf, Erbſchaft oder Schenkung ein an⸗ 
deres, es fey adelicheß oder Ruſtical » Gut, fo muß er eines von beis 
den Gütern oder Grundſtücken binnen drei Fahren an emen, fo noch nicht 
anſäßig ift, wiederum verkaufen, widrigenfalls er nach Ablauf diefer 
Zelt zu gewärtigen hat, daß eines biefer Güter auf den Antrag des 
Fiscus durch gerichtliche nothwendige Subhaſtatſon an eine dazu quali 
ficiete Perſon, alfo je nachdem es ein adeliches oder bürgerliches Gut ift, 
an einen Adelichen oder Bürgerlichen gebracht werde, als worauf die 
vorgeſetzte Krieges⸗ und Domainen⸗Kammer bei eigener Verantwortung 
genau zu ſehen hat, und es ſteht ihm die Wahl frei, welches von beis ~ 
den Gütern er behalten wolle. Sollte er aber nach drei Jahren nicht 
binen ſechs Wochen auf die an ihn geſchehene Aufforderung ſeine Wahl 
anzeigen, fo foll das von ihm zuletzt acguirirte Gut ſubhaſtiret und an 
einen andern gebachtermanfien qualificirten Beſitzer verkauft werden. 


Soll es bürgerlichen Perſonen fo nach wie vor geſtattet werden, 
Ruſtical⸗ Güter und Krüge, die nicht von adelicher Qualität find, zu 
kaufen, inbeffem ift es Une alterhöchfte Willensmeinung, daß Feiner 
derſelben mehr als ein Ruſtical⸗Grundſtäck bei der im vorhergehenden 
F. enthaltenen Androhung des öffentlichen Verkaufs beji&en foll es wäre 
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denn, daß dergleichen Gutsbeſitzer ſolche für ihre erwachſene Kinder kau⸗ 
fen und ſelbigen zur eigenen Bewirthſchaftung zueignen und übergeben 
wollen, in welchem Fall jedoch zuvor die Einwilligung der Landes- Pos 
lizei Behörde eingezogen und von dieſer die Richtigkeit des angebrachten 
umſtandes ausgemiktelt werden muß. 

Wenn jedoch Jemand, der ſchon mit einem Ländlichen Grundſtüͤck 
angeſeſſen ift, durch Schenkung oder Erbgang zum Beſitz eines andern 
Muſtical⸗Grundſtücks gelangt und keine zur Annahme deſſelben qualificfrte 
Kinder hat, ſo muß er ſich von dem obgedachten Beſitz des einen oder 
andern Grundſtücks, wie oben verordnet worden, bei Strafe des öffent⸗ 
lichen Verkaufs des einen von denſelben, binnen drei Jahren losmachen. 

5, 


Wie indeffen diefe unſere Verordnung auf diejenige Gatoheſttzere, 
welche bereits vor Publication dieſes Gbict8 Preußiſche Frei⸗ kölmiſche 
und bäuerliche Güter und Krüge beſitzen, nicht ausgedehnt werden foll; 
fo wird es uns dennoch zur Erreichung Unſerer auf die Population und 
Induſtrie abzielenden landesväterlichen Abſicht zum allerhoͤchſten Wohlge⸗ 
fallen ereichen, wenn dergleichen Gutsboſitzer die in Befis habende 
Ruſtical⸗Cürundſtücke wiederum an andere bürgerliche Perſonen verkau⸗ 
fen, bis dahin aber, daß ſolches gefchieht, Hat die Landes -Polizei Bes 
hörde darauf zu ſehen, daß die von Adel oder andere bürgerliche Perſo⸗ 
nen die fid) bereits erworbene Güter, nach Inhalt Unſeres Ediets vom 
12. Aug. 1749 und des darauf Bezug habenden allgemeinen Geſetzbuchs 
beſonders bewirthſchaften und ſolche weder zu ihren adelichen oder ans 
dern Gittern bei einer auerläßlichen Strafe von Einhundert Ducaten eins 
ziehen noch ſonſt die darauf haftende Abgaben und Laſten zu leiſten ſich 
weigern müffen, 

Urkundlich unter Unferer hoͤchſteigenhändigen Unterschrift und beige⸗ 
gedruckten Königl. Jnſtegel. Gegeben zu Berlin, deu 27ten December 


1792. 
Friedrich Wilhelm. 
(. 89 
v. Carmer., v. Werder. 
Nr. 70 b. 


Verordnung wider das Einſchleichen und Herumſſtreichen der 
Zigeuner in Oſt⸗ und Weftpreußen. - De Dato Berlin, 
den 22. Januar 1793. 


N on Seiner Könige, Mafeſtät von Preußen zc. Unferm allergnä⸗ 
digſten Heren, allerunterthänſgſt berichtet worden, daß in Oſt⸗ und Weſt⸗ 
preußen, der dawider vielfältig und inſonderheit den 20, Decbr. 1727 
und 30. Novbr. 1739 ergangenen Verordnungen ungeachtet, das Ein⸗ 
ſchleichen und Herumſtreichen der Zigeuner aus den benachbarten fremden 
Landern überhand genommen, und ihre Wegſchaffung über die Grenze 
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nach erlittener Strafs ſte nicht von ber Rückkehr abgehalten; ſo wollen 
Hoͤchſtdieſelben zur wirkſamen Steuerung dieſes Uebel das deshalbige Edict 
vom 30. Novbr. 1789 folgendermaßen hierdurch erneuern und ſchaͤrfen. 


1. 

Sollen dem erwähnten Edict gemäß, die Gerichts⸗Ohrigkeiten im 
Lande, infonderheit an den Grenzen und bie Schulzen und Gemeinen in 
den Dörfern, bie Zigeuner, welche fid) in ihrer Gerichtsbarkeit, Dörfern, 
Feldern und „Wäldern betreten laſſen, ſofort aufheben, wenn fie fid) 
aber in fo ſtarken Banden finden. laffen, daß ihre Aufhebung nicht ohne 
Gefahr bewerkſtelliget werden kann, ſofort dem Landrath des Kreiſes 
ſolches anzeigen und zugleich, bis dieſelben feſtgemacht werden konnen, 
ihr weiteres Herumſtreifen und wohin fie fid) wenden / beobachten, wors 
auf der Landrath ſofort mit hinlänglicher Verſtärkung, und wenn es nòs 
thig it, mit militairſſcher Hülfe aus der nächſten Garniſon, welche der 
Commandeur derſelben ihm auf feine Requiſitjon unverzüglich zu geben 
hat, eine ſolche Zigeunerbande aufheben und in ſichere Verwahrung 
bringen muß. 2 

Würde eine Patrimonial⸗Gerichtzobrigkeit wiſſentlich einem Zigen⸗ 
ner Aufenthalt in ihrer Gerichtsbarkeit geben, und nicht denſelben, ſo⸗ 
bald es ſeyn kann, anhalten und aufheben laſſen, ſo ſoll dieſelbe mit 
Verluſt der Jurisdiction, oder Eintauſend Thaler Strafe an Gelde, 
Königliche Juſtiz⸗ und Polizei- wie auch Magiſtrats⸗Bediente aber fol 
len mit gleicher Geldſtrafe oder mit der Gaffation, auch die Schulzen 
und Gemeinden, die hierunter ſäumig oder ihren Gerichts⸗Obrigkeiten 
und Vorgeſetten nicht auf Erfordern hülfliche Hand Leiften, mit em» 
pfindlicher Leibes⸗ und nach Befinden zwei⸗ bis dreimonatlicher Veſtungs⸗ 
ſtrafe angeſehen werden. 2 

Damit auch die Obrigkeiten und Gemeinden insgeſammt diefe ihre 
Pflicht deſto anfmerkſamer beobachten, fo foll, fo oft ein Zigeuner oder 
eine Bande dieſes Gefindels im Lande angetroffen oder aufgegriffen 
wird, jedesmal die Unterſuchung wider dieſelben mit darauf gerichtet 
werden, an welchem Orte (ie fid) ins Land geſchlichen, wo fie überall 
herum geſtreift, gebettelt, ſich aufgehalten und geherberget haben, auch 
von ben Einwohnern geſehen worden find, damit diejenigen, die ihre 
Schuldigkeit in Aufhebung oder Anzeige derſelben unterlaſſen haben, zur 
unausbleiblichen Verantwortung gezogen und erwähntermaaßen beſtraft 
werden. d ^ 


2, 

Die angehaltenen Zigeuner folen auf gleiche Meife, wie es wegen 
der bei General ⸗Viſitationen und ſonſt aufgegriffenen Landstreicher vors 
geſchrieben ift, unter ſicherer Aufſicht gegen ihre Flucht, ohne Anſtand 
zur nächſten Veſtung abgeliefert, und auf daſelbſt wider fie fuſtruirte 
Unterſuchung, ſobald es ausgemittelt ift, daß es Zigeuner find, ob (ie 
gleich ſonſt keinen Diebstahl, oder ein anderes Verbrechen im Lande bes 
gangen haben, oder defen nicht überführet werden können, zur lebens⸗ 
wierigen Veſtungs⸗ fo wie die Weiber zur lebenswierigen Zuchthausar⸗ 
beit verurthellt werden. 


8. 
Ihre Kinder, die fie bet fih führen, foen ihnen abgenommen und 
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auf Koſten des Staats zu einer beſſern Lebensart erzogen werden, wozu 
fo wie zu ihrem Unterhalt, Seine Königliche Mojeftät auf allerunter- 
e Vortrag Mittel und Gelegenheit anzuweiſen geru⸗ 
en werden. 


4. 

3 Diejenigen Sigeunet, bie fid) etwa bisher unter einer und andern Ges 
richtsbarkeit zu einem ordentlichen ehrlichen Gewerbe angeſetzt haben, follen 
zwar gleich andern Unterthauen dabei geduldet und helden wenn ſie aber 
auf Herumvagiren, Dieberei ober bandbettelei fid) betreffen laffen 2 
nach Vorſchrift des Ediets vom 21. Julii 1787 wegen des Fori in Criz 
minalſachen zur Unterſachung gezogen und gleich ſolchen Zigeunern, die 
ſich ins Land schleichen, zue lebenswierigen Feſtungsarbeit verurcheilt, 
jedoch ihre ihnen wegzunehmende Kinder auf Koſten ihrer Guthsherrz 
ſchaft und Gerichtsbarkeit, unter welcher fie ſich angeſetzt gehabt, unters 
halten und erzogen werden. x a Tape 

Seine Ki naie Majeftät befehlen ſo gnädig als ernftlich Höch 
dero Oft: und Weſtpreußiſchen Landes⸗Collegiis, Lands und Steuerrä⸗ 
then, Magifträten und Gerichts⸗Obrigkeiten, Dorfögemeinen und Jeder⸗ 
mann, den es angeht, fih hiernach genau zu achten, dem Ofücio Fisch 
aber darauf, daß dem allen nachgelebet werde, zu vigiliren, und die 
ülebertreter zur Verantwortung und Beſtrafung anzuzeigen. 

Gegeben Berlin d. 22. Jan. 1793. 

Friedrich Wilhelm. 


(. 8.) 
Carmer. Werder. 


Nr. TL 


Ueber die Berjährungegeit in Weſtpreußſſchen Grenzſachen. 
a Bericht. E 


Ei. Königl. Mafeſtät haben uns mittelſt gnábipften Reſeripts vom 
4. Juli v. J. eine Eingabe des General ⸗Lieutenants Grafen von der 
Golz, als Deputirten ber Waſtpreußiſchen Stände, worin er Namens 
derjelben auf Einſchränkung der Verjährungezeit in Grenzfachen in diez 
fer Provinz anträgt, zu communiciren, und unſern gukachtlichen Bericht 
zu erfordern geruhet. t 2 
Allergnadigſter König und Herr! Wir wollen es zuvörderſt dem 
. der beregten Eingabe gern zugeben, daß die Verjährung im 
aturredyte — welches zwar überhaupt genommen das Recht zu ſtraſen 
giebt, die Strafeu aber nicht beſtimmt — als eine poena negligeutiac 
nicht gegründet foy; wir wollen es zugeben, daß bei der vormaligen 
Staatsverfaſſung oft ein Uebergewicht des Reichen über einen Armen, 
des Mannes von Stande und Anfehen über einen Geringen ftatt gefun⸗ 
den, und daß hierin ein politfſcher Grund hätte liegen können, bei Rechts⸗ 
handeln ztwiſchen privatis, oder letzterer mit dem Könige, die Verjäh⸗ 
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rung als eine Strafe bey Nachläſſigkeit, die billig den nicht treffen 
folte, der von feinem Rechte, durch Gewalt und Uebermacht behindert, 
keinen Gebrauch machen konnte, auszuſchließen, oder doch auf einen grö⸗ 
bern als den gewöhnlichen Zeitraum auszudehnen. Allein daß bie Ser» 
jährung wirklich durch ausdrückliche Geſetze in Polen ehedem in allen 
Gefcjäften, insbeſondere in Grenzſachen , ausgeſchloſſen geweſen, davon 
ift uns bis jeßt, os es gleich vielfach in einzelnen, uns zur Entfcheibung 
gekommenen Proceſſen behauptet worden, kein genugthuender Beweis 
aufgeſtellt worden. 
Wir wollen indeſſen bei dieſer Gelegenheit die Frage: 

92 Verjährung nach Polniſchen Rechten bei keinem cheſchäfte 

bi = dirigen Lebens, insbeſondere aber nicht in Grenzſachen ftatt 
gefunden, : 
zu. Rem ſuchen, und alles, was deshalb, ſowohl in der ſtäͤndiſchen 
Eingabe, als fonft in den deshalb bei uns vorgeweſenen Proceſſen beiz 
gebracht worden, genau prüfen, fondern aber unfere unvorgreifliche ges 
Yorfamfte Meinung darüber: 

ob und in wie fern die Pe in Grenzſachen bis zum Fermin 

der Reoccupation dieſer Provinz gänzlich auszuschließen feo, 
vortragen. 

Soviel jene Hauntfrage und deren erſten Theil: 

ob die Verjährung bei feinem Geſchäfte des bürgerlichen Lebens ſtatt 

gefunden habe? 
betrifft: fo bezieht man fid) zur Behauptung der Affirmative theils auf 
Geſetze oder Conſtitutionen, theils auf observationem fori, Eine deut⸗ 
liche und beitimmte Gonftitution, wodurch die Verjährung ſchlechthin 
und überhaupt bei Streitigkeiten der Privatorüm inter se, oder eines 
Privati mit dem Könige ausgeſchloſſen worden, iſt zuvörderſt nie, felbft 
in allen hier deshalb geſchwebten Proceſſen, beigebracht worden, ſondern 
man hat ſich nur ſtets, wie auch die Stände in ihrer Eingabe khun, auf 
zwei Gouftitutionen von 1559, die eine sub titulo: „ bona nullo jure, “ 
die andere subtitulo: „auf den Brautſchatzguͤtern,“ bezogen. 

Beide Geſetze, wenn man fie nach ihrem eigentlichen richtigen Gift 
und Sinn erklart, reden aber offenbar nur von ſolchen Fallen, wo kein 
titulus ad praescriptionem habilis vorhanden ift. Die erſte redet von 
Koͤniglichen Tafelguͤtern und verordnet, daß kein privatus. ſelbige per 
praescriptionem acquiriren könne, wogegen auch, um bie Verſchieden⸗ 
heit der Gerechtigkeit zu conſerviren, oder deutlicher zu reden, um eine 
Gleſchheit der Rechte zwiſchen dem Könige- und Privatperſonen zu beos 
bachten, der König nicht befugt ſeyn folle, fid) das Eigenthum feiner 
Unterthauen, non olistanie praescriptione, anzumaßen. Dies Gefeg hat 
feinen Grund in der vormaligen Staatsverfaſfung, wornach, wie 

Lengoich in jure publ. Pol, Lib. 2. up. 10. . 16. 
behauptet, bona mensae et proventus weder gültig alienivt noch verrin⸗ 
gert werden konnen, es ſey denn, cum consensu omnium ordinum, durch 
einen Reichstags ſchluß“ 

id, cit. L g. 17. 

Der blofe Befig, und wenn er auch durch eine rechtsverlährte geit 
fortgeſetzt worden, konnte daher einem Privato gegen den König nie zu 
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fatten kommen, weil es ihm am einem, in ben Geſetzen verordneten 
Aequiſitionstitel fehlte. Das ſtimmt aber auch ſchon mit den gemeinen 
Rechten und ſelbſt dem Allg. Geſetzbuche Th. 1. Tit. 9. $. 581 und 
587 überein, wornach Sachen, die durch Geſetze dem bürgerlichen Berz 
kehr entzogen worden, oder wegen Mangels perſönlicher Eigenſchaften 
nicht erlangt werden konnen, auch durch keine Verjährung erworben wers 
den konnen. 

Hiernächſt redet die Conſtitution auch nur ganz eigentlich von der 
Subſtanz der Königl. Tafelgüter. Denn daß der König dem Adel Gez 
rechtigkeiten darauf verleihen, und dieſer fie auch durch Beſitz erwerben 
können, beweiſet die dem Codici diplomatico Reg. Pol, Tom. 4. No, 
211 eingeruͤckte Conſtitution von 1588, worin es heißt: 

Nobilibus autem, qui habent privilegium. piscandi in lacubus no- 

stris regiis, aut testibus fide dignis probare possunt, se fuisse in 

possessioue piscandi, his piscatio permitti debet, 

Dieſe Ausnahme rechtfertigt demnach unſere in verſchledenen Proceſſen 
auch darüber geäußerte Meinung, daß dieſe Conſtitution nur stricte in- 
terpetirt, und das Verbot der HEC über den darin ausgedrückten 
Fall nicht ausgedehnt werden könne. In gleicher Art, wie darnach dies 
Verbot bei bonis mensae regiae findet, kann es auch nur verſtaun⸗ 
den werden, wenn der König fid) das Eigenthum eines privati anmaa⸗ 
fen wollte. Gs heißt darin mit klaren Worten: * 

wir werden verbunden ſeyn, mit den Herren Räthen und Deputir⸗ 
ten der Landſchaftsabgeſandten, ohne allen Aufſchub und Behinde⸗ 
rung gegen Vorzeigung des gerechten tituli und wie bie Güter je⸗ 
rg jure abgenommen werden, ſolche einem jeden zu adju⸗ 
iciren. 

Es ift alfo auch von dieſer Seite nichts beſonderes und von den ges 
meinen Rechten abweichendes verorduet worden; denn daß res vitiose vel 
violenter- possessae ob vitium realo cohaerens durch Verjährung nicht ers 
langt werden können, verordnen fonw römiſche Geſetze, womit bie Pol: 
niſchen gar fehe übereinkommen. Der wahre Sinn dieſer ganzen Gon- 
ſtitution geht alſo dahin: 

daß keine Privatperſon königliche Tafelgüter durch Verjährung erlan⸗ 

gen folle, theils weil dieſe dem bürgerlichen Verkehr nach der 

Staatsverfaſſung entzogen wären, theils weil nur der König qua 

talis fie beſitzen könne; daß aber auch dagegen der König das Ei⸗ 

genthum der Privatornm durch Verjährung nicht erlangen wolle, in 
fo fern eine gleichmäßige Inhabilftät des Poſſeſſionstitan in Abs 
ſicht der in Anſpruch genommenen Sache ausgewieſen werden könne. 

Einen andern Sinn kann dies Geſetz nach ſeiner Quelle, Abſicht und 
feinen Worten nicht haben; und weshalb die Preußiſchen Gerichtshöfe 
auch nicht Polniſche Geſetze, wenn ſie auf vorkommende Thatſachen an⸗ 
gewandt werden follen, gehörig zu erklären befugt ſeyn folltem, davon 
läßt fid; um fo weniger ein hinläͤnglicher Grund abſehen, als kein 
Geſetz in der Welt ohne Vergleichung deſſelben mit einer Thatſache und 
ohne zu unterſuchen, ob bie Worte, der e e oder der nächſte 
und unzweifelhafte Grund deſfelben auf den ſtreitigen Gegenſtand paffen, 
richtig angewandt werden kann. Endlich erklären ſelbſe Polniſche Rehte- 
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lehrer, die ſelbſt nach Lengvich in jure publ. Pol. Lib, I, c, 2. f. 6. 
Auctoritat haben, diefe Gonjtitution unter Anführung noch mehrerer Als 
teren und neueren eben ſo, als: 

Gliscinski.in comp. legum p. 12. vox: Bona. 

Szezerbicz in prompt. statutor. P. 2. o, 1. p. 90. 

Letzterer drückt jid) gang deutlich fo aus: 

In actionibus bonbrum nullo jure ademtorum, sicuti nobili contra 

regem, ita et regi contra nobilem, praescriptio mon prodest; 
und bezieht fih namentlich auf die Constit, Sigismundi de 1688. 

Eine gleiche Bewandniß hat es mit der zweiten Conſtitution, die 
von Brautſchatzgütern redet. Es ift eine ganz bekannte Sache, daß 
nach der vormaligen Polniſchen Verfaſſung die Brautſchätze der Töchter 
ſogenaunte Gíctionéfummen waren, die nicht anders als gegen fidere 
Caution ausgezahlt werden konnten, und deren Gigentfum daher ſtets 
au die Linie gurüdfiel, von der fie herkamen. Es kann alfo auch gar 
nicht befremdlich ſeyn, daß durch die gedachte Gonftitution die Deride 
rung bei Brautſchatzgütern ausgeſchloſſen geweſen. Der Beſitzer, fo 
lange qualitas dotis fortdauerte, hatte keinen titulum ad praescriptio- 
nem inducendam habilem, weil ihm ein prohibitiveS Geſetz entgegen 
Rand. Ein gleiches müßte auch von bonis dotis nomine obligatis, ex 
decreto judicis in possessionem datis et redemtionalibus (oder Güter, 
die snb pacto de retrovendendo verkauft oder auch nur verpfändet wa⸗ 
ren) ftatt finden, weil alle biefe Titel nach ihrer Natur inhapiles find. 
So erklären auch die Polniſchen Rechtslehrer diefe Conftitytion. Daher 
ſagt Zawacki in Prog. pol. Jud. p.435: 

Bona dotis nomine obligata, vel ex decreto judicis in possessionem 

data, et ea, quae in vim redemtionis inscripta sunt, semper re- 

demtioni obnoxia sunto, pracseriptione etiam longissimi temporis 
interveniente; 
und damit fimmt Szezerbier I. c. P. 8, c, 14. wörtlich überein. ] 
Es ift alfo hiernach klar, daß auch dies Geſetz nichts Neues, oder 
von gemeinen Rechten Abweichendes feft[eót, und daß fih auch daraus 
ein allgemeines Verbot der Verjährung in Geſchäften des bürgerlichen 
Lebens nicht ableiten laſſe. 

Observantia fori ift zwar auch vielfach behauptet, aber nie gehörig 
erwieſen worden. Es ſind in den bei uns vorgekommenen Proceſſen, 
wovon wir hier nur zwei, deren Entſcheidung auf eben den Grundſätzen, 
beruhten, nämlich in Sachen des Kammerherrn v. Flothow wider die 
Geſchwiſter von SSorudi und des Staroſten von Miecielsky wider den 
von Gozimirsky anführen wollen, zwar Atteſte vom Conseil permanent, 
von Grodgerichten und einzelnen Polniſchen Rechtsgelehrten beigebracht 
worden; allein wenn man alles, was dadurch bewieſen worden, zuſam⸗ 
menfaßt, fo wird dadurch nichts mehr und nichts weniger mit Beziehung 
auf obige Conſtitution bekundet, als: 

daß bona nullo jure ademta, dotis nomine obligata, vel redemtio- 

malia, nicht per praeseriptionem: erlangt werden Ebmnen; 
keineswegeg äber bekundet und ex praxi forensi bezeugt, à 

daß die Verjährung, nach Polnifhen Geſetzen, in keinem Geſchäfte 
des bürgerlichen Lebens ſtatt gefunden habe. 
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Ein ſolches Zeugniß würde auch in der That deutlichen Polniſchen 
Statuten entgegen laufen. Herburt und Szezerbicz, die felbft von Leng- 
mich in jure publ pol. lib, 1. c. 9, 6. 5 und 6 als fontes juris publici 
et privati aufgeſtellt werden, handeln in ganzen Abſchnuitten von der 
Präſcription, und ſtellen darin, jener sub voss: praescriptio, biefet P. 

©. 16, sub titnlo: de possessione et pracseriptionibus, gar febr viele 
Geſchäfte des bürgerlichen Lebens auf, in welchen eine kürzere oder längere 
Verjährung, oder auch gar keine fiat findet. Ihnen ſtimmen ganz bez 
währte Rechtslehrer, als Glisczinski in compendio legum, sub yoce: 
Vraescriptio, und Zawacky in proc. pol. jud. Tit. 10, de praescriptio- 
nilas bei. Die Sammlung des erſtern ij fogar mit einem Privilegium 
eines neuern Königs von Polen, Auguſt IL, vom 27. Juni 1758 verſe⸗ 
hen, und es wird ausdrücklich darin geſagt, daß es die vorſchriftemä⸗ 
bige Prüfung paſſiret, und als eine nützliche Collection von Geſetzen 
aus ben Gonjtitutienen und Statuten des Reiche anerkannt worden. Die 
Stände meinen zwar in Beziehung auf die Stelle des Lengnich Lib. I. c. 
II. F. 4., daß die Conſtitutionen und Statuten vieles enthielten, was 
längſt extra usum gekommen fep; dies mag wohl der Fall überhaupt ges 
nommen ſeyn, indem darin gewiß auch viele temporelle Geſetze vorkom⸗ 
men, die mit Ablauf der Zeit oder Veränderung der Regierungsform, 
die auch in Polen (da bisweilen ein Wahle, ein andermal ein Exbköuig 
regierte) ſtatt gefunden, oder Aufhebung und Abänderung eines gewiſſen 
Gewerbes der Einwohner, fih verändern oder gar aufheben müſſenz 
fo viel bleibt aber dennoch immer gewiß, daß die Vermuthung pro vi- 
Bore et usu legis domesticae, wozu wohl unbedenklich die Reichsconſti⸗ 
tution und Statuten gehörten, ſtreitet, und daß alfo, wenn der non 
"usus des einen oder andern Geſetzes behauptet wird, ſolcher an einem 
jeden derſelben insbeſondere erwieſen werden müßte; wie ſolches auch 
Thon in Abſicht der Netzdiſericte, wo die Conſtitutionen jeden Einwohner, 
ohne Specialreception, durch einen Poſteomitial⸗Landtag verbanden, die 
Inſtruction für die Weſtpreußiſche Regierung feſtgeſetzt hat. Daß nun 
die ganze Materie von Verjährungen zu den aufgehobenen, oder per non=; 
usm veralteten Statuten gehöre, wenigſtens im bürgerlichen Leben 
gleich mit bem Tode des Königs mund. August, wo die erbliche 
Shronfolge aufhörte und das Wahlrecht wieder anfing, keine geſetzliche 
Kraft mehr gehabt habe, iſt weder erwieſen, noch wird es je erwieſen 
werden können. Was übrigens Regierungsform oder Thronfolge auf 
Beibehaltung oder Abſchaffung der Verjährung für einen Einfluß haben 
können, davon läßt fib um [o weniger ein hinlänglicher Grund abfehen, 
als diefe pofitive Erfindung bloß die Abſicht hat, das Eigenthum der 
Bürger des Staats zu ſichern, und die Unterthanen eines monarchiſchen 
mit benen in einem republikanischen, fo wie eines Erb: und Wahlkönige, 
wohl alle gleich viel dabei gewinnen oder verlieren müffen. 

Hieraus erlauben wir uns daher bei dem erſten Theile der aufge⸗ 
worfenen Frage den Schluß zu ziehen: 

daß, überhaupt genommen, die Verjährung bei Geschäften des büt- 

gerlichen Lebens auch in Polen ſtatt gefunden, und daß keine Epoche, 

wo fie durch klare Geſetze, oder per consuetudinem contrariam ab⸗ 
t 
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geſchafft worden, oder per non - usum veraltet fev, hiſtoriſch erwie⸗ 

ſen werden könne. 

Soviel dagegen den zweiten Theil dieſer Frage: 

daß die Verjährung bei Grenzſachen aucgeſchloſſen geweſen, 
betrifft, fo ſcheinen die Stände dabei allordings etwas für fid) zu ha⸗ 


ben. Um dies näher zu erweifen, wollen wir erf den Doppelfinn des 


Wortes: Grenzſache, beſtimmen. Man verſteht darunter gemeinhin: 

1) Klagen, die auf Wiederherſtellung dunkler und verworrener Grens 
zen, zwiſchen Nachbaren, deren keiner hinläͤngliche Merkmale, und 
daher auch keinen beſtimmten terminam aquo und ad quem anzuge⸗ 
ben weiß, gerichtet ſind; n 

2) Klagen, wo der Kläger einen beſtimmten ductam angiebt, ihn 
mit Urkunden, Zeugniſſen und Greuzzeichen unterſtützt und darnach 
ein beſtimmtes Stück Wald, Acker ıc. vindicfrt, in deſſen Beſitz 
ſein Gegner ſich befindet. 

Die erſte Klage conſtituirt das eigentliche judicium num regundo- 
rum, und dabei muß man dan. Ständen zugeben, daß diefe durch keine 
Verjährung je erlöſchen werde. Damit ſtimmen gemeine Rechte, 

Leyser spec. 454. med. 11. 12. 18. 14, 
re ſtimmt das allgemeine Geſetzbuch Th. I. Tit. 17. F. 872 und 873 
erein. 

Das Polniſche Recht enthält fo wenig etwas Abweichendes hiervon, 
daß vielmehr das wenige, was s 

Zawacki in proe, Pol, jad. Tit. X. de pracseript. p, 386. 


anmerkt, nemlich: = 2 
Praeseriptio non currit in granicieram renoyatione, ct non ad 


aliud prodest, nisi ad roborandum scopulos, 
bieher, nämlich zu der eigentlichen Grenzklage zu gehören, und dle 
Cheorie des gemeinen Rechts Davon zu beftätigen fdjeint, Er behauptet 
hier namlich, daß die auf Wiederherſtellung oder Erneuerung dunkler 
Grenzen gerichtete Klage durch Verjährung nicht Lusgeſchloſſen werde, 
ſondern nur ein Argument für denjenigen Theil ausmache, der wahre 
renzmäler aufzuſtellen und ein verjährungsmäßiges Alter derſelben zu 
behaupten vermochte. Dies feint wohl der richtige Sinn dieſer feiner 
Anmerkung zu ſeyn. 

Die zweite Klage enthält dagegen eine wirkliche Eigenthumsklage, 
und in fo fern jemand dabei behauptet, von dem Grund und Boden des 
Audern durch rechtsverjahrten Beſitz etwas erworben zu haben, da leidet 
es nach gemeinen Rechten keinen Zweifel, daß, wenn derſelbe erwieſen 
wird, die Verſährung ſtatt findet id. I. c. 2 

Allg. Geſetzb. 1. "n 874. N 
Und auf diefe Art von Grenzklagen läßt ſich auch die Meinung des ges 
dachten Polniſchen Rechtslehrers, 

wet mou ad aliud prodest nisi ad roborandum scopulos“ 
eigentlich anwenden, und beſtärkt die Theorie des gemeinen, Rechts da⸗ 
von. Dieſer Unterſchied und die von der Meinung des erwähnten Pol⸗ 
niſchen Juriſten vorgetragene Erklärung ſtimmt auch mit der in den 
Poluiſchen Geſetzen dem Richter ertheilten Anwelſung, wie er in Grenz 
ſachen zu verfahren habe. 
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Die Grenzprozeſſe wurden nämlich in Polen durch cigne, von dem 
Könige und der Republik dazu beftellte boſtändige Commiffarien, die unz 
ter dem Namen der Succamerariorum bekannt find, tractivt und ents 
ſchieden. Die Inſtruction, wie fie dabei verfahren ſollten, enthält, wenn 
man alles, was deshalb in den Gonſtitutionen, die ehedem in 
polen oder den jetzigen Diſtricten von der Netze vim legis hatten, und 
in dem jure nobilitatis terrestri Prnssiae, als dem eigentlichen Statut 
der Palatinate oder des Preußiſchen Adels enthalten ijt, zufammenfaßt, 
folgendes: Sie ſollten nämlich; 

1) auf natürliche Grenzen, als Ströme, Flüſſe, Bäche, und deren 
alte oder neue Bette; in deren Ermangelung 

2) auf Eünftliche Grenzzeichen, als Grenzhaufen auf Aeckern, in Waͤl⸗ 
dern, mit Kreuzen gezeichnete Baume u. j. w. ſehen; damit 

3) die producirten Documente, oder in deren Ermangelung Zeugniſſe 
alter vereideter Zeugen vergleichen, und demjenigen Theil, der 
signa notabiliora ausweiſen würde, den Duet zu erkennen, wobei 
jedoch dem, der durch Grenzdocumente den Beweis führen würde, 
der Vorzug gebühre; 

4) wenn keiner von beiden Theſten dergleichen natürliche oder kuͤnſt⸗ 
liche Grenzmale aufgeftellt und erwieſen, den Beſttzſtand zum 
Maaßſtabe der Entſcheidung nehmen. 

Dies alles beweiſen wir aus folgenden Geſetzen und Rechtslehrern: 

1) fogt Herburt, defen Auctorität oben bereits feſtgeſetzt, sub voce: 
jSuccamerarius'* p, 478 aus den Conſtitutionen Casimiri Magui 
von 1368 und Jagellonis von 1423 
„Primo antem omnium Succamerarius in mcgotio limitationis natu- 
„ralem limitem spectet, nempe rivulum aut fluvium iuterlluentem, 
„son alveum novam et antiquum alias Bzeczysko , hereditates limi- 
tantem, ** 

Ferner: 

„Praeterea eum, qui notabiliora signa limitum ostendit; Succa- 

n merarius sub honore et conscientia admittat ad probandum: de- 

„Äcientibus antem signis ex utraque parte, Actori cum testibus 

sprobatio deferatur, * 

9) ftinmt hiermit a ; 

Szerbitz in promtuario statutorum o, 7, wortlich überein. 

3) Bekundet Gliszinski in comp, leg. P. 91. das naͤmliche, wenn er 
vorher die ganze, den Seengeommiffarien gegebene, bereits oben beſchrie⸗ 
bene Anweiſung wiederholt und dann fagt: 

Granieies ille lucrabit, qui meliora signa ostendit, Etsi quis pro 

renovatione granicierum aliquid eitaverit, scopulos in citatione ex- 

primendo et cosdem remonstrando juramentum obtulerit, et tune 
propior adinveniatur, pacificam tamen possessionem et usum pro- 
bet. Sed qui documenta, granieialia habnerit, semper sit proprior. 

4) verordnet das Jus nobilitatis terrestre Prussiae "lit, VII, de fini- 
bus regundis, 8. 19. gang umſtaͤndlich, welche SBeweife üt Grenz⸗ 
ſtreitigkeiten mehr oder minder entjdjeiben folem. Es heißt Darin: 
Itaque si alteruter ex litigantibus vel corta literarum documenta, vel 
ad minus tres scopulos, aggeres, sigüave notabilia in campo, in 
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silvis vero add in arboribns legitime limitum cansa lucisas et 
testimonio sufficiente comprobatas, aliaque probabilia limitum indi- 
ein demonstrarit, snb conscientia sua ei ductum adjudicabmat, Si 
utraque pars signa sua habeat, ei, qui plura et notabiliora; si 
eutra, tum si quis fluvius ant rivus utramque possessionem distin- 
77 naturalis inter 60s limes erit, atque pro limite observetur, de- 
Cernent, Qui quidem fluvius seu rivus, si naturaliter, sine ullo 
hominis ministerio, alveum connnutarit, aliove meatum suum de- 
verterit, nihilominus Primgevns alveus, per quem ante aqua de: 
currit, verus limes hereditatum illarum erit, í 

ferner in g. 20. hujus tituli: 
Si ueutra pars notabiliora signa habeat, meque rivus aliquis aut 
flavius intercedat; qni ad minimum per decennium in pacifica so 
fuisse possessione docere poterit, ei ductus decernetur. 

Hiermit ſtimmt 

5) Hauenstein im repertorio juris Pruthenicl, sub voce: condescensio, 
p. 159 et 160 wortlich uberein. 

6) Endlich findet man in allen hier in vielen Proceffen produeirten 
Grenzdecreten dies Verfahren genau und einfoͤrmig beobachtet, und 
es läßt ſich zwiſchen denen, die in Großpolen und dem eigentlich 
Polniſchen Preußen ergangen, nur in fo weit ein Unterſchied bez 
baupten, als jene in Ermangelung anderer Beweismittel auf den 
Beſitzſtand, ohne Nüdficht auf eine beſtimmte Zeit, letztere aber 
auf einen zehnjährigen ruhigen Beſitz, wenn der Fall vorgekommen 
wäre, wahrſcheinlich erkannt haben würden; weil, wie bereits oben 
geſagt worden, das jus terrestre aufer den Palatinaten keine gez 
ſezliche Kraft in diefer Provinz hatte. Dies findet fid) aber in 
den vormaligen Grenzdecreten auch, daß man hauptſächlich auf 
OGrengbocumente, Verträge oder rechtskraͤftige Erkenntniſſe gefehen, 
und die Entfiheidung darauf gegründet habe; und es ijt uns noch 
kein Beiſpiel vorgekommen, wo gegen dergleichen die Grenzen Elar 
und deutlich beftimmende Urkunden, ein gegenseitiger ruhiger und 
langwieriger Beſit die Entſcheidung für den Beſiber zuwege ges 
bracht hätte. Denn ſelbſt in den Proceſſen, wo wir die Entfcheis 
dung auf die Verjährung gegründet, und daß folde nach vormali⸗ 
gen Polniſchen Geſetzen allerdings ſtatt gefunden, behauptet haben, 
waren die von dem einen oder andern Theile producirten Docus 
cumente auf den Grenzzug des einen oder andern Sheile ihres 
Alters und der daher entſtandenen Veränderungen oder Nichterifteng 
der darin angegebenen Grenzzeichen, oder anderer äußerlicher oder 
innerlicher Mängel wegen, zum Beweiſe unzulänglich, und es mußte 
daher ein verjahrter Beſttzſtand — den nach obigen Geſegſtellen 
und Meinungen der Rechtslehrer ſelbſt Polniſche Rechte vechtferti⸗ 
gen — den Maaßſtab der Entſcheidung abgeben. Das war auch 
der Fall in den beiden oben hierin namentlich benannten, ganz ei⸗ 
gentlich Grenzirrungen zum Gegenſtaud habenden Prozeſſen, und es 
bleibt alfo die Frage: 

ob und in wie fern nach Polniſchen Rechten, wenn die Grenzen 
einer Sache durch Verträge oder rechtskräftige Erkenntniſſe derz 
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geſtalt klar und deutlich beſtimmt find, daß diefe Urkunden auf 
den von einem oder dem andern Theile angegebenen Duct zur 
Zeit des darüber entſtandenen Streits noch pafen, ein gegenfeis 
tiger verjährter Beſitz die Klage ausgeſchloſſen habe? 
um fo zweifelhafter, als ein ruhiger Beſit, nach den vorangeführten 
Geſetzſtellen und Rechtslehrern, mur zuletzt, in Ermangelung aller übri⸗ 
gen Beweismittel, die Entſcheidung geben fol. 

Swat finden ſich in den Polniſchen Gefegen auch Stellen, die beim 
erſten Anblick auf den angegebenen Fall gedeutet werden könnten, und 
wornach die Verjährung auch dabei Anwendung gefunden zu haben 
ſcheint; denn fo heißt es im Scuerbicz Cap. 7. p. 187. 

„Pro limitibus: venditae hereditatis vicini ad venditionem vocati 

»infra trieunium et trimestre agant; alioquin actorem juvabit prao- 

scriptio.“ 

Ferner im Zawadi L c. p. 435. 

» Venditor hereditatis vocatis vicinis, limites emtori ostendat, enm- 

„que tribus annis totidemgne-mensibus tuéatur; quo tempore elapso 

„emtor adprobationem admittetur cum testibus, et praescriptione 

» jnvabitur, ** | 
Allein es it bei näherer Prüfung dieſer Stellen auch klar, daß fie nur 
von einem einzelnen, und zwar insbeſondere dem Fall reden, wo jemand 
ein Gut gekauft, und bei der Tradition die Nachbarn zur Erklarung 
über die Richtigkeit der ihm vom Kaͤufer angewieſenen Grenzen aufge⸗ 
fordert hat, wo alsdann, wenn die Nachbarn einen Zeitraum von 3 
Jahren und 3 Monaten verſtreichen laſſen, ohne ihre etwanigen Anz 
ſprüche wegen unrichtiger Grenzen tege zu machen, dem Käufer die Bers 
führung zu ſtatten kommen fol, Hier ift alfo nicht die Rede von einem 
eigentlichen Grenzprozeß, und es kann daher auch daraus, ohne dem 
Sinne dieſes Geſetzes Gewalt anzuthun, der allgemeine Grundſah: 

daß i Grenzſachen eine ee und dreimonatliche Verjährung 

ftatt finde, 
nicht abgeleitet werden. Damit ſtimmt Herburt sub voce: praescriptio, 
P. 333. und hat in der hier angeführten Jagelloniſchen Conſtitution den 
Fall eben fo aufgeſtellt, als wir. ihn hier exempliffcirt haben. 

Wenn es nun gleich feine Richtigkeit hat, daß der Fall, wo die 
behaupteten Grenzen aus Documenten, Vertragen oder kechtskräftigen 
Erkenntniſſen nach einem Jahrhundert noch erwieſen werden können, fel- 
ten vorkommt, indem die Fläche des Erdbodens, und mithin auch die 
darauf angebrachten künſtlichec oder fonft darin angenommenen natütli- 
chen Grenzmäler in ſolchem Zeitraum fid) febr verändert, oder ganz aufs 
gehört haben müffen, folglich die Urkunden auf den gegenwärtigen, von 
dem einen oder dem andern Theile behaupteten Duct nicht mehr paſſen; 
fo ift es dennoch gar wohl moglich, daß der Beweis auf eine Zeit von 

O, 50 und manchmal auch mehreren Jahren, daraus vollſtäͤndig ges 

führt werden kann, und dann würde, nach Polniſchen Rechten, doch im⸗ 
mer der Sheil, der ſich darin gründet, ein obſtegliches Urtel vor tem 
erhalten haben, der einen ruhigen Beſitz und Genuß ausgewieſen hat: 
dies betätigen die oben angeführten Worte; 

»Sed qui documenta granicialia habuerit, semper sit propior 
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Dies beſtätigt der ganze Geiſt der den Suocamerartis ehedem vorgeſchrie⸗ 
benen Inſtructſon. 
Daher find wir der gehorſamſten pflichtmaͤßigen Meinung: 
L 


daß die Verfährung in diefer ganzen Proving nach Polniſchen Rechten, 

a) gegen Klagen, die auf Wiederherftellung und Erneuerung verdums 
SER BER, ungewiß gewordener Grenzen gerichtet worden, nicht ftatt 
gefunden. 

b) daß die Befugniß, die durch Vertrage rechtskräftige Erkenntniſſe 
oder andere Grenzdocumente dergeſtalt klar beſtünmten Grenzen, 
daß die darin feftgefegten Grenzmäler fid) noch bei der ſtreitigen 
Sache auffinden und auf den Duct des einen oder andern Theils 
zur Zeit des entſtandenen Widerſpruchs noch paffen, zu uͤberſchrei⸗ 
ten, durch keine Präſcription erworben worden. 

II. 
Daß dagegen außer dieſen Fällen, 

a) in den Palatinaten oder dem eigentlichen Polniſchen Preußen ein 
verjͤhrter zehnjähriger Beſig in Greuzſachen die Präſeription be» 
gründet habe; . 

b) in Großpolen oder den jetzigen Diſtricten von der Netze ein rubis 
ger Befig und Genuß in Grenzſachen zwar den Maaßſtab zur Ente 
ſcheidung für den Beſitzer abgegeben, der Zeitraum ſelbſt aber, bine 
nen welchem jid) ſolcher qualificivte Beſitz ereignet, nicht bes 


fimmt fev. 

Da mm Ew. Königliche Majeſtaͤt den Einwohnern diefer Provinz, 
bei deren Reoceupation, ſowohl durch das Notificationspatent vom 13. 
September 1772, als die darauf Bezug habende Inſtruction für die 

Weſtpreußiſche Regierung vom 21. September 1778. $. 18. gnädigſt zus 
geſichert haben, daß ihre Geſchaͤfte und Handlungen bis zu dem gedach⸗ 
ten Termin nach vormaligen Geſetzen beurtheilt und daruber entſtandene 

Streitigkeiten darnach entſchieden werden follen; jo ſchlagen wir auch ges 

horſamſt vor: 3 
in den beiden sub I. litt, a und b angegebenen Fällen bie Pråferips 
tion in dieſer ganzen Provinz bis zum Termin ber Sleoccupation 
den 13. September 1772, gänzlich auszuschließen. 

So viel dagegen den sub No. II. a und b angegebenen Fall, nämlich 
wenn der Kläger einen beſtimmten Duct angegeben, ihn mit Zeug⸗ 
niſſen und Grenzmälern unterſtützt und darnach ein beſtimmtes Stück 

„Wald oder Acker u. f. w. vindicirt, 
betrifft; fo tragen wir gehorſamſt an, feſtzuſetzen: 

1) daß auch bis zur Reoccupation diefer Provinz die Verjährung dem⸗ 
jenigen allerdings zu ftatten kommen müſſe, der fid) in einem ver⸗ 
jährungsmäßigen Beſitz eines ſolchen Stuͤcks erweiblich befindet; 

2) daß in den Palatinaten bei Grenzirrungen zwiſchen dem Adel ein 
zehnjähriger ruhiger Befis fothane Präſeription begründe; in den 
Diſtricten an der Netze aber, fo wie bei allen übrigen unadlichen 
Einwohnern der Provinz, ein Zeitraum von 30 Jahren erforder⸗ 
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3) daß in beiden Fällen dieſe Grundſätze nur dann Anwendung finden, 
wenn die Verjährung vor dem 13. September 1772, dieſen Tag 
mit eingerechnet, bereits vollendet worden. í 
Es entſteht zwar durch den zweiten Vorſchlag eine Verſchiedenheit 
in den Rechten einer und derſelben Provinz, und es iſt auch gewiß, daß 
ſolche keinesweges durch die natürliche befondere Beſchaffenheit des heile 
derſelben, welcher die Nesdiſtricte oder Palatinate ausmacht, oder durch 
die eigenthümlichen Arten von Gewerbe der Einwohner derſelben gerechtfer⸗ 
tigt werde; inzwiſchen haben wir oben ausgefuhrt, daß die Praͤſeriptions⸗ 
friſt in den Conſtitutionen und Statuten, die ehemals hier nur vim le- 
Bis hatten, unbeſtimmt geblieben. Man würde alſo, da das Preußiſche 
Landrecht in dieſem Bezirk nie in usu gewefen, in judicando auf die ges 
meinen Rechte haben vecurriren, und mithin darnach einen 30 jährigen 
Seitraum annehmen mifen. Daraus feint uns denn aber zu folgen, 
daß die Einwohner dieſes Theils der Provinz ein gegründetes Recht hits 
ben, auf die Feſtſetzung dieſer Frift, usque ad terminum ocenpationis, 
zu bestehen, und daß man gegentheils ihren Gerechtſamen Eintrag thun 
würde, wenn man fie hierbei mit den Einwohnern der Palatingte auf gleichen 
Fuß behandeln wollte. Dagegen pat wenigſtens der Adel in den Pala⸗ 
tinaten (id) felbft in feinem ehemaligen geſchriebenen Statut, dem jure 
terrestri, einen zehnfährigen Zeitraum zur Vollfühvung der Präſeription 
beftimmt, und da dies die Richtſchnur bei Streitigkeiten unter fid) ehe: 
dem war, [o [dint es auch ſolche in Fallen, die vor der Oceupation 
fid) ereignet, bis dahin in dieſer einzelnen Materie bleiben zu müffen. 
Andere unadeliche Einwohner der Palatınate find inzwiſchen au das ges 
dachte Statut des Adels nie gebunden gewefen, ſondern nach dem jurc 
Culmensi correcto beuttfeilt worden. 
Lengnich jus publ. Pol. lib. 4. e, 18. f. 14. 
Jenes fegt nun zwar lib. 3. tit. 2. cap. 1. bie Präfeription bei unbes 
weglichen Grundſtücken überhaupt auf die Sächſiſche Frit von 30 Jah: 
ren, mit Jahr und Tag, oder welches. einerlei ift, auf 31 Jahre 6 Wo⸗ 
chen 3 Tage feft, und dieſer Zeitraum müßte alfo auch eigentlich bei 
Grenzſtreitigkeiten dieſer Claſſe von Einwohnern bis zur Reoccupation 
angenommen werden. Allein eines Theile find Grenzſtreitigkeiten aus 
der Zeit vor der Reoccupation bei ihnen weit ſeltener als bei dem Adel; 
andern Theils wuͤrde eine gar zu große Verſchiedenheit der Präferiptiong- 
frift bei einem und demſelben Gegenſtande entſtehen, und dieſes zu Mif 
verſtaͤndniſſen und Irrthümern leicht Anlaß geben. Wir find daher der 
gehorſamſten Meinung : x 
daß es in Abſicht dieſer Claſſe von Einwohnern bei der Praſerip⸗ 
tionsfriſt des gemeinen Roͤmiſchen Rechts zu laffen fey, ` 
Endlich ſichern das Notificationspatent und die Regierungsinſtruetion 
den Einwohnern dieſer Provinz den Gebrauch der vorigen Rechte nur bei 
Degotiis und Handlungen u. f, w. in fo weit zu, als ſolche vor der 
koccupation der Provinz zur Perfection gekommen find, Diefen Grund⸗ 
at paben wir auch bisher in judicando auf die Theorie von der Prä- 
feription, und wie uns dänke, mit Recht, ſtets angewandt, indem billig 
ie Verjährung nicht nach den Geſetzen, wornach fie den Anfang genom⸗ 
men, ſondern nach denen, unter welchen fie vollendet worden, beurtheilt 
Weſtpreuß. Prov.⸗Recht. Bd. II. p 
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werden muß. Und daher haben wir auch die dritte Mobification bei bem 
feſtzuſtellenden principiis gehorſamſt vorgeſchlagen. 

Ein Mehreres läßt fid) über diefe Materie bei der Unvollſtäͤndigkeit 
und Dunkelheit der Polniſchen Rechte ſchwerlich auffinden, und wir ſtel⸗ 
len daher die Entſcheidung unferer gehorſamſten Vorſchlaͤge mit der tief» 
ſten Ehrfurcht anheim. 

Marienwerder, am 1. Juni 1792. 

Die Weſtpreußiſche Regierung. 


b. Reſeript des Juſtizdepartements an die Gefegcommiffion, 


Wir communiciren Euch hierneben die geheimen Kanzleiacten, wegen 
der Verjährungszeit in Grenzſachen in Weſtpreußen zur Erſiattung Cue 
res Gutachtens über die Anträge der Weſtpreußiſchen Regierung, wobei 
beſonders mit darauf Rückſicht zu nehmen ift: 

1) Ob in dem Falle, wenn der eine Theil Beiträge, Receſſe, Indi⸗ 
cate oder andere mit hinlänglicher Beweiskraft verſehene Urkunden 
für ſich hat, welche den Grenzductum, fo wie es von ihm angege⸗ 
ben wird, klar beſtimmen, auch praescriptio immemorialis gegen ein 
ſolches Document noch ftatt finde. 

2) Ob die in den Fallen, wo nach der Meinung der Referenten auf 
die Präfeription zu reſlectiren ift, angenommenen Verjährungsfri⸗ 
ften, beſonders im PAPE der Palatinate, auch contra fiscum 
sivo rempublicam gelten follen ac. t 


Berlin, am 9. Jul 1792. k 
3f r, Sig Maſeſtät allergnädigften Special⸗Bofehl. 


An die Geſetztommiſſion. v. Carmer. 


€ Gutachten ber Geſetztommiſſion. 


Der General⸗Landſchaftsdirector, Generalljeutenant Graf von der Golz, 
Hat Ew. Königl. Majeftät den Wunſch der Weſtpreußiſchen Ritterschaft 
die Verjährung in Grenzſachen bis auf den Tag von Weſtpreußens 
Beſitnehmung aufzuheben, à 
allerunterkhaͤnigſt vorgetragen, und dabei auszuführen fih bemühet, 

I. daß nach dem Naturrechte ſowohl, als nach der polniſchen neuern 
Reichsverfaſſung bie Verjährung ein unzweckmaͤßiges Mittel, eine 
Veränderung im Eigenthum hervorzubringen, vielmehr gänzliche 
Verwerfung derſelden Pflicht geweſen fey; 

II. daß wirklich in Polen keine Verjährung in Grengſachen (worunter 
alle ſolche Sachen verftanden würden, wo die Abſonderung ber ans 
grenzenden Güter ſtreitig geweſen, und keine Abſonderungszeſchen entz 
weder vorhanden, oder nicht als folde reſpectirt worden, und 
wo, um die Wiederherſtellung der Grenzzeichen, oder mindeſtend 
deren Auctvrität nachgeſucht fey) gelte, beweiſe das Zeugniß des 
hoͤchſten Reichstribunals; 

IM. wären keine überwiegenden Gründe vorhanden, welche die preußt⸗ 
ſchen Gerichtöhöfe vermögen könnten, Polniſche Zeitläufte bis zum 
Zeitpunct der Weſtpreußiſchen Occupation bei Berechnung der Ver⸗ 
ſährungszeit mit einzurechnen. E: 
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Woraus denn das Reſultat gefolgert wird: 
daß nichts im Wege wäre, für Grenzſachen aus Polniſchen Zeiten 
die Verjährung aufzuheben, 
mit der fernerweiten Bemerkung: 
daß nach der gerichtlichen Obſervanz in Polen und dem Wunſch 
der Stände, auch derjenige Fall der Verjährung nicht unterworfen 
fest könne, wenn vor Weſtpreußens Beſitznahme irgendwo ein 
Grenzzug, der nicht auf eine rechtliche Art durch Vergleich oder ge⸗ 
richtliches Urtel conſtituirt worden, feit 30 Jahren nicht angefoch⸗ 
ten und von beiden Seiten ſtillſchweigend beobachtet ſeyn folte, 
weil auch dies Stillſchweigen nur Folge der unwirkſamen Nechtshülfe 
bräſumtiviſch gewefen fey. 
‚Ueber dieſen Antrag haben Ew. Königl. Majeſtät den Bericht der 
2 Regierung zu erfordern geruhet, welcher dahin ausge⸗ 
en dft: 


daß überhaupt genommen, die Verjährung bei Befchäften des búrz 
gerlichen Lebens auch in Polen ſtatt gefunden, und daß keine Epoche, 
wo fie durch klare Gefege, oder per consuctndiuem contrariam abs 
geſchafft worden, oder per non- usum veraltet fey, hiſtoriſch erwies 
ſen werden pus $ ^ * 
daß dagegen die Frage: 

ob und in wie fern nach Polniſchen Rechten, wenn die Grenzen ei⸗ 
ner Sache durch Verträge oder rechtskräftige Erkenntniſſe dergeſtalt 
klar und deutlich beſtimmt find, daß diefe Urkunden auf den von 
einem oder dem andern Theile angegedenen ductum zur Zeit des 
darüber entſtandenen Streits noch anpaffen, ein gegenfeitiger vers 
lährter Beſitz die Klage ausgeſchloſſen, 

zweifelhaft geblieben fey. 5 2 

Unter biefen Umftänden ift die Regierung der Meinung, 

1. FU die Verjährung in dieſer ganzen Provinz nach Polniſchen 
echten, 

ah gegen Klagen, die auf Wiederherſtellung und Erneuerung verdun⸗ 
felter und ungewiß gewordener Grenzen gerichtet worden, nicht 
ſtatt gefunden; 

» b)daf die Befugniß, die durch Vertrage, rechtskräftige Erkennt 
niſſe, oder andere Grenzdocumente dergeſtalt klar beſtimmten 
Grenzen, daß die darin feſtgeſetzten Grenzmäler fid) noch bet der 
Kreitigen Sache auffinden, und auf ben ductum des einen oder 
andern Theils zur Zeit des „ noch paſſen, 
zu öberſchreiten, fid) durch keine Präſcription begründet habe. 

H. Daß dagegen außer dieſen Fällen 
a) in den Palatinaten, oder dem eigentlichen Polniſchen Preußen, ein 
3 gehmiäbeiger Beſitz in Grenzſachen die Peäfeription bes 
rundet habe; * 
b) il Geojpolen aufer den jesigen Wifticten an der Nege ein wußte 
pe Beſitz und Genuß in Grenzſachen zwar den Maaßſtab au 
[MEN für den Beſitzer abgegeben, der Zeitpunet feloj 
aber, bimen welchem fid) ſolcher qualificirter Beſitz ereignet, 
nicht beſtimmt fey. E zd 
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Da nun Ew. Königl. SXojeffát den Einwohnern der Provinz zugeſi⸗ 
chert haben, daß ihre Geſchaͤfte und Handlungen bis zum Termin der 
Reoccupation, den 13. September 1772, nach vormaligen Gefegen beur⸗ 
theilt und darüber entſtandene Streitigkeiten darnach entſchieden werden 
folen, fo fchlägt die Regierung vor, 

in den beiden sub I. lit. a und b angegebenen Fällen die Präſerip⸗ 

tion in dieſer ganzen Provinz bis zum Termin der Reoccupation 

den 18. September 1772 gänzlich auszuschließen. 

So viel dagegen den sub No. IL a und b angegebenen Fall, namlich 
wenn der Kläger einen beſtimmten dactum angegeben, ihn mit 
Zeugniſſen und Grenzmälern unterſtützt, und darnach ein beſtimmtes 
Stück Wald oder Acker u. . w. vindicirt, 

betrifft, fo trägt die Regierung darauf an, feſtzuſetzen: 

1) daß auch bis zur Neoceupation dieſer Provinz die Verjährung dem⸗ 
jenigen allerdings zu ſtatten kommen müffe, der (id) in einem vers 
jübrungémáfigen Befig eines ſolchen Stücks erweislich befindet; 

2) daß in den Palatingten bei Grenzirrungen zwiſchen dem Adel ein 
zehnjähriger ruhiger Befit fothane. Präſcription begründe; in den 
Diſtricten an der Netze aber, fo wie bei allen übrigen unadelichen 
en der Provinz ein Zeitraum von 30 Jahren erforder⸗ 
lich fen; 
daß in beiden Fällen diefe Grundſätze nur dann Unwendung finden, 
wenn die Verjährung vor dem 18. September 1772, dieſen Tag 
mit eingerechnet, bereits vollendet worden. 

Ueber diefe Anträge der Weſtpreußiſchen Regierung folen wir ad 
Rescriptum clementissimum vom 9. Juli v. J. unſer Gutachten abgeben, 
und beſonders Darauf Rückficht nehmen 

1) ob in dem Falle, wenn der eine Theil Verträge, Receſſe, Judi⸗ 
cate oder andere mit hinlänglicher Beweiſeskraft verſehene Urkunden 
für (id hat, welche den Grenzductum, fo wie er von ihm angege⸗ 
ben wird, klar beſtimmen, auch praescriptio immemoriulis gegen 
ein ſolches Document noch ftatt finde? 

2) ob die in den Fällen, wo nach der Meinung der Weſtpreußiſchen 
Meglerung auf die Pröſeription zu reflectiren ift, angenommenen 
Verjährungsfriſten, beſonders in Anſehung der Palatinate, auch 
contra fiscum sivo rempublicam gelten follen? 

Zuvörderſt treten wir der Abeſtpreußiſchen Regierung bei der Ausführung, 
daß die Verjährung nach Polniſchen Geſetzen überhaupt und in der 
Regel von Wirkung ſey, Y 

gänzlich bei. 

Die von den Ständen beigelegte Gonftitution Sigismunds III., sub voce: 
Bona nullo jure recepta, verbietet ganz fpeciell, die Verjährung auf die 
Tafelguͤter anzuwenden, und auf gleichem Fuße wird es nach dem 
Sinne dieſer Verordnung dem König unterſagt, fih das Eigenthum feis 
ner Unterthanen unter dem Schutze der Verjährung anzumaßen. 

Die zweite Gonftitution will nur, daß auf die Brautſchatzgüter, die 
durch einen Proce abgenommen worden, die Präſcription nicht ſtatt 
finden ſoll, und beide Verordnungen haben ihren Grund in der Natur 
des Objects. 


3) 
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Die Tafelgüter ſind nicht im Commerz, und es ift bekannt, daß 
dasjenige nicht durch Verjährung erworben werden kann, was nicht bes 
ſeſſen werden darf. Letztere konnten nicht in Beſitz genommen werden, 
weil ihr Eigenthumsrecht ſtets an die Linie zurͤckſiel, von der fie ges 
kommen waren; auf jeden Fall ift dies ein ſpecielles poſitives Geſetz, 
woraus um ſo weniger der von den Ständen allgemein aufgeftellte Satz 
abgeleitet werden kaun: . 

a) weil bie Ausnahme im nicht ausgenommenen Fall bie Regel bes 
ſtätigt; 

b) weil die Regierung bezeugt, daß in dort geſchwebten Proceffen über 
die angebliche Unanwendbarkeit der Praͤfcription zwar Atteſte vom 
Conseil permanent von Grodgerichten und einzelnen Polniſchen Rechts⸗ 
gelehrten beigebracht wären, woraus aber nur erhelle, 

daß bona nullo jure ademta dotis nomine obligata vel redemtio- 
malia nicht per praescriptionem erworben werden könnten, 
welches auf den vorliegenden Fall nicht paßt; und endlich 

©) weil die Polnischen Rechtsgelehrten der ſtändiſchen Behauptung wiz 
derſprechen. Die Regierung hat verſchiedene Schriftſteller ange⸗ 
führt, denen wir noch beifügen: Dresner, Processus jud. regni Po- 
loniae, welcher unter dem Titel: de praescriptionibus, lehret: 

„quoniam praeseriptionibus eliduntur actiones, magnusque earum 

„est usus, multum interest earum cognitionem habere, '* 

Eben dies fagt Prilnsius (Leges seu statuta regni pol. Jol. 539.), 
auf welchen auch Lengnich (Jus publ, regni pol, p, 5.) mit pårren 
Worten Bezug nimmt: : 

„Sine scrupulo conscientige res mero alienus bona fide quaesi- 
„tas jure praeseriptionis legibus praefinitae tenere possumus,“ 
woraus denn wohl ſattſam hervorgehet, daß die Verjährung auch 
in Polen von jeher angewendet und zum Schutz des Eigenthums ge- 

braucht ift. 

Was nun befonberü die Verjährung in Grenzſachen betrifft, fo 
ift nach gemeinen Rechten die Befugniß, auf die Wiederherſtelung 
verdunkelter Grenzen anzutragen, bekanntlich keiner Verfährung un⸗ 
terworfen. Hellfeld $. 719. 

Leyser Spec.: 484. M, 11 — 14. 

Geſetzbuch Th. I. Tit, 17. 6. 879 20, 

Der im Bericht allegirte Zawadi tritt dieſem bei; und Zalaszowsky 
(Ins zegui pol) nimmt in dem Titel, de actione respectu limitum 
seu granicierum p. 1006 faſt überall auf das gemeine roͤmiſche Recht 
und deſſen Ausleger Bezug. 

Die Regierung tragt nun dahin an: 

a) daß der Grenzklage, überhaupt genommen, die Verjährung nicht 
entgegen ſtehe / 
und damit ſind wir per deducta einig. 

b) daß die Befugniß, die durch Verträge, rechtskräftige Erkenntniſſe 
oder andere Greuzdocumente dergeſtalt klar beſtimmten Grenzen, daß 
die darin feſtgeſesten Grenzmäler fid) noch bei der ſtreitigen Sa⸗ 
che auffinden, und auf bez ductum des einen oder andern Theils 
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zur Beit des entſtandenen Wlderſpruchs vollen; zu überſchrelten, 
nie, 


durch keine Präfeription erworben werden u 

Dieſer Meinung können wir nicht beitreten, und find vielmehr ad I. 
å, b. des Dafürhaltens: 

* báf nach vorigen Polniſchen Rechten die Verjährung gegen Klagen, 
die auf Wiederherſtellung und Erneuerung verdunkelter und ungewiß 
gewordener Grenzen gerichtet worden, nicht ſtatt gefunden; dieſes 
aber auf ſolche Fälle nicht zu ziehen, wo jemand jid) in einem 
rechtsverjäͤhrten Beſitz eines beſtimmten Diſtriets befindet, vielmehr 
in ſolchem Falle der Beſitzer fih mit einer ſonſt rechtsgültigen 
Verjährung ſchüͤtzen könne, wenn gleich ein anderer durch Judicate 
oder andere rechtsgültige Documente nachweiſen wollte, daß die 
Grenzen feines benachbarten Gute in vorigen Zeiten vor Anfang 
der Verjährung dieſen Diſtrict mit eingeſchloſſen, oder in ſolchen 
hinein gegangen. 

Denn es ift kein Grund vorhanden, unter dieſen Umſtanden die Vers 
jährung auszuſchließen. Der Fall ij mit dem auf ber Iten Seite des 
Berichts bei der Ausführung wegen der zweiten Klage einerlel, wo Dod) 
gezeigt ift, daß auch nach vorigen Rechten eine Verjährung ftatt gefunden. 
Was aus dem Gliscinsky und dem jure terrestr. T. VII. $. 19 und 20 
bemerkt wird, kann nur von dem Fall verſtanden werden, wo noch kei⸗ 
ner in dem techtöverjährten Beſitz eines Grundſtücks ift, ſondern wo 
fines confusi ſind, wo man nicht weiß, wo die Grenzen ſonſt gegangen, 
wo keine paffenden Documente vorhanden, und wo alfo der ductus, an 
den der andere fein Recht weder in petitorio noch in possessorio nächge⸗ 
wieſen hat, dem Beſitzer und resp. dem längeren Beſitzer zugeſprochen 


ird. 

Nach dieſem Vorausgeſetzten können wir auch den übrigen Anträgen 
der Regierung in Anſehung der N nicht ſchlechthin beitre⸗ 
ten; vielmehe, wenn es darauf ankommen ſollte, wie das tempus prae- 
scriptionis überhaupt zu beſtimmen fep, würden wir 

1) in dem a mke Polniſchen Preußen beim Adel die Präſcrip⸗ 
tionszeit bei Immobilien cum titolo et booa fide auf 30 Jahre, 
ohne titulum et bonam fidem aber auf 40 Jahre beftimmen ; dieſes 
ij dem juri terrestri, tit, 4. S. 1, gemäß, umb was daſelbſt $. 20 
tit. VII. von einer pacifica possessione per decennium vorkommt, 
gehet nur auf den Fall, wo wirklich fines confusi vorhanden find, 
es an Grenzzeichen und andern Nachrichten fehlt, gleichwohl jemand 
nachweiſen kann, daß er im zehnjährigen Beſitze diefes oder fenes 
ductus geweſen ſey. 

2) In Anſehung der Unadelichen in gedachtem Polniſchen Preußen, die 
dem gedachten juri terrestri nie unterworfen gewefen, wird zur Prä⸗ 
ſcription eine Seit von 31 Jahren 6 Wochen 3 Tagen anzunehmen 
ſeyn, da diefes bem juri Culmensi gemäß ift, nach welchem ſich 
die Unadelichen im Polniſchen Preußen richten. Leuguich, jus publ. 
Pol, L. IV. c. 13. fj. 4. 

8) in Großpolen oder dem Diſtriete an der Netze wuͤrden aber in der 
Megel 80 Jahre zur Verjährung anzunehmen feyu, nach bem Hers 
burt, voce; obligatio bonorum, im fo weit nicht nach ehemaligen 
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beſondern Polniſchen Gonftitutionen in beſondern Fällen eine Eützere 

Friſt bis zur Occupation vom 13. September 1772 eintritt. 

Wenn Ew. Königl. Majeſtät geruhet haben, uns in dem Allerhöch⸗ 
Ren Zufertigungs⸗Reſeripte darauf aufmerkſam zu machen, 

ob die in den Fällen, wo nach der Meinung der Weſtpreußiſchen 

Regierung auf die Praſcription zu reflectiven, angenommenen Berz 

jabrungafriſton, befonders in Anfchung der Palatinate, auch contra 

fiscum sive rempublicam gelten follen ? 
To glauben wir nicht, daß dies die Abſicht der Regierung geweſen fen, 
vielmehr dürften hier verſchiedene Diſtinctionen nach der Natur der Bes 
ſitungen und nach den Vorzügen des Beſitzers, nämlich des Fiseus, notha 
wendig ſeyn, und darnach feſtgeſetzt werden müſſen, daß die Verlab⸗ 
rung theils gar nicht, theils mit Bezug auf die Vorrechte des Fiscus 
nur in einem längern Zeitraum in Anwendung kommen konne. 

Hierzu iſt aber die Verhandlung nicht genug präparirt, und wir 
Felen Ew. Königlichen Majeftät alerunterthänigft auheim: 

ob nicht über diefe Frage der Bericht der Slegíerimg, nach vorgäns 

giger Gonferenz mit den Ständen, zu erfordern ſeyn dürfte ꝛc. 


Berlin, am 5. März 1798. ` 
Die Gefegcommiffion. 


d. Declaration des Juſtizdepartements über dieſen Gegenſtand. 


Nachdem über den Antrag der dortigen Stände: 
in wie fern bei Grenzſtreitigkeiten in dortiger Provinz auf die Prä- 
ſcription bis zum 18. September 1772 in judicando zu reflecti⸗ 
ren fey? 

und über den von Euch des falls unterm 29. Juni 1792 erſtatteten Bes 
richt die Gefegcommifften mit ihrem Gutachten vernommen worden; fo 
wird nunmehr zur Nachachtung der dortigen Gerichte, bei Entſcheidung 
ES fhwebender ober kuͤnftig entſtehender Grenzproceſſe, Nachſtehendes 
jtaefest : 

I So wie bie Behauptung der Stände, daß nach den vor ber Occu⸗ 
pation beſtandenen Geſetzen keine Verjährung überhaupt ſtatt ges 
funden hade, unrichtig if; fo muß auch in Grenzſachen allerdings 
darauf Ruͤckſicht genommen werden. 8 

II. Die Friſten der Verjährung find folgendermaßen anzunehmen: 

1) in dem eigentlichen Polniſchen Preußen, oder in den Palatinaten, 

a) wenn gegen ein adliches Gut präferibiet werden foll, nach dem 
Jure terrestri, tit. IV. $. 1. in der Regel 30 Jahre; wenn es 
aber an einem Titel ermangelt, oder bona fides nicht klar er⸗ 
pellet, 40 Jahre; 

b) gegen nichtadliche Güter und Grundftüde nach Culmiſchem 
Rechte 31 Jahre 6 Wochen 8 Tage; 

2) in dem Neszdiſtrict 30 Jahre, in fo weit nicht nach ehemaligen 
beſondern Polniſchen Conſtitutionen in gewiſſen Fällen eine kürzere 
von dem in pracscriptiolle ſich gründenden Theile durch dergleichen 
Gonftitution nachzuweiſende Friſt eintritt. 

HI, Von der obigen Regel sub Na, I. finden folgende Ausnahmen ftatt: 
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1) bel der eigentlichen actione finium retzundorum, wenn bloß von 
der Befugniß auf Wiederherſtellung verdunkeltee Grenzen angus 
tragen, die Rede ift, wo fon nach gemeinen Rechten keine Bers 
jährung ſtatt findet. c e 
Wenn der eine Theil Verträge, Steceffe, Judicate oder andere 
untadelhafte, mit wirklicher Beweiskraft verſehene Grenzdocu⸗ 
mente für fid) hat, welche die ſtreitigen Grenzen dergeſtalt klar bes 
ftimmen, daß die darin angegebenen Greazmale fith bei der ſtrei⸗ 
tigen Sache noch finden, und auf den von ihm angegebenen 
Grenzzug paſſen, fo foll gegen dergleichen Urkunden nur die uns 
fürdenkliche Verjährung ftatt finden. 5 

Uebrigens verſteht es ſich von ſelbſt, daß dieſe Declaration nur 
auf Falle geht, wo die vorgeſchütte Präfeription ſchon den 13. Sepe 
tember 1772 vollendet ſeyn folte x. Berlin, am 2. Yuguft 1793. 


v. Carmer. 
An die Weſtpreußiſche Regierung. 


2 


5 Nr. 72. 
Reſcript über denſelben Gegenſtand. 


Vin Gottes Gnaden Friedrich Wilhelm König von Preußen. unſern 
gnädigen Gruß zuvor, Wohlgeborne, Veſte und Hochgelährte Räthe, 
liebe Getreue! Nachdem über den Antrag der dortigen Stände: 
in wiefern bei Gränzſtreitigkelten in dortiger Provinz auf die Prä⸗ 
cription bis zum 13. Septbr. 1772 in judicando zu deſlectiren fey? 
und über den von Euch desfalls unterm 29. Juni 1792 erſtatteten Bes 
richt die Geſetzeommiſſton mit ihrem Gutachten vernommen worden; fo 
wird nunmehr zur Nachachtung der dortigen Gerichte bei Entſcheidung 
pa 1 oder künftig entſtehender Graͤnz⸗Proceſſe nachſtehendes 
wget: , _, 
J, So wie die Behauptung der Stände, daß nach den vor der Occu⸗ 
pation beſtandenen Geſetzen keine Berjährung überhaupt fatt ges 
funden habe, unrichtig ift, fo muß auch in Graͤnzſachen darauf als 
lerdings Rückſicht genommen werden. 
U. Die Feiſten der Verjährung find folgendermaßen anzunehmen: 
1) in dem eigentlichen Polniſchen Preußen, oder in den Palatinaten, 
a) wenn gegen ein adliches Gut präferibiret werden foll, nach 
dem Juro terrestri Tit. IV. 8. 1. in der Regel 30 Jahre; 
wenn es aber an einem Titel ermangelt, oder bona fides 
nicht klar erhellet, 40 Jahre; 

b) gegen nicht adliche Güter und Grundstücke nach Kulmiſchem 
Rechte 31 Jahre 6 Wochen 3 Tage; 

2) in dem Netz ⸗Diſtriete 30 Jahre, in fo weit nicht nach ehema⸗ 
ligen beſondern Polniſchen Conſtitutionen in gewiſſen Fällen eine 
kürzere von dem in praescriptione ſich gründenden Sheile durch 
dergleichen Couſtitution nachzuweiſende Friſt eintritt. 
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III. Von der obigen Regel sub No. J, finden folgende Ausnahmen ftatt: 
1) bei der eigentlichen Actione finium regundorum, wenn bloß von 
der Befugniß, auf Wiederherſtellung verdunkelter Gränzen ans 
zutragen, die Rede iſt, wo ſchon nach gemeinen Rechten keine 
Verſährung ſtatt findet. 

2) Wenn der eine Theil Verträge, Receſſe, Judicate oder andere 
untabelhafte, mit wirklicher Beweiskraft verſehene Graͤnz⸗Do⸗ 
cumente für fid) hat, welche die ſtreitige Gränze dergeſtalt klar 
beſtimmen, daß die darin angegebenen Gränzmahle fid) bei der 
ſtreitigen Sache noch finden und auf den von ihm angegebenen 
Graͤnzzug paffen; fo fol gegen dergleichen Urkunde nur die uns 
vordenkliche Verjährung ſtatt finden. 

Uebrigens verſtehet es ſich von ſelbſt, daß dieſe Declaration nur 
auf Fälle gehet, wo die vorgeſchützte Präfeription fon den 18, Geptbr. 
1772 vollendet ſeyn ſollte. Da übrigens die Frage: 

in wiefern bei Gränzſtreitigkeiten Praesoriptio contra fiscum. sive. 

rem publicam nach ehemaligen Geſetzen ſtatt gefunden habe? 
annod eine nähere Erörterung zu erfordern ſcheinet und die Sache hiere 
über, beſonders in Rück ſicht auf die ned eed de 1588 durch bie 
bisherigen Verhandlungen noch nicht genugfam inftruiret ift; So habt 
Ihr hierüber annoch ſowohl die Stinde als das Oficinm fisci näher 
zu vernehmen, und Guer Gutachten mit gehöriger Rückſicht auf den 
Unterſchied der Fälle beſonders abzuſtatten, auch den Ständen bie ges 
gemwärtige Declaration mitzutheilen, deren beſonderer Publication es 
übrigens nicht bedarf, da fit nur auf vergangene Zeiten gehet und bloß 

zur Inſtruction der Gerichte dienet. Sind Euch mit Gnaden gewogen, 

Berlin, den 2. April 1793. 

Auf Sr. Königl, Majeſtät allergnädigſten Specials Befehl. 
Carmer. Reck. Wollner. Goldbeck. 


Nr. 73. 


Erneuertes Reglement für die Feldmeſſer des Königreichs 
Preußen. De Dato Berlin, ben 28ſten Mai 1793.5) 


&, die Inſtruction für die Feldmeſſer im Königreich Preußen, d. d. 
Berlin, den Loſten November 1755, weder vollſtändig noch beſtimmt 
genug ij, auch beſonders von Zeit zu Zeit wegen der Vermeſſungs⸗Ge⸗ 
bühren Declarationen ergangen find: fo ift nachſtehendes erneuertes Nes 
glement darüber angefertiget worden, wornach ſich alle diejenigen, welche 
zu Vermeſſungen gebraucht werden, auf das genaueſte achten folen. 


Niemand als ein nach der bisherigen Vorſchrift tentirter, und im 
- ramen wohl beſtandener, auch fodan bei der Krieges⸗ und Domainen⸗ 
C APIS 


) Gedruckt bei George Decker, Königl. Geh. Ober « ofbudjbtudet. 
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Kammer vereldeter Conducteur, ſoll Vermeſſungen in Königlichen, 
Städtſchen, oder andern publiguen Angelegenheiten verrichten, weshalb 
denn auch diejenigen Ingenieurs, Feldiäger, Feuerwerker ꝛc., welche 
Vermeſſungen übernehmen wollen, ebenfalls examinirt, und zu dieſem 
Geſchaͤft vereidet ſeyn muͤſſen. 

And ob es gleich einem Gutsbeſitzer, oder andern Privato nicht 
verwehret werden kann, ſeine Pertinentien durch einen bei dem Hber⸗ 
Baudepartement nicht examinirten oder vereideten Feldmeſſer aufnehmen 
zu laffen; fo verſteht es fid) doch von felbjt, daß dergleichen Vermeſ⸗ 
fungen bei Grenzſtreitigkeiten oder andern Gommiffionen, keinen Beweis 
ausmachen können: daher anzurathen ift, fid) dergleichen nicht appro» 
birter Feldmeſſer gar nicht zu bedienen. 

Gine jede Charte, welche von einem examinirten und vereideten 
Feldmeſfer aufgenommen worden, muß mit deffen eigenhändiger Unter⸗ 
ſchrift und der Bemerkung, bei welcher Kammer derſelbe engagirt ifi, 
werfepen feyu, Die Krieges ⸗ und Demainen⸗ Kammern aber haben das 
Ober: Baudepartement jedesmal zu benachrichtigen, wenn ein Feldmeſſer 
bei derſelben angenommen und vereidet worden. 


$. 2. 
Bet den Domaineuſtücken und in den Forſten ift niemanden erlaubt, 
ohne habenden Auftrag, und ohne Vorwiſſen der Kammer, eine Vers 
meſſung zu unternehmen, weshalb auch das Datum des Auftrages oder 
des Commiſſorik, und von wem ſolcher ertheilet worden, auf der Charte 
angezeiget werden fol, und wenn eine Vermeſſung, per judicata der 
Juſtizeollegiorum feftgefegt worden, fo find fothane Indicata nebſt An: 
zeigung des Dau und in qua causa T ergangen, mit anzuführen. 


Die vorzüglichſte Sorge eines Feldmeſſers muß darauf gerichtet 
ſeyn, daß er die ihm aufgetragene Vermeſfungsarbeiten mit der àu- 
feren Genauigkeit bewerkſtellige, zu welchem Ende derſelbe mit acen- 
raten Inſtrumenten verſehen ſeyn muß, und da die Meßketten durch den 
Gebrauch in kurzer Zeit ſich in den Ringen ausſchleifen und verlängert 
werden, ſo muß ein jeder, der zu Vermeſſungen gebraucht wird, eine 
richtige Proberuthe, ſo wie ſie bei den Kammern befindlich iſt, zur 
Hand haben, und darnach die Ketten fo oft als möglich beurtheilen, 
und ajuſtiren. 

Ein gleiches aber muß er auch, beſonders in Auſehung ber Mags 
netnadel beobachten, welche bei der geringſten Abnutzung des Huths oder 
der Spitze, ohne die größten Fehler zu begehen, nicht gebraucht werden 
kann, bafero, wenn der Feldmeſſer nicht im Stande, folde ſelbſt zu 
verbeſſern, er [eine Bouſſole fo fort durch einen geſchickten Mechanicum 
ajuftiven lafen, auch beſtandig eine Magnetnadel in- Vorrath halten 
muß; damit aber vorſtehendes deſto gewiffer beobachtet werde, foll ein jeder 
Feldmeſſer alle Jahr feine Meßketten und fümmtlihe Inſtrumente dem 
Baurath bei der Kammer vorzeigen, der ſolche nicht allein nachſehen, 
ſondern auch desfalls zuweilen e Reviſionen vornehmen muß. 


Cs ift ferner nöthig, daß das Terrain nicht allein genau aufgenom⸗ 
men und aufgetragen werde, ſondern daß auch die Berechnungen der 
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aufgetragenen Figuren mit aller Accurateſſe geſchehen, weshalb auf 

der SBrouillondjarte die Triangulirung der Figuren mit Bleiſtift ſtehen 

. muß, um bei der Reviſion leicht einige Figuren nachrechnen zu 
muen, 


$ 5 

Auf einer jeden Charte muß auch angezeigt werden, ob die Auf⸗ 
nahme mit dem Aſtrolabio, ber Menſul oder mit ber Bouſſole geſche⸗ 
ben. ueberhaupt aber wird letzteres Inſtrument vorzüglich zum Ges 
brauch empfohlen, wobei es fih jedoch von felbft verſtehet, daß darauf 
geſehen werden muß, daß die Bonſſole febr accurat fey, und weshalb 
von dem Feldmeſſer dasjenige zu beobachten und zu befolgen iſt, was 
darüber pho 3. vorgeſchrieben worden. , 


$. 6. 

Auf bem Brouillon muͤſſen die Nordlinien 50 Ruthen weit ausein⸗ 
ander, parallel mit Garmin über die ganze Charte 5 5 werden, und 
auf der mundirten Charte ift nicht bloß, wie gewöhnlich, eine kleine 
Orientierroſe zu zeichnen, fondern es muß die Nordlinie durch ſelbige 
Über die ganze Charte, und wenn fie groß ift, muͤſſen wohl 2 bis 3 
dergleichen ganz durchgehende Nordlinien gezogen werben, damit man 
auf einen abzunehmenden Winkel, die Norblinie leicht und richtig trans⸗ 
portiren könne. 

An einer dieſer Linien it auch die Abweichung der Mittagslinie 
von der durch die Bouſſole angezeigten Nordlinje, zu bemerken. 


. 7. 

Der Maasſtab fell von nun an zu allen und jeden neuen Vermeſ⸗ 
ſungen dergeſtalt angenommen werden, daß 50 Aheinländiſche Ruthen 
einen Oetimalzoll ausmachen, und damit der Endzweck, die Riſſe nach 
einem Maas ſtabe gezeichnet zu erhalten, deſto gewiſſer erreicht werde; 
ſo wird denen Feldmeſſern hiermit zur Pflicht gemacht, wann ſie ſich 
Maasſtäbe angeſchafft, diefe zuvörderſt zur Examination an bie Kries 
ges⸗ unb Domainen⸗Kammer einzuſenden, indem bekanntlich von den 
pi rige ſelbſt nicht alle Genauigkeit angewandt wird, wenn fie ohne 
Aufſicht arbeiten. Der Maaßſtab ift jederzeit mit Eintheilung der eins 
zelnen Ruthen und der Füffe durch Transverſallinien, fein und accurat 
auf der Charte zu verzeichnen. Bei dem Auftragen ſelbſt aber muͤſſen 
die Feldmeſſer fid eines auf Meffing geſtochenen, von der Kammer epas 
minirten Maaßſtabes bedienen, weil die auf Papier eb. e gar 
bald durchgeſtochen werden, und ſodann unzuverläßig find. Er fordert 
es hingegen die Nothwendigkeit, einige Gegenftände deutlicher zul etüts 
tern, oder ſonſtige einzelne Dorf- und Hoflagen aufzunehmen, fo kann 
der Maaßſtab dazu zwar vergroffert werben, doch muß derſelbe immer 

einem gewiſſen Verhältniſſe gegen den Rheinländiſchen Decitnalzoll 
bleiben, als z. E., daß 25 Ruthen, oder 15 Ruthen einen Decirnalzoll 
ausmachen. 


$ 8. 

Wenn Grenzen berührt werden, ift ſolches allemal deuen Wngrens 
benden bekünnt zu machen, damit fie zugegen ſeyn, und zufehen kö nnen, 
2b die Grenze richtig, angewieſen wird. Nicht allein alle und jede 

que, als Bäume, Grenzhaufen, Steine ac, müffen auf den 
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Charten marquirt und bezeichnet werden; ſondern es [oll auch der Feld- 
meſſer » 


$. 9. 
fid) bemühen, auf der Feldmark ſelbſt verfchiedene feſte Punkte, als 
große Bäume, große Steine, Graben und dergleichen anzuzeigen, und 
auf der Charte mit einer Beiſchrift zu marquiren, damit dergleichen 
Punkte auf dem Felde, nach der Charte leicht aufgefunden, und aus 
ſelbigen eine Reviſion vorgenommen werden könne. 

$. 10. 

Zu Grenzſteinen ſind, ſo viel es thunlich, große zu nehmen, und 
wo dergleichen Lente vorhanden, die es verſtehen, Kreuze darauf zu Hauz 
en: Pfähle find nicht von fo guter Dauer, und X. an den Bäumen pro 
futuro noch weniger zu machen, weil es eine gar zu misliche Sache, da 
unnütze Hände öfters welche nachmachen. 

Unter und neben den Steinen wird Glas, Kohlen ⸗ und Schmiede⸗ 
m auch wohl Ziegelſteine geleget, und eine Schüttung barum ges 
macht. 


$ 11. 

Im Walde und Geſträuch, wird die nach dem g. 8., mit Bugier 
hung der faͤmmtlichen Nachbarn, und mit Beobachtung der im Geſetz⸗ 
buche P. I. Tit. VI. Sect. V. pag. 734, wegen der Grenzſcheldungen 
enthaltenen Vorſchriften angewieſene Grenze, wenigstens eine Stute 
breit, auf gemeinſchaftliche Koſten geräumet, und muͤſſen dergleichen 
Grenzen, wenigstens alle 6 Jahr von den Grenzuachbarn nach der Som- 


merfaatzeit aufgeräumet werden, Xs cy dasjenige Theil, welches 


daran fäumig if, nach Verflfeßung dieſer Zeit, ſolche Räumung auf 
feme Kosten allein vorzunehmen, angehalten werden fol, Die ordentli⸗ 
chen Landwege werden regulariter auf 16 Fuß breit ausgeſchlagen, und 
find accurat zu zeichnen, auch in der Berechnung aufzufuͤhren. 


Bei allen und jeden Fluͤſſen, Flieſſen, und bei dem kleinſten Gra⸗ 
ben, ſoll durch einen Pfeil angezeigt werden, wohin das Gefälle gehet, 
und fo mifen auch alle etwa vorhandene Waſſerbaue, als Böhnen, Sedis 
werke, Brücken, Schleuſen, Sandbänke in Strömen 2., genatt marqui⸗ 
ret werben; desgleichen find die Berge, nach ihrer mehrern oder weni⸗ 
gern Höhe, durch ſchraffirte ftürfere oder ſchwächere Striche anzudeuten, 
und die Gebäude nicht perſpectiviſch oder mahleriſch, fondern nach ihrer 
wahren Grundlage und Figur zu pap 

. 18. 


Die Goloritung der Charten foll ferner im der Art geſchehen, daß 
das Werffer blau, die Wieſen gelblichgrün, die Hütungen hellgrün, das 
Saatfeld mit blaffer Tuſchfarbe, das Sommerfeld gelblich, und das 
Brachfeld bräunlich illuminfret werde. Jedoch müffen die Farben blaß 
und nieht fo dicke aufgelegt, auch die Schrift überall deutlich mit ſchwar⸗ 
zer Tuſſche, und nicht mit ordinairer Dinte, welche zufammen Läuft, ein- 
geſchrie ben werden. "i 3 

8. 14. 


Liei Shermeffung ber Aecker und Wieſen, ift auch auf die natürliche 
Güte des Bodens zu fehen, und ſolche von dem Feldmeſfer, mit Hülfe 
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der von den Grundbeſitzern, oder der Obrigkeit des Orts gewählten Ta⸗ 
ranten, welche dazu beſonders vereidigt werden müſſen, auszumitteln, 
wornach denn die Aecker und Wieſen is das Vermeſſungsregiſter einge⸗ 
tragen werden muͤſſen; fo wie auch die bei den Amtsvorwerken und 
Wohnungen beſindliche Obſt⸗ und Geköchgarten, fo die Beamten nutzen, 
von denen, [o die Vorwerksleute und Depntanten nutzen, zu unterſchei⸗ 
den, und erſtere, fowohl als letztere, in den Vermeſſungsregiſtern bez 
ſonders zu bemerken find. t 
9. 18. 

Da auch vor jeder Vorwerksveranſchlagung zur neuen Verpachtung 
eines Domainenamts, eine Vermeſſungsreviſton und Glaffification der 
bei dem Vorwerk befindlichen Ländereien vorher gehet; fo muß der bei 
der Kammer ſtehende Baurath den Vorwerksriß, wornach die Reviſion 
geſchehen fol, vorhero genau unterſuchen, ob er zu dieſem Behuf noch 
brauchbar, und nicht etwa ſchon zu alt und brüchig iſt. 

Sollte dieſes ſeyn, fo muß ſtatt der Nevifion eine neue Vermeſſung 
veranſtaltet werden. Sollte der Riß ſich aber noch in einem guten 
ee befinden; fo ift derſelbe bei der Vermeſſungsreviſion zu ad- 
ibiren. 

Um auch verſichert zu ſeyn, daß der Feldmeſſer die Nevifion wir, 
lich vorgenommen habe, ſoll ſelbige in Beiſeyn der von der Kammer 
zur Glaffification der Ländereien gewählten vereideten Taxanten geſche⸗ 
ben, und in dem über die Reviſion und damit verbundene Gla[fification, 
von dem Conducteur aufzunehmenden Protokoll, ausdrücklich von ihm 
bemerkt werden, wo und welche Stücke täglich revidirt und claſſificirt 
worden, melde Prototoll von den Taranten mit unterſchrieben wer⸗ 

en ſoll. 

Nicht minder foll ber Feldmeſſer bei allen herrſchaftlichen Vermeſ⸗ 
ſungen, und denen zu Anfang dieſes 9, bemerkten Vermeſſungsreviſtonen, 
in dem darüber aufzunehmenden Protokoll anzeigen: ob und in wie weit 
die Grenzen ſtrittig ſind oder nicht, und wenn er findet, daß die Grenz⸗ 
zeichen unkenubur geworden, oder verfallen, oder gar nicht mehr vor 
handen find, fo fol er in Anfehung der unſteittigen Grenzen eine Re 
novirung der Grenzzeichen ſofort bewerkſtelligen, und die ihm aufgetra⸗ 
gene Vermeſſung ober Vermeſſungsreviſion, nicht eher als vollendet anz 
ſehen, als bis ſolches geſchehen ijt, weshalb er auch nicht eher die Bes 
zahlung feiner Gebühren oder Diäten zu gewärtigen hat. 

1 


. 16. 

Es follen künftighin in Drenden, fo wie in den andern Königlichen 
Provinzen bereits geſchiehet, die Vermeſſungen ſämmtlich nach Magde⸗ 
burgiſchen Morgen a 180 Kheinländiſchen Ruthen, deren 30 eine Hufe 
ausmachen, geſchehen. Sollte indefjen nöthig ſeyn oder erfordert wers 
den, daß eine varnad vealifirte Vermeſſung, Arfachen halber, auf das 
Culmiſche oder Oletzkoiſche, oder auf ein ſonſtiges in Preußen gewöhnli⸗ 
es Maaß reducirt werden müſfez fo wird der Feldmeſfer von der Kam⸗ 
mer, oder von demjenigen, der bie Vermeſſung anordnet, jedesmal darz 
über beſonders inſtruirt werden, und ift derſelbe ſodann verbunden, ge⸗ 
dachte Reduction auf dasjenige Maaß, walches verlangt wird, nach rich⸗ 
tigen Principiis, wobei die Suchodollezſchen Tabellen, die gedruckt zu 
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haben, zum Grunde zu legen find, genau zu berechnen, und im Bers 

meſſungsregiſter mit aufzuführen; indef wollen Wir geſchehen laſſen, 

daß bei Grenzirrungen, fie betreffen die Landes- oder Privalgrenzen, im» 

gleichen bei andern Privatſtreitigkeiten, bei welchen alte Rife probucirt 

werden; nicht minder in Fällen, wo dergleichen Riſſe mit der Localität 
verglichen, oder durch eine anderweitige Bermeſſung bloß revidirt wer- 
den ſollen, die Vermeſſung gleich mik derjenigen Kette, und nach dem 

Maaßſtabe geſchehen könne, wornach die Origingleiſſe aufgetragen, und 

die Vermeſfungen originetenus bewirkt worden; wie denn auch einem 

jeden Guts beſizer und Privato, in fo weit er kein Domainen- oder 

Kämmereigrundſtück in Beſitz hat, fo nach wie vor frei ſtehen foll, dafs 

ſelbe in einem der in Preußen üblichen Maaße vermeſſen zu laffen, ohne 

an das Magdeburgiſche Maaß gebunden zu ſeyn. 

Zu dem Ende wird nachrichtlich hiermit bemerkt, daß in Preußen 
Fünf beſondere Ruthenmaaße gebräuchlich find, als: 1) die Polniſch⸗ 
preußiſche, 2) bie Culmiſche, 3) Oletzkoiſche, 4) Rheinlaͤndiſche, und 
5) Teichgräberruthe. d 
Ad 1) Nach der Pohlniſch⸗preußiſchen Muthe find die Adlichen und 
USA in Weſtpreußen und Ermland vermeffen; wie denn dies 
fe Maaß auch noch ferner bei Grenzirrungen mit der Republik 

Polen gebraucht werden muß. Das richtige Maaß dieſer Ruthe 
ift au der Marienkirche zu Culm auf ber Oſtſeite mit eiſernen 
Pinnen bezeichnet. 

Ad 2) Mit der Gulmiſchen Nuthe find die Vermeſſungen ber Apdlichen, 
Cöllmiſchen, Preuſchfrei und Erbfrei, oder Chatoufgüter in Oft- 
preußen und Litthauen, und in den zu Weſtpreußen geſchlagenen 

x Marienwerder⸗ und Rieſenburgiſchen Diftricten bewirkt. Dieſe 
Ruthe Hält Achtehalb Culmiſche Ellen und 2 Manns daumen, und 
ift auf einer eifernen Stange, fo fid) in der Königlichen Biblio⸗ 
thek zu Königsberg befindet, gezeichnet. 

Ad 8) Sind die Herter in Oſtpreußen und Litthauen, fo Anno 1722 
als Königliche Domainenſtücke vermeſſen und nachher. Privatis 
verſchrieben worden, nach dem Oleßzkoiſchen Maaß, welche bei 
der damaligen großen Bermeſſungscommiſſion eingeführt worden, 
und 5 Decimalzoll kürzer als die Gulmiſche Ruhe ift, vermefs 
fen. Eine Proberuthe davon befindet fid) ebenfalls auf der si» 
niglichen Bibliothek zu Königsberg, auf einer eifernen Stange 
gezeichnet. In Weſtpreußen und Ermland findet dieſes Maaß 
nicht ſtatt. 

Ad 4) Die Mheinländiſche Ruthe, welche zu dem durch die Königliche 
Ordre vom Soften August 1750 in Preußen eingeführten Magde⸗ 
burgiſchen Maaße gebraucht wird, beſtehet aus 12 Nheinländis 
ſchen Fuß, welche zu befferer Rechnung, in 10 Decimalfuß ges 
theilt worden. Eine eiferne Proberuthe davon befindet fid) eben⸗ 
mäßig auf der Königlichen Bibliothek zu Königsberg, und wie 
diefe Ruthe bereits feit 1750 zu den Vermeſſungen Königlicher 
Vorwerker gebraucht worden, fo folen darnach von nun an, auch 
alle übrige in Oft- und Weſtpreußen und Litthauen vorkommende 
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Vermeſſungen geſchehen, jedoch mit Rückſicht auf die oben in diez 
fem 6. bemerkte Einſchränkungen. 

Ad 5) Die Teichgräberruthe hat L5 Rheinländiſche SDuobecimalfuf, und 
ift allein bei Grabengebeiten gebraucht worden, wozu fie auch 
noch ferner gebraucht werden fol, da die Teichgräber einmal an 
dieſes Maaß gewohnt ſind, und ihr Lohn darnach einrichten. 
Indeß kann die Abnahme der Grabenarbeiten, nach der Rheins 
Ländifchen Decimalkette geſchehen, und die Berechnung der Deci⸗ 
malruthen zu Teichgraͤberruthen, durch bie Suchodoletzſche Re⸗ 
ductionstabellen bewerkſtelliget werden. 

$ 7. 


Wegen der Forſtvermeſſungen und Eintheilungen, und was dabei 
befonders zu obſerviren ijt, imgleichen wie diefe Art bezahlt werden 
Toll, deshalb werden die Feldmeſſer auf die von dem Forſtdepartement 
unter dem lOten April 1787 ertheilte Vorſchrift vermiefen. 

$. 18. 

In Absicht der Vermeſſungsgebühren, wird ohne Unterſchied, ob 
die Vermeſſung auf Herrſchaftliche, Kämmerei⸗ oder Privatkoſten ges 
ſchiehet, folgendes feftgefebtz 

a) Für eine Specialvermeſſung, das ift, für eine ſolche, wo alles bie 
auf die geringſten Parcelen, von neuen aufgenommen, nach dem 

Maaßſtabe auf gutes ſtarkes Royalpapier aufgetragen, berechnet, 

und in ein Register gebracht worden, pro Hufe à 30 Magdeburgis 

ſche Morgen, es ſeyn Aecker, Wieſen, Puͤtung, Seen oder Brühe, 
jedoch große Forſten ausgenommen, als weshalb, wie $. 17, ge⸗ 
dacht, das bejoubere Reglement wegen Vermeſſung der Forſten die 

Bezahlung normirt, 60 Gr. preußiſch, wobei denn die Koften für 

die Defrairung wegfallen, und i der Feldmeſſer ſchuldig, für 

diefe Bezahlung das Brouillon, nebft 2 Exemplarien des Vermeſ⸗ 
ſungsregiſters abzuliefern. 

b) Wenn ſolche ſpecielvermeſſene Feldmark zugleich auch ſpeciel mit- 
getbeilt werden fol, fo betómmt der Feldmeſſer für diefe Arbeit 
deſonders pro Hufe Magdeburgiſchen Maaßes, 221 Gr. preußiſch. 

c) Geſchiehet aber die Eintheilung nach eider alten Charte, die gus 
vor berechnet, und mit Probelinien auf dem Felde eraminirt wers 
den muß; fo werden pro Hufe desjenigen, fo zur Eintheilung 
koͤmmt, 874 Gr. preußiſch, inclufive des Auftragens der Einthei⸗ 
lung auf dem Brouillon, Abpfählung auf dem Felde, und für Xu» 
fertigung des Eintheilungsregiſters in duplo bezahlt, und muß der 
Felsmeſſer für diefe Bezahlung der 87+ Gr pro Hufe, auch die 
nach der Vermeſſung vorgegangene kleine Veränderungen, als etwa 
gezogene Graben, angelegte Wege, erbaute Hzuſer, veränderte 
Hoflagen vor der Gintheilung aufnehmen, und in die Karte eine 
fragen; im Fall fid findender großer Differenzien aber, ſolches der 
Behörde anzeigen, und Verhaltungsmaaße erwarten. 

4) Soll eine Feldmark nur generell vermeſſen werden, das it, um 
den bloßen Inhalt einer Flur auszumitteln, die Dorfſtellen, Fluſſe 
und Wege aufzunehmen 2c. ꝛc., jo werden incluſive Bronillon⸗ 
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Charte und Vermeſſungsregiſter in duplo, und daß die beſondere 
Koſten für die Defrafrung wegfallen, für eine Hufe Magdeburgi⸗ 
ſchen Maaßes, 45 Gr. an Vermeſſungsgebuͤhren bezahlt. Dieſe 
Bezahlung findet auch ſtatt, wenn weitkäuftige Weideterrains, Briz 
cher, Sandſchellen und große Seen, allein aufgenommen werden. 
€) Wenn von einer fpeciellen Vermeſſung oder Eintheilung, eine oder 
mehrere mundirte Garten, außer dem Brouillon, verlangt werz 


den, als welches jedesmal beſonders zu beſtimmen ift, fo folen fel- 


bige mit 1 Rthlr. 45 Gr. pro Decimalfuß der wirklich bezeichne⸗ 

ten Figuren, oder für 1388 Magdeburgiſche Morgen, welche nach 

dem in J. 7. vorgeſchriebenen Maaßſtabe einen Decimalquadrat⸗ 
fuß ausfüllen, Begablet werden; für mundirte Charten von einer 

Vermeſſung sob litt. d. aber nur die Hälfte. 

Sollten auch zeduciete Charten angefertigt werden mifen, fo wer⸗ 
den gleichfalls 1888 Morgen für einen Quadratfuß gerechnet, und 
wegen der Mühe des Reducirens und des feinen Auszeichnens 2 Nchlr. 
dafür bezahlt. 

f) Leinwand, Papier und für das Aufziehen, wird in allen Fällen 
beſonders vergütet, jedoch dürfen die Koſten dafür pro Quadrat: 

fuß nicht über 227 Gr. preußiſch betragen. 2 

8) Zur Hin⸗ und Stüdreife nach bem Ork ber Vermeſſung erhält der 

Feldmeſſer freien Vorſpann, oder bei Privatvermeſſungen, freie 

Fuhre, wie auch die Kettenzieher ohnentgeldlich, und pro Tag der 

Sin und Ruͤckreiſe an Diäten, ohne Unterjchied der Vermeſſun⸗ 

x en, 60 Gr. 

"ug pia übrige, einem Feldmeſſer aufgutragende Arbeiten, welche nicht 
nach Hufen und Morgen gerechnet werden können, als die Bermeſ⸗ 
fung bloßer Grenzen mit ihrer Situation, Vermeſſungsreviſtonen, 
Stromcharten, Nivellements ꝛc., ſollen nach Diäten, und zwar für 
jeden Arbeitstag 1 Athlr., und die Reiſetage hin und wieder zu⸗ 
ruͤck, à 60 Gr. bezahlt werden. 


. 19. 

Für diefe gute Bezahlung, erwarten Seine Königliche Mafeftät 
aber auch, daß bie gelbmeffer es in allen ihren Verrichtungen, an dem 
außerſten Fleiß und Accurateſſe nicht werden ermangeln laffen, und um 
hievon überzeugt zu fem, wird in Anſehung der Herrſchaftlichen Bers 
meſſungen, die Verfügung getroffen werden, daß die bei den o. Kam⸗ 
mern ftehende Bauräthe, bie Vermeſſungen in loco revidiren und einige 
Probelinien nachmeſſen foen, welches auch bei den Vermeſſungsreviſto⸗ 
nen auf den Fall ſtatt hat, wenn Indicia einer Unrichtigkeit da find. 
Ferner follen nicht allein die Liguidationen an das Ober: Baudeparte⸗ 
ment, fondern auch bie Charten und Vermeſſungsregiſter an daſſelbe 
eingefandt werden, um zu prüfen, ob die Figuren richtig berechnet find, 
und überhaupt alles vorſchriftsmaͤßig und mit Fleiß ausgearbeitet wor⸗ 


den, da dann, im Fall eine Bermeſſung in loco falſch befunden werden 


ſollte, der Feldmeſſer nicht allein feiner Gebühren verluſtig gehen, und 
die aufgewandten Bermeſſungs⸗ und Unterſuchungskoſten fragen, ſondern 
auch noch außerdem nach S8emanbnif der Umftände und des Grades fei 
ner Unwiſſenheit, Ungeſchicklichkeit oder Fahrläßigkeit, mit nachdrückli⸗ 
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cher Geld > ober Gefängnifftrafe belegt, ja wohl gar, wenn er fid) groz 
ber Unrichtigkeiten vorſätzlich, oder doch zu wiederholtenmalen ſchuldig 
gemacht haben folte, von allen fernern Aufträgen gänzlich ausgeſchloſ⸗ 
ſen ſeyn foll; denn der Feldmeſſer kann hierunter nicht anders als muth- 
willig fehlen, da der Schluß der Figuren ihn überführt, ob er ridi, 
verfahren hat, oder ob er etwa geirret, welches er alſo gleich redreſſt⸗ 
ven kaun und muß; im Unterlaſſungsfall aber mit völliger Ueberzeugung 
imas falſches und fehlerhaftes aus den Händen giebt, welches in jeder 
tt ſtröflich ift. 

en aber in Ansrechnung der Figuren, Fehler oder ſonſtige Le⸗ 
geretk in der Ausarbeitung der Charten angetroffen werden, fo foll das 
Ober- Baudepartement nach Verhältniß derſelben, einen Theil der Ge⸗ 
bühren zu ſtreichen befugt ſeyn. x x 

Uebrigens verſteht (id) von ſelbſt, daß die hjerin befohlne Supers 
reviſion des Ober⸗Bandepartements, nur auf die Herrſchaftliche Bere 
meſſungen gehet, und daß in Anſehung unrichtiger Privatvermeſſungen, 
die Unterſuchung und Erörterung derſelben, vor den ordentlichen Richter 
der Partheien gehöret. i 


$.20.- 


Damit auch die Feldmeſſer in keinem Fall fid) mit der Undiſſen⸗ 
heit entſchuldigen mögen; fo wird obiger Verordnung noch hinzugefügt, 
daß bei Nivellements, außer der ſtrengſten Richtigkeit der Operation 
fefe, das Gefälle eines Fluſſes, einer Grabenlinie ꝛc., nicht bloß von 
einem Punkt bis zu einem andern weit entfernten, ſondern von 20 zu 
20 Rukhen, und zugleich die Höhe der Ufer, oder auf Grabenlinten das 
Steigen und Fallen des Terrains ganz eigentlich verzeichnet, auch alle 
Nebenumſtände, welche auf die zu projectirende Arbeit einen Einfluß 
haben konnen, wmd fih hier nicht fo deutlich beſchreſben laffen, die aber 
einem jeden geschickten Feldmeſſer gleich in die Augen fallen mifen, an: 
gegeben werben ſollen, und alle Maaße, außer dem auf der Charte zu 
e Maaßſtabe, mifen noch beſonders ein⸗ und beigeſchrieben 

erden. 


$ 21. 


Gleichergeſtalt mifen die Feldmeſſer bei allen Vermeſſungen und 
iufnahmen, auf die sichtbaren umliegenden Dörfer, Vorwerke, Mühlen, 
einzelne Häufer r., aus drei verſchiedenen Punkten  Gefidytélinien nehe 
men, felbige, wenn gleich nicht ganz auslaufend bis fie fid) ſchneiden, 
To doch, fo weit das Papier der Charte reicht, auf der Charte auftra⸗ 
gen, und den Grad ber Bouſſole beifchreiben, weil dergleichen Geſichts⸗ 
Tien nicht allein zum Orientiren bei dem Gebrauch einer aufgenomme⸗ 
ven Charte, ſondern auch dazu dienen, daß man mit der Zeit eine Ges 
neratcharte hiernach zuſammen ſetzen, oder aber die vorhandenen darnach 

rectificiren kann. 


$. 22. 


Nach dieſer Vorſchrift haben ſich nun alle bei den Krieges⸗ und 
Domainen- Kammern in Preußen ſtehende Feldmeſſer, wie auch alle aue 
Weſtpreuß. Prov.⸗Recht. Bd. II. 22 
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nn — nach 6. 1. Vermeſſungen übernehmen, auf das genaueſte 
zu achten. € 

Gegeben zu Berlin, den 28. Mai 1793. 

Friedrich Wilhelm. 


(. 80 z 
v. Blumenthal. v. Carmer. v. Heintz. v. Werder. v. Arnim. 
D v. Struenſee. a 


Nr. 74. 
Patent wegen Einrichtung des Juſtizweſens in den Staͤd⸗ 
ten Danzig und Thorn, vom 2. Juni 1798. 
Abgedruckt in der hiſt. geogr. Einleitung ꝛc. S. 197. 


Nr. 75. 


Entſcheidung der Geſetz⸗Commiſſion vom 26. Juni. 1794, 
wegen des acquaestus conjugalis bei Eheſcheidung und 
ber communione bonorum universali. 


War die Anfrage der Dftpreufifhen Regierung vom 11. Novbr. 1793, 
in wie weit bei Eheſcheidungen ſolcher Perſonen, die mit einander in 
communione bonorem universali gelebt, der aequaestus ronjugalis dem 
für unſchuldig erklärten Ehemanne allein gebühre und nicht zur Hälfte 
dem Vermögen der ſchuldigen Ehefrau beizurechnen fen? hat die Ge⸗ 
ſetzommiſſion concludirt: daß bei Eheſcheidung ſolcher Perſonen, die 
mit einander iu communione bonorum universali gelebt, der acquacstus 
conjugalis dem für unfehufdig erklärten Ehemann, welcher nach ber ihm 
zustehenden Wahl fein eigenthämliches Vermögen zurückfordert, allein 
nicht gebühre, fondern zur Hälfte der ſchuldigen Frau betzurechnen, und 
von dieſem Vermögen die Eheſcheidungs⸗ Strafe zu beſtimmen fey, 
Berlin, den 26. Juni 1794. 


Nr. 76. 
Entſcheidung der Geſetzeommiſſion über die Güͤtergemein⸗ 
ſchaft. 
a 
Au die Anfrage der Oſtpreußiſchen Regierung, wegen Erklärung des 


Preußiſchen Landrechts P. 2. L, 5. Tit. 14. Art. 1.'8. 8. ift von der 
Geſetz⸗Coiamiſſton concludirt, daf die Dispofition des Preußiſchen Lands 
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rechts P. 2. L. 5. Tit. 14. Art, 1. 8. 8. dahin zu verſtehen fey, daß 
bei einer Auseinanderſetzung eines gemeinſchaftlichen Eigenthums demje⸗ 
tigen, welchem an der zu theilenden Sache der mehreſte Theil gehörig, 
die Befugniß zuſtehe, darauf zu dringen, daß ihm das Ganze für den 
durch eine gerichtliche Taxe zu beſtimmenden Werth überlaffen werde, 
und die Miteigenthümer nicht berechtigt, einen hoͤhern durch eine icis 
tation herauözubringenden Werth zu fordern. 
Berlin, den 24. Juni 1794. 
Könen. Heidenreich. v. Lamprecht. Scholz. Baumgarten. Cann. 
v. Grolman. à 


2 b. 

Von Gottes Gnaden Friedrich Wilhelm, König von Preußen. Uns 
fern gnädigen Gruß und geneigten Willen zuvor, Hochwohlgebohrner, 
Edle, Veſte und Hochgelahrte Räthe, beſonders lieber und liebe Ge⸗ 
treue. Ihr erhaltet hierneben das, auf Eure Anfrage vom 29. Octo⸗ 
ber a. pr. wegen der Theilung vorhandener Grbgüter nach dem Preußi⸗ 
ſchen Landrechte von der Geſetzeommiſſion abgefaßte Concluſum zur 
Nachachtung in dem vorliegenden und künftigen gleichen Fallen, jedoch 
in Anſehung der letzteren nur fo weit, als fid) dergleichen während noch 
beſtehender Geſetzkraft des Preußſſchen Landrechts ereignen möchten; da 
es fid) von ſelbſt verſteht, daß Eurem Antrage und der künftigen Bes 
fimmung über diefe Materie, fo weit de lege ferenda die Rede, durch 
das gegenwärtige Coucluſum nicht vorgegriffen werde. Uebrigens habt 
Ihr für die Einziehung und Einſendung der Gebühren gewöhnlicherma⸗ 
ben zu ſorgen; und Wir ſind Euch mit Gnaden und geneigtem Willen 
wohl beigethan. 

Berlin, den 7. Juli 1794. 


ärmer. 
An die Oſtpreußiſche Regierung. 


i Nr. 77. 
Inſtruction für das Stadtgericht zu Thorn, vom 8. Juli 
1794. i 


Im Auszuge abgedruckt in der hiſt. geogr. Einl. ꝛc. S. 208, 


Nr. 78. 


Patent wegen der in Süͤdpreußen entſtandenen Unruhen. 
De Dato Breslau, den 24. Septbr. 1794. *) 


ir Friedrich Wilhelm von Gottes Gnaden König von Med 
Markgraf zu Brandenburg, des Heil, Stimijdjen Reichs Gg ümmerer- 
en 


) Breslau, bei Wilhelm Gottlieb Korn. 5 
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und Ghurfürſt; Souverainer und oberſter Herzog von Schleſien; ſouve⸗ 
rainer Prinz von Oranien, Neufchatel und Valengin, wie auch der 
Grafſchaft Glatz; in Geldern, zu Magdeburg, Cleve, Jülich, Berge, 
Stettin, Pommern, ber Caſſuden und Wenden, zu Mecklenburg unb 
Grofen Herzog; Burggraf zu Nürnberg obere und unterhalb Gebürgess 
Fürſt zu Halberſtadt, Minden, Camin, Wenden, Schwerin, Ratzeburg, 
Oſtfriesland und Mews; Graf zu Hohenzollern, Ruppin, der Mark, 
Ravensberg, Hohenſtein, Tecklenburg, Schwerin, Lingen, Bühren und 
Leerdam; Herr zu Ravenſtein, der Lande Roſtock, Stargard, Limburg, 
Lauenburg, SBütom, Arley und Breda 2c. zu bemerken mit gerechtem 
Unwillen, daß unſere Allerhöchſte Abſicht, 

durch Beſienahme des jetzigen Süd⸗ Preußens wahres GME für 

dieſe Provinz und ruhige Sicherheit für Unfere Staaten zu be⸗ 

foͤrdern, i 
von verſchiedenen unruhigen Köpfen verdächtig gemacht, und zu Unſerm 
großen Berdruß durch verfuchte Gonfóberatienen nach ſonſt gewohnter 
polniſchen Sitte vereitelt werden ſollen. * 

Bir find jest vollkommen von ber Art und Weiſe ber veranlaßten 
Inſurrection in Südpreußen unterrichtet, und muͤſſen, nach Unferer [am 
des herrlichen Macht und Befugniß, an dieſen auffksigen durch bie hei⸗ 
ligſten Bande der Treue und des Gehorſams Uns verpflichteten Unters 
thanen, ſchreckliche Beiſpiele ſtrafender Gerechtigkeft aufſtellen laſſen, 
indem Wir zugleich in wahrer königlichen Huld und Milde diejenigen 
unter ihnen bedauern, welche, um nicht ihr Leben zu verlieren, oder 
ihre Befigungen angezündet und verheert zu ſehen, ſich zu jenem Nuhes 
ſtörern haben einfinden, und durch ihre mehrere Unzahl Furcht und 
Schrecken über jeden friedlichen Einwohner in dieſer Provinz und an der 
Grenze verbreiten muͤſſen. 

Es iſt Uns nicht verſchwiegen worden, in wiefern dergleichen mein⸗ 
eidige Trupps manchen webrlofen Ort überfallen, fih an Unfern könig⸗ 
lichen Caſſen und Ablern vergriffen, unſere Dfficianten außer Thätig 
keit gefebt, Lieferungen erpreßt, Feuer angelögt, Nufruhrzettel ausge⸗ 
ſtreuet, und überhaupt mehrern dergleichen Unfug getrieben Haben, zu 
welchem fih der meufchliche Verſtand herabſetzt und verktret, ſobald er 
feine Verhältniſſe gegen Gott und den Staat außer Acht läßt. ; 

Wir wünſchen, daß kein Unſchuldiger bei Unſern gegen dergleichen 
Böſewichte ertheilten ſtrengen Befehlen unglücklich gemacht werde, und 
warnen daher einen jeden, fid) auf keine Weiſe durch falſche Vorſpie⸗ 
gelungen und boshafte Drohungen mit irgend einem Inſurgenten ver⸗ 
binden, oder zu Beiträgen an Gelde, Waffen, Fourage und andern 
Bedürfniſſen verleiten zu laffen, fonbern dez Uns geleiſteten heiligen 
Eides und Uuferer wahren Theilnahme an der Wohlfahrt eines jeden 
gutgeſinnten Südpreußen ſtets eingedenk zu bleiben, und dergleichen 
Rotten, wenn ſie Gewalt brauchen, mit Gewalt zu vertreiben; wie 
Wir dann auch denjenigen, welche fid) bereits von ihnen hinreißen laſ⸗ 
fen, wohlmeinend aurathen, fid) ſofort, unb ehe fie Unſer Militaire 
erreicht, von ihren pflichtvergeſſenen Auführern zu trennen, und zu ih⸗ 
ren Unterthanen- Pflichten augenblicklich zurück zu kehren. 

"infer ſämmtliches Militaire ift angewieſen, alle Trupps der Fu- 
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ſurgenten in ihren Lagern und Schlupfwinkeln aufzuſuchen, alle Gegen⸗ 
den von ihnen zu reinigen, und jeden Diſtriet mit hinlänglicher Mann⸗ 
ſchaft zu beſetzen. Es hat bie fihärfiten Inſtructiones erhalten, 

alles, was fid mit Wehr und Waffen betreffen laßt, und fij) auf 

irgend eine Art widerſetzt, ohne alle Gnade ſofort durch die thä⸗ 

tigſten und ſchleunigſten Mittel vom Leben zum Tode zu bringen; 
wogegen alle Mannſchaft, welche fid) fogleich ohne den geringſten 

Widerſtand ergiebt, mit der augenblicklichen Todesſtrafe verſchont, 

gefangen genommen, und an die nachſte Garniſon zur weitern Ahn⸗ 

dung trans portirt werden foll. 

Wir konnen ohnmöoͤglich diejenigen von der wohlverdienten Strafe 
entbinden, welche ſich nicht ſogleich nach Publication dieſes Patents in 
ihre Heimath ruhig, begeben, und daſelbſt als file und folgſame Un⸗ 
terthanen Unfere weitern Befehle und Einrichtungen in der Provinz er⸗ 
warten; auch muͤſſen Wir gegen alle, welche fid) zu Anfuͤhrern aufge⸗ 
worfen, oder ſonſt durch Geld, oder Geldes Werth zur Unterstützung 
der Infurgenten beigetragen, nach Unſern 1 Meus verfahren 
laffen, und haben Wir deshalb mehrere Unterſuchungs⸗Commiſſionen 
angeordnet, welche über die verhältnifmäßige Ahndung ihrer Perbre⸗ 
chen nach Unſerer Landes Juſtiz⸗ Verfafſung förmlich erkennen folen. 

Die Infurgenten des Adelſtandes find nach Befund der Umſtände 
mit Todesstrafe, Verluſt ihres Adels und anderer Würden, Gefängniß 
und Gonfiscation ber Güter zu belegen, indem Wir Uns vorbehalten, 
mit ihren confiscirten Gütern andere treugebliebene und verdiente Baz 
fallen zu begnadigen. 

An denjenigen Staroſtey⸗ Beſitern, welche fid) der Infurreckion 
ſchuldig gemacht, werden Wir die ſtrengſte Ahndung realiſiren lagen, 
und über Einziehung ihrer Staroſteyen nach geſchehener Unterſuchung 
das Nähere beſtimmen. 

Diejenigen Geiſtlichen, welche durch einigen Vorſchub jenen Nubes 
ſtörern beigeſtanden, oder auf irgend eine Art bie Inſurrection begünz 
Rigt haben, follen in gleicher Art beſtraft werden jedoch foll, wenn 
bei einem Stift oder Kloſter einzelne Mitglieder dergleichen Verbrechen 
begangen, andere hingegen ihre Uns ſchuldige Freue und Geborſam 
nicht verletzt haben, wegen dieſer rechtſchaffenen Gelſtlichen dem ganzen 
Stift und Kloſter die Einziehung ihrer Güter, oder ein höherer Steu⸗ 
er- Beitrag nicht anerkannt, fonbern nue gegen diefe Pflichtvergeßenen 
mit perfönlicher Ahndung und Vertheilung ihrer Pfründen und Beneſi⸗ 
eien an würbigere Geiſtliche verfahren werden. 

.. Nach Maaßgabe der befundenen Theilnahme an der Inſurrection 
TU überhaupt das künftige Verhältniß der Steuer- Abgabe bei jedem 
Guts⸗ Beſitzer normirt werden, indem Wir die Schuldigen nach höhern 
Procenten claffificiren, den Treugeſinnten aber manchen Erlaß der proz 
ſectirten Abgaben angedeihen Lafjen werden. Beſonders werden Wir Wiz 
ſere dortige treubefundene Geiſtlichkeit nach Verhältniß des wahren Er⸗ 
wages zur Beſteurung ziehen, und der niedern Glaſſe unter ihnen gern 
alle Unkerſtuͤgung widerfahren lafen, To bald fie ſich um ſolche verz 
Vent. gemacht. ] 
So fepe Wir auf der einen Seite Streuge gegen jene Uebelgeſinn⸗ 
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ten beweiſen, fo fehe werden Wir auch Unſern treugehorſamen Unters 
thanen zeigen, daß Wir mit Königkicher Huld und Gnade ihnen zuge⸗ 
than bleiben. Es wird Uns lieb feyu, jeder ihrer gegründeten Bez 
ſchwerden mit Nachdruck abhelſen zu können, und werden Wir ſelbige 
Allerhöchſt Selbſt prüfen, und nach Befund abstellen. 

Wir hören, daß falſche Gerüchte von Verfolgung der katholiſchen 
Religion, Zurückſetzung der geistlichen Beneficien, Erhöhung der Steuern 
nach einigen Jahren, und was fonft jene Ruheſtörer wegen der großen 
Abgaben⸗Laſt ſchändlich ausgeſtreuet, auf manches Gemüth übeln Gi 
drück erreget haben. Es gehört nur die geringſte Keuntniß der in U 
fern Staaten herrſchenden Toleranz und Gerechtigkeit dazu, um diefe 
Unwahrheiten fich felbf zu widerlegen. Da jedoch die wenigſten Unferer 
Süͤdpreußiſchen Unterthanen zeither Gelegenheit gehabt, fid von Unſerer 
Staats- Verwaltung in den übrigen Königlichen Provinzien zu unterrich⸗ 
ten; fo derlariren Wir hiermit ausdrücklich, daß kein Religions = Unters 
ſchied Unfere Liebe zu Unfern Unterthanen hindert, und Wir gern jeder- 
mann die freie Ausübung der in Unfern Staaten recipirten Religionen, 
mithin auch der katholiſchen, vollkommen geſtatten, auch zu Beförderung 
der Induſtrie keinesweges von Uns genehmigt wird, daß irgend eine 
Steuer: Erhöhung nach einmal geſchehener Regulirung wieder geſchehen 
kaun. Wir verfichern daher auch bei Unſerm Königlichen Wort für Uns 
und Unfere Nachkommen, daß fo wenig in Schleſten eine Stener -Er 
hoͤhung vorgenommen werden kann und wird, eben fo wenig auch bie 
billigen Steuern, wenn fie regulict find, Einftig in Sudpreußen erhö⸗ 
het werden ſollen. 

Wir erfahren auch, daß der ſüdpreußfſche Landmann fid) durch Lö⸗ 
fung der Muſik⸗ Zettel in feinen Verguttgungen geſtört geglaubt, und 
da Wir überhaupt mit dem Banerſtande in dieſem Unſern Südpreußen 
zu ſeinem wahren Glück eine große Veränderung vornehmen werden, in⸗ 
dem er [o wohl in Zukunft feiner ſklaviſchen Leibeigenſchaft entzogen, 
als auch in die zu feiner künftigen erb- und eigenthümlichen Nahrung 
nöthige Verminderung feiner Dienftverhältniffe geſetzt werden fol, jo 
bald nur irgend die übrigen wegen Organiſatlon von Südpreußen noth⸗ 
wendigern Gefchäfte es erlauben; fo wollen Wir demſelben auch vorlä 
fig hierdurch bekannt machen, daß Wir die Abgabe wegen der Mufië, 
fo wie ſolches längſt in Schleſien geſchehen, ebenfalls in Südpreußen 
erlaſſen wiſſen wollen, weshalb die ófumg der Muff- Bettel gleich nach 
geſchehener Publication diefe Patents unterbleiben, und ein jeder foy 
wie ehehin, fid) und andere durch Musikmachen unterhalten und vergni 

en kann, ohne das in Unſern übrigen Provinzien außerhalb Schleſien 
stie Dufitanten s Rabrunge Geld erlegen zu dürfen. 

Neberhaupt: werden Wir, ſobald die Ruhe in Suͤdpreußen durch 
den District nach Unfern ertheilten Operations⸗ und Dislocgtlons⸗ 
nen erreicht ſeyn wird, Uns von der gegenwärtigen Verfaſſung dieſer 
Provinz aufs genaueſte informiren, ſelbige beteifen und Uns von den 
dortigen Local⸗ Verhältniffen ptichtmäßige Anzeigen thun laffen. De 
halb befehlen Wir auch allen Unſern Offieianten, welche fid) aus Furcht 
vor Mißhandlung aus Sudpreußen geflüchtet, ahne weitern Verzug wies 
der an ihre Beſtimmungs⸗Serter zu gehen, und ſolche bei Verluſt ihres 
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Amtes nicht ferner zu verlaſſen, ſondern durch thätige Mitwirkung den 
erregten Unordnungen abzuhelfen, und ſich eines guten Betragens gegen 
Unſere dortigen Unterthanen zu befleifigen. r 
„Die Art und Seife, womit fid) baldige Ruhe und Ordnung in 
Südpreußen wird bewirken laffen, kann lediglich Unfere Allerhöchſte Perz 
fon näher beſtimmen, ob Strafen oder a Na zum feruern Gluck 
Suͤdpreußens überwiegend werden mion, dem Wir zum Wohlthun 
gern geneigt find, wenn Uns nicht eigne Schuld und Vergehungen unſe⸗ 
rer Unterthanen daran hindern, £ Tw 
Schlußlich befehlen Wir, daß diefe Mifere Allerhöchſte Willens⸗ 
einung durch Unfere Suͤdpreußiſchen Landes» Gollegia ſofort publicirt, 
daſelbſt von den Cauzeln gelefen, und durch die Zeitungen bekannt ger 
macht werden fol. Urkundlich Breslau, den 24. Septbr. 1794. 
5 Friedrich Wilhelm. 
(. 8) 


Graf von ohm 


Nr. 79. ; 
Reſerlpt, den Warſchauer Vertrag von 1768 betreffend. 


Ven Gottes Gnaden Friedrich Wilhelm, König von Preußen ie. Unz 
fen ac. Das auswärtige Departement hat Euren Bericht vom sten 
Septbr. o, in causa der Einſaßen der Marienburgiſchen Werder o. die 
daſige katholiſche Geiſtlichkeit, dem Juſtiz⸗Departement mitgetheilt, und 
demſelben die weitere Verfügung uͤberlaſſen, dabei jedoch in Anſehung 
des Fractats von 1768 fid) dahin geäußert ; A 
daß dergleichen polniſche Reichstags⸗Constitutiones und Verträge, 
das ehemalige Polniſche, jetzt Weſtpreußen, nur fo weit gebunden, 
als có durch feine Landboten und Abgeordneten dazu mitgewirkt, 
oder ſolche auf einem Postcomitial- Panbfage angenommen habe; 
daß die Regierungs⸗ Juſtruction lex recentior fey, und daß übers 
dies der Vertrag de 1768 durch einen neuern de 1775 jn ben wes 
ſentlichſten Punkten aufgehoben worden. y 
Ihr werdet alfo hiemit angemiefen, über die Anwendbarkeit des Trace 
tatë de 1768, mit gehöriger Rückſicht auf die Staatéredtlidjen Bers 
Häftniffe, in welchen das vormalige Polnifche, jet Weftpreußen, vor 
der Occupation gegen Polen und die polniſchen Reichstagsverhandlun⸗ 
gen geſtanden hat, fo wie auf die fpätern Bractate und nach der Dcus 
pation ergangenen Provinzial⸗Geſetze und Verordnungen, nach beſter 
Einſicht und Ueberzeugung, ohne Euch weiter an bloße Prasjudicia zu 
zehren, in Appellatorio vechtlich zu erkennen, jedoch von dem Ausfalle 
des Erkeuntniſſes zu feiner Zeit Anzeige zu machen. Sind Euch mit 
Gnaden gewogen. Berlin, den 20. Oetbr. 1794. 
Auf Sr. Königl. Maſeſtät allergnädigften Speckalbefehl. 
Reck. Wollner. Goldbeck. Thulemeier. 
An die Weſtpreußiſche Regierung. 


3H Den 24, November 1794. 


Nr. 80, a. 
Reſcript über das Abſchoßrecht der Magiſtraͤte. 


riedrich Wilhelm, König von Preußen ze. zes 

Unſern ac. Ihr werdet Euch erinnern, daß beſonders nach der Bes 
ſtenehmung der Städte Banzig und Thorn, über das Abſchoß⸗ und 
Abzans- Recht Der Magiſträte und übrigen Unter Gerichte in Weſtpreu⸗ 
ßen, verſchiedene Verhandlungen vorgekommen, und Berichte von Euch 
gefordert und erſtattet worden. 3 5 

Nachdem nun ſämmtliche Departements des Staats z Minifterit fid) 
über gewiffe Principia regulativa in biefer Materie vereinigt haben, fo 
werden ſelbige Euch nunmehro zu Eurer Nachricht und Direction hiemit 
bekannt gemacht. Es ijt nehmlich 

1) gefunden worden: daß das Kbſchoß⸗Recht der Magiſträte und Gez 
richts⸗ Obrigkeiten in Weſtpreußen auf keine beſondere Privilegia 
und Verleihungen gegründet ift, fondern nur aus dem, den Städ⸗ 
ten ehehin verliehenen Jure collectandi, übrigens aber aus der Ob⸗ 
ſervanz hergeleitet werden kann. Es muß daher 

2) in jedem Orte die Frage: ob ein ſolcher Magiſtrat, oder eine Gez 

richts⸗ Obrigkeit dazu wirklich berechtigt feyt im vorkommenden 
Falle beſonders unterſucht, und das Officium Fisci daruber vernom⸗ 
men werden. N 3 

3) In Anſehung des Raths zu Danzig waltet gegen die Zuſtändigkeit 
diefes Rechts kein Bedenken ob. Ein gleiches ſcheint auch in Mn- 

ſebung des Rache zu Thorn ftatt zu finden, doch werden darüber 
noch einige nähere Nachrichten, welche die dortige Krieges⸗ und 
Domalnen- Kammer zu ſuppeditlren verſprochen hat, erwartet. 

4) Den ſolchergeſtalt berechtigten Magiſtraͤten und Gerichts⸗Obrigkei⸗ 
ten it bei Auswanderungen und Grportationen von Berlafſenſchaf⸗ 
ten und Vermächtniffen außerhalb Unſerer Lande, in allen den Fäl- 
len, wo fonft dem Fisco die gabella emigrationis vel hereditaria 
competiren würde, die Erhebung derſelben von dem ihrer Jurisdic⸗ 
tion unterworfenen Vermögen zu überlaſſen. 

5) Dagegen foll innerhalb Landes eine völlige Aswanderungs⸗ Frei⸗ 
heit ſtatt finden, und daher in foweit die gabella emigrationis ders 
geſtalt wegfallen, daß fie auch unter bem Vorwande der Retorſion 
nicht gefordert werden kann, vielmehr die Befreiung davon gegen⸗ 
ſeitig ſeyn muß. 

6) Die Erhebung der gabellae herediturine aber WE auch innerhalb 
Landes, den an fid) berechtigten Magiſträten und Gerichts⸗Obrig⸗ 
keiten zu laffen, inſofern nicht die Erbſchaft, oder das Vermächk⸗ 
nif unter eine Gerichtsbarkeit gelangt, mit welcher, es fey ver 
möge ausdrücklicher Verträge, oder nach einer wohl hergebrachten 
Obſervanz, die reciproque Abſchoß⸗ Freiheit ftatt findet. 

7) Dieſe gabella hereditaria iſt in der Regel auf 10 pro Cent zu 
beſtimmen, es wäre denn, daß an einem oder dem andern Orte, 
entweder überhaupt, oder vermöge ſpecieller Verträge oder Obſer⸗ 
vangen, gegen eine gewiſſe andere Suriodiction ein minderer Satz 
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hergebracht worden, welcher Punkt alfo ud Beurtheilung und Ent⸗ 

ſcheidung in einzelnen Fallen gehören wird. M, 

Hlernach habt Ihr Euch alfo zu achten, auch bie Magiſträte und. 
Gerichts ⸗Obrigkeiten, imgleichen das Officium fisci zu iuſtruiren; und 
verſteht es fid) von ſelbſt, daß in allen übrigen Stücken, die Vorſchrif⸗ 
fen der ältern Verordnungen, auch in Anfehung des Reſſorts, wohin 
Anfragen und Berichte in Abſchoß⸗ Fällen zu addreſſiren, unverändert 
bleiben. Sind 2c. 

Berlin, den 24. November 1794. 

Auf Sr. Königl. Majeſtät Allergnädigſten Special⸗Befehl. 
Blumenthal. Carmer. Reck. Wollner. Goldbeck. Alvensleben. 
Thulemeier. 

Un die Weſtpreuß. Regierung. 


2 Nr. 80, b. 


Reſeript vom 22. December 1794, betr. die Succeſſion 
der mütterlichen Cognaten unehelicher Kinder in deren 
Nachlaß. 


Ai die Anfrage der Stettinſchen Regierung vom 10. Novbr: 1794, 
wegen der Suceeſſſon der mütterlichen Gegnafem eines unehelichen Kin⸗ 
des, hat die Geſetzcommiſſion dahin coneludiet: daß nach den bisherigen 
gemeinen Rechten den mütterlichen Cognatis eines unehelichen Kindes 
ein Erbrecht im Nachlaſſe des unehelichen Kindes zuſtehe. 
Berlin, den 9. December 1794. ^ 
Koͤnen. Heidenreich. v. Lamprecht. Scholz. Baumgarten. Suarez. 
v. Grolman. 


Vorſtehende Entſcheidung iſt der Pommerſchen Regierung zu ihrer 
Befolgung in Anfehung des vorliegenden und [older künftig zur Entz 
ſcheidung gelangenden Fälle, welche nach Anleitung des Patents vom 
5. Febr. 1794, b. 13. nach bisherigen Geſetzen beurtbeilé werden muͤſ⸗ 
Ten, durch das Hof- Reſcript vom 22. Decbr, 1794 sugefertigt, worden. 


Nr. 8L. 


Reſcript vom 28. Januar 1795, die Gültigkeit des allge⸗ 
meinen Landrechts in Thorn betreffend. 


Abgedruckt in der Dift. geogr. Einleitung :c. S. 205. 
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Nr. 82, 


Reſcript vom 16. März 1795, betreffend die Geſtattung 
der Entſchädigungsklagen gegen die Theilnehmer der Súd- 
und Weſtpreuß. Inſurrection. 


Auf Eure Anfrage vom 3. Febr. d. J. wegen Geſtattung der Indem⸗ 
nifationstlagen gegen die Theilnehmer der Snfiterection, ertheilen Wir 
Euch hierdurch zur Reſolution, daß, ſoviel 


I. 

die erſte Claſſe von Beſchaͤdigungen anlangt, welche durch das Beſchie⸗ 
ßen eines Orts an Häuſern, Meubeln, oder ſonſt durch Brand bei Gez 
legenheit der Juſurrection eutſtanden find, nicht füglich abzuſehen ist, 
wie eine ſolche Klage in foro justitiae ſollte fundirt werden können. 
Alle dergleichen Beſchädigungen ſind Folgen des Krieges, und von re⸗ 
gulirten Truppen unter Anführung der Generale und Kriegeschefs vers 
urſacht worden. Findet gleich der Begriff eines belli justi im Sinne 
des Völkerrechts pier keine Anwendung, fo ijt doch auf der andern 
Seite nicht wahrscheinlich, daß irgend einer von ben unmittelbaren Mer 
hebern und Sociis diefer Beſchädigung bei Eurem Collegium cum effecta 
wird belangt werden können. Daß aber alle diejenigen, die an der In⸗ 
ſurrection überhaupt auch nur indirecte Theil genommen, co ipso als 
Miturheber oder Socii jeder einzelnen dabei vorgefallenen Schadens zufü⸗ 
gung, beſonders durch eigentliche militairiſche Operationen, ſollten ans 
geſehen werden können, ſcheint zu weit zu führen, Ihr müßt daher abs 
warten, ob und gegen wen eine Klage dieſer Art bei Euch angemeldet, 
und wie diefelbe fubftantiivt werden wird; auch wenn dergleichen Klage 
wirklich angebracht und aufgenommen worden, mit Efnſendung einer 
Abſchrift davon anderweit anfragen. So longe übrigens noch Lein fole 
cher Kläger wirklich auftritt, te die Unterſuchung und Feſtſetzung der 
in diefe Claſſe gehörenden Schadensſtände der Criminale und Polizei⸗ 
Behoͤrde zu uͤberlaſſen. 


n. 

Anlangend die zweite Claie von Beſchädigungen, welche durch wirk⸗ 
liche Plünderungen ober Spoliation von einzelnen Jnſurrectfonstheilneh⸗ 
mern verurſacht worden, ſo ſind dergleichen Klagen unbedenklich aufzu⸗ 
nehmen und zu fubftantiiten. 

Was aber das weitere Verfahren betrifft, ſo kommt es darauf an: 
ob eine ſolche Klage gegen beſtimmte Individuen als unmittels 
bare Urheber und Theilnehmer der Schadenszufügung gerichtet, 

oder 
ob fie nur allgemein darauf gegründet wird, daß alle Theſlneh⸗ 
mer an der Juſurrection als correi delicti für alle Arten der 
durch ſelbige entſtandenen Schäden haften müßten, 1 

Erſtern Falls, wenn der Beklagte, aus einer oder der andern Ur: 
fohe, weder zur Unterſuchung gezogen, noch ein Confiscationsproceß 
gegen ihn eröffnet worden, muß zwiſchen ihm und bem Kläger die Sache 
gleich jedem andern Indemniſationsproceſſe ſofort gewöhnlicher Maaßen 
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inftruiet und abgeurtelt werden, indem es ſich von ſelbſt verſteht, daß 
die vom Staate, wegen verwirkter Strafe, erhaltene Begnadigung die 
Privatentſchäͤdigungs anſpruͤche nicht ausſchliet. Wenn aber der Ber 
klagte unter einem Unterſuchungs⸗ oder Eonfiscationsproceffe ſteht, muß 
das weitere Verfahren fo, lange ausgesetzt bleiben, bis über die Gon- 
fecation rechtlich erkannt ift. Wird der Beklagte von dieſer Strafe 
entbunden, fo ij dem Kläger unter Vorlegung der verhandelten Unter⸗ 
ſuchungsacten feine Erklärung abzufordern, ob er dem ungeachtet feitte 
Giviltlage fortſezen wolle, und ſolchenfalls ift darauf weiter rechtlich zu 
verfügen. Wird aber auf Conſiscation erkannt, fo muß doch immer 
eine Regulirung und Ausmittelung des Confiscandi, mithin eine Gepa- 
tation der Schulden von dem einzuzjehenden Activvermögen, erfolgen. 

ei dieſer find alsdann bie Indemuiſationsforderer mit zuzuzjehen und 
ihre Anſpruͤche dem Fiscus zur Erklärung vorzulegen. Je nachdem fie 
von dieſem anerkannt werden oder nicht, müffen fid) die weitere Einlei⸗ 
tungen reſp. wegen der Befriedigung ſolcher Kläger aus dem zu con- 
fisctrenden Vermögen, oder wegen fernerer Instruction der Sache zwi⸗ 
ſchen ihnen und dem Fiscus von ſeibſt ergeben. Uebrigens verſteht es 
fid) von ſelbſt, daß, wenn in der Zwiſchenzeit, wo bie Inſtruction des 
Civilproreſſes bis zum Austrag des Eriminal⸗ und Gonfiscatiohsprocef- 
fes ſolchergeſtalt ruhen muß, der Kläger Gefahr läuft, um feine Ber 
weismittel zu kommen, mit Aufnehmung derſelben in perpetuam rei me- 
moriam nach Vorſchrift der revidirten Prozeßordnung, Tit. 33. $. 9. 
seq, zu verfahren, und der Beklagte dabei als Provocat anzuſehen iit. 
Wird aber eine Indemniſationsklage aus dieſer Claſſe bis auf die all⸗ 
gemeinen Theilnehmer, an der Inſurrection überhaupt gegründet, fo trez 
ten eben die Bedenklichkeiten wie ad No. 1. ein, und ij alfo nach der 
dort ertheilten Vorſchrift zu verfahren. 

III. 


Anlangend die dritte Glaſſe von Indemniſationsanſprüchen, wegen 
erpreßter Lieferungen oder erfolgter Wegnahme von Kriegs⸗ und Mund 
vorraͤthen, fo finden eben die Vorſchriften, wie bei der zweiten Claſſe, 
Anwendung. Doch wird zu Eurer nähern Direction bemerkt: 

1) daß Klagen diefer Art gegen eine ganze von den Feinden angeord⸗ 
net geweſene Commiſſion, als moraliſche Perſon betachtet, aller⸗ 
dings nicht angenommen werden koͤnnen; da ſolchen unbefugten und 
unerlaubten Zuſammentretungen die Qualität einer personae mora- 
lis offenbar nicht beiwohnt, und alfo die Klage immer nur gegen 

die Mitglieder zu richten ijt; ^ 

E) daß zwar die Sache fo viel als möglich dahin birigitt werden 
muß, daß die Klage nur gegen die Anführer, von welchen, oder 
auf deren Ordre, die Waaren, Sachen oder Vorräthe weggenom⸗ 
men worden, und gegen diejenigen Mitglieder, welche ſich dabei 
unmittelbar thätig erwieſen haben, gerichtet werde; daß aber 

8) wenn der Kläger, weil entweder jene Anführer und unmittelbaren 
Miturheber difheilis conventionis find, oder beſorglich nicht sol- 
vendo ſeyn dürften, oder aus andern Urſachen, darauf beſteht, auch 
die übrigen Mitglieder einer ſolchen fogenannten Commiſſion in 
Anſpruch zu nehmen, ihm darunter gewillfahrt werden muß; in- 
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dem eb nd exeeptioues folder Beklagten gehört, Gründe ams und 
auszuführen, warum fie als socii delicti nicht angeſehen werden 
können. 
Berlin, am 16. März 1795. 
Auf Sr. AEA Majeftät allergnädfgiten Specials Befehl. 
Reck. Wollner. Goldbeck. 
An das Weſtpreuß. Soferii zu Bromberg. 


Nr. 83, 


Reſeript des Großkanzlers an das Hofgericht zu Brom⸗ 
berg vom 22. Juni 1795, betreffend die Geſtattung der 


Entſchaͤdigungsklagen gegen Súd- und Weſtefiſhe 
Inſurgenten. 


D bisher wegen der Beſchädigungen, welche von den Urhebern und 
Theilnehmern der Süd⸗ und Weſtpreußiſchen Sufurrection an den Gü⸗ 
tern und Vermögen der Einwohner verurſacht worden, einige Zweifel 
und Bedenklichkeiten entftanden find; fo finden Wir nöthig, zur Were 
meidung aller unnützen Weiterungen und Goupfrung vieler weit ausſe⸗ 
benden Proteſſe, wodurch die innere Rute und der ordentliche Gang 
der Gefchäfte geſtört werden konnte, nachſtehende allgemeine Grundſatze 
daruber feſtzuſetzen. 7 


1. 

Nur wegen eines unmittelbaren, durch die Inſurrection verurſach⸗ 
ten Schadens, nicht aber wegen eines danmi mediati, und noch weniger 
wegen eines bloßen lucri cessantis, können Indemniſationsklagen zuge⸗ 
laſſen werden. 


2. 
Eben fo muß fih der Damnificat zunächſt an den unmittelbaren 
Urheber und Miturheber einer ſolchen Beſchädigung halten, und dieſel⸗ 
ben vornehmlich in Anſpruch EET \ 


Nur wenn diefe unmittelbaren Urheber nicht auszumitteln find, oder 
wenn fie, weil fie fih auf flüchtigen Fuß gefest, und kein Vermögen 
im Lande zurückgelaſſen, in hieſigen Gerichten nicht cum ellectu belangt 
werden können; oder, wenn es notoriſch ij, oder in continenti beſchel⸗ 
nigt werden kann, daß fie zum Schadenserſatz unvermögend find, fin 
det die Klage gegen die Theilnehmer an der Inſurrection ſtatt. 


Unter dieſen Theilnebmern find jedoch nur diejenigen zu verſlehen, 
tie fih zu ber Confoͤderation, durch die der Schade angerichtet, die 
Plünderung verübt, der Brand geſtiftet ze, worden, geſchlagen haben; 
oder welche Mitglieder der ſogenannten Commiſſion geweſen (mo, auf 
deren Ausſchreibungen die Wegnahme von Naturalien, Waaren und anz 
dern Sachen erfolgt ift, alfo daß die Mitglieder der einen Confödera⸗ 
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tion und Gommiſſton für bie von einer andern verurſachten Beſchädi⸗ 
gungen auch nicht in subsidium haften dürfen, 


Den ſolchergeſtalt als Theilnehmer in Anſpruch genommenen Bes 
agten muͤſſen alle die Einwendungen und Vertheivigungsgründe zu 
Statten kommen, mit welchen fie den Vorwurf einer freiwilligen Theile 
nahme in der Eriminal⸗Unterſuchung entweder ſchon wirklich abgelehnt 
haben, oder noch abzulehnen im Stande ſeyn werden. Dagegen können 
die ergangenen Amneſtien und eine blos auf deren Grund erfolgte Los- 
ſprechung oder Verſchonung mit der Erkminalunterſuchung einem folden 
Theilnehmer gegen den Privatſchadenberſatz nicht zu Statten kommen. 
6. 


In Anfehung der Urheber und Miturheber findet wegen der Nez 
Greffe unter einander die Vorſcheift des Allgemeinen Landrachts Th. . 
Sit 6. $34. Anwendung; bei bleßen Theilnehmern aber fell ohne 
ferupntöfe Unterfuchung des Grades der Woralſtät nach B. 38. ibid. er- 
aunt werden. 


Er 
Bei Prüfung der liauidirten Schaben muß die gehörige Sorgfalt 
angewendet, und auf deren Werificitung, fo weit fie möglich und nö⸗ 
thig it, gedrungen werden. Ob auch gleidh Dabei der Gebrauch des ju- 
ramenti in lite keinesweges ausgeſchloſſen wird, fo muß dennoch der 
Richter dabei von der in den Geſetzen ihm beigelegten Befugniß, übers 
triebene Forderungen zu ermaͤßigen, nach den Umftinden und der Wil 
ligkeit Gebrauch machen, 


8. ; 

Da ber Fiscus unter die vorzüglichſte Beſchädigten gehört, indem 
durch die Inſurrection in Weſtpreußen allein mehrere Hunderttauſende 
an Magazinen, Vorräthen und Utenſiljen aller Art geraubt geplündert 
und vernichtet worden, der zur Dämpfung der Infurrection und Wieder⸗ 
Serftellung der Ruhe erforderlich geweſenen ſchweren Kosten nicht zu gez 
denken; da überdies wegen det Verbrechens der Infurreckion hie und da 
auf Confiscation und Geldstrafe theils ſchon erkannt iſt, theils noch ete 
aunt werden möchte, und da, fo viel die Beschädigung des Fiscus bes 
trifft, demſelben die Priorität vor aller Nie danmiftcgtion gebührt; 
wogegen er in Anfehung der eigentlichen Strafen, nach bekannten 
Rechksgrundſaͤten, allen Gläubigern nachſteht: fo wird, um auch hier⸗ 
unter alle Colliſionen möglichſt zu vermeiden, und weitläuftige inertrica⸗ 
ble Rechnungen zu cuupiren, hierdurch feſtgeſetzt; 

a) daß aus confischtem Vermögen nur ſolchen Privatdamnificaten 
vorzügliche Entſchädigung gebühret, welche nachweiſen können, daß 
ihnen der liquidirte, gehörig jujtificirte, und durch den Richter mos 
derſtte Schade, durch den vorigen Eſgenthämer dieſes Vermögens 
unmittelbar zugefügt worden; 

b) daß ein Urheber oder Theilnehmer, der zu einer bloßen Geldſtrafe 
verurtheilt ift, beides, die Strafe und den Privalſchadenserſatz, 
aus ſeinem Vermögen, ſo weit es dazu hinreicht, entrichten muß. 

©) daß, wenn zu beiderlei Leiſtungen das Vermögen unzureichend ift, 
die Hälfte der dictirten Strafe als Entſchädigung für ben Fiscus 
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auzuſehn, und alfo den Privatis zu prälociren; die andere Hälfte 
aber als eine eigentliche Strafe zu betrachten, und ſolchergeſtalt den 
Privatindemnifationsanfprüchen nachzuſetzen ift. 

9, 


Quoad modum procedendi bedarf es keiner weitern Beſtimmungen, 
als derjenigen, die in dem an Euch unterm 16. Maͤrz dieſes Jahres 
erlaſſenen Reſcripte bereits enthalten find, und werdet Ihr nur noch 
angewieſen, die Sache pid zuſammenzufaſſen, fo daß beſonders die 
nach F. 3. anzubringenden ſubſidiariſchen Klagen, fo viel als möglich, 
zugleich gegen alle Theilnehmer gerichtet werden. Auch habt Ihr die 
gütliche Abmachung ſolcher Schadens⸗ und Regreßanſprüche Euch mög⸗ 
lichſt angelegen feyu zu laſſen te. ` 

Berlin, am 22. Juni 1795. t 

Auf Sr. Königl. Majeſtät allergnädigſten Special- Befehl. 
A v. Goldbeck. 
An das Weſtpreuß. Hofgerjcht zu Bromberg. 


Nr., 84. ; 
Reſeript, bie Gütergemeinfchaft betreffend. 


on Gottes Gnaden Friedrich Wilhelm ꝛc. Unſern zc, Liebe Getrene! 
In bem wermíttelft Eures Berichts vom 7. d. vorgelegten Falle gehört 
die Confirmation und Bekanntmachung des über die Gütergemeinſchaf 
geſchloſſenen Vertrages allerdings vor den Richter desjenigen Domi i 
wo bie Verlobten nach geſchloſfener Ehe ihren Wohnſttz nehmen, mite 
hin in dabio vor den perſönlichen Richter des Bräutigams: denn Ra- 
tio legis iff nicht blos genaue Prüfung und Unterſuchung des eingegane 
genen Vertrage und gerichtliche Beglaubigung deſſelben, ſondern auch 
die möglichſte Sicherstellung des Publici gegen allen Nachtheil, welcher 
demſelben aus Mangel der Kenntniß von dem durch ſolche beſondere 
Verträge abweichend vom Geſetz, beftimmten Slerfáltniffe der Eheleute 
erwachſen konnte, da jeder, der bei Schließung eines Contracts mit verz 
ehelichten Perſonen, mit gehöriger Vorſicht verfahren will, fi nach 
den perſöͤnlichen Eigenſchaften und davon abhängenden, auf die facul- 
tatem disponendi et paciscendi Einfluß habenden Rechten feines Gon 
trahenten erkundigen muß; eine ſolche Erkundigung aber nicht füglich 
anderswo, als in foro Domicili beider Eheleute angeſtellt werden 
kann; fo ergiebt fih. daraus, daß bie Confirmation und Bekauntma⸗ 
chung ſolcher Verträge auch nur in eben dieſem foro zweckmäßig erfol⸗ 
gen kann; Uebrigens bemerken wir, daß hier nicht von allen Arten der 
Eheverträge, ſondern nur von ſolchen, wodurch communio bonorum ins 
ter conjuges eingeführet, oder ausgeſchloſſen werden fol, die Rede it 
Sind Euch ꝛc. Berlin, den 20. Juli 1795, 3 

Auf Sr. Königl. Majeſtät allergnädigſten Special- Befehl 
Reck. Wollner. Goldbeck, Thulemeyer. 
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J 
: Nr. 85. : 
Bege- Reglement für Weſtpreußen und die Neg- Coiftricte, *) 


ir Friedrich Wilhelm von Gottes Gnaden König von Preußen zc. 
Thun kund und fügen biemit zu wiſſen, daß Wir in Rückſicht des wes 
ſentlichen Einfluffes guter, zu jeder zeit fahrbarer Wege auf das Han⸗ 
delsverkehr, den Landeswohlſtand und die Beförderung Unſeres Dienſtes 
reſolviret haben, die wegen Unterhaltung der Wege und Bruͤcken in 
Anfern ältern Provinzen ſchon beſtehende Geſetze auch auf Weſtpreußen 
und die Meg- Diſtricte auszudehnen, auch wegen der vorkommenden eis 
enen Umſtände biefem Theile Unſerer Staaten ebenfalls ein beſonderes 
Soge- Neglenent zu geben. Wir verordnen demnach: 


Daß Unfere Weſtpreußiſche Krieges⸗ und Domainen⸗Kammer, in 
dem ihrer Aufſicht andertraueten Bezirk, die Kammer⸗Deputation aber 
in den Diſtricten an der Netze, und unter dieſen die Land- und Steuer⸗ 
Mathe in denen ihnen auvertraueten Kreifen, fo wie die Beamte in Une 
fern Domainen, und die Magiſträte in den Städten und ſtädtſchen Drz 
fern die Ober» Uufficht auf die Unterhaltung und Beſſerung der Wege, 
Brücken und Feldgratzen fo nach als vor behalten, und verbunden feyn 
follen, nicht nur ſelbſt, ſondern auch durch ihre Unterbedienten duf die 
vorkommenden Mängel obacht zu haben, und ſolche Unfeter Krieges⸗ 

und Domain: Hammer und Kammer -Deputation in den Diſtricten an 
der Netze zur Remedur anzuzeigen, welche auch außerdem von jedermann 
gegründete Anzeigen der Urt anzunehmen und darauf vorkommenden 
Umftänden nach zu ruͤckſichtigen verpflichtet ſeyn folen. 
2. 


Vornehmlich folen die Land = Gtener-Räthe und Beamten, zwei⸗ 
mahl im Jahre, nehmlich im Frühling und Herbſte nach beendigter 
Saat die Wege in ihren Kreiſen und Aemtern durch Beihülfe des von 
den Ginfafen ihnen unentgeldlich zu geſtellenden Vorſpanns revidiren, 
alle an ſelbigen, fo wie an den Brücken und Abzug Graben befun⸗ 
dene Mängel genau notiren, und, ba wo Privati zu deren Inſtandſetzung 
Verbunden find, gleich bei ihrer Zurückkunft das Nöthige an felbige verz 
fügen, wobei ihnen nachgelaſſen wird, auch die Diäten ber Reiſe mit 
Einem Thaler für den Tag von denenfenigen einzufordern, welche es 
darauf ankommen laſſen, an ihre Pflicht erinnert zu werden, in ſolchen 
Fällen aber, wo die Reparatur für Rechnung Unferer Kafen geſchehen 
muß, haben fie den Kammern davon Anzeige zu machen, welches Lege 
tere auch in dem Fall ſtatt findet, wenn die von Seiten der Land⸗ 
Steuer⸗Räthe und Beamten an Privatos ergangene Aufforderungen zur 

ſtandſetzurg der ſchadhaften Wege, Brücken zc. und die dreitägige 
recution, welche zu verfügen ihnen 8. 4. dieſes Reglements nachgelaſ⸗ 
ſen wird, ohne Wirkung bleiben, und daher Zwangs Mittel verfüget 
werden mijen 
Du 


) Marſenwerder, gedruckt im der Königl. Weftpreuf. privil, Kanter⸗ 
ſchen Hofbuchdruckerei. 
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$. 8. 

Die Landbanmeifter find nicht nur ſchuldig, bei ihren Neifen auf 
Wege, Bruͤcken und Abzugsgraben gleichfalls aufmerkſam zu ſeyn, und 
die befundenen Mängel den Behörden anzuzeigen, fondern auch, da wo 
innerhalb ihres Kreiſes, bei Wegens und Brücken ⸗ Reparaturen ihr 
ſachverſtaͤndiges Gutachten, oder auch ihre nähere Anleitung, erfordert 
wird, ſich zu beiden jederzeit unweigerlich bereit finden zu laſſen, wie 
denn auch alle diejenigen, welchen, nach ihren Dienſtanweiſungen oder 
Unſern befondern Verordnungen die Aufſicht auf Wege und Bruͤcken ges 
büfret, diefe Verbindlichkeit mit allen deshalb habenden Rechten behal⸗ 
ten, und darüber den gegebenen Vorſchriften auf das genaueſte nachzu⸗ 
kommen ſchuldig finb. 


. 4. é 

Wenn diejenigen Gutsbefiger und Einſaßen, welche zur Unterhals 
tung der Wege verpflichtet find, die nach g. 2. durch die Land- Steu 
Räthe und Beamte an fe zu erlaſſenden Aufforderungen nicht befolgen, 
fo werden gedachte Behörden hierdurch authoriſtret, gegen die Saumi⸗ 
gen deshalb ſofort und ohne weitere Anfrage Grecutich zu verfügen, 
für welche der Landreuter auf jede 24 Stunden 45 gr. an Executions⸗ 
Gebühren von demſolben erhält, dafür aber fid) und fein Pferd auf eie 
gene Kuften unterhalten muß, als welches in dem jedesmahligen Erez 
cutoriali zu beſtimmen, und ſelbigem die Warnung beizufügen ift, daß, 
wenn den gerügten Mängeln an den Wegen, Brücken ec. nicht binnen 
8 Tagen abgeholfen ſeyn folte, die Execution zwar abgehen, die Ars 
beit ſodann aber auf offen des Szumigen fr jeden Preis gemacht 
werden würde. Ehe jedoch dieſe Drohung realiſirt wird, muß ein ſol⸗ 
cher Fall Unferer Krieges⸗ unb Domainen⸗Kammer oder Kammer⸗De⸗ 
putatjon durch bie kand⸗Steuer⸗Raͤthe oder Beamten angezeigt und von 
derſelben jedesmahl weitere Verhaltungsmaaße eingeholet werden, welche 
ſodann dieſerhalb das Nöthige verfügen, und Widerſetzlichkeit nach Ber 
finden der Umſtände nachdrücklich 1 wird. 


Da, wo nicht gültige Privilegia ein anderes beſtimmen, und die 
im folgenden 8. zu bemerkenden Gremtionen eintreten, ift jeder eigene 
thümliche Grundbeſitzer, ohne Rückſicht auf feine perſonliche nalität, 
verpflichtet, die innerhalb der Grenzen feines Grundſtücks ſchon befindliz 
chen Wege, Brücken, Stege, Fahrdamme und Abzugsgraßen auf eigene 
Koſten und von eigenen Materialien jederzeit in gutem Stande zu un⸗ 
terhalten, welches qud) in Abſicht Unſerer Domainen für Rechnung Un⸗ 
ſerer Kaffe geſchehen wird, und, wo nach dirfen Verhäͤltniſſen mehrere 
Intereſſenten zur Unterhaltung, eines Weges, Fahrdammes, Brücke oder 
Abzugsgrabens concurriren müſſen, da folen die baaren Koſten und 
Fuhren durch die Land: Steuers Mäthe und Beamte nach der Hufenzahl 
repartirt, die Nepartitiones Unſerer Weſtpreußiſchen Krieges: und Do⸗ 
mainen⸗Kammer und Kammer⸗ Deputation zu Bromberg zur Beſtäti⸗ 
gung eingereichet, und dasjenige, was hiernach auf einen jeden trifft, bei 
Vermeidung der $. 4. beſtimmten Strafen unweigerlich geleiſtet werden. 


8. 6. 
In Abſicht der Prediger: und Kirchenhufen wird jedoch hierdurch 
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feſtgeſetzt, daß den Predigern und Kirchenvorſtehern bie Befferung der 
durch die Kirchen⸗ und Pfarrhufen gehenden Wege nicht obliege, fondern 
im Fall diefe Hufen auf gewiſſe Jahre verpachtet find, die Zeitpaͤchter 
derſelben, die zu den Wegebeſſerungen erforderliche Stein⸗Sand⸗ und 
andere Fuhren, auch die Handdienſte verrichten, wenn aber baares Geld 
aufzubringen ift, die Kirchen⸗ und Pfarr⸗ Hufen nicht mit in Anrechnung 
gebracht, vielmehr dergleichen Stoffen von der ganzen Gemeine, ohne 
Unterſchied der Religion, getragen werden folen, wohingegen, wenn 
keine Zeitpächter der Kirchen- und Pfarrhufen vorhanden find, ſondern 
gedachte Hufen von den Kirchenvorſtehern oder Pfarrern felbjt bewirth⸗ 
ſchaftet werden, auch die Stein⸗Sand⸗ und andere Fuhren, imgleichen 
die Handdienſte gleichfalls von der ganzen Gemeine, ohne Unterfchied der 
Religion, geleiſtet werden müſſen. In dem Fall, wenn bie Kirchen⸗ 
und Pfarrhufen erblich ausgethan find, müffen die Erbpächter nicht nur 
ſämmtliche Fuhren und Handdtenſte bei ſolcher Wegebeſſerung thun, fonz 
dern auch die des Behufs erforderliche Geldbeiträge allein hergeben, und 
ſolchenfalls die Gemeinen dazu Hand» und Spanndienſte zu leiſten, oder 
baares Geld aufzubringen nicht angehalten werden. 


8. 7. 
Alle diejenigen, welche nicht ganz außerordentlich bfe Wege zu une 
terhalten haben, und ſolches mit eigenem Geſpann zu thun im Stande 
find, folen auch die Beſſerung ihrer Wege felbft zu beſorgen schuldig 
ſeyn. Im Fall aber in einigen Gegenden dergleichen grope Bruͤcken, 
lange Dämme und üble Wege durch Brüder und Woͤlder in guten 
Staud zu ſetzen und darin zu unterhalten ſind, welches die hiezu ver⸗ 
pſtichtete mit eigenem Angeſpann zu thun nicht vermögend find, oder 
zu tüchtiger Unterhaltung ſolcher ſchadhaften Wege, Brien und Daͤmme 
zer größte Theil der Revenues von einem ſolchen Gute oder Dorfe ers 
forderlich ſeyn ſollte; fo. muß ſolches vier Wochen nach Publication des 
Reglements dem Land- oder Steuer⸗Rath des Kreiſes angezeigt werz 
en, welcher fodann mit Zuziehüng eines Landbaumeiſters und des Grund⸗ 
heren eine Unterſuchung in loco zu veranlaffen, auch von den Koſten vers 
ſaſſungsmäßige Aaſchlſge zu fertigen hat, und falls er wirklich befinden 
fete, daß die Unterhaltung den Berpflichteteh zu veſchwerlich fem, die 
Lachlan und insbefondere diejenigen, welche die Straße zu pafliten 
ben, zuſammen rufen und ſelbige in Betracht, daß ihnen durch die 
Snftandfegung des impaffablen Weges feéft ein Vortheil zuwächfet, daz 
in zu disponiren ſuchen muß, daß fie den Hüͤlfsbeduͤrftigen mit Hand⸗ 
und Spanndienſten, allenfalls gegen billige Bezahlung gutwillig helfen, 
lernächſt aber muß der Landrath hierüber feinen Bericht ſammt feinen 
Mwanigen Vorſchlägen zur ferneren Verfügung an die Gammer einſen⸗ 
den, und pflicptmäßige Vorſchlage thun, welchergeſtalt dergleichen üble 
"ge, Bruͤcken und Daͤmme am füglichſten in guten Stand zu feger 
Tub, zu welchem Ende der gandrath zugleich einen ſchicklichen Fonds 
vorzuſchlagen hat, woraus dasjenige, was mehr erforderlich, als die 
Wilfsberürftigen zu präſtiren vermögend find, erfolgen und hergegeben 
werden kann. 
N Wenn aber in Unſern Aemtern auf keine andere Art und Weiſe 
au ein ſolcher Fonds auszumitteln ſeyn follte, wird auf geſchehene 
Weſtpreuß. Prov.⸗Recht. Bd. II. 23 
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Anzeige und darüber eingeholte Approbation in außerordentlichen Fällen 
zu den Haupt ⸗Heerſtraßen aus Unſerm Extraordinario etwas zu Huͤlfe 
gegeben werden. — 

$ 8. 

Wenn aber über den im vorigen f. bemerkten Fall, fo wie über 
die Frage Procee entſtehen, wer die Landſtraßen, Wege, Brücken, 
Steege, Fahrdaͤmme, von Rechtswegen zu unterhalten ſchuldig ift; ‚To 
fol, wenn die Streitigkeiten zwiſchen Unfern Domainen = Nemtern und 
Immediat⸗Unterthanen obwalten, Unſerer Cammer⸗ Juſtiz⸗ Deputation 
die Einleitung und Entſcheidung gebühren, da, wo hingegen Unfere Bar 
falen und übrigen Unterthanen concurriren, bleibt nach Vorſchrift des 
Reſſort⸗Reglements vom 19ten Juni 1749, &. 30. die Cognition den 
ordentlichen Gerichten vorbehalten. 

Falls aber, während der Dauer ſolcher Proceſſe, die ſtreitige 
Wege⸗ Brücken⸗ oder Fahrdaͤmme⸗Reparatur beſonders dringend werden 
ſollte, dergeſtalt, daß durch deren längeren Verzug die Fahrt erſchwert, 
oder wohl gar gehemmet werden koͤnnte, fo werden bie Landes⸗Polizei⸗ 
Gollegia hierdurch befehligt, mit Zuziehung der Land⸗ und Steuerräthe 
des Kreiſes die Reparatur ungeſäumt bewirken zu laffen, und mit Bors 
behalt des Rechts eines eden, diejenigen, welche fie nach den in den 
vorſtehenden 8. 8. dazu ſchuldig erachten, dazu mittelſt bereiteſter Rechts⸗ 
huͤlfe anzuhalten, oder in den dazu geeigneten Fällen, Unfere Genehmi⸗ 
gung auszuwirken, die erforderlichen often Vorſchußweiſe aus Uuferen 
Caſſen zu entnehmen, die Erſtalkung aber nach vorgängigem Zahlungs- 
Befehl erecutioe von demjenigen beigutceiben, der zu dem ftreítigen Onere 
Mechtskräftig verurtbeilt wird. . 


$. 9. 
Bei Anlage neuer und Verbeſſerung der alten Fahrwege, kommt 
es vorzuͤglich auf die Beſchaffenheit des Grund und Bodens und der 
Umſtände jedes Orts an, daher es in jedem einzelnen Fall der Beurthei⸗ 
lung eines Sachverſtändigen überlaſſen DWeibt, diejenigen Mittel zu wäh⸗ 
len, wodurch die zweckmaͤßigſte Inſtandſetzung und Unterhaltung der 
Fahrwege mit den wenigſten Koſten zu erreichen ſtehet. um aber denen⸗ 
jenigen, welchen die Aufſicht über die Landſtraßen laut Reglement übers 
tragen ift, eine allgemeine Vorſchrift zu geben, in welcher Art die Straz 
ßen angelegt und unterhalten werden follen; ſo wird hiermit folgendes 
ſeſtgeſeßt: f 
i 1) Die zu ‚breiten Land⸗ und Heerſtraßen, deren Unterhaltung nicht 
nur unnütze Koſten verurſacht, ſondern durch welche auch viel brauch⸗ 
bares Terrain verloren geht, müſſen moͤglichſt eingeſchraͤnkt werden, 
und wird hiermit die Breite der Landſtraßen zwiſchen den Gräben 
auf 37 höchftens 4 Ruthen Rheinländiſch à 12 Fuß, oder 42 bis 
4S Fuß feſtgeſetzt, zum wenigſten aber muͤſſen fie eine Breite ha⸗ 
ben, daß zwei Frachtwagen neben einander vorbei fahren können 
und auch noch zu beiden Seiten Pla für die Fußgänger bleibt 
mithin 2+ bis 8 Ruthen, es fey denn, daß ber Umſtände des Dr! 
wegen hierunter eine Ausnahme zu machen wäre, ſo. wie fi) denn 
auch von felbjt verſteht, daß die Breite von 34 bis 4 Ruthen nur 
bei ordinairen Sandwegen, nicht aber bei künſtlichen, als Chaussden 
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oder gepflaſterten Fahrwegen ſtatt findet, indem zur Erſparung der 
Koſten dergleichen Wege nur eine Breite von 2 bis hoͤchſtens 3 Nuz 
then erhalten. 

3) Zum Abflug des Regen ⸗, Schnee⸗ und Grundwaſſers muͤſſen auf beiz 
den Seiten der bandſtraßen hinlänglich tiefe und breite Graben, al- 
lenfalls ſo breit und tief angelegt werden, um daraus ſo viel Erde 
zu erlangen, als zur nöthigen Erhöhung des Fahrweges erforderlich 
ijt. Dieſe Graben müſſen auch, um das Nachfallen der Erde zu 
verhindern, eine gehörige Doſſirung oder Abdachung erhalten, und 
zwar im feſten Boden, wie 1 zu 1, in leichtem und ſandigem aber 
wie 1 zu 14 bis 2 Fuß auf jeden Fuß Höhe deſſelben, auch muß 
der Rand des Grabens auf beiden Seiten deſſelben mit Raſen be⸗ 
legt und dahin geſehen werden, daß fie hinreichend Gefälle erhal⸗ 
ten, um das Waſſer nach den Niederungen oder Haupt⸗Vorfluths⸗ 
Gräben abzuleiten. à 

3) um die Wege befonders in Niederungen und leſchtem ſandigem 
Boden vor Ueberſchwemmung E ſichern, müflen ſolche in der noͤthi⸗ 
gen Höhe über dem angrenzenden Boden angelegt werden. 

4) Die Decke des Fahrweges muß eine ſchwache Wölbung nach Bers 
haͤltniß der Breite des Weges von 1 bis 14 Fuß erhalten, und 
wenn in nahe belegenen Bergen, Flüſſen ober Seen, grober Kieß⸗ 
ſand befindlich iſt, ſo muß die obere Decke des Fahrweges 1 Fuß, 
wenigſtens + Fuß hoch damit überfüllt und feftgeftampft werden, in⸗ 
dem in leichtem fandigem Boden ohne eine ſolche Ueberfüllun 
mit Kießgrand, kein feſter Fahrweg zu erhalten ſtehet. Im Fal 
aber kein Kießgraud in der Nähe befindlich wäre, fo kann auch 
hiezu ordinairer feiner Triebſand oder Erde, mit Lehm, Thon oder 
fetter Erde vermiſcht genommen werden, welches ebenfalls, wenn der 
Damm anfänglich gut unterhalten, feſtgeſtampft, und die Gleiſe zus 
geſtoßen werden, mit der Beit einen feſten Fahrweg giebt. 


$. 10. 


Um zu verhindern, daß die Fuhrleute nicht wie gewöhnlich zu u. 
an die Graben fahren, wodurch felbige im kurzer Zeit wieder sugefüllt, 
mithin unbrauchbar werden, ſo ſollen auf beiden Sekten des Fahrweges 
An einer Weite von 4 bis 5 Fuß vom Graben ab, fo daß kein Wagen 
vorlängſt deſſelben fahren kann, große Feldſteine, wie fie in der Nahe 
zu haben find, nach der Länge des Weges in einer Entfernung von 12 
bis 16 Fuß von einander hingelegt, und im Zwiſchenraum von 1 Stein 
zum andern mit Welden, oder nach Beſchaffenheit des Grundes andern 
Bäumen beſetzt werden, wodurch zugleich der Vortheil entſtehet, daß die 
Reiſenden ber Nacht und Winkerszeit fih darnach richten können, der 

eg nur in einer vorgeſchriebenen Breite befahren wird, und alfo mit 
wenigern Koſten und leichter als ohne dieſe Einfihränfung zu unterhal⸗ 
den it, und follen diejenigen, welche muthwilliger Weiſe die an ben 

egen gefegte Bäume verderben und behauen, nicht nur andere in dez 
den Stelle zu ſetzen angehalten, ſondern auch außerdem zu 4 bis 6 wö⸗ 

"tiber Wegebeſſerungsarbeit, und wo diefe nicht anwendbar ift, zur 
Lerhältnißmähigen Zuchthausſtrafe verurtheilt werden. im 

3 
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$. 11. 

Da die ſchlechte Beſchaffenheit ber Landſtraßen beſonders im Leiche 
ten ſandigen Boden vorzüglich und mehrentheils daher entſtehet, weil 
in ſelbigem kurz hinter einander ausgefahrne Vertiefungen beſindlich find, 
worin [e Regen⸗ und Schneewaſſer ſammlet, den Sandboden aufweicht 
und grundlos macht, fo müjfen Diejenigen, denen die Aufſiche über die 
Inſtandſetzung der Landſtraßen obliegt, dafir forgen, daß in dergleichen 
ausgefahrnen Straßen die Anhöhen abgetragen, umb die ‚Siefen Damit 
ausgefüllt, gehoͤrig planiret, fo. wie auch die zu breiten Fahrwege, nach 
der im vorigen $. gegebenen Vorſchrift eingeſchränkt werden. 


. 12. 
Da im Herbſt und Frühjahr beſonders die in Niederungen bele⸗ 
gene Wege und Damme öfters wegen Mangel an Vorfluth zum Abfluß 
des Waſſers durch Ueberſchwommung gänzlich verdorben werden, welche 
mehrentheils an der vernachläſſigten Räumung und Vertiefung der auf 
den angrenzenden Aeckern und Wieſen befindlichen Feld⸗ und Abzugsgra⸗ 
ben liegt, worin das Waſſer aufſtauet und übertritt, fo wird allen und 
jeden, welchen dergleichen Graben in den gehörigen Stand zu fegen ote 
liegt, befehlen dahin zu ſehen, daß gedachte Graben, die gehörige Breite 
und Tiefe halten, und ſelbige beſonders zur rechten Zeit im Herbſt und 
Frühjahr gehoͤrig, und unerinnert räumen zu laffen, oder zu gewärti⸗ 
gen, daß ſolches von der Kammer und dem bandrath des Kreiſes veran⸗ 
ftaltet und die Koſten von den Säumigen beigetrieben werden follen. 
Sollte über die erforderliche Breite und Tiefe eines ſolchen Grabens ein 
Streit entſtehen, ſo follen diefe- durch einen Sachverſtandigen, fo wie 
auch das Gefälle und Einmündung deſſelben zweckmäßig ausgemittelt, 
und darnach die Graben eingerichtet werden. 


9.13. 

Wo Landſtraßen durch hohle Wege durchgehen, müſſen ſolche, in fo 
ferne nach den Local⸗Umſtaͤnden eine Breite von wenigſtens 2 bis 24 
Ruthen nicht zu erhalten ſtünde, wo möglich in gehöriger Entfernung 
Ausduchten, woſelbſt fid) die Wagen ausweichen können, angebracht, auch 
zu beiden Seiten kleine Abzugögraben zum Ableiten des Quell⸗ und Re 
genwaſſers angelegt werden. Bei den auf einigen Land⸗ und Poſtſtraßen 
befindlichen Anhöhen und hohen Sandbergen, muß dahin geſehen werden, 
den Weg wo möglich bogenförmig herauf anzulegen, im Fal dieſes aber 
wegen Local ⸗Umſtänden nicht angeht, fo kann auch allenfalls, um bets 
gleichen Anhöhen befer paſſiren zu können, der Weg herauf gepflaſtert 
werden. 

Straßen, welche längs am Fuß eines Berges gehen, auf der an⸗ 
dern Seite aber ein Abhangthal, oder Strom befindlich ift, muͤſſen au 
dem Abhang hin mit einem Geländer verſehen, oder ſtatt defen große 
Feldſteine nahe an einander hingelegt werden, damit nicht Hinüberfah⸗ 
rende verglichen können. E 

14. 


5 ; 

Da die Ausfüllung der Wege mit Faſchinen oder Strauch,  befot* 
ders wenn ſolche im Frockenen zu liegen kommen, in kurzer Zeit mit 
verfaulen, und die Wege dadurch mehr verdorben als verbeſſert werdens 
fo wird allen denen, welchen die Aufſicht über Wegebeſſerung der Land⸗ 
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und Heerſtraßen obliegt, Diemit anbefohlen, dahin zu ſehen, daß nur + 
alsdann zur Wegebeſſerung Faſchinen genommen werden folen, 
wenn die Landſtraße in einer Niederung oder Bruch belegen und 
Ueberſchwemmungen auegefeét iff, wenn der Boden aus Sumpf und 
moorigtem Grunde beftehet und bie Gutredfferung mittelſt Abzugs 
graben ohne betrachtliche Koſten nicht geſchehen kann. i 

Jedoch unter folgenden Bedingungen und Vorfehriften: 

1) Sollen die Faſchinen nur zu einer Grundlage dienen, und dazu 
lauter Strauch, wo moglich von Weiden, aber nicht wie bisher 
mehrentheils zum Nachtheil der Wege geſchehen iſt, dicke Stamm⸗ 
enden und ſtarke Zacken dazu genommen werden, ferner, müſſen die 
Faſchinen nicht im trockenen, ſondern jederzeit ſo tief bis ins Grund⸗ 
waſſer, oder auch unter dem Spiegel des zleinſten Waſſerſtandes 
zu liegen kommen, außerdem fie von keiner Dauer ſeyn, und wie 
bekannt in kurzer Zeit verfaulen, wodurch glsdenn die Wege mehr 
verſchlümmert, als verbeſſert werden, [o wie denn auch die Faſchi⸗ 
men nicht mit Spickpfählen, wie gewöhnlich befeſtiget werden ſollen, 
indem, wenn ſolche nicht recht tief eingeſchlagen werden, bei Nie 
fahrung des Weges mit den Köpfen hervor kommen; und bas Fabs 
ren febr erſchweren. Es [oll daher der Faſchinen⸗ Strauch nur uns 
gebunden, gut iu einander gepackt gelegt werden, wodurch ein fez 
dier Grund zur Aufſchüttung des Erddammes erhalten wird. - 

3) leber bie Gründung mit Faſchinen muß wenigftene 2 bis 9I Fuß 
hoch Sand und Erde aufgebracht und feſtgeſtampft, die Decke aber, 
wo Kießſaud in der Nähe zu haben ift, 4 bis 6 Soll hoch bogens 
förmig damit belegt, und überhaupt der Weg fo hoch angeleget 
werden, daß ſelbiger keiner Ueberſchwemmung ausgeſetzt iff. 

3) Muß der Fahrdamm auf beiden Seiten elne gehörige flache Abbas 
chung bekommen, und ſelbige mit Spickweiden bepflauzt werden, 
damit felbige mit der Zeit eine feſte Einfaſſung erhaͤlt, fo wie auch 
auf beiden Seiten des Weges Weidenbaume, in gehöriger Weite 
von der Doſſtrung des Dammes in einer Entfernung von 12 bis 
16 Fuß nach der Länge der Straße geſetzt werden muͤſſen, damit 
der Damm nur in einer vorgeſchriebenen Breite befahren wird, und 
auch, um in der Folge einen Theil des Faſchinen⸗Bedarfs von den 
Weidenbäumen zu erhalten. x A 

4) Müſſen zu beiden. Seiten der Straßen gehörige tiefe und breite 
Graben 4 bis 5 Fuß von der Abdachung des Fahrweges entfernt 
angelegt, und weil dergleſchen Graben s ſchlechtem fumpfigtem 
Boden von keinem Beftand find, wenn bie Doſſtrung deſſelben nicht 
befeſtigt wird, ſo müffen an beiden Seiten deſſelben Flechtzäune 
von Strauchholz angelegt werden. 

5) Da aber durch Anlage dergleichen Fohrdämme in Niederungen der 
Abfiuß des Regen⸗Schnee⸗ und Quell- Waſſers von hohen belegez 
nen Gegenden her gehemmet oder aufgeſtauet wird; fo müſſen zur 
Ableitung deſſelben Oeffnungen oder Quergraben ſo viel als nö⸗ 
thig in den Fahrdaͤmmen angelegt, und, mit Brücken verſehen 
werden. 

6) Muüͤſſen dergleichen neu angelegte Wege, beſonders in den 2 erſten 
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Jahren nach ihrer Anlegung vorzüglich gut unterhalten, die ausge⸗ 
1 Stellen wieder ausgefüllt, und die Gleiſen zugeſtoßen, und 
alles nach der Wage planirt werden. 

e 15. 


$. 15. 

In Gegenden alfo, wo des ſchlechten Grund und Bodens, auch ber 
Ueberſchwemmung wegen, die Anlage der Fahrwege von lauter Sand 
nicht ausführbar ij, fordern zur Gründung oder Fundament derſelben, 
Faſchinen nach der im vorigen g. enthaltenen Vorſchrift gelegt werden müſ⸗ 
fen, follen diejenigen, denen die Unterhaltung ſolcher Stellen obliegt, 
die hierzu erforderliche Faſchinen auf eigene Koften anſchaffen, und ſol⸗ 
len dieſe und das Holz zu Flechtzaͤunen nur unter folgenden Bedin⸗ 
gungen aud Unſern Gorften ohnenegeldlich hergegeben werden, wenn 

1) jemand dazu durch gültige Privilegia oder Contracte berechtigt ift; 

2) denen Immediat⸗Amts ober Schaarwerks⸗ Dörfern, deren Ein⸗ 
ſaßen nicht eigenthümliche Beſitzer ihrer Erbe und Höfe finb, und 
nicht ſelbſt Strauch und Faſchinen und Holz zu Flechtzaunen in ife 
ren Hufen, Schlägen und Grenzen haben; AS 

8) zu denen in den Grenzen Unſerer Vorwerker belegenen Dämmen, 

Es muß aber auch im dieſen Fällen ber Kreis⸗Land⸗ Steuerrath 

oder Beamte nach gehaltener Unterſuchung , 

ad 1. Eine von bem Forſtamte und Kreisbaubedienten atteſtirte Spe⸗ 
eification von dem hoͤchſt nöthigen Bedarf an Faſchinen unb Zaun⸗ 
pfaͤhlen nebſt bem Wege⸗Unterfuchungs⸗ Protokoll an Unſere Krie⸗ 
ges⸗ und Domain ammer ober Kammer- Deputation einſenden. 

ad 2 und 3. Müſſen die Beamte ebenfalls eine von dem Revier. Forſt⸗ 

und Baubedienten atteſtirte Specification an die Kammer einſenden, 
welche dergleichen Specificationen ſodann an das Forſt⸗Departe⸗ 
ment des General ⸗Ober⸗Finanz⸗Krieges⸗ und Domainen: Directos 
riums einſenden, die Decharge darüber nachſuchen und nach deren 
Eingang gemeinſchaftlich mit dem Ober⸗ Forftmeifter die Affignatios 
nes ausfertigen muß, damit die Faſchinen, und das Holz zu Flecht⸗ 
zaunpfählen (welches in der Forſt gehauen werden muß) den Win⸗ 
ter durch angefahren, und im Frühſahr zu dem beſtimmten Behuf 
verwandt werden, worauf und daß es geſchehen, die Land⸗Steuer⸗ 
tátbe und Beamten genaue Acht haben, und diejenigen, welche die 
aſſignirte Segiren und Zaunpfähle nicht zum bejtimmten Behuf, 
und nach den iu vorigen h. gegebenen Vorſchriften, oder gar im ei⸗ 
genen anderweiten Nutzen verwandt haben, der Kammer zur gebüh⸗ 
renden Strafe anzeigen muͤſſen. 


. 16. 

Iſt zwar ſchon lángft durch befonbere Verordnungen bie Anlage und 
Unterhaltung der Knüppeldaͤmme, wozu viel junges Holz zum größten 
Nachtheil der Forſten bisher verhauen worden ift; verboten, da aber 
deffen ungeachtet bemerkt worden, daß bie Gutsbeſiter, fo wie aud) Un 
terthanen, welche eigene Forſten haben, dergleichen Knüppeldämme 
noch immerfort unterhalten, fo wird hiermit ernſtlich anbefohlen, ſelbige 
in der Folge gänzlich abzuſchaffen und dagegen bergleichen Dämme mit 
nn und Erde gehörig auszuhöhen, und bie Dede mit Feldſteinen zu 
pflaſtern. > 


Den 4. Mai 1796. 39 


Wo es aber an Steinen fehlt, oder die Koſten zum Steinpflaſter 
nicht aufzubringen ſind, und der Grund und Boden aus Moraſt 
beſteht, können zur Grundlage bei dergleichen Duͤmmen Faſchinen ges 
nommen werden, jedoch muß ein dergleichen Damm nach der in F. 17. 
gegebenen Vorſchrift angefertigt werden, und weil diejenigen, denen die 
Erhaltung der bisherigen Knüppeldaͤmme obliegt, durch Abschaffung bete 
ſelben und Anfertigung dauerhafterer Wege, von den sielfültigen Repas 
raturen befreit werden; fo müſſen die Landräthe an einem jeden Orte, 
wo dergleichen Knuͤppel⸗Dämme noch befindlich, gewiſſe Ruthenzahl alle 
üährlich aussetzen, welche die Ginfafen nach der im g. 14, gegebenen 
Vorſchrift einzurichten haben. 


$. 17. 

Wird hiermit anbefohlen, zur Ausfüllung der Wege, oder tiefen 
Löcher auf den Straßen, nicht Sageſpan, Heidekraut, Quacken, Pee⸗ 
den oder andere der baldigen Faulniß unterworfene Materialien zu gee 
brauchen, indem durch dergleichen Ausfüllungen bie Fahrwege im hoch 
ften Grade verdorben und unbrauchbar werden. Sollte aber beffen uns 
geachtet nach Publication dieſes Reglements ſich finden, daß zur 
Ausfüllung der Wege oberwähnte Materialien genommen worden, ſo 
[ol derjenige, welcher dergleichen Ausfüllung vorgenommen hat, wenn 
es nicht der Gigenthümer ſelbſt iR, ſolche nicht nur auf feine Koſten 
wieder herausſchaffen und den Weg mit tauglichen Materialien herſtel⸗ 
len, fondern auch für jede laufende Ruthe, nach der Långe der Ausfül⸗ 
lung einen halben Thaler Strafe erlegen. 

Sind in der Naͤhe Schlacken von hohen Oefen und Hammerwerken 
(aur Kupferſchlacken ausgenommen, die fih leicht auflöfen) oder auch 
Steinſtuͤcken von Ziegelöfen und Schutt von alten Mauern zu haben; 
ſo können tiefe Stellen im Wege damit ausgefüllt werden, jedoch muß 
auf eine dergleichen Ausfüllung allemal eine Decke von wenigstens 14 
Fuß hoch grobkoͤrnigter Sand, oder wenn dergleichen nicht zu haben, ore 
diuairer Sand mit Lehm vermiſcht, aufgebracht werden. Denn ohne 
eine Ueberfüllung löfen fih dergleichen glafigte Maffen auf, und die 
Wege werden alsdann mehr verdorben als verbeſſert. 


. 18. 3 

Reiſende Ennen, wenn der Weg nicht verbeſſert ift, und in gehö⸗ 
rigem Stand ſich beſindet, gar nicht angehalten oder gepfändet werden, 
wenn fie gleich bei einer üblen Stelle des Weges einen Ausweg auf une 
beſäete Felder und ungehergte Wieſen genommen, im Fall aber der 
Weg wirklich paffable, und der Reiſende dennoch aus Muthwillen einen 
Ausweg über befiete Felder oder gehergte Wieſen genommen, ſoll 
ſodann dem Gute oder Dorfe frei ſtehen, 7+ Gr. Preußiſch pro Pferd 
Pfandgeld zu nehmen, jedoch mit dem Vorbehalt, daß, wenn der Ber 
ſchädigte den Schaden größer zu ſeyn äſtimiret, als das feſtgeſetzte Pfand: 
geld, er durch einen Umt- ober Dorfgeſchwornen den Schaden tariven 
laſſen und die Vergütigung deſſelben von denen Reiſenden fordern kann, 
und wenn der Reiſende, bis die Taxe von den Geſchwornen vollzogen, ſich 
nicht aufhalten will, fo wird zwar demjenigen, welchem Schaden zugefügt 
worden, nach Proportion dieſes Schadens frei bleiben, zu feiner Bider 
beit 1 bis 2 Rthlr. oder etwas von ſolchem Werth vor der Hand ſich ges 
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ben zu Laffen, er muß aber, ſobald die Taxe geſchehen, das übrige dem Ges 
pfändeten reſtitniren, wie denn auch, wenn gefunden werden ſollte, daß 
Jemand bloß um den Neifenden ſchwer zu fallen, und ihn aufzuhalten, 
ohne daß ihm ein fo beträchtlicher Schaden geſchehen wäre, ein unmäßt⸗ 
ges Pfandgeld verlanget, oder genommen habe, derſelbe nach Bewand⸗ 
mif der Umftäude mit 5 bis 10 spl. fiscaliſcher Strafe zu belegen ifte 


. 19. 
Der Poſtſtraßen, welche beſonders zum Behuf der Poſten angeleget 
werden möchten, müffem fib Privatperfonen und onore Frachtfuhr⸗ 
leute enthalten, und aus der gemeinen Land⸗ und Zollſtraße nicht weis 
chen. Wenn aber Reiſende und in Specke die Frachtfuhrleute über im⸗ 
paſſable Wege einer oder der andern Gegend rechtmäßig zu klagen haben, 
können fie fid) bei dem nächften Poſtamte melden, das alsdann das Weis 
tere, dem 5, 1. dieſes Reglements ganaf, zu beſorgen hat. 
0. 


Die Wegweiſer müſſen ebenfalls in gutem Stande unterhalten wer⸗ 
den, und wo fie umgefallen, neue von Eichenholz geſetzet, die Schriften 
auf den Armen auch tief genug eingeſchnitten und mit befonderer Delfarbe 
weiß und [arg geflammt, recht kenntlich gemacht, die Hecken in ben 
Dörfern von gehöriger Breite und wenigstens 14 Fuß breit gelaſſen, in” 
den Heiden die über die Wege hangenden Zweige in Unfern Forſten mit 
Zuziehung der Revfer⸗Bedienten, in Privatwäldern aber mit VBorwiſſen 
der Gutöbefiger N auch Stubben und Wurzeln fo viel immer 
moͤglich aus dem Wege geräumt, keine Lehmkußlen oder Gruben nahe 
an den öffentlichen Wegen ausgegraben, die Triften bei den Dörfern, 
und die hohlen Wege, bei tiefen Schnee ausgeworfen und paffable ges 
machet (wozu eine jede Obrigkeit und die Dorfſchaften ſogleich ohne Abs 
wartung einer Slequifition oder Befehl Anſtalt zu machen haben), die in 
den Wegen liegende Steine eingeſenket, die kleine Wege überall ſo breit, 
daß 4 Pferde neben einander gehen können, gemachet, die in den Dore 
fern faſt ganz ausgefahrne Steindämme auch binnen gewiſſer Zeit repas 
viret werden. N s 

6 21 D 


21. 

Da zu Unterhaltung und Neubau der vielen hölzernen Brücken über 
die Feld⸗ und Abzugsgraben, auf den Landstraßen eine überaus große 
Menge Holz jährlich erfordert wird, dergleichen Brücken aber von kur⸗ 
er Dauer und bei vernachläffigter Reparatur, wie öfters der Fall iſt, 
mßerſt gefährlich zu paſſiren finds fo follen von jetzt an: 

T, Dergleichen Brücken zur Erſparung des Holzes maſſiv, und zwar 
in Gegenden, wo Feldſteine befindlich find, ganz davon aufgeführt wers 
den, wobei folgendes zu beobachten ift: : £ 

A. Bei Brücken mit gewölbten Bogen von Feldſteinen müffen 

1) die Wiederlagemauern eine hinlängliche Stärke von etwa 5, 6 

bis 8 Fuß nach Verhältniß der Weite des Bogens erhalten, und 

beſonders zur Grundlage große Steine genommen werden. 

2) Muß der Bogen des Gewölbes nach einer. halben Zirkellinie ger 
wölbt, wozu ſchickliche ſcharftantige, etwas keilförmige Feldſteine ge 
nommen, und die Fugen gehoͤrig verzwicket werden. 

So wenig zu den Wiederlagen, als Gewölbe wird Kalk gebraucht, 
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ſondern die Steine werden verbandmäßig in Moos geſetzt, und das 
Geländer auf der Brücke ebenfalls von großen Feldſteinen, dicht an 
einander geſetzt, verfertigt. 3 
8) Muß die Sohle des Grabens vor und unter der Brücke mit Feldſtei⸗ 
nen gehörig gepflaſtert werden, damit das durchfließende Waſſer die 
Wiederlagemauern nicht hinterſpühlen und unterwaſchen kann. 

b, Die Brücken mit geraden Decken von Feldsteinen find zwar an fih 

Außerſt nützlich; um jedoch dergleichen zu erbauen, find Leute nos 
thig, die damit Beſcheid wiſſen, weshalb darauf geſehen werden 
muß, ſolche Leute zu erhalten, um dieſe vortheilhafte Art Brücken 
einzuführen, die wenig Koſten verurſachen und dauerhaft ſind. 

€. Ueber kleine Felde und Abzugsgraben, welche die Landstraßen durch⸗ 
ſchneiden, deren Ufer niedrig, der Boden feſte ift, und worin kein 
Waſſer ſtehen bleibt, vielmehr den größten Theil des Jahres trocken 
find, follen keine Brücken angelegt, ſondern die Ufer in hinlängli⸗ 
cher Weite ſchreg abgeſtrichen und die Anfahren und Sohle des 
Grabens 18 bis 20 Fuß breit mit Feldſteinen gepflaſtert wer⸗ 
den, wodurch in vielen Fallen, wo es bie Socalitàt erlaubt, derglei⸗ 
chen Durchfahrten anzubringen, die Kosten zu Anlage und Unters 
haltung der Brücken gänzlich erſpart werden können. [ 

D, In welcher Art gemauerte und überwölbte Brücken von Mauer⸗ 
ſteinen bei 12, 18 und mehrere Fuß Breite im Lichten des Bogens 
mit den wenigſten Koſten, dauerhaft zu erbauen find, gehört zur 
Wiſſenſchaft eines jeden Baumeisters, daher hierüber fine beſon⸗ 
dere Vorſchrift zu geben nöthig iji. 

Die, Baubedienten müfen aber vorzüglich dahin ſehen, daß bei 
vorfallendem Bau dergleichen maſſiver Brücken zum Gewolbe ders 
felben fehr gut ausgebraunte Steine genommen, und das Steinpfla⸗ 
fier darüber nicht wie gewöhnlich dichte übers Gewölbe, ſondern erft 

13 Fuß hoch mit Lehm und Erde ausgefüllt werden, fo wie auch 
die Anfahrten in hinlänglicher Weite, und die Sohle des Grabens 
zwiſchen den Wiederlagen zum Schutze der Fundamentmauern mit 
Feldſteinen gepflaſtert werden mifen. 

E, Wenn Brücken 14 bis 18. Fuß lang oder weit find, woruͤber alfo 
ein Gewölbe von Feldſteinen, wie bei A. bemerkt, nicht ftatt findet, 
und von Mausrfeinen foldes anzufertigen zu koſtbar fällt, fo fol⸗ 
len alsdenn die Stirnwände von Feldſteinen in Moos gelegt aufge⸗ 
führet, darauf Mauerlatten geſtreckt, und die Balken, Belag und 
Geländer, wie gewöhnlich bei hölzernen Brücken angefertigt werden. 
Durch Anlage dergleichen halb mafftver Brücken wird fion eine 
beträchtliche Holz⸗Erſparung bewirkt, das fouf zu den Skirnſchäͤ⸗ 
lungen nötbig ijf, daher die Bau⸗ Officianten hiermit angewieſen 
werden, dergleichen vortheilhafte Brücken bei vorkommendem Neu⸗ 
ban der hölzernen zu Erſparung des Holzes in ihren Diſtricten ein⸗ 
zuführen. 

„ M, In Gegenden, wo es an Feld⸗ und Mauerſteinen fehlt, oder auch 
die Koſten zum Bau maffiver Brücken nicht aufzubringen find, und alfo 
boͤlzerne erbauet werden müffen, follen ſelbige: 


1) Zwiſchen den Gelaͤndern wenigſtens 16 bis 18 Fuß breit ſeyn. 
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2) Muß der untere Belag von halb Holz, und bie Beſohlung darauf 
oder Fahrbahn von 3 golligen Bohlen angefertigt werden. 

3) Zu beiden Seiten ber Bruͤcke muß ein ſtarkes drei Fuß hohes, mit 
Miegel und Streben verfehenes Geländer angebracht werden. 

4) An den vier Seiten der Aufahrten auf der Brücke, mäſſen Flügel- 
ſchälungen, jede menigftens acht Fuß lang, und darauf ein Geländer 
angebracht werden, um dadurch zu verhüten, daß bei Nachtzeit 
nicht Leute verungluͤcken. 

5) Da zu dem Bau und der Unterhaltung der langen. Joch⸗ Brücken 
über Strome, Bäche und Canale, welche die Paubjtragen durch⸗ 
ſchneiden, viel Holz erfordert wird, fo ſollen ſelbige fo viel als 
möglich eingehen, und bei deren Neubau, Brücken mit Hangetrahme 
ſtatt derſelben zur Erſparung des Holzes angelegt werden. Auch 
haben die Bau »Dfficianten bei Erbauung neuer Brücken uͤber Strome 
vorzüglich dahin zu ſehen, ob nicht die bänge derfelben ohne Nachthei 
derfelben eingeſchräukt werden kann, wobei eb. ſich jedoch von ſelbſt 
verftet, daß die Brücken noch hinlängliche Weite haben müffen, ba 
mit auch bei großem Wafer kein Aufſtau und neberſchwemmung 
entſtehen konne, welche jedesmal den Local⸗Umſtänden gemäß ges 
nau ausgemittelt werden muß. 

F. 22. 

Nach den hier gegebenen Vorſchriften haben fid) nicht nur diejenigen, 
denen die Aufſicht auf die Wege, vermöge des gegenwärtigen Regle⸗ 
ments anvertrauet worden, und ſonſt jedermann auf das eigentlichſte zu 
achten, ſondern es folen auch die Schulzen und Aelteſten ſchuldig ſeyn, 
vorzüglich dafür zu forgen, daß die innerhalb den Grenzen ihrer Dörfer 
und Dorfs⸗ Ländereien belegene Wege und Bruͤcken in gehörigem Stande 
erhalten werden, widrigenfalls ſie bei entſtehenden Klagen dafuͤr mit 
verantwortlich gemachet werden ſollen. 

Wir befehlen übrigens, daß dieſes Wege⸗Reglement zum Druck 
befördert, in Weſtpreußen und den Netzdiſtricten überall bekannt gema⸗ 
chet werde, und vom Tage der Publication die volle Kraft eines Land⸗ 
geſetzes haben, auch auf deffen puͤnktliche Befolgung mit Nachdruck ges 
halten werden foll. 

Urkundlich unter Unſerer Hörhfteigenhändigen Unterfeheift und beige⸗ 
drucktem ‚Königlichen Inſiegel. Gegeben zu Berlin den 4. Mai 1796. 

Friedrich Wilhelm. 


(L, 8.) 
v. Blumenthal. F. v. Heinz. v. Werder. v. Goldbeck. 


Nr. 86, 
1. Anfrage der Weſtpreußiſchen Regierung. 
u der unferm Collegium am 21. Septhr. 1778 ertheilten Juſtruetion 


ift h. 13. Abſchn. 7. S. 53 sequ. das Fundamentalgeſetz wegen der Erb⸗ 
folge unter Adlichen in der hiefigen Provinz enthalten, darin aber we⸗ 
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gen eines den Verwandten in ab⸗ und aufſteigender Ginie zukommenden 
Pfrichttyeils nichts verordnet. Das Jas terrestre Nobilitstis Prussiae 
correctum, aus welchem in jenem neuern Geſetz die Grundfüge der Guce 
eeſſionsordnung entnommen find, enthält ebenfalls wegen eines Pflicht⸗ 
theils der Kinder oder Eltern keine Verordnung, ſondern fegt Git. II. 
de Donationibus et Testamentis $. 1. 9. mur feft, daß unter Lebendi⸗ 
gen jeder fein Vermögen nach Willkür verſchenken und fonft veräußern, 
auch durch Teſtamente uber alles bewegliche Vermögen und nur nicht 
ber Immobilien, letztwillig verfügen könne A 
„Donatione inter vivos donare, inscribere, vendere bona sua, ad 
„acta tamen aliqua authentica, unicuique et cui voluerit liberum 
nerit; cum maxime naturali libertati conveniens sit, ut, quemad- 
„ modum quis velit, re sua utatnr, Testamenta autem de bonis 
„ mobilibus quibuscunque, non antem de immobilibus qui factionem 
s testamenti habuerint, condere eis liberum erit; 
fo wie denn auch die erwähnte Inſtruction a. g. O. gleichmäßig sub 
Num. 23. 24. verordnet: N 
‚Weberhaupt ſtehet einem jeden frei, bei feinem Leben von feinen 
„ ſewohl beweglichen als unbeweglichen Gütern, nach Gefallen zu 
„ disponiren, ſolche durch Schenkungen unter Lebendigen wegzuge⸗ 
„ben, zu veräußern, zu verpfänden und zu verkaufen, wenn foldes 
„nur auf eine in Den Rechten vorgeſchriebene Weiſe geſchiehet. 
„Auch durch Teſtamente und Vermächtniſſe fteht einem jeden, 
„dem die Rechte Teſtamente zu machen erlauben, zu, von allen 
feinen beweglichen Gütern zu disponiren, nicht aber von feinen 
„unbeweglichen, als welche er jederzeit ſeinen Inteſtaterben hinter⸗ 
„laffen muß, und ijt bei Anfertigung aller keſtamentariſchen Sispo⸗ 
„ ſitionen hierauf Rückſicht zu nehmen. 
und ein Polnifches, wegen des Pflichttheils verordnendes Geſetz, wel⸗ 
ches in Weſtpreußen ehedem zur Richtſchnòr deshalb dienen können, ift, 
uns ebenfalls nicht bekannt, ſondern die Polnifchen Rechtslehrer, welche 
die Meinung äußern, daß Eltern die Kinder durch Schenkungen oder 
Teſtamente nicht ganz enterben können, beziehen fid) deshalb bloß auf 
das Mature oder roͤmiſche Recht und lafen fih über den Betrag des 
Pflichttheils entweder gar nicht aus, oder nehmen, wie Andreas Lipsky 
A Lipe in Centuria II. practicarum observationum Observ. 49, Num. 8., 
den Pflichttheil des roͤmiſchen Rechts an. Von uns ift bisher zwar ans 
genommen, daß ein Pflichttheil bei der Kinder Erbfolge unter den Ad⸗ 
lichen in hiefiger, Provinz ftatt finde, und derſelbe nach dem Preuß. 
Landrechte drei Viertheile der Erbſchaft betrage, allein in contradieto- 
rio ift die Frage: ob in Auſehung des Pfichttheils das Preuß. Lands 
recht zur Richtſchnur dienen müſſe? nie entſchieden, ſondern felbige im 
mer nur in Vormundſchaftsſachen, wo wir ex officio die Gerechtſame 
der durch Verordnungen der Erblaſſer verkürzten Pflegbefohlenen haben 
wahrnehmen mifen, und die Jutereſſenten bei unſern obervormund⸗ 
ſchaftlichen Feſtſetzungen fid) beruhiget haben, zur Sprache gekommen, 
und es tjt dabei dann und wann in Mes Collegium über die Rechtlich⸗ 
keit der beziehenden Eutſcheidung dieſer Frage Zweifel entſtanden. 
Denn auf der einen Seite ift zwar fo viel gewiß, daß die Inſtruc⸗ 
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tion nicht nur uberhaupt in Anfehung der Lehre von Teftamenten und 
der Erbfolge auf das Preuß. Landrecht, infofern demſelben nicht durch 
allgemeine Landesgeſetze derogirt ift, verweiſet, ſondern auch inſonderheit 
©. 54. u. 60, in Aufang und Schluß der Verordnungen, wegen der nach 
dem Jare terrestri ſtatt findenden Erbfolge des Adels declarirt, daß als 
les übrige, was ſonſt im gedachten lure terrestri enthalten, völlig abs 
gestellt, und ſonſt überall nach den in dem Notificatjonspatent und deſſen 
Beilagen angezeigten Geſetzen und Ordnungen verfahren werden foll; 
auf der andern Seite aber läßt fi) die Anwendbarkeit der Verordnung 
des Preuß. Landrechts wegen des Pflichetheils auf die Erbfolge des 
Weſtpreuß. Adels um des willen in Zweifel ziehen, weil 1) aus der Aus 
ſtruction die Abſicht des Geſetzgebers, den Weſtpreuß. Adel bei den vor 
der Occupation üblich geweſenen Rechten in Anſehung der Erbfolge und 
der Verordnung über fein Vermögen zu ſchützen, in fo fern nicht zur 
Verhinderung von Mißbrzuchen und Streitigkeiten ausdrücklich Abwei⸗ 
chungen davon fejtgefeót worden, überall hervorleuchtet, auch die obge⸗ 
gedachte Aufhebungsklauſel fid) wohl fo erklären laßt, daß dadurch nur 
einer aus Mißdentung möglichen Anwendung des Juris terrestris in An- 
ſehung anderer Lehren, als der von der Erbfolge, wegen Beibehaltung 
der Letztern vorgebeug“ werden folen, bei der Erbfolge in Gemäß heit 
des Juris terrestris aber der Pflichttheil, wegen Ermangelung einer Ver⸗ 
ordnung darüber im gedachten Statut und den Polniſchen Geſetzen gar 
nicht, oder nur nach dem römiſchen Rethte dem Anſcheine nach hat fatt 
finden können; 2) die Inſtruction in Nuſehung der Erbfolge des Adels 
und der Befugniß deſſelben zur Verordnung über fein Vermögen unter 
Lebendigen und von Todes wegen wirklich ein ganz befonderes Statutar⸗ 
recht enthalt, und nach der gewohnlichen Meinung, die in einem Statu⸗ 
targeſetz wegen der Erbfolge nicht enthaltenen Beſtimmungen, nicht aus 
den gemeinen Rechten zu ſuppliren, ſondern für ganz wegfallend zu 
achten find; 3) eben diefe Inſtruction nicht nur in den oben in extenso 
von uns angeführten Stellen dem Adel ganz uneingeſchränkt die Dispo⸗ 
ſition in ſein Vermögen, mit Ausnahme der teſtamentariſchen Verfügung 
über Immobilien, ausdrücklich und dem Anſchein nach mit abſichtlicher 
Abweichung von dem gemeinen und Provinzialrecht verſtattet, ſondern 
auch $. XIII. all. Sect. VIL all. Num. 8. 4. den Eltern überläßt, den 
Braulſchat ihrer Töchter, und folglich auch den Betrag des freien Erb⸗ 
theils der Söhne nach Ausſtattung ihrer Schweſtern willkührlich zu be⸗ 
ſtimmen, und Num. 19. zwar verordnet, daß durch Lebtagerechte unter 
Eheleuten den Kindern ihre Erbrechte nicht entweder gänzlich benommen 
oder allzuſehr eingeſchraͤnkt werden folen; allein kein Maaß dieſer Eins 
schränkungen zugleich feſtſezt, und Nam. 2e die Hälfte der Erbſchaft als 
ben Pflichttheil anzunehmen ſcheint, indem fie verordnet, daß der übers 
lebende Ehemann den ießbrauch der Hälfte des Brautſchatzes der Ghe⸗ 
fran noch nach der Maorennftät ihrer Kinder lebenslang behalten fol 
und 4) fid) bezweifeln laßt, ob es deffen ungeachtet, daß der Geſetzgeber 
in allen übrigen von bem gemeinen Provinzialrecht abgewichen iſt, und 
den Adelſchen eine größere Dispoſttionsbefugniß in Anfehung ihres Vers 
mögen beigelegt hat, für deffen Abſicht gehalten werden Eoung, den in 
den übrigen Provinzen feines Staats nicht ſtatt findenden hohen Ber 
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Außerdem find wir auch, was teffamentarifche Verfügungen adlicher 
Erblaſſer in hieſiger Provinz betrifft, noch darüber zweifelhaft: ob die 
oberwähnte Unſtatthaftjgkrit der letztwilligen Verordnung über unbeweg⸗ 
iche Güter die Erblaſſer verhindere, andern als den Inteſtaterben fo 
viel an Vermaͤchtniſſen auszuſetzen, daß zu deren Bezahlung die unbes 
weglichen Güter mit Schulden belaſtet oder gar veräußert werden müs 
Ten, indem nach den Worten der Inſtruction N. 25. all. a. a.D. „und 
in Erwägunglder dem Adel ic. 26.7 biefebe von den Teſtatoren hintäng⸗ 
lich befolgt zu werden ſcheint, wenn ſie mur die Subſtanz⸗ ihrer unbe⸗ 
weglichen Güter, obgleich mit Vermaͤchtniſſen beſchwert, den Inteſtater⸗ 
ben Hinterlaffen. 

Es kommt jetzt in einer Vormundſchaftsſache, deren Direction uns 
obliegt, weſentlich darauf an, daß die vorerwähnten Zweifel gehoben 
werden, indem wegen ſolcher Verordnungen der adlichen Mutter der Pfleg⸗ 

‚ befoplenen, wodurch dieſe am Pflichttheilund am ſchuldenfreien Werth der 
Immobilien des Nachlaſſes verkürzt werden würden, wenn jene zum Bez 
trag von Dreiviertel der Erbſchaft angenommen werden müßte, ein Prozeß 
mit den Witerben der Pflegebefoheinen aus dem. Jeſtament bevorſteht, 
im Fall demſelben nicht durch Vergleich ein Mehreres als ein Viertel der 
ganzen Erbſchaft mit Einrechnung des Werths der dazu gehörigen adiz 
chen Güter bewilligt wird. 5 

Ew. Königl. Majeſtät bitten wir daher allerunterthͤͤnigſt, durch eine 
Declaration unſerer Inſtruction vom 21. Septbr. 1773 allerguädigft 
auſſer Zweifel zu ſetzen: E 3 

ob adliche Grblaffer in Weſtpreußen ſchuldig ſeyen, ihren Nother⸗ 

ben, ünfenderheit ihren Kindern, drei Wiertpeile der ſchuldenfreien 
Efebſchaft als den Pflicptiheil zu hinterlaſſen 2 

Amgleichen: 

ob ſolchen freiſtehe, aus den ihren Inteſtaterben anfallenden adli⸗ 

chen Gütern andern Perſonen durch ihre Teſtamente Geldvermäͤcht⸗ 

nijfe anzuweiſen? Y 
und ftellen unterthänigft die Erforderung eines Gutachtens der Gefege 
commiſſion anheim ze. 

Marienwerder am 6. Auguſt 1795; y 

Die Weſtpreußiſche Regierung. 


2. Gutachten der Geſetzcommiſſion. 

Ew. Königl. Majeſtät find durch den uns originaliter zugefertigten, 
anliegend zurückgehenden Bericht der Weſtpreußiſchen Regierung vom 6. 
Aug. 1795 veranlaßt worden, unfer rechtliches Gutachten per Rescrip- 
tum clementissimum vom 25, Septbr. d. J. darüber zu erfordern: 

1) ob in den zu Weſtpreußen gehörigen ehemaligen Palatinaten, nach 
dem jure terrestri und der Inſtruction oom 21. Septbr. 1773 eine 
legitima ſtatt habe? » 

2) ob biefelbe nach dem Preuß. Landrecht auf Dreiviertel ober nach 
dem Jure commi gu. beftimmen fey? 

8) ob den Beſſtzern adlicher Güter in dieſen Palatinaten frei ſtehe, 
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ihre Inteſtaterben, denen dieſe Güter nach ber Inſtruckion nicht entzo⸗ 

gen werden Eönnen, mit Legaten dergeſtalt zu graviren, daß zu deren 

Berichtigung das Immobile verſchuldet und angegriffen werden muß! 

Wir bemerken zuvörderſt, daß diefe Fragen insgeſammt auf das Jus 
terrestre nobilitatis Prussiae Beziehung haben, und alfo nur den Adel 
in dem Bezirk der vormals zum Polnifchen Preußen gerechneten Palas 
tinate angehen; und find ſodann, was die Sache ſelbſt betrifft, bei 
der erſten und zweiten Frage der rechtlichen Meinung: 

daß allerdings nicht nur zu den Zeiten, wo noch das jus terrestre 

in dieſen Diſtricten gegolten, eine legitima ſtatt gefunden, ſondern 

auch noch fetzt nach der Reoccupation ſtatt finde; daß aber nunmehr 
dieselbe nach dem Preuß. Landrechte vom Fahre 1721 auf Dreiz 
viertel zu beſtimmen ſey, außer in dem Fall, wenn Toͤchter mit 

Söhnen oder deren Deſcendenten concurriren, wo die erſten nur 

einen ſogenannten Brautſchatz zu fordern haben. 

Denn die legitima ift ein debitum naturale, welches bie Stelle der 
Alimente vertritt und darauf beruhet, daß Eltern fuͤr den Unterhalt 
der von ihnen in die Welt geſetzten Kinder nicht mur bei Lebzeiten, fonz 
dern auch, ſo viel an ihnen iſt, nach ihrem Tode zu ſorgen ſchuldig 
find. Wenn alfo in dem Jure terrestri geſagt wird: 

„Testamenta de bouis mobilibus quibuscunque, qui habnerunt fa- 

notionem testamenti, condere eis liberam eritz“ 
fo iſt dieſes doch nur salva legitima zu verſtehen, weil felkige als ein 
ses alienum anzuſehen, deſſen Berichtigung der Teſtator eben fo wenig 
als die Bezahlung ſeiner andern Schulden verhindern kaun. Das bloße 
Stillſchweigen des Juris terrestris ſchließt ſolchemnach die Kechte des 
Pflichttheils nicht aus, zumal ſelbiges, wie aus der vorangeſchickten 
Sanction des Königs Sigismund erhellet, dem Imperanti nur als eine 
Bereinigung der Stände super certis capitibus, folglich als ein jus sta- 
tutarium, zur Confirmation praͤſentirt worden, welches ein jus commune 
subsidiarium vorausſetzt, woraus die in dem statuto übergangenen Mas 
terien ihre Entſcheibung erhalten. Nicht zu gedenken, daß nach der ber 
währteſten Rechtslehrer Meinung die legitima, in ſofern fie alimenta ne- 
cessaria begreift, rd) pojitive Gejebe rechtlich nicht ganz aufgehoben 
werden kann. 

Conf, Hug. Grot, de J. B. et P. lib. II. eh 7. 8. 4. n. 8. - 

Indeſſen ift aud) ſchon in ben mehreſten Fällen für den nothdürfti⸗ 
gen Unterhalt der Kinder dadurch geſorgt, daß nach dem jure terréstri 
super bopis immobilibus keine Teſtamentifaction ſtatt findet, ſondern 
ſelbige jederzeit dem nächſten Erben, alfo zuerſt den Kindern zufallen, 
wodurch fie in den meiſten Fllen mehr erhalten, als der ihnen gebühr 
rende geſetzliche Pfüchttheil auemacht. Denn daß die unbeweglichen Oi 
ter bei Berechnung des Pflichttheils mit in Anſchlag kommen, ift unbe⸗ 
denkljch, weil die Kinder dazu ex dispositione legis nicht absolute bez 
rechtigt find, ſondern ſolche zugleich und vorzüglich ex beneficio ihrer 
Eltern erhalten, als denen das jus terrestre. bei Lebzeiten eine ganz 
unumſchränkte Freiheit ertheilt: 2 

„hona suu donatione inter yivos donare, inseribere, vendere ete." 


Es hat ſolchemnach bei Begüterten vom Adel ber Fall einer auszu⸗ 
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mitteluden legitima nicht leicht vorkommen können. Wenn aber gleiche 
wohl, infonderheit bei dem unangefeffenen Adel, daruͤber Streit ent⸗ 
fanden, fo hat folder in Ermangelung eines ſtatutariſchen Geſetzes, 
nothwendig aus dem jure Romano feine Entſcheldung erhalten muͤſſen; 
eferenten allegiren ſelbſt den Lipski, einen Polnischen Rechtslehrer, 
welcher für Polen den Pflichttheil des Remiſchen Rechts annimmt, obz 
gleich in den Polniſchen Conſtitutionen fo wenig als in dem jure ter- 
restri Geſetze daruber vorhanden ſind. 
Dies hat fid) jedoch nach der Reoccupation von Weſtpreußen geättz 
ert, wo die Regierung in der Inſtruction $. 13 Sect. 5. fo viel die 
kehre von Teſtamenten anbetrifft, auf das fünfte Buch des Preuß. Lande 
Tii von 1721 verwieſen wird, welches Tit. S. die legitimam der Kins 

r und Eltern auf Dreiviertel feſtſetzt. 

Bei einer ſo klaren Vorſchrift des Geſetzes darf man mit der Weſt⸗ 
preuß. Regierung darüber kein Bedenken haben: ob man dem neuen 
Landesherrn wohl die Abſicht beimeſſen könne, den Preußifchen Adel in 
luſehung der freien Dispofition über feinen Nachlaß in engere Grenzen 
einzuſchrünken, als zu Polniſchen Zeiten, wo nach dem Jure terrestri entwe⸗ 
er gar keine, oder bod) mur die legithma juris Romani Statt gehabt. 
Denn die Weſtpreußiſche Juſtruction, welche g. 18. Nr. 7. das ganze 
Erbfolgerecht des dortigen Adels nach en ict gen des juris terrestris 
unter den daſelöſt gemachten Erläuterungen und Abänderungen genau bes 
ſtimmt, hat zugleich in allen allhier nicht aufgenommenen Puncten, nicht 
nur das jus terrestre ſelbſt, ſondern auch alle andere in diefen Ländern 
zuvor recipirt gewefene Rechte ausdruͤcklich aufgehoben, und fo viel die 
Materie von Teſtamenten anbetrifft, kurz zuvor sub No. 5. das fünfte 
Buch des Preußischen Landrechts von 1721 fürs künftige zur Richtſchnur 
vorgeſchrieben, wo die legitima der Kinder ganz allgemein auf Dreiviers 
tel beſtimmt iſt, ohne in Anſehung des Adels eine Ausnahme zu machen, 
welches doch, wenn die Meinung des Geſetzgebers dahin gegangen wäre, 
den Pflichttheil des juris Romani beizubehalten, nothwendig hätte ges 
ſchehen mifen. 

Wie die Regierung darauf kommen mögen, aus der in dem Bericht 
allegirten Stelle der Juſtruction Nr. 22., welche verordnet: 

daß der überlebende Ehemann, in Ermangelung eines pacti dotalis 

oden fonftigen Diöpofition, wenn Kinder vorhanden find, die Hälfte 

des Brautſchatzes und übrigen Vermögens feiner verſtorbenen Frau 

auch nach der Maſorennitſt der Kinder lebenslang im Nießbrauch 

behalten foll, 
auf den Pflichttheil zu argumentiren und ſolchen hiernach abzumeſſen, ift 
nicht einzuſehen, da doch der daſelbſt verhandelte Fall nur die Inteſtat⸗ 
krbfolge angeht, wo den Kindern salvo usufructu paterno das Eſgenthum 
es ganzen mütterlichen Nachlaſſes zufaͤllt, und von der legitima gar 

ine Frage ſeyn kann. 

„Auf den nach dem Landrechte zu Dreiviertel zu berechnenden Pflicht⸗ 
teil können jedoch Tochter keinen Anſpruch machen, wenn fie mit Góp» 
nen oder deren ehelichen Leibeserben concurriren, als in welchem Falle 
nach No. 2. loc. cit. ber Inſtruction die Töchter nur mit einem Braut⸗ 
schatz abzufinden find, MAR 
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Dieſer ift bei eintretender Juteſtaterbfolge No. 5. ibidem nach Ver⸗ 
ſchiedenheit der Fälle, wenn Ein Bruder, oder wenn deren mehrere mit 
Einer oder mehreren Schweſtern zu theilen haben, ſowohl in Anſehung des 
väterlichen als mütterlichen Vermögens genau beſtimmt, außerdem aber nach 
No. 8, dem ganz freien Ermeſſen der Eltern uͤberlaſſen, wo gefagt wird: 

„Vater und Mutter können, ſowohl der eine als die andere, je⸗ 

„„ doch nur aus ihrem eigenen Vermögen, den Brautſchatz willtühre 

„lich beſtimmen, und die Töchter müſſen damit zufrieden feyn. 

Der Geſetzgeber hat hierbei ohne Zweifel auf die von der Natur 
eingepflangte Kinderliebe gerechnet. Daß aber gleſchwohl der Brautſchat 
mit dem Vermögen, woraus er genommen wird, in einigem Werhältniſſe 
ſtehen müſſe, und nicht etwa von liebloſen Eltern auf eine ganz unbe⸗ 
deutende Kleinigkeit heruntergeſest werden könne, folgt ſchon daraus, weil 
der Brautſchatz den Töchtern loso legitimae ift, welche ihnen nicht gaͤnz⸗ 
lich zu Waffer gemacht werden darf. In ſolcher Rüͤckſicht verordnet auch 
ſchon die Inſtrüction loc. cit sub No. 19: 

daß den Kindern durch pacta successoria und Lebtagsverſchreibungen 

ihre Erbrechte nicht gänzlich genommen, oder allzuſehr eingeſchränkt 

werden müſſen, und daher ein von den Eltern ſtipulirtes allgemei⸗ 
nes Lebtagerecht, wenn Kinder vorhanden, als nichtig und ungils 
tig angeſehen werden fell. y ? 

Da indeſſen dies alles nur ſehr unbeſtimmt iff, fo würden wir, wos 
fern Ew. Königl. Majeſtät in Abſicht des Brautſchatzes der Tochter etz 
was Gewiſſes, was ihnen von den Eltern durch keſtamentariſche Dispo⸗ 
ditionem nicht entzogen werden darf, deficiente lege feftzufegen für nj 
thig erachten möchten, analogiſch nach dem rechtlichen Begriff, daß die 
legitima eine portio portionis ab intestato debitae ijt, allerunterthänigſt 
vorſchlagen: 7 

ſolchen auf Dreiviertel deffen, was die Töchter nach No. 8. der Jiz 

ſtruction am a. a. O. in casum jutestati als Brautſchatz zu fordern 

haben, feſtzuſetzen. 

Was endlich die dritte uns vorgelegte Frage anbetrifft, fo ſcheint es 
uns unbedenklich: 

daß es dem mit Gütern angefeifenen Adel in den vormaligen Pok 

niſch⸗ Preußiſchen Palatinaten nicht verſtattet werden könne, ihre 

Inteſtaterben mit Legaten dergeſtalt zu graviren, daß zu deren Der 

richtigung das Immobiltare verſchuldet und angegriffen werden müſſe. 

Denn fo uneingeſchraͤnkt auch dem Adel die ‚freie Dispofition über 
fein undewegliches Vermögen bei Lebzeiten zugelaffen ift, fo nimmt ihm 
doch dagegen die Instruction a. a. O. No, 25. ſchlechterdings alle Der 
Fomentification über unbewegliche Güter, und verordnet, daß ſolche den 
Inteſtaterben hinterlaſſen werden müſſen. Dies Geſetz wird per indi- 
rectum ganz vereitelt werden knnen, wenn dem Testatori erlaubt wird, 
feinen Nachlaß durch Legate über die Kräfte des Mobiliaris zu erſchö⸗ 
pfen, ſo daß darüber die liegenden Gründe verſchuldet, oder wohl gar 
veräußert werden muͤſſen. Die Inconſeguenz einer ſolchen Zulaſſung 
leuchtet in die Augen, wenn man in Erwägung ziehet, daß ein derge“ 
ſtalt grasitter Inteſtaterbe natürlicher Weiſe die Erbſchaft ausschlagen, 
und fid) lediglich an die liegenden Gründe, welche ihm ex immediats 
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legis provisione zufallen, und vom Testatoro nicht entzogen werben koͤn⸗ 
nen, halten, das unzulängliche Mobilſarvermögen aber den legatariis 
zur kributoriſchen Teilung überfaffen wird, welches ihm allerdings freis 
ehen muß. Denn da bem Erblaſſer nach Nr. 25, der Instruction nur 
über das Mobiliare eine Teſtamentifaction zuksmmt; ſo folgt ſchon 
daraus, daß Verordnungen, welche die Kräfte dieſes feines dispoſiblen 
vemógen& überſchreiten, ven keiner Wirkung find, und nicht erfüllt 
werden dürfen. Die Immobilien find feiner Dispofition gänzlich entzo⸗ 
gen. Er kann darin feine naͤchſte Verwandte fo wenig oneriren als 

Ponoriten 2e. 
Berlin, am 6. Mat 1796, 
AM Die Gefegcommiffion. 


8. Hofreſeript. 

Auf Eure Ahfrage vom 6. August v. J. wegen der Succeſſton nach 
dem jure terrestri laſſen wir Euch loco resolutionis bas darüber von 
der Gefegcommiffion erſtattete Gutachten hiebei in Abſchrift und mit 
zer Anweiſung zufertigen, Euch nach den darin porgeſchlagenen Princis 
ien in allen jetzt ſchwebenden und bis zur Publication des Provinzial⸗ 
geſesbuchs vorkommenden Zöllen zu achten, wohingegen es ſich von 
[ee verſteht, daß de lege ferenda ben Ständen um fo mehr freiſteht, 
rauf anzutragen, daß ad 2. die Legitima auf den Sat des gemeinen 
Rechts reducirt werde, da es wohl offenbar nicht die Absicht geweſen 

„bei Errichtung des Statuts einen adlichen Teſtator, dem ſchon fa~ 
Cultas testandi über fein unbewegliches Vermögen ganz benommen wors 
den, auch in Anſehung des beweglichen auf Einviertel deſſelben einzu⸗ 

ränken 2c. DT 

Berlin, den 17, Mat 1796, 


v. Goldbeck. 
Yn die Weſtpreuß. Regierung 


Nr. 87, 


Conſtitution wegen der Verfaſſung der geistlichen Gerſchte 
in Suͤdpreußen. De Dato Berlin, den 25. Aug. 1796. 


ir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ze, 

Thun kund und fügen hierdurch Jedermann zu wiſſen. Wir haben ſo⸗ 

HL in dem Beſitznehmungs⸗Patent vom 24. März 1793, als in dem 
Notifications Patent wegen Einrichtung des Juſtizweſens in Südpreu⸗ 
fen vom 8. Mai deſſelben Jahres, Unfern dortigen Vaſollen und Un⸗ 

hanen roͤmiſch⸗katholiſcher Religion nicht nur eine vollkommene 
Glaubens und Geweiſſeng - Freiheit, fondern auch die Beibehaltung der 
bisherigen geifktichen Gerichtsbarkeilen verſichert. 

Db Wir aber gleich in der zuletzt angeführten Verordnung die 
Grenzen dieſer Gerichtsbarkeiten ſchon gehörig beſtimmt haben, fo neh⸗ 
"um Wir doch wahr, daß nicht nur dieſe Grenzen von verſchiedenen 

Weſtpreuß. Prov.⸗Recht. Bd. II. 2 
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geiſtlichen Gerichten und Obern hin und wieder noch fehe rerkannt wer 
den, und dieſelben mancherlei Perſonen und Rechtsangelegenheiten vor 
fih ziehen wollen, die ihnen weder nach jener geſetzlichen Beſtimmung 
zukommen, noch nach den Grundſätzen einer wohlgeordneten Staatsver⸗ 
faſſung, ohne Abbruch Unſerer höchſten landesherrlichen Gerechtſame, 
jemals beigelegt werden können: fordern daß auch überhaupt diefe Ges 
richtsbarkeiten nothwendig einer nähern und beſſern Einrichtung bedür⸗ 
fen, wenn anders die Beibehaltung derſelben mit Unſerer übrigen Negi 
mentsverfaſſung, und mit der reinen, regelmaͤßfgen und unpartheli⸗ 
ſchen Juſtizpflege, welche Wir Unſern Unterthanen in allen ihren Ange⸗ 
legenheiten und Gefchäften ſchuldig find, beſtehen foll. 

Wir haben daher für gut gefunden, die eigentlichen Objecte und den 
Umfang dieſer geiftlichen Gerichtsbarkeiten; die Geſetze, wonach fid) dies 
ſelben zu richten haben; die Form des von ihnen zu beobachtenden Ver⸗ 
fahrens; ihre innere Organfſation, und die Uns und Unſern Landes⸗Ju⸗ 
ſtiz⸗Colleglis darüber zukommende Aufſicht in der gegenwärtigen Conſti⸗ 
tution näher zu beſtimmen. 


8. 1. 
I. Gegenſtand und Umfang der geistlichen Gerichtsbar⸗ 
keiten überhaupt 

Zuvörderſt hat es bei der Vorſchrift des Notifications = Patents vom 
8, Mai 1793 h. 5. dahin: 

daß die geistlichen Gerichte lediglich und allein über causas ver? 

ecclesiasticas zu cognosciren befugt ſeyn folen; von allen causis 

civilibus aber, wenn fie auch geistliche Perſonen angehen, ſelbſt 

wenn über Patronatrechte, Behnten u. bergt. geſtritten wird, nicht 

weniger von aller Kusübung einer CriminalsJurisdiction ſich ſchlech⸗ 

terdings enthalten müffen, 
überall fein Bewenden. Solchemnach find die Anmaßungen einiger 
geistlichen Oben, welche behaupten wollen, daß ihren Gerichten die 
Jurisdiction über die Geiſtlichen in allen Causis personalibus competire, 
offenbar unftatthaft, und um fo unzuläßiger, als Wir in dem 9, 9 
Litt, d. des Notifications - Patents die Perſonal⸗Jurisdiction über die 
fämmtliche Geiſtlichkeit aller Religionen Unfern Südpreußiſchen Megi?” 
rungen ausdrücklich beigelegt haben. Wir unterfagen daher allen geil“ 
lichen Gerichten in Südpreußen hierdurch nochmals auf das ernſtlichſte“ 
fid) keiner Jurisdiction in weltlichen Angelegenheiten über die ihnen 
bloß in Anfehung ihres Amts und der dahin gehörenden Ooliegenheſten 
und Gefchäfte fubordiniete Geistlichkeit anzumaßen; befehlen auch UM 
frm oficio fisci, auf alle Contraventiones der geistlichen Obern gegen 
dieſe Unſere Verordnung genau Acht zu geben, und dieſelben, wo 
vorkommen, zur geſetzmaͤßigen Ahndung gebührend anzuzeigen. 

2 


Beſonders in Anſeh ung der Teſtamente und Verlaſſen⸗ 

{haft der GeiftLiden. Jn 

Cio wenig die geistlichen Gerichte fih über die Geiftickeit iT 
perſönlichen Jurisdiction während ihrer Lebenszeit aumaaßen können, 

wenig gebührt ihnen dergleichen in Anfegung der Berlaffenjchaften dez 

Teſtamente der Geistlichen. Zwar ſteht es einem jeden Bürger de 
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Staats, und alfo auch den katholiſchen Geiſtlichen frei, ihre Teftamente 
und letztwillige Verordnungen, ſo wie bei jedem andern, alſo auch bei 
einem geiſtlichen Gerichte, wenn daſſelbe gehörig beſetzt ift, aufnehmen 
ft lafen, und niederzulegen. Es find aber nicht nur diefe geiftlichen 
Gerichte, fo wie alle übrigen, ſchuldig, dergleichen Teſtamente, wenn 
fie von ihnen publiciret worden, der Vorſchrift unſeres Landrechts Th. I. 
Tit. XII. 8. 287. gemäß, an die Negierung des Departements, als den 
ordentlichen perſönlichen Gerichtsſtand des Verſtorbenen, einzuſenden: 
ſendern es müſſen auch, wenn über ſolche Teſtamente, oder auch über 
die Inteſtat⸗Erbfolge, Proceffe und Streitigkeiten entſtehen, dieſelben 
ledizlich bei unſern Regierungen verhandelt und entſchleden werden. 
$. 8. f : 

Der Giegelungen unb Erbfaftd-Regulienngen, 

Auch die Siegelungen in Sterbefällen der Geiſtlichen gebühren lee 
diglich den Regierungen und den ihnen untergeordneten Kreis⸗Juſtiz⸗ 
Commiſſtonen. 

Da jedoch bei Geiſtlichen, welche Pfarrſtellen und andere Beneficia 
genoſſen haben, nach deren Ableben allemal eine Auseinanderſetzung 
zwiſchen ihren Erben und der Kirche, oder dem Amtsnachfolger eintre⸗ 
fen muß, wobei die pia causa ein erhebliches Intereſſe haben kann, fo 
verordnen Wir hierdurch: x 2 

1) daß, wenn von der Regierung oder ihren Commiſſarils geſſegelt 
worden, den geiſtlichen Gerichten frei ſteht, ihre Siegel zugleich 
mit anzulegen; 

2) daß, wenn es zur Wiederaufſiegelung und Ausantwortung des 
Nachlaſſes an die Erben kommt, dabei Jemand von Seiten des 
geiſtlichen Gerichts zugezogen werden folle; 

8) daß, wenn eine gerichtliche Negulitung des Nachlaſſes, es fey 
auf Inſtanz der Erben, oder vermoͤge der Geſetze, well z. B. Mir 
norenne dabei concurriren, erfolgen muß; dieſelbe zwar, wie fid) 
von ſelbſt verſteht, vor die Regierung gehöre, davon aber jedesmal 
den geiſtlichen Gerichten Nachricht zu geben ſey, damit ſie den Ter⸗ 

„min durch einen Deputirten oder Bevollmächtigten abwarten, und 
die Rechte der Kirche oder piae causae dabei wahrnehmen können. 


9. 4. 
Der Sponſalien und Eheſachen. $ 3 
Wegen der Eheſachen, wohin auch die Streitigkeiten über Sponſa⸗ 
lien und Eheverloͤbniſſe gehören, ift im dem g. 5. des Notifications⸗Pa⸗ 
tenta bereits verordnet: 
daß ſelbige nur in dem Falle, wenn beide Ehegatten der röͤmiſch⸗ 
katholiſchen Religion zugethan ſind, den geiſtlichen Gerichten ihrer 
Gonfeffion überlaſſen bleiben; ſobald aber auch nur ber eine Theil 
ſich zur proteſtantiſchen Religion bekennt, vor die Regierungen ge⸗ 

‚hören folen. ] 

Dabei Hat es nun nicht allein fein unabänderliches Beweußen, fons 
dern da Wir auch wahrnehmen müffen, daß die geiftlichen Gerichte un⸗ 
ter dem Vorwande dieſer in Eheſachen ihnen überlaſſenen Jurisdiction 
ſich mancherlei Entſcheidungen über die bürgerlichen AS der Eheleute 
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unter fh, in Anſeßung ihres Vermögens, und fonft, angemaßt haben, 
fo fegen Wir hierdurch ausdrücklich feft: 

daß die Cognition der geistlichen Gerichte in Eheſachen fid) mut, 

auf die Enkſcheidung der Fragen, welche die Fortſezung oder An⸗ 

nullirung der Ehe, oder die Scheidung von Tif und Bette in 
perpetuum oder ad tempus betreffen, einſchraͤnke; dagegen aber das 

Erkenntulß über die Strafen der Eheſcheidung und andere effectus 

civiles der Nichtigkeit oder Trennung der Ehe, zur geiſtlichen Gez 

richtsbarkeit nicht gezogen werden follen, 

Es müſſen daher aud) die geiſtlichen Gerichte in ihren Erkenntniſſen 
aller Entſcheidung: wer für den ſchuldigen Theil zu achten fey? fid) ent⸗ 
halten; und wenn daruber dennoch etwas mit einfließen folte, fo ere 
langt folches niemals die Rechtskraft, und die weltlichen Gerichte, vor 
welche demnächst die Aus nanderſetzung wegen des Vermögens gehört, 

ſind an eine ſolche Entſcheidung keinesweges gebunden. 
9. 5. 
Der Kirchenzucht. 

Da den geiſtlichen Gerichten gar keine Criminal⸗Jurisdiction zus 
kommt, fo müffen fie fih dergleichen auch über ihre Geistlichen nicht 
anmaaßen, vielmehr find diefe, wenn fie ſich ein Verbrechen oder frz 
gend ein ander Vergehen gegen die Landesgeſetze zu, Schulden kommen 
lafen, gleich andern Einwohnern des Staats, lediglich den weltlichen 
Gerichten unterworfen. px 

Dagegan verbleibt den geiſelſchen Oberm das Recht der Aufſicht und 
Zucht über ihre Geiſtlichen in Anfehung ihres Amts, und der dabei ihnen 

„ obliegenden Verrichtungen und Geſchaͤfte. Wenn daher ein katholiſcher 
Geiſtlicher fid) in Angelegenheiten dieſes feines Amts einer Nebertretung 
der Kirchengeſetze, Regeln und Ordnungen ſchuldig macht, fo kann er 
darüber allerdings von dem competenten geiſtlichen Gerichte zur Verant⸗ 
wortung gezogen, zurechte gewieſen und beſtraft werden. 

Es müffen aber bei Beſtimmung dieſer Strafen die geiſtlichen Ger 
richte ſich nach den Geſetzen des Staats achten, und dieſes ihr Züchti⸗ 
gungsrecht niemals bis auf wirkliche Criminalſtrafen ausdehnen. Au⸗ 
ßer den geistlichen Büfungen, Retollectionen ac. fol ihnen bloß erlaubt 
ſeyn, auf kleine, den Betrag von 20 Sibi, nicht überſteigende Gelb⸗ 
bufe; oder auf eine die Dauer von 4 Wochen nicht überſteigende Ger 
fängnißſtrafe, bei groben Amtsvergehungen aber auf Suspenſkon oder 
Eutſetzung von dem geiſtlichen Amte zu erkennen. (Allg. Edrcht. Th. II. 
Tit. XI. $. 108. 125. 126. 127.) x 

Dabei fegen wir noch ausdrücklich feſt, daß wenn das Vergehen ei⸗ 
nes Geiſtlichen eine, Verletzung feiner geiſtlichen Amtspflichten uud eine 
nebertretung der biltgerlichen. Gefege zugleich enthält, die unterfuchung 
und Eulſcheidung den weltlichen Gerichten zunächſt gebühre, und wenn 
dieſe wegen der vorgefallenen Conkravention gegen die Staatsgeſetze das 
Nöthige beſtimmt haben, alsdann den geiſelichen Gerichten zu überlaf 
fen fey, ob und in wiefern wegen der llebertretung der kirchlichen und 
geiſtlichen Geſetze noch eine beſondere Ahndung ſtatt finde. 
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K. 6, 
Der Kloſterzucht. 


Den Kloſter⸗Obern und Vorgeſetzten bleibt zwar zur Erhaltung der 


Ordnung und gehöriger Beobachtung ber Ordenusregeln die ſogenaunte 
loſterzucht nach wie vor überlaſſen; fie müffen fid) aber bei deren Aus⸗ 
bung lediglich und genau in den durd die Geſetze des Staats ihnen 

vorgeſchriebenen Grenzen halten, und ihre Züchtigungen mifen niemals 

in wirkliche Eriminalſtrafen ausarten. Nur eigentliche geiſtliche Buß⸗ 
übungen, Caſteiungen, wobei weder Leben noch Geſundheit in Gefahr 

"ut, mit Gefingnif von höchſtens 4 Wochen in reinlichen und ge» 

funden SBebáltpiffen, können von ſolchen Kloſter⸗Obern gegen unruhige, 

unordentliche, ungehorſame, oder widerſpenſtige Ordensmitglieder vers 
ngt werden. Ueberſchreiten fie diefe Grenzen, und üben fie unter dem 

Vorwande der Kloſterzucht andre peinliche Strafen, oder wohl gar Grau⸗ 

ſamkeſten gegen ihre Orbensgeiſtlichen aus, fo folen fie deswegen durch 

den Fiscus zur Verancwortung gezogen, und als ſolche, die eigenmäch⸗ 
tige und unerlaubte Privatgewalt begangen haben, mit der gefegmäßtz 
gen Gefängnis, Feſtungs⸗ oder nach Bewandniß der Umſtände noch 

ſchwerern Strafen belegt werden. * 

Sollte ein Kloſter⸗Sberer die nach Vorſtehendem in feine Macht 
gestellten Strafen zur Erhaltung der Ordnung und zur Correction eines 
Diefelbe muthwilig ſtöͤrenden Geiſtlichen in einem oder dem andern 
Falle nicht hinreichend finden, fo ſteht ihm frei, fid) an die weltliche 

„Obrigkeit zu wenden, welche ihm alsdann, nach genommener Kenntuiß 
von den Umſtänden, zur Behauptung der Ruhe und feines Amtsanſehens 

mit Nachdruck beiſtehen wird. k 

Daß Verſetzungen von Mönchen und Nonnen in fremde Klöfter, auch 
zur Strafe, ohne Vorwiſſen und Genehmigung der Keieges⸗ und Dos 
mainen⸗Kammer, nicht zulaßig find, ift ſchon anderwärts verordnet, unb 
wird den Kloſter⸗Obern hierdurch nochmals in Erinnerung gebracht. 


II. Geſetze. 

Uebrigens werden in Anſehung aller Sachen und Gegenſtände, welche 
nach vorſtehenden Verordnungen der geiſtlichen Gerichtsbarkeit wirklich 
zukommen, diefe Gerichte auf die kanonfſchen und andern geiftlichen 
Rechte, die ihnen darunter bisher zur Richtſchnur gedient Haben, ledig 
lid) verwieſen. 


$. 8. 
HL Verfahrungsart. 
Eben diefe Rechte gelten aud) in Anſehung bet Form und Ordnung 
des bei beſagten Gerichten zu beobachtenden Verfahreus. Nur allein 
a) in Sponſalſen und Eheſachen, 
b) bei Unterſuchungen wegen grober Amtsvergehungen, welche dle 
Suspenſion oder Remotion des Denunciaten zur Folge haben 


ſollen, " * 
werden die geiſtlichen Gerichte auf die allen übrigen Gerichten in Uns 
ftm Landen vorgeschriebene Allgemeine Prozeß⸗Ordnung verwieſen; da 

le Form des Proceſſes mit Religſonslehren und Glaubensmeinungen 
nichts zu thun hat, übrigens aber Wir, als. Höchſter Landesherr, befugt 
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und ſchuldig find, darauf ju fehen, daß allen Unſern Unterthauen, ohne 
Unterfchied des Standes und Religion, in allen ihren Rechtsangelegen⸗ 
heiten ein vollftändiges regelmäßiges Gehör, mit Ausſchließung aller 
tumultugriſchen Willkühr gejtattet werde, 
$ 9. 
IV, Innere Einrichtung. 

Wegen der innern Einrichtung und Organiſation dieſer geiſtlichen 
Gerichte hat es bei der bisherigen wehlhergebrachten Verfaſſung eines 
jeden berfelben fein Bewenden. Da jedoch dieſelben in den g. 8, ber 
ſtimmten Fallen ihr Verfahren nach den Vorſchriften Unſerer Sprocefs 
ordnung einrichten muͤſſen, und daher die Juſtrüctionen in ſolchen Sa⸗ 
chen den mit dieſen Vorſchriften ganz unbekannten Geiſtlichen, fo wie den 
bei den bisherigen e Regenten nicht auvertrauet wer⸗ 
den können, fo ift jeder geiſtliche Obere, dem eine ſolche Gerichtsbar⸗ 
keit beigelegt worden, ſchuldig, ein der Landesgeſetze, und der allgemeir 
nen gerichtlichen Verfahrungsärt vollkommen funbigeó, darin bei Unfern 
Zuftiz-Gollegiis geprüftes, und von ſelbigen approbirtes Subjectum als 
Justitiarium anzuſtellen, und demſelben bie Inſtructjon der Sachen, bes 
ſonders in den g. 8, erwähnten Fällen, zu überlaifen, 

5. 10. 


V. Inſtauze n. 

Auch wegen des Zuges der Inſtanzen von einem geistlichen Gericht 
an das andere, fell es bei der bisherigen Verfaſſung vor der Hand noch 
ferner ſein Bewenden haben. Wir behalten Uns jedoch ausdrücklich vor, 
mit gehöriger Beobachtung aller regelmäßigen Staats⸗ und Religions⸗ 
veciiltuio, ſolche fernere Manfregeln zu treffen, daß auch diefe Nechtss 
faden Unſerer fübpreußifchen Unkerthanen in keinem Falle zu fremden 
Gerichten gezogen, ſondern von einheimiſchen, der Localberfaſſung kupdi⸗ 
gen Richtern, und auf hinlaͤngliche Unterſuchung innerhalb Landes ents 
ſchieden werden. 


9. 11. 

VI, Aufficht über die geistlichen ee 
Bermöge Unſers Landesherrlihen Rechts der Oberaufſicht find auch 
die gefftlichen Gerichte Unſern ſuͤdpreußiſchen Regierungen, denen Wir 
dieſelbe in Anſehung aller Juſtizſachen in der Provinz anvertraut haben, 
dergeſtallt unterworfen, daß Beſchwerden über das Verfahren beſagtel 
geiſtlichen Gerichte bei den Regierungen angebracht und angenommen, 
Bericht darüber erfordert, Acten avocirt, Mandata justitiae erlaſſen, 
und Suftig-Bifitationes angeſtellt werden können; jedoch mit der Maaß⸗ 
gabe, bag die Regierungen fid bei allem dieſen nur auf Form und Berz 
foemgnet einſchränken; blos dahin, daß ein jeder vollftändiges rewl? 
liches Gehör in der vorgeſchriebenen Ordnung erhalte, ihr Augenmerk 
richten; übrigens aber in allem, was ad materialia gehört, fid keiner 
Entſcheidung anmaßen, ſondern nur, wenn fie in materialibus erhebliche 
Fehler, Mängel, ober gar Ungerechtigkeiten wahrzunehmen glauben, Da 
von an Uns berichten müſſen, damit für die Abſtelkung folcher Miß⸗ 

bräuche in verfaſſungsmaͤßigen Wegen geſorgt werden könne. 
Wir befehlen alſo hierdurch Unfern fübpreufi en: Landescalleafir 
[o wie allen daſigen geiſtlichen Obern und Gerichten, fid) nach diefe 
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Fundamentaleonftitution fortan gebührend zu achten; und fo wie Wir 
le geiftlichen Gerichte bei den ihnen dadurch beigelegten Jurisdictions- 
Gerechtſamen in alle Wege kröftig ſchützen und handhaben werben; fo 
warnen Wir aber auch Diefelben hierdurch nochmals, in den ihnen hierin vor⸗ 
geſchriebenen Schranken genau und forgfältig zu verbleiben, und fid) al- 
ler Verſuche zur ungebuͤhrlichen Ueberſchreitung und Erweiterung derfel- 
ben durchaus zu enthalten. 

Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beis 
gedrucktem Königlichen Juſiegel. So geſchehen und gegeben zu Berlin, 


den 25, Auguft 1796. 
C. 80 x 
Friedrich Wilhelm. 
Goym. Goldbeck. Alvensleben. Haugwitz. 


Nr. 88. d 


Reſerſpt des Juſtizminiſteriums an die Oſtpreußiſche Re⸗ 
gierung vom 19. Septbr. 1796, die Form gerichtlicher 
Teſtamente in Oſtpreußen betreffend. 


S aoo Wilhelm, König zc. Unſern ze. Euer Antrag vom 30, Au⸗ 
guſt o., daß auch in Ostpreußen bei der Form der gerichtlichen Teſta⸗ 
mente die Vorſchriften des allgemeinen Landrechts zu beobachten und für 
binreſchend anzunehmen, iſt um fo unbedenklicher, da es hier bloß auf 
die Form einer gerichtlichen Handlung und auf den Modum procedendi 
dabei ankommt, in biefer Beziehung aber die allgemeine Gerichtsord⸗ 
nung eintritt, in welcher Part, III. "Pit, IV. 8. 1. bie Vorſchriften des 
Allgemeinen Landrechts in Anſehung des ee bei Aufnehmung 
der Teſtamente durch die darin enthaltene ausdrückliche Beziehung dars 
auf, aufgenommen worden. Sind ıc, 

Berlin, den 19. Septbr. 1796. 

Ad Mandatum 
v. b. Reck. v. Wollner. v. Goldbeck. v. Thulemeier. 

An die Oſtpreuß. Regierung. : 


Beilage. . 
Allerdurchlauchtigſter 2c. 

In bem Landrechte des Königreichs Preußen von 1721 ijt Part, IK 
Lib, V. Tit. I. Art. IV. $. 2. ausdrücklich vorgeſchrieben, daß, wenn 
jemand zur gerichtlichen Niederlegung feines Testaments nicht vor Gez 
richte erſcheinen könnte, es ihm freiſtehen folle, vier, oder zum weni 
fen drei Raths⸗ oder Gerichtsperſonen und nicht darunter, famme dem 
geſchwornen Stadt: oder Gerichtöfchreiber zu fih zu berufen, und ihnen 
fein Teſtament zu übergeben. 7 à 

In der Infteuction vom 30. Juli 1774 für die Oſtpreußiſche Nez 
gierung ijt F. 28. Nr. III. pap, 78. auf diefe Vorſchrift Boug genome 
men, felbige wiederholt und feſtgeſetzt worden, daft, wenn von einer 
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Deputation des damaligen Hofgerichts ein Teſtament an⸗ ober aufge⸗ 
nommen werden ſollte, blofe Deputation aus zwei Mitgliedern und eis 
nem Secretair beſtehen folle. 

In Gemäßheit biefer Verordnung ift es auch bisher in hiefiger 
Provinz fo gehalten worden, daß, wenn ein Teſtament oder Erbver⸗ 
trag von einer Deputation aufgenommen werden ſollte, dieſe Deputa⸗ 
tion aus zwei Mitgliedern unferes Collegii nebft einem Secretario er 
nannt, und daß bei den Magifteäten der Stadtrichter nebſt zweien Mite 
gliedern des Magiſtrats dazu genommen find, 

Das allgemeine Landrecht ſetzt dagegen Part. I. Mit. XII. g. 82 
86. fei, daß zur Auf⸗ oder Annahme eines Teſtaments nur eine zue 
Juſtiz verpflichtete Gerichtsperſon nebſt einem vereideten Protocol führer, 
oder bei deffen Ermangelung zweier vereideten Schöppen erforderlich fep. 

Diefe geſetzliche Beſtimmung hat mehrere Anfragen bei uns darü⸗ 
ber veranlaßt: T 

ob durch dies neuere allgemeine Geſetz nicht jene ältere ſtatutariſche 

preot E fie nur eine Foͤrmlichkeit betreffe, für aufgehoben 

zu achten ſey x 
Wir haben bisher dieſe Anfragen in Gemäßheit des $. 3. des Publicas 
tions Patents vom 5. Febr. 1794 dahin beantwortet; daß es big zur 
Publication des Provincial- Geſetzbuchs bei den Vorſchriften des Preus 
ßiſchen Landrechts und der Inſtruction von 1774 fein Bewenden haben 
mife. Snzreifchen hat eine neuerliche bei uns eingegangene ahnliche 
Anfrage einer unſerer Kreis- Justiz Commiſſienen bei einigen Mitglier 
dern unſers Colegi die Meinung erzeugt: daß, nach Maaßgabe des 
9. 12. des gedachten Public. Patents und des g. 21 der Einleitung 
zum allgemeinen Landrecht, bei dieſer Förmlichkeit die Vorſchrift des 
letztern, auch vor Publication des Provincial⸗Landrechts, zum Grunde 
gelegt werden koͤnnke. Da es mim freilich nicht abzusehen iit, wet halb 
bei der Auf- und Annahme eines Teſtaments in Preußen es mehrerer 
Gerichtsperſonen als in den übrigen Provinzen beduͤrfe, da auch beim 
Entwurf des Provinzial⸗Candrechts auf die Beibehaltung der erwähn⸗ 
ten ſtatutariſchen Geſetze nicht angetragen ijt, da ferner, befonders bei 
den Untergerichten der zweiten Claſſe, die Zuztehung der dritten Gez 
richtöperfon oft bedeutenden Schwierigkeiten ausgeſetzt iff, und da end⸗ 
lich hierdurch die Koſten ohne Noth gehäuft werden, wir jedoch auf 
der andern Seite es für bedenklich Sen in Rückſicht diefer Förm⸗ 
lichkeit, da fie auf die Rechtsgültigkeit der Teſtamente einen entſchiede⸗ 
nen Einfluß hat, ohne Vorwiſſen und Genehmigung Ew. Königl. Majes 
fåt von den Provinzjal⸗Geſetzen ſchon jetzt abzugeben; fo veranlaßt uns 
dieſes zu unſerer gehorſamſten Anfrage: 

ob es bis zur Publication des Provinzial⸗Landrechts bei der Bors 

ſchrift der bisherigen Provinzial⸗Geſetze, wegen der Zuziehung der 

dritten Gerichtaperſon, verbleiben müffe! x 


ob ſchon jetzt die Vorſchrift des allgemeinen Landrechts, wornach 
nur eine Gerichtsperſon nebſt Protocollführer zur rechtsgültigen 
Auf- oder Abnahme eines Teſtaments erforderlich, angewendet 
werden dürfe? t 
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Wir erbitten uns hlerüber, nach allenfalls eingeholtem Gutachten der 
Sefescommiffion, Ew. Königl. Majeftät Alerhöchſte gnädige Beſchei⸗ 
zung, und erſterben in devoteſter Treue 
Ew. Königl. Majeſtät 
allerunterthaͤnig treugehorſamſte der Oſtpreuß. 
Regierung dpi „ Bice Präfident und 


e. 
Königsberg, den 30. Auguft 1796. 


Nr. 89, 


Reſeript des Großkanzlers an die Weſtpreußiſche Regie⸗ 
kung vom 10. October 1796, betr. die Foͤrmlichkeiten bei 
Vertragen, Bürgſchaften und Expromiſſionen der Frauen 
in Weſtpreußen. 
a. Bericht. 


Rs einem unterm 18. Octbr. 1795, von ber Gefeßcommiffton ers 
ſtatteten Gutachten, welches Ew. Königl. Majeſtaͤt mittelſt Neferipts 
dom 2. Novbr. v. J. der Oſtpreußiſchen Regierung auf ihre Aufrage 
zur Nachachtung zugefertigt, ijt feſtgeſetzt: 
daß bis zur völligen Einrichtung der Prov.⸗Geſetzbücher es bei den 
Vorſchriften des Preußiſchen Landrechts Th. I. Tit. 25. 8.4. 5. ims 
gleichen Theil II. Lib. 4. Tit. 15. Art. 3. 8. 1. fein Bewenden bes 
Halten mife, und daß mithin zur Zurechtbeſtändigkeit der von 
Frauensperſonen, vorzüglich aber von Ehefrauen für ihre Ehemän⸗ 
ner zu leiſtenden Bürgſchaften und Erpromiſſionen ſowohl, als dern 
von den Ehemännern über die von des Weibes eingebrachten Im⸗ 
mobilien oder andern insgemein acguirirten unbeweglichen Gütern 
abgefchloffenen Kaufcontracte, die Gimwilligung eines oder zweier 
der nächſten Verwandten der Frauensperſon, je nachdem dies das 
Geſetz nach Verſchiedenheit der Fälle vorſchreibe, erfordert werde. 
Die Oſtpreußiſche Regierung fat uns diefes Gutachten der Geſetzrom⸗ 
nuſſion nebſt dem Begleitungs⸗Reſcripte abſchriftlich mitgetheilt, und 
es find daher bei unſerm Collegio Zweifel entſtanden: 
ob nicht diefe gefeslichen Vorſchriften auch in Weſtpreußen Anwen⸗ 
dung finden bürften?- 
Nach der Beilage A. des Notifteations⸗ Patents vom 28. Septbr. 1772 
ſewohl, als der Weſtpreußfſchen Regierungs⸗ Instruction vom 21. Sep⸗ 
tember 1773 ijt das Preußiſche Landrecht von 1721 zum Provinzialge⸗ 
eh angenommen, und es dürfte daher die Anwendbarkeit der in dieſem 
Geſegbüche bei Bürgſchaften und dem Verkaufe urorinlifcper Grundſtücke 
nothwendig gemachten Zutziehung eines oder zweier der nächſten Ber- 
wandten der Frauensperſonen allerdings auch keinem Bedenken unters 
worfen feya, wenn nicht die Obſervanz diefe gefesliche Vorſchrift fo- 
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wohl feit der Beſitznehmung von Weſtpreußen, als vorher, ba dieſe 
Provinz unter polniſcher Landeshoheit ſtand, unbeobachtet gelaffen. Bei 
den ältern vor der Beſitznehmung von Weſtpreußen geſchloſſenen Ver⸗ 
handlungen find, ungeachtet das jus terrestre in gleicher Art wie das 
Preußiſche Landrecht von 1721 die Bujiefung zweier Verwandten zur 
Gültigkeit der ſchon öfter erwähnten Handlungen erfordert, diefe geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften in keiner Art beobachtet. Ein gleiches ift nach der 
Beſitznehmung von Weſtpreußen bei Abſchließung ſolcher Verhandlungen 
geſchehen, und man hat fih vielmehr bei Bürgſchaften und Expromiſ⸗ 
ſionen nur damit begnügt, wenn bie Frauens perſonen der ihnen zuſte⸗ 
henden weiblichen Rechtswohlthaten belehrt und benfefben eidlich entfagt 
haben; bei dem Verkaufe urorigliſcher Grundſtücke aber die Handlung 
dann für volftändig und zuvechtbeftändig angenommen, wenn der Gone 
tract im curatoriſchen Beiſtande mit Suftimmung des Ehemannes ges 
richtlich vollzogen worden. Von Seiten der Hypotheken⸗Commiſ⸗ 
ſion ſind dergleichen angefertigte Documente von jeher für vollkommen 
gültig und geſetzlich angenommen, und wir müſſen daher, wenn bie Bes 
obachtung der im Landrechte von 1721 vorgeſchriebenen Förmlichkeiten, 
die uns durch die gerichtlichen Verhandlungen dieſer Geſchaͤfte um fo 
mehr überflüffig gemacht zu ſepn feiten, als von Seiten der Gerichte 
von Amtswegen die Gerechtſame der Contrahenten wahrgenommen wer⸗ 
den miüffen, dennoch weſentlich und zwar sub poema vulfiratis erforder- 
lich ſeyn ſollten, unabſehbare Weiterungen und vielfältige Nullitäts⸗ 
Proceſſe befürchten. : 

lim nun dieſen vorzubeugen, und ba die Zugiehung der nächſten Borz 
wandten um fo mehr vielen Schwierigkeiten unterworfen ift, indem eiz 
nes Theils der junge Weſtpreußiſche Adel gewöhnlich in den Cadet- 
tenhäufern aufgenommen, und von da, in den geſammten Preußi⸗ 
ſchen Staaten ſehr zerſtreut wird, andern Theils aber mehrere 
Zweige der adlichen Familien in Südpreußen, oder auch wohl gar in 
dem jetzigen Ruſſiſchen Antheil von Polen zerſtreut find, glauben wir, 
zur Sicherung des Eigenthums und zur Vermeidung aller Nullitäts⸗ 
Prozeſſe, zu welchen leicht mancher durch Gewinnſucht verleitet werden 
könnte, zumal wenn von nun an auf die Beobachtung der angeführten 
Verſchriften des Landrechts von 1721 geſehen werden ſollte, dahin ans 
tragen zu müffen: 

daß Ew. Königliche Majeſtät geruhen, für Weſtprenßen in Betreff 

der geſezlichen Verordnungen des Preußischen Landrechts von 1721 

Th. II. Lib, 4. Tit. 15. Art. S. g. 1. es bei der bisherigen Obſer⸗ 

wana zu belaſſen, oder aber in deffen Stelle ben Beſtimmungen des 

allgemeinen Landrechts bis zur völligen Einrichtung des Provinzi⸗ 

atz Landrechts geſetzliche Kraft beizulegen. D 
Der letztere Antrag dürfte fid) noch mehr dadurch rechtfertigen, daß die 
Obſervanz auf ben geſetzlichen Vorſchriften des Römiſchen Rechts, in 
deſſen Stelle, nach dem Publications⸗Patent vom 5. Febr. 1794, das 
allgemeine Landrecht geſetzliche Kraft erhalten, beruht, und wir ſehen 
daher um fo eher einer huldreichen Erfüllung unfers unterthänigſten 
Geſuchs entgegen, als Ew. Königl. Majeſtät allerhöchſte Willensmet⸗ 
nung ſelbſt dahin geht, daß dieſe gefetzlichen Vorſchriften des Preußi⸗ 
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Then Landrechts von 1721 bei Abfaſſung des Provinzial⸗Vandrechts eine 

verbeſſerte Veſtimmung erhalten follen, in dieſem Falle aber, und wenn 

hierbei die Grundfäge des allgemeinen Landrechts angenommen würden, 

die Zurechtpeſtändigkeit der nach der ſchon angeführten Obfervanz ges 

kroffenen Verhandlungen fih von ſelbſt ergeben würde 2c. 
Marienwerder, den 4. October 1796. . 

Die Weſtpreuß. Regierung. 


b. Reſcript. 
Da die in Euerm Bericht vom 4. d. M. angeführten Stellen des 
Sdpreußiſchen bandrechtä, wegen der Büegſchaften und Erpromiffionen 
er Ehefrauen und ber Contracte über ihre Immobilien, ſoweit dieſel⸗ 
ben Abweichungen vom allgemeinen Landrecht enthalten, in dem Gnt- 
Würfe des Oſtpreußiſchen Provinzial ⸗ Gefegbuh nicht aufgenommen 
orden; mithin als gewiß vorauszuſetzen iſt, daß diefe Stellen auch in 
m Provinzial- Laudrechte für Weſtpreußen nicht werden beibehalten 
ae fo finden wir kein Bedenken, Eurem Antrage gemäß hiermit 
ufegen: 
daß ſchon von num aw jene Vorſchriften des Oſtpreußiſchen Lands 
rechts, fo wie bisher ſchon, Guter Anzeige nach, geſchehen, nicht 
angewendet, vielmehr die Form der Gontracte verehelichter Frauens⸗ 
perſonen, inſonderheit aber ihrer Bürgſchaften und Erpromiffionen, 
lediglich nach ben Borſchriften des allgemeinen Landrechts beurtheilt 
werden ſollen, wodurch denn zugleich mit Mückſicht auf bie Borz 
Schrift 8, 17. der Einleitung zum allgemeinen Landrechte alle Bes 
denklichkeiten ratione praeteriti fich erledigen. 
Wir überlaſſen Euch, Eure Untergerichte darnach zu inſtruiren, und fols 
ches auch dem Brombergiſchen Hofgerſchte bekannt zu machen zc. 
Berlin, den 10. October 1798. 
v. Goldbeck. 


An die Weſtpreuß. Regierung. 
c. Friedrich Wilhelm, König 2c. 

Unfern 2c. Ueber die unterm 1. Mai c. von Euch eingeſandte Wns 
frage des dortigen Stadtgerichts: wie es bei Bürgſchaften der Frauens⸗ 
Perfonen zu halten fey, wenn fie auf ihre weibliche Gerechtſame Berz 
zicht leisten follen? hat die Geſeß⸗Commiſſton auf Erfordern ihr rechtl. 
Gutachten erſtattet, welches wir Euch zur Nachachtung und weitern Borz 
I der dortigen Stadtgerichte hiebei in Abſchrift zufertigen. 
Sind ꝛc. 

Berlin, den 2. . 1798. 


v. Neck, v. Willner, v. Goldbeck. v. Thulemier. 
Au die Oſtpreuß. Regierung. 


d. Allerdurchlauchtigſter 26 
Die Vorſchrift des Preuß. 9. R. P. I, Tit. XXV. Art. 13. F. 4: 
„wie es bei Bürgſchaften der Frauensperſonen zu halten fey; wenn 
fie auf ihre weibliche Gorechtfame Verzicht leiten folen? 
hat die Königsbergiſchen Stadtgerichte zu verſchiedenen Anfragen bei der 
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dortigen Regierung veranlaßt, welche dieſelben mit ihrem gutachtlichen 
Berichte begleitet, E. K. Maj, Entſcheidung unterworfen hat; und al⸗ 
lerhöchſt Dieſelben haben gerühet, beide Berichte per Reser, clemeute 
vom 1. Juni b. J. der Geſetz⸗Commifſton zu Apſtattung ihres rechtl. 
Gutachtens mit der Bemerkung zuzufertigen: daß, obgleich diefe ganze 
Materie in dem Entwurf des Provinzial- Gefe- Buches ihre verbefferte 
Beſtimmung erhalten, die von dem Referenten erforderte Belehrung 
gleichwohl für die Zeiten, wo das Preußiſche Landrecht noch gilt, nö⸗ 
thig ſeyn werde. 

Die in Rede ſtehende Stelle des Preuß, L. 9t. lautet num wörtlich 
folgendergeftalt: 

So ordnen und wollen wir, daß eine Frau, Wittwe, oder Jung⸗ 

frau ſich dieſer ihrer Freiheit nicht allein vor Gerichten, fondern 

auch außer Gerichts wohl verziehen und begeben möge, jedoch in 
alle Wege vonnöthen, daß dieſelbe vor und efe fie fid) verziehen, 
angeregter ihrer Freiheit gnugſam berichtet, erinnert und verſtändi⸗ 
get werbe. Man foll auch ihr alsdenn von mehrerer Sicherheits 
wegen einen oder zween Curatores oder Vormünder von ihren 
nächſten Verwandten adjungiren, und ferner zu einer ſolchen Re 
nunciation und Verzicht zum wenigsten 3 Zeugen gebrauchen, 
Br Iſte Anfrage des Königsbergiſchen Stadt- Gerichts ift dahin ge⸗ 
richtet: t 
1) ob die Bugtefung dreier Zeugen auch alsdenn nothwendig fen, 
wenn eine Frauensperſon fid) ihrer weiblichen Gerechtſame gericht“ 

lich entſaget? ) 34 
Beide Collegia find der Meinung, daß es in dieſem Falle der Zuzie⸗ 
hung von Zeugen überall nicht bedürfe, und wir treten ihnen hierunter 
bei. 

Denn nach der angezogenen Stelle des L. R. follen die drei Zeu- 
gen, fo wie die aratores bel Verzichts Leitungen diefer Art, mehre⸗ 
rer Sicherheits wegen, das iff zu deſto ſtärkerer Beglaubigung des Actus 
gebraucht werden; daraus folget, daß die Vorſchriſt wegen der drei 
Seugen nur auf außergetichtliche Reuuneintiones Beziehung habe, weil 
ein gerichtlich aufgenommenes Inſtrument ohne Zeugen ſchon völligen 
Glauben hat, und derſelben überall nicht bedarf. Der Grund, warum 
das L. N. praecise drei Zeugen erfordert, welchen das Königs bergſche 
Stadt Gericht fih nicht zu erklären weiß, liegt one Zweifel darin, 
daß der Geſetzgeber Verzichtsleiſtungen auf weibliche Rechtswohlthaten 
nur in einem Instrumento publico gulaffen wollen, nach gemeinen Rech 
ten aber ein mit Zuziehung dreier Zeugen errichtetes Juſtrument einem 
documento publico gleichgeachtet, und daher von den Rechtslehrern ein 
Quasi publicum genannt wird. 

Die Regierung nimmt bei dieſer Gelegenheit Veraulaſſung, fid) ds 
gleich über den Fal des nächftfolgenden g. 5, wenn eine Ehefrau fid 
mit ihrem Manne als Principal: Schuldnerin verſchreibet, oder fid) für 
ihn verbuͤrget, dahin zu äußern, daß in einem ſolchen Fall ein gleiches 
ſtatt finden würde, das heißt: 0 0 

2) daß es dazu keiner Zeugen beduͤrfe, wenn der Actus gerichtlich 
vollzogen wird. 
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Allein in dieſer Geſetzſtelle iff überall nicht von einer Zeugenſchaft, fot» 
ern von dem Conſens und Vollwort der nächſten Verwandten der Frauen 
die Rede, deren Zuztehung unfers Erachtens immer nothwendig bleibt, 
wenn auch die Bürgſchaft und Renunciation der Frauen gerichtlich ges 
ſchiehet; weil der Gefeggeber hier nicht auf die Beglaubigung des Actus, 
ndern darauf feine Abſicht richtet, daß die Frau bei einem ſolchen 
Handel treulich berathen werde; wozu denn ihre nächften Verwandten die 
geſchickteſten find, weil von ihnen zu permüthen, daß fie das wahre 
efte der Frauen am meiften beherzigen, und einen ungebührlichen Ein⸗ 
fuß der maritaliſchen Autorität am beften abzuwenden wifjen werden. 
9) Eine zweite Degreſſion der Regierung betrifft die von ihr bei dies 
fem Frage⸗Punkt erläuterungswelſe angezogene Stelle des Preuß. 
L. R. P. 2. lib. 4. tit. 15. Art. 5. h. 1, wo zur Alienation nporias 
liſcher Grundſtücke, die Bewilligung zweier ihrer nächften Bers 
wandten, 
deren dann noch zween von ihres Mannes Seite, als Zeugen zu 
erbitten, 
mit dem Beiſatz erfordert wird: 
daß in Verbleibung defen ſolche Alienation nicht Kraft haben 


ſoll, 
etes her der Regierung den Zweifel erregt, ob in einem ſolchen Fall 
die Zugiehung zweier Zeugen von des Mannes Verwandten dergeſtalt 
unumgaͤnglich nothwendig ijt, daß dieſelben auch wenn der Actus ges 
tichelich vollzogen wird, ohne eine Nullität zu begehen nicht weggelaſſen 
werden dürfen. 
Unſers Dafürhaltens beziehet fid) aber die im Landrechte verord⸗ 
tete poena nullitatis nicht ſowohl auf bie von Seiten des Mannes zuzu⸗ 
ziehende Zeugen, als auf die Verwilligung der beiden urorialiſchen Berz 
wandten, indem von den beiden maritalifchen Verwandten nur ihre Beus 
geuſchaft erfordert wird, welche blos die Beglaubigung des Actus zur 
Abſicht hat, deren es denn alfo, wenn derſelbe gerichtlich vollzogen 
wird, nicht bedürfen würde. 
4) Auf die zweite von dem Königsbergiſchen Stadtgerſchte vorgelegte 
Rechtsfrage treten wir der Regierung bei: 
daß in dem Fall des g. 4. wenn eine Frauengperſon ſich für eiz 
nen Dritten verbürget, die derſelben aus ihren näͤchſten Verwand⸗ 
ten zuzuordnende Curatores (id) keines Widerſpruchsrechts anzu⸗ 
maßen haben, ſondern deffen unerachtet die Bürgſchaft bei Kräf⸗ 
ten bleibe, wenn die Fraueusperſon bei der Verzſchtsleiſtung auf 
ihre weiblichen Gexechtigkeiten von den rechtl. Folgen ihrer Bers 
bürgung binlänglich unterrichtet worden ift, 
Weil nämlich ihre Verwandten als Geſchlechts⸗Vormünder blos Consilii 
Sausa zugeordnet, und nur darum aus der Mitte ihrer Blutsfreunde gez 
doen werden, weil felbige die Vermuthung vor fih haben, daß fie 
Nh einer ſolchen Perſon mehr als ein Fremder annehmen, und dieſelbe 
nach ihren beſten Einſichten berathen werden. 
8 Dabingegen erfordert das Geſes in dem Fall des F. 8, wenn eine 
au id) für ihren Ehemann verbürget, ausdrücklich den Confens und 
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Süofhwort ihrer hierzu erbetenen zwei nachſten Verwandten, und die Res 
gierung urtheilet unſers Ermeſſens ganz richtig: 
daß bei Unterlaſſung diefer Vorſchriſt eine Ehefrau mit rechtl. Wir 
kung auf ihre Gerechtſame nicht Verzicht Leiften könne. 
Auch nimmt die Regierung hier abermals Gelegenheit auf die Stelle 
des L. R. P. 2. lib. 4. tit, 15. 8. 1. zuruck zu kommen, und bemerket: 
daß aus gleichen Gründen bei Veräußerung der von der Ehefrauen 
eingebrachten, oder foit im Gemein erworbenen unbeweglichen Gü⸗ 
ter, die Bewilligung ihrer zwei nächſten Verwandten unamgüng⸗ 
lich nothwendig fey, 
worin wir derſelben beitreten, weil das Geſetz zur Gültigkeit einer fol 
chen Handlung ausdrücklich die Bewilligung der beiden nächften Vetz 
wandten der Frau erfordert, und nur noch bemerken, daß durch einen 
Schreibfehler in dem Bericht der Regierung: Mobilien, ſtatt Immobi⸗ 
Tien genannt find. x5 
Die ste Unfrage des Königsbergiſchen Stadtgerichts erledigt ſich 
aus dem ad 2. Geſagten dahin von ſelbſt: 
daß in dem Fall des 9. 4. ein Widerſpruch der Verwandten die 
gültige Vollziehung der Bürgſchaßt nicht hindern könne, jedoch daß 
in alle Wege die verbürgende Frau, wenn es nicht ſchon bei Gele⸗ 
genheit des von den Verwandten geiuferten Widerſpruchs von 
dieſen geſchehen, entweder von dem Gerichte, wo der Actus vollzo⸗ 
gen wird, oder bei außergerichtlichen Büͤrgſchaften durch einen der 
Reite kundigen Affiftenten von den Folgen ihrer Handlung Hin? 
länglich belehrt werden muß, i 
Was den von der Regierung hier wiederum mit aufgenommenen Fall 
des 6. 5. anbetrifft, fo folget daraus, daß das Gefe& bei Bürgſchaften 
einer Ehefrau für ihren Mann den Gonfens ihrer nächften Verwandten 
sub poena nullitatis erfordert, daß der Dissensus derſelben nicht ohne 
alle rechiliche Wirkung ſeyn könne. Ein absolutes Widerſpruchsrecht 
kann ihnen indeſſen nicht eingeräumt werden. Sie werden nach dem 
Ausdruck des Geſetzes nur als Vormünder zugezogen, und haben in bie 
fer Qualität kein eignes Intereſſe bei der Sache; meum ſich alfo dabei 
hervorthun folte, daß die Verwandte fid) einer den Eheleuten ſonſt 
zuträglichen Interceſſion aus bloßem Eigenſinn oder andern unlautern 
Nebenabſichten widerſezen, fo würde es, fo wie in andern Fallen, wo 
ein Vormund feinen Conſens absque. jnsta causa berweigert, zu halten 
ſeyn, wo ſelbiger causa cognita durch den Richter ſupplirt ies. go 
wird es auch anderer Orten, wo in ahnlichen Fallen die Gültigkeit der 
Handlungen einer Frauensperſon an den Gonfens und Vollwort ihres 
Coratoris gebunden iſt, gehalten, 
Coul, Mev. ad jus lub, lib. I. tit. 10. Art. 1. No. 80. 81. 
Wir find daher der unvorgreiflichen Meinung: 
daß es bei entfiehendem Widerſpruch der nächſten Verwandten nicht 
erſt noͤthig fey, auf weiter entfernte zu recurriren, fondern den 
Eheleuten, welchen an Vollziehung der VBürgſchaft gelegen ift) 19 
fort auf Supplixung des richterlichen Conſenſes in dem ordentli 
m Gerichtsſtand der Ehefrau anzutragen freigeſtellet werden 
muͤſſe. 
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8) Daß bei der wirklichen Vollziehung des Actus die Frau, wie bie 
Regierung beilänfig anmerkt, nach Preuß. Rechten mit einem ges 
richtlich beſtellten Curator sexus verſehen ſeyn müſſe, verſteht fid) 
von ſeloſt, und daß wegen Abweſenheit der nächſten Verwandten 
der Actus nicht aufgehalten werden bürfe, ſondern an deren Stelle 
die weiter entfernte zuzulaſſen, kann wohl keinem Bedenken unter⸗ 
worfen ſeyn. 


9) Bei der aten Anfrage: 
ob bei dem Fall, wenn ein Ehemann mit feiner Frau, mit wel- 
cher er in der Gütergemeinſchaft lebt, ein auf gemeimſchaftlichen 
Namen geſtelltes Document verpfänden, oder damit die Priorität 
cediren will; ebenfalls eine gerichtliche Belehrung nothwendig, oder 
die Verzichtsleiſtung hinreichend feo, wenn in dem Document die 
ausführliche Belehrung enthalten if? 
heine das Königsbergiſche Stadtgericht die Vorſchrift des mehrgedach⸗ 
ten F. 5. des Preuß. Land- R. überſehen zu haben, welche klar entſchei⸗ 
det, daß da, wo Mann und Weib in kölmiſcher Gütergemeinſchaft leben, 
es aller fonft bei gemeinſchaftlichen, von Mann und Frau übernomme⸗ 
nen Verpflichtungen erforderlichen Formalitäten nicht beduͤrſe, ſondern 
das weibliche Geschlecht biefelbe Schuld mit zu bezahlen verpflichtet fey, 
woraus denn von ſelbſt folget;  z 
daß die mit der Frauen Einwillſgung geſchehene Verpfändung eines 
auf gemeinſchaftlichen Namen geſtellten Documents, oder Priori⸗ 
täts⸗Einräumung, ohne alle Belehrung oder Verzichtsleiſtung von 
Seiten der Frauen; welche in dieſem Falle ganz áberfü[fig ſeyn 
würden, zurechtbeſtändig fey- 7 
Die Regierung ift im Grunde derſelben Meinung, kommt aber in 
der Folge mit fid) felbft in Widerſpruch, wo fie annimmt, daß das All⸗ 
gemeine Landrecht P. 1. tit. 14, § 225, nach welchem es nicht hinrei⸗ 
chend iſt, wenn eine Frauensperſon das Bürgſchafts⸗Inſtrument, worin 
die rechtlichen Folgen ihrer Handlungen ausgedrückt ſind, ohne weitere 
Belehrung unterſchrieben hat, dem Antrage des Stadtgerichts entgegen⸗ 
fehe, indem das allgemeine L. R. loco citato nicht den vom Stadkge⸗ 
richt proponirten Fall eine von Eheleuten, die in der Gütergemeinſchaft 
leben, gemeinſchaftliche geſchehene Verpfändung vor Augen hat. In eis 
nem ſolchen Fall ſtehet vielmehr das allg. L. R. mit dem Preußifchen 
Provinc. L. R. in völliger Uebereinſtimmung, indem nach P. 2. tit. 1. 
$. 379. Gapitalien, welche auf den Namen der Frau ſtehen, von dem 
mit ihr in der Gütergemeinſchaft lebenden Ehemann, und nicht ohne 
Einwilligung der Frau aufgekündiget und eingezogen werden dürfen, 
woraus denn von ſelbſt folget, daß dergl. Gayitalien von ihr und dem 


` marito gemeinſchaftlich, ohne alle e oder Verzichtslei⸗ 


ng gültiger Weiſe verpfändet werden können. 

Daß übrigens, wie die Regierung bemerket, in dem entgegengeſetz⸗ 
ten Fall, wo zwiſchen Mann und Frau keine Gütergemeinſchaft vorwal⸗ 
tet, die in dem Preuß, E. R. nach Verſchiedenheit der Dispofition vorz 
geſchriebene Foͤrmlichkeiten, fo lange dieſes Provincial⸗Geſetz nicht auf⸗ 
gehoben ijt, beobachtet werden müjjen, verſtehet fid) von ſelbſt. 
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10) Gegen die von der Oſtpreuß. Regierung zum Schluß ihres Bes 
richte angehängte Bemerkung: . 
daß bei entſtehendem Zweifel über die Richtigkeit eines vorgege⸗ 
benen Mangels aller Verwandten, oder, daß deren Aufenthalt 
unbekannt fey, die Verſicherung der Frauensperſon an Eidesſtatt 
für hinlänglich angenommen worden, weil die Frau, wenn fie 
ſich hierbei einer Unwahrheit ſchuldig gemacht, immer ex dolo 
würde haften müſſen, 
iſt nichts zu erinnern. 
Wir unterwerfen jedoch alles E. Königl. Majeſtät höherem Ermeſ⸗ 
fen und erſterben zc. 5 


Berlin, den 18. October 1795. x 
Gwr. Königl. Majeftit 
ꝛc. ꝛc. 2c. die Geſetz⸗Commiſſion. 


Kinn. Heidenreich. v. Lamprecht. Scholz. Baumgarten. v. Grol⸗ 
man. Goßler. Cavan. 


*. 90. 
Reſcript, die Geſchlechtsvormundſchaft betreffend. 


on Gottes Gnaden Friedrich Wilhelm König von Preußen. Unſern 
gnübigen Gruß zuvor! Wohlgebohrner, Veſte, Hochgelahrte Räthe; 
liebe Getreue! Da den in Eurem Bericht vom 28. Hovbr betreffend 
das Geſuch der Gräfin von Krockow wegen Befreiung von der Cura- 
tela sexus, angeführten Gründen auch noch der hinzutritt, daß ſelbſt in 
dem Entwurfs des Oſtpreußiſchen Provinzial⸗ Candrechts, mit Buftime 
mung der Staͤnde, auf gänzliche Abſchaffung der Curatelae sexus dus 
dem alten Landrechte de 1721 angetragen worden; und nicht zu zwei⸗ 
feln ift, daß ein gleicher Antrag auch in Anſehung der Provinz Wefts- 
preußen erfolgen und genehmigt werden wird, fo wollen wir die Gräfin 
von K. von der Nothwendigkeit, fidh bei ihren Handlungen in ihren 
eignen Angelegenheiten eines Curatoris sexus zu bedienen, dispenſiren, 
und euch authoriſtren, wenn fie zuvörderſt ihr diesfälliges Geſuch vor 
irgend einem Gerichte, unter Beitritt eines gehörig beftellten Guratoris 
sexus wiederholt haben wird, ihr über dieje Sispenſation für die Zukunft 
eine Nusfertigung, durch welche fie fid) legitimiren kann, zu ertheilen, 
auch ſolches denjenigen Gerichten, an welche fie es etwa verlangen mochte, 
beſonders bekannt zu machen. Sind Euch mit Gnaden gewogen. 

Gegeben den 12. December 1796. 

Auf Cr.-Sénigl. Majeftät allergnädigſten Special⸗Befehl. 
Reck. Wölluer. Goldbeck. Thulemeier, 
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Str. 91, 
Die Koſten bei Kirchenbauten betreffend. 
a. Reſcript. 


— Eure Anfrage vom 12. December v. J., betreffend die Verbind⸗ 
Mtaita Beiträgen bei vorkommenden Kirchen: und M arrbauten :t, 
pien Wir Euch loco resolutionis hierbei einen von der Geſeßcommiſ⸗ 
don über diefen Gegenſtand erstatteten gutachtlichen Bericht in EHE 
fertigen, um Euch darnach in dem jetzt ſchwebenden und etwa künftig 
vs bis zur Publication des Provinzial⸗Landrechts vorkommenden Fäl⸗ 
en zu achten, wo im übrigen de lege ferenda Euch freiſteht, conjunc- 
zin mit den Ständen in nähere Ueberlegung zu ziehen, und zum Bes 
Duf des Provnzial-Geſezbuchs Vorſchläge zu thun: 

in wiefern, beſonders ad Nr. 4. zur Gonſervation der katholiſchen 

Kirchenſyſteme in der Provinz eine Mitwirkung der in den Paro⸗ 

chien augeſeſſenen proteſtantiſchen Einwohner bei vorkommenden 

Bauten und Reparaturen abfokut nothwendig, und in welchem 

Maaße, auch nach welchem Verhältniſſe, etwa benfelben eine 

ſolche Concurrenz aufzulegen ſeyn möchte, 

Berlin, den 27. December 1796. 
v. Goldbeck. 


un dle Weſtpreußiſche Regierung. 


b. Gutachtlicher Bericht der Geſetzcommiſſion. i 
Eurer Königlichen Majeftät Weſtpreuß. Regierung bat mittelſt ei» 
des am 12. Decbr. 1795 erſtatteten, am 7. Januar 1796 allhier ein⸗ 
gegangenen Berichts, in einer dort ſchwebenden Rechtsſoche folgende 
gen zur Beantwortung aufgeftellt: + 
1) Welche Beiträge und Koften fallen bei vorkommenden Bauten und 
Reparaturen von Kirchengebäuden, wenn die Kirche ſolche zu bez 
ſtreiten nicht des Vermögens ift, dem Patron der Kirche, und 
welche den Eingepfarrten zur Laft? y 8 
3) Muß der Patron der Kirche die Materialien zum Bau und zur 
Reparatur der Kirchengebäude hergeben oder anſchaffen, und die 
Eingepfarrten die erforderlichen Hands und Spaundienſte leiten, 
wenn gleich die Kirche des Vermögens ijt, diefe Ausgaben aus eis 
genen Mitteln zu beftreiten? N 
Können principaliter aus dem Kirchenvermoͤgen nur zu den Kirchen⸗ 
gebäuden ſelbſt, oder auch zu den Pfarr⸗ und andern Kirchenwoh⸗ 
nungen die Koſten hergenommen werden? 
Sind in Weſtpreußen der Regel nach die in einer katholiſchen Pa⸗ 
rochie wohnenden proteſtantiſchen Einſaßen ebenfalls als Parochiani 
zu betrachten, und liegt denſelben mit den katholiſchen Einwohnern 
gleiche Verbindlichkeit bei Bauten und Reparaturen katholiſcher 
Kirchen ⸗ und Pfarrgebaͤude ob? 
s Die Regierung verlangt hierüber noch vor Publication des Weſt⸗ 
außiſchen Provinzial Landrechts um deswiien Belehrung, damit nicht 
Weſtpreuß. Prov. Recht. Bd. II. 25 : 


386 Den 27. December 1796. 


allein der jetzt vorliegende, ſondern auch ähnliche vorkommende Fälle 
entſchieden werden können. Das gedachte Gollegium hat indeſſen die zur 
Abfaſſung einer Entſcheidung erforderliche Speciem facti nicht beigefügt. 
Ew. Koͤnigl. Majeftät haben deshalb gerußet, mittelt allergnädigſten 
Reſeripts vom 11. et insin, den 21. Januar 1796 uns die Anweiſung 
zu ertheilen, anjege nicht ſowohl eine Entſcheidung, ſondern ein auf 
das kuͤnftige Provinzial⸗Geſetz abzweckendes Gutachten zu erſtatten. 

Dieſem zur gehorfamften Folge finden wir nöthig, die drei erſten 
85 von der vierten abzuſondern, welche eine beſondere Erörterung 
erfordert. 

So viel nun die erſte, zweite, dritte Frage betrifft, geſteht die 
Regierung ſelbſt, daß im allgemeinen Landrechte Th. II. Tit. 11. 8.719 — 
756 — 784 — 798. bie vollftändigfte Beantwortung zu finden fey, und 
erregt nur darüber Bedenken, ob nicht der im 8, 710, enthaltene -Borz 
behalt Abänderungen begründen dürfe. Dieſer Vorbehalt nimmt auf 
Vertrage, rechtskräftige Erkenntniſſe, ununterbrochene Gewohnheiten 
und prets Provinzial⸗Geſetze eine ſolche Beziehung, daß es bei den 
dadurch etwa beſtimmten Regeln fein Bewenden haben folle. 

Verträge und rechtskräftige Erkenntuiſſe Find, nach dem eigenen 
Anführen der Regierung, nicht vorhanden, und im Eingange des Be 
richts ift angemerkt worden, daß in verſchiedenen wegen diefer Gegen⸗ 
ſtände dort abgeurtelten Proreſſen die Entfcheidung ganz entgegengeſetzt 
ausgefallen fey. Eine ununterbrochene Gewohnheit ij alfo eben fo wer 
nig vorhanden. Es bleibt daher nur noch zu prüfen : 

ob ſolche beſondere Provinzial ⸗Geſetze angeführt werden können, 

welche Ausnahmen oder Abänderungen in Anſehung der im allg” 

meinen Landrechte enthaltenen Beſtimmungen nothwendig machen. 
Hierbei ſcheint nun die Regierung die heilſamen Vorſchriften des $. 6- 
des Patents vom 5. Febr. 1794 außer Acht gelaſſen zu haben. 

Nach dieſem foll mit allem Fleiße dahin geſehen werden: 
daß die Geſetzgebung der einzelnen Provinzen mit der allgemeinen 
fo viel als möglich in Gleichförmigkeit gebracht, die bisherige in 
fo mancher Rückſicht Höchit nachthelige Verſchiedenhejt und Unge⸗ 
wißheit der Rechte nicht ohne Noth fortgepſtanzt, noch auf blojtr 
in einzelnen Fällen ergangene und oft ſehr wider einander laufende 
Praejudicata blindlings Rückſicht genommen, vielmehr abweichende 
Beſtimmungen nicht anders, als aus ſehr erheblichen Grunden, 
welche etwa auf die beſondere Verfaſſung, natürliche Beſchaffen⸗ 
heit und Lage der e oder auf gereiffe eigentümliche Arten 
von Gewerben und Beſchäftigungen der Einwohner, oder endlich 
auf gewiſſe lg v, ohne Nachtheil wohlerworbener Meter 
nicht aufzuhebende Einrichtungen und Anſtalten ſich beziehen. 

Solchergeſtalt if eine überall einzuführende Gleichförmigkeit dem Wil, 
len des höchſten Gefetzgebers ber; am gemaͤßeſten; und es fehlt au al? 
ler Aufforderung, mit Ängftlicher Mühe aus den bisherigen Provinzial“ 
Geſetzen Abweichungen und Ausnahmen zu ergrübeln, um dadurch dem 
künftigen Provinzlal⸗Landrechte einen ausgedehnteren Umfang zu ver 
ſchaffen. Nur alsdann, wenn es durch beſondere Provinzial -erfa fu 
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gen unvermeidlich nothwendig wird, foll von dem allgemeinen Landrechte 
abgewichen werden. 

Von einer ſolchen unvermeidlichen Nothwendigkeit, in Anſehung der 
obgedachten drei Fragen eine Abänderung der Beſtimmung des allge⸗ 
meinen Landrechts feſtzuſetzen, findet fid) nun in dem Berichte der Nor 
gierung auch nicht die entfernteſte Spur. Es wird vielmehr darin ber 
merkt, daß durch das Notiffcationspatent vom 28. Septbr. 1772 alle 

teren Provinzjal⸗Geſetze gänzlich aufgehoben worden, und daß, wenn 

man auch dennoch darauf zurückgehen wollte, man eine Eulſcheidung der 
vorgelegten Fragen nur auß dem jure canonico und insbefondere aus 
dem Beſchluß des Concilii Tridentini entlehnen könnte, welchem es aber 
in diefer Materie an hinläuglicher Beſtimmtheft ermangele. Bel Liefer 
Unbeſtimmtheit nun würde man auf die Meinungen der Rechtslehrer, 
und bei deren ermangelnder Gleichförmigkeit auf die Vorſchrift des als 
gemeinen Landrechts, in Gefolge des 8. 9, des Patents vom 5. Febr. 
1794, zurückgeführt werden. Ueberhaupt wäre es wohl fejt zweckwi⸗ 
drig, das kanouiſche Recht als eine Quelle der in die Provinzjal⸗Land⸗ 
rechte aufzunehmenden Abweichungen zu betrachten. Mit gleichem und 
mehrerem Scheine würde auch auf das cömiſche Stet Rͤckſicht zu nehè 
men ſeyn, und ſodann würden alle von dem bisherigen gemeinen Rechte 
abweichende Verordnungen des allgemeinen Landrechts durch die Provins 
kial⸗Landrechte aufgehoben werden, und erſtere nur für tine idealiſche 
Welt anwendbar bleiben. N i 

Das allgemeine Landrecht ſoll die Stelle der römiſchen und Finda 
niſchen Rechte einnehmen. Wenn man letztere als Provinzial⸗Land⸗ 
rechte betrachten wollte, würde der ganze Endzweck der neuen Geſetzge⸗ 
bung vereitelt werden. Abſtrahirt man nun ſolchergeſtalt von den in 
Weſtpreußen vor der Beſttznehmung geltenden Geſetzen, fo fragt es ſich 


nur noch! z 


ob bei der Beſitznehmung, oder nach derſelben, durch Weſtpreußi⸗ 
fhe Provinzial⸗ Geſetze ſolche Beſtimmungen feſtgeſetzt worden, 
welche eine Abweichung vom allgemeinen Landrechte nothwendig 
machen dürften? ; d 
Die Regierung hat nur einige Entſcheidungen der Geſetzeonunifſton ünd 
eine Verorduung vom 7. Febr. 1711 anführen können, welche obgedach⸗ 
tes Collegium bedenklich gemacht haben, die Vorſchrift des allgemeine 
Landrechts zur Richtſchnur anzunehmen. Die Entſcheidungen der Geſetz⸗ 
tommiſſion find in Altmaͤrkiſchen, Magdeburglſchen und Cleviſchen Sas 
en ergangen, und die anſcheinenden von der Regierung aufgeſtellten 
ſchiedenheiten erhalten dadurch ihre Erledigung: 5 
daß in dem einen Falle die Kirche eigenes Vermögen beſaß, in 
dem andern aber davon entbloͤßt war. ^ 
Os iſt gewiß nicht die Abficht geweſen, durch Entſcheldungen, welche 
die Geſezcommiſſion in einzelnen Fällen vor Ausarbeitung des algemeſ⸗ 
tien Landrechts abgefaßt hat, den Stoff zu künftigen, in fämmtliche 
Provmzial⸗Landrechte aufzunehmenden Abweichungen vorzitbereiten, wel⸗ 
es man doch annehmen müßte, wenn man bei Abfaffung des Wefts 
bieußiſchen Landrechts auf ältere Entſcheidungen der Gefegeommiffien 
25 b 
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in ſolchen Sachen Ruͤckſicht nehmen wollte, welche aus andern Provins 
zen dahin zur Entſcheſdung gediehen wären. y 

Diefem allen tritt noch bei, daß man geößtentheils die bei dieſen 
Entſcheidungen zum Grunde liegenden Rechtsſätze auch in das Allge⸗ 

‚eine Landrecht aufgenommen hat; und es würde nach dem oben Anges 
führten eine febr unnöthige Arbeit ſeyn, fid) deshalb in ſpeclelle Bers 
gleichungen einzulaſſen. 

„So viel mm die Verorduung vom 7. Febr. 1711 betrifft, fo if 
deren Anwendbarkeit in Weſtpreußen zwar nicht zu bezweifeln, da ſolche 
von Grube in fein Corpus Constitutionum Prutenicurum P, I. Nr. 17. 
aufgenommen worden. Sie ift aber eigentlich von dem hieſigen Gonſi⸗ 
forium an bie Inſpectoren erlaſſen, befindet fid) im Milius T. I. Lib. I. 
Nr. 78. und i analogiſch auch in andern Provinzen befolgt worden. 
Schon hieraus ergiebt fih, daß diefe Verorduung nicht als ein auf die 
beſondere Berfaſſung Weitpreufens fi) gründendes Provinzial- Sofe 
zu betrachten fey, und eine Ausnahme von der Regel begründe. Es iff 
vielmehr diefe Verordnung als ein Theil des juris communis anzuſehen, 
weichem das allgemeine Landrecht fubſtttuiet worden. Hauptfächlich ijt 
hierbei in Erwägung zu ziehen, daß die Verordnung vom 7. Februar 
1711 nur darin vom allgemeinen Landrechte abweicht, daß nach letzte⸗ 
rem das Kirchenvermögen unter gewiſſen Modalitäten zu den Bauz und 
Reparatur⸗Koſten der Pfarr- Gebäude angewendet werden darf; nach 
erſterer aber Koſten dieſer Art nicht aus dem Kirchenvermögen zu ents 
nehmen find, Dieſe Verſchiedenheit ijt nicht von der Art, daß deshalb 
eine Ausnahme in den Weſtpreußiſchen Provinzial- Gesetzen ſtatt finden 
müßte, indem keine Gründe obwalten, weshalb in dieſer Provinz nicht 
eben bie Verhältniſſe beobachtet werden könnten, welche in Anfehung 
der übrigen Königlichen Provinzen eingeführt worden. Bei dem ge 


wöhnlich nur geringen Kirchen⸗Vermoͤgen ift es ſelten von erheblichem 


Einſtuß, ob dieſes mit zu den Pfarr⸗Vauten verwendet, oder bloß zu 
den Kirchen⸗Bauten aufgefpart wird. Nach der Dispofition des allge⸗ 
meinen Landrechts werden, bei erſchöͤpftem Kirchenvermögen, bie Kir⸗ 
chen ⸗ und Pfarr- Baukoſten auf gleiche Mrt aufgebracht; unb dasjenige, 
was die ſubſidiariſch Verhafteten auf der einen Seite dadurch erſparen, 
wenn bie Pfarrbauten aus dem Kirchen⸗Vermoͤgen beſtritten werden, 
verlieren ſie wiederum auf der andern Seite dadurch, daß ſie früher 
zum Sufdjuj bei den Kirchen ⸗ Bauten angehalten werden, wenn deren 
Vermögen durch Pfarr⸗Baukoſten geſchwächt worden. In jedem Falle 
kaun man nicht ſagen, daß in Weſtpreußen beſondere Einrichtungen oder 
Verhaͤltniſſe obwalten, welche, wenn fie allgemein vorhanden wären, 
den höchſten Geſetzgeber bewogen haben würden, den g. 789, Tit. 11. 
Th. II. des allgemeinen Landrechts anders, als geschehen, faffe zu 
laffen, Dieſes ift hinreichend, um wegen Weſtpreußen eine Ausnahme 
für unnoͤthig zu halten. Aus dieſen Gründen find wir des allerunter⸗ 
thänigſten Dafürhaltens: t 
daß in Anfehung der erften, zweiten und dritten Frage die Weſt⸗ 
preußiſche Regierung anzuweiſen ſeyn dürfte, ſowohl in dem vor⸗ 
liegenden, als in künftigen ähnlichen Fallen die Entſcheidungen 
nach den Vorſchriften des allgemeinen Landrechts abzufaſſen, auch, 
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daß es bei dein Entwurſe des Weſtpreußiſchen Provinzial⸗Land⸗ 

rechts in Auſehung dieſer Fragen keiner Ausnahmen von gedachten 

Vorſchriften bedürfe. 
So viel endlich die vierte Frage: E 

wegen Goncurrenz ber proteſtantiſchen Einwohner zum Bau und zur 

Beſſerung kathollſcher Kirchen? und Pfarrgebäude, 
betrifft, fo find wir ebenfalls der Meinung : 

daß dieſe Frage vor der Hand, und bis etwa im künftigen Pro⸗ 

incial⸗Landrechte ein anderes feſtgeſetzt werden mochte, lediglich 

nach den Vorſchriften des allgemeinen Landrechts zu entfcheiden fey. 
Es ift kein Provinzial + Geſetz vorhanden, welches auf diefe Materie ber 
zegen werden könnte, als höchſtens der von der Regierung allegirte 
Warſchauer Frackat von 1768. In dieſem wird nun zwar der Kirchen⸗ 
und Pfarr- Bauten nicht ausdrücklich erwähnt, und es ift nicht zu [euge 
nen, daß derfelbe in den verſchtedenen über dieſen Gegenſtand bisher 
zum Proceſſe gediehenen Fällen auf verſchiedene Art erklart worden. 
Da indeſſen hieraus allenfalls nur folgt: daß der eigentliche Sinn die⸗ 
fes Tractats für zweifelhaft geachtet werden müſſe; fo glauben wir, 
daß, um — vor der Hand wenigſtens, und bis zur Emanirung des Proz 
vinzial⸗Landrechts — ein jus certum über dieſe Frage feſtzuſetzen, nach 
dem ganzen Geifte und den anglogiſchen Vorſchriften des Publications⸗ 
Patents vom 5. Febr. 1794 derjenigen Auslegung, welche mit der T. 
orie des allgemeinen Landrechts übereinſtimmt, der Vorzug gegeben wer⸗ 
den müſſe; zumal da der Grund, warum in dem Warſchauer Tractate 
die Diſſidenten von verſchſedenen daſelbſt namhaft gemachten Parochial⸗ 
#råftationen entbunden worden: s 

sqnoniam proprios suos sacerdotes sustentare tenentur,“ 
auch auf die Goncurreng bei Kirchen⸗ und Pfarr⸗Bauten Anwendung. 
findet, als welche den dermaligen proteſtantiſchen Einwohnern Weſtpreu⸗ 
bens in Anfehung derjenigen proteſtantiſchen Kirchenſyſteme, wozu fie 
letzt geſchlagen find, oder fid) halten, ebenfalls obliegt 2c. 


Berlin, den 30. Septbr. 1796. 
i Die Gefegcommiffion. 
Stengels Beitr. Od. 8. S. 232 = 


Nr. 92. 


Refeript des Großkanzlers vom 28. Auguſt 1797 an das 
Königsbergiſche Commerz⸗ und Admiralſtätscollegium, betr. 
die Unguͤltigkeit der Wechſelordnung vom Jahre 1751 
in Oſtpreußen. 

Die in Euerm Berichte vom g. März dieſet Jahres angeführten 
rechtlichen Gründe, aus welchen Ihe Euch verpflichtet haltet, fernerhin 


Tad der Wechſelordunng vom Jahre 1751, und nicht nach bem allg. 
Landrechte zu erkennen, find vollig unerheblich. Die Wechſelordnung 
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vom Jahre 1751 ift ein allgemeines Landesgeſetz, und hat dadurch, daß 
fie in der Negierungeinfteuction vom J. 1774 allegirt worden, fo wer 
nig, als dadurch, daß feit Emanirung derſelben darnach auch in Kö⸗ 
nigsberg verfahren worden, die Eigenſchaft eines Hſtpreußſſchen Provins 
zialgeſetzes erhalten. Da nun das Landrecht nach dem Publicationspas 
tent, den bis dahin beſtandenen allg, Landesgeſetzen unſtreitig derogirt, 
fo ift es keinem Zweifel unterworfen, daß nunmehr auch in der hier 
vorliegenden Materie nicht nach der Wechſelordnung vom J. 1751, fone 
dern nach dem Landrecht erkannt werden muß. Indeſſen ijf de Lege 
provincigli ferenda auch der zweite Theil Eures Berſchis in Erwägung 
gezogen worden, und die Frage zu, beurtheilen ! 5 
bb nach der befondern Beſchaſſenheit des Preußiſchen Handels und 

Wechſelverkehrz, die Dispoſition des allg. Landrechts in Anſehung 

der in Königsberg ausgeſtellten oder endoſſtrten Wechſel eine Wbs 

änderung erfordere, und die Wechſelordnung vom J. 1751 für 

dieſe Provinz als Lex specialis wieder herzuftellen fey? . 
Allein das Commerziendepartement, mit welchem darüber gonferirt wors 
den, ift nach dem abſchriftlich anliegenden Schreiben, aus den darin ans 
geführten Gründen, der Meinung, daß diefe Wiederherſtellung weder 
nothwendig noch nützlich, und fogar ſelbſt dem Verkehr und Eredit der 
Koͤnigsbergiſchen Wechſel nachtheilig ſeyn würde. Da nun auch das 
von Euch zum Provinzial⸗Landrechte formirte, dieſen Punkt betreffende 
Monitum weder von der Regierung noch von der Geſetzcommiſſion er⸗ 
heblich gefunden worden ijt; fo muß es bei der Vorſchrift des allg. 
Landrechts auch für Oſtpreußen lediglich fein Bewenden haben, und ihr 
werdet hierdurch gemeffeuft augewieſen, Euch nach dieſer Vorſchrift von 
nun an auch in judicando pflichtmäßig zu achten. 
Berlin, am 28. Auguſt 1797. 

Auf Sr. Königl. Majeſtät allergnädigſten Specials Befehl. 
v. Goldbeck. 


An das Oſtpreußiſche Commerz und Aoniralitätes 
Collegium zu Königsberg, 


Beilage 

Ueber den mir von Ew. Eresllenzien mittelft geehrteſter Zuschrift 
vom 8. April d. J. gefälligſt mitgetheilten Bericht des Oſtpreuß. Con 
merz⸗ und Admiralitäts⸗Collegi, 

betreffend die Beschwerde der hieſigen Kaufleute, daß bie Königs⸗ 

berger bei proteſtirten Wechſeln dem Juhaber derſelben keinen Rid 

wechſel über einen dritten Det geftatten wollen, 
Habe ich die Erklärung der hieſigen Kaufleute erfordert, und verfehle 
nicht, ſowohl befagten Bericht nebſt deffen Beilage, hierneben zu remit? 
tiren, als auch die Erklärung der biefigen Kaufleute beizufügen. 

Ich glaube, daß die Königsbergiſchen Kaufleute in diefer Sache 
wenn man dabei auf das Weſentliche aller Wechſelgeſchäfte Rückſicht 
nimmt, Unrecht haben, und daß fie ſelbſt, wenn man ihrem Geſuche 
nachgeben wollte, ihrem eigenen Wechſelhandel einen Stoß geben wurden. 

Der Kaufmann in Königsberg, der dem Verliniſchen Banquier e 
nen Wechfel auf London, Amſter bam“ zc. anbietet, bietet ihm Eng 
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ſches oder Holländiſches Geld an, welches an dem bezogenen Orte zu 
einer beſtimmten Zeit bezahlt werden muß. Dieſer gekaufte Wechſel in 
der Brieftaſche des Bangulers ift eine Waare, die er entweder ſelbſt 
an dem bezogenen Orte in Empfang nehmen, oder einem andern über⸗ 
laffen und weiter verkaufen kann. Nur die wirkliche Bezahlung der bes 
zogenen Summe, an dem bezogenen Orte, zu der beſtimmten Zeit, iſt 
die Erfüllung der Verbindlichkeit, die der Verkäufer des Wechſels gegen 
den Inhaber übernommen hat; und da auf der Sicherheit dieſer Erfül⸗ 
ig der ganze Wechſelhandel und alle damit verbundene Operationen 
beruhen; fo folgt daraus von felbft, daß der Verkäufer des Wechſels 
dem Inhaber diefe Erfüllung unbedingt leiſten, und daß der leßtere 
ſolche von jenem fih zu verſchaffen das Recht haben muß. Dieſes kann 
nun bei erfolgter cee des gekauften Wechſels nicht anders als 
vermittelt eines Rückwechſels auf ben Traſſanten geſchehen, und wenn 
zwiſchen dem bezogenen Orte und dem Wohnorte des Traſſanten kein 
birecter Wechſelverkehr Statt findet, [o kann ſolches wiederum nicht 
anders als mittelſt eines Rückwechſels über einen dritten Ort, über 
welchen beide gewöhnlich Wechſelgeſchäfte machen, geſchehen. Wieſes 
Recht des Wechſelinhaberg und dieſe Verbindlichkeit des Fraſſanten ift 
die Stütze des ganzen Wechſethandels, und daher von den meißten 
Wechſelordnungen anerkannt und in das allg. Landrecht aufgenommen 
worden. 
Die Königsbergiſchen Kaufleute haben auch nichts vorgebracht, was 
dieſe Grundſätze im Allgemeinen enteräften könnte! fie behaupten nur 
bauptſächlich, daß ſelbige auf Königsberg nicht angewendet werden Enz 
ten, und zwar aus folgenden Gründen: I 

a) weil man in Rußland, woher bie Könlgsberger die meifton Wech⸗ 
ſel bekommen, keine Berechnung von einem über einen dritten Ort 
gezogenen Ruͤckwechſel geſtatte; 

v) weil fie den Berliniſchen Banquiers del eredere ſtehen müßten; 
da fie doch dieſes von ihren Ruſſiſchen Commiſſionairs nicht erlan⸗ 
gen könnten; 

c) weil die Sache von ben Berliniſchen Banquiers gemißbraucht wers 
den konne. 

Was den erſten Punkt betrifft; [o ij 


1) nicht erwieſen, daß die Rückwechſelung über einen dritten Ort von 


dem Ruſſiſchen Wechſelrechte nicht auerkannt werde; vielmehr fas 
gen die Königsberger ſelbſt, daß in dem Ruſſiſchen Wechſelrechte 
lauter Willkühr herrſche, und fie bei den häufigen Vorfällen von 
proteſtirten Wechfeln beinahe jedesmal eine andere Behandlung erz 
führen, Bei dieſer Lage der Sache ift es nicht einmal möglich, in 
unſern Geſetzen etwas den Ruſſiſchen Geſetzen Analoges zu beſtimmen; 
2) gestehen die Königsbergiſchen Kauſtente feloft, daß fie von ben 
Stufen, außer den Proleſt⸗ und übrigen Koften, +, oft aber 22 
Procent Zinſen für den Monat, und fogar auch die Vergütung des 
Unterſchiedes im Curs erhalten. Die Königsberger wollen aber 
den Berliniſchen Banquiers nur + Procent Zinſen und + Procent 
Proviſten zugeſtehen; das heißt: fie wollen ſich in den Fall ſetzen, 
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niemgls etwas verlieren, oft aber noch bei den Proteſten gewinnen 

zu koͤnnen, welches doch zu viel verlangt ift. 

8) Es ift einleuchtend, daß ber Schaden, den der Juhaber des Wech⸗ 
ſels durch die nicht erfolgende Zahlung leidet, in den allermeiften 
Fallen durch die Rückzahlung des Kapitals nebſt Zinſen und Pros 
viſton nicht vergütet werden kann; und etz würde hoͤchſt unbillig 
fov dem Inhaber wider fein Berfihulden dieſen Schaden gufzu⸗ 

ürben, 

4) Es kann daher nicht fehlen, daß, wenn man die Rückwechſelung 
bei den durch die Hände der Koͤnigsbergiſchen Kaufleute gegange⸗ 
nen Wechſeln nicht gestatten wollte, alle diefe Wechſel febr bald 
verrufen werden und außer Credit kommen würden, und dieſes 
00 zum hoͤchſten Nachtheil des Königsbergiſchen Wechſelhandels 
gereichen. > 

Was den zweiten Grund der Königsbergiſchen Kaufleute, daß nem 

lich die Ruſſiſchen Commiſſtonairs ihnen nicht del credere fteben wole 
len, betrifft: fo ift es nicht möglich, daß die Geſetzgebung auf dleſen 
Umſtand, der auf einzelnen Verabredungen der Kaufleute unter fid) be⸗ 
ruhet, und in Fauſend Fällen fid) andert, Ruckſicht nehmen kann. 

Was endlich die Königsberger wegen des Mißbrauchs anführen, 
den die Berliniſchen Banquiers von der Sache machen könnten: fo ber 
ruht ſolches eines Thells nur auf bloßer Furcht und ArgYohn, und an⸗ 
dern Theils ift es die Sache des Königsbergers, dem Mißbrauche in 
gat piemen Fällen nachzuſpüren und fih dagegen rechtliche Hülfe zu 
verſchaffen. 

Nach dieſem allen halte ich dafür, daß es bei Vorſchrift des allg. 
Lanprechts, in Anſehung der Rückwechſel über einen dritten Ort, auch 
in Anſehung von Königsberg zu belajfen ijt. 

Berlin, den 16. Auguſt 1797. 

BR v. Struenſtt. 
An ein hochlöbliches Juſtizdepartement. 


Nr. 93. 
Reſcript, die Verträge der Ehefrauen betreffend. 


viebrich Wilhelm, König von Preußen. Unſern ꝛc. Es if unbe⸗ 
denklich, daß dasjenige, was in Anfehung der Form der Contracte 
Bürgſchaften und Erpromiſſionen verehelichter Frauensperſonen, folgli, 
auch in Anſehung ihrer Verzichtleiſtungen, durch das Reſeript vom 10. 
October v. J. auf Euern Untrag feſtgeſetzt worden, auch auf unvekehe⸗ 
lichte Frauensperſonen und Mittwen anzuwenden fey; mithin auch in 
Tuſehung dieſer die Form folder rechtlichen Handlungen lediglich nach 
den Vorſchriften des Allgemeinen Landrechts beurtheilt werden mie 
Ihr werdet daher auf Euern Bericht vom 22. Auguſt hiedurch autori 
fict, Gure untergerichte darnach zu inffwiren, Sind ac. Berlin, den 
4. Septbr. 1797. A. S. B. 
p. Rieck. e. Wollner. v. Goldbeck, v. Thulemeier. 
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Nr. 94. ie 


Reſcript des Großkanzlers an bie oftpreußifche Regierung 
vom 9. October 1797, über die Form hypothekariſcher 
Schuldverſchreibungen der in Gemeinſchaft der Güter 
lebenden Eheleute. 

a. Bericht. 


Dee Stadtgericht allhier ijt in dem E. K. M. unter dem 17, Juli 
1792 allergehorſamſt eingereichten Juſtizviſitationsbeſcheide vom 5. Nor 
vember v. J. dahin angewiefen: 5 E 

daß bei hypothekariſchen Schuldverſchreibungen ſolcher Eheleute, 

welche in Gemeinſchaft der Güter leben, von Seiten der Frau die 

Zuziehung eines beſondern Geſchlechtsvormundes nicht erfordert werde; 
wogegen E. K. M. im Neferipte vom 11. Juli v, J. an das reformirte 
Kirchendirectorum zu Berlin, daſſelbe auf die Anfrage wegen der bei 
ſolchen gemeinſchaftlichen Schuldinſtrumenten zu beobachtenden Förmlich⸗ 
eiten überhaupt dahin beſchieden haben: t 

daß die Ehefrau, um die erforderliche Einwilligung gültig abzugeben, 

mit einem gerichtlich beſtellten Geſchlechtsvormunde verſehen ſeyn 

iffe. 

Von diefer entgegengeſetzten Beſtimmung, welche erft neuerlich aus dem 
Britten Bande ber Gifenberg - und Stengelſchen Beiträge zur Kenntniß des 
preuß. Juſtizverfaſſung alhier bekannt geworden, hat daher das Stadt⸗ 
gericht Veranlaſſung hergenommen, der abſchriftlſchen Anlage gemäß, 
nähere Anweiſung darüber, wie es in dieſem Punkte in Zukunft zu Hal: 
ten fey, bei uns nachzuſuchen. 

Wir müffen nuh zwar der Aeußerung des Stadtgerſchts darin beiz 
pflichten, daß durch die Einmiſchung beſonderer gerichtlich beſtellter Ges 
ſchlechtsvormunder bei dieſer Art von Geſchäften in den mehrſten Fallen 
eine låftige, zur Beförderung des Gewerbes nicht zureſchende Einſchränkung 
beider Eheleute entftehen wird. Auch ſcheinen uns die Vorſchriften des 
Preußiſchen Landrechts Th. I, Lib. 1, Tit. 24. Art. 15. 5. 18. S. 76. 
und Lib. 4. Tit. 5, Art. 2, $. 1. S. 90, imgleichen Tit. G. Art. 2. 6. 7. 
S. 107 von den Beſtimmungen des Allg. Landrechts Th. II. Tir. 1. 
1. 377. 378 und 390 immer darin abzuweichen, daß nach dem enftern 
dicht eine förmliche Einwilligung der Ehefrau, fondern bloß deren Wif- 
ſenſchaft erfordert wird, indem es beſonders in der letzten Stelle des 
Fa chen Landrechts fogar vom Verkaufe der gemeinſchaftlichen Grund- 

tge nur heißt: 

und ſolchergeſtalt kann auch ein Ehegatte, „fo in kölmiſchen Gütern 

fiet, ein Haus oder Grund ohne des andern Wiſſen nicht gang vers 

aufen. 3 

Da nun diefe Wiſſenſchaft dadurch, daß bie Mitausſtellung ſolcher 
Schuldoerſchreibungen von Seiten der Ehefrauen Behufs der Eintragung 
in bie Sypotpetenbücher immer vollftändig beglaubiget werben muß, außer 

weifel geſetzt wird, fO durfte es um deſto unbedenklicher fem, es hiebei 
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bewenden zu laffen, da eben biefer gerichtliche oder notarialiſche Actus 
der Mitausſtellung den Ehefrauen Gelegenheit darbietet, Von idis ij» 
ren etwanigen Widerſpruch an den Tag zu legen, um die Sache alsdaun 
m a Vorſchriften des Allgem. Landrechts . o. $. 387 und 388 ein⸗ 
zuleiten. 

Hierzu kommt noch, daß fon im Corpora juris Friderieianl Th. II. 
Tit. 1. J. 9, fo wie nachher in der Allgemeinen Gerichtsordnung Th. I. 
Tit. 1. 5. 94 bie Bur feſtgeſtellt ijt, nach welcher der Ehemann jeder 
zeit die Stelle des Giſchlechtsvormundes vertritt; und daß wir dagegen 
die Ausnahme hiervon im F. 8. und reſp. im 8, 16.2 
Pr an die Frau mit bem Manne contrapiren ober Pyrtrͤge ſchlle⸗ 

en will, d 
bieher bloß von Verträgen zwiſchen beiden, nicht aber auch von ger 
meinſchaftlichen Verträgen Beider mit einem Dritten verſtanden haben. 
ueberhaupt ſetzt endlich das Preußiſche Landrecht Th. I. Lib. 2. 
"Tit, 6. Art. 9. $. 6. S. 313 den allgemeinen Geundſatz feft: 3 
So wollen wir auch, daß ein Mann nicht allein hub Hausfrau 
ehelicher Vormund fey, und fie allein in Rechtshaͤndeln zu vertre⸗ 
ten ſchuldig, ſondern er müffe auch auſſerhalb Rechtens in andern 
ihren Sachen ihr Curator oder Vormund ſeyn, 
und wenn gleich in der Jnſtruction vom 30, Juli 1774 S. 91 sub No. 
22 und 27 demnächft verordnet ift, 

daß keine Frauensperſon ohne einen gerichtlichen Guratorem sexus etwas 

zu Recht beftändiges gerichtlich oder außer Gericht vornehmen könne 
ſo dürfte es doch unbedenklich ſeyn, daß damit jenes Recht der Ehe⸗ 

männer nicht aufgehoben worden, zumal (dom das Corpus juris Frideri- 
ciani dieſes Rechk, wiewohl unter beſondern Einſchränkungen, auf alle 
Falle wieder hergeſtellt hat, 

So wie indeſſen die vorliegende Frage dennoch erheblichen Zweifeln 
unterworfen bleibt, fo ſtehet eë uns auch uberhaupt nicht zu, die dem 
Stadtgericht unter E. K. M. Genehmigung ertheilte Anweiſung bloß auf 
den Grund einer einem andern Gollegio ertheilten und nur durch eine 
Privatſammlung uns bekannt gewordenen Stefolutiow wiederum zurückzu⸗ 
nehmen, und wir bitten daher allergehorfamit: 

uns mit der nähern Beſtimmung zu wnferer eigenen Achtung ſo⸗ 

wohl, als zur Beſcheidung des Stadtgerichts allergnädigſt verſehen 

zu laffen. 

Uebrigens ergiebt es fih wohl von ſelbſt, daß bie Erforderuiſſe bel 
Verpfändungen auch bei wirklichen Sierüuferungen der den Edellentes 
zugehörigen gemeinſchaftlichen Grundstücke und Gerechtigkelten zu beob⸗ 
achten find, wogegen es uns der vom Stadtgerichte eventualiter in An- 
trag gebrachten beſondern Bekanntmachung nicht zu beduͤrfen feint 26 
Königsberg, den 19. September 1797. 

E Die Oſtpreußiſche Regierung. 


Bellage. 


In dem, dem Stadtgerichte unterm 5. November 1792 zur Rich⸗ 
tung gegebenen Reviſtonsbeſcheide it . 66 ausdrücklich Beüümmt: — 
daß Ehefrauen, die mit ihren Männern in Gemeinschaft der Gt 
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ter leben, keines Curators Debürfem, ſondern allein Im Beiſtande 

ihres Mannes gültig e Schuldverſchreibungen anerkennen und Vere 

käufe von Grundftücen vollziehen können. 

, Stfelge dieſer uns ertheilten Vorſchrift haben wir auch bei ben Bors 
Hängen in Hypothekenſachen die Uffiftenz des Mannes als hinlänglich ane 
genommen, und fowohl Verkaufscontracte als Schuldverſchreibungen von 
Seiten der Frau bloß in Aſſiſtenz des Mannes als fubftantiirt gehalten. 

Indeſſen finden wir in dem dritten Bande der Eiſenberg⸗ und 
Stenzelſchen Beiträge zur Kenntniß der Jußtizverfaſſung S. 387 eine 
auf die Frage des Berliniſchen Kirchendirectorii unterm 11. Sul 1796 
ergangene Resolution, die der Feſtſetzung des Reviſionsbeſcheides wider⸗ 
ſpricht, indem durch felbige feſtgeſetzt it: 

daß, um eine Einwilligung dei Ausſtellung einer Schufdverfchreibung 

gültig abzugeben, auch eine in Gemeinſchaft der Güter lebende Ge» 

ns mit einem gerichtlich beftellten Geſchlechtsvormunde verſehen 
eon müͤſſe. 

Es ift auffallend, daß, wenn nach dieſer Feſtſetzung bei Ausſtellung 
eines gemeinſchaftlichen Hypothekenſchuldinſtruments [don die Mitwir⸗ 
kung eines gerichtlich befteilten Geſchlechtgeurgters nöthig ift, folches um 
|^ nothwendiger ſeyn dürfte, wenn die Rede von einer Einwilligung 
zum Verkaufe eines Grundſtücks ift. f 

Bei Ew. K. M., bei dieſer zwiſchen dem Nevifionsbefcheide und der 
bezogenen Refolution obwaltenden Verſchiedenheſt der geſezlichen Vers 

ügung, allerunterthänigſt anzufragen: t 

wonach wir in der Folge uns als Gefeg richten folen, 
halten wir uns ſchuldig 2c. und ſtellen anheim zu beſtimmen: 

in wie fern wir ſonach, als ohne dies, lohne einen gerichtlich con⸗ 

ſtituirten Curator, die Einwilligungen der Frauensperſonen gültig 

auf⸗ und annehmen können, 1 

Wenn wir hierüber gutachtlich unſere Meinung beifügen dürften, ſo 
dinge fie dahin: PUE ix 

daß bei Ehefrauen der Curator eine überfüüffige und öfters laͤſtige 

erſon feys EE SIS 

Ss enges ſchon der Natur der Sache nach, und ſeines eige⸗ 
nen Vortheils wegen für das Beſte feiner Ehegattin forgen wird, nächſt⸗ 
dem aber felten der Fall ſeyn dürfte, daß bei Eheleuten, fo unter fich 
einig leben, der Curator irgend einen rechtlichen nützlichen Einfluß dürfte 
erhalten können. y a 

Sollte indeſſen die Buziepung eines Curators erforderlich ſeyn, fo 
dürfte eine öffentliche, durch das Intelligenzblatt zu bewirkende Bekannt⸗ 
machung an das Publicum, fo ſetzt an das Verfahren ohne Zuzfehung 
eines Curators gewöhnt ij, nótfig ſeyn. 

Wobei wir es E. K. M. anheim ſtellen, dieſe Bekanntmachung ent⸗ 
weder ſelbſt zu veranlaſſen, oder aber dieſelbe uns gnädigſt zu übers 
lofem, Königsberg, den 1. September 1797. 

Das Stadtgericht. 


b. Reſeript. 
Wenn auch nach den Vorſchriften der bisherige Provinzialgeſetze es 
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für zweifelhaft angeſehen werden kann: ob eine in commnnione bonorum 
lebende Ehefrau, wenn ſie mit dem Manne zugleich über ein gemein⸗ 
schaftliches Immobile Schuldverſchreibungen an einen Dritten aus⸗ 
Melt, und alfo in die Verpfändung eimwilligt, zur Declaration dieſes 
Conſenſes noch eines beſondern Geſchlechtsvormundes bedarf; ſo ift es 
dennoch, da nach dem eſnmüthigen Beſchluſſe der Gollegien und Ständer 
die ganze Caratela sexus in dem nächſtens zu publicirenden Provinzial 
gefe&bude aufgehoben werden fol, rathſam gefunden worden, es bei 
der Vorſchrift des Viſitationsbeſcheides vom 5. November 1792 auch noch 
ferner lediglich zu belaſſen, und der Effect des Neferipts vom 11. Juli 
d. J., welches zu Eurer Anfrage vom 19. Septb. Gelegenheit gegeben, 
bloß darauf zu richten, daß, wenn der Creditor die Zuzlehung eines ber 
ſondern Geſchlechtsvormundes verlangt, ihm darunter, fo lange das Proz 
vinzfalgeſetzbuch noch nicht publieirk ift, von dem Richter gewillfahrt 
werden muß ꝛc. Berlin, den 9. October 1797. 
v. Goldbeck. 


An die Oſtpreußiſche Regierung. 


Ni, 95. 

Reſcript des Großkanzlers an das Oſtpreußiſche Pupillen⸗ 
Collegium vom 30. October 1797, über Vertraͤge, wo⸗ 
durch Eltern die Gemeinſchaft der Güter einführen ober 
aufheben, und deren Widerruflichkeit wegen Verletzung 
im Pflichttheile. 

a Bericht. 


Er. Königt. Mafeſtät gegenwärtigen Bericht zu erſtatten, giebt uns 
ein Vorfall die Veranlaſfung der durch die uns bekannten Geſetze nicht 
ausdrücklich entſchieden iſt; und da wir den Vormund beſcheiden mifen 
fehen wir uns genöthige, Ew. Königl. Majeftät benfeiben vorzutragen, 
mit der Bitte, nach erfordertem Gutachten der Geſetzcommiſſton uns al: 
lergnädigſt belehren zu laffen, Ohne die Perſönlſchkeiten zu berühren, 
zeigen wir daher allerunterthänigſt folgendes an. 

Unter Perſonen bürgerlſchen Standes ijt hieſigen Orts die Gemein 
ſchaft der Güter unter Eheleuten eine Folge der Ehe, wenn ſie nicht 
durch Pacta ausgeſchloſſen wird. Dergleichen Pacta zu errichten, hat es 
bisher den Eheleuten fowohl vor ald während der Che freigeſtanden, im 
legtern Fall bloß mit der Einſchränkung, daß die Rechte der ſchon vor⸗ 
haudenen Gläubiger nicht gekränkt werden dürfen. Ein bürgerlicher Ehe? 
mann hat nun, ohne vorher ſonderliches Vermögen gehabt zu haben, 
eine bemittelte Perſon ohne Pacta zur Ehe genommen und ijt dadurch 
Miteigenthümer ihres Vermögens geworden. Er hat aus erſter Ehe ei⸗ 
nen noch minderjährigen Sohn am Leben, der unter unferer obervormund⸗ 
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ſchaſtlichen Aufſicht ſteht. Kurz vor feinem Tode hat es ihm gefallen, 


mit feiner Ehefrau Pacta. zu errichten, worin die Gütergemeinfchaft 
ausgeſchloſſen und beſtimmt wird, daß auf feinen nunmehr erfolgten 
Todesfall der Wittwe ihr in die Ehe gebrachtes Vermögen herausgege⸗ 
ben werden foll. Bei der jetzt zu veranlaſſenden Erbtheilung und nts 
einanderſetzung des Minderjährigen mit feiner Stiefmutter trägt deſſen 
ormund nunmehr bei uns um Belehrung au, ob er dieſis vom Vater 
zum offenbaren Nachtheil des Sohnes errichtete, die Gütergemeinſchaft 
aufhebende Pactum fidh gefallen lafen müffe, oder es auf einen Nechts⸗ 
teit ankommen laſſen folle, wozu er eventualiter um Autoriſation bittet. 
pir zu entſcheidende Frage würde ſolchemnach dahin gefaßt werden 
en: x 
in wie fern kaun ein von einem Vater während der Ehe errichtetes 
Ehepactum, wodurch bie Guͤtergemeinſchaft wieder aufgehoben wird, 
von dem zur Zeit deſſen Errichtung vorhandenen Kirde angefochten 
werden 
ueber die Entscheidung berfelben ſind die Stimmen der Mitglieder 
Anfers Colegii getbeilt. Das Allg. Landrecht Th. II. Tit. 1. J. 418 
ſcheint überhaupt der Aufhebung der Gütergemeinſchaft an Orten, wo 
ſolche fih auf Provinzialgefege gründet, nicht gewogen zu ſeyn, oögleich 
ſolches g. 418 die Befugniß, über die künftige Succeſſton durch Verträge 
etwas anderes anzuordnen ganz unbedingt den Eheleuten einräumt. Epen 
To i Th. II. Tit, 2. g. 482 verordnet, daß die Kinder die Verträge, 
welche Eltern unter ſich, ober mit einem Dritten geſchloſſen haben, fid) 
gefallen zu lafen ſchuldig find, fo fern ihnen dadurch der aus dem 
di gen Nachlaſſe der Eltern gebührende Pflichttheil nur nicht verkürzt 
ird. 


„ Dieſer Pflichttheil, der bier nach benannten Provinzialgefegen drei 

Viertel des ganzes Nachlaſſes beträgt, macht die Sache schwierig, well 
"i über ein Viertel des Vermoͤgens die uneingeſchränkte Diöpofition 
el bleibt, 
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natlo, fondem restitutio obwalte, weil der Ehemann nicht ſowohl das 
ihm ganz eigene, ſondern vielmehr nur das von der Frau zugebrachte, 
ihm mitgetheilte Vermögen weggiebt, dagegen das ſeinige ebenfalls wie⸗ 
der erhält, und daß alfo den Kindern kein Recht zuſtehe, jid) über ders 
gleichen Verträge der Eltern zu beſchweren. Sie unterjtügen ferner ihre 
Meinung dadurch, daß ſonſt hieraus die Nothwendigkeit der Zuziehung 
der Kinder etter Ehe, oder deren Curatoren, zu den Pactis der Eltern 
bei der anderweitigen Verheirathung zu folgern ſeyn würde, und daß, wenn 
in dem gegenwärtigen Falle, wo ein armer Vater eine reiche Frau heirathet, 
die Kinder den Ehepactis zu widerſprechen das Recht hatten, im ums 
gekehrten Falle, wenn z. B. ein reicher Mann eine ganz arme Perſon 
ehelichen will, zugleich folgen müſſe, daß die Kinder den Vater oder die 
Mutter auch wider Willen zwingen könnten, an Orten, wo die Güter⸗ 
gemeinſchaft hergebracht iſt, durch Pacta ſolche auszuſchließen. 

Denn in folhem Falle entſteht durch die Ehe felbft eine Schenkung 
und eben die Verletzung detz Pflichttheils, worauf nur jetzt die Klage 
gerichtet werden kann. Ueberhaupt meinen die Anhänger der letztern 
Meinung, daß bei einer Ehe, wo die Gütergemeinſchaft, als Folge ders 
ſelben, entweder ausgeſchloſſen oder angenommen werden fol, jid) zur 
Zeit des errichteten Pacti noch nichts beſtimmtes behaupten laffe, wel 
ches für den einen oder den andern Ehegatten als Vortheil oder Erwer⸗ 
bung gelten nne; weil durch die Vorfälle in der weitern Fortſetzung 
der Ehe dieſe Frage oͤfters ganz anders beantwortet zu werden pflege, 
als man es anfänglich gemeint habe. Welche von beiden Meinungen 
das meiſte Gewicht für fih habe, darüber erbitten wir uns Ew. Königl. 
Majeſtät allerhöchſte Entſcheidung ac. Königsberg, den 11. October 1797. 

Das Oſtpreußſſche Pupillencollegium. 
b. Reſcript. 

Ueber den vermittelſt Eures Berichts vom 11. d. M. vorgetragenen 
Fall bedarf es keiner Ruͤckfrage bei der Geſetzeommiſſion, da es ſehr 
klaren Rechtens ifl, daß nur bloße donationes simplices wegen einer Ver⸗ 
letzung im Pflichttheile angefochten werden können, und daß auf einen 
ſolchen Vertrag, wovon hier die Rede ift, der Begriff einer donationis “ 
simplicis nicht paßt ze. Berlin, den 30. October 1797. 

v. Goldbeck. 


An das Oſtpreußiſche Pupillencollegium. 


Nr. 96. 

Reſcript an die Weſtpreußiſche Regierung, wegen des Ver⸗ 
fahrens bei Ueberanlaſſung einer Erbſchaft in Erman⸗ 
gelung von Blutsverwandten an den Überlebenden Eher 
gatten. De Dato Berlin, den 12. Febr. 1798. 


i a. Steftript 
F. riedrich Wilhelm ꝛc. Unſern 26 
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Es hat auf Eure Anfrage vom 30. v. M. kein Bedenken, daß 
eben das, was im Geſetz in Unſehung anderer Inteſtaterben verordnet 
Tí, auch in Anſehung des überlebenden Ehegatten ftatt finden muß. 

mini der Familienverbindungen des Erblaſſers ift bei dieſem eben 

fe gut und in der Regel noch zuverläffiger, als bei einem diss 
Verwandten, vorauszuſehen. Dolum kann man dort fo wenig, wie hier 
räſumiren, und wenn es darauf ankommt, dem Richter bie Grifteng nähes 
rer Erben zu verheimlichen, fo wird dies der entferntere Verwandte 
urch Vorlegung eines unrichtigen Stammbaumes eben fo gut als der 
ſegatte zu bewerkſtelligen reifen. Alles, was man in einem ſolchen 
I von dem Richter verlangen kann, beſteht darin, daß derſeſbe von 

Arbitrio, welches ihm das Geſetz in Beſtimmung der Friſt goats 
"t, wie lange auf die Anmeldung eines Erben gewartet werden ſolle 
G. IX. 479.) in dem Falle Gebrauch macht, diefe Friſt zu verlängern, 
wenn die Erbſchaft von Belang, und der Erblaffer, nach den vorhande⸗ 
nen Nachrichten, aus einem entfernten Lande gebürtig iſt, oder ſonſt 

imſtände vorhanden find, welche es wahrſcheinlich machen, daß die Ers 

udigungen, welche der in ſolchen Füllen allemal zu beftellende Curator 
vornehmen muß, eine längere Zeit als gewöhnlich erfordern möchten. 
Was übrigens den ſpeciellen Fall betrifft, der zu Eurer Anfrage Geles 
genheit gegeben, fo ſcheint die Ertradition ohne Aufgebot wm fo unbe⸗ 
denklicher, da der Erblaſſer ſchon über ein Jahr verſtorben ijt und fid) 
in diefer geraumen Friſt Niemand zur Erbſchaft gemeldet hat. Sind zc. 

Berlin, den 12. Februar 1798. 


Ad Mandatum 
v. d. Reck. v. Wölluer. v. Goldbeck. v. Thulemeier. 
b. Bericht. 
Alterdurchlauchtigſter 2c. ni 


Pr Stadtgericht zu Elbing hat in feinem abſchriftlich beigehenden 
richte vom 19. Jan. a. c, darüber angefragt: 
ob in dem Falle, wenn von feinem Blütsverwandken eines Vers 
ſtorbenen Nachricht vorhanden; dem überlebenden Ehegatten deſſel⸗ 
ben, als dem in Ermangelung erbfáfiger Verwandten geſetzlich zur 
Erbfolge Berechtigten, der Nachlaß des Verstorbenen bloß gegen die 
Verſicherung an Eidesſtatt: daß ihm keine Verwandte des Erblaſ⸗ 
ſers bekannt, zu überlaſſen ſey, oder es dazu einer vorläufigen öf⸗ 
ken Vorladung und Präcluſton der unbekannten Verwandten 
zedürfe? 
ra zugleich bemerkt, daß die Mehrheit der Stimmen bei ihm dafür 
id daß es keines Xufgebotà der unbekaunten Erben bedürfe, weil ein 
Dies nach Vorſchrift der Gefege nur alsdann erforderlich, wenn ents 
dat. die Erbſchaft als ein herrenloſes Gut dem Fisco anheimfallen 
iei oder wenn wegen Griftenz näherer oder gleich naher anderer Erben, 
ade den fid) meldenden, Vermuthung vorhanden. Diefes iſt nun zwar 
ius richtig, und in dem Berichte für die gegenfeitige Meinung der 
auferenten von den Mitgliedern des Stadtgerichts kein Grund angeführt: 
finden aber bie Gutſcheidung der Skreitfrage nach der geſetzlichen 
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Regel in gewöhnlichen Erbſchaftsfallen um deswillen bedenklich, weil das 
Allgemeine Landrecht Th. I. Tit. 9. $. 485 seq. den gu vorauéfeéty 
daß fid) wirkliche Blutsverwandte des Erblaſſers als Erben gemeldet 
und legitimirt haben, wenn es verordnet, daß der Nachlaß an den fid) 
meldenden Erben bloß gegen die Verſicherung, daß ihm keine nähere 
oder gleich nahe Verwandten bekannt, verabfolgt werden foll, und zwis 
ſchen dieſem Falle und demjenigen des Erbanfalles an einen bloßen Ehe⸗ 
gatten der weſentliche Unterſchied obzuwalten ſcheint, daß theils die im 
d. 464 verordnete Nachweiſung des Grades der Verwandtſchaft in der 
Regel wohl nicht geſchehen kann, ohne die Exiſtenz anderer Verwandten, 
wenn dergleichen wirklich vorhanden, zur Kenntniß des Richters bei der 
im g. 485 vorgeſchriebenen Prüfung zu bringen, die Nachweiſung des 
bloßen Ehebandes aber auf gar keine Spuren der Blutverwandtſchaften 
leitet, theils ein wirklicher Verwandter des Erblaſfers peáfumtive beſ⸗ 
fere. Kenntniß von feiner Familie beſitzt als fein Ehegatte, folglich Jenes 
eidliche Verſicherung zuverläffiger ijt. In dem Blombergiſchen Erb⸗ 
ſchaftsfall, welcher die Anfrage veranlaßt, fómmt überdies zu den Zwei⸗ 
felsgründen noch hinzu, daß nicht der überlebenden Ehegattin ſelbſt, 
ſondern, da ſelbige ebenfalls 14 Tage nach dem Ehemann ſchon verſtor⸗ 
beu ijt, ihren Verwandten, von welchen fih noch weniger als von ihr 
ſelbſt vermuthen läßt, daß fie mit einiger Zuverläſſigkeit die Nichteri⸗ 
feng von Verwandten des Erblaſſers zu verſichern im Stande, die Erb⸗ 
ſchaft verabfolgt werden foll, und wir halten uns daher für verpflichtet, 
Ew. Königl. Majeſtät die Entſcheidung der Eingangs erwähnten Frage 
ſowohl iu abstracto, als eventualiter in casu concreto, allerunterthͤ⸗ 
nigſt anheim zu ſtellen. Die wir in tiefſter Ehrfurcht erſterben 
Ew. Koͤnigl. Majeftät, 
Marienwerder, 
den 30. Januar 1798. 8 allerunterthaͤnigſt sc. 
die Weſtpreuß. Regierung. 
Schrötter. Schmiedeberg. Büſching. v. Alemann. Riepe. Oelrichs. 
v. Teveuar. Reuter. 


c Beilage. 


Allerdurchtauchtigſter 2c. x 4 

Den 26. December 1796 ſtarb ber hieſige Bürger und Züchnermeiſter 
Gottfried Blomberg, und hinterließ keine nähere bekannte Erben, als 
feine Ehefrau, Maria geborne Stolzfus, welche ihm indef den 7. Jan. 
a. pr. im Tode nachfolgte; bei der verauſtalteten gerichtlichen Obſigna⸗ 
tion und Inventur des geſammten Nachlaſſes der kurz nach einander ver⸗ 
ſtorbenen Blombergiſchen Eheleute fanden fid) nur Seitenverwandte der 
nachverſtorbenen Ehefrau als Erben ein, welche den gefammten Nach⸗ 
laß beider verſtorbenen Eheleute, wermöge des juris repracsentationis ef^ 
tradirt verlangen, worfen auch der für die Maffe gerichtlich bestätigte 
Curator gewilliget hat, da keine bekannte nähere Erben des zuerſt ver⸗ 
ſtorbenen erblafferiſchen Ehemannes von ihm ausgemittelt worden, aut 
l „daß folde vorhanden geweſen, haben entdeckt wer⸗ 
den Loͤnnen. 


Den 12. Februar 1798, 401 


Ew. Königl. Majeftät erbreiften wir uns, in dieſem uns zweifelhaft 
scheinenden Fall allerunterthänfgft anzufragen: 

1) Ob einer nachgebliebenen Ehegattin, im Fall keine bekannte Erben 
von Seiten des verſtorbenen Ehemannes fid) gemeldet und ab Actis 
ex div. conſtiren, der geſammte Nachlaß als Erbin zu überlafs 
fen fey, und es keines öffentlichen Aufrufes der etwanigen unbes 
kannten Erben des Erblaſſers bebürfe? oder: 

2) Ob dieſes Aufgebot etwaniger unbekannter Erben des Erblaſſers 
zuförderſt zu erlaſſen, bevor deffen hinterbliebene Ehegattin als eins 
zige und nächſte Erbin anzunehmen? i 

Die mehreften Stimmen unſeres Colegii find für die erfte Meinung, 

und begründen fich auf folgende geſetzliche Vorſchriften: 

Das Allgem. Landrecht Th. II. Tit. I, $. 621 und 622. verordnet 
ausdrücklich, daß, wenn der verſtorbene Ehemann keine Verwandte bis 
zum 6. Grad hinterlaſſe, der überlebende Ehegatte den geſammten 
Nachlaß ererben folle. j 

Dieſes beftätiget auch daß Decifum der Geſetz⸗ Gommlffion für 

eſtpreußen se. de dato Berlin d. 5. April 1782. Nun verordnet das 

Ugemeine Landrecht Th. 1. Tit. IX. 8. 477. daß ein öffentliches Auf⸗ 

gebot bei Verlaſſenſchaften nur ergehen foll, wenn gar keine bekaunte 
Erben vorhanden ſeyn ſollten, in welchem Falle dann, wenn in dem zur 
igitimation anberaumten Termin jid) niemand meldet, die Verlaſſen⸗ 
ſchaft als eine herrenloſe Sache dem Fisco anfallen foll. 

Iſt aber, wie oben erwähnt, der hinterbliebene Ehegatte bel Gr» 
Mangelung näherer Erben gleichfalls als Erbe anzunehmen, fo würde 

as Geſetz vom Aufgebot unbekannter Erben nicht anzuwenden feyt, da 

die Erbschaft in dieſem Falle keine herrenloſe Sache werden kann. Vielmehr 
würde dann der $. 486. des allgem. Landrechts Th. I, Tit. IX., wornach 
der gemeldete Erbe nur durch eine an Eidesſtatt abzugebende Berſi⸗ 
rung, daß ihm keine nähere oder gleich nahe Verwandte bekannt ges 
orden, Anwendung finden und darnach verfahren werden müſſen. 
& Ew. Königliche Maſeſtät ſiehen wir daher um guädigfte Beſchei⸗ 
mg an: 

ob wir nach dieſen angeführten, von den Mehreften unſers Colegii 

beigepflichteten Gründen nur von der Hinterbliebenen Wittwe, modo 

derer Erben, die an Eidesſtatt abzugebende Verſicherung! 
daß ihnen keine nähere oder gleich nahe Berwandte des verſtor⸗ 
benen Erblaſſers bekannt worden, 

annehmen und darnach mit Zuziehung des Curatoris Massae den Ers 

A anzufertigen haben, oder ob nach der Meinung einiger Mits 

glieder 

das öffentliche Aufgebot unbekannter Erben vorausgehen müſſe. 
Die wir in tiefſter Ehrfurcht erſterben 
Ew. Königl. Maſeſtät 
Elbing, den 19. Januar 1798. 
alletunterthaͤnigſt 2c. 
das Stadtgericht. 


Weſtprtuß. Prov. Recht. Bd. II. 20 
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Nr. 97. 
Reſeript, die Verträge der Mennoniſten betreffend. 


Vin Gottes Gnaden Friedrich Wilhelm, König von Preußen zc. Uns 
fern ꝛc. Wir bringen in Erfahrung, daß von den Mennoniſten zur Ver⸗ 

eitelung der in dem Ediete vom 30, Juli 1789 wegen Acquiſition der 
Immobilien ihnen gemachten Einſchränkungen allerlei Kunſtgeiſfe erſon⸗ 
nen und dergleichen auf ehren eigenthümlichen, odet doch fortwährenden 
und beſtändigen Beſitz abzielende Nrgotin unter andern Namen und fir 
mulirten Contracten verſteckt werden. Da nun aber das Edict die Ein 
tragung aller Beſttzrechte für Mennoniften überhaupt unterfagt, und Wie 
nicht gemeint find, die gefetzliche Vorſchrift, deren Gründe noch immer 
in ihrem vollen Umfange beſtehen, durch dergleichen Kunſtgrkffe und Si⸗ 
mulationen eludiren zit laffen, fo wird hierdurch feftgefeßt: 

1) daß auch ein antichretiſcher Pfandbeſitz von einem Mennoniſten in 
Oſt⸗ und Weſtpreußen nicht anders als unter den im Edict vorge⸗ 
geſchrjebenen Bedingungen foll aequiriet werden können; 

2) daß zwar bloße Zeitpachtungen den Mennoniſten erlaubt fem folen, 

8) daß aber, wenn in einem folchen fo benannten Zeitpacht⸗Contracte 
verabredet wird, daß die Penſion mit den Zinſen eines Capitals), 
welches der Mennoniſtiſche Pächter dem Verpächter unter dem Nas 
men einer Caution, eines Darlehns, oder irgend einem anderen Bis 
tel gegeben hat, in totam oder in tantum compensirt werden foll, 
in jedem Falle, wo dieſes Capital den Betrag einer einfährigen 
Pacht überſteigt, die rechtliche Vermuthung eintreten foll, daß der 
Contract in fraudem legis ſimulirt fep, und unter der vorgeſpiegel 

ten Pacht ein anderes auf Erwerbung des Eigenthums, des ant 
chretiſchen Pfand- oder irgend eines anderen beftünbigen Beſitrechts 
abzielendes Negotium zum Grunde liege, mithin auch ein folcher 
Contract nicht beſtätigt, noch der Mennoniſt auf den Grund Vef 
ſelben zum Beſitze des Immobilis gelaſſen werden fol. 

Hiernach habt Ihr Euch zu achtenz Eure Untergerichte zu iuſkru⸗ 
ren, und wenn dennoch dergleichen gegen die Vorſchriften sub 1 et 3 gë 
ſchloſſene Verträge zu Eurer Renntniß gelangen, die edictmäßige Straff 
darauf zu erkennen. Sind zc, Berlin, b. 2. April 1798. 

Auf Sr. Königl. Mojeftät allergnädigſten Special⸗Befehl 


v. Goldbeck. 
An die Weſtpreußiſche Regierung. 


Nr. 98. í 
Reſcript, die Verwaltung der Depoſita bei ben Unterge⸗ 
richten betreffend. r 


F. W. K. U. u. f. w. Nach Erwägung der von Euch mittelt B. 
richte vom 18ten d. M. bemerklich gemachten Umſtände genehmigen Wir 
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guädigſt hiermit, daß die unte e der dortigen Provinz, jedoch 
mit Ausſchließung der Ag ekt ge U, Thorn und Elbing, des 
Landvoigteigerichts zu Lauenburg und des Großwerder⸗Voigteigerichts zu 
Marienburg, ihre Deposita, gemäß den Reglements und Inſtruckionen 
für die dortigen Th vom Jahr 1723, ohne Zuſammenwerfung 
der Beſtände in eine Caffe, verwalten, und fie folglich der bei einem 
General⸗Depoſito erforderlichen ſchwierigen Rechnungsführung überho⸗ 
— m mögen; wornach Ihr alfo das weiter Erforderliche zu verfü⸗ 
en habt. Y 

Berlin, am 26. Juli 1793. A. Sp. B. 

j > v. Goldbeck. 


Nr. 99. 
Cabinetsbefehl wegen des Simultanei. 


ein lieber Etats⸗Miniſter Freigerr v. Schrötter. So fehe geneigt ich 
auch bei den übrigen aus Eurem Bericht vom 80. v. M. erfehenen lim» 
ſtänden ſeyn würde, der evangeliſchen Gemeinde zu Tanſee bei Marien⸗ 
burg zur Vollendung ihres Kirchenbaues eine Unterſtützung zu bewilligen, 
fo hält mich doch der Umſtand davon ab, daß daſelbſt zugleich eine bes 
ſondere katholiſche Kirche exiſtiret, zu deren Inſtandhaltung auch die 
evangeliſche Gemeinde beitragen muß. Ich würde alfo durch eine Unter⸗ 
ſtügung der letztern bei einem eignen Kirchenbau nur das drückende Vor⸗ 
urtheil beſtärken, wornach eine Religionsparthel es für unthunlich Hält, 
in den gottesdienſtlichen Gebäuden der andern Gott zu verehren. Davon 
bin id) aber feft weit entfernt, vielmehr will ich, daß alles dazu beis 
getragen werden foll, die verschiedenen chriſttichen Glaubensverwandten 
zum gemeinſchaftlichen Gebrauch ihrer Kirche zu vermögen. Sie werden alle 
dzu durch die Grundwahrheiten der Religion aufgerufen, beſonders ift aber 
dies der Fall bei den proteſtantiſchen Gonfeffionen, und die katholiſchen, Dez 
nen dies nach den Beiſpielen vieler Gemeinden ihres Glaubens ebenfalls 
verſtattet wird, werden ſich um ſo mehr dazu verſtehen müſſen, als ſie 
font mit Grunde nicht verlangen können, daß bie Proteſtanten zum 
Dau und zur Erhaltung ihrer Kirche beitragen. Hiernach üherlaſſe ich 
Euch, die Gemeinde zu Tanſee zu beſcheiden und bei jeder Gelegenheit 
alle zweckmäßige Mittel anzuwenden, das bemerkte Vorurtheil auszurot⸗ 
ten und dadurch beſonders die armen Landgemeinden von der ſchweren 
Aft, doppelte Kirchen zu unterhalten, zu befreien. 

md bin — affectionirter König 
zarlottenburg den 6. September 1798. s 

{ Friedrich Wilhelm, 
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Nr. 100. 
Edict wegen des Normaljahrs. 


Wi Friedrich Wilhelm von Gottes Gnaden König von Preußen 2c. 26. 
Thun kund und fügen hiermit zu wiſſen: Nachdem die Deputirten der 
Weſtpreuſſiſchen Rikterſchaft bei uns allerunterthänigft nachgeſucht, daß 
der Provinz Weſtpreußen in Anſehung der Sicherſtellung gegen fisca⸗ 
liſche Proceſſe eben die Begnadigung 'angedeihen moge, deren jid) die 
‚Altern Provinzen durch die Schutzwehr des Beſitzes im Jahr 1740 zu 
erfreuen haben, und des Endes von ihnen das Jahr unſerer Thronbe⸗ 
fteigung in Vorschlag gebracht worden, fo haben Wir gedachter Provinz 
durch Bewilligung dieſes ihres Geſuchs einen wohlverdienten Beweis Unſerer 
landes väterlichen Huld und Gnade geben wollen. Wir verordnen dieſem 
gemäß, daß in Weſtpreußen mit Inbegriff des Ermelandes und des Retz⸗ 
diſtricts der wollftändige ruhige Beſitz einer Sache oder eines Rechts im 
Jahre 1797 den Beſitzer gegen die Ansprüche des Fiscus auf eben die 
Art ſchützen foll, wie in Auſehung der älteren Provinzen in Unſerm All⸗ 
gemeinen Landrecht im Aften Theil im Iten Titel in den 9. 9. 641.—648 
der Beſitz vom Jahr 1740 für entſcheidend erklärt worden. Hievon wer⸗ 
den jebod) ausdrücklich ausgenommen die vehnsherrliche Gerechtſame in 
Anſehung aller Arten der Ermeländiſchen Lehne dergeſtalt, daß weder 
der Füͤrſtbiſchof von Ermeland noch das Domſtift zu Frauenburg durch 
gegenwärtige Verordnung berechtigt werden folen, unter dem Vorwande 
eines bisherigen Beſites auf eine Theilnahme an dem Dominio Directo 
dieſer Lehne irgend einen Unfpruch i machen. Gleijjmüfig foll bie 
jetzige Verfügung in Anfehung der Städte Danzig und Thorn, imgleichen 
der zu beiden Städten gehörigen, mit denſelben zugleich in Beſitz genome 
menen Ortſchaften und Zubehör nicht Anwendung finden. Ferner werden 
überhaupt ausgeſchloſſen alle bereits rechtshaͤngige Sachen, woran Fiscus 
als Kläger oder Beklagter, Intervenient oder Litisdenunciat Theil ger 
nommen, imgleichen die fon etzt ftreitige, aber noch nicht rechtshängige 
Auſprüche des Fisci in fo fern ſolche vor Ablauf des Jahres 1799 bei 
den Juſtizbehoͤrden zur gerichtlichen Eroͤrterung angemeldet werden, Auſz 
ferdem finden Wir nöthig noch insbeſondere hiedurch zu erklären, daß 
durch diefe Unſere Begnadigung niemand berechtigt werden foll, feinen 
Beſißztitel zu verändern, und daher diejenige, welche erweißlich im Jahre 
1797 nur pfandwelfe, wiederkäuflich, als Lehns⸗Erbzins, oder nur auf 
beſtimmte durch Verſchreibungen feſtgeſetzte Jahre eine Sache oder ein 
Recht beſeſſen, fid) eines unwiederruflichen Eigenthums anzumaßen nicht 
befugt ſeyn, vielmehr in ihren bisherigen Verhältniſſen unverändert vete 
bleiben folen. So wie Wir mun hoffen und erwarten, daß Unſere ger 
treue MWeftpreufifche Vaſallen und Unterthanen dieſe ihnen erzeigte 
Wohlchat fich zur Aufmunterung dienen laffen werden, unſerer Königlie 
chen Gnade ſich immer mehr und mehr würdig zu machen, ſo wollen 
Wir fie auch hiebei kräftig ſchützen, und nicht geſtatten, daß dieſer Ins 
ſerer Willensmeinung auf irgend eine Art entgegen gehandelt werde. 
Wir befehlen daher, daß gegenwärtige Verordnung durch den Druck öf⸗ 
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ſentlich bekannt gemacht und derſelben von jedermann, insbeſendere von 
Unſerm Etats- Minifterio, den Regierungen, Krieges⸗ und Domainen⸗ 
ammern, Fiscälen und andern Bedienten überall gebührende Folge ges 
leitet werde. Urkundlich haben Wir diefe Verordnung eigenhändig un⸗ 
terſchrieben und mit Unſerm Königlichen Inſiegel bedrucken lajen, So 
geſchehen und gegeben Berlin den 18. Der. 1798. 
Friedrich Wilhelm. 


Nr. 101, 
Refeript über den Umfang der Hypothekenrechte. 


Fig Wilhelm 30. 
Unferm ꝛc. Auf Eure Anfrage vom 29. v. M. h 
nach welchen geſetzlichen Aue Ihr Euch zu richten habt, 
wenn eine oder die andere der auf einem Grundſtück eingetragenen 
Schuldforderungen oder ältern Zinſenrückſtände, welche der dritte 
Juhaber des Grundßücks nicht mit übernommen hat, von dem 
Spfanbgláubiget eingeklagt worden; 
ertpeilen Wir Euch hiermit zur Reſolution, daß Ihr hierunter ohne 
fernere Rückſicht quf die Dispoſition des Oſtpreußiſchen Landrechts P. II. 
Lib, 4. Tit, 5, Art. 9. S. 4. 5. nach Vorſchrift des Allg. Landrechts zu 
verfahren habt. Sind ꝛc. T 
lim, den 14. San. 1799. 
v. Reck. v. Goldbeck. v. Thulemeier, v. Arnim. 
An die Weſtpreußiſche Regierung. 


Nr. 102. 


Die Eheſcheidungen der Katholiken betreffend. 
a Bericht. 


Wrerrmistanitigger x. 5 

Bei Gelegenheit der Bearbeitung des Weftpreuß, Prorinziat⸗Ge⸗ 
ſetbuchs hat die Weſtpreußiſche katholiſche Geistlichkeit einige Anträge 
gemacht, fo fie in demſelben gegen bie Vorſchrift des Allgemeinen L. R. 
aufgenommen wiſſen will, und wovon bei den wichtigſten die Weſtpreuß. 
Aegierung mit derfelben nicht einig ift, und auf die Eueſcheidung E. K. 
M. angetragen hat. ! 

Der erſte Punkt betrifft die Vorſchrift des Allgemeinen L. R. Part. 
2. Tir. 1. f. 735, wo bei einer erfolgten Trennung der Ehe und der yers 
ſtatteten Erlaubniß wieder zu heirathen, dem Gewiſſen des geschiedenen 
Ehegatten katholiſcher Religion übecloffen bleibt: 2 

2 er pe ben Grundfäsen feiner Religion davon Gebrauch mas 

en wolle. 
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Die katholiſche Geiſtlichkeit will dies in dem Provinzlal⸗Geſetzbuch 
dahin abgeändert miffen: pe 

daß bie Wiederverheirathung eines geſchiedenen Katholiken demſel⸗ 

ben ohne nachgeſuchte und erhaltene Dispenfation von den geiſtli⸗ 

chen Obern nicht verſtattet und freigelaſſen werden könne. 

Außerdem daß fie fid) darauf beziehen, daß, nach den Grundsätzen 
ihrer Religion die Ehe ein Sacrament fep, und wenn feine Ungültig⸗ 
feit derſelben dargethän werden könne, dieſelbe duch keinen richterlichen 
Ausſpruch dergeſtalt getrennt werden könne, daß in Auſehung des fas 
tholiſchen Theils eine Heirath ſtatt faͤnde, fo beziehen fie fid) auf die 
Regierungs⸗Inſtruction de 177. F. 4. No. 10, litt. P., wornach bie Ehez 
ſcheidung, wenn beide Theile dae e dieſelhe der geiſtlichkatholiſchen 
Gerichtsbarkeit unterworfen fep ſollen; und daß, wenn ein Theil katho⸗ 
liſch, die Klage zwar bei dem weltlichen Gericht angebracht, die Ehe 
auch durch das Erkenntniß in Anſehung des katholiſchen Theils quoad 
eflectus ciyiles aufgehoben werden könne, bie Erlaubuſß zur anderweiti⸗ 
gen Heirath aber ihm, bei ſeinem geiſtlichen Obern zu ſuchen und zu 
erhalten, nachgelaſſen werden müſſe; und diefes Geſotz iff es, was vie 
katholiſche Geiſtlichkeit ſtatt der Vorſchrift des Allg. E. R. in dem Weſt⸗ 
preußiſchen Provinzial⸗Geſetzbuch wieder hergeſtellt wüͤnſcht. 

Allein Wir würden doch der Meinung ſeyn, daß dieſes Geſuch nicht 

attendirt werden könne, ſondern daß es hierbei auch in Weſtpreu⸗ 

od den Vorſchriften des Allgem. P. R. fein Bewenden haben 
muffe. 

Denn ber Grund, daß es bei der Reoccupation von Weſtpreußen in 
der Instruction für die Regierung mit eingefloſſen, dadurch hat fid) der 
Landesherr wohl feines Rechts nicht begeben, in der Folge Abänderungen 
zu treffen, fo er in feinem ganzen Staat, mithin auch in der neu acqui- 
rirten Provinz zu machen für gut findet. 

Aber auch die übrigen angeführten Gründe ſind auch nicht von der 
Erheblichkeit, daß man dieſerhalb von ben Vorſchriften des Allgem. L. N- 
abgehen dürfte, 

Wenn der Landesherr ein neues Geſetz zu emaniren für gut findet, 
ſo darf nur geprüft werden, ob es im Ganzen dem Staate zuträglich 
fey, und dies kann man hier nicht verkennen, weil, wenn man den katho⸗ 
lichen Theil, die anderweitige Verbetrachung zu ſuchen, an feine geif 
lichen Obern weiſet, es eben fo viel heißen würde, als ihm die anders 
weise Verehelichung zu verſagen, weil dieſe, wo die Ehe von Anfang 
an nicht gültig ijt, doch nicht bewilliget, ſondern bloß die Trennung von 
Sifd) und Bette zugegeben wird, dem Staate aber ift daran gelegen / 
die Ehen und dadurch die Population zu befördern. Er kann ein meh⸗ 
reres nicht thun, als es jedes feinem Gewiſſen zu überlaſſen, ob und wie⸗ 
fern er von dieſem Geſetze Gebrauch machen wolle. 

Was die katholiſche Geiſftlichkeit von daher anführet, daß bie Mo⸗ 
ralität der katholiſchen Unterthanen leiden würde, auch dadurch weniger 
Eheſcheidungen entftehen würden, weil es an katholiſchen Klägern fehlen 
würde, wenn fie wüßten, daß, wenn fie auch ihren Zweck in der EH? 
ſcheidung erreichten, fie dennoch nicht wieder heirathen durften; mithin 
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ihr zuweilen beabsichtigter Zweck einer andern Hefrath nicht erreicht 
e, dünkt uns auch nicht erheblich genug zu ſeyn. * 

Denn im Anſehung des Erſten darf mut bie katholiſche Geiſtlichkeit 
bei dem unterrichte der Kinder die Glaubenslehre ihrer Religion auch 
in Anſehung der Ungertrennlichkeit der Ehen recht anſchaulich machen, 
a fie ſodann in erwachſenen Jahren vor der ihnen in den bürgerlichen 
Geſetzen freigelaſſenen Erlaubniß keinen Gebrauch machen werden, und 
was das letzte betrifft, fo koͤnnte es wohl zuweilen ein Grund ſeyn, daß 
ein katholischer Kläger nicht auftreten würde. Allein es könnte doch auch 
ein Fall ſeyn, wo es ins Harte ausarten würde, wenn ein Menſch darum 
auf feine ganze Lebenszeit das Unglück einer mißrathenen Che ertragen 
und nie das Glück haben folte, ein glückliches Chebaud zu ſchließen, 
wenn er anders mit feinem Gewiſſen fertig werden kann. Gewiſſens⸗ 
zwang können bürgerliche Gefege nicht begünſtigen, und dahin läuft es 
doch hinaus, wenn man auf den Antrag der katholiſchen Geiſtlichen 

ſeſicht nehmen wollte. * 

Wir würden auch um fo weniger dem Antrage bet Supplicanten 
gemäß darauf anttagen : 
als es in Schleſten und ubrigen Preußiſchen Staaten fion lange 
vor bem Gheſcheidungs⸗Ediet und darauf fih gründen den Allg. Lands 
recht eben fo gehalten worden und von den Gerichtshöfen darnach 
erkannt worden, und diefe Pro ingen dadurch nicht mehr verdorben 
find, es aber fehe gut ift, fo viel möglich Gleichfoͤrmigkeit in allen 
Provinzen beizubehalten. 
Ob wir darauf Rücklicht zu nehmen, daß in Weſtpreußen Katho⸗ 
liem fis, daß hiervon vielleicht die Hälfte orthodore Katholiken find, 
und daß es bei dieſer Unzufriedenheit erregen werde, das können wir frei 
lich nicht überſehen, ob wir es wohl nicht glauben, da feit bem Ehe⸗ 
ſcheidungs⸗Ediek noch keine Klage von andern, als vielleicht der tas 
tholiſchen Geistlichkeit vorgekommen Find. ` : 
Das zweite Geſuch ſtehet mit biefem in genauer Verbindung des 
Theil II. Tit. 11. 9, 442 und 443., worin feſsgeſeßt iff, wie es zu hats 
ten, wenn ein katholiſcher Pfarrer eine Trauung nicht vollziehen wollen, 
je der weltliche Richtererlaubt hat, und daß das Landes ⸗ Colles 
gium befugt ſeyn folle, das Aufgebot und Trauung einem andern Pfar⸗ 
rer von verſchiedener Religign aufzutragen. 125 

Auch dies halten fie für eine Verordnung, fo ihren Religionsbe⸗ 
geiffen gerade entgegen fey, wodurch auch der Moralität großer Schade 
geſchehe, die Gläubigen in beſtandigem Concubinat nach ihren Religions- 

echriffen lebten, und wenn ihr Gewiffen einmal aufgewachet, fie das uns 
glückliche Leben führen. n 

Die entholiſche Geiſtlichkekt hat auch hierin die Regierungs z Fuz 

ſtruction de 1773. F. 4. No. 11. sb 8. für, fih. $ 
„Wird indeſſen unſere obige zung angenommen, fo find bie Vor⸗ 
ſcheiften des Allgem. L. R. das einzige Mittel, dem geſchledenen Katho⸗ 
ftw," der mit feinem Gewiſſen fertig iff, wieder zur zweiten Ehe zu 
verhelfen. Endlich miſchen die Suppl. bei dem erſten Klogepunkt dies 

ein: 

daß fefigefegt werden möchte, daß kein weltliches Gericht von ei 
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wem Katholiken eine Eheſcheidungsklage annehmen dürfte, bevor er 
nicht ein Atteſt feines Beichtvaters beigebracht, daß er fid) dieſer⸗ 
halb bei ihm gemeldet, und daß alle Ermahnungen und Vorhal⸗ 
tungen vergeblich geweſen. 

Die Regierung iſt erg biefen Vorſchlag im dem Provinzial-Bands 
recht aufzunehmen, hält es aber im Grunde für überfluͤſſig, weil der 
Verſuch der Güte bei Eheſcheidungsſachen doch immer nach den fon 
vorhandenen Vorſchriften vorhergehen müffe. 

Allein wir würden um fo mehr anrathen, dieſen Vorſchlag aufzu⸗ 
nehmen, da die Suppl. darin nicht Unrecht haben, daß der Verſuch der 
Güte, wenn dag Eheſcheidungsgeſuch ſchon angebracht ift, bei ſchon vete 
bitterten Gemüthern weniger ſtatt finde, ale wenn erft die Unzufrieden 
beit ihren Xufang nimmt, und wir halten dies um fo zweckmäßiger, als 
dadurch viel Eheſcheidungsklagen unterdrückt und die Eheſcheidungen vers 
mindert werben, fo bem Sinne des L. R. ganz gemäß ift. 
fü Wir würden daher dieſen Antrag recht gut finden und mod) hinzu⸗ 

fügen: 


daß auch der Unterrichter nicht eher einen dergleichen Antrag an⸗ 
nehmen folte, bevor das vorgeſchlagene Atkeſt nicht beigelegt ijt. 
Marienwerder am 12. Janugr 1799. 

Die Weſtpreußiſche Regierung. 


b. Reſeript. 


Aus Gurem Bericht vom 12. Januar c. und beffen Anlage haben 
Wir mit mehrerem erſehen, daß bei Ausarbeitung des Weſtpreuß. Pros 
vinzſalgeſetzbuchs die dortige katholiſche Geistlichkeit in Abſicht der Ehen 
ihrer Glaubensgenoſſen zwei Ausnahmen von den Vorſchriften des Alge. 
meinen Landrechts verlangt, bie Ihr nicht für zuläffig haltet. Es ift 
hierüber das Gutachten der Geſetz⸗Commiſſion erfordert, und nach deffen 
Eingang Unſerer allerhoͤchſten Perſon der noͤthige Vortrag geſchehen, wors 
auf Wir mittelſt der an den Großkanzler erlaſſenen Gabinet = Ordre 
vom 14. März 1799 die von Euch geäußerte gutachtliche Meinung, wels 
cher die Geſetzcommiſſion in dem abſchriftlich anliegenden Bericht vom 
15. oon. c. überall beigetreten ift, gänzlich zu genehmigen geruhet. 
Zu Gefolge deffen habt Ihr daher bie dortige katholiſche Geiftlichkeit abe 
ſchläglich dahin zu beſcheiden: x 

1) daß es, um die Che einez von dem weltlichen Richter geſchiedenen 
Katholiken für zuläffig und gültig zu achten, zu deren anderweſten 
Eingebung keiner Dispenſakjon der geiſtlichen Obern weſentlich 
bedürfe, vielmehr es bei den Dispositionen des Allgemeinen Land⸗ 
rechts $. 735. Tit. I. No, 2. hierüber, fe wie bei den 8. 442 et 443. 
Tit. II. No. 2. 

2) in Anſehung des zweiten zur Gonteftation gekommenen Punkts (tin 
Bewenden behalte; wornach dem Landes ⸗Juſtiz » Colegio die Ber 
fugniß eingeräumt worden, die nöthige Verfügung zu erlaffen, daß 
die Proclamation und Trauung von einem andern als dem katho⸗ 
lifen Pfarrer felbft, wenn jener einer andern Religionspartei zug 
than if, beſorgt werde, wenn der competente katholiſche Pfarrer 
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Anſtand nimmt, oder fid weigert, eine nach den Laudesgeſetzen ers 
laubte Ehe wegen ermangelnber Tispenſation der geiſtlichen Obern 
zu vollziehen, daher denn die von der Geiſtlichkeit verlangte, dem 
Provinzial⸗Recht zu iuferitenbe Ausnahmen nicht ſtatt finden kön⸗ 
nen. Sind ze. 
Berlin, den 15. März 1799. 
A. S. K. bc. 
Goldbeck. 


Nr. 103. 
Reſcript, das Simultanenm betreffend. 


on Gottes Gnaden Friedrich Wilhelm, König von Preußen 2c. 

, Unſern gnädigen Gruß zuvor. Wohlgeborner, Mefte und bochgelahrte 
Räthe, liebe Gecreue. Die in Eurem Bericht vom 2. d. M. angefuͤhr⸗ 
im Gründe, womit ihr die von den Obern der kacholiſchen Geistlichkeit 
über das in den katholiſchen Kirchen einzuführende Simultaneum. geäußerte 
Meinung widerleget, haben Unfern völligen Beifall erhalten. Ihr wer⸗ 
det forgfältig darauf ſehen müffen,. daß hierin Unfere Allerhöchſte Abe . 
fibt ohne Widerfpruch erreicht werde. Auch habt Ihr in vorkommenden 

ienitenz⸗Fällen den Renitenten ernſtlich zu bedeuten, daß die von ihnen 
der guten Sache entgegengefegten unnützen Schwierigkeiten Unſerer pide 

Perſon angezeigt werden wurden. 
Sind Euch mit Gnaden gewogen. Berlin den 18. März 1799. 
Auf Seiner Königl. Majeftht allergnädlgſten Special Befehl 
x Reck. Goldbeck, Thulemeier. Maſſow. Arnim. 
An die Weſtpreuß. Regierung. 


Nr. 104. 
a. Gutachten der Geſetzcommiſſion. 


w. Königl. Majeſtät Haben auf die Anfrage der Oſtpreußiſchen Mes 
gierung darüber: 
ob fie in dem Falle, wenn Eheleute, die vor bem 1. Juni 1794 fid) 
. haben, die durch ihre Heirath entſtandene ſtatutariſche 
Gütergemeinſchaft während ihrer Ehe mit Effect gegen die nachher 
von einem Ehegatten contrahirten Schulden aufheben wollen, die des⸗ 
halb verlautbaren Vertrage annehmen und beftätigen könne? 
unſern gutachtlichen Bericht zu erfordern geruhet. 
kei Die Regierung giebt zwar zu, daß über den vorausgeſetzten Fall 
ue Provinzialgefes vorhanden fey; fie ift aber bod) der Meinung, daß 
ie Aufhebung der Gütergemeinſchaft durch einen Vertrag der Eheleute 
voller Wirkung geſchehen könne, weil das Preußiſche Landrecht von 
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1791 Part. I. Lib. I. Tit. 24. Art. 15. f. 18. die Verbindlichkeit der 
Eheleute, alle Schulden aus dem gemeinſchaftlichen Vermögen zu be⸗ 
zahlen, nur für den Fall feſtſetzt, 

wenn keine Pacta dotalia vorhanden ſind; 

.Pacta dotalia aber auch nach der Verheirathung errichtet werben fus 
nen, und vor dem 1. Juni 1794 den Eheleuten die Aufhebung ber Gi. 
tergemeinſchaft noch während der Ehe geſtattet fey, Die Regierung 
glaubt daher, daß man denjenigen Perſonen, die fon vor dem item 
Juni 1794 verheiratet geweſen fnd, ein nach den damals geltenden 
(Srunbfáen erlangtes Recht entziehen würde, wenn auf fie bie Bors 
ſchrift des Allg. Landrechts Th. II, Tit, 1. g. 413., wornach während 
der Ehe die Aufhebung einer auf Provinzialgeſetze fid) gründenden Ges 
meinſchaft der Güter nicht ftot findet, angewendet werden ſollte. 

Wir köngen jedoch dieſer Meinung nicht beitreten. Die auf Pros 
vinzialgeſetze fid) gründende Gemeinſchaft der Güter unter Eheleuten ißt 
ſchon nach dem vormaligen gemeinen Rechte von der Beſchaffenheit, daß 
fie zwar vor der Heirath durch Verträge ganz ausgeſchloſſen oder nås 
her beſtimmt werden fami; wenn aber dies nicht geſchehen it, ein un⸗ 
widerrufliches Verhältniß hervorbringt, welches [o lange dauert, als bie 
Eheleute dem Geſetze, worauf die Gütergemeinſchaft fid) gründet, unters 
worfen ſind. 

4. L. Boehmer de Juribus et Obligationibus ex communione bone- 

^ morum universali &. 8 et 14. vid. Electa Juris civilis, Tom. HI. 

Eben darum, weil diefe Gütergemeinſchaft durch das Glefe& entſteht, und 
weil das Gefeg den Eheleuten nur geſtattet, vor der Heirath durch Verträge 
darin eine Anordnung zu treffen, wird die Aufhebung derſelben während der 
Ehe ganz ausgeſchloſſen. Auch find damit einmal erworbene Rechte ei= 
nes Dritten, beſonders der Gläubiger, verbunden, welchen durch die 
Vereinigung zwiſchen den Ehelauten nichts vergeben werden kann. Aus 
dieſem Grunde if der Satz, daß eine Societas universalis mit Conſens 
der Futereſſenten aufgehoben werden konne, ganz unanwendbar. 

Sollten vor dem 1. Juni 1794 ſolche Verträge der Eheleute, wo⸗ 
durch fie noch während der Ehe die einmal vorhandene Gemeinſchaft der 
Güter aufgehoben haben, fir güftig erachtet ſeyn, fo würde dies au 
einen Mißbrauch hinaus laufen. (3 ift hinreichend, daß in dem Df 
preußiſchen Provinziallandrechte über dieſen Fall nichts entschieden wors 
den. Nunmehr muß die Vorſchrift des Allg. L. R. als eines ſubſidia⸗ 
riſchen Geſetzes eintreten; und dies um fo mehr, weil fie mit den Grund 
fügen des vormaligen gemeinen Rechts übereinftimmt. Es würde aut 
schädliche Verwirrungen weranlaffen, wenn diejenigen Eheleute, welche fid 
vor dem 1. Juni 1794 verheirathet haben, die Gemeinſchaft der Güter 
durch Vertrag aufheben könnten, da doch den übrigen dies nicht getot” 
tet ift. Das Publicum hat kein Mittel, fie von einander zu unterſcheik 
denz es hat diejenigen, welche vor dem 1. Juni 1794 ſich verheirathet 
haben, in der als Regel geltenden Gütergemeinſchaft geſehenz es lolgt 
dem geſetzlichen Grundfage, nach weichem die einmal beſtehende Güter 
gemeinſchaft durch Vertrag nicht aufgehoben werden kaun, und durch DIE 
Bekanntmachung in den Zeitungen und Intelligenzblättern, von welcher 
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gemeine Leute ſelten Wiſſenſchaft erhalten, wird den fo leicht mügli 
Rasche Fibel gend ahl ebert, e 
us dieſen Gründen ſind wir der rechtlichen Meinung: 
daß auch denjenigen Eheleuten, welche jid) ſchon vor bem 1. Juni 
1794 verheirathet haben, nicht geſtattet werden könne, die einmal 
unter ihnen beſtehende Gemeinſchaft der Güter aufzuheben u. f. w. 
Berlin, am 5. März 1799. 
Die Geſetzcommiſſton. 
b. Stefeript, 
n Ihr erhaltet in der abſchriftlichen Beilage vom 5. dieſes Monats 
as auf Euern Bericht vom 4. Septbr. v. J. erforderte Gutachten Uns 
fee Geſetzcommiſſion in Betreff der unter Eheleuten beſtehenden ftatus 
kariſchen Gütergemeinfihaftz und da Wir den darin enthaltenen Antrag 
zedurch genehmigen, fo habt Ihr Gud) ſolchen nicht allein ſelbſt zur 
irection dienen zu laſſen, ſondern auch zu Beobachtung eines gleichfor⸗ 
migen Verfahrens dem Oſtpreußiſchen Hofgerichte, imgleidjen der Weft 
Preußifchen Regierung und dem Weſtpreußiſchen Hofgetichte davon Kennt 
if zu geben u. d. w. 


Berlin am 18. März 1799. 
Auf Sr. Königl. Majeßöt allergnaͤdigſten ipu eror 
v a 
un die Oſtpreußiſche Regierung. * 
Nr. 105. 


Reſcript, den hoͤhern Adel betreffend. 


Jon Gottes Gnaden Friedrich, Wilhelm König von Preußen. Unfern 
Anidigen Gruß zuvor. Wohlgebohrner, Veſte und Hochgelahrte Räthe, 
liebe Getreue. Wir überfenden Euch hiebei Erenplaria eines Verzeich⸗ 
niſſes aller derjenigen von Unſern Vaſallen in den Provinzen Weſt⸗Süd⸗ 
und Neuoſtpreußen, die zur Führung des fürstlichen, gräflichen oder freis 
bac Standes und Titels berechtigt find, welches dazu dienen foll, 

bisher häufig vorgekommenen und verſchiedentlich durch eigene Publis 
tanda unterſagten Anmaßungen eines höhern Standes von Seiten ber 
Vetichen Eingeſeſſenen in angedachten Provinzen zu entdecken, damit die 

entravenfenten zur Verantwortung und Strafe gezogen werden können. 
» ObaIb Ihr daher bei Gelegenheit der bei Euerm Collegio vorkommen⸗ 
en Geſchäfte einen dergleichen Mißbrauch entdecket, müßt Ihr davon 
fofort der Regierung des Departements, in welchem der Gontravenient 
wohnt, zur Einleitung des fiscaliſchen Verfahrens gegen ihn Anzeige 
machen. Sind Euch mit Gnaden gewogen. 
Berlin den 22. April 1799. 
Auf Sr. Königl. Majeſtät allergnädigſten Special: Befehl. 


Alvensleben. 
A die Weſtpreubiſche Regierung. J 
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Verzeichniß der Weſt , Sud «und Neu: Dft = Preufifchen Vaſallen, 
welche zur Führung des Fürſten⸗, Grafen⸗ oder Freiheren> Standes 
berechtiget find, nach alphabetiſcher Ordnung. 


A. Zum Fürſtenſtande. 

Der Fürſt Anton Ezetwertynski in Südpreußen; 

Der Fürſt Franz von Druckf⸗Lubecki, ehemaliger Caſtellan von Pinſe, 
in Neu⸗Oſtpreußen; 5 

Die verwittwete Fürſtin Anna von Jahlonowska, geb. Fürſtin von Gar 
pieha, Beſitzerin der Herrſchaft Siemiatice in Neu - Oſtpreußen ;, 

Die Fürſtin Fablonowska zu Danzig; P 

Der Fuͤrſt Anton Barnabas Jablonowski, ehemaliger Caſtellan von 
Krakow; 

Oer Fürst Jofeph Pontatowekt und deſſen Brüder; 

Die Fürſtin Iſabella von Poniatowska, verwitwete Gräfin von Bra⸗ 
mida, Beftseein der Herrſchaft Bialpſtock in Neu⸗Oſtpreußen; 

Die verwitwete Fürſtin von Poninska, geborne Füoftin ubomitska, auf 
Aheinſeld in Weſtvreußenz 

Der Fürſt Michael Radziwill, ehemaliger Wohwode von Wilnaz 

Der Fürſt Dominic Radziwill, auf Zabladow in Neu⸗ Oſtpreußen z 

Die Fürftin Radziwill, Beſitzerin mehrerer Güter im Culmiſchen; 

Der Fut Caſimir Sapieha, auf Drazig in Weſtpreußenz b 

Der Fürſt Ordinat Sulkowski auf Reißen in Südpreußenz 

Der jebebmalige ürſt⸗ Erzbischof zu Gneſen. P 

B. Zum Grafenſtande. 
Der Graf Alexander Sigismund Friedrich George Richard von Blan⸗ 
n Fenfee, Kammerherr und Prälat des Domftifts Gomin, auf Fllehne 

in Weſtpreußen; 

Der Graf Zaver von Dzialynski, in Südpreußen, ehemals auf Flatow 
und Pakoſk in Weſtpreußen; f 

Der Graf Anton von Dzieduszycki, in Suͤdpreußen; 

Der Kammerherr Graf von Flotow, zu Ezarnikower Hammer in Weft 
preußen; 

Die Deſcendenten des Grafen Peter Bonifacius von Götzendorff⸗Gra⸗ 
bowski, auf Wemwellno Eaminſchen Kreis in Weſtpreußen; 

Der Graf won der Goltz, auf Teſchendorff, Marienburgiſchen Kreiſes 
in Weſtpreußen; 

Der Obriſt Carl Friedrich Graf von der Goltz, auf Grabowo Caminſchen 
Kreiſes in Weſtpreußen; dro 

Der Graf Alexander Ludwig von der Gröben, als Majorats Befitet 
der e Güter im Marienwerderſchen Kreife in Welt 
preußen; D B 

Der Graf Otto Ludwig Sigismund von der Gröben, als Majorat: Dir 
n der Neudorfer Güter, im Maxienwerderſchen Kreife in Wel 
preußen; 

Der Graf Sigismund von Grudzinski, auf Ghodzieſen im Gronſchen 
Kreiſe in Weſtpreußen; R 

Der Graf Wladislaus von Gurowski in Suͤdpreußen; 
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Die Gräfin Catharina Jablonow von Fablonowska, gebohrne von Of⸗ 
ſolinska, Beſitzerin der Herrſchaft Giedjanomtec in Neu ⸗Oſtpreußen; 
et Graf von Kalkreuth, General der Cavallerie; 
der Kammerherr Otto Alerander Heinrich Dietrich Graf von Keyſer, 
ling auf Neuſtadt Dirſchauſchen Kreiſes in Weſtpreußen; 
Der ehemalige polniſche General: Major Otto Carl Graf von Krockow, 
auf Klein⸗Katz, Dirſchauſchen Kreiſes in Weſtpreußenz 
Die Deſcendenten des verſtorbenen Grafen von Krockow, auf Krockow, 
„Dirſchauſchen Kreiſes in Weſtpreußen; 
Die Gebrüdere Ernst und Wilhelm Grafen von Krockow, auf Oſſeken 
in Weſtpreußen; = 
Der Graf Ernſt von Krockow auf Klein Maſſow in Westpreußen; 
*t General Graf von Krockow, zu Marienburg in Weſtpreußen; 
Ut Graf Ignaz von Krosnowskf in Südpreußen; 
Der Graf Auguft Adolph Leopold von Lehndorf, auf Rieſenwalde, Mas 
rienwerderſchen Kreiſes in Weſtpreußen; n 
t Graf von Laczynski, auf Sczeuezyn in News Oſtpreußen; 
Der Graf Maximilian Nowine de Brudzewo von Mieleczynski in Suͤd⸗ 
reußen; 
Dar Venetis Gaflellam Graf Jofeph Stanislaus von Mikorsti, auf 
Slubice in Südpreußfen ; we 
Der Graf Chryfantius von Opacki, auf Mezenin in News Oſtpreußen; 
er Graf Thomas Rawita von Oſtrowski, ehemaliger polniſcher Krona 
Großſchatzmeiſter, in Sudpreußen; 
der Graf Michael von Potulickt, in Weſtpreußen; 
er Graf Joſeph von Puzynna, auf Motullen in Neu⸗Oſtpreußen; 
er Graf Gajünir von Slagynéfi, ehemaliger polniſcher Marſchall, in 


Suͤdpreußen; 

Der Graf von Rittberg, auf Stangenberg, Marienburgiſchen Kreiſes in 
Weſtpreußen; 

Der Graf Gottfried Heinrich Leopold von Schmettau auf Tuetz, im 


Cronſchen Kreife in Westpreußen; 
Der Graf Cajetan von Sierakowski, auf Waplitz, Marjenburgſchen 
Kreiſes, in Weſtpreußen; 
Der Graf Friedrich von Skorzewski auf Pabifdjin fBtombergfijen Krei 
Der I u Metpreußens 
er Graf Michael von Starzenski, Königl. Kammerherr, auf Strabla 
in Neu: Oſtpreußen, und deffen drei Brüder, Stanislaus, Xaver 
Der und Adam; x 
Graf Victor von Szoldraki, auf Gyempin, in Gitbpreufen s 
Der Graf Anton von Wallowicz, zu Swiack, in Nen: Oſtpreußen z 
"t ehemalige Caſtellan Graf Franciscus Taverius von Zboinski, auf 
Ktkol, in Neu⸗Oſtpreußen. 
€. Zum Freiherrnſtande. 
der Baron Carl Dionyfius von Blankenburg, auf Mörkiſch⸗ Friedland, 
Der m, Weſtpreußen; 
Der Geheimerath Baron von Conradi, zu Danzig; 
"t Baron Alexander von Gibſone, zu Danzig; 
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Der Baron Heinrich von der Goltz, auf Kokoszken in Weſtpreußen; 

Der s Friedrich Giriftop von ber Goltz auf Kesburg in Weſt⸗ 
preußen; 

Der 12 George Sebaftian von der Goltz, auf Zuetzer, in Weſt⸗ 
preußen; 

Der Baron Franz von der Goltz, auf Preußendorf, in Weſtpreuſfen; 

Der Baron Carl von der Goltz, auf Gusen, in Weſtpreußen; 

Der General - Lieutenant Baron von Günther, zu Tykoezyn in Neu⸗ 
Ostpreußen; 

Der Baron John von Robertz; Y t 

Der Baron Felir von Nönne, auf Swiatoszon in Neu Oſtpreußen; 

Der Regierungs⸗ Prͤͤſident Freiherr von Schrötter zu Marienwerder. 


Nr. 106. qe 
Reſcript, den Weſtpreußiſchen Adel betreffend. 


Von Gottes Gnaden Friedrich Wilhelm, König von Preußen ac. Un⸗ 
fern gnábigen Gruß zuvor, Wohlgeborner, Veſte und Hochgelahrte Näther 
liebe Getreue] Da die, von Unſerm Cabinets⸗Miniſterio bei Unserer A 
lerhoͤchſten Perſon in Antrag gebrachte ſtrenge Unterſuchung des Adels 
derjenigen jungen Leute, welche in die Gadettenhäuſer aufgenommen oder 
als Junker bei den Regimentern und Bataillons angeftellt werden [ol 
len, von Uns zweckmäßſg befunden worden, fo haben Wir zur Erk. 
chung diefer Abficht; mittelft der Cabinets⸗Ordres v. 7, und 27. April „ 
folgende Vorſchriften feſtzuſetzen geruhet, welche Wir Euch zur Achtung 
hierdurch bekannt machen: 

1) Wegen des alten bekannten Adels ber Güterbeſitzer in den alten 
Provinzen, ſo wie der unter adlichen Ee beſtehenden und als Edel 
leute anerkannten Offieiere iſt es hinreichend, daß bei Annahme ihrer 
Sohne bloß ein von dem Prediger auf Pflicht und Gewiſſen ar A 
geſtellter Taufſchein beigebracht werde, worin jedesmal beſtimm 
ausgedruckt iff, ob der junge Menſch auch in der Ehe erzeugt wir 
den, oder ob nachher die Legitimation deſſelben erfolgt foy, letzte 
res in fo fern der Prediger davon authentiſche Kenntniß hat. Lach 
muß ein folder Taufſchein die Herkunft und den Geſchlechtsnamen 
der Mutter enthalten. Damit diefer Verſchrift hinführe forgfálig 
genüget werde, hat das geiſtliche Departement den Auftrag erhat 

ten, ſelbige ſaͤmmtlichen Predigern zur genaueſten Achtung, Dekan 
zu machen und ihnen zu bedeuten, daß derjenige, welcher bei uH 
ftellung eines Taufſcheins nicht der Wahrheit getreu geblieben, ohn 
Gnade mit Cafjation beſtraft werden folle. Zeigen fid) in aei 
des einen oder andern aus einer alten Provinz gebürtigen junge 
Mannes Bedenklichkeiten, fo folen ſolche von den General? m 
ſpecteurs Unſerm Gabinetés Minifterio vorgetragen, und von Di ben 
eine genaue Prüfung veranſtaltet werden, ob der Adel deſſe 


richtig fey. 
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2) In Anſehung des Weſtpreußiſchen Adels bleibt es bei der Verord⸗ 
nung vom 7. Juni 1776, nach welcher die Regierung der Provinz 
die Aechtheit des dafelbſt zu Haufe gehörenden Adels bezeugen, jes 
doch in zweifelhaften Fallen bei Unſerm Gabinets⸗Miniſterio an⸗ 
fragen muß, und 

8) Werden noch alle zweifelhafte Bälle in Ostpreußen dem dortigen 
Etats ⸗ Minifterio, in Schleſten den competenten Kammern, in 
Anſpach und Bayreuth dem Hoheits⸗ Senat der Anſpachſchen Ram» 
mer, in den übrigen deutſchen Provinzen aber den competenten Regies 
rungen, in der Kurmark dem Kammergericht und in der Altmark dem 
Altmärkſchen Obergericht zur Prüfung des Adels unter Oberaufſicht 
und Direction und zur Entſcheidung Unſers Cabinets⸗Miniſterii vor⸗ 
gelegt. Was ferner d 

4) den zur Zeit noch wölig unbekannten und unregulirten Adel der 
beiden neuen Provinzen Süd⸗ und Neuoſtpreußen anlanget, fo fol 
deshalb vor der Hand und bis dahin, daß der Umfang des Adels 
dieſer Provinzen genau zu überſehen ſtehet, zur Richtſchnur dienen, 
daß ven felbigem nue folge Edelkuaben in den Cadetten Suftitus 
ten auf- und zu Junkern in der Armee angenommen werden dür⸗ 
Ten, deren Viter ein reines zähriiches Einkommen von wenigſtens 
450 Rthlr. gerichtlich nachzuweiſen im Stande find, und deren Adel 
die competente Kammern atteſtirt haben, welches aber in jedem 
einzelnen Fall geſchehen, auch in zweifelhaften Fällen von den Kam⸗ 
mern bei dem Cabinets⸗Miniſterio angefragt werden muß. Ders 
gleichen Anfragen ſind beſonders alsdann erforderlich, wenn Sub⸗ 
jecte fid melden, welche oder deren Eltern durch die letzten Polni 
ſchen Reichstage zum Adel gelangt find, da Wir die Standes- Gr 
höhungen, welche von dieſen Reichsverſammlungen vorgenommen 
worden ſind, keinesweges anerkennen. 

5) Gehört die Prüfung des ausländiſchen Adels zum Reſſort Unfers 
Cabinets⸗Minſſterii. Jedoch behaͤlt es dabei fein Bewenden, daß 
fremde junge Edelleute weder in Cadetten⸗Jyſtitute, noch als Jun⸗ 
ker bei den Regimentern angenommen werden können, ohne vorher 
Unſere allerhöchſte unmittelbare Genehmigung eingeholt zu haben. 
erlin den 28. Mai 1799. 

Auf Sr. Königl. Majeftät allergnädigſten Special Bert 


Bi ^ ensleben. 
n die Weſtpreußiſche Regierung. 


$ Nr. 107. 
Eingabe des Biſchofs von Culm, das Simultaneum 
betreffend. 


8 ze. 
in et w. f M. babe ich mich unterm 28, Mal a, o. erfühnet, die Gründe 
ehrerbietigſter Unterthaͤnigkeit vorzulegen, die gegen die Einführung 
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des Kirchen- Simultanei der Katholiſchen mit andern Glaubensverwandten 
obwalten. Zwar bin ich bisher mit keiner Allerhoͤchſten Stefolution bes 
ehrt worden, aber E. K. M. erhabenſte Weisheit in Handhabung buͤr⸗ 
gerlicher Duldung und Eintracht, und landesvaͤterliche Milde in Erhal⸗ 
kung der verſchiedenen chriſtlichen Religionsgenoſſen bei vollkommener 
Gewiſſensfreiheit, laſſen mich nicht Allerhöchſt Dero Wißfallen wegen 
meiner demüthigften Bitte um Nichtrealiſirung des gedachten Simultanei 
vermuthen, da ſelbiges nach Maasgabe der in dieſer Provinz herrſchen⸗ 
den Geſinnungen geeignet ijt, die unter ven Einwohnern beſtehende Dulds 
ſamkeit und Einigkeit zu ſtören, und bem religiöſen Begriffen derſelben 
entgegen läuft. Es gründet fich auch mein Vorſtellen auf eine unum⸗ 
gaͤngliche Hirtenpflicht, deren Beobachtung mir nach Anleitung der Nez 
ligion gegen Gott und E. K. M. obliegt, auf die Erfahrung auswärti⸗ 
ger Provinzen, wo das erwähnte Simultaneum eine unverſiegbare Quelle 
der Zwietracht und Streitigkeiten geweſen, auf die neuliche Bewährung 
dieſer Erfahrung in einigen hieſigen Kirchſpielen, wo bloße bekannt ge^ 
wordene Entwürfe der Proteſtanten zu deffen Einführung hinlänglich was 
ren, beträchtliche Volksaufläufe zu verurſachen, und Tnétefoxbere auf 
bie SOenfungéart der mir anvertrauten Heerde, die für die Religion if^ 
ter Båter eingenommen fft, und das Simultaneum als ein Mittel ber 
trachten würden, die Schwachen zu einer an Abfall gränzenden Gleich⸗ 
gültigkeit gegen biefelbe zu bringen. Indeſſen bin ich neuerdings veran⸗ 
laßt worden, meine unterthänigfte Zuflucht zu E. K. M. Allerhöchiter 
Huld und Gnade zu nehmen, da mir bie Weſtpr. Regierung mittelſt 
des in Abſchrift beigefügten Reſcripts vom 6. September meldet, daß, 
wenn ich binnen 6 Wochen keine andere Inſtruction für dieſelbe von 
E. K. M. bewirke, fie nach Maasgabe Allerhöchſt Dero Cabinets⸗Ordre 
vom 5. September v. J. verfahren wolle. Allergnädigſter Konig! i 
kann mir keinen andern entſcheidenden Grund diefer uur lee denken, 
als den Umſtand, daß die proteſtantiſchen Eigenthümer in einem Thel 
meiner Diöceſe mittelſt uralter Vertrage zur Inſtandhaltung der katho⸗ 
liſchen Kirchen verpflichtet find, unb Allerhöchſt Dero mildreiche Borforge 
ihnen diefe Lajt durch das Simnltaneum gu&digft zu erſctzen fuhe. Wenn 
aber benfelben hiedurch Erleichterung widerfährt, fo bieten dagegen die Ver⸗ 
haͤltniſſe der hieſigen Einwohner dem Geifte der Verfolgung und Ber⸗ 
drängung Anlaß bar, die geringeren Volksclaſſen drückenden Uebeln anë” 
zufetzen. Denn es giebt hieſelbſt viele katholiſche Kirchſpiele, in welchen 
die Eingepfarrten nur aus Dienſtboten und Einiegern beſtehen; 
wurde daher den proteſtantiſchen Eigenthümern eben fo leicht ſeyn, dieſe 
aus ihren Dienften und Wohnungen zu verdrängen, als ihnen ſolches die 
Ausſicht, nicht bei Simultaneis ſtehen zu bleiben, ſondern die katholiſchen 
maffiven Kirchen für ihre Religionspartei ausſchließend zu gewinnen, 
reizend machen würde. Hingegen giebt es Kirchſpiele, wo bie prateſtan⸗ 
tischen Einſaßen weder zahlreich noch bemittelt find, und in welchen die 
Katholiken zur Vorbeugung des Simultanei die Folgen der Berdrängunge⸗ 
ſucht gleichfalls wurden eintreten laffen. Allein da ich den ganzen € 
fang der heiligen Verbindlichkeit E. K. M. zu gehorſamen, kenne, un 
kein Opfer auf ber Welt, außer Gewiſſenspflicht vermögend me 
mich von der genaueſten Erfüllung derſelben abzuhalten, fo erkühue ! 
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mich, um Allerhöchſt Dero mildreichſten Abſicht, den erwähnten Eſgen⸗ 
fbimern Erleichterung zu verſchaffen, unterthänigft zu entſprechen, und 
die Geundurſachen des Simultanei zu heben, vor Allerhochſt Dero Thron 
die foͤrmliche Erklärung demüthigft darzubringen: $ 
daß ich mit Ginftimmung des Domcapitels auf die in einem Theil 
meiner Diöcefe. beſtehende Verbindlichkeit der proteſtantiſchen Eigene 
thuͤmer, die Kirchen⸗ und Pfarr: Gebäude der Katholiſchen im 
baulichen Stande zu erhalten, Verzicht thue, 
welche Last hinführo die Pfarrer diefer Kirchſpiele übernehmen werden. 
Solchergeſtalt fehe E. K. M. ich unterthaͤujgſt an: 

Alerhöchſt Dero Weſtpreuß. Regierung allergnädigſt aigu; igen, 
daß die gedachten 2c. Eigenthümer von ihrer diesfälligen bisherigen 
Verbindlichkeit beſreit ſind; 

ben ie mich aber auch einer huldreichſten Erhörung meiner demüthig⸗ 
itte 

die erwähnte ze. Regierung gnädigſt inſtrufren zu laſſen, daß das 

Simultaneum in den Kirchen meiner Dioͤceſe nicht realiſtrt werde, 

und mich hierüber in Gnaden zu beſcheiden zu gerufen, s 

Ich erſterbe 2c. E. K. M. 
Culm, den 17. Octbr. 1799. 
Biſchof von Culm de Rydsinskt, 


Nr. 108. 
Cabinetsbefehl, das Simultaneum bett. 


Das: x. Eure für Euch und im Namen Eures Dom⸗Gapi⸗ 
bild unterm 17. b. M. bei mie übergebene Werzichtleſſung auf die Bers 
zudlichkeit der proteſtantiſchen Eingepfarrten, die Kirchen⸗ unb Pfarre 
zebäude der Katholiſchen im baulichen Stande zu erhalten, nehme ich 
einen Beweis an, daß Ihr von den Gerechtſamen Eurer Kirche, 
wo ſolche zum Druck der anders gefinnten gereichen, ſo viel nachgeben 
wollet, als die Grundſäte Eurer Religion ohne Verletzung Eures Ges 
wiſſens geſtatten. Ich felbft bin in dem Grade von einem jeden Gewiſſens⸗ 
dpange frei, daß ich gewiß nie bie Katholischen zwingen werde, den 
Proteſtantiſchen den Mitgebrauch ihrer Kirche zu geſtatten, wiewohl 
es nicht bergen kann, daß es Mich ſehr em würde, wenn ich 
duch in dieſem Stücke eine wolftánbige Eintracht zwiſchen beiden: Nelis 
ions ⸗Partheien durch gütliche Mittel zu bewirken vermöchte, daher 
19e Sá duo Meinen ernflichen Befehl om die Etate⸗ Minifer v. Scheit 
ter und von Maſſow wiederholt, von allem dem, was nur irgend eis 
nem Gewiſſenszwange ähnlich ſehen möchte) abzuſtehen, und verbleibe 


x. 
Potsdam, den 22. Oetbr. 1799, 


(aep) ‚Brise Wilhelm. 
An den Biſchof von Culm, v. Rotanekt. re 


Weſtpreuß. Prov. Recht. Bb. II. 27 
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Nr. 109. 
Reſeript, das Simultaneum betr. 


'on Gottes Gnaden Friedrich Wilhelm, König von Preußen oc. Un⸗ 
fern gnädigen Gruß zuvor. Wohlgeborner, Veſte und Hochgelahrte 
Mathe, liebe Getreue! Ihr empfangt hiebei in Abſchrift, was der Bir 
ſchof von Culm gegen die Einführung des Simaltalei unterm 17. Des 
tober c, bei Unſerer Allerhoͤchſten Perſon vorgeſtellt und erklärt, und 
was wir darauf an Unſere Stagts⸗Miniſter Freiherrn von Schrötter 
und v. Maſſow unterm 22. Doctor, c. verfügt haben. Dieſer Unſerer 
Allerhöchſten Intention gemäß, habt Ihr überell zu verfahren und von 
aller Durchſetzung des Simultanei, die fich nicht auf gutliches Abkom⸗ 
men gründet, abzuſtehen. Sind Euch mit Gnaden gewogen. 

Berlin, den 28. October 1799. 

Auf Sr. Königl. Mafeſtät allerhöchſten Special: Befehl, 
g r v. Maſſow. 
An die Weſtpreuß. Regierung. t 


Nr. 110, 


Reſcript des Juſtizminiſteriums an das Weſtpreuß. Hof⸗ 
gericht zu Bromberg vom 28. Sxtbr. 1799, betr. die 
Art und Weiſe der Erhaltung der fiscaliſchen Gerechtſame 
gegen die vor ihnen ſchützende Befigzeit vom Jahre 
1797 in Weſtpreußen. 
a. Bericht. 


E. Königl. Majeftät wollen, nach Doro allerhöchſten Verordnung 
vom 18. December 1798, durch den vallſtändigen ruhigen Beſitz einer 
Sache oder eines Rechts im Jahre 1797, in Kraft eines Normaljahres 
für diefe Provinz, den Befiger gegen die Anſprüche des Fiscus geſchüg 
wiſſen; hiervon ſedoch die ſchon jetzt ſreitſgen, aber noch nicht rechtz⸗ 
Hängigen Anſprüche des Fiscus; in ſofern földe vor Ablauf des Jah⸗ 
res 1799 bei den Juſtizbebörden zur gerichtlichen Erörterung angemel 
det worden find, ausnehmen. Von dieſer Ausnahme gebentt unn Ew. 
Königl. Maſeſtct Abeſtpreußiſche Krieges und Domainenz Rammer zu 
Marienwerder, nach dem allerunterthänigſt abſchriftlich beilſegenden 
Schreiben vom 29. v. M., ohne dieſerhalb einen förmlichen Prozeß an? 
zustellen, im Wege der gerichtlichen Proteſtatſon Namens des Fiscus 
Gebrauch zu machen. Wir ſtehen mm an: ob dieſe Abſicht dem Sinne 
der obenangeführten Verordnung entspreche ? und da die Meinungen der 
Mitglieder des unterzeichneten Gollegſt über die Sache verſchieden finir. 
indem einige glauben, daß man den von der Kammer eingeſchlagene 
Weg verfolgen koͤnne, weil theils nach mehr beſagter Verordnung EH 
" 
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bie Anmeldung der Anſprüche hinreichend ſey, theils die bereits gefcher 
dene Anmeldung als eine Difamation angeſehen werden könne; andere 
glieder. dagegen der Meinung find, daß eine bloße Anmeldung und 
roteſtation nicht hinreichend fey, ſondern auch hiernäͤchſt die gerichte 
life Erörterung, folglich die Aufnahme einer Klage oder Einreichung 
eines Klageberichts, und hiernächſt die Instruction erfolgen müffe, wo» 
bei ſich testere gleichfalls auf, Die obige Blerorbnimg nnd bie analogen 
Stellen Ew. Königl. Majeſtät allgemeinen Landrechts Th, I, Tit, 9. 
$. 605 u. f. beziehen; fo können Wir nicht umhin, bei Ew. Königl. 
ajeſtät über dat allgemeine Princip unterthänigft auzufragen: 
ob der von der Marſenwerderſchen Kammer, zur Abwendung der 
Nachtheile des Beſitzſtandes im Normaljahre 1797, eingeſchlagene 
Weg und die blofe Mittheilung der Proteſtation und Erklärung 
der Kammer an die Beſitzer zu dem beabsichtigten Zwecke bin» 
reichend, 
oder y 
an nicht vielmehr bie beftimmten Anmeldungen gegen die einzelnen 
Beſitzer die Aufnahme der beſondern Klagen, oder Einreichung der 
Klageberichte, und hiernächſt die ordentlichen Inſtructionen der Sas 
chen hierzu erforderlich und nothwendig jenen? 
Wir verfehlen nicht, hierbei noch ganz gehorfamft zu bemerken: daß 
im erſten Falle die nothwendig durch Anstellung ven 500 bis 600 Pros 
tejen zu gleicher Zeit ſowohl bei Ew. Königl. Majeſtät Kammer als 
Juſtizbehöͤrden entſtehenden Inconvenienzen und Ueberhaufungen von Ars 
eiten vermieden werden dürften, und es bei der Menge der Currenten 
f nicht möglich ſeyn würde, dieſen Proceſſen, welche, wie wir fyon 
bellzufig erfahren, durch Anmeldungen von Seiten der hieſigen Sams 
mer noch einen großen Zuwachs erhalten bürften, zu gleicher Zeit zweck 
mäßigen Fortgang zu verſchaffen; wogegen im le&tern Falle die Abſicht 
der Beſtimmung des Normalahres mehr, wenigſtens für die angefpror 
chenen Beſitzer früher, erreicht zu werden ſcheink. 
Wir wagen es, um eine baldige huldreiche Entſcheidung um des⸗ 
halb zu bitten, weil der Kammer ſchon ohnedies die Seit etwas zu kurz 
allen dürfte, und ꝛc. c. Bromberg, den 11. October 1799. 
Das Weſtpreußiſche Hofgericht. 


zh Reſertpt. Kuf Gee nf 
edrih Wilhelm, König 2c. Unſern ze. Auf Eure Anfrage vom 
de Ed beitefenb bie Anmelbung ber worbepaltenen feralis 
en Anſprüche zur Abwendung des wegen des Normaljahres von 1797 
i in n iscus ſonſt beſorglichen Spedjubicii, erteilen Wir Gud) hier⸗ 
en Beſcheid: 
daß cs unbedenklich nach bem Antrage der ꝛc. Kammer verfügen 


Sind iet, 
ind ac. Berlin, den 28. October 1799. 
Auf Sr. Königl. Majeſtät allergnädigſten Special⸗Befehl. 
v. Goldbeck. 


aun das Meftpreuf. Hofgericht zu Bromberg. 
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Nr. 111. 
Reſerſpt, die Eheſcheidungen der Katholiken betreffend. 


Ion Gottes Gnaden Friedrich Wilhelm, König von Preußen. Unſern 
gnädigen Gruß zuvor. Wohlgeborner, Veſte und hochgelahrte Räthe, 
liebe Getreue! Auf Eure Anfrage vom 15. März c., welche Wirkung 
einer vom katholiſchen Conſiſtorio erkannten Separatio a thoro et mensa. 
unter der Formel: donec animi eorundem  exacerbuti reconciliati non 
fuerint, beizulegen fey, geben Wir Euch hiermit zu erkennen, daß for 
wohl in dem Falle, welcher zu dieſer Anfrage Veranlaſfung gegeben, als 
auch in ähnlichen Fällen die Sache nur ſo zu betrachten ſey, als wenn 
auf eine Separation auf beftimmte Zeit erkannt wäre, und daher vom 
Givil⸗Richter nur ein Interimiſticum regulirt werden könne. Sind Euch 
mit Gnaden gewogen. Berlin, den 29. März 1800. 

Auf Sr. Königl. Maſeſtät allerguädigſten Speclal⸗Beſehl. 
v. Goldbeck. 


An die Weſtpreuß. Regierung. 


Nr. 112. 
Verhandlungen, die Verfaſſung der katholiſchen Geiſtlich⸗ 


keit und der biſchoͤflichen Gerichte in Weſtpreußen bez 
Wy treffend, 


a, Bericht der Regierung zu Marienwerder. 


Eos dem wegen des röͤmiſch⸗ katholiſchen Status ecclesiastici ber Pros 
vinz Weſtpreußen unter dem 13. März v. J. an uns erlaſſenen Ste 
fcripte haben Ew. Königl. Majeftät auch daruber unſern unterthänigſten 
Bericht zu erfordern geruhet: 

ob formliche Conſiſtoria oder andere geiſtliche Collegia in der hie⸗ 

figen Provinz, und wo eriſtiren, wodurch die Grenzen ihrer Gom 

petenz beſtimmt werden, wie fie beſetzt find, woher die Mitglieder 

und Subalternen beſoldet werden, und mie weit die Regierung bei 

der Beſetzung und der Aufſicht über. bie Amtsverwaltung dieſer 

Gollegien concurrire! x 3 
Diefen Gegenſtand des in dem erwähnten Referipte von uns geforderten 
allgemeinen Berichts haben wir um deshalb auszuheben für nöthig ger 
halten, weil bei dem Mangel einer Conſtitution wegen der Verfaſſung 
der geiſtlichen Gerichte in der Provinz Weſtpreußen, wie die unter dem 
25. Auguft 1796 für Südpreußen ergangen ift, wir uns zu verſchiedenen 
Anträgen in Abſicht auf die Einrichtung der katholiſchen Conſtſtorien, 
und mehreren Anfragen in Anſehung der Competenz derſelben veran⸗ 
laßt feben. x 

Die biſchoͤſtichen Didceſen in Weſtpreußen find: 

1. die des Füuͤrſtbiſchofs von Ermeland; 
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2. die des Biſchofs von Culm und Pomeſanien; 

B. die des Biſchofs von Plock; 

4. die des Biſchofs von Cujavien und Pomeren 

5. die des Biſchofs zu Poſenz 

6. die des Erzsifchofs von Gneſen. 

Das Conſiſtorium der Ermeländiſchen Diöces hat feinen Sitz zu 

rauenburg, und beſtehet aus dem Ofſtztal und Domherren Johann 

v. Eichowskl, dem Geiſtlichen Cajetan von Lonczynski als Secretarius, 
und einem Notario, * * 

Das Gonfiftortum der Culmiſchen Dioͤces, welches feinen Sitz zu 
Culmfre hat, ift mit dem Offtziale unb Demherrn Jofeph von Nalenz 
Grombezewakf, dem Bice- Offizial Michael Eberlein zu Ghriſtburg wel⸗ 
cher die Sachen aus der Marienburgiſchen Diöces bearbeitet, jedoch 
ohne Bericht an das Conſiſtorium zu Gulmfee kein Erkenutniß fällen 
kann, und dem Prepfte zu Briefen, Caſimir Otto als Notarius, fo 
wie dem Dom ⸗Secretair Bonaventura Sendlewski als Defensor matri- 
monii beſetzt. Außer dieſen Perſonen hat zwar der Biſchof von Culm 
vor Kurzem noch den Domherrn von Cinszynski als judicem surrogatum 
in Vorſchlag gebracht; dieſer Antrag iſt aber um deshalb von uns 
rückgewieſen, weil der von 117 55 i der deutſchen Sprache nicht må 
tig, und daher zu einem Geſchäfte nicht brauchbar ift, welches wenige 
ſtens einige Keuntniß der Landesgeſetze erfordert. 

Das Gongfterium zu Plock beſtehet aus bem Generals Official und 
Archidiaconus Thaddäus Paczkowski, dem judex surrogatus, Canonicus 
Tacol Oſſowski, dem Commendarius Pawulski als Actuarius und einem 
gewiſſen Wittkowski als Fiscal. 

Das Gonſiſtorium der Pomerellſchen Didces beſteht aus bem Ges ^ 
neral⸗ Offizial Canonicus Baſtkowski zu Stargardt, dem judex surroga- 
tus Ganonicu8 und Propſt Buchniewicz zu Meve, dem Gommendatins 
dei der König. Capelle Michgel Langmeſſer zu Danzig als Kanzelei⸗ 
Regenten, und dem Notarius Apoftolicud von Widera. 

Der Defensor matrimonii und die Advocgten find bei dieſem Conſi⸗ 
Forio, wie dies bei mehreren der Fall ijt, nicht beſtimmt, fondern der 
erſte wird bei jeder einzelnen Sache von dem Offiziale ernannt, und die 

ahl der letzten jeder Parthei überlaffen. i 

Das Cujaviſche Conſiſtorium zu Wloclaweck hat einen Offizial in 
der Perſon des Weihbifhofs und Dom⸗Dechanten von Lavinski, zwei 
Judices surrogstos, den Domherrn Stieb und den Domherrn von Dis 
Ain, und einen Notarium. apostolicam an dem Prediger von Oſſinski. 
"uj bei dieſem Conſiſtorio ift der Defensor matrimonii nicht bestimmt, 
und die Wahl der Advocaten hängt von den Partheien ab. 

Fur den kleinen Theil der Poſenſchen Diöces, welcher in dem Neg- 

eiſtriete liegt, ift der Propſt und Präfeet Jofeph Dalski zu Deutſch⸗ 
tone Offizial; von andern Officjanten, die bei dieſem Conſiſtorio anz 

gestellt find, it aus unſern Acten nichts zu erſehen, und da der Offis 

dial auch nur allein ein Votum bei der Verhandlung und Entſcheidung 
t Sachen hat, fo kommt es auf felbige nicht an. 

Das Couſiſtorium der Gneſenſchen Didces in Weſtpreußen hat fei- 
nen Sitz zu Gamin; Offizial bei demſelben ift der Prapſt Tuszynski zu 
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Zakrzewo bei Flatau; ob aber außer demſelben noch mehrere Offtzianten 
bet dieſem Conſiſtorlum angeſtellt worden, ift uns nicht bekannt, indem 
nach dem Berichte des Erzbiſchofs von Gnefen vom 19. März v. J. 
dem ꝛc. Tuszynski überlaſſen ift, fih fo viel Mitarbeiter zu wählen 
a er für nöthig finde, und diefe feinem Biſchofe in Vorſchlag zu 
ringen. 

Die Officianten der Gonſiſtorien werden von dem Biſchoſe beſtel⸗ 
let, die Officialen und judices surrogati aber von der Regierung beſtä⸗ 
tigt, wenn dieſelbe gegen die ernannte Perſon nichts zu erinnern findet. 
Weder bie Offieinlen noch die judices surrogati, die bei dem Gonfiftorio 
angeſtellten Secretarii, Notarit und Defensores matrimonii haben von 
dieſen Aemtern firivte Beſoldungen, ſondern fie werden blos durch die 
aufkommenden Sportuln und Strafgelder remuneriret. Dieſe können 
freilich nicht erheblich ſeyn, allein da diejenigen Geiſtlichen, welche die 
Stellen von Dfficinlen, Surrogat⸗Richtern oder andern Memtern bei 
dem Conſiſtorium bekleiden, durch einträgliche Beneficia, deren die Of⸗ 
ficialen gewöhnlich zwei haben, belohnt werben: fo fehlt es nicht allein 
nie an Subjecten zu ſolchen Aemtern, ſondern dieſelben haben auch ge⸗ 
wöhnlich ihr reichliches Auskommen. " 

‚Hierbei müſſen wir jedoch bemerken, daß es noch bis jetzt gänzlich 
an einer Sportultaxe für die geistlichen Gerichte Weſtpreußens, welche 
von Ew. Königl, Majeſtät, oder von der Regierung bejtütigt worden, 
fehle. Die Nothwendigkeit einer ſolchen Sportultare ift keinem Zweifel 
unterworfen, zumal da bisher die Koſten, beſonders in Eheſachen, nach 
Willkühr angeſetzt find. Diefe Sportultaxe kann aber nicht füglich eher 
entworfen werden, als bis der Modus procedendi bei den geiftlichen Bes 
richten beſtimmt ſeyn wird. Die Befugniſſe der geiftlichen Gerichte 
Weſtpreußens find in der Regierungs⸗Inſtruction vom 21. September 
1778 $. 4. Nr. 10. litt. f. und Nr. 11. f. beſtimmt, allein dieſe Be⸗ 
ſtimmung enthält nur bloß die Gegenstände, welche ferner vor bie geiſt⸗ 
lichen Gerichte gehören ſollten: über die Grundſätze und bie Berfahr 
rungsart bei dieſen Gerichten ijt aber, wahrſcheinlich wegen des damali⸗ 
gen Verhaͤltuiſſes mit der Republik Polen, jede Vorſchrift vermieden 
worden. Nach der Regierungs⸗Inſtruction gehören daher vor bie geiſt⸗ 
lichen Gerichte: 

1) alle causae mere ecclesiasticae, d. h. ſolche Sachen, welche die 
Spiritualig, die Einſetzung und bie Amtsverwaltung der Geiſtlichen 
betreffen. 

2) Die Eheſachen zwiſchen katholiſchen Religions = Verwandten, 
wenn beide Theile katholſſch find. 

Zugleich ift 5 

ad 1. feſtgeſetzt, daß die geiſtlichen Gerichte fid) in allen Causis 
civilibus, wenn fie auch eine geiſtliche Perſon oder deren Nachla 
betreffen, oder felbſt super jure patronatus vel dominii geſtrite 
ten wird, keine Cognition, viel weniger eine Criminal- Jurisdiction 
anmaßen folen, weshalb denn auch, wenn ein Geistlicher mit Bode 
abgehet, zwar wo Gefahr im Verzuge ift, die Obfignation feines Ver 
mögens von der Geiſtlichkeit salvo jure der weltlichen Gerichte vollzogen 
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werden kann, die Inventur und Theilung aber lediglich den weltlichen 
Gerichten zu überlaffen ijt; 

ad 2. aber, daß den Dispenſionen, welche katholiſche Glaubensge⸗ 
offen in gradibus prohibitis von ihren geiſtlichen Sbern erhalten, keine 
efkectus civiles beigelegt werden, ehe fie nicht bei der Regierung produz 
Citt, und quoad effectus civiles beſtätigt worden. 

In wiefern der Regierung die Aufſicht über bie geiſtlichen Gerichte 
ime, ift zwar nicht genau beſtimmt worden, allein wir haben nach 
em $, 5. der gedachten Inſtruction, gemäß welcher der katholiſchen 
geiſttichen Gerichtsbarkeit die causae ecclesiasticae und Spirituales, nur 
mit Vorbehalt der, der Regierung bogen Aufſicht gegen alle Mif- 
bräuche und Ertenfiunes derſelben, eingeräumt ij, kein Bedenken ges 
funden, Beſchwerde über die geistlichen Gerichte ob prorrackam vel de- 
negatam justitiam anzunehmen, und darauf ohne in die Materialien ein⸗ 
zugreifen, das Rechtliche zu verfugen. 

Dieſe von uns geführte Aufſicht über die katholiſchen geiſtlichen 
Gerichte konnte jedoch bisher nur von geringer Wirkſamkeit ſeyn, da, 
wie ſchon oben erwähnt if, die Berfahrumgsart bei dieſen Gerichten 
nicht beſtimmt war, und es uns daher an einer Richtſchnur fehlte, die 
Verfügungen der katholischen Gowfütorien t gu beurtheilen. Setzt, 
da die Verhältniſſe mit der vormaligen Republik Polen gänzlich aufger 
lófet find, und da für Südpreußen eine Conſtitution wegen der Verfaf⸗ 
fung der geiſtlichen Gerichte ergangen ift können wir der Abhelfung jes 
nes Mangels um fo gewiſſer entgegen ſehen, ald nach dem an den Bis 
ſchef von Cujavien und Pomerellen von Ew. Königl. Majeſtät Groß⸗ 
kanzler und Departement der auswaͤrtlgen Angelegenheiten unter dem 
15. December v. J. erlaſſenen Reſcripte die Conſtftution vom 25, Aus 
guſt 1796 auch in Weſtpreußen analogiſche Anwendung finden foll. 

Dieſe Conſtitution legen wir daher zum Grunde, wenn wir, wie 
es die Abſicht dieſes Berichts ift, Ew. Königl. Majeſtät unſere Bors 
ſchlaͤge zu einer Verordnung wegen der geiſtlichen Gerichte Meftpreus 

eng machen. E 

So viel zuvörderſt den Gegenſtand und den Umfang ber geiftlichen 
Gerichte betrifft, fo wird derſelbe durch die oben angeführte Verord⸗ 
nung der Neglerungs⸗Juſtrüction gleichförmig mif der Gonftitution vom 
25. Auguſt 1796 beſtimmt, und wir finden bei dieſer allgemeinen Bez 
keimmung nichts zu erinnern, wenn bei den einzelnen zum Reſſort der 
geiſtlichen Gerichte verwieſenen Gegenftänden- ihre Gompeteng näher bes 
ſchränkt wird. Dagegen können wir die den Fatholifchen geifttichen Ges 

Den in dem 6. 2. der Gonftitution vom 25. Auguſt 1796 beigelegte 
Biefugniß, lestwillige Verordnungen aufzunehmen, nicht einräumen. 
Nach der Regierungs- Inſtruetion find die katholiſchen Conſiſtorien nur 
Berichte: für gewiſſe Arten von Geſchaften; fie find daher nach bem 
Allgemeinen Laudrechte Theil 2. Tit, 17. g. 49. auch ven der Vollzie⸗ 
bung folder Handlungen und Rechtsangelegeuheiten, bel welchen es auf 
eiue bloße Beglaubigung ankommt, ausgeſchloſſen, und da ihnen keine 
Concurrenz bei der Entſcheidung über Feſtamente oder bei der Reguli⸗ 
rung ber Nachlaſſenſchaften geiſtlicher Perſonen eingerhuntt ift, ſo kaun 
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auch die in der angeführten Stelle des Allgemeinen Landrechts beſtimmte 
Ausnahme bei ihnen nicht Platz greifen. 

Die in dem g. 8. der pagten Gonftitution enthaltenen Verordnun⸗ 
gen in Anſehung der Siegelung und Erbſchafts⸗Regulirung bei Sterbe⸗ 
füllen von geiſtlichen Perſonen, können gleichfalls in der hiefigen Pros 
ving keine Anwendung finden. Nach der Regierungs⸗Jnſtruction F. 4. 
Nr. 11. 1, c. foll die Geiſtlichkeit nur befugt ſeyn, wo Gefahr im Bers 
zuge iſt, die Obſignation salvo jure der weltlichen Gerichte zu vollzie⸗ 
hen, und eine andere Concurrenz ift denſelben bei den Sterbefällen und 
den Nachlaß ⸗Regulirungen geiſtlicher Perſonen auch nie von uns einges 
räumt worden. Es ijt daher den geiftlichen Gerichten weder verſtattet, 
bei Sterbefällen geistlicher Perſonen ihre Stegel mit anzulegen, noch 
ift bei der Entſtegelung und Ausantwortung des Nachlaſfes an die Erz 
ben, von Seiten des geistlichen Gerichts Jemand zugezogen worden, 
noch endlich ift das geiſtliche Gericht, wenn eine gerichtliche Regultrung 
des Nachlaſſes bat erfolgen müffen, von dem auſtehenden Termin zur 
Wahrnehmung der Rechte des benehicii der Kirche oder der piae causo 
benachrichtigek worden. Die Aufſicht über das Vermögen der katholt⸗ 
ſchen Kirchen, Klöſter, Schulen, Hospitäler und anderer milden Gif. 
tungen iff auch nach der Regierungs⸗Juſtruction $. 4. Nr. 12. nicht 
den geiſtlichen Gerichten, ſondern der Regierung aufgetragen, und dieſe 
leitet daher auch das Auseinanderſezungs⸗Geſchöft zwiſchen den Erben 
des verſtorbenen Geiſtlichen und der Kirche oder dem Beneficio, indem 
fie bem Decano oder einem andern geiſtlichen Worgefeßten die Wahrneh⸗ 
mung der Gerechtſame der Kirche, des Beneſicif oder der piae causae 
aufträgt. Die geistlichen Gerichte Weſtpreußeng können daher auch fers 
ner von aller Zuziehung bei den Nachlaß ⸗Regulfrungen geiſtlicher Pers 
ſonen entbunden bleiben; der Regkerung wird es aber obliegen, die Aus⸗ 
einanderſetzung zwiſchen der Kirche, dem Beneficio oder der piae cansae 
und den Erben des verſtorbenen Geiſtlichen zu leiten, und die Wahrneh⸗ 
mung der Gerechtſame der Kirche oder milden Stiftung dem Decano 
des Bezirks oder einem andern geiſtlichen Vorgeſetzten aufzutragen. 

Der vierte g. der Conſtitution vom 25. Auguſt 1796 beſtimmt die 
Befugniß der geiſtlichen Confiftorien, in Eheſachen zu erkennen: 

wenn beide Eheleute der katholiſchen Religion zugethan ſind, 
ſetzt aber zugleich feſt, daß die Cognition der geiſtlichen Gerichte nur 
auf die Fragen, welche die Fortſetzung oder Annullirung der Ehe, oder 
die Scheidung von Tiſch und Bette betreffen, eingeſchränkt, das GT 
kenntniß über die Strafe der Eheſcheidung und andere Effectus civiles 
der Nichtigkeit oder Trennung der Ehe aber zur geistlichen Gerichtsbar⸗ 
keit nicht gezogen werden follen, Die erſte Beſtimmung kommt mit der 
Regierungs- Inſtruction überein, der Zuſatz aber, daß die katholiſchen 
Gonfiftovien nicht ber die Strafe der Eheſcheidung erkennen folem 
weicht von der Vorſchrift des Reſerſpts vom 26. October 1736 ab. 
Indeſſen iff die Verordnung, nach welcher den geiſtlichen Gerichten das 
Erkenntniß über Eheſcheidungsſtrafen und die eHectus civiles der Nich⸗ 
tigkeits⸗Erklärung der Che oder Scheidung von Tiſch und Bett entzo 
gen, unſtreitig auf richtigere Principien gegründet. 

Die Strafen der Eheſcheidung und die effectus civiles derſelben 
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Haben ihren Grund in ber ehelichen Verbindung als Contract, nicht als 
Sacramentz der ſchuldige Ehegatte it dem Unſchuldigen ex contractu 
matrimonii Entſchädigung zu geben verpflichtet; dieſe Verpflichtung zu 
beſtimmen, ift die Sache der weltlichen Gerichte, die geiftlichen Gez 
richte mögen hingegen die dem ſchuldigen Ehegatten zur Laſt fallende 
erlegung der Ehe als Sacrament durch kirchliche Strafen an demfels 
M rügen. 

Users Erachtens würde daher auch eben dieſes für Weſtpreußen 
feftgefegt werden müͤſſen; da indeſſen die geistlichen Gerichte auch häu⸗ 
i kirchliche Strafen gegen den ſchuldigen Ehegatten erkennen, und 
diefe nicht bloß in Bußübungen, fondern auch wohl in Geldstrafen bes 
Fehen, fo würde hierbei beſtimmt werden müffenz 

*) o5 die geistlichen Gerichte zur Auflegung ſolcher Geldſtrafen befugt 
finz, und inſonderheit ob fie fid) eine ſolche Beſtrafung wegen des 
dem einen oder dem andern Theile zur Laſt fallenden Ehebruchs 
anmbafen können, auch, ob durch eine Strafe der geiſtlichen Ges 
richte die in dem Allgemeinen Landrechte Theil 2. Tit. 20. J. 1061. 
verordneten weltlichen Strafen aufgehoben werben? 

b) wie hoch exentualiter diefe Strafe ſteigen dürfe? 

c) wem diefe Strafe gebühre ? 

So viel die erſte Frage betrifft, fo ſcheint es am zweckmäßigſten 
zu fen, alle von den geiſtlichen Gerichten wegen Verletzung des Sas 
Camenta der Ehe zu beſtimmenden Strafen auf bloß kirchliche oder Buß⸗ 
bungen zu beſchränken. In keinem Fall können aber die geistlichen 

erichte durch Strafbeſtimmungen den weltlichen vorgreifen, und ſolche 

Bergehungen, welche nach den Geſezen des Staats mit Strafen belegt 
Gnd, können daher nur als Hebertretungen der Kirchengeſetze von bens 
Felsen gerügt werden. In Anſehung der zweiten und dritten Frage 
dürfte evenmaliter nach unſerer Meinung die Geldstrafe den Betrag 
von 20 Rthle. niemals überſteigen, und nicht dem erkennenden Gerichte, 
Ondern dem Fidco oder einer milden Stiftung zufallen. Vorzüglich 
Aber. fragt es fich hierbei: 

1) ob alle Eheſcheidungs⸗Sachen zwichen Ehegatten, welche beide 
der römiſch⸗katholiſchen Religion zugethan find, den geiſtlichen 
Gerichten uͤberlaſſen werden p 

3) welhe Geſetze die geiſtlichen Gerichte bei der Entſcheidung ber Chez 
ſachen beobachten müſſen ? 

3) Welche Folgen die Nichtigkeits⸗ Erklärung einer nach den Geſetzen 
» Staats gültigen Ehe oder die Trennung von Tiſch und Bette 
abe? 

In Unfepung der erfin Frage bemerken wie, daß es nach bem Allge 
Rune Landrecht Th. II. Tit. 1. f. 785, bloß dem Gewiſſen eines von 

iſch und Bette geschiedenen Ehegatten katholischer Religion überlaſſen 
pa ob er zu einer andern Ehe übergehen wolle, und daß nach eben Dies 
bn Gefege Th. II. Tit. 11. $. 442 seq. fo wie bem durch die Aller⸗ 
Gne Kabinetsordre vom 14. März v. J. heftütigtmm Gutachten der 
eile Gommiffion vom 15. Februar deſſelben Jahres das andes Yu- 
> pi Collegium berechtigt ift, Proclamationen und Trauungen katholiſcher 
erſonen, welche eine nach den Bandeögefegen gültige Che eingehen 
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wollen, proteſtantiſchen Predigern aufzutragen, wenn der katholiſche 
Pfarrer des Kirchſpiels die Proclamation und Trauung wegen entge⸗ 
genſtehender Eanonifiher Hinderniſſe verweigert. Dies wornusgefet, 
ſcheint uns die ps e Regel, nach welcher bie Ehe⸗Scheidungs⸗ 
Proceſſe zwichen römiſch⸗katholiſchen Ehegatten vor die geiftlichen Ge⸗ 
richte gehören follen, die Ausnahmen leiden zu muͤſſen, daß: 
1) wenn ein von Tiſch und Bette geſchiedener Ehegatte katholiſcher 
Religion von der ihm in dem Allgemeinen Landrecht Th. II. Tit.. 
5. 735. ertheilten SSefugniB durch Eingehung einer anderweitigen 
Ehe mit einem roͤmiſch⸗katholiſchen Glaubensverwandten Gebrauch 


macht; 

2) wenn wei Fatholifche Perſonen, mit den ihnen entgegenſtehenden 
bloß kanoniſchen Ehe⸗Hinderniſſen bekannt, eine Ehe eingehen, 
und ſolche von einem proteſtantiſchen Geistlichen vollziehen laffen, 

die zwiſchen ſolchen Perſonen etwa entftehenden Eheſcheldungs⸗Proceſſe 
vor die weltlichen Gerichte gehören. Wollte man in dieſen Fällen die 
Eheſcheidungs⸗ Sachen den katholiſchen Gonfiftorien überlaffen, fo würde 
es nur von der Willkühr des einen oder des andern Theils abhängen, 
wie lange er die Ehe fortfegen wollte; denn das geiſtliche Gericht müßte 
ſelbige auf den Antrag eines Theils bloß aus dem Grunde, weil ſie 
gegen bie Hirchengeſetze geſchloſſen worden, für nichtig erklären. Dies 
würde aber dem geſetzlichen Princip, daß die Trennung einer Ehe nicht 
anders als aus fer erheblichen Gründen ſtatt finden fole, entgegenſte⸗ 
hen, und da überdies auf eine bloß nach den Geſetzen des Staats ger 
ſchloſſene Ehe der Begriff des Sacraments nicht paßt, ſondern die Wirs 
kungen einer ſolchen Ehe nur nach den Geſetzen des Staats beurtheilt 
werden können, fo müffen die geiſtlichen Gerichte von der Beurtheilung 
und Entſcheidung über febige ausgeſchloſſen werden. 

Die zweite Frage if nach der Conſtitution vom 25. Auguſt 1796 
dahin entſchieden, daß die katholiſchen Conſiſtorien auf das kanonische 
Recht, das Concilium Tridentinum und andere geiſtliche Rechte, welche 
ihnen bisher zur Richtſchuur gedient haben, verwieſen find; allein wie 

llauben, daß auch in katholiſchen Eheſachen das Allgemeine Landrecht, 

m ſofern es den katholiſchen Religions⸗Principien nicht entgegen ijt, An⸗ 

wendung finden mie, und daß die Abſchaffung mancher durch die geift 

lichen Rechte aufgestellten Principien durchaus nöthig fey., Nach den 
kanoniſchen Rechten entftehen die impedimenta dirimentia privata ma- 
trimonii VW 

ex metu, dolo, errore, und ex impotentia; 

Die publica hingegen 3 
ex voto, susceptione majorum ordinum, crimine raptus, cultus dis- 
paritate, clandestinitate, aetáte, vinculo matrimoni, und ex con- 
sanguinitate et afinitate. 

Die Impedimenta dirimentia privata, welche aus Zwang, Betrug 
und Irrthum entſtehn, erkennt das Allgemeine Landrecht Th. IT. Tit. 1. 
F. 40 seq. auch am; es ſetzt aber einen Zeitraum feft, innerhalb welchen 
diefe geltend gemacht werben müſſen und nach deffen Ablaufe bie CH 
gültig wird, 3 jd 

Unfers Erachtens muß diefe Verordnung des Gefeges auch bei epi 
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Unter katholiſchen Glaubens Verwandten ſtatt finden, khells weil fie zu⸗ 
nächſt die Gültigkeit der Ehe als Vertrag zum Gegenſtande hat, theils 
Weil das Allgemeine Landrecht auch in Absicht der Chen katholiſcher Mer 

Blond: Verwandten in ſofern anwendbar iſt, als die kirchlichen Gefege 

m nicht geradezu widerſprechen. 

Die andern Impedimentu ex impotentia, voto, susceptione majo- 
zum ordinum, ex adulterio, und ex rapto übergehen wir, weil felbige 
unferes Erachtens lediglich nach bem katholiſchen Rechten zu beurtheilen 
Jib. Dagegen mion wir es als höchſt auffallend rügen, daß noch dis 
Jt in Weſtpreußen und wahrſcheinlich auch in Südpreußen, zu Ehe⸗ 

erbindungen zwiſchen katholiſchen und evangeliſchen Glaubensverwand⸗ 

n die Dispenſation des Biſchofs nachgeſucht werde. $ 

E Zwar ift dies bem Grundſaͤtzen ber katholiſchen Kirche gemäß, und 
er 

Declaratione cum instrüctione super Edictis respicientibus Matri- 

monia in Hollandia et Belgia contracta et contrahenda vom 14. 

. Novbr, 1744 in Bullario Benedicti XIV. pag. 87. ^c 

wird darüber geklagt: 

eos esse inter Catholicos, qui insano amore turpiter Jem»stati ab 

hisce detestabilibus connubiis, quae 6. Mater Ecclésia perpetuo 

damnavit atque interdixit, ex animo non abhorrent; et prorsus 
sibi abstinendum non ducunt; 
Ia es wird fogar befohlen: n 

id vero debere sibi potissime in animum inducere conjugem catho- 

licum, sive virum, sive foeminam, ut pro gravissimo scelere, quod 

amisit, poenitentiam agat, ac veniam a Deo precetur, coneturquo 
pro viribus, alterum conjugem a vera fide deerrantem ad gremium 

Catholicae Ecclesiae protrahere ejusque animam lucrari, quod 

porq el veatiecde; 8 

foret, : 

Ullin diefe Grundſäge können doch in einem Stante, der die Eatholifche 
ken evangeliſche Religion als gleich herrſchende anerkennt, nicht gedul⸗ 
"t werden. Wir ſchlagen daher vor, hierüber feſtzuſeten, 

1) daß es bei einer Ehe zwiſchen katholiſchen und proteſtantiſchen Re⸗ 
Üigionsverwandten durchaus keiner Dispenſation der geiftlichen Obern 
für den katholiſchen Theil bedürfe, und daß es fo gar den geiſtli⸗ 
chen Obern der katholiſchen Religions e Parthei unterſagt werde, 
dergleichen Dispenfationen, welche den Wahn einer nach kirchlichen 
Geſetzen verbotenen Ehe zwiſchen den Mitgliedern der herrſchenden 
Religionen unterhalten würden, zu ertheilen; 

2) daß es den katholiſchen Geistlichen, bei Verluſt ihrer fBeneficien 
und der Qualification zur Seelenſorge verboten werde, einem Eas 
tholiſchen Religionsverwandten wegen der ehelichen Verbindung mit 
timer evangeliſchen Glanbensgenoſſin oder umgekehrt, irgend einige 

zorwürfe zu machen, oder wohl gat Büßungen und kirchliche 

Strafen aufzulegen, oder endlich denfelben aufzufordern, den proz 
teſtantiſchen Theil zur Aenderung der Religion zu vermögen. 

den An zur Eingebung einer gültigen Ehe erforderliche Alter muß nach 
emeinen Landrecht Th. II. Tit. 1. F. 37. beſtimmt werden, gus 
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mal das kanoniſche Recht einen früher Termin annimmt; dagegen 
wird in Anſehung der übrigen Tmpedimentornm canonicorum keine Ab⸗ 
Aenne von den Verordnungen des kanoniſchen Rechts ſtatt finden 
koͤnnen. 
Es fragt ſich aber ferner, ob die geiſtlichen Gerichte nicht auch 
ausdrücklich auf die in dem Allgem. Landrechte Th. II. Tit. 1. §. 13. 
14. 30 seg. $ 34 seq. und 46 seq. enthaltene Impedimenta mere legi- 
tima verwieſen werden müßten, und ihnen die Cognition und Entſchei⸗ 
dung über matrimonia rata quidem sed non legitima: zwiſchen katholi⸗ 
ſchen Ehegatten nicht ganz entzogen werden ſollte. 

Sehr zweckmäßig und den katholkſchen Religionsbegriffen nicht zu⸗ 
widerlaufend, würde es auch umferes Erachtens ſeyn, wenn die geiftlie 
chen Gerichte in Anſehung derjenigen Gründe, aus welchen eine beſtän⸗ 
dige oder der Zeit nach unbeſtimmte Separation von Tifo und Bette 
erkannt werden muͤßte, auf die in dem Allgemeinen Landrechte Th. II. 
Tit. 1. 8. 670 u. ff. vorgeſchriebene Eheſcheidungsgründe verwieſen wür⸗ 
den, damit es auch den geiftlichen Conſiſtorien hieruͤber an feſten Prinz 
cipien nicht fehlen möchte. Die Trennung von Tiſch und Bette enthält 
bloß eine Aufhebung der Eheverbindung als Vertrag; hierüber ift allein 
der Staat Geſetze zu geben berechtigt, und fo lange die Geſetzgebung 
des Staats fih nicht über die Grundſuͤtze, welche die Gültigkeit oder 
Ungültigkeit der Ehe als Sacrament beſtimmen, verbreitet, krankt fie 
die Rechte der Kirche nicht. 

Die dritte Frage betreffend, ſo kann es keinem Bedenken unterwor⸗ 
fen ſeyn, daß die aus einer Ehe, welche bloß wegen kanoniſcher Hinz 
beige für nichtig erklärt worden, gebornen Kinder alle Rechte epeli 
cher Kinder haben, mithin auch in die Familie des einen und des an⸗ 
dern beider Eltern eintreten, und auf die Erbfolge der auffteigende 
und der Seiten⸗Verwandten Anſpruch machen können, nicht minder den 
Namen des Vaters fuͤhren. . 

Eben fo wenig zweifelhaft finden wir es, daß eine ſeparirte Frau, 
wenn gleich bie zwiſchen ihr und ihrem geweſenen Ehemanne beſtandene 
Ehe wegen eines impedimenti canonici für nichtig erklärt worden, bem 
noch in der Regel den bisherigen Stand und Mang ihres geweſenen 
Mannes zu führen berechtigt ſey, in ſofern fie nicht für den ſchuldigen 
Theil erklärt worden. Endlich glauben wir annehmen zu können, 

daß, wenn ein Theil den andern durch Verſchweigung oder Ver⸗ 

Heimtichung eines bloß kanoniſchen Ehe- Hinderniſſes, oder ſonſt 

durch betrügliche Vorſpiegelungen zur Schließung eines Matrimonit 

mon rati verleitet habe, 
die in dem Allgemeinen Landrechte Th. II. Tit. 1. g. 975 u. f. te 
ſtimmte geſetliche Folge eintreten müſfe. Der Ehegatte, welchem das 
kanoniſche Ehe⸗ Hinderniß nicht bekannt geweſen ijt, hat fid offenbar 
in ſolchen perſönlichen Eigenſchaften, welche bei Schließung einer Ehe 
vorausgeſeht zu werden pflegen, gelrrt, und der andere, welyer ihn BU 
dieſem Irrthume verleitet hat, muß den betrogenen Theil entſchädigen. 
Zweifelhafter aber ift es, ob, wenn keinem Theile die Verheimlichüng 
kanonischer Chez Finderniſſe zur Laft föllt, und die Ehe von dem gei 
lichen Gerichte für nichtig erklärt ijt, dennoch der eine oder der ander! 
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Theil die Verletzung des Chevertrages vor dem weltlichen Richter tür 
gen, und die Eheſcheidungsſtrafe von dem ſchuldigen Theile fordern 
könne? — Wir würden diefe Frage bejahend entfeheiden; dem wenn 
gleich nach dem Allgem. Landrechte Th. II. Tit. 1. B. 964. aus einer 
nichtigen Eheverbindung unter den Verbündeten weder Rechte mod) Bers 
bindlichkeiten entftehen, fo kann doch diefe Wirkung nur von einer ge⸗ 
ſeswidrigen Ehe, nicht aber von einem Matrimonio non rato sed legis 
us tautum gedeutet werden. Das Sacrament der Ehe muß aber, wie 
M der Synopsi juris ecclesiastici publici et privati Posnaniae 1799 
Pag. 93, richtig bemerkt ift, von bem Ehe⸗ Vertrage wohl unterſchieden 
werden, und wenn daher auch die Ehe als Sacrament aufgehoben iſt, 
mithin einem katholiſchen Ehegatten die Fortſetzung derſelben nicht zu⸗ 
temuthet werden kann, fo muß dennoch jedem Theile das Recht zuſte⸗ 
ben, die Eheſcheidungsſtrafe als das gefrélidpe Intereſſe aus dem Merz 
rage zu verlangen, indem das kauoniſche Ehehinderniß, wenn beide 
eile über die Aufrechthaltung des Ehe⸗ Vertrages einig geweſen tede 
ren, durch Dispenſation hätten gehoben werden können. Aus dieſer Uns 
berſcheidung zwiſchen der Ehe als Sacrament, und als Vertrag, folgt 
ich, daß es zweien Perſonen, deren Ehe durch ein Erkeuntniß der 
geiſtlichen Gerichte für nichtig erklart worden, icy ſtehen muß, in der 
i^a wieder ein Matrimonium Iogitimum unter fi zu ſchließen. 
„Die Wirkungen einer beſtändigen Separation von Tiſch und Bette 
del kacholiſchen Ehegatten, find: in dem Allgemeinen Landrechte Th. II. 
Tit. 1. & 734. bestimmt; wie haben aber vor Kurzem bei Ew. Königl. 
gleſtät Suftis « Departement angefragt: 
ob eine Separation von Tiſch und Bette, bis die Gemüther der 
Ba fih wieder vereinigen, für eine beſtaͤndige Separation zu 
. achten ſey. 
Die Entfepeidung aber biefe Anfrage wied daher bie erwähnte Worſthrift 
es Allgemeinen Landrecht näher erläutern. 
Der g. 5. ber Gonftitution vom 25. Auguſt 1796 wird auch in 
SeftpreuBen Anwendung finden; wir bemerken nur, daß nach der Nes 
bad nde Simfieuction $. 10. bei allen Bergehungen der Prediger, [os 
ld dieſerhalb auf Translocation, Suſpenſton oder Caffation derſelben 
"nnt wird, die Unterſuchungs⸗Acten mit dem Gutachten des Grimi⸗ 
Colegii an Ew. Königl. Majeftät geiſtliches Departement einge⸗ 
un t werden folen. Wir fragen daher unterthänigſt an, ob die geiſt⸗ 
"e Gerichte die Erkenntniſſe, welche auf Translocation, Suspenſton 
o Caſſation eines in Unterſuchung gerathenen Geiſtlichen lauten, 
HAUS cum Actis an die Megierung, und diefe felbige an Nlerhöchſt 
[red Departement zur Beſtätigung vor der Publication eins 
müffen 
r^ Dee $. 6. der oft erwähnten Gonftitition betrifft bie Kloſterzucht; 
prd diefe iſt auf Westpreußen anwendbar, jedoch verſteht es fid) von 
ft, daß in dieſer Provinz die Regierung, nicht aber die Krieges⸗ 
0 Domainen: Kammer bie Genehmigung zu den Verſetzungen von Mön⸗ 
en und Nonnen in fremde Klöſter zu ertheilen habe. 
du. EML die den geiſlchen Gerkhten in bem g. 7. der Gunfifution 
Richtſchnur dg erben Geſetze betrifft, fo beziehen wir uns 
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zuforberſt auf unſere in Anſehung der Eheſachen gemachten Anträge; 
hiernächft aber bemerken wir, daß die geiftlichen Gerichte nicht bloß auf 
die kanoniſchen und andern geiſtlichen Rechte, ſondern vorzüglich auch 
auf das Allgemeine Landrecht, in ſofern deſſen Verordnungen mit den 
Principien der katholiſchen Religion und der Kirchen⸗Verfaſſung nicht 
im Widerſpruch ſtehen, verwieſen werden muͤſſen, und daß dieſem Ge⸗ 
ſesbuche unter der gedachten Einſchränkung der Vorzug vor allen frem⸗ 
den Rechten einzuräumen fen. å 

Der Verordnung des F. 8., nach welcher in Sponſalien und Eher 
fachen, imgleichen bei Unterſuchung ſolcher Amts ⸗Vergehungen, welche 
die Suspenſion ober Remotion des Denunciaten zur Folge haben ſollen, 
die Vorſchriften der Allgemeinen preußiſchen Proceßordnung beobachtet 
werden mifen, pflichten wir vollkommen bei. Nach der von bem Papſte 
Leo im Jahr 1515 für Polen erlaſſenen Bulle fell eine Nullitas pro- 
cessus nur ex defectu. jurisdictionis, citationis et mandati hergeleitet 
werden können, und hiermit ſtimmt die Gonſtitution des Papſtes Cles 
mens VIII. vom Jahre 1591, fo wie der Gneſenſche Synodal⸗ Schluß 
vom Jahre 1621 Tit. de processu judiciorum überein. Es ſtehet ba^ 
her der Einführung der allgemeinen Gerichtsordnung bei der Verhand⸗ 
lung der bezeichneten Rechtsſache nichts entgegen, nur muß in Eheſa⸗ 
chen, wenn super nullitate matrimonii geſtritten wird, nach der Balla 
Benedicti XIV, vom Jahre 1741, Dei miseratione, jedesmal der De- 
fensor matrimonii zugezogen werden, welcher den nach der gedachten 
Bulle ihm obliegenden Verbindlichkeiten überall zu genügen, und daher 
auch gegen das erſte auf Vernichtung der Ehe ſprechende Erkenntniß 
das weitere Rechtsmittel einzuwenden hat. 

So viel die in dem F. 9. der gedachten Conſtitution enthaltene Bers 
ordnung betrifft, daß ein jeder mit geifklicher Gerichtsbarkeit verſehene 
Obere einen gehörig geprüften und approbirten Gerichtshalter anſtellen 
und demſelben, befonders in Sponfalien und Eheſachen und bei Untere 
ſuchung folder Amtsvergehungen, welche die Suspenſion oder Remotion 
des Denuncigten zur Folge haben follen, die Instruction der Sache 
uͤberlaſſen müffe: fo bemerken wir Hierauf unterthäͤnigſt, daß bis jetzt 
bet keinem der weſtpreußiſchen Gonfiftorien ein Juftitiarius angeſtellt i 
ungeachtet dies in den von Ew. Koͤnigl. Majeftät Großkanzler und De⸗ 
partement der auswärtigen Angelegenheiten an die Biſchoͤfe von ulm 
und Cujavien unter dem 15. Decbr. v. J. erlaſſenen Reſeripten voraus⸗ 
geſetzt wird. Eben fo wenig iff bis jetzt wegen Anſtellung eines, Juſti⸗ 
tiari bei den Proſpnodal Gerichten verfügt. Ew. Königl. Mojeftit 
ſtellen wir daher unterthänigft anheim: 

ob wir den Biſchöfen der hieſtgen Provinz aufgeben folen, Justi, 
%  tiarten bei ihren Gonfiftorien anzufegen, und davon zur Weſtäti⸗ 

gung derſelben Anzeige zu machen 
Zugleich aber bringen wir die Verfügung wegen eines bei den Proſyne⸗ 
Dal- Gerichten anzuſtellenden Tuſtktiarii in Erinnerung. Ferner [dint 
uns die Goncurrenz und die Befugniß der Juſtitiarien bei den Gonſiſte⸗ 
rien und Proſynodal⸗Gerichten naher beſtimmt werden zu muͤſſen, ung 
hiezu machen wir folgende Vorſchläge: 

1) Die Juſtructionen der Eheſachen und der Unterſuchungen wegen 
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Matrimonii abgeändert worden, annoch eine vierte Inſtanz erforderlich 
Vit, indem nur zwei gleichförmige GrEeiintniffe die Ehe rechtskräftig vers 
piten können. Wir flagen daher vor, daß, wenn in dritter, Sufang 
die Nichtigkeit der Ehe gegen zwei gleichförmige Urtheile erkannt wird, 


vin Concilio Tridentino Sess. 21. Cap; 6, und der Bulle Benediets XIV. 
zom Jahre 1742 Ad militantes in den Unterſuchungs⸗Sachen gegen geiſt⸗ 
Perſonen wegen Amtsuntauglichkeit und ſchlechter Auffi 


Die Db tiefe Verordnung auch ferner beobachtet werden folle? 3 
in Vorſchrift des g. il. ber Gonflitution wegen ber Aufficht über ble 
to ſtlichen Gerichte, findet auch in Sueotrujen Anwendung; ba aber 
Regierung nicht allein das PotbeB-mwiip-Gollegium der Proving 
chen teugen ift, fondech aud) Die endet, Hoheftse und geiſliche Saz 
ue bearbeitet, fe wird diefelbe der Regel nach die von bem Conſiſto⸗ 
Ae begangenen erheblichen Fehler ſelbſt rügen können, und nur der 
urs an Ew. Königl. Majeſtät Juſtiz⸗ Departement offen ſteben. 
25 chließlich müſſen wir noch anführen, daß, da bie Ganftitution vom 
nicht gut 1796 in den Edieten⸗ Sammlungen von 1796 und 1797 
in d. eingerückt iff, wir uns bei der Abfaſſung dieſes Berichts bloß des 
den Beitragen zur juriſtiſchen Literatur in den Preußiſchen Staaten 
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zugs haben bedienen können. 

Ew. Königl. Majeftät gnädigſter Entſcheidung über die in dieſem 
Berichte enthaltenen Anträge und Anfragen, deren einige zunächſt vor 
Allerhöchſt Dero Departement der geiſtlichen Sachen und der auswärti⸗ 
gen Angelegenheiten, andere hingegen vor Allerhöchſt. Dero Juſtiz⸗ Des 
yartement gehören, ſehen wir gehorſamſt entgegen. 

Marieinverder, den 14. März 1800. 2 
Die Weſtpreuß. Regierung. 


b. Reſcript des Juſtiz⸗ und Cabinets⸗Miniſterlums auf vorſtehen⸗ 
den Bericht. 

Friedrich Wilhelm, "me ze. Unſern ze. Auf Euern, die Ver⸗ 
faſſung der katholſſchen Geiſtlichkeit und der bischöflichen Gerichte der 
dortigen Provinz betreffenden Bericht vom 14. März d. J. finden Wir 
nöthig, Euch in Berfolg Unfers Neferipts vom 9. Mat e. amod fole 

endes zu Euerer einſtweiligen Nachachtung proviſoriſch hierdurch zu ers 
fien: i: 

3) Allerdings ift Eure Approbation bei der Beſetzung aller katholi⸗ 
ſchen (enſiſtorial⸗Officianten⸗ Stellen erforderlich. 

2) Was die Cyorfultare für die geiftlichen Gerichte betrifft, fo bleibt 
es ſolcherhalb bei demjenigen, was das eben erwähnte Reſcript 
vom 2. Mai b. J. befagt. 

8) Allerdings habt Ihr Beſchwerden wider die geiſelichen Gerichte ob 
denegatam vel protractam justitiam anzunehmen und darauf, was 
Rechkens ift, zu verfügen, 

4p Die Gonflitution vom 28. Auguſt 1796 findet zwar auch in borti 
ger Provinz Anwendung, jedoch mit ben im gegenwärtigen Re⸗ 
feripte weiter unten vorkommenden SXobificationen, D 

5) Daß nach bem g. 2. ebengedachter Gonfitution die geifklichen Ges 
richte letztwillige Verordnungen aufzunehmen befugt find, ſolches 
findet in Weſtpreußen nicht ſtatt. 

6) Eben fo wenig findet daſelbſt die Anordnung des 9. 8. beſagter 
Conſtitution wegen Goncurrenz der geiſtlichen Gerichte in Anſehung 
der Siegelung und Erbſchafts⸗Regulirung bei Citerbefüllen gift 
licher Perſonen Anwendung, ſondern es giebt hierunter die Regi?” 
rungs⸗Inſtruetton und die bisherige Obſervanz bei Euerm Gollegi 
die Norm. t 

7) Die Befugniß der geistlichen Gerichte, in Eheſachen Fatfolifd)t* 
Eheleute zu ſprechen, beſchränkt fih nur auf die Fragen von An. 

uullirung der Ehe und Scheidung von Tiſch und Bette. Ueber 
effectus civiles, über Strafen der Eheſcheidung haben bie geil” 
chen Gerichte gar nicht zu erkennen. Mithin giebt hierunter ae 

Gonftitution vom 95, Auguft 1796, und keinesweges das Neferi” 

vom 26. Oetbr. 1786 die Norm. 5 

8) Die geiſtlichen Gerichte dürfen nur auf geiſtliche Bußübungen ie 
poenam, auf Geldſtrafen aber gar nicht erkennen, es fey von ^ 
bruch ober von andern zu büfenben Vergehungen die Rede. 
hin verſteht es ſich ; 
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9) von ſelbſt, daß die geifttichen Gerichte den weltlichen, weder übers 
baupt, noch in Anſehung der Beſtrafung des Ehebruchs vorgreifen 


dürfen. 

10) In Fällen, wo ein von Tiſch und Bette auf immer getrennter 
Katholik zur Wiederverehelichung mit einer katholiſchen Perſon 
ſchreitet, und piernächſt auf Trennung dieſer 2ten Ehe geklagt wird, 
gebüpret Cognition und Erkenntniß gar nicht den geiftlichen Gerich⸗ 
ten, ſondern Eurem Gollegio. » P 

U) Wenn zwei Perſonen katholiſcher Neligion, bekannt mit den ihnen 
entgegenſtehenden kirchlichen Ehehinderniſſen, eine nach den Ges 
ſetzen des Staats gültige Ehe ſchließen, und ſich von einem protes 
ſtantiſchen Geiftlichen einſegnen Laffen, demnächft aber eine fole 
Ehe getrennt werden foll, [o gehört der Fall nicht zum Reſſort 
der geiſtlichen Gerichte, ſondern zu dem der Regierung. 

12) Das Principium aufzustellen: es gelte in Eheſachen der Katholi⸗ 
ken das Allgemeine Landrecht, in ſofern es ben katholiſchen Reli⸗ 
gions⸗Grundſätzen nicht zuwider fep finden Wir darum bedenklich, 
weil man hierdurch den letztern einen Vorzug vor den Geſetzen des 
Staats einzuräumen feinen würde. Beſſer ift es daher zu geſtat⸗ 
ten, daß die geiſtlichen Gerichte in Sachen, die wirklich ihres Ref- 
forts find, das kanoniſche Recht anwenden, Thun fie folches aber 
auf eine Art, welche der Wohlfahrt des Staats und den auf dieſe 
berechneten Grundsätzen des Allgemeinen Landrechts widerſpricht, fo 
kaun, existente casu, durch die weltliche Macht) Annullirung fols 
cher Sentenzen und Verfügungen der geistlichen Gerichte erfolgen, 
wovon in der Poſenſchen Diöces neulich ein Beiſpiel vorgekommen 
iit, da Unſer Cabinets⸗Miniſterium eine incompetente, obgedachten 
Geundfägen zuwiderlaufende Sentenz des Official caſſiet hat. 

18) Die Frage von dem Zeitraume, in welchem die impedimenta diri- 
mentia privata matrimonii, welche aus Zwang, Betrug und Irr⸗ 
thum entftehen, geltend gemacht werden müffen, laſſen Wir auf 
ſich beruhen, bis entweder ein Fall, wo dieſe Frage in Betrach⸗ 
tung zu ziehen ift, vorkommt, und baton, wie Wir erwarten, bes 
richtet, oder bis die allgemeine Conſtitution in geiſtlichen Sachen 
abgefaßt wird, wobei dieſer Gegenſtand mit erwogen werden foll. 

100 Demjenigen, was Ihr wegen der Ehen zwiſchen Eatholifchen und 
proteſtantiſchen Glaubensgenoſſen in Vorſchlag bringet, können Wir 
Unſern Beifall nicht ertheilen. 

Die Geſetze des Staats überlaſſen dem Katholiken bei ſolchen 
vermeidlichen kirchlichen Hinderniſſen der Ehe, welche nach den Ges 
ſetzen des Staats keine Ehehinderniſſe find, fid) über die Vorur⸗ 
heile feiner Kirche hinweg zu fegen. Wenn derſelbe aber hierwi⸗ 
der in ſeinem Gewiſſen Bedenklichkeiten findet, fo kann ihm nicht 
gewehret werden, die geiſtliche Dispenſation zu ſuchen. Dies iſt 
auch auf den Fall von Ehen zwiſchen katholiſchen und proteſtan⸗ 
tischen Glaubensgenoſſen anzuwenden, und hierbei nur dahin zu fer 

"n, daß die geiſtlichen Obern die Dispenſatjon weder erſchweren 
noch verkheuern, noch ſolche an Bedingungen knüpfen, noch übers 
haupt dabei fih Mipbräuche erlauben, z. B. den proteſtantiſchen 
eſtvreuß. Prov.⸗Recht. Bd. II. 28 
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Theil zur Religionsänderung vermögen, ober in Abſicht der Kine 
der⸗Erziehung andere Principien einführen wollen, als bie Geſetze 
vorſchreiben. 

15) Die Frage von dem zur Schließung einer gültigen Ehe erforderli⸗ 
chen Alter, laſſen Wir für jetzt ebenfo, wie bei Nr. 13. näher 
erwähnt worden, noch auf ſich ruhen. 

16) Ehen inter Catholicos wobei die Th. II. Tit. 1. 6. 13, 14, 30 
seq. 34 seq. und 45 seq. des Allg. Landrechts bezeichneten Fälle 
peg ‚gehören vor Euer Forum und nicht vor die geiftlichen 

richte, 

17) Die Beſtimmung der Gründe, aus welchen eine beſtändige oder 
der Zeit nach unbeſtimmte Trennung von Tiſch und Bette erkannt 
werden muß; desgleichen 

18) die Frage, ob die aus einer Ehe, welche bloß wegen kanonischer 

Sinderniſſe für nichtig erklart worden, gebornen Kinder die Rechte 
ehelicher Kinder haben? ferner 

19) die Frage, ob eine ſeparirte Frau, wenn bie zwifchen ihr und if^ 
rem geweſenen Ehemanne beſtandene Ehe wegen eines Impedimenti 
canonici für nichtig erklärt worden, in der Regel den bisherigen 
Stand und Rang ihres geweſenen Mannes zu mes berechtigt foyr 
in ſofern fie nicht für den ſchuldigen Theil erklärt worden? 

20) die Frage, ob anzunehmen ſey, daß, wenn ein Theil den andern 
durch Verſchweigung und Verheimlichung eines bloß kanonischen 
Che- Hinderniſſes, oder ſonſt durch belrügliche Vorſpiegelungen zur 
Schließung eines Matrimonii non rati verleitet hat, die in dem 
Allg. Landrecht Th. II. Tit. L 8. 975 u. f. beftimmte gesetzlich 
Folge eintreten müſſe ? m 

21) die Frage, ob, wenn keinem Theile die Verheimlichung kano⸗ 
niſcher Ehe⸗Hinderniſſe zur Laft Fällt, und die Ehe von dem geiſt⸗ 
lichen Gerichte fur nichtig erklart iſt, dennoch der eine oder der 
andere Theil die Verletzung des Ehe⸗Vertrages vor dem weltli⸗ 
chen Richter vügen, und die Eheſcheidungsſtrafe von dem ſchuldi⸗ 
gen Theile fordern koͤnne? 

22) die Frage, ob es zweien Perſonen, deren Ehe durch ein Erkennt, 
mif der geistlichen Gerichte für nichtig erklart worden, frei ſteben 
müſſe, in der Folge wieder ein Matrimonium legitimum unter fich 
zu schließen? und endlich 

23) die Frage, ob eine Separation von Tif und Bette, bis die Ge⸗ 
müther der Eheleute fid) wieder vereinigen, für eine betändig® 
Separatſon zu achten fey? alle dieſe Gegenſtände bleiben vor der 
Hand in der sub Nr. 18. näher angegebenen Art noch unentſchieden. 

24) In Abſicht des Verfahrens, wenn von den geiſtlichen Gerichten 
auf Translocation, Suspenſion oder Caſſation eines in Unterſu⸗ 
chung gerathenen Geiſtlichen erkannt worden, kann es bei dem 519” 
her beobachteten Modo verbleiben. 

25) Daß die in Süd und Ren. Oſtpreußen den Kammern anvertraute 
Oberaufſſcht über die Klöſter in Weſtpreußen, Eurem Colegio 3'^ 
ſtehn, verſteht ſich allerdings von ſelbſt. k 

26) Was Euern Antrag betrifft, daß die geiftlichen Gerichte nicht bloß 
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auf die Eanonifchen und andern geiſtlichen Rechte, ſondern vorzüg⸗ 
lich auch auf das Allgemeine Landrecht, in fofern deffen Verordnun⸗ 
gen mit den Principien der katholiſchen Religion und der Kirchen⸗ 
verfaſſung nicht in Widerſpruch ftehen, verwieſen werden mochten: 
fo beziehen Wir uns lediglich auf diejenige, was Mit oben sub 
Ha 12. in Abſicht der Geſetze in Eheſachen erklart und feſtgeſetzt 
haben. — 

27) Bei der Behandlung der Sponſalien und Eheſachen, imgleichen 
bei Unterſuchung ſolcher Amtsvergehungen, welche die Suspension 
oder Remotion des Denunciaten zur Folge haben folen, kommt es 
fo wenig auf die von dem Papſte Leo im Jahre 1515 für Polen 
erlaſſene Bulle, als auf die Glementinifche Conſtitution vom Jahre 
1591, oder auf ben Gneſenſchen Senodal⸗Schluß vom Jahre 1621, 
fondera lediglich auf die Vorſchriften der Proceß⸗Ordunng au. 
Auch die Bulle Benedicts XIV, vom Jahre 1741, Dei miseratione, 
enthält viel Bedenkliches und Unzuläffiges, und daher muß in jez 
dem Falle hierunter mit Vorſicht procedirt, und keinesweges irgend 
eine folie Bulle, Conſtitution, Spnodal⸗ Schluß und dergleichen 
indistincte adoptirt werden. 

23) Bei ſämmtlichen Conſiſtorien müffen Juſtitiarken angeſtellt wers 
den, welche Eurem Colegio zur Weftätigung anzuzeigen find, das 
mit Illegalitäten in der Inſtruction verhütet werden. 

29) Dem Juſtitiario aber bei dem wirklichen Spruthe der geiſtlichen 
Gerichte eine beſtimmte Concurrenz sub poena nullitatis auzuweiſen, 
duͤrfte große Schwierigkeiten finden; daher iſt es am beſten, davon 
zu abſtrahiren, und habt Ihr dagegen nur die Einleitung zu tref⸗ 
fen, daß Ihr durch den Juſtitiarium die Illegalitäten der Gens 
fahre. zur Remedur und Annullirung in jedem Falle unfehlbar ers 
apret, 

80) Bie es zu Halten, wenn in britter Yaftang bie Richtigkeit der Ehe 
gegen zwei gleichfoͤrmige Urtheile erkannt wird, darüber behalten 
Wir uns das Erforderliche im Allgemeinen zu beſtimmen noch vor, 
bis die allgemeine Constitution in geiftlichen Sachen abgefaßt wird, 
und ijt bis dahin in vorkommenden einzelnen Fallen befonders zu 
berichten. k 

81) In den Unterſuchungsſachen gegen geiftliche Perfonen wegen Amtes 
Untauglichkeit und ſchlechter Aufführung bleibt es am beſten bei ber 
Unzuläſſigkeit des Remedii, ohne jedoch das Concilium Tridentinum. 
oder die Bulle Benedicts XIV. vom Jahre 1742, Ad militantes, als 
Quelle zu agnoſciren. 

32) Endlich approbiren Wir, daß Euer Collegium in der Regel die 
von den Conſiſtorien begangenen erheblichen Fehler ſelbſt rigen 
möge, und nur der Recurs an Unſer Juſtiz⸗ Departement offen 
ſtehe. In Fällen aber, wo Verhältniſſe mit dem paͤpſtlichen Stuhle, 
hierarchiſche Mißbräuche, und uberhaupt Dinge vorkommen, welche 
auf Landesherrliche Mazeſtätz⸗ Rechte circa Sacra Einfluß haben, 
reſerviren Wir hiermit das Reſſort Unſeres Cabinets- Minifterii, 

28 * 
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an welches Ihr daher in ſolchen Fällen zu berichten habt. Sind 
ac. Berlin, den 17. Juli 1800. 
Auf Sr. Koͤnigl. Majeſtät Allergnädigſten Special⸗Befehl. 
v. Goldbeck. v. Alvensleben. 
An die Weſtpreuß. Regierung zu Marienwerder. 


Nr. 113. a. 
Die kathol. geiſtlichen Gerichte betreffend, 


S. K. M. v. Pr. find mit den Juſtiz⸗ und Südpreußiſchen Departe⸗ 
ment nach deren Bericht v. 27. v. M. in Betracht des katholiſchen Pfar⸗ 
vers Spöth dahin einderſtanden, daß das Verfahren der von bem Bi- 
ſchof zu Poſen niedergeſetzten geiſtlichen Gommiffion, wodurch demſel⸗ 
ben, ohnerachtet der ſchon erfolgten Praͤſentation und Confirmation, die 
Pfarre zu Jaszkowo wieder genommen worden, der beſtehenden Verfaſ⸗ 
fung entgegen fen, und die Aeußerungen des Ofhcialats zu Poſen, in 
Betreff des dem Conſiſtorio angeblich zustehenden Rechts, einem katho⸗ 
liſchen Geiſtlichen, auch unter neben bemerkten Umſtänden, vor feiner 
Inſtitution nach Willkühr zu entfernen, Grundſätze in fih ſchließen, wos 
durch Höchſt Dero Landesherrliches Jus confrmandi beeinträchtiget wer⸗ 
den könnte, auch Sind Allerhöchſtdieſelben der Meinung, daß, ehe und 
bevor das Ofücialat das Subject Höh Dero x, Kammer zur Nomina⸗ 
tion oder Beſtätigung präſentirt, die erforderliche Erkundigung über 
beffen Lehre, Leben und Wandel vorangehen, und dann bie Juſtitution 
des nominati gleich erfolgen muͤſe. Se. M. finden daher die Anträge 
des ꝛc. Spöth, nach welchen er gegen die Verfügung des Ofücialats Y- 
28. März 1797 noch gehört zu werden, unb wenn diefe aufgehoben wot 
den, feinen Civil⸗Proceß gegen die von Szoldreska erneuert zu ſehen, 
verlangt, ganz rechtlich, zugleich aber auch nothwendig, daß, um ben 
Folgen vorzubeugen, welche ſich von dem Ausgange des Unterſuchungs⸗ 
Proteſſes, dafen er der Entſcheidung einer katholiſch⸗ geiſtlichen Be⸗ 
hörde überlaffen würde, mit großer Wahrſcheinlichkeit vorherſehen lafe 
fen, bei dieſer Sache von der Regel abgewichen und der Regierung 
oder der Kammer⸗Juſtiz⸗ Deputation zu Poſen, unter Zutztehung eines 
rechtſchaffenen katholiſchen Geiſtlichen die Unterſuchung und Entſcheidung 
aufgetragen werde. Höͤchſtdieſelben autoriſiren daher Dero Juſtiz 
und Südpreußiſches Departement in Gemäͤßheit deffen zu verfahren, den 
ac. Spoͤth aber hiernach näher zu beſcheiden. 
Charlottenburg, den 5. Juli 1800. 
Friedrich Wilhelm. 


b. Reſeript. 
Von Gottes Gnaden Friedrich Wilhelm, König von Preußen. Un⸗ 
fern gnädigen Gruß zuvor, Wohlgeborner, Veſte und Hochgelahrte mu 
the, liebe Getreue! Da in ber abſchriftl. anliegenden Cabinets⸗Reſo⸗ 
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lãtion v. 5, Suli c. in Sachen des ee Pfarrers Späth, Ge- 
neral: Grundfüze enthalten find, fo laffen Wir Eud ſolche zur Nad 
richt unb Achtung in ähnlichen Fällen hierbei mittheilen, Sind Euch 
mit Gnaden gewogen. Berlin, ben 14. Juli 1800. 

Auf Sr. Königl. Mafeſtaͤt allergnädigſten Special: Befehl. 


Maſſow. 
An die Weſtpreuß. Regierung. 
Nr. 113. b. 
Domainen = Veranfhlagungsgrunbfäge. 
a, Refeript, 


Bu Gottes Gnaden Friedrich Wilhelm, König von Preußen dc. ꝛc. 
Wir lafen Euch in der Anlage eine vidimirte Abschrift des allhier rez 
vidirten Entwurfes einer neuen Instruction zur Beranfchlagung der Ar⸗ 
denden bei Unfern Alt⸗Preußiſchen Domainen⸗Aemtern, welche Ihr, 

tr Kammer⸗Präſident Uns unter dem 13. Januar c, eingereicht habt, 
Mit dem Befehl zufertigen, die im laufenden Etats⸗Jahre vorzunehmen⸗ 
en Veranſchlagungen ganz nach beu in dieſer Inſtruction enthaltenen 

orſchriften einzuleiten. So wie Wir nun die nähere Anordnung der 
dazu erforderlichen Maaßregeln Euch, dem Präfidenten, mit vollkem⸗ 
menem Zutrauen übertragen, fo zweifeln Wir auch nicht, daß die Nås 
the des Colegii mit Ihrem gewohnten Ofenſt⸗ Eifer fid) auch bei dies 

"t Gelegenheit vortheilhaft auszeichnen und dadurch neben dem, der 
dachten Inſtruction in Erreichung einer beſſeren Landes: Cultur vor: 
legenden höhern Zwecke auch Unfer Caſſen⸗Intereſſe auf eine gerechte 

eife gehörig wahrnehmen werden. : 

Wir geben Euch übrigens zugleich hiemit zu erkennen, wie nach 
Einrichtung der im laufenden Etats⸗ Fahre zu ferkigenden Anschläge und 
näheren Beſtimmung einiger concurrirenden Umſtönde, diefe Inſtruckion 

erer allerhöchſten Perſon zur Approbation vorgeleget werden foll. 

n Für jetzt habt Ihr des fürderfamften aus den Bepufs der Separa⸗ 
loni. Commiſſion bestimmten Subjecten diejenigen auszuwählen, welche 
rs zu ben Geſchäften der nach g. 3. der Inſtruction zu ernennenden 

economie⸗Commiſſarien am brauchbarſten haltet; dieſelben mit ihren 
bach bem Inhalt der Inſtruction zu übernehmenden Pflichten gehörig 
i annt machen, und in fofern fie zur Annahme des gedachten Poſtens 

ich bereit erklären, fie bei den, in dieſem Jahre vorzunehmenden Merz 

anſchlagungen vorläufig ad actum vereidigen zu laſſen. 

qp, Bit Ens bei Liefer Gelegenheit nicht unbemeeft laffen) wie, in 
bf Ihr es zweckmäßig und ausführbar finden folltet, zur nähern 

Sig tion der Commiſſarien für einzelne fid) wefentlich unterſcheidende 

geite im dortigen Kammer⸗ Departement ` normative zur ſpeciellen 
irthſchaftspoſten⸗ Berechnung, nach den Reſultaten von wiederholt 
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über biefem Gegenſtand angeſtellten Unterſuchungen zu entwerfen, Wir 
Euch ſolches für die Folge anheim ftelen. Sind ac. 
Gegeben Berlin, den 13. April 1901. 
Auf Sr. Koͤnigl. Majeſtät 5 Specials Befehl. 

chroͤtter. 

An die Weſtpreußiſche Kammer, mit dem 

Entwurf einer neuen Inſtructlon zu Veran⸗ 

ſchlagung der Arrende bei den Domainen⸗ 

Aemtern. Preuß. Departement. 


vb, 
Gedruckte Abſchrift des Entwurfs der Inſtruction wie bei 
Veranſchlagung der Arrenden bei den Domainen-Aemtern 
zu verſahren ift. *) 


Inhalts⸗Anzeige der Veranſchlagungs⸗Inſtruction. 
Von Anfertigung der Vorwerks⸗Ertraͤge. 
F. 1. Erforderniſſe der Vermeſſung, oder der Vermeſſungs⸗Reviſton. 
$. 2. Die dabei von den Gonbucteuré zu beobachtenden Pflichten. 
F. 3. Anordnung von zwei Oeconomie⸗Commiſſarien bei der Veranſchla⸗ 
gungs⸗Commiſſion. 
Beſtimmung des Diäten» Satzes der Commiſſarien. 
A. Allgemeine Regeln über den Gang des Verfahrens. 
$. 4. In wiefern die Conducteurs dabei im Anfange zuzuziehen find. 
. 5. Methode des Glaſſifications⸗Geſchäfts. 
i 6. fie EH folgende Anfertigung des Vorwerks⸗Bereiſungs⸗Pro⸗ 
: tocolls. 
Anmerkung. 7 
87. Schluß des Veranſchlagungs⸗Geſchäfts; ben Gonmiffarten gelaſ⸗ 
ſene Freiheit. 
B. Specielle Vorſchriften über das Verfahren bei mote 
werks⸗Veranſchlagungen. 
I. Bonitirung oder Glajfification der Ländereien. 
$ 8. Verhältniß des Einrichtungs⸗Commiſſariſ gegen die Oekonomie⸗ 
Commiſſarien. 
a) Von den verſchiedenen Acker⸗Elaſſen und der darauf zu beſtimmen⸗ 
den Ausſaat. 
$. 9. Vorbegriffe und Erläuterungen. 


Anmerkung. 3 
$10. Von ben Aeckern die zur erſten Claffe gezählet werden. 
| o ual i s s zweiten Gloffe = 3 
12. = = bim Güfe = Bi 


W ec e vierten Gloffe = E 
. 14. Nähere Beſtim mung über die Glaffification, 


J önigsberg, gedruckt in der Koͤnigl. Hof⸗ und Akadem. Hartung 
ſchen Buchdruckerei. 
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9. 15. Von ber, als Beiſpiel in der Beilage ad T. aufgeſtellten Acker⸗ 
Clafſifications⸗Tabelle. 
B) Von den Wieſen. 
3.16. Beſtimmung der dabei anzunehmenden vier Claſſen. 
€) Bon dem auszumittelnden Betrieb- Bich, und dem Winter⸗ Futter⸗ 
Bedarf alles Viehes. è 
3.17. Grundfäge über das, nach Beſchaffenheit des Bodens erforder 
liche Vetrisb- Vieh. 4 
J. 18. Grundfäge in Abſicht des Stroh « Bedarfs. 
3 


J. 19. = „Hen ⸗ Bedarfs. 
DE = wegen des anzunehmenden Deputanten⸗Viehes, und 
wegen des Maſt⸗Viehes. y 
f 21. = — wegen des, zum Dachdecken zu berechnenden Stroh⸗ 
OQuanti. a ; 
Anmerkung. 


1d) Bon ben Hut⸗ Weiden, und der Gommers Stall - Fütterung. 
$ 22. Schilderung der, bei den Weiden anzunehmenden 4 Glaffen. | 
1. 23: Derfahren bei der Goncurrenz anderer Weide⸗Intereſſenten. 
V. 24. Von der zum Erſatz fehlender Weide einzufkhtenden Sommer⸗ 
Stall Fütterung, auf welche ſchon bei der Glaffificatien, 
der Weide, in ſo weit zu rückſichtigen iſt; als man im 
Ganzen die bisherige Wirthſchafts⸗Art beibehält (S. 
lage W.) 
u. Vorwerks⸗Bereiſungs⸗Protgcoll. H 
8.25, Der Anfang wird mit Schilderung der Gebäude gemacht. (vid. a) 
X 25. Eine durch den Baus Bedienten vorher zu 175 Nachmel⸗ 
fung dient dabei zum Leitfaden; darauf folgt die Schilde⸗ 
rung des beweglichen Iuventarii, überhaupt, des Innern 
der Brans und Brenneref⸗Gehäude, des Gehoftes, des 
Dünger⸗Hofes x. (S. b. bi e), ſodann die Beſchreibung: 
1 27. Des Ackers, der Cultur deſſelben, der ‚Geräthe der üblichen, 
n Santen. () . 
- 28. Beſchreibung der Wieſen, in Rückſicht ihrer Behandlung. (g.) 
9. 29. Beſchreibung der Weide⸗ Ländereien ch.) und Anmerkung wegen 
Waldes oder Torfs. (i). 3 
3 30. Beſchreibung der Ginpeegungen und Wege (k), Gärten, Bie⸗ 
nenzucht und Pflanzungen. Å.) J 
kan SBe[dyteibungrber Fiſcherei, der kleinen Verpachtungs⸗ Pertinen⸗ 
zien (m), Schilderung vom Vieh Stande (u.), von Real⸗ 
Servituten (o.), won den arbeitenden Menſchen, dem Meſ⸗ 
ſen und Verkaufen des Getreides und etwanigen Neben⸗ 
5 Gewerben. (p.) 
ade Verfahren bei Ausmittelung tiefer. Verbeſſerungen. 
kotocoll wegen (etwa zu machender) Vorschläge zu Wirthſchafts⸗Ver⸗ 


D beſſerungen. 

t 38, Beſtimmung der Fälle, worin ſolches erforderlſch, und Ordnung 
derſelben. 

t Von Einführung der Schlag⸗Wirthſchaften. (S. Tab, U.) 

* $5. Von der Fruchtfolge im Allgemeinen. 


440 Den 13. April 1801. 


Eingeſchaltete Bemerkungen über Verbeſſerung der Cultur. 
Anleitungen zu künſtlichen Düngungs⸗Mitteln. 
Zu einer guten Acker⸗Cultur. 
Zur Cultur der Wieſen, imgleichen der Separat⸗Weiden. (S. 
Tabelle V.) 
$. 86. Wie in der Regel zu verfahren, wenn große Schäfereien als 
Hinderniß der Acker⸗Cultur erſcheinen. 
$. 87. Ueber die Benutzungs⸗Art der Teiche. (S. Beil. N, N.) 


Wi haben es für zweckmäßig erachtet, eine Inſtruction zu Beran- 
ſchlagung der Arrenden in Unfern Altpreußiſchen Somainen⸗Aemtern in 
nachſtehender Art zur Richtſchnur der Veranſchlagungs⸗Commiſſarien 
ausfertigen zu laſſen. T ^ 

Wei den darin enthaltenen Grundfäsen haben Wir, neben der möge 
lichſt gründlichen und einfachen Ausmittelung des wahren Ertrages al» 
ler auf eine anpaſſende Art benutzten Pertinenzien, vorzüglich beabſichti⸗ 
get, der Induſtrie der Pächter freien Spielraum zu laffen. 

Ju dieſer Hinſicht ift in bem evfen Abſchnitte gegenwärtiger In⸗ 
ſtruction, welcher von bem Vorwerks⸗ Erträgen handelt, dieſer, ſowohl 
an fih, als auch in Rückſicht deffen, was hier noch durch Industrie ges 
ſchehen kann, wichtigſte Theil der Arrenden beſonders, und mit ber nö⸗ 
fbigen Vollſtändigkelt, abgehandelt worden; dagegen find in bem zwei⸗ 
ten Abſchnitte, welcher von der Brauerei, Brandweinbrennerei, Fiſcherei 
und den kleinen Arrende⸗Stuͤcken handelt, nur mit Bezugnahme auf 
die, diesfolle vorhandenen Altern hinlänglich bekannten Vorschriften, ei 
nige nähere Beſtimmungen hinzuzufügen, für nöthig gefunden, übrigens 
aber hier die Mühlen deswegen ganz übergangen worden, weil der Ber 
amte in Anſehung dieſer Arrende⸗Einnahme bloß Rendant ift. 


Von Anfertigung der Vorwerks- Erträge. 
1 


$. 1. 

Bei Fertigung der Vorwerks » Erträge, kommt es zuvörderſt auf 
eine richtige Vermeſſung oder Vermeſſungs⸗Reviſion der Vorwerks⸗ 
Ländereien an. 

Iſt erſtere nicht vorhanden, fo muß fie in Zeiten durch einen ver⸗ 
pflichteten, und vom Ober⸗Bau⸗ Departement approbirten Conducteur 
geſchehen. Iſt fie aber ſchon vorhanden, fo muß dieſelbe dennoch bei 


einer jeden Vorwerks⸗Veranſchlagung revidirt werden. 


Wie bei einer foliben resp. Vermeſſung und Reviſton zu verfah⸗ 
ren, und wie die Vermeſſungs⸗ und Reviſſong⸗Regiſter gefertiget wer⸗ 
den folen, dieſes wird bei einem jeden approbirten Conducteur als be 
kannt vorausgeſetzt. 


$. 2. 
Es wird indef den Conducteurs bei dem Vermeſſungs Reviſtons⸗ 
Geſchäfte noch folgendes hiermit beſonders zur Pflicht gemacht: 

1) Für die gehörige Behügelung der Grenzen jederzeit Sorge zu tra⸗ 
gen, und wie ſolche bewirkt, imgleichen mit was für Grundſtücken 
ein jedes Vorwerk grenze, in dem Vermeſſungs⸗eviſtons⸗Proto⸗ 
coll zu vermerken. 
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2) Von einem jeden Vorwerk oder ſeparaten Pertinenz, welches zwi⸗ 
ſchen beſondern Grenzen liegt, einen ſpeciellen Riß, oder falls ſol⸗ 
cher vorhanden, ein beſonderes Vermeſſungs⸗Reviſtons⸗Regiſter 
und Protocoll zu liefern, erſteres aber nach dem Schema sub A. 
einzurichten. 

3) Bei einem jeden Riß alle feparaten Parcellen von Aeckern oder 
Wieſen, mit dem beſonders vermeſſenen Flächen: Anhalt in die 
Süemefungés und resp. Bermeffungs-Mevifions: Negifter einzutra: 

em und nicht mehrere zuſammen zu werfen, übrigens aber bei der 

ermeſſfungs⸗ Reviſion alle Haupt⸗ Veränderungen, die etwa feit 
der letzten Veranſchlagung, mit Aeckern, Wieſen, Graben und Mes 
gen, gemacht find, zu bemerken. 

4) Die Conducteurs haben in Zukunft in jedem Vermeſſungs⸗Reviſi⸗ 
ons + Protocol zu vermerken, ob die Vorwerks⸗ Ländereien ganz, 
oder zum Theil im Gemenge liegen, oder nicht. 

5) Nach geſchehener Vermeſſungs⸗Reviſton haben fie annoch die etwa 
angewandten Marſch⸗ Linien und dazu gebrauchten Stangen und 
Pfähle ſtehen zu laſſen, um erforderlichen Falls deſto leichter, ſolche 
Vermeſſungen einzelner Parcellen, und darin fid) vorfindender vers 
ſchiedener Acker⸗Claſſen, vornehmen zu können, welche etwa bei 
der nachfolgenden Claſſification für nothwendig erachtet werden 


ſollten. 

6) be dieſelben ſogleich nach bewirkter Bermeffungss Nevtffon die 
diesfälligen Arbeiten zu Vermeidung des Aufenthalts, dem von der 
Krieges⸗ und Domainen⸗Kammer beſtimmten Einrichtungs⸗Com⸗ 
miſſario zur Beprüfung einzureichen, auch ſobald foldes geſchehen, 
es zugleich der Kammer mittelſt Berichts anzuzeigen, damit ſodann 
von dem gedachten Gommiſſario zu dem Claſſiffcations = und Bers 
eee die noͤthige Vorkehrungen getroffen werden 
önnen. 

7) Bei dem bemeldeten Geſchaͤft haben die Conducteurs den Anwei⸗ 
fingen des Einxichtungs⸗Commiſſarii Folge zu leiſten, und die 
resp. Glaſſiſicationg⸗ Regiſter, deren Schemata hiernächft angebogen 
find, in Anfehung der Berechnung des Flächen⸗Inhalts, atio, mie 
das Verfahren weiterhin vorgeſchrieben werden wird, auszuarbeiten. 


; 8. 5. 

. Es folen von nun an, unter Anleitung des Einrichtungs⸗Commiſ⸗ 
Titii, zwei Oeconomie⸗Gommiffarjen, welche praktiſche erfahrne Land⸗ 
wirtge find, und aus Cölmiſchen Gutsbeſitern, Privat» Pächtern und 
Wielhſchaftern, imgleichen aus geſchickten Landgeſchwornen, und wenn 

es befonbere Umſtände rechtfertigen, aus einſichtsvollen Domainen⸗Be⸗ 
Sin gewählt, und von Uns mit koſtenfkeier Verleihung des Titels: 
veconomie⸗Commiſſarius, oder (in ſoferne diesfalls beſondere Gründe 
dintreten) Gammer: Commiſſarins, betätigt worden find, das Geſchäfte 
èt Elafſiffcation der Vorwerks - Ländereien bewirken. In ſofern diefe 
keinmiſſorten wiederholte Beweiſe von vorzüglicher Einficht, Gründlich⸗ 
eit und Thätigkeit bei diefen Geschäften an den Tag legen follten, bes 
Halten Wir Uns allenfalls vor, fie in der Folge mit Höhen Prädicaten 
oſtenfrei zu begnadigen. 
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Es follen diefe Commiſſarjen, ſowohl während ihrer diesfälligen 
Geſchaͤfte. als auch darauf zu wendenden Sieifetoge, Drei Thaler an 
Diaͤten, imgleichen freien Vorſpann erhalten. Der Einrichtungs - Com- 
miſſarins Iiquibitet bei Vorwerks⸗Veranſchlagungen gleichfalls drei Tha⸗ 
ler, und der dabei zugezogene Galculator zwei Thaler für jeden Tag, 
dagegen müſſen die Präsidenten pflichtmäßig darauf ſehen, daß die Ein⸗ 
richtungs⸗Gommiſſarien fid) bei dem Geſchaͤfte nie Länger aufhalten, als 
es durchaus nothwendig ig. 

Bei denjenigen Aemtern, deren Generals Pächter ſelbſt Deconomies 
Commiſſarien find, darf nie ein Beamter bei der Abſchätzung zugezogen 
werden. y 
Zu Gewinnung der Zeit kann fih der Einrichtungs⸗Commiſſarius 
bereits im Voraus von dem Conducteur den Termin bekannt machen 
laſſen, an welchem derſelbe glaubt das Vermeſſungs⸗Reviſſons⸗Geſchafte 
beendigen zu können. Es wird nun dem Einrichtungs⸗Commiſſario übers 
laſſen, die ihm von der vorgefegten 2c Kammer bekannt gemachte zwei 
Deconomie⸗Commiſſarien zu requiriren, fid) nach dem zu veranſchlagen⸗ 
den VBorwerke mit ihm zu verfügen, oder doch mit ihnen daſelſt am eis 
nem beſtimmten Tage zuſammen zu treffen. 5 

Dieſen Veranſchlagungs⸗Commiſſarien, welche aus dem Einrich⸗ 
tungs⸗Commiſſario und den beiden Deconomir : Commiſſarien beſtehen, 
bei welchen Wir diejenige prakliſche Kenntniſſe vorausſetzen, die zu den 
ihnen übertragenen Arbeiten, bei Veranſchlagung der Domainer: Bı 
werke Ländereien erforderlich find, wird hiermit, zum Leitfaden i 
wichtigen Geſchaͤfte, eine allgemeine Jnſtruction vorgelegt und darin guz 
vérberi der Gang des Verfahrens, ſodann aber die Vorſchrift, wie bei 
den einzelnen Gegenſtänden das Verfahren eingeleitet werden foll, zu er⸗ 
kennen gegeben. 


A. Allgemekne Ueberſicht der den Gang des Verfahrens betreffenden 
Regeln. 


8. 4. 

Sobald Einrichtungs⸗Commiffarlus und die Oeconomie⸗Commiſſa⸗ 
rien an dem Ort eingetroffen ſind; ſo machen die letztern unter Direction 
des erſtern, mit Glaffification und Vonitirung der vermeſſenen Lande⸗ 
reien den Anfang, und ziehen den Conducteur, welcher die Reviffons⸗ 
Vermeſſung beſorgt hat, dabei mit zu, damit etwannigen Erforderniſſen 
wegen ſeparater Abmeſſung oder Aus werfung einzelner Parcellen, Be 
rechnung des Flächen» Inhalts der claſſiftcirten Stücke und dergleichen 
ſofort genügt werden kann. 


L. 5. 
Sie ſchätzen zuerſt die eändereſen, nehmlich die Aecker (imgleichen 
Teiche) Wieſen und Hut⸗Weiden ab. x 
Sie claffificiren die Heter ohne Rüͤckſicht auf Gultur und auf Dün⸗ 
gungs⸗ Stand, nach den Beſtand⸗Theilen, weil nachmals bei der eigent 
lichen Veranſchlagung des Acker⸗Baues, die dem Locale anpaſſende Cul⸗ 
tur, und bie, durch Principien ausgemittelte Düngung, zum Grunde 


zu legen ſind. 
Bei Gfoffificirmg der Aecker werden indef die Eommiſſarien gleich“ 


Den 13. April 1801. 443 


zeitig den befundenen Düngungs⸗Stand derſelben beobachten, um im 
ereiſungs⸗Protocoll die diesfälligen Reſultate hiſtorlſch zu übernehmen. 
Bei Claſſificirung der Wieſen verfohren die Commiſſarjen ebenfalls 
nach den Beſtandtheilen des Bodens und der Lage, ob z. B. bie Wieſe 
auf einer Höhe, an einem Bach, Fluß oder Teich gelegen 2c., beſtinnmen 
aber im Glaſſiftcations⸗Regiſter ſogleich den Heu⸗Ertrag, wobei dieſelben 
indef ebenfalls die dem Locale etwa anpaſſende Cultur der Wieſen durch 
ohdung, Stauung oder Umpflügen, und mit &leeanfüem, voraus ſez⸗ 
zen können. Es verſteht fih, daß nur auf ſolche Melioratfonen, bie 
in Anſehung ihres Erfolgs ganz gewiß find, hier zu rückſichtigen ift, 
und daß deren Koſten⸗Anſchlage, wie weiterhin noch feſtgeſetzt wird, 
beigelegt werden müͤſſen. 

Auf Wieſen⸗Meliorationen durch Düngung kann hier nicht weflecti⸗ 
tet werden, weil im vorgeſchriebenen Verfahren, bis hiezu die principien⸗ 
mäßige Düngung noch nicht aus gemittelt ift, auch dergleichen Melio⸗ 
vationen nur der Induſtrie des Wirths überlaffen werden können. Die 

zommiſſarien berechnen nun zuvörderſt den aus der geſchehenen Bouitk⸗ 
dung der Aecker und Wieſen, mit Rückſicht auf den vorgefundenen 
Düngungs⸗Zuſtand der Aecker, fid) ergebenden geſammten Futter⸗Vor⸗ 
tath des Winter⸗Futters an Heu und Stroh, nach den Principien im 
Ganzen, auf eine beſtimmte Anzahl von Stücken Groß⸗Bieh. Dabei 
nehmen fie zuerſt, auf das nach Verhältniß des Flådens Inhalts und 
der Beſtandthefle der Lecker, prineſpienmäßig erforderliche Betrieb⸗Bieh 
Rückſicht, und vertheilen auf den übrig bleibenden Futter⸗Vorrath, dasa 
ienige Nus⸗ Vieh, welches nach Maaßgabe eben dieſes Vorraths, und 
mit Berückſichtigung der übrigen Wirchſchafts⸗ Verhältniffe, umb der 
Localftät, gehalten werden kann. 

Š Sodann werden nach ben Principien die Hut Weiden abgeſchätzt, 
und auch hier wird die etwa nothwendige anpaſſende Eultur nach Ana⸗ 
gie deffen, was bei den Wieſen beſtimmt worden ijt, vorausgefetzt. 
„Mit der vorher berechneten Anzahl von Groß⸗ Vieh wird alsdenn 
diejenige Zahl balanciret, ouf welche principienmäßig Weide nachgewie⸗ 
en wird. In ſofern fih nun ein wirklicher Ueberfluß au Huͤtung finden 
ſollte, fo ij folther nach Verhältniß abzufesen und den Meern oder 
Wieſen zuzuſchlagen“ hiernächſt aber die eigentlich zu haltende Ans 
zahl des Viehes feft zu ſtellen. Sollte dagegen ein wirklicher Mans 
gel an Weide ſtatt finden, fo muß den Weide⸗ Ländereien, im Noth⸗ 
fall, dieſes fehlende von etwa vorhandenen ſchlechten Wieſen, ` ovet 
entlegenen Aeckern zugeſchlagen werden, und zwar in der Art, daß die, 
nach der ſolcher Geſtalt vermehrten Weide, zu haltende Zahl des Mies 
es, mit der Anzahl balancirt, bie nach Maaßgabe des eben dadurch 
verminderten Winter Futter- Vorraths gehalten werden kann; es vers 
teht ſich, daß in Fallen dieſer Art vorzüglich auf Erſatz durch kuͤnſtli⸗ 
hen Futter⸗Kräuter⸗Bau, Behufs der Stall⸗Futterung, oder doch wez 
nigstens auf Cultur ber Weide durch fucceſſives Umpftägen und Befäung 
mit Klee, nach Anleitung der Tabelle V. zu rückſichtigen ijt. Es wird 
nachgegeben, im Fall anzulegender Roß⸗ oder Futter- Gärten, welche 
zufolge den Beiſpielen der Tabelle W. etwa von den Weide ⸗ Ländereien 
Der dem Acker und den Wieſen ausgeworfen würden; demujchſt bei Bes 
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rechnung des Düngerd für den Acker, auf die Bedüngung dieſes Ter- 
rains Rückſicht zu nehmen. 


. 6. 

Das Claſſiſtcations⸗Geſchäfte ift alsdenn geſchloſſen, indem fort 
mehro die Claſſiſications⸗Regiſter von Aecker, Wieſen und Weiden-Länz 
dereien, überhaupt von den im Vermeſſungs⸗ Register fpecificirten Lán- 
derelen angefertigt find, und das zu deren Erläuterung nöthige im Claf- 
ſifications⸗Protocoll receſſiret werden kann. 

Tuch kann demſelben ein allgemeines Rafſonnement über den, nach 
dem Locale bei den verſchiedenen Miſttrachten paſſenden Körner: Einfall 
und Ertrag beigefügt werden, beſonders in ſofern das Locale nähere 
Beftimmungen der allgemeinen Principien erfordern ſollte. Bei einer 
jeden künftigen Verauſchlagung ift dereinſt die alfo gefertigte Gloffifica 
tion wieder zum Grunde zu legen, und find alödenn lediglich Reviſtons⸗ 
Claſſifications⸗Regiſter mit dem erforderlichen Necef anzufertigen, in 
ſofern, als Natur oder ſonſtige außerordentliche Begebenheiten, imglei⸗ 
chen bei der Reviſtons⸗Vermeſſung befundene Veränderungen, dazu Ger 
legenheit geben, 

Die Commiſſarien gehen nunmehr zu den Recherchen über diejenigen 
Gegenſtände, welche nach den unten ($. 25.) folgenden genauen Bern 
mungen in die Vorwerks⸗Bereiſungs⸗Protocolle aufgenommen werden 
follen, und welche eine Schilderung des befundenen Wirthſchafts⸗ Zuſtan⸗ 
des in allen Zweigen, bezwecken. 

In ſofern Vorſchläge zur gänzlichen oder theilweiſen Umänderung 
der bisherigen Wirthſchaft, mit Nutzen zu machen wären; fo haben die 
Commiſſarien ſolche detaillirt, in einer Beilage dieſes Bereifungs - Pros 
tocolls auszuarbeiten und die etwa erforderlichen Koſten⸗ Anſchläge bei 


zufügen. 


$7. 

Das Geſchäft bet Deconomies Gommiffarien ift hiernaͤchſt beendigt, 
und Einrichtungs⸗Commiſſarius geht nunmehr zur eigentlichen Veran⸗ 
ſchlagung des Acker⸗Baues und der Viey⸗Zucht, nach den weiterhin 
vorgeſchriebenen Grundſaͤtzen über, In Anſehung des erften, wird dem 
Einrichtungs⸗Commiſſario annoch zur Direction bei feinem Verfahren, 
folgende allgemeine Vorſchrift ectfeilet < 

Auf den Grund des, zufolge vorgedachter Ausmittelung, nach Ver⸗ 
bältniß des Stroh und Hen⸗ Futters, imgleichen der Weide, zu halten: 
den geſammten Vieh: Standes, wird von demſelben die principienmäßig 
anzunehmende Düngung berechnet. 1 

Nach dieſer letzten wird ſodann in der, von ihm nach dem Acker⸗ 
Glaſſiſications⸗Regiſter auszuarbeitenden Acker ⸗ Glafſiſications⸗ Tabelle 
die Golonne, welche die Düngung detailliet, ausgefüllt, und hiernach 
nach Maaßgabe derfelben, der principienmäßig treffende Einfall, nach 
dem ausgemittelten Düngungs⸗Zuſtande jedes Ackerſtücks, und deſſen 
Werth in Bezug der Glaffe, zu welcher es gehort, feſtgeſtellt, und hier⸗ 
nach auch der zu erwartende Ertrag von jeder Fläche, ebenfalls princi 
pienmaßig darin angenommen. Hierauf wird die eigentliche Veranſchla⸗ 
gung des Säe⸗ Landes, nach den aus gemittelten verſchiedenen Elaſſen, 
nach dem Düngungs⸗Zuſtande und der beſtehenden Felder⸗Eintheilung 
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bewirkt, in ſofern nicht etwa ihre Unzweckmäßigkeit fo klar zu Tage 
liegt, daß eine andere Eintheilung durchaus nothwendig it, und fid 
foldes ohne die Beranſchlagung nach der bisherigen (die ſouſt als Probe 
zur Gegeneinanderhaltung nothwendig bleibt) nachweiſen läßt. 

Die bei dem Verfahren anzuwendende nähere Grundſätze werden 
dem Einrichtungs⸗Gommiſſario, fo wie den Deconomie> Commiſſarien 
in dem nachfolgenden zu ihrer Norm aufgeftellt. 

Sie haben ſtets zur Unterſtuͤtzung der von ihnen angenommenen Säge 
ein gründliches öͤkonomiſches Gutachten abzugeben und ad Acta zu bringen, 

draus die Art und Weiſe hervor geht, wie die Principien angewandt 
worden find, bei welchen, wenn ein Spielraum gelaſſen ijf, der mitts 


ere Satz, als die gewöhnliche Regel, angenommen werden muß. Es 


wird ihnen jedoch bei der Anwendung dieſer Vorſchriften die Freiheit ge⸗ 

attet, an den Orten, wo durch befondere Localumſtände Abweichungen 
Ji. rechtfertigen laſſen, bis auf den höchften oder niedrigsten Sag zu ge» 

en, und in ganz ausgezeichneten Fallen andere Spofitionen an bie Stelle zu 
leen, Sie müffen aber da, wo dieſes geſchieht, folches mit einem raiz 
ſennirten Gutachten vollſtandig und fo begründen, daß Feine Zweideu⸗ 
tigkeit übrig bleibt, ſonſt bie Gommiſſarien fid) verdächtig und verant⸗ 
wortlich machen würden. 


B. Specielle Vorſchriften über das Verfahren bei Vorwerks⸗ 
Veranſchlagungen. 


E Bonitirung unb Glaffification der Ländereien.) 


8. 8. 
Bei der, von den Oekonomie⸗Commiſſarien vorzunehmenden Claf- 
fiction bleibt es dem Gemeffen des Einrichtungs⸗Gommiſſarit überlafe 
en, ſolche fo zu dirigiren, daß ein jeder Oetonomie⸗Commiſfarius feine 
Abschätzung befonders, von allen Pertinentien aufzunehmen hat; als in 
elchem Fall keiner feine Arbeiten früher mit denen des andern confes 
titen darf, als nachdem beide ihre Arbeiten dem Einrichtungs⸗Commiſ⸗ 
latio übergeben haben. Dieſer hat alsdann mit ihrer Zuziehung die von 
ihnen gefertigte Aufſätze zu vergleichen, und ſolche nad) der fid) ſelbſt 
derſchafften Loraltenntniß zu prüfen. Bei etwa eutftefenben, ze auffal⸗ 
enden Differenzien, hat derfelbe mit beiden Oekonomie ⸗Commiſſarien 
eine gemeinſchaftliche Reviſton vorzunehmen, um die vorgekommenen Ir⸗ 
kungen aufzuklären, und die alsdann noch bleibende Abweichungen, nach 
einem. pflichtmäfigen Ermeſſen, zu entſcheiden. In ſehr bedeutenden 
Sm bleibt es ihm überlaſſen, einen dritten dewährten Oekonomie⸗ 
ommifarium zu requfriren, fein Gutachten abzugeben, durch beffen Bei⸗ 
itt entweder die Meinung des einen, der nicht einigen Oeconomie⸗Com⸗ 
miſſarien bestätige wird, in welchem Fall es Dabei verbleibt, oder welcher 
gine ganz abweichende dritte Meinung äußert, da alsdenn das. Urtheil 

35 Einrichtungs⸗Gommiſfarii für eine derſelben entſcheidet. 
Bon den verfhiedenen Ucker⸗Claſſen und der darauf 

zu beſtim menden Ausſagt, 


F. 9. 
Bei jedem Boden, der zur Grundlage der Vegetation dient, finden 
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fid) drei einfache Erden als Hauptbeſtandtheile, die felten oder nie rein, 
ſondern gewöhnlich alle mit einander in verſchiedenen Verhältnifen ver⸗ 
miſcht angetroffen werden, nämlich: Thonerde, Kalkerde und Kieſelerde; 
diefe find es hauptfächlich, welche durch ihre günstigere oder ungünftigere - 
Miſchung die Fruchtbarkeit oder Unfruchtbarkeit des Bodens 
beſtimmen; ſo wie übrigens der größere oder geringere Thongehalt den 
Grad der Strenge des Bodens in Ruͤckſicht der Beackerung zur Folge hat. 

„Es ſind in der Abhandlung des Doctor R. Kirvan über bie paß⸗ 

„lichſten Düngmittel für die verſchiedenen Arten von Boden, (aus 

„dem Engliſchen überſetzt, wobei, welches hier erinnert wird, der 

„Fehler begangen worden, daß das engliſche Wort loam, mit 

„ Dammerde überſetzt iſt, anffatt daß es Lehm oder mit Dammerde 

„gemischter Thon andeutet), die Mittel angegeben, jm einem zu 

„unterſuchenden Boden den Gehalt einer jeden Erdart durch Bers 

„ ſuche genau zu beſtimmen.“ 

Nach den hierin bemerklich gemachten Kennzeichen und gegebenen 
Anleitungen, wird den Commiſſarten anheim geſtellt, wenn fie etwa eine 
chemiſche Zergliederung der Beſtandtheile des Bodens, im Fall einer vete 
ſchieden ausfallenden Beurtheilung nöthig finden ſollten, ſolche durch 
Sachverſtändige vornehmen zu lafjen, in fo fern die erforderliche Pro⸗ 
ben nicht einfach genug wären, um fie zur Stelle ſelbſt vornehmen zu 
können. Uebrigens wird auch in dieſem Fall dem Einrichtungs⸗Com⸗ 
miſſario nachgegeben, wenn er den Mittelweg zu wählen nicht angemeſ⸗ 
fen findet, als welches ihm uͤberlaſſen bleibt, die in fine des F. 8. an⸗ 


gegebene Methode der Entſcheidung einzuſchlagen. 
Es werden bei Bonitirung der Necker 4 verſchiedene Claſſen oder 4 


verſchiedene Hauptabſtufungen der natürlichen Fruchtbarkeit des Bodens 
angenommen. In einer jeden dieſer Claſſen befinden fid) wer[ipiebenty 
vollig von einander abweichende Bodenmiſchungen, welche, obgleich fit 
auch hauptfächlic aus den vorhin genannten drei einfachen Erden zus 
ſammengeſetzt find, den Namen von beſondern Erdarten nach ihrer ver⸗ 
ſchiedenen Farbe und dem Sprachgebrauch erhalten haben. Nach den 
verglichenen Erfahrungen praktiſcher Oekonomen gehören zu den gedach⸗ 
ten Claſſen die nachftchenden, hier nach dem gewöhnlichen Sprachge⸗ 
brauch bezeichneten Erdarten, welche zwar ebenfalls nicht unvermiſcht 
angetroffen werden, aber doch gewöhnlich in einem ſolchen Uebergewicht 
fid) vorfinden, daß der erfabrne Landwirth bei der Localbefictiz 
gung eines Ackerplatzes jederzeit wird beſtimmen können, zu welcher von 
dieſen Glaſſen derſelbe nach Vergleichung der vorgefundenen Eigenſchaf⸗ 
ten und Beſtandtheile mit den weiterhin anzuzeigenden gehöret. 


. 10. 
1) Zu pen Aeckern erſter Claffe, welche fid) vorzüglich zum 
Weizenbau ſchicken, gehören id i 

a) der ſchwarze Thon oder Lehm, und die ſchwarze Dammerde. Es 
wird unter Dammerde diejenige, aus den oben genannten DIFF 
Erdgattungen hauptſächtich gemiſchte Erde verſtanden, bei welcher 
fid) mehr Lockerheit als bei dem Lehm und mehr Zuſammenhang 
als bei dem Grande (Kies) und Sande, neben einem ſtarken Bei 

Tag von zerſtörten vegetabiliſchen Beſtandtheilen, findet. 
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Ferner 
b) der graue Lehm und bie graue Dammerde, in fo fern die letzte 
mehrere Lehm als Sandtheile in fid) faßt, und die Maffe zuſam⸗ 
menhaltend iſt; und der braune Lehm, in fo fern er mit Dammerde 
gemischt und nicht ſprokigt und mit vielen Kiestheilen vermiſcht (jt. 
Die Natur dieſer Grbarten ijt von der Art, daß fie eine ſtarke 
Tileberaft haben und den Dünger nicht fo famel als andere verzehren, 
mithin auch in ihrer Trievkraft eine großere Ausdauer haben. Es ſin⸗ 
et bei denſelben und zwar hauptſächlich bei der Winterfant eine ſtarke 
gung zum Beſtauden des Getreides ſtatt. Jedoch ijt dieſes bei dem 
Warzen Lehm und der ſchwarzen Dammerde der Regel nach nicht 
© ſtark ſichtbar, als bei den sub b. genannten Erdarten. Der Grund 
levon it, daß bei dem ſchwarzen Lehm und der ſchwarzen Dammerde 
t Gegetation zu raſch in die Höge geht, um der Pflanze diejenige 
eit zum Beſtauden zu lafen, die fie bei den sub bı genannten Erdar⸗ 
en gewiunt, welche denſelben Trieb haben, folden aber etwas allmähli⸗ 
ger zu Tage bringen. Aus dieſem Grunde, weil nämlich bei den zuletzt 
genannten Grbattem das Beſtauden fid) noch mehr äußert, wird babet 
er Einfall pro Morgen Magdeturgiſch der Regel nach etwas geringer, 
als bei den zuerſt genannten, angenommen. Am geringſten wird ſolcher, 
in der erſten und zweiten Miſttracht beſtimmtz als bei welcher am meiz 
auf das Beſtauden gerechnet werden kann. Es kann nämlich das 
eſtauden nur dann in einer ſpätern Tracht ſtäͤrker, oder doch eben fo 
tE, als in einer feüfern Tracht erfolgen, wenn bei der frühern Fracht 
ungünſtige Witterung und Umſtände den Boden hinderten, feine volle 
ft zu äußern. Bei gut gearbeitetem Boden wird der Einfall des Weis 
zens etwas geringer als der des Roggens angenommen, hingegen wird 
der Einfall des Sommer: Getreides, mit Ausnahme der Erbſen, jeder⸗ 
Jit starker, als der des Wintergetreides beſtimmt, da erſteres der Fits 
zern Zeit wegen, die ipm zu feiner Begelation gelaſſen ift, jid nicht fo 
eſtauden kann. Der allgemeine Satz, der in der Erfahrung mit ges 
vitis Modificationen ſich beſtätigt findet, daß nämlich ein leichter Bos 
en mehr Einfall, und eben fo viel Pflugarten als ſchwerer Boden ber 
darf, und daß eben dieſes Verhältniß des Einfalls von dem in gerin⸗ 
der Düngung, gegen den in guter Düngung ſtehenden, gebörig geortetem 
Boden gilt, wird durch nnthſtehende bewährte Schriftftsler unferftügt: 
Magazin für Oetonomen und Gameraliſten von Löwe und Brieger, 
Erſte Lieferung pag. 16. Daſſelbe Buch pag. 132. Thaer pag. 
235 und 458 26. 26. 


$. 15e F 
3) Zu dem Acker zweiter Giaffe werden gezählt: & 

a) der mit wenig andern Erdarten gemiſchte rothe und gelbe Lehm, 
fo wie auch der braune ſprokigte und etwas kieſelhaltige Lehm; 
als welche Erdarten fid) zwar größtentheils im friſchen Dünger 
zur Weſzenſaat ſchicken, dennoch aber im Ganzen ſchwieriger zu 
beackern und ungewiſſer im Ertrage find. Der Einfall des Gez 
treides ift bei biefem Erdarten in dem Maaßſtabe, wie der ſtärkſte 
Einfall bei der erſten Glaffe gerechnet worden, anzunehmen, ins 
dem zwar der Boden viele Pflanzen feiner Kraft nach ernähren 
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kann, ſolchen auch die Seit laͤßt fid) zu beſtauden, jedoch in der 
Fruchtbarkeit, den ad b bei der erſten Glaffe genannten Erdarten 
nachſteht, mithin ſich nicht ſo ſtark beſtauden kann. 

b) Der graue und ſchwarze Grand, und überhaupt aller ſogenannte 
Mittel⸗Boden, deffen Beſtandtheile zur Hälfte aus Lehm und 
Erde, zur Hälfte aber aus Grand oder Sand beſtehen, welcher 
Boden im friſchen Dünger fid) größtentheils zur weißen Weizenſaat 
ſchickt. Hier ijt der Einfall wie vorhin, jedoch der ſchnellen 
Vegetation und daraus folgenden minder häufigen Beſtaudung 
wegen etwas ſtaͤrker, jedoch in der erſten und zweiten Tracht, der 
Regel nach, weniger ſtark, als in den folgenden, anzunehmen. 

Bei der wirklichen Anwendung wird der pruͤfende Landwirth 
dieſen Boden ſtets in derjenigen Tracht, bei welcher erfahrungs⸗ 
mäßig die ſtaͤrkſte Triebkraft fih zeigt, den geringſten Einfall bes 
ſtimmen. 


9. 12. 
3) Zu den Aeckern dritter Glaffe gehört jeder ſogenaunte leichte 
Boden, das heißt: derjenige Boden, in deffen Miſchung 

V überwiegend mehr Sand⸗als Lehm und Grandtheile enthalten find, 

Bei dieſem Boden ijt bei friſcher und guter Düngung der natürli⸗ 
chen Wärme wegen, in den erſten Trachten die Vegetation fehr ſtark / 
und geht ſchneller als in den andern Claſſen vor fib, daher hier wentz 
ger Beſtaudung der Geſchwindigkeit wegen möglich ift. Bei dieſem Bo⸗ 
den wird daher der Einfall ſtärker, als in allen vorhergehenden Claſſen, 
bei der friſchen Düngung angenommen. In der dritten und vierten 
Tracht hingegen und bei dem gelen Lande nimmt hier der Einfall, in 
eben dem Verhältniß, wie er bei den andern Glaffen der Regel na 
zunimmt, ab, weil derſelbe, wenn ihn nicht Düngung unterftügt, gar nicht 
im Stande ift, vielen Pflanzen Nahrung zu geben, mithin bei einer 
dichten Saat eine der andern, vbgleich fie fid) keinesweges beſtauden 
dennoch die Kraft entziehen würde, die bei dieſem Boden in ſo ſparſa⸗ 
mem Verhältniß angetroffen wird. 

$. 18: 

4) Zur vierten Claſſe ijt anzunehmen Torf⸗ Land oder Moors 
erde, imgleichen uoi. gemiſchter kalter, weißer und blauer Schluff, 
fo fern ſolche Ackerſtüͤcke wegen ihrer tiefen Lage von den kalten Auel⸗ 
len nicht befreiet werden können. (Im Falle einer durch Abgrabung be⸗ 
wirkten Entfernung der mineraliſchen Theile können nämlich diefe Erd? 
arten fid) dergeſtalt ändern, daß die legte der Natur des grauen Lehms 
fid nähert, die erſte hingegen die des Mittelbodens annimmt, um 
würden fid) alsdenn beide zur zweiten Ackerclaſſe fien.) Ferner itl 
liche eiſenſchüßige Erde, die nur wenig Lehm⸗ und Grandhaltig ift, wie 
auch ganz ſteiniger Boden. A 

Bei dieſer vierten Claſſe ift aus eben den Gründen, die vorhin bef 


der dritten, in Rückſicht auf den im alten Miſt und gellen Lande * 


rechnenden Einfall aufgeſtellt find, noch weniger Saat, wie daſelbſt 8° 
meldet worden, anzunehmen. Es hat nämlich diefer Boden, auf det ch 
Ertrag bei gellem Lande fajt gar nicht gerückſichtigt werden kann, au 

ſelbſt bei den Miſttrachten, immer nur eine unbedeutende Triebkraft, un 
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kann derſelbe eben daher im frischen Miſt demnach nur wenige, im als 
ten aber noch wenigere Pflanzen ernähren. £ 
Hierbei verſteht es fid) indeß von felbft, daß nur die gewöhnliche, 
weiterhin durch Principien feſtzuſezende, nicht aber eine außerordentliche 
ingung bei Feſtſtellung der voran geführten Grundfäge zum voraus 
ai: wird, und ergiebt eë fih eben fo, daß in folden vorkommenden 
en Abweichungen fid) rechtfertigen laffen können, bei denen andere 
Vorausſetzungen als die, von denen hier ausgegangen worden, zum 
runde liegen y ` 

Eine ſolche Abweichung wird zum Beifpiel da unvermeidlich ſeyn, 
wo Local⸗Umſtände den Verluſt eines Theiles der Saat nach jid) zies 

en, mithin eine flärfere Saat erfordert wird. Dies kann durch eine 
bergige Lage (beſonders bei Boden dritter Glaffe) oder durch Vielheit der 
teine veranlaßt werden; in ſolchen Fällen ift nach dem Locale von den 
Ommifiarien nach vorgaͤngiger genauer Prüfung ohngefähr zu beſtim⸗ 
men, der wievielſte Theil des principienmäfigen Einfalles der wirkli⸗ 
chen Ausſagt im Durchſchuitt zugegeben werden muß, 

Hiernächſt wird bei dem Verfahren der Einfall und Ertrag princis 
fienmäßig beſtimmt (da der letzte ſonſt unnatürlich geſteigert werden 
würde); bel dem Nutungs⸗ Anſchlage wird jedoch der, wie vorhin bes 
merkt, zuzuſetzende Theil der Saat vom Arrendekorn ab, und dem 
Wirthſchaftskorn zugeſetzt. 


. 14. 
„Die Dekonomie- Gommiffarien. haben ihre Abſchätzung unter Olrec⸗ 
tion des Einrichtungs⸗Commiſſarii nach Anleitung des Vermeſſungs⸗Re⸗ 
giſters anzuſtellen und dabei den Conducteur mit zuzugiehen. Sie haben 
urch den Gonducteur die Claſſificationsregiſter von allen Ländereien 
nach den Schematibus anfertigen zu laffen, und die offen bleibende Seite 
Remarquen in dem Ader- Glaffificationsregifter (deffen Schema sub C. 
fibi mit den nöthigen Schilderungen über die befundenen Glaffen 
der gemeſſenen Ackerflächen auszufüllen. Beſonders muß daraus hervor⸗ 
ben, ob die Acker ⸗Parcellen der erſten und zweiten Glaffe zu der 
tengen oder milden Gattung gehören (was mit a und b zur Ueberſicht 
Bee if), und ob bie der vierten leicht oder ſchwer zu bearbei⸗ 
ſind. 

Wenn etwa die Commiffarien bei dem Boden dritter Glaffe es zu 
genauerer Veſtimmung der Ergiebigkeit zweckmäßig finden ſollten, dieje⸗ 
nigen Uckerbreiten (durch ähnliche Bezeichnungen mit a und b) auszu⸗ 
Fordern, welche ihrer unfruchtbaren Beſchaffenheit wegen als dreifähri⸗ 
des Land auszuwerfen wären, wenn man fie nicht ihrer Page ober ander 
bs Umftände wegen, unter den zu bedüngenden Feldern beibehielte; fo 
leibt ihnen dies überlaſſen. In fo fern fie wegen zu großer Verſchie⸗ 

"üDrit des Bodens in einer zufammenhängenden Ackerfläche nöthig finz 
en, daß ſolche zerlegt, und die verſchiedene Theile ſeparat clafſifictret 
kenden j fo haben fie das Nöthige durch den Conducteur ſofort bewir⸗ 
fü Lu laffen, fonft aber, nach bem entſchiedenen Uebergewicht der vorge⸗ 
Abs den Beſtandtheile, in der nach dem Riß vermeſſenen Ackerfläche die 
bfehäsung vorzunehmen. 
Es kann ihnen als praktiſchen Oekouomen nicht fehlen, mit einem 
Weſtpreuß. Prov., Recht. Bd. II, 29 
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geuͤbten Auge den Boden aus feiner Farbe und den darauf wachſenden 
Kräutern richtig zu beurtheilen. Sie werden den innern Zuſammenhang 
der Beſtandtheſle, ſobald der Acker durch einen Pflug aufgeriſſen wor 
dem, kennen lernen, übrigens aber die untere Erdſchichten bei Unterſu⸗ 
chung der Feldgraben und in Ermangelung ſolcher, durch Grabung mit 
den Spaden, oder durch wiederholtes tiefes Pflügen beurtheilen. Sie 
werden bei der Abſchätzung auf die untere Erdſchſchten mit rückſichtigen, 
indem ſolche oͤfters ein der Oberflache nach gutes Land in geringere Würde 
ſetzen, wie auch von der andern Seite häufig einem der Oberfläche nat 
ſchlecht ſcheinenden Acker einen hühern Werth geben. So erſchweren 
3. B. tiefe Schluffunterlagen die Beackerung eines der obern Schicht 
lage nach guten Bodens, und vermindern dadurch den Ertrag; beſon⸗ 
ders indem alsdenn die Entwäſſerung ſehr ſchwierig iſt: obwohl din 
die Ziehung mehrerer Graben, die nicht viel tiefer fem dürfen, als das 
obere gute Erdreich liegt, in fo fern Fall da ijt, folder Boden, wit 
$. 13 bereits angemerkt worden, ungemein verbeſſert werden kann. Don 
der andern Seite können die obern Sands und Moorſchichten öfters 
durch das Herauspflügen der untern Thonlagen tragbarer werden. Ale 
ein durch Erfahrung beſtätigter Satz wird hier noch angemerket, wie 
die waſferhaltende und durchlaſſende Eigenſchaft des Bodens, in fo fern 
er nach Beſchaffeuheit des Climas ſeltener oder öfter der Näſſe aus 
pefest wird, bauptſächlſch feine natürliche Fruchtbarkeit beſtimmt, wie 
mithin auch hievon die Beſtimmung des Korner⸗Einfalls, woruͤber oben 
bei den einzelnen genannten Glaffen die allgemeinen Grundſätze feſtge⸗ 
ſtellt worden find, abhängt, 


9. 18. 


In der, unter den Schematibus der Beilagen sub Litt, ad P, be 
findlichen Acker Claſſifications⸗ Tabelle find diejenigen Grundfäge über 
den Koͤrnereinfall (und Ertrag) in der Art, wie fid) ein allgemeine! 
Beiſpiel über einen ſolchen Gegenſtand geben laßt, aufgeſtellt worden. 
In bem ſtrengen Boden der erſten und zweiten Claſſe hat man deswe⸗ 
gen den Einfall nicht ſtärker als fonft angenommen, weil eine regel 
mäßige Beackerung bei trockener Witterung, und Zerſtückelung der Klöße 
durch Walzen vorausgeſetzt werden muß. Es verſteht fih von ſelbſt 
daß in Fällen, wo auf Verluſt von der Saat zu rückſichtigen ift, im 
thonigen Boden etwas mehr Saat eingeſtreuet werden muß, ohne daß 
jedoch ſolches als Methode einer vegulairen Wirthſchaft anzufehen ip 
Das Unterpflügen der Saat, welches der Negel nach nicht umgmectmáfi 
befunden worden, wird bei dem leichten Boden dritter und vierter Glaf? 
bei der Winter = und Sommerſagt, in Anfehung des beſtimmten K” 
neteinfalls geradefin vorausgeſetzt, weil es hier zur Befeſtigung DE? 
Wurzeln dient. Die Commiſſarien haben nach Anleitung der vorſtehen 
den allgemeinen Erfahrungs⸗Grundſaͤtze nach Maasgabe vom Locale im 
' Glaffificationg= Protokoll oder in einer Beilage deſſelben ein raífo 
Gutachten über ben, in den befundenen Acker⸗Claſſen bei verſchiedenen 
Dingungen anzunehmenden Körner + Einfall, und im Durchſchnitt acht 
zehnjährigen Pachtperjode zu erwartenden Ertrag abzugeben. 
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b. Von ben Wieſen. 


^ $. 16. 5 
Bel Bonitirung ber Wieſen werden ebenfalló-oier Glaffen ans 

genommen. j 

, 9 Zur erſten Glaffe gehören alle wirkliche Niederungen, alle an 
großen Gewuͤſſern, wie am curiſchen und friſchen Haff und an 
Strömen gelegene Wieſen, die im Frühjahr und Herbſt gewöhn⸗ 
lich überſchwemmet werden, deren Grund aus einer fetten thoni⸗ 
gen oder Damm⸗Erde, wie fie bei der erſten Acker⸗Claſſe nes 
ſchildert worden, beſteht. Die darauf wachſende Pflanzen ſind 
Klee, Filz, Schwabe, Hafer⸗Gras, Storch⸗ Schnabel, Wieſen⸗ 
Schwengel und Schnittrohr. Es gehören überhaupt zu dieſer 
Claſſe alle diejenige Wieſen, welche durch ihre vortheilhafte 
Lage und zum vorbezeichneten Graswuchs geſchickten Boden und 
dadurch, daß fie beſtauet oder bewäſſert werden können, vorzuͤg⸗ 
lich ergiebig find. Bei dieſer Glaffe wird die Heuwerbung von 
einem Morgen Magdeburgiſch wenigſtens mit 20 bis 22 Centner 
angenommen. , a 

b) Zur zweiten Glaffe gehören Fluß und anderweitig gut ges 
legene zweiſchnittige Wieſen der vorbeſchriebenen Art, wenn fie 
einen Lehmboden haben und ſtaudiges Gras, Schmielen, Binfen, 
feines Schnitt-, auch hin und wieder Kleegras, imgleichen Hah⸗ 
nenfuß tragen. In dieſer Claſſe rechnet man emen Morgen 
Magdeburgiſch zu 14 bis 16 Centnern. : 

c) Zur dritten Glaffe zählt Eos fobie Flußwieſen, welche zwar 
zweimal gehauen werden, aber nur groben Schnitt⸗ und andere nicht 
genug nahrhafte Grasarten geben,, imgleichen tief gelegene eins 
ſchnittige Feldwieſen, welche einen Lehmgrund haben. Ein Mors 
gen Magdeburgiſch von diefer Glnffe wird mit 8 bis 12 Centner 
angenommen. Es wird bei dieſen Satzen jederzeit diejenige mitts 
lere Proportion zwiſchen der Quantität des guten und minder gu⸗ 
ten Heufutters beobachtet, daß man eine Wieſe, welche der Menge 
nach mehr, aber der Qualität nach weniger verfehlagfames Heu 
liefert, eben fo abfchäget, wie eine andere von gleichem Flächen⸗ 
inhalt, welche zwar der Fuderzahl nach weniger, aber fur den 
Gebrauch bei der Futterung das naͤmliche Leiftet, 

3) Zur vierten Claſſe gehören ſolche Flußwieſen, die zwar auch 
an Gewiffern, aber fo hoch gelegen find, daß bei ihnen mie eine 
Ueberſchwemmung ſtatt findet, und die auch der Beſchaffenheit 
des Bodens wegen nicht die Ergiebigkeit haben, daß fie zur vo⸗ 
rigen Glaffe gezogen werden können, imgleichen folche Felbwieſen, 
worin Höhen und Tiefen gemiſcht fnd, oder welche wegen Ihrer 
ſprindigen Beſchaffenheit kaltgründig Find, und Torf- oder Moorla⸗ 
gen haben. Von dieſen Wieſen werden auf einen Morgen Mag⸗ 
Veburgifch 3 die G Gentner angenommen; indeſſen bleibt es den 

ommifatien überlaſſen, dieſen Sat nach Befinden der Umſtände 

bei ganz ſchlechten Wieſen zu ermäßigen, aber auch bei beſſern 

zu erhöhen, Im erſten Fall werden indeß entweder Vorſchlaͤge 

du einer beſſern Cultur anzubringen, oder die Urſachen, warum 
29* 


452 Den 13. April 1801. 


fie etwa nicht ausführbar ift, vollftändig anzufuͤhren fen. Wo 
es notoriſch ift, daß Flußwieſen der öftern Gefahr einer Ueber⸗ 
ſchwemmung ausgeſetzt find, oder daß bei zweiſchnittigen Feld⸗ 
wieſen wegen des Uebertretens von nahe liegenden Gewäfjern der 
oͤftere Berluft des Grummets & beſorgen ſtehet, bleibt es dem 
Gutachten der Commiſſarien überlaſſen, ein Sechstheil bis ein 
Viertel des diesfalls ausgemittelten Heuertrages abzufegen, doch 
muß ſich dies Verfahren auf gehörig verificirte und allenfalls be⸗ 
eidigte Nachweiſungen feit 20 oder 30 Jahren ſtatt gefundener 
Ueberſchwemmungen gründen; denn da dergleichen Sommer-Uebers 
ſchwemmungen die Wieſen äußert ſehr verbeſſern, fo muß bei 
einer ſolchen Herabſezung bed Ertrages fer behutſam zu Werke 
gegangen werden. Das Glaffificationd- Regifter von ben Wieſen 
ift zufolge dem Schema sub D beizufügen. 
c) Bon dem auszumittelnden Betrieb⸗Vieh und dem 
Winterfutterbedarf des Viehes überhaupt. 
. 17. 


Man rechnet im ſtrengen Boden erſter und zweiter Glaffe, das 
heißt, in demjenigen, wo der Lehmgehalt mehr as drei Viertel der ganz 
zen Maffe beträgt, (ober der Regel nach; bei dem ſchwarzen, bem brane 
nen, wenig mit Dammerde gemiſchten Lehm der erſten Elaſſe und bei den 
sub a aufgeführten Lehmgattungen der zweiten) auf 100 Morgen eins 
führiges Pflügen) in allen Feldern gerade durch gerechnet, zwei Ochſen 
und zwei ein halb Pferd. Wenn nämlich eine ſolche Ackerfläche 300 
Morgen enthfelte; fo beträgt davon das Winter⸗ und Sommerfeld 200 
Morgen. Hieron werden z. B. nach Maasgabe der claffiftckrten Ber 
fandtpeile angenommen: e i 
30 Morgen zur Weizen: Saat 4füßrig zu beftellen, facit 120 Morgen. 
70 — 210 


Noggen 3 — — 
50 — — Gete m 3 —— — — 150 — 
20 — — En — 1 520 — 
80 — ee e MU ems 60. 


Macht 560 Morgen- 
Diefe dividirt durch 100 giebt 54 paar Ochfen, oder 11 Ochſen zur 
Beackerung von 300 Morgen und in ähnlicher Art iſt ber Bedarf an 
Pferden zu berechnen. 

Bei mildem Boden erſter und zweiter Gla(fe, das heißt: bet fol 
chem, defer Lehmgehalt zwiſchen 2 und der ganzen Maffe beträgt, 
werden auf 120 Morgen Mägdebürgiſch 2 Ochſen und 2 bis 2: Pferde an 
genommen. Es bleibt den Commiſſarien überlajfem, das mittlere Ver⸗ 
haͤltniß von 110 Morgen da, wo ſolches nach Analogie ber vorauge⸗ 
führten Feſtſezungen anwendbar ift, zur Grundlage zu nehmen. 

Im Boden dritter und vierter Glaffe werden auf 140 Morgen 2 
Ochſen und 2 bis 2. Pferde angenommen. Auch hier kann das mitt 
lere Verhältniß von 130 Morgen, da wo es fid) durch Gründe recht⸗ 
fertigen läßt, angewandt werden. Mebrigens verſteht es fid) von ſelbſt, 
daß, im Fall der Boden groͤßtentheils aus dem zur vierten Claſſe gezo⸗ 
genen weißen und blauen Schluff, welcher ſchwer zu beackern ig, be⸗ 


Din 13. April 1801. 253 


fibew folte, Gründe vorhanden find, den peinciplenmifigen Bedarf 
des Betrieb⸗Viehes zu erhöhen. Bei der Berechnung deſfelben werden 
I derzeit auf 10 Dchfen und eben fo viel Pferde, ein Ochſe und ein 
Pferd zur Reſerve gerechnet, und es wird übrigens auf 4 Stück Ges 
ſpannpferde ein Fohlen, und auf 4 Stück Zugochfen ein Stück Jungs 
vieh (welches Jungvieh im Ertragsanſchlage abgeſetzt wird) zur Com⸗ 
plettirung derſelben angenommen. 
Bei ſolchen Wirthſchaften, wo wegen eines überwiegenden großen 
Wieſenverhäͤlkniſſes nach den vorangeführten Grundſätzen, die zur Bes 
irthſchaftung wirklich erforderliche Anzahl von Pferden noch nicht herz 
auskommen folte, bleibt es den Commiſſarien überlaſſen, dieſerhalb 
noch einen verhältnifmäßigen Zuſatz zu machen, welcher nach der 
Große, Entlegenheit und Ergiebigkeit der Wieſen beſtimmt werden muß, 
t einer ohngefähren Norm kaun in diefer Hinſicht die nachfolgende 
Segel dienen: Bei Wiefen erſter und zweiter Glaſſe ift auf 10 bis 15 
orgen, je nachdem mehr zur erſten ober zweiten Glaffe gehören; bei 
Wieſen der dritten auf 16 bis 20 Morgen, und bei Wieſen der vierten 
Claſſe ijt auf 21 bis 26 Morgen im Durchſchnitt jeder Claſſe, Ein Pferd 
anzunehmen und hiernach die Vergleichung anzuſtellen: ob die im Gan⸗ 
zen wegen des Ackerbaues auögemittelte Anzahl von Betriebpferden auch 
zur Wieſenbearbeitung zureicht.) f 
In der Regel wird jedoch kein Zuſatz ſtatt finden dürfen, da durch 
anzulegende Heuſchober S entfernten Wieſen das Heu bis auf den 
inter bewahret und demnächſt eingefahren werden kann; ſolche Wie⸗ 
fen aber, welche für die Vorwerkswirthſchaft durchaus entbehrlich find, 
i den, unten folgenden Beſtimmungen ſeparat veranſchlagt werden 
m. 


Die Nachweifung von dem peineipfänmäßig zu baltenden Betrieb⸗ 
vieh wird nach bem sub E befindlichen Schema angefertigt. 


$ 1. 

In Auſehung des Strohbedarfs (zur Fütterung und Einſtreue) ift 
es ein durch Erfahrung beſtätigter Satz, daß auf 3! Scheffel Ausſaat 
in den beiden erſten Claſſen ein Stück Großvieh gerechnet, dagegen bei 
der dritten Claſſe nur auf 4? Scheffel, bei der vierten aber fo wie bei 
dem g- 6. und gjährigen Lande nur auf 5 bis 6 Scheffel Ausſaat ein 
Stück Großvieh angenommen werden kann. Wenn indeß bis hiezu bei 
dem Verfahren der Veranſchlagungs⸗Commiſſarien die wirklich princiz 
pienmäßig anzunehmende Ausſaat noch nicht eruit worden ift, wohl 
aber diefelben die Glaffen der zu Defüenben Ackerflächen dem Flächeninhalte 
us tenyen; fo haben fie hiernach in folgender Art die Berechnung an⸗ 

egen: 

Es werden auf 27 bis 2} Morgen Magdeburgiſch jahrlich zu befüens 
din kandes, je nachdem darunter mehr oder weniger Land von der erſten 
eder zweiten Glaffe befindlich ift, ein Stuck Großvieh gerechnet. Eben 
fo wied bei der dritten Glaffe auf 27 n 34 Morgen Magdeburgifch, 

e da befiet worden, imgleichen bei der vierten Claſſe auf 4 bis 5 
Orgen Magdeburgiſch ein Stuck Großvieh gerechnet. " 
n Bei bem hier gelaffenen Spielraum wird im Fall einer vorgefun⸗ 
"he guten Düngung die niedrigſte Fahl angenommen, und dient zum 
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ohngefahren Maaßſtabe, daß bei Hiähriger Düngung die Mittelzahl , bei 
rs die niedrigſte, bei 9jipniger die. hoͤchſte Pofitton anzuneh⸗ 
men ift. 

Es wird hiebei zwar die vorgefundene, und nicht die principienmä⸗ 
fige Düngung (weil die letzte erſt ſpäterhin im Verfahren ausgemittelt 
wird) als Norm angenommen, jedoch der giegel nach die munjährige 
Duͤngung als der geringſte Satz beſtimmt, von welchem ausgegangen, 
und welcher ſelbſt dann vorausgeſetzt werden muß, wenn auch bisher ein 
noch ſchlechterer Duͤngungsſtand ſtatt gefunden haben folte; indem eim 
aus Be beſſere Einrichtung der Wirthſchaft fid) jederzeit heben laſ⸗ 
jen wird. 

Bei dieſen Sägen wird das weiterhin zu beſtimmende Heufutter als 
vorhanden vorausgeſetzt, folte ſolches iedod nicht ganz da ſeyn, fo 
kann, wenn nur à deſſelben vorhanden find, das übrige durch mehreres 
Strohfutter erſetzt werden, und wird in dieſem Fall ein Fuder Heu à 
12 Gentner durch den Strohgewinn von 2 befäeten Morgen der erſten 
und zweiten Claſſe, von drei der dritten und von vier der vierten ge⸗ 
deckt (Siehe b. 21.) 

Auf das jährlich zu beſaende resp, 3⸗, G= und Yjährige Land wird 
da, wo dergleichen bei der Verauſchlagung ausgeworfen werden muß / 
weder bei der Berechnung des Betriebviehes, noch bei der, des Stroh⸗ 

kfuttergewinnes gerückſichtiget. 


9. 19. 


Ein jedes Fuder Heu wird der Regel nach zu 12 Gentner gerech⸗ 
net. Auf ein jedes Ackerpferd werden vom Monat October ab bis Ende 
Mai, als bis dahin die Saatzeit verstrichen it, nachdem die Beacke⸗ 
rung leicht oder ſchwer, und das Heu im Ganzen ſchlecht oder gut, von 
Fluß oder Höhe, moorigten oder trockenen Flußwieſen ift, täglich 8, 10 bis 
12 Pfund Heu gerechnet. Außerdem wird auf jedes Ackerpferd excl, der 
zur Reſerve beſtimmten, für die nämliche Zeit, täglich eine Metze pur 
fer angenommen und der aufkommende Geldbetrag, welcher nach dem 
Anſchlagspreiſe des Habers berechnet wird, von dem durch den Nugungs⸗ 
Anſchlag ausgemſttelten Totalertrage in Abzug gebracht. In fo fern 
die, in vorbemerkter Art, als Futterbedarf ausgemittelte Scheſfelzahl 
durch den anſchlagsmaͤßigen Haberkrbau (der nach Abzug der Saat übrig 
bleibt) noch nicht erreicht würde; ſo bleibt das fehlende Haberguantum 
durch Roggen in dem magazinmuͤßigen Verhältuiſſe von 9 Megen Rog⸗ 
gen gegen 1 Scheffel Haber, nach bem Anſchlagspreiſe des Roggens zu 
vergüten. Dieſes findet jedoch in den Fällen keine Anwendung, wo bei 
mehrern Vorwerkern eines Amtes, der mindere Habererbau des einen 
Vorwerks (der im Verhältniß gegen den Futterbedarf ſtatt findet) durch 
den Mehrerbau des andern übertragen wird. 

Auf jeden Zug Ochſen werden vom 1. März ab bis alt. Mai drei Mo 
nate, täglich, nach demfelben Maasſtabe (der Beackerung) 15 bis 20 Pfund 
Hen gerechnet, und findet diefes nut an den Orten, wo ünterſpann obwal⸗ 
fet, Ermäßigung. Es find daher der Regel nach auf ein jedes Ackerpferd LE 
bis 2 Fuder Heu zu 12 Genfner à 110 Pfund, oder nach genauerer Heim” 
mung des niedrigsten und hoͤchſten Satzes 17 bis 26 Gentuer Heu anzu“ 
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nehmen. Auf einen Ochſen dagegen werden 1 bis 1j Fuder oder 12 
bis 16 Gminer Heu gerechnet. 

Auf jede Kuh find der Regel nach 12 Centner, auf jedes Stuck 
Jungvieh, imgleichen auf jedes Fohlen 3 bis 4 Centner, oder wo der 
Contract der Hofleute ein Mehreres beſagt und alfo auch eine höhere 

acht gegeben wird, auch ein Mehreres anzunehmen. " 

Bei den Schafen wird nicht unterſchieden, ob bie Schäferei Landa 
vieh, oder ob fie veredeltes enthält. In beiden Fällen werden auf 100 
Schafe 5 bis 10 guder Hen à 12 Gentner, oder auf 10 Schafe 6 bib 
12 Gentner Heu gerechnet, je nachdem die Contracte der Schäfer oder 
ſonſtige Local⸗Beſtimmungen und Rückſicht auf die Größe der Schafe, 
es an die Hand geben. In Anſehung des Strohfutters werden 10 Stuͤck 
Schafe und 2 Stick Sungvieh einem Stück Großvieh gleich geachtet. 


J. 20. 
Bei der Berechnung des Winterfutterz werden noch als bei der 
irthſchaft erforderlich angenommen, und mithin nicht als Nutzvieh vers 
auſchlagt: eine Kuh für jeden der Deputanten, wohin ber Regel nach 
nur Wirthſchafter, Gämmerer oder Lohnhofleute, Brauer, Brenner und 
Gärtner in dieſer Hinſicht gerechnet werden, imgleichen bis auf 80 Stück 
Kühe mit Einſchluß der Deputautenkühe: ein Bolle, auf die Anzahl 
von 30 bis GO Stück Kühe aber 2 Bollen u. f. w.; (naturlich kann 
aber nicht auf 2,3 bis 4 Kühe, als z. B. auf 38 bis 34, oder 63 bis 64 
Kühe 2c. ſogleich ein Bolle mehr angenommen werden.) Ferner kann 
nach Verhältniß der Arrende eine größere oder geringere Unzahl von 
Staupferden dem Beamten vergütigt werden, welche Anzahl fid) aber 
nach der Größe und Entfernung der SBormerfer richten muß, und nach 
dem Maasſtabe von 4 bis 6 Stück Pferden, wenn die Vorwerks⸗Arrende 
im Ganzen nämlich über 2000 Nthle. befrágt, zu beftimmen ift; bel einer 
5 PH und unbedeutenden Arrende ift der Satz nach den Umſtänden zu 
mäßigen, 

Auf die Maſtochſen wird der erforderliche Strohfutterbedarf nach 
dem oben angeführten allgemeinen Princip dergeſtalt berechnet, daß für 
zwei Maſtochſen eben fo viel, als außerdem für drei Stück Großvieh 
angenommen wird. Heu wird jedoch für felbige gar nicht ausgeworfen, 
indem im Brennerei Anſchlage der Nutzungs⸗Ertrag des Maſtviehes 
nicht poch berechnet wird. Die Anzahl des Maſtwiehes wird entweder 
Tibtigen Nachweiſungen zufolge, oder nach Verhältniß des Branntwein⸗ 
ebita der legten 6 Jahre in der Art angenommen, daß auf 2 bis 3 Ohm 
ein Maſtochſe gerechnet wird, je nachdem die Brennerei ſtärker oder 
ſchwicher im Gange ift, und ber Abſath des Mafkviches geſchwinder oder 
weniger ſchnell in der Regel ift. An denjenigen Orten, wo nur Schwein⸗ 
maſt vorgefunden werden follte, wird demohngeachtet hier die Berechnung 
nach DOchfen angeleget, und werden in dieſem Fall 3 bis 4 Stück Schweine 
auf einen Ochſen angenommen, 


ETA ; 
in Es dient zur Direction der enen, daß von dem ausgemit⸗ 
delten Strohvorrath nicht alles auf das zu haltende Vieh repartiret werz 
di kann, fondern auf die übrige Wirthſchaftsbedürfniſſe des Dachde⸗ 
ens ic, nach dem Locale etwas ausgeſetzt werden muß. Dieſes ift opn: 


& 
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gefähr auf + der zur Winterfaat beſtimmten Fläche bei Necker ber ers 

ften und zweiten Claſſe feſtzuſetzen, bei Aeckern der dritten und vierten 
Glaffe dagegen ohngefähr auf + berfelben, und in fo fern bei bem Vor⸗ 

peo Rohr gewonnen werden folte, verhältnifmäßig geringer zu bes 
immen. 

Bei etwa zum Theil ermangelndem Strohfutter und überſchießendem Heu 
werden überhaupt der Regel nach zur Winterfuͤtterung 3 Fuder Heu auf 
ein Stück Großvieh, welches gar kein Stroh erhält, gerechnet. In fols 
chen Fällen, wo einzelne Acker⸗Parcelen von leichtem Boden fid) vors 
finden, deren Ertrag nach aufgehobener Scharwerks⸗Einrichtung kaum 
die zu verwendende Wirthſchaftskoſten überfteigt, welches beſonders 
dann eintreten wird, wann ſolche duͤngerlos und entlegen ſind; wird be⸗ 
fonders bei Berechnung des Betriebviehes die Vergleichung der durch 
die damit verbundene Abſetzung des Nugviehes entſtehenden Koſten mit 
dem Ertrage nothwendig ſeyn. Es wird dieferhalb auf das, was unten 
wegen Gultur der Weideländerefen (ad F. 35.) feſtgeſetzt worden, Bezug 
genommen. Die Nachweifung des principienmäßtg erforderlichen und vors 
handenen Winterfutterbedarfs wird zufolge dem Schema F, angebogen. 

d) Von den Hutweiden und bet Sommerſtall⸗ 

futterung. 


: s j. 92. 

Es werden zuerſt die vorhandenen Weideländerejen von ben Coms 
miſſarien bonitiret. Bei Roßgarten und Weidekoppeln, imgleichen zur 
Weide eingeräumten Wieſen dritter Elaſſe wird ein Morgen Magdebur⸗ 
giſch pro Stück Großvieh gerechnet. Es werden ferner alle Separat⸗ 
weiden, ſowohl innerhalb den Grenzen des Vorwreks, als auch diejeni⸗ 
gen, zu deren Benutzung es anderweitig, als z. B. in Unfern Forſten, 
berechtiget ift, nach ihren Beſtandtheflen und der daraus hervorgehen 
den Fähigkeit, eine gewiſſe Anzahl von Vieh zu ernähren, gewürdiget. 

A. Bei der Braachweide wird bloß auf Schafe und Schweine ge⸗ 
ruͤckſichtiget, indem großes Vieh bei einer vollkommenen Ackercultur dar⸗ 
E nicht erhalten werden kann. Das unbefäet bleibende 3, 6 und 
Sjibrige Land wird in ahnlicher Art als Schafweide angenommen. Je⸗ 
doch werden zu leichterer Weide⸗ und Düͤngungsberechnung 10, is dis 
20 Stück Schafe oder Schweine, nach Verhältniß der Größe öder 
Sleinbeit der in der Gegend gewöhnlichen Thiere diefer Art und nach 
Verhältuiß der ftärkern oder geringeren Neigung des Bodens zum Grass 
wuchs, auf 4 bis 6, auf 6 bis S, oder nach Befinden der Umſtände auf 
8 bis 10 Morgen Magdeburgiſch, als ein Stuck Großvieh berechnet. 
(Siehe Beil. P. und G.) 

Die Schafe ſowohl als die Schweine werden ſeparat aufgefuͤhret) 
indem nur auf die erſten, nicht aber auf die letzten, bei Berechnung 
des Winterfutters und der Düngung geruͤckſichtiget werden darf. 

Wegen der anzunehmenden Zahl der Schweine ijt g. 52. das 
Erforderliche beſtimmt, es wird hier vorläufig nach der Gons 
ſignation des Viehſtandes verfahren, und nach Umſtänden ein 
Ueberſchuß an Weide belaſſen. 5 
D. Bei Wald ⸗Hütungen wird gewöhnlich zur Weide auf ein Stück 
Großvieh gerechnet: 
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a) An Glen» und Weidenbruchern und wenig beſchatteten Laub⸗ 
holzwäldern 1 bis 3 Morgen Magdeburgiſch. 

b) In Laubhelzwäldern, die ſtark beſchattet werden, und Tannen⸗ 
wälder mit Brücher 3 bis 4 Morgen Magdeburgiſch. 

e) In Tannenwäldern ohne Brücher desgleichen in Fichten⸗ und Birken⸗ 
wäldern 4 bis 6 Morgen Magdeburgiſch. Im Fall eines ſtarken Holz⸗ 
wuchſes oder ſonſtigen Hinderniſſen der Weide wird tel bis stel 
und nach Umſtänden auch noch mehr, als unbrauchbar in Abzug 
gebracht. , x 

WC, Bei anderweitigen Separathütungen wird nad) dem, was oben 
von den Weidekoppeln geſagt worden, wenn fie in Rückſicht des darguf 
wachſenden nahrhaften, obgleich zum Mähen zu kurzen Graſes, den Wie⸗ 
en 2ter und Ster Glaffe gleich zu achten find, ein Morgen Magdebur⸗ 
giſch, und bei Wieſen áterGlaffe (fo lange fie noch den Namen Wieſen 
verdienen) der Regel nach 2 Morgen auf ein Stück Großvieh angenom⸗ 
men. Bei febr gutem Boden und darauf angeſäeten, oder natürlich ſtark 
wachſenden Klee hingegen, fo wie auch bei Wieſen Iter Glaffe werden 
nur 2 Morgen Magdeburgiſch zur Weide für ein Stück Vieh gerechnet. 
Dei dem angefäeten Klee ift die niedrigfte Poiition des Weldebedarfs 
nur dann anzunehmen, wo nach Befchaffenheit des Bodens auf das Ges 
deihen des Klees fo gewiß zu rechnen iff; daß keine leere Plätze bleiben. 

Wenn dagegen der Boden mit dichtem Kaddig bewachſen, trocken 

und kaltgründig ift, fo vermehrt fid) die auf ein Stück Vieh anzuneh⸗ 
mende Morgenzahl von 2 Morgen auf 3, 4 bis 6 Morgen auf jedes 

Stig Großvieh. Bei einem Mittelboden und ſolchem Lande, welches 
nicht fo ſtark mit Kaddig oder Wacholderſtrauch bewachſen ijt, werden 

her der Regel nach 2 bis 3 Morgen Magdeburgiſch auf ein Stück 

roßvieh zu rechnen ſeyn. 8 

In dem Boden dritter Glaffe, welcher mit dichtem Kaddig bewach⸗ 

fen ift, werden ferner drei bis vier Morgen Magdeburgiſch, un Boden 
vierter Glaffe aber der Regel nach 4 bis 6 Morgen auf ein Stück Groß⸗ 
vieh zu rechnen fern. Es verfteht ſich wohl, daß, in fo fern die Weide 
mit febr vielen Steinen angefüllt wäre, darauf zu rückfichtigen ift, in 
D fern nicht etwa die Weide das, was fie an Flächen ⸗Juhalt verliert, 

urch ihre Fruchtbarkeit erſetzen ſollte. 


9. 23. 

Nach erfolgter Abſchätung der Weideländereſen und zufolge dem 
Schema sub C., worin die fämmtlichen vorgenannten Gattungen von 
Weiden unter 4 Claſſen gebracht find, berichtigten Bonitirungs⸗ Mes 
Sifter, haben bie Veranſchlagungs⸗Gommiſſarien von denjenigen Weides 

utereſſenten, welche neben dem Vorwerksvleh die Weide genteBen, eine 
Onfigmation gemäß dem anliegenden Schema H beizufügen, bei welcher 
anzumerken it, auf wie viel Stück Bich ein jeder Intereſſent zu Ber 
nutzung der Weide berechtiget ift. — Sollte fidh aus dieſer Gonfignation 
ergeben, daß die Intereſſenten ihr Recht mißbrauchen und mehr als ih⸗ 
ld wirklich zuftebet, auf die Weide ſchicken, als wozu nach Anleitung 
ee Allg. L. R. Th. I. Tit. 92. J. 90 seq. das eigene Winterfutter, 
Welches fie haben, den Maaßſtab giebt; fo ift darüber ein beſonderes 
Protokoll aufzunehmen und den Acten beizulegen. 
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Hiebei wird feſtgeſetzet, daß ein jeder Deputant mit einer Kuh, iu 
gleichen jeder Inſtmann mit 1 bis 2 Stück Großvieh und mit 2, 3 bis 
4 Schafen oder Schweinen zur Weide angenommen werden kaun. In 
ſolchen Henle Fällen, wo fid) Weideintereffenten finden, die nach 
obiger Beſtimmung zwar kein Weiderecht haben, ſolches jedoch durch 
Verjährung beſitzen, ijt eine Fraction von 6 oder 12 Jahren von der 
Zahl des durch ſie auf die Weide geſchickten Viehes, zur vorläufigen 
Grundlage der Berechnung anzunehmen. In dergleichen Fallen hat je⸗ 
doch Eiurichtungs⸗Commiſſarius ein ſeparates Protokoll über den Ger 
genſtand aufzunehmen und zur Entſcheidung an die ꝛc. Kammer zu berich⸗ 
ten, pus er den vorläufig als Richtſchnur angenommenen Satz anzu⸗ 
zeigen hat. 

Es verſteht fih, daß nur nach Abzug dieſer ausgemittelten Zahl 
desjenigen Viehes, welches die Weideberechtigten halten dürfen, beſtimmt 
werden kann, in wie fern die vorhandene Weide für das Vorwerkzvieh 
zureichend ijt, imgleichen ob fid) dabei ein bedeutender Mangel oder Nebera 
ſchuß vorſindet; als in welchen Fällen nach Anleitung des bei dem Ein⸗ 
gange diesfalls Gefagten zu verfahren: ift. Š 

Sollte eine bejfere Eultur der MWeideländereien, mit Beibehaltung 
der Gemeinſchaft mit den übrigen Huͤtungs⸗Intereſſenten, der örtlichen 
Lage wegen ſchwierig fem, fo ift der Verſuch zu machen, ob eine Sez 
paration der Pütungsplätze dergeſtalt vorgenommen werden kanu, daß 
der Vorwerksantheil von den andern völlig getrennt ijt. 

$. 24. 


In fo fern nun der etwanige Mangel an Weide durch Kleekoppeln 
die zur grünen Stallfütterung angeleget werden, am ſchicklichſten fid) er⸗ 
ſetzen lafen folte, fo wird in Anſehung des zu dieſem Behuf zum Klees 
bau beſtimmten Landes, bei vorzüglich geeignetem Boden, ein halber 
Morgen pro Stuck Großvieh gerechnet. Es wird dieſer Satz durch fole 
gende oͤkonomiſche Berechnung begründet. 

Man rechnet auf ein Stück Vieh täglich 9 Quadratruthen Klee zum 
n e facit von 1 halben Morgen oder 90 Duadratruthen 45 

age oder 14 Monat vom erſten Het. Hierzu 14 Monat vom zweit 
ten Hieb, thut 3 Monat Unterhalt. Und von 3 Monaten, nämlich Mai 
Juni und Inti, ift in Anfehung der Weide überhaupt nur die Rede, 
da für die übrigen Monate die Stoppelweide hinreicht. Nach Analogie 
dieſes Maaßſtabes kaun zur Winterfutterung eines Stallpferdes neben 
dem principienmäßigen Strohbedarf das von 1 Morgen Miagdeburgiſch 
gewonnene Kleeheu angenommen werden, 

Es gelten diefe Sage eben ſowohl von dem in beſondern Koppeln, 
als dem im Brachfelde gewonnenen Klee. In dem Brachfelde wird der 
Regel nach nicht mehr als „tel bis ztel beffelben zum Kleebau ange 
nommen, in fo fern der Klee gemäht wird, weil bei einer gröͤßern, 5 
dieſem Behuf verwandten Brachſläche, der Acker im Ganzen nicht in 
der gehörigen Reinheit zu erhalten feyn würde. Nur bei einem für den 
Kleben vorzüglich günstigen Locale können Gommifarien dazu mißt 
auswerfen. Irgend eim, den wirthſchaftlichen Verhaltniſſen des Dormer 
augemeſſener Theil der Brache wird jedoch in der Regel, und beſondert 
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dann, wenn man keine ſeparaten Schläge gum Futterkräuterbau beſtimmt, 
zu dieſem Behuf bei dem Auſchlage anzunehmen feym. h 
‚Der Anbau ber Widen zur Abwechſelung bei der geimen Stall⸗ 
fütterung wird zu biefem Behuf am zweckmäßigſten in der Art ges 
ſchehen, wenn die Wicken oder auch das font grün zu mähende Futter 
zu Mein ci. Zeiten, nämlich im ganz zeitigen Frühjahr und 
etwas fpäterhin nach gewiffen Zwiſchenräumen geſcet werden. Wenn 
die örtliche Lage ſeparate Einrichtungen von ſchicklichen Plätzen zu 
Luzerne und Esparcette geſtatten follte, wovon die letzte Futterge⸗ 
wachsgattung in einem Boden, der Kalkerde enthält, feft zu em⸗ 
pfehlen ift; fo haben Commiſſarien bei den etwanigen Vorſchlaͤgen 
zu einer ganzen oder theilwaiſen Stallfutterung, darauf, imgleichen auf 
die Anlage ſolcher Noßgärten, wie fid) in der Tabelle W beſchrie⸗ 
ben finden, beſonders zu berückſichtigen. Wenn indef mit foldjen 
Einrichtungen Umaͤnderungen der zeitherigen Wirthſchaftsart verbun⸗ 
den find, fo haben Gommiffarien im Bereiſungs⸗Protokoll oder in 
dem ſolchem beizufügenden Anhange eim vollſtändiges und vollfome 

men begründetes oͤkonomiſches Gutachten ad Acta zu bringen. 

U Von dem Borwerks⸗Bereifungs⸗Protokoll. 

25. 


$. 25. 
„ Nach beendigtem Geſchäft der Glaffification ſchreiten bie Commiſſa⸗ 
dien zu einer Schilderung des befundenen Zuſtandes der Vorwerkswirth⸗ 
ſchaft in allen ihren Zweigen. Sie fangen dieſerhalb nach gemachter 
gemeiner Beſchreibung der Lage dez Orts und der Entfernung von 
nächſten Städten, mit den Gebäuden an, führen ſolche mit Benen⸗ 
dung der Zahl der Wohnungen einzeln auf, und übernehmen ſodaun 
den ubifehen Inhalt ber Scheunen und Sutterbepältniffe, ingleichen 
ten Flächeninhalt der Ställe und Speicher; als welcher von dem Kreis⸗ 
zandbaumeiſter denenſelben bekannt gemacht, zugleich auch angezeigt 
werden muß, wie viel Raum nach ben diesfälligen Grundfägen in Rück⸗ 
Vit des unterzubringenden Viches und Getreides vorhanden ift. 
Einrichtungs⸗Commiſſarius hat diefe Berechnung, falls fie nicht 
[hen früher angelegt worden wäre, doch noch vor der Neranſchlagung 
Wirken zu Lafen. In allen denjenigen Fällen, wo die geordneten 
e von den Worwerdd » Gebäuden bereits angefertiget find, ift eine 
iederholung der daraus ſchon hervorgehenden Angaben überflüſſig, und 
cb darf alsdenn nur kurz darauf Bezug genommen werden. Die Unferfir« 
zung der ſämmtlichen fid) vorfindenden Baumängel und beſonders berjes 
ngen, welchen durch Reparatur geholfen werden kann, hat derſelbe eben⸗ 
alls noch vor der Beranſchlagung durch den Baubedienten vornehmen und 
E don ſolchem den diesfälligen Aufſatz fümmtlidjer Gebäude, mit den 
'oſtenüberſchlaͤgen der zu reparirenden oder neu zu bauenden, vorlegen 
an lafen, Dieſe Koſtenüberſchläge ſelbſt kommen jedoch nie zu den Eine 
richtungs⸗Acten, fondern werden demnächſt dem Baubedſenten zurückge⸗ 
beben ber fie fofort der 2c. Kammer mittelſt Berichts einzureichen hat. 
Gin Falls die Commifſorien bei Durchgehung jenes Auffages, der in den 
Sanicktungsacten dem Bereifungsprofotoll zu prämittiren und nach dem 
daß na N. zu ordnen ift, nach öͤkonomiſcher Beurtheilung finden ſollten, 
daß über einen ober den andern Gegenſtand zweckmäßige Borſchläge zum 
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Stetabliffement oder zu nöthigen neuen Bauaulagen gemacht werden 
konnten, deren Detail für das Bereiſungsprotokoll zu weitläuftig ſeyn 
würde; fo haben fie ihre etwa nothwendig gefundenen Defaillicten Vor; 
ſchläge in demjenigen beſondern Protokoll, welches überhaupt etwanigtr 
vorzunehmende Abänderungen der bisherigen Wirthſchafts » Einrichtung 
zum Gegenſtande hat, und dem Bereiſungsprotokoll als Anhang zu ans 
nectiren ijt, auseinander zu ſetzen, doch wird ein foldes ſpecielles Proto 
foll, um das unnöthige Auhaͤufen der Acten zu vermeiden, mur wie vors 
erwähnt, da erfordert, wo der Raum im Bereiſungsprotokoll zu Dar⸗ 
ſtellung der Vorſchlaͤge zu eng werden würde. In dem Berefſungspro⸗ 
tokoll ſind indeß jederzeit diejenige Bemerkungen zu übernehmen, welche 
etwa über Wirthſchaftsvernachläſſigungen, wodurch den Gebäuden ein 
Nachtheil erwachſen ift, Licht 5 
3 


Einrichtungscommiſſarius har durch ben Baubedienten bei Gamma 
lung der vorgenannten Nachrichten, zugleich eine Aecherche über das 
Feuergeräth nach dem Inventario abhalten zu laffen, und ob es com^ 
plett oder mangelhaft befunden, in der wegen der Gebäude einzurei⸗ 
chenden Nachweifung (unter der zu Remarquen offen zu laſſenden Ru⸗ 
Brique) zu bemerken, worauf in dem Bereiſungsprotokoll der Kürze wes 
gen nur Bezug genommen werden darf. (Die übrigen Rubriguen der 
Nachweiſung ergeben fid aus dem zuvor angeführten Schema K.) Bier? 
nächſt ift darin eine ſummariſche Anzeige wegen des vorhandenen beweg⸗ 
lichen Acker⸗ und Hans-Inventarii, mit Bemerkung des taxirten Wer⸗ 
thes, zu übernehmen. 

Wegen des (nicht dahin zu zahlenden) Brau ⸗ und Bronnerei: Gerk- 
thes und der diesfälligen Anlagen überhaupt, wird gleichfalls in dem 
Bereifungsprotofol eine Schilderung der etwa vorgefundenen Mängel 
mit den, nach den Umſtanden abzugebenden Vorſchlägen zur Verbeſſerung 
erwartet. Ferner ift auch eine Beſchreibung von der Anlage des Dins 
gerhofs hinzuzufuͤgen und zu bemerken, ob folder den gehörigen Abzug 
bat. Auch muß dabei über die Verfahrungsart mit dem Dünger da 
Nöthige receſſiret werden, nämlich; ob ber Dünger bis zur Ausfuhr auf 
den Acker, in den Stålen liegen bleibt, oder ſtets herausgeworfen wird 
und ob die verſchiedene Düngerarten gehörig mit einander) vermiſch 
worden, als welches befonders in Aufehung des Schaf⸗ und Pferdes 
düngers der Regel nach, zweckmäßig ift, weil diefe Düngerarten titt 
die Miſchung mit Hornviehmiſt fer getinnen; ferner ij zu bemerken, 
ob die Ausfuhr bes Düngers zum Theil im Winter geſchieht und e. 
derſelbe alsdenn bald in kleine Haufen gefahren wird, imgleſchen ol 
überhaupt der Dünger, wie es hei ſtrengen Aeckern beſonders nothwen⸗ 
dig it, farë mit Stroh gemiſcht wird. In fo ferne gehortet wird, 
das dabei beobachtete Verfahren und befonders, ob dabei zuvor eine 
Unterlage von Stroh geſtreuet und nachmalg der behortete Platz bal 
umgepflüget wird, zu bemerken. Auch ift Rüͤckſicht zu nehmen, ob nie 
bei den Vorwerkern Gelegenheit zur Anlage von Duͤngerkaulen vorhan' 
den ift, worin die Miſtjauche aus denen Ställen abgeleitet werden kann. 
Jedoch wird darunter keineswegs verſtanden, daß der Dünger ſelbſt in 
einer Regenwaſſer haltenden Vertiefung liegen fol; als welches wat 
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vielmehr gänzlich zu vermeiden hat, indem die trockene Lage bed 
Dängers für denſelben am vortheilhaſteſten ijt. Bei Schilderung der 
gebäude ift übrigens wegen deren Page, falls folde aus bem Riß noch 
nacht hinlaͤnglich hervorgehen folte, das Nöthige anzumerken. Es 
hiernächſt der nach dem Riß und Vermeſſungs⸗Revlſſons⸗Regiſter 
ausgebrachte Flächeninhalt nach feiner verſchiedenen Beſchaffenheit, als: 
zu Dof- und Bauſtellen ze. fpeciel aufzuführen, fodann wird eim Perti- 
denz nach dem andern nach feiner gegenwärtigen Lage geſchildert; und 
Ti zugleich Vorſchläge zu deu möglichen Berbefferungen in fo weit Bine 
zufügen, als ſolche nicht etwa zu fehe ins Detail gehen müffen, und 
"ferpalb in dem bereits bemerkten beſondern Protokoll vorzutragen find- 


5.27, 
Cs wird der Aufang mit ben Neckern gemacht und babel die bishe⸗ 
tige Felbereintheilung beſchrieben, fodann werden im Kurzen, zufolge 
em Gloffificationsprotokol, die ausgemittelten Flächen jeder Ackerclaſſe 
angedeutet. Es ift hier zu beſchreiben, ob die Felder flach oder abhän⸗ 
gig liegen, ob breite oder ſchmale, flache oder runde Beete gepflüget 
werden, und ob die Aecker vom Strauchaufſchlage rein gehalten, imglei⸗ 
en, ob gehörige und zweckmäßige Feld⸗ und Waſſerfurchen gezogen 
werden, und der Acker durch tüchtige Bearbeitung der Brache (fo wie 
man fie unter dem Ausdruck Schwarzbrache verſteht) vor Berquedung 
gesichert wird. Dieſerhalb iſt noch zu bemerken, welche Gattung von 
fuggeräthen und Egden, imgleichen ob der Beamte bei dem Ackerbau 
Walzen gebrauche. Noch find diejenigen Getreidearten, welche der Beamte 
eher ausgeſäet hat, nach ihrer Folge aufzuführen, und zugleich zu bes 
erten, ob derſelbe vielleicht mehr Roggen und Haber und dagegen wes 
ger Weizen und Gerſte ausgefaͤet hat, als es die Qualitat des Wos 
ens mit fid bringen würde, imgleichen, ob mit Nugen andere Saas 
ten, die hier noch gar nicht verſucht worden, eingeführt werden könnten, 
To wie 3. B. die braune Wicke, der Klee, oder andere Brachfruͤchte oc. 


. 28. 

In ähnlicher Art find die E zu beſchrelben, ohne daß aus dem 
Slaffificationóprototoll etwas Mehreres als nur bloß der Flächeninhalt einer 
ieden Claſſe übernommen werden darf, Uebrigens aber ijt nur derjenige 
uſtand der Wiefenr zu ſchildern, welcher von deren Behandlung oder 
Vernacpläffigung herrühret, z. E. in fo fern folde vom Strauchauf⸗ 
ſchlage und Maulwurfshügein rein gehalten werden oder nicht, in fo 
bern folde mit den gehörigen Graben verſehen find oder nicht; imglei⸗ 
pon, ob fie bem Vermooſen ausgeſetzt geblieben find oder nicht, ferner, 
fo Fo fern Stauungen oder Bewäfferungen angelegt find, wie es mit 

oben gehalten wird. Noch ijt anzumerken: ob die Wiefen ein gutes 
lle haben, oder ob ihnen Vorſluth geſchafft werden muß, wobei 
Tele anzuführen ift, ob mit Nutzen zu ihrer Beſtauung oder Bewåfs 
wrung Stauſchleuſen oder ſonſtige Anlagen zu Waſſerleitungen angelegt 
werden können. i : 
dni, Zugleich ift, inſofern daß Vermiethen von Wieſen in der Gegend 
ner 9 Ht, unb fih beftimmen läßt, wie viel im Gele der Morgen cie 
mit Semen Glape zu ein und zwei Schnitten jährlich trägt, ſolches 
anzumerken. 
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$. 29. 

Von den Weideländereien iſt dasjenige zu übernehmen, was etwa 
Veränderungen, die feit der letzten Veranſchkagung damit vorgenommen 
worden find, erläutert, imgleichen was Vorſchläge zu folden Verände⸗ 
rungen betrifft, die nicht auf die geſammte Einxichtung der Vorwerkt⸗ 
wirthſchaft einen wefentlichen Einfluß haben, als z. B. in fo fern mit 
Nutzen ein Theil der Weidelindereien zum Obſtgarten, ober zum Tränk⸗ 
teich eingeräumet werden kann. In fo fern die Vermiethung von Fett⸗ 
weiden in der Gegend gewöhnlich wäre, ſo wird der dabei künftig der 
Regel nach von einem Morgen Magdeburgiſch aufkommende Ertrag hier 


vermerket. S Y 
Im Fall, daß Wald oder Torf bei dem Vorwerke vorhanden 


wäre, fo ift hievon hier die erforderliche generelle Beſchreibung mit den 
etwanigen Vorſchlaͤgen zur R zu ubernehmen. 
80, 


Wegen der vorhandenen Zäune und Wege wird die Schilderung mit 
der Anzeige des oder derjenigen, bie zu Instandhaltung verpflichtet, von 
den Commiſſarien übernommen und dabei vermerkt, ob etwa nach der 
Localität Elnhegungen durch Welle oder Steinmauern fid) anbringen 
laſſen; fo wie auch im Nüdficht der Wege Vorſchlaͤge zu deren Verbeſſe⸗ 
rung zu machen find, Wegen der Gärten und efwanigen Hopfengärten, 
imgleichen der Obſtgärten, ift ebenfalls eine vollſtändige Schilderung zu 
übernehmen, und gemäß dem Schema sub I. die Cpecifitation ber vol? 
handenen Obf- und wilden Stamme beizufügen. Bei dieſer Gelegen 
heit it der Zuſtand der Bienenzucht zu ſwildern, imgleichen der An⸗ 
pflanzung von Bäumen und wilden Sträuchern und der dabei noch au. 
zubringenden Verbeſſerungen, z. B. Anlagen von lebendigen Hecken, zu 
erwähnen. Ganz beſonders ift hiebei auf die Vermehrung und Verbeſfe⸗ 
rung der Weidenanpflanzungen zu ſehen, und daß die Welden von den 
beſten und beſonders zu Flechtzaͤunen dienlichen Gattungen geſetzt werden, 
indem kein Strauch zu Zäunen mehr gegeben werden wird. 

E 


In Auſehung der etwa vorhandenen Fifherei und ſonſtigen Emet 
Verpachtungs⸗Pertinenzien tft das nämliche mit dem gehörigen Deta 
zu beobachten, und in Rückſicht der Teiche, bei welchen die anpaſſende 
Auantftät von Setzlingen oder Saamen pro Morgen bemerkt werden 
muß, auf das §. 57 bemerkte zu rückſichtigen. 

Wegen des vorhandenen Biehftandes wird eine Specification, gemäß 
dem Schema M. beigefügt, und eine allgemeine Schilderung davon, mit 
Bemerkung der Taxe des vorhandenen lebendigen Inventarſt erthel 
let. Bei dieſer Gelegenheit wird das Nöthige zur Nenntniß von 


Abuntzung des Viehes, die in der Gegend üblich ift; und dem davon dn? 


ſelbſt gewohnlichen Ertrage angeführt. Sodann wird von den etwanigen 
dem Vorwerke zustehenden Dienften und Grundgerechtigkeiten, fo wie von 
den darauf haftenden Lasten Nachricht gegeben. 

Es wird ferner angemerkt, wie viel an Hofgeſinde, auch Gärtner 
oder Zuftleuten vorhanden find, in welcher Art der Erdruſch des io] 
treides geſchieht, und wie viel Dreſcher⸗Maas und Taglohn ac. 2 
ijt, imgleichen wie das Getreide auf der Scheune, vom Speicher 
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er 1 gemeſſen wird, ob Verfutterung ungedroſchener Gare 
att findet. 

Noch wied eld wie und wohin das Getrelde zum Verkauf 
verfahren wird, ob die örtliche Lage des Amts zum Abſatz der Producte 
beſonders vortheilhaft it, und in wie fern in Rückſicht derſelben von 
5 bedeutende und gewinnvolle Nebengewerbe betrieben wer⸗ 

"nen, 


9. 82. 
hi Es bleibt dem Einrichtungs⸗Commiſſario überlaſſen, fid) von allen 
iefet, der voeangeführten Reihfolge nach zu ſchildernden Gegenständen, 
alenfaus durch eine Vernehmung eines oder mehrerer Vorwerksleute zu 
unterrichten und folde desfalls zu vereidigen, jedoch wied der Regel 
nach dieſes Verfahren nicht erfordert, indem ſolche Vernehmungen mei⸗ 
ſtentheils unzuverläffige und einander widerſprechende Stefultate geben, 
und ohne diefelben der erfahrne Beobachter alle biejenige Data, welche 
[^3 Yek beny Verfahren zu wifen nöthig find, richtig auszumitteln wife 
wird. 
Protokoll wegen etwankger Vorſchläge zu Wirth⸗ 
15e. 5 


Es ift bereits vorhin geſagt worden, daß dieſes Protokoll nicht ree 
gelmaͤßig bei jeder Veranſchlagung erfordert wird, in [o fern fij) näm⸗ 
ich die Vorſchläge, welche wegen Verbeſſerung von den Commiſſarien 
aupaſſend gefunden werden, ſchicklich in dem Bereiſungsprotocoll anbrin⸗ 
fet laſſen. Alsdenn darf bloß am Ende des Bereiſungsprotokolls zur 
eberficht auf die vorhin einzeln, wegen auszuführender Meliorationen 

ahbe aer Demesfumgen kurz Bezug genommen, und demnaͤchſt ein Gut ` 
achten abgegeben werden, aus welchen Gründen die Beibehaltung der 
bisherigen Wirchſchaftzart rathſam befunden worden, imgleichen ob bei 
er Einteilung der Felder auf den Umſtand der möglichſt gleichen Vers 
kilung der einzelnen Ackerclaſſen in den Feldern, als worauf es, wie fid) 
von ſelbſt verſteht, vorzüglich ankommt, die gehörige Rückſicht genom⸗ 
men worden iſt. Wenn jene Bemerkungen indeß Vorſchläge zu Wirth⸗ 
[chafteumäͤnderungen enthalten, oder fie um eine vollſtändige ieberſicht 
zu gestatten, ein weitläuftiges Detail erforden, und beſonders wenn Ros 
ſenberſchlige dabei nötbig fib; fo tritt olebemr der Fall ein daß fie 
n einem Gefondern Protokoll aus einander geſetzt werden müſſen, in 
welchem übrigens bel Mehrheit der Gegenſtaude die nämliche Neihefolge 
wesen achten ijt, welche in dem Bereiſungsprotokoll vorgeſchrieben 

en, 


. 84. 

f In Rückſicht der, etwa ul. Nutzen einzuführenden Schlagwirth⸗ 
haften nach Art der, im Mecklenburgiſchen übliſchen Efneichtungen, 

denz dis bjefee Iuäruetion als Anhang in der Tabelle U, beigefügte 
esfälige Anleitung Bezug genommen, worin wegen der Fruchtfolge 
"tere Beiſpiele angeführet find, 


5. 35. 
Im Allgemeinen dient wegen der Fruchtfolge zur Norm, daß fo 
die ut mgr) auf Komedian bischen Dn naen lie 
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Wurzel⸗ und Grasgewächſen geſehen werden muß. Bei Dreifelder⸗Wirth⸗ 
ſchaften iſt daher auf die Benutzung desjenigen Theils der Brache, wel⸗ 
cher nach Maaßgabe der Düngung und Beſchaffenheit des Bodens be⸗ 
nutzt werden kann, als worüber keine allgemeine Regeln anzugeben ſind, 
durch andere als halmtragende Gewächſe und beſonders Futterkräuter 
(wozu in. Preußen vorzüglich bie Wicke gehöret) zu rückſichtigen. 
Als allgemeine Anleitungen werden hier einige in mehreren fneciels 
len Fällen anwendbare Vorſchlaͤge den Commiſſarien zu ihrer Achtung 
mitgetheilt: 

Unter diejenigen Düngungs mittel, welche, ohne daß darauf 
die Veranſchlagung gegründet würde, dennoch zu bejferer Cultur in 
Vorſchlag gebracht werden können, gehört hauptfächlich der Mergel, 
in fo. fern ſolcher vorgefunden werden ſollte; derſelbe ijt indeß nicht 
nur in der gehörigen Abwechfelung mit Viehduͤnger, fonden haupt 
ſächlich in der Art anzuwenden, daß der kalk⸗ und fandartige Merz 
gel auf Lehmboden, der thonartige hingegen auf Sandboden zu 
bringen ift. Ferner kann die fogenannte grüne Düngung durch Uns 
terpflügen von grünen Saaten, als z. B. Klee oder andern Fut 
tergewächſen, empfohlen werden. 

In ſpecieller Hinſicht auf den Ackerbau, wird noch Nadz 
ſtehendes als Mittel, die Cultur zu verbeſſern, empfohlen: das Sli 
gen der breiten Beete (mit Verbindung der erforderlichen Graben) 
di bei der Winterfaat, und vorzüglich beim Weizen, durch häufige 
Erfahrungen als zweckmäßig befunden worden. Das tiefe Pflügen 
ift ebenfalls der Regel nach als vortheilhaft anzunehmen, jedoch 
dabei beſonders die Vorſicht zu gebrauchen, daß der Dünger bei 
strengen Boden flach unterzupflügen ijt. Bei denjenigen 2federn, wo 
man ihrer Lage wegen vorzüglichen Schaden von den Rordwinden 
für die Saaten bemerkt, ift, fo viel es die Lage und die Abträg⸗ 
lichkeit des Ackers zuläßt, die Richtung der Beete von Norden na 
Süden zu empfehlen. 

Bei dieſer ‚freien die Nordwinde flach uber die Beete hin und 
thun dahero weniger Schaden, als wenn fie bei der von Often nach 
Weſten gehenden Richtung der Beete an den Rücken derſelben BE 
fand finden; jedoch wird auch dieſem Uebel; falls das Locale eine 
ſolche Richtung nicht zuließe, ſchon durch die breite Berte ſehr ab 
geholfen, deren Mitfetrücken fid) unmerklich beben mien, Die 
dreijährige Bearbeitung der Brache wird der Regel nach ſchlechter 
dings vorausgeſetzt, eine Ausnahme in Auſehung des, dem Flug 

fande fidh naͤhernden Bodens wird unten bei Gelegenheit der Weide 
ländereien bemerkt werden, jedoch muß bei gutem Acker und einer 
guten Wirthſchaft (als worauf jederzeit Ruckſicht genommen wers 
den muß) auch eine noch mehr als dreimalige Bearbeitung nach Um 
ſtänden angenommen werden. So wird bei dem Weizen, beſonders 
im ſtrengen Boden, eine Aführige Bearbeitung angenommen, C 
alsdenn der Regel nach, die erſte Fuhre im Herbſt geſtürzt werben 
muß,) im Allgemeinen aber wird vorausgefegt, daß vor Johanne 
die ganze Brache geſtärzt [eon mug, Daher wird bei ber E " 
für das Großvieh auf die Brache in der Berechnung keine Mückſich 
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genommen. Die Benutzung der vera bei der Sommerſaat, nach⸗ 
dem folde beſtellet worden, imgleichen bei der Brache⸗Bearbei⸗ 
tung zur Zerſtückelung der Klöffe, ift nach Beſchaffenheit des Los 
cals zu empfehlen. Man hat bemerkt, wie öfters gute Meder, 
welche tief, zum Theil auch hoch gelegen find, und Lange feucht 
halten, irrigerweiſe für kaltgründig erklärt worden find. Wenn 
dergleichen Aecker, welche gewöhnlich 2 bis 3 blaue oder weiße 
Rehms Theile enthalten, und deswegen auch Schlauf⸗ oder Schluff⸗ 
Boden genannt werden, gehörig mit 6 Fuß breiten und 3 Fuß tite 
ſen Graben mit flachem Bord abgegraben, und übrigens mit lan⸗ 
gem Stroh- Mift, der fie auflockert, und zweckmaͤßigen Waſſer⸗ 
Furchen verſehen worden; ſo werden ſie tragbar, und belohnen die 
daran gewandte Mühe reichlich. 

Es kommt bei ſolchen Aeckern weniger darauf au, dem Waſſer 
von der Oberfläche Abfluß zu ſchaffen, als vielmehr die wäſſerigen 
Theile aus der Unterlage des Bodens, und darin befindlichen Quell⸗ 
Adern abzuſchneiden und Herauszuführen, Dergleichen ſogenannte 
Sprind⸗Adern, die den Acker kalt machen, laſſen ſich am beſten 

ihrer Lage nach im Frühjahr bei dem Abgange des Froſtes beurz 
theilen, als um welche Zeit die darüber befindliche Oberfläche ſpä⸗ 
ter trocknet. 

In Abſicht auf die Wieſen ift hier zu bemerken, wie nur wenige 
Gegenden ſtatt finden, bei denen das Locale nicht erlauben ſollte, 
durch Stau⸗Werke die Wieſen zu verbeſſern, wodurch der Futter⸗ 
Zustand, mithin auch die Vieh⸗Zucht und Düngung außerordentlich 
erhoht werden könnte. Die Stauungen müſſen aber nicht nach den 
bisherigen Vorurtheilen mur bis zum 1. Mai, ſondern fo lange 
gehalten werden, bis feine Nachtfröſte mehr eintreten, welches der 
Regel nach ſtatt findet, wenn die Stein- Eiche ausgeſchlagen ift. 
An denjenigen Orten, wo die niedrige Lage der Wieſen und der 
Stand von Quellen, ober Gewäſſern, eine künstliche Bes 

wäſſtrung der Wleſen möglich macht, ift auf die Ausführung dies 
fer Art von Meliorationen ganz vorzüglich zu ſehen, indem folche, 
ihren vortheilhaften Wirkungen nach, noch mehr als Stauung zu 
pflegt. zu SSerbefferung ſaurer und kaltgründiger Wiefen, 
weiche durch Sprinde und eifenfaltige Quellen vermooſen und vers 
ſauern, dienen Einſchnitte, welche mittelft der bekannten Dröſch⸗ 
Plüge gemacht, und in die Graben Li e durch die Ufer aber 
mit Spaden darchgeſtochen werden mifen. Dadurch wird das foz 
genannte eiſenhaltige Waſſer abgeführt, welches, wenn feine eſſen⸗ 
haltige Beftandtheile in der Wieſe bleiben, den Mooswuchs beför⸗ 
dert, und die Wiefen kaltgründig macht, worauf foba Spig 
Gras und andere ſchlechte Gras⸗Arten warfen. 

Die Wieſen werden dadurch von allen ſchädlichen 7 gerei⸗ 
nigat und gewinnen dagegen bei dieſen einfachen und nicht foftfpiee 
Ugen Waaßrrgeln mehrere und beſſere Gras Arten. Bei hohen 

ieſen ift das Düngen mit kurzem Miſt im fpäten Herbſt, der als⸗ 

un, wenn das Terrain recht naß ift, und kurz vor Eintritt des 
Winters mit 18 Zoll dicken ſchweren Walzen ausgepreßt werden 
Weſpreuß. prope Recht. Bb. II- 30 
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muß, ein vortreffliches Mittel der Verbeſſerung. Da wo ein 
Schaafſtand iſt, wird hochgelegenen Wieſen, die einen geringen Er⸗ 
trag gewähren, mit Schafhorten aufgeholfen, die auf den Aeckern 
nur auf höchſtens 3 Jahre Nutzen ftiften, Die Wieſen müffen erft 
umgeriſſen, dann behortet und demnächft im Regen Wetter mit 
Heu- Saanen befüet werden. Die Wieſen⸗ Düngung ift ſchlechter⸗ 
dings nothwendig, wenn die Wieſen und durch ſelbige auch der 
Acker in Ordnung kommen ſoll. Offenbar thut der Acker den Wie⸗ 
fen: durch den, ihnen abgetretenen Dünger nur einen Vorſchuß, den 
er mit Zinſen wieder erhält. 

In Anſehung der Separat⸗ Weiden hat die Erfahrung ge⸗ 
lehrt, daß fold, nachdem fie durch Pflügen umgelegt worden, 
ſelbſt daun, wenn fie auch nicht ordeutlich beackert und befüet mutz 
ben, mehr Nahrung fuͤr das Vieh hervor brachten, als die alten 
vermooſeten und mit Maulwurfs⸗ Hügeln angefüllten Hütungs⸗Plaͤtze. 
In der Regel wird nun die Verbeſſerung ſolcher Weide-Cändereien ba 
durch bewirkt, daß ſie nach und nach unter den Pflug gebracht, 
und ein Paar oder mehrere Jahre als Acker genutzt, und demnächſt 
bei der letzten Sommer ⸗ Saat mit Gras- oder Klee⸗Saamen an 
geſäet, und ſodann wieder zur Weide liegen gelaſſen werden. Gi 
würden zu dieſem Vehuf nach Maaßgabe der Größe der Weiber 
Ländereien und des etwa bei ſolchen befundenen Ueberſchuſſes, ſo⸗ 
genannte Auſſen⸗ oder Beiſchläge daraus gemacht werden können. 
Nach dem Locale könnte hiezu das Ganze, oder doch ein Theil der 
Weiber Ländereien angenommen, und ſolche nach geſchehener CW 
theilung, dergestalt als Wechfel⸗Land gerst werden, daß nach 
und nach ein jeder, von den einzelnen Auffenfchlägen, die erſten 
Jahre mit Getreide zu befüen, die folgenden hingegen, als Weide 
anzunehmen wäre. Von bet etwa einzuführenden Schlag Seir? 
ſchaft im Allgemeinen, ift hier noch nicht die Rede, ba ſolche in 
der erwähnten sub U, angehängten Tabelle, fidh befonders geſchil⸗ 
dert findet. Hier wird nur von den beſſern Benusungë -Urten der 
Weide Ländereien gehandelt, in ſofern übrigens eine ſolche Felder, 
Eintheilung ftatt Findet, bei welcher bloß durch Braache und Dun 
gung und nicht durch Ruhe der Weler zum Gelreidebau geſchickt er⸗ 
halten wird. Es wird eine ſolche 3 oder Afeldrige dt UA 
ſonders ba, wo der Boden gut ift, und das Wiefen⸗ Serb) eif 
vortheilhaft, mithin gehörige, d. D. im Allgemeinen A führkere al 
neunjährige Düngung vorhanden it, und durch Stall ⸗Futterung 
wenigſtens noch bis zu Sechsjaͤhriger gehoben werden kann, der 
Regel nach nicht urtzuändern feon, eg kann vielmehr nach Umf 
den, in fo fern die Düngung des Ackers dabei gewinnt, etwas vol 
denfelben zu den Futters und Moß⸗ Gärten, oder auch zu Auſſeu⸗ 
ſchlagen genommen werden. x 

Mit dergleichen angulegenben Auſſenſchlaͤgen würden nehmlich vo a 
züglich fole Acker⸗ Stücke zu verbinden fem, bie bisher [997 
der Entfernung wegen nicht gehörig unter Dünger gehalten WE 
den konnten, übrigens aber als Acker nicht von vorzüglicher 7221) 
tät find, und fidh der Lage nach zu Weideplätze ſchicken. (S. 8.21, 
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Bei dergleichen Einrichtungen ift der Plan jederzeit fo zu et- 
werfen, wie es die Neigung des Bodens zum Gras- Wuchs mit ſich 
bringt, indem nämlich ba, wo fid) ſolche ſtark finden follte, das 
darf, mur eine kürzere Reihe von Jahren zur Weide liegen bleiben 
datf, und auch im Ganzen ein kleiner Flächen» Inhalt zu der er- 
forderlicpen Weide hinreicht, im umgekehrten Fall würde dagegen 
eine längere Reihe von Jahren und ein größerer Slächen⸗ahalt 
erforderlich ſeyn. 

Nach Maaßgabe der Bonität des Bodens und der Zeit, da es 
dem Plan nach, als Weide liegen ſoll, mithin Krafte ſammeln 
kann, find die demnaͤchſt anzunehmenden Einſaaten zu beſtimmen, 
und in der Regel 2 bis S, hoͤchſtens 4 abwechſelnde Saaten angus 
nehmen mit dee letzten aber zu gleicher Zeit lee oder Gras- 
Saamen auszuſtreuen, woruͤber in der Tabelle V, einige Beiſpiele 
mit den nöthigen Erläuterungen übernommen ſind. 

Die erſte Saat in einem ſolchen ſogenannten Dröſchlande, wel- 
ches der Regel nach mit ſchmalen Furchen flach umgebrochen wer⸗ 
den muß, iſt in dem darauf folgenden Frühjahr in eben dieſen Fur⸗ 
chen, jedoch nur dünne einzuſtreuen. 

Der Boden, deffen obere Narbe auf biefe Weiſe zur Fäulniß ge- 
bracht wird, ift nämlich noch nicht aufgelockert genug, um einer 
Menge Körner platz zum Ausbreiten ihrer Wurzein geben zu Fns 
nen. Bei den folgenden Saaten hingegen muß der Einfall ſtär⸗ 
ker angenommen werden. g 


J. 56. 

Auch in denjenigen Oerkern, wo wegen Mangel am Heu⸗Futter und 
ſchlechter Beſchaffenheit des Bodens, oder ſonſtiger Wirlhſchafts⸗Ver⸗ 
bältniffe große Schäfereien, vorzugsweiſe vor dem Rind⸗Vieh gehalten 
werden muͤſſen, kann dem ohngeachtet der Acker ⸗Gultur durch unzweck⸗ 
mäßige wenige Bearbeitung der Braache kein Eintrag geſchehen, fonz 
ern es müßen in dergleichen Fällen ebenfalls Vorſchläge gemacht wers 
den, dem Mangel der Schaf⸗ Weide durch Auſſenſchläge abzuhelfen. 
Bei ſolchen Anlagen, behufs der Schaf- Weide, muß beſonders auf 
weißen Klee Rückſſcht genommen werden. Durch die, Dei einer ſolchen 
nöthig werdenden Einrichtung verminderte Aussaat kann kein Nachtheil 
entſtehen, weil folder durch die beſſere Bearbeitung des urbaren Acker⸗ 

indes vollkommen gehoben wird. ; 

Es verſteht fid) indeß, daß bei ſolchen Gegenden eine Ausnahme 
Fate finden kann, deren Boden wirklicher Flugſand ift, oder doch dems 
felten fih in der Eigenschaft nähert, daß durch feine zu ftarke Aufloß⸗ 
kerung, er durch Stürme fortgeweht werden würde. Jedoch haben die 

nmiffarien dergleichen Ausnahmen beſonders durch Gründe zu recht⸗ 
ertigen, indem, wenn der Boden nicht durchweg von folcher leichten Bez 
Ichaffenheit ig, daß eigentlich nur Nadelhelz⸗VBeſaamungen darauf anz 
bringen. wären, gerade diejenigen Flächen, welche ſolchen leichten Boz 
zu enthalten, am beſten zu firien fem möchten, wenn Weiden⸗ 
läge daraus gemacht würden. Hierdurch könnte alsdenn die Braache 
[o Weide entbehrlich gemacht und ihr bie gehörige Bearbeitung gege⸗ 
zen werden. Uebrigens würde, wie ſchon erwähnet e bei ſolchem 

"B 
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Boden das Unterpflügen der Sommer⸗ und Winter⸗Saaten allzeit zweck⸗ 
mäßig ſeyn. v 


3 

In Anſehung der Teiche ift jederzeit zu erwägen, ob ſolche nach 
Beſchaffenheit ihres Gefälles, Bodens und der übrigen Verhaͤltniſſe mit 
mehrerem Vortheil trocken, als Acker oder Wieſe, oder fernerhin wie 
zeither als Teiche zu benutzen und zu veranſchlagen ſind. 

Im erſten Fall wird ein 1 1 Anſchlag, naͤmlich einer von der 
ferneren Benützung als Teich und einer von der vorgeſchlagenen neuen 
Benutzung angefertigt. In Abſicht der letzten wird für vorkommende 
paſſende Fälle sub N. ein Schema zu einem Claſſifications⸗Regiſter hier 
beigefügt, welches, ohne ſpeciell ausgeführt zu ſeyn, eine Anleitung in 
Hinſicht auf die Form und Methode giebt, *) 


€, 


Der Königl. Regierung wird auf ihren Antrag vom 18ten v. M. 
eröffnet, daß im Verhältniß des jetzigen Anſchlags⸗Preiſes des Roggens 
von 84 Gr. für den Scheffel, nunmehr 

ein Morgen dreijähriges Land zu zwei und dreißig Groſchen preuß., 

ein Morgen ſechsjahriges Land zu ſechszehn Groſchen, 

ein Morgen neunjähriges Land zu zehn und einen halben Groſchen 
preuß. zu veranſchlagen find. 

Der Anſchlagspreis der Schafe aber it, wenn nicht höhere Sätze 
fid) motiviren lafen, auf fünf und vierzig Groſchen für das Stück anzu⸗ 
nehmen. In Studfibt der e der Kuhnutzung hingegen 
bleibt es bei den beſtehenden Vorschriften. 

Berlin, den 15. Auguſt 1818. 

Finanz» Minifterium, 
tme ur v. Klewitz. 
An die Königl. Regierung zu Marienwerder. 


d. 

Die Juſtruction, wie bei Veranſchlagung der Arkenden bei ben dors 
tigen Domainen⸗Aemtern zu verfahren ift, enthält in den 85. 54. und 
55, wegen Veranſchlagung der Brauereien und Brennereien, über die 
Veranſchlagung der Getränke, Gonfumtion der Pächter in ihrer Wirths 
ſchaft und für bie Deputanten, keine Beſtimmungen. Dieſe werden hiers 
durch dahin erganzt, daß von jet ab, die Getränke, welche bie Domai⸗ 
nen⸗ Pächter zu ihrem eigenen Bedarf in ihrer Wirthſchaft und für ihre 
Dienftleute und Beputanten fractionsmäßig verbraucht haben, als extra⸗ 
ordinafrer Debit veranſchlagt werden foller, » 

Diefe Beſtimmung wird dadurch gerechtfertigt, daß die Domainen⸗ 
Pächter, welche zugleich Pächter von Braus und Branpweinbrennereien 

ſtud, hlerdurch denen gleicher geſtellt werden, welche keine Brau⸗ und 


*) Die Tabellen und Formulare A, bis W. find hier weggelaffen, da 
fie unverhältnißmäßig vielen Raum einnehmen würden, und weil, we 
fie braucht, fie fid leicht von der Regierung verſchaſfen kann. 


— 


Den 13. Apit 1501. 409 


Brennereien mitgepachtet haben, und durch den Kaufpreis für ihren 
Getränkebebarf gemifermafen mit dem Pachtzins dafür an den Werz 
käufer des Gelränks entrichten. 

Dabei genießen die Domainens Pächter, welche Brau⸗ und Brons 
nereien nicht gepachtet haben, ſelbſt wenn ihre eigene Konſumtjon mit 
deranſchlagt wird, doch noch vor andern Pächtern den Vortheil, daß fie 
yen Getränfebedarf nicht erft von andern Orten anfahren müffen. 

uch ij es billig, daß fie für die Benutzung der Brau⸗ und Brenne⸗ 
teis Gebäude zur Fabrication ihres eigenen Bedarfs einen angemeffenen 
Sins entrichten, und noch mehr eignet fid) das Getränk, welches bie 
eputanten erhalten, zur Veranſchlagung, da diefe weniger Getränke 
aus den Amts- Fabricattonsſtätten kaufen, wenn fte dergleichen als 
putat unentgeltlich erhalten. 

Berlin, den 5. Decbr. 1818. 

Finanz- Minifterium. 

4 Klewitz. 

e. ; 

ir den Verwaltungs⸗Bezirk der Königl. Regierung fehlten bisher 

noch Zar Säge, welche bei der Werths⸗Ermittelung einzelner Uder z 

and giiefen» Grcunbitüfe, Die woch teine für fü befehenhe Candwictfr 

haft bilden, angewendet werden können, um der Anfertigung ſpecieller 

ugungs⸗Anſchläge überfoben zu ſeyn, wenn nicht befondere Oertlich⸗ 
eiten Ausnahmen veranlaſſen. 

Den Maaßſtab zu dieſen Taxſätzen von Acker⸗ und Wieſen⸗Grund⸗ 
fügen geben die für Oſtpreußen ſchon früher genehmigten, welche in 
denrböleriß der nach der Weranfehlagungs» Inftruction abgeſchtsten Bos 
en ⸗Glaſſen und des Preiſes von 1 Athlr. für 1 Scheffel Roggen, ges 

ehmigt waren, und nun mit den fortgefegten neuen Carſätzen des Rog 
gens in Verhältniß zu bringen find. i 

Die hiernach berechneten Tarſaͤtze fib in der anliegenden Tavelle 
verzeichnet, Solche find anzuwenden, wenn die Oertlſchkeit nicht Aug 
admen nöthig macht. Dabei wird der Regierung aufgegeben, fih guts 
di lich zu äußern, ob es niht angemeſſen ſeyn wird, für fánvereien, 
fo. nach ihrer Lage und Beſchaffenheit weder als Wieſe noch als Acker, 
ordern lediglich als Weide zu benutzen find, nach Maaßgabe der, für 
Eleldetänderejen in der Veranſchlagungs⸗Inſtruction vorgeſchriebenen 

lffificieumg folgende Säge eintreten zu lafſen: E 
a. für den Morgen ber erſten Gloffe die Normal: Vare des Uers 
landes vierter Glaffe, x x 

b, für den Morgen ber zweiten. Glaffe bit Care veb breiähtigen 

andes, 

0. m boit en der dritten Claſſe die Taxe des ſechsjährigen 

andes, um 

4 Morgen der vierten Claſſe bie Taxe des neunjährigen 

andes. 

Der Bericht darüber ift baldigſt zu erſlatten. 

Berlin, den 22. März 1819. T 
Finanz: Minifterium. 
Klewitz. 


470 Den 13. "fcit 1801. 


Tabelle 5 
der bei Veranſchlagungen von Acker⸗ und Wieſen⸗Grundſtücken, welche 
keine für fih beſtehende Wirthſchaft bilden, anzunehmenden Normal⸗ 
Tax ⸗ Satze, für den Bezirk der Königlichen Regierung zu 
z Marienwerder. 


Betrag des Jax⸗ Satzes pro [Tax⸗Saß pro 
Worgen Acker Gtur. Heu 
Namen — 
der kemter. [noctes ner oten oersten oecaten 
Claſſe.] Glaffe. | Glaffe. Claſſe. 


gun, Gr. [otr. Ge. I Att. Gr. [mtt, Gr. [9ttt Ge RLG 


Ne, der Glaffe der] 
Aemter. 


Done Ausnahme 
fürs gauze Re⸗ 
gierungs⸗Depar⸗ 


tement . 2 — 83628 2321/14 


Nota. Die Sätze für das 9, 6 und gjährige Land, find durch die 
Verfügung vom 1sten Auguft 1818 feſtgeſtellt. 
Signatum Berlin, ben 22. März 1819. 
Finanz ⸗Miniſterium. 
lewig. 


i 
Da bei Berechnung der Pacht von den unbeſtäͤndigen Gefällen und 
kleinen Pachtftücten. der Domainen⸗Aemter von den Veranſchlagungs⸗ 
und Einrichtungs⸗Commiſſarien nicht gleichmäßig verfahren wird; ſo 
bus das Finanz = Minifterium nöthig, deshalb folgendes hiermit zu bes 
mmen: 

1) die unbeftändigen Gefälle werden entweder nach Conſignationen 
der betreffenden Abgabe unterworfener Objecte, oder nach dem Durch⸗ 
ſchnitt der wirklichen Einnahme in einer angemeſſenen Reihe von 
Jahren veranſchlagt. 

Wo nicht durch beſondere Umſtände das letztere Verfahren bi? 
gründet wird, da verdient das erſtere in der Regel den Vorzug; 
doch ift dies in jedem einzelnen Falle vom Commiſſarius näher zu 
beurtheilen, indem es darauf ankommt, ob anf jenem oder auf DIE 
fem Wege die künftige nachhaltige Einnahme am angemeſſeuten 
approximirt wird. Erfolgt die Veranſchlagung nach der Conſigna⸗ 
tion der zu dieſer Zeit vorhandenen Objecte, von welchen das um 
beſtändige Gefälle n erheben ift, namentlich bei den Schutzgeldern 
nach der Gonfignation der Familien und Perfonen, beim Weide 
gelde, nach der Gonfignation des Viehſtandes u. f. w, fo rechtfer 
tigt fih der für dieſen Fall ſchon übliche Abzug von 25 pro C 
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der nach den verfaſſungsmaͤßigen Sätzen berechneten Einnahme 
theils zur Deckung der durch das Umziehen der Einliegers Familien 
und durch den Wechſel im Viehſtande ꝛc. und durch nit vorherzu⸗ 
ſehende Ereigniſſe, als Krieg 2, eintretende Ausfälle, theils aber 
zur Entſchädigung des Pächters für die mühſame Erhebung und die 
General- Koften, ` 

Wird dagegen der Durchſchnitt der wirklichen Einnahme nach 
der Vergangenheit zum Maaßſtab der künftigen Pacht angenom⸗ 
men; fo fallen diefe Veranlaſſungen zum Abzuge theilweiſe ganz 
weg, und es darf daher der Satz von 35 p. C. in dieſem Falle 
künftig ohne Juſtiftcation durch ganz außerordentliche Umftände niez 
mals zur Anwendung kommen. 

Auf der andern Seite erſcheint es aber auch nicht gerochtfer⸗ 
tigt, die wirkliche Durchſchnitts⸗Einnahme ohne Abzug als künftige 
Pacht anzunehmen, da das Riſico und insbeſondere eine angemef- 
[eme Vergütung der vom Pächter auf die Erhebung und Berechnung 

der niesſüigen Angabe zu verwendenden Mühe und Zeit jetzt, wo 
man beſtrebt iſt, ſeden Zweig der Pacht angemeſſen zu veranſchla⸗ 
gen, unbedeuklſch und um fo mehr Beruüͤckſichtigung verdient, als 
eine angemeſſene Veranſchlagung jedes einzelnen Pacht Objects 
nur dann conſequent durchzuführen ift, wenn der Pächter bei jeder 
Gelegenheit findet, oder doch die Aus ficht hat, einen verhältnißmä⸗ 
figen Gewinn zur Beſtreitung feines Unterhalts und der General⸗ 
Koſten zu ziehen. 
In der Regel wird es angemeſſen ſeyn, hierauf . 10 pro C. 
und wenn der Pächter auch von dieſen Gefallen die Gold⸗ 
Mata bezahlen fol, außerdem zur Deckung des Gold⸗ 
Agio von + der übrigen 90 pro C. à 10 vom Hundert 3 pro C. 


—— 
2 Alſo zuſammen . 13 pro C. 
in Abzug zu bringen und als Abzug zu geſtatten, fo daß ſtaͤrkere 
Abzüge jedesmal fehe gründlich motfvirt ſeyn miffen, und nicht 
minder die bin uud wieder etwa nöthige Ermäßigung gehörig gu 

uſtiffciren ift. Bei den unbeftändigen Gefallen erſcheint jedoch die 
Beſtimmung der Pachtzahlung zu j in Golde in der Regel nicht 
rathſam, ſondern die Zahlung der ganzen Pachtſumme in Silber 

„ angemeſſen. H 
3) Bei ben kleinen Pachtſtücken, welche nach dem Durchſchnitt der 

n wirklichen Einnahme einer angemeſſenen Reihe von Jahren ver⸗ 
anſchlagt werben, z. B. wilde Fischerei, S RS 1c, wird, wenn 
die Erhebung ſchwierig ift, wie bei den unbeftändigen Gefällen, in 
der Regel ebenfalls, incl. 3 pro C. auf Goldagio der Abzug auf 
13 pro C. ſtatt finden können. Es ift jedoch hierbei beſonders zu 
erwägen und zu berückſichtigen, ob nicht vielleicht eine bedeutende 
Steigerung bet biöherigen Einnahme künftig zu erwarten ift, unb 
daher der anzuwendende Abzug jedesmal näher zu begründen. 


ueberhaupt (oll durch diefe Beſtimmungen die etwa in einzelnen Fäi- 
len nöthige anderweitige e der Sache auf keine Weiſe ber 
ſchränkt werden, fobald uur überzeugend nachgewieſen wird, daß das in 
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dem conereten Fall beobachtete ten angemeſſener und dem 
Zwecke durchaus entſprechend iſt. vp 2 
Berlin, den 24. März 1821. 
Finanz⸗Miniſterlum. 
Klewitz. 


Nr. 114. 
Reſeript, die Baukoſten bei Erbpachtsguͤtern betr. 


Ben Gottes Gnaden Friedrich Wilhelm, König von Preußen ac. Uns 

fern ze. Es ift darüber Zweifel entſtanden; 
ob, wenn eine Erbpachtsmuͤhle, oder fouft die Gebäude auf einem 
in Erbpacht gegebenen Gute durch Zufall abbrennen, das Feuers 
Kaſſengeld aber zu deren Wiederaufbau nicht zureicht, und in dem 
Erbpachts⸗Contracte auf dieſen Fall nichts beſtimmt ijt, der Erb⸗ 
paͤchter oder der Erb⸗ Verpächter den Zuſchuß leiſten müſſe ? beſon⸗ 
ders was dieſerhalb in Oſt⸗ und Weſtpreußen in Beziehung auf 
das Preußiſche Landrecht vom Jahr 1721 P. 2. Lib. 4. Tit. 9. 
Art. 3. $. 4. Rechtens fep? 

Wir haben für noͤthig gefunden, hierüber das Gutachten der Geſeb⸗ 
Commifſion zu erfordern. Dieſes iff dahin ausgefallen, daß 

1) nach allgemeinen Grundſätzen, ſowohl wenn eine Erbpachts⸗Mühle 
durch Zufall abbrennt, als auch, wenn andere zu Erbpachts⸗Guͤ⸗ 
tern gehörige Gebaͤude ein ſolcher Zufall betroffen hat, das Feuer⸗ 
Kaſſengeld aber zum Wiederaufbau nicht gmeicht und im Erbpachts⸗ 
Contract auf diefen Fall nichts beſtimmt ift, nicht der Erbpächter, 
fonbern der Erb⸗ Verpächter den Zuſchuß leiften mife; 

3) nach Anleitung der angeführten Stelle des Oſtpreußiſchen Sante 
rechts hingegen zwar, wenn eine in Erbpacht gegebene einzelne 
Mühle durch Zufall abbrennt und ſolchergeſtalt ganz verdirbt, auch 
in dem Erbpachts⸗Centracte nichts anderes verabredet if, der 
Schade ebenfalls von dem Erb⸗Verpächter übernommen, und wenn 
das Feuer ⸗Kaſſengeld zum Wiederaufbau nicht zureicht, das Geb 
lende zugeſchoffen werden müjfe; uv aber, wenn auf einem ganzen 
in Erbpacht gegebenen Gute Gebäude durch Zufall abbrennen, 
nach Sſtpreußiſchen Provinzial ⸗ Geſetzen der Erbpächter diefen 
Schaden als ein damnam particulare zu tragen, und den noͤthigen 
Zuſchuß zu den Feuer ⸗Kaſſengeldern zu leiſten ſchuldig fey. 

Gs wird Euch daher hiedurch ſolches zur Nachricht und Achtung ber 
kannt gemacht. Hierbei verſteht es fid) jedoch won ſelbſt, daß, wenn 
bei einem in Erbpacht gegebenen Gute die Gebäude nicht mit in Erb⸗ 
padt gegeben, fondern dem LAUS ausdrücklich verkauft worden 
derſelbe als Eigenthümer der Gebäude den fie betreffenden Schaden auf 
jeden Fall allein tragen muß. 0 x 

Uebrigens wird hiedurch feſtgeſezt, daß jeder Erbpächter, dem die 
auf dem Erbpachts⸗Gute befindlichen Gebäude nicht verkauft find, id! 
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dig feyu foll, diefelben auf Verlangen des Grbverpächters fo hach bei 
der Feuers Societät verſichecn zu laffen, daß fie im Falle eines Feuers 
Schadens von den Feuer⸗Kaſſengeldern net e können, in 
fofeen dieſes nach den bei der Feuer Societät geſetzlich eingeführten 
ndſätzen thunlich ift. Sind ac. H 
Berlin, den 99. Juni 1801. ; 
Auf Sr. Königl. Mafeftit allergnädigften Specialbefehl. 
Reck. Goldbeck. Thulemejer. Arnim. 


Nr. 115. 
Reſcript, die Eheſcheidungen der Katholiken betr. 


on Gottes Gnaden Friedrich Wilhelm, König von Preußen. Unſern 
X Auf Guern Bericht vom 15. d. genehmigen Wir vollkommen, daß 
Ihe auf die von katholiſchen Glanbensgenoſſen gegen ihre entwichenen 
Ehegatten bei Euch angestellten Klagen, Ldiotales erlafen habt, und 
ollen allerdings, daß Ahr überhaupt fortfahret, alle Eheſcheidungs⸗ 
lagen dieſer Art zu Eurer Cognition zu ziehen. Sind ꝛc. 
Berlin, den 30. Juli 1801. 
Auf Sr. Königl. Majeſtät allergnädigſten Specfal⸗Befehl. 
Goldbeck. Alvensleben. 


Nr. 116. a. t 
Ueber die Kirchenabgaben juͤdiſcher Grundbefiger. 
% a. Reſeript. 
35, 


m Gottes Gnaden Frindrich Wilhelm, König von Preußen, Unſeen 
Te Auf Gure Anfrage vom 3. März c., wie es in dem Falle im Au⸗ 
Kling der Archlichen und geiſtlichen Abgaben zu halten, wenn Juden 
fed riften Grundftüce ücquitirem, ob der Jude von ſolchen Abgaben 
ka ſeyn, oder folde, wie fie fein Verkäufer entrichtet hat, auch zu 
h iften verbunden feyn fol, iſt vol dem geiftlichen Departement unterm 
März abſchriftlich anliegender Maaßen an das General⸗Directorſum 
Feſchrieben worden. Welchergeſtalt fd) nun hierauf der Staatsminister 
iib v. Schröter unterm 27. Auguft e. geäußert, werdet Ahr aus 
dà fernen abſchriftlichen Anlage des Mehreren erfehen, Bei dieſen time 
wilden muß vow der Maaßregel, die Juden, wenn fie Hiuſer kaufen, 
"le vorher von prateſtantiſchen Glaubens- Verwandten beſeſſen rges 
u, den Stolgebühren deshalb zu unterwerfen, well die lutheri⸗ 
om Prediger dadurch feng Schaden leiden würden, abgeſtanden wer⸗ 
i indem bei Stolgebühren, nach dem Allgem. Landrecht Th. 2. 
$ ll. b. 418. vorausgefegt wird, daß Jemand zu feinen Religiones 
andlungen des Pfarrers des Orts bedarf, welches doch von den Ju⸗ 
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den nicht geſagt werden kann. Dagegen kommt es, in ſofern an die⸗ 
ſem oder jenem Orte nicht bereits ein Abkommen getroffen iſt, oder 
eine Obſervanz beſtehet, wobei es ſodann zu belaffen ift, darauf au, 
daß näher unterſucht werde, was für beſtändige Abgaben, es fey an die 
Kirche, Prediger oder Schullehrer des Orts, jährlich von den Häuſern 
der proteſtantiſchen Einwohner gegeben werden. Dieſe Abgaben müſſen 
in dubio für dinglich, und mithin als übergehend auf jeden Hausbeſizer 
angeſehen werden; und wenn Streit dieſerhalb entſtehet, rechtliches Er⸗ 
kenntuiß daruber Statt finden. Sind ac. 
Berlin, den 28. Septbr. 1801. 
Auf Sr. Königl. Majeftät allergnadigſten . 
ed. 


An die Weftpreuf, Regierung. 
b. Beilage. 

Aus dem mit feinen Beilagen abſchriftlich hiebei gehenden Berichte 
der Weſtpreuß. Regierung vom 3, März c, wollen Ew. zc. des mehrer 
ren zu erſehen geruhen, daß die Juden, welche proteſtantiſche Häuſer 
und Bürger: Stellen in den kleinen Städten Weſtpreußens und des Netz⸗ 
diſtricts kaufen, fid) der Entrichtung der gewöhnlichen, kirchlichen Abga⸗ 
ben und Präſtationen weigern. Juſofern von Beiträgen zum Gehalte 
der lutherſſchen Prediger und 3tecforen , welche einmal von ſolchen Birz 
gerſtellen aufgebracht und abgeführt worden, oder von der Goncurreng 
zu den Kirchen , Pfarre und Schulbauten, Namens folder Bürgerfteb, 
len die Rede ift, ſcheint es unbedenklich zu fem, daß diefe taft als 
dinglich anzufehen, folglich ſolche auf jeden Befiger, mithin auch auf 
einen Juden für übergehend zu achten fey. -Hlein in Abficht der Stol 
gebühren, welche ex nexu parochiali fließen, der zwiſchen einem luthe⸗ 
riſchen Prediger und einem Juden nicht beftebt, ſcheint eim Zweifel obe 
zuwalten. Da indeſſen die Acquiſſrion bürgerlicher Stellen doch dem 
lutheriſchen Clero, welcher ohnedem in Weſtpreußen ſchlecht dotirt iſt, 
billigerweiſe nicht ſchädlich werden muß, auch nach dem Berichte des 
Juſpector Wohlfrom in mehreren Städten dergleichen Juden ſich geneigt 
finden laffen, der Geistlichkeit für den Verluſt ſolcher Stolgebühren eit 
Fisom zu bewilligen; fo erſucht das geiſtliche Dep. Cio. Exc. hiermit 
ic. dieſe Angelegenheit, von welcher das Beftehen der lutheriſchen Po 
rochjen in Westpreußen abhängig ift, in gefällige Erwägung zu ziehe 
und demſelben Dero erleuchtete Meinung über diefe Sache, und wie der 
Verluſt der Kirchen und lutheriſchen Geiſtlichkeit bei Transferirung der 
Bürgerhäufer und Stellen in die Hände der Juden zu verhüten ſeyn 
dürfte, zu eröſſuen. 

Berlin, den 16. März 1801. 

Maſſow. 
e Zweite Beilage 

ee Ercellenz ermangle ich nicht auf Dero geehrtes Schreiben vom 
16. März a. c. 

wegen Eutrichtung der kirchlichen Abgaben und Präftationen ven 

kane Juden, welche proteſtantiſche Häuſer und Bürgerſtelle 

aufen, 


Den 28. September 1801. 475 


biermit in Antwort ergebenſt öffnen, wi ifelt i 
" zu eröffnen, wie es zwar ungezweifelt ijt, 
aß die Juden, wenn fie Grundſtücke beſttzen, davon jede dingliche Abe 
gabe entrichten müſſen; welche Abgabe aber dahin gerechnet werden 
BAM if Thatſache und in jedem einzelnen Falle auszumitteln. Auch 
ie Unterhaltungskoſten der Kirchen⸗, Pfarr und Schul + Gebäude, 
chen und Schul ⸗ Diener find in der Regel nicht für dingliche Laſten 
3" halten, ſondern liegen den Eingepfarrten der Neligionsparthei, für 
weſche ſolche geſtiftet worden find, ob. 
Dies iſt nicht nur gemeinen Rechtens überhaupt 

Boehm, in S. paroch. Tom. VI. 

Sect. 7. Cap. 3, $. 7 et 9, pag. 440. 

Sect, 6, Cap. 2. F. 23. 

Sect, 3, Cop. 2. 9. 14 et 19. 

Puffendorf in Obs, Jur, uüiv, 

Tom. 1. Obs. 229, 
fondem auch dem allgemeinen Landrechte : 
Hemd im 2, Bande 11. Tit, $. 745, u. 19, Tit, $. 34. 


Darin aber etwas zu ändern, und fogar den proteſtantiſchen Predi⸗ 
gern das Recht, von den Juden Stolgebüßren zu fordern, einzuräumen, 
ſceint bedenklich, wenn auch gleich hierbei von einem ‚Gefege für künf⸗ 
tige Fälle die Rede fen folle, — 

„ Ew. Excellenz ift bekannt, wie man auf den Fuß, wie in Schle⸗ 
Ten, anch in Preußen die Proteftanten vom römiſch⸗kathsliſchen Pfarr- 
Poange zu befreien, und darüber mit des Herrn Großkanzlers Ereel⸗ 
dels, die erforderliche Rückſprache zu nehmen, im Begriff ſtehet; wer⸗ 
en nun gleichzeitig die Juden dem proteſtantiſchen Pfarr⸗Zwange, ohne 
m Einſchränkung unterworfen, fo dürfte dies offenbar üuerfb auffal⸗ 
au, und eine ſehr nachtheilige Senfation für die Katholiken, nicht ohne 
rund, hervorbringen. Letztere würden nicht ermangeln, zes als eine bes 
fondere fBegünftigung der Regierung gegen die proteſtantiſchen Glau⸗ 
zensgenoſſen darzustellen, daß man nämlich dieſen zu Liebe einen Pfarr: 
Wang über die Juden einführe, während dem daß der ſchon beſtehende 
farr⸗Zwang der katholiſchen Geiſtlichen uber proteſtantiſche Glaubens- 
enoſſen abgeſchafft werde. 


Wäre es alfo gleich fehe wuͤnſchenswerth, die Lage der proteſtauti⸗ 
ſchen Kirchen⸗ und Schul Diener in Weſtpreußen zu verbeſſern, To 
ſcheint mir dieſes hod) mit großen Schwierigkeiten verknüpft zu fem, 

nud gern will ich zu andern Mitteln, auf die man denken müßte, bie 
ind bieten. Ich fele Ew. Excellenz ergebenſt anheim, die Weft- 
breußſſche Regierung hiernach geneigteſt zu beſcheiden. 


Königsberg, den 27. Auguſt 1801. 


Schrötter, 
An den W, v. Maſſow, Exe. 
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Nr. 116. b. 
Koͤnigl. Kabinetsbefehl, die Mennoniſten betreffend. 


Mae lieben Staatsminiſter, Freiherr von Schröter und v. Maſſow! 
Da mad Eurem Bericht vom 28. v. M. die Mennoniſtiſchen Gemeinden 
der Niederungs⸗Dörfer des Amts Tiegenboff zc, dem katholiſchen Pfarr⸗ 
Zwange unterwerfen find, und denſelben daher, außer der Erhaltung 
ihrer eigenen Ermahner, Schuthäuſer und Kirchhöfe, alle Laſten des 
katholiſchen Pfarr⸗Zwangs obliegen; fo würden diefelben offenbar drei⸗ 
fache Pfarrlaſten tragen muͤſſen, wenn fie auch noch an die proteſtanti⸗ 
iden Geiſtlichen Stolgebühren entrichten, und in Anfehung der Kalende, 
mit den proteſtantiſchen Einwohnern gleiche Verbindlichkeit übernehmen 
ſollten. Da nun die proteffantifchen Geistlichen diefe Präftationen der 
Mennoniſten, welche ſie vor dem Jahr 1789 nicht gehabt zu haben 
ſcheinen, eher entbehren, als jene damit beläſtigt werden können, TO 
folem die Mennoniſten mit den Gifolgebüfren und mit der Kalende an 
die protejtantifchen Pfarrer [o lange verſchont werden, bis die Aufhe⸗ 
bung und reſp. Modifſeatſon des katholiſchen Pfurr⸗zwangs über bit 
Proteſtanten, wozu in dieſer Stüdibt auch die Mennonſſten gehoren / 
nach meiner, auf Euren, mit den Staatsminiſtern v. Voß und Gr. 
v. Alvensleben gemeinſchaftlich erſtatteten Bericht, erlaſſenen Ordre vom 
23. Juli d. J. zu Stande gekommen ſeyn wird. Hiernach ſowohl die 
Supplicanten zu beſcheiden, als das fenit weiter Erforderliche zu vers 
fügen, überlaffe Ich Euch, als Euer mobaffectionirter König. 
Potsdam, ben 8. Octbr. 1801. : 
Friedrich Wilhelm. 


An die Staatsminiſter Freiherr v. Schröter 
und v. Maſſow. 


Nr. 117. 


Declaration des Ediets vom 30. Juli 1789 und des dar⸗ 

auf Bezug nehmenden $. 28. des Kanton⸗Reglements vom 

12. Febr. 1792, wegen der Befugniß der Mennoniſten, 
Grunbftüde zu erwerben”) 


Wi Frirdrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 
Thun kund und fügen hiermit zu wiſſen, wie zwar in dem Edict von 
30. Juli 1789 die Einſchraͤnkungen feſtgeſetzt worden, unter welchen 
den Mennoniten erlaubt ſeyn foll, Grundſtlcke in ft» und Weſtpreu 
Ben, auch Litthauen an fid zu bringen, ohne daß fie gleich den ubrigen 


*) Marienwerder, gedruckt bei Johann Jacob Daniel Kanter, Königl. 
Weſtpreußiſcher Hofbuchdrucker. 
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t Dorolloment unterworfenen Unterthanen zum Kriegsdienſte verpflich⸗ 
erden. v 3 
i Es hat ſich aber gezeigt, daß die in dieſem Edict enthaltene Bors 
cheiften den eigentlichen Verpäktniffen nicht angemeffen find. 
i, ie, Erfahrung hat bewiesen, daß Memonſſeiſche Glaubenegenoffen 
riegesdienſte übernommen und ſich Darin zur völligen Zufriedenheit 
Ährer Vorgeſetzten fo betragen haben, daß fie es verdienen, in Anfehung 
Befugniſfe zum Erwerb von Grundſtücken Unfern übrigen chriſtli⸗ 
chen Untertpanen ihres Standes gleich gefebt zu werden. 
5 Dagegen kann e£ denjenigen Mennoniſten, welche fid) der allgemei⸗ 
M Verbindlichkeit, das Vaterland zu vertheidigen, noch fermer entzie⸗ 
en wollen, in Zukunft nicht geſtattek werden, die Zahl ihrer Beſitzun⸗ 
is zu vermehren, oder deren Umfaug zu erweitern, und die mit der 
"rollements Freiheit verbundene Vortheile zu benutzen, um andere 
em Staate nützlichere chriſtliche Glaubensgenoſſen zu verdrängen. 
Dieſem gemäß finden Wir noͤthig, durch gegenwärtige Verordnung 
genauer zu beſtimmen, wie es in Zukunft in Oft- und Weſtpreußen, auch 
Bauen, in allen Fällen gehalten werden foll, wenn Mennoniſten den 
edis von Grundſtücken erlangen wollen, und welcher Unterſchied zwiſchen 
"ujenigen zu beobachten ijt, welche die Kantonpflichtigkeit übernehmen, 
ober auf fernere Earollements-Freihelt Auſpruch machen wollen. 


J. 1. 

Diejenigen Mennoniſten, welche ſich erklären, daß ſie die, andern 
Hafertanen ihres Standes obliegende Verbindlichkeit zum Krieges⸗Dienſt 
vernehmen, und Kanton Freiheit nicht verlangen, folen von allen 
urch das Edict vom 30. Juli 1789 ihren Glaubenägenoffen bei bem 
erb oder der Erweiterung von Grundstücken gemachten einſchränken⸗ 
en Bedingungen gänzlich befreiet, und nach eben den Grundſätzen wie 


andere chriſtliche Glaubensgenoſſen ihres Standes, behandelt werden. 
2. 


m Bei der Einziehung zum Kriegsdienſt, ſoll der kankonpflichtige 

ont, in Rückſicht feiner Glaubensbegriffe, mit Ableiſtung eines 

DR verſchont, und die erforderliche Zuſage von ihm mittelft Hands 
ages, angenommen werden. F 


+ $8. 

Zu der Abgabe, welche bie dem Enrollement nicht unterworfene 
Bentonin für bie Freiheit jährlich zum Beſten bes Culmifchen Kar 
nid = Snjtituts entrichten, follen diejenigen Mennoniften. beizutragen 

icht verbunden fep, welche durch die zu übernehmende Verpflichtung 

[5 Srtegesbienfte in Unfehung des Erwerbes und der Erweiterung von 

el n alle Befugniſſe der übrigen chriſtlichen Glaubensgenoſſen 
n. 


5 9. 4. 
von. Dabingegen foll keinem Mennoniſten, der nicht bereit ift auf Tn- 
werdens Freiheit Verzicht zu leiten, fernerhin die Erlauruiß ertheilt 
oder Qu, auf irgend einige Art folche Grundſtücke, es mögen ländliche 
cation ifie ſeyn, zu erwerben, deren Eigenthum zur Zeit der Publis 
wehe dicke Beroednung fi niche im Beste eon Menneniften befunden, 
em gemäß die hierunter bishero zugelaffene Ausnahmen für die Bus 
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kunft gänzlich aufgehoben werden, fo daß die jetzt vorhandene Anzahl 
der kantonfreien Mennoniſten ⸗ Beſitzungen in der Folge auf keinerlei 
Art vermehrt, oder deren . werden darf. 

. 5. 

Den zur Zeit der Publication gegenwärtiger Verordnung mit 
Grundstücken angefeffenen Mennoniſten fol, fo lange fie fid) zu dieſer 
Secte halten und im Beſitz ihrer Grundſtuͤcke verbleiben, die ihnen zu⸗ 
geſicherte Kanton⸗Freiheit ihrer Söhne ferner zu ſtatten kommen, wo⸗ 
gegen fie den geſetzlichen Bedingungen, unter welchen ihnen diefe Grem 
tion geſtattet worden, überall Genüge leiſten müſſen. 


$. 6. 

Diefe Enrollements Freiheit fol auch unverändert bleiben, weng 
bei dem Abgaug der jetzigen Eigenthümer die Grundſtücke wiederum au 
Mennoniten, als männliche Juteſtat⸗Erben des letzten Beſitzers, über 
gehen. 

8. 7. 


Außer diefem Fall, wo das Eigenthum an einen männlichen Inte 
ſtat⸗Erben Mennoniſtiſchen Glaubensbekenntniſſes gelanget, fol die Ea- 
rollements- Freiheit bei der nächſten Beſitzes⸗Beränderung gänzlich auf 
hören, und derjenige, welcher ein ſolches Grundſtück durch Kauf, Tauſch, 
Schenkung, Teſtament, Vermächtniß, Verhekrathung mit der Mitt, 
Tochter oder einer Auverwandtin des letzten Beſitzers, oder ſonſt au 
irgend einige Art erlangt, einen Anſpruch auf Befreiung von der Kalt 
tonpflichtigkeit zu machen nicht berechtigt ſeyn. 

: F. 8. 

Die durch daß Privilegium vom 29. März 1780 für die Bewilll 
gung der Kanton: Freiheit beſtimmte Abgabe von 5000 Rthlr. an das 
Kadetten Inftitut zu Culm, muß noch ferner unvermindert entrichtet, 
und von den Inrollements- freien Mennoniſten zuſammengebracht wer 
den. Nur dann, menn fid) die Anzahl der nicht kantonpflichtigen $e 
moniften fo vermindert haben wird, daß fie weniger als die am 20H 
März 1780 vorhanden geweſene beträget, foll ein verhältuißmäßiger 
laß bewilligt werden. 

Dieſem gemäß befehlen Wir allen Unſern Militair⸗ und Civil 
hörden, fih nach dem Inhalt dieſer Declaration nicht nur ſelbſt at 
das genaueſte zu achten, ſondern auch die nöthige Verfügungen zu ttt 
fen, daß dieſelbe überall pünktlich befolgt, zu biefem Behuf durch d. 
Druck öffentlich bekaunt gemacht, und in jedem vorkommenden Fall in 
Ausübung gebracht werde. 

Urkundlich hauen Wir biefe Verordnung Allerhöchſt eigenhändig I? 
terzeichnet und mit Unferm Königlichen Infiegel bedrucken laffen, 


Gegeben Potsdam, den 17. Detember 1801. 
(L. s.) Friedrich Wilhelm. 
Goldbeck. Schröter. Golz. 
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Nr. 118. 


Publicandum, wegen der den Strand⸗Bewohnern in Weft- 
preußen bei Strandungen der Schiffe, bei Bergung Strand⸗ 
und Seetriftiger Güter und bei dem Auffinden des Berne 
ſteins obliegenden Pflichten. De Dato Berlin, den 
x 31. December 1801. 


Sau Königl. Majeftät von Preußen zc. infer allergnädigſter Herr! 
"ben mißfällig wahrgenommen, daß die Verordnungen, welche von 
Zeit zu Zeit wegen des bei Strandungen und bei Bergung Strand⸗ und 
eetriftiger Güter zu beobachtenden Verfahrens ergangen find, von den 
trand: Bewohnern in Weſtpreußen häufig außer Acht gelaſſen werden, 
imd nicht felten die Mannschaft eines verunglückten Schiffes ihrer lieb⸗ 
lojen Behandlung, fo wie die Ladung ihren Räubereen ausgeſetzt ijt. 
der Grund hievon zum Theil in der Unbekanntſchaft der Strandbe⸗ 
wohner mit den vorhandenen geſetzlichen Vorſchriften zu ſuchen iſt, ſo 
haben Höchſtgedachte Se. Königl. Majeſtät für nöthig erachtet, die diez 
en Gegenftand. betreffenden Verordnungen, nebſt den feit einiger Zeit 
ebenfalls öfters unbefolgt gebliebenen geſetzlichen Vorſchriften, welche 
wegen des Einſammelns des Bernſteins ergangen ſind, in einen kurzen 
iuszug zuſammenfaſſen, und mit einigen, nach den veränderten Umſtaͤn⸗ 
en noͤthigen nähern Beſtimmungen und Modificatiouen nachſtehender⸗ 
maaßen zu Jedermanns Belehrung und zur genauen Befolgung bekannt 
machen zu laffen, 


Erſter Abſchnitt. 


Von dem bei Strandungen und bei Bergung Strand⸗ 
und Seetriftiger Guter zu beobachtenden Verfahren. 


9. 1. 

Jeder Strand -Bewohner ift ſchuldig, ſo viel in feinen Kräften 
Teht, dazu beizutragen, daß die auf der See in Gefahr gerathenden 
Schiffe in Sicherheit gebracht, oder wenn fie verunglücen, die darauf 
befindliche Mannfehaft und Ladung gerettet, und die letztere den Eigen⸗ 
thümern zurückgegeben werde. ; 


5. 2. 
" Alles, was bie Gefahr vermehren oder die Rettung erſchweren 
ann, muß ein Jeder ſorgfältig vermeiden. 1 


. 8. 

N Niemand darf außer den von der Obrigkeit etwa angeordneten Feu⸗ 
ber ae; zur Nachtzelt auf den Höhen am Strande Feuer anzünden, 
i eins bis zehnjähriger Feſtungsſtrafe und Erſetzung alles dadurch were 
urſachten Schadens. 


3 A 

der Sota ein Schiff in Gefahr kommt, find die Cirenbbebiente und 
er Postfen-Gommanbeur befugt, alle zur Hülfsleſſtung, erforderliche 
Mannſchaft und Boote, wo fie am nächſten zu haben find, aufzufor⸗ 
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dern, und ein Jeder, an den ſolche Aufforderung ergeht, ift ſchuldig / 
derſelben ſchleunigſt Folge zu Teiften, 


. 8. 

Ein Schiffer, welcher die geforderte Hülfsleiftung verweigert, wird 
mit Zehn Thaler Geldbuße, und nach Beſchaffenheit der Umſtände noch 
härter beſtraft. Schiffer aber und Bauern, welche fih nach geſchehe⸗ 
nem Aufruf zur Rettung entweder gar nicht einfinden, oder die von 
den Strandbedienten oder Lootfen: Commandeur erhaltenen Anweiſun⸗ 
gen nicht befolgen, haben verhaltnißmäßige Gefuͤngnißſtrafe zu erwarten. 

6. 


Wenn jedoch die Strand⸗Bediente, der Lootſen⸗Commandeur oder 
erfahrne Schiffer erklären, daß es ohne eigene Lebensgefahr nicht moͤg⸗ 
lich ſey, dem nothleidenden Schiffe zu Hülfe zu kommen, ſo kann Nie⸗ 
mandy der (id) nicht freiwillig dazu entſchließk, zur Hülfsleiſtung ange 
halten werden. 


t 7. 

Die Eigenthümer der 1 E Sachen ſind ſchuldig, außer den 
aufgelaufenen Koſten ein billiges Bergelohn zu entrichten, welches in 
Ermangelung eines gültigen Uebereineommend von dem Commandeur 
und Admiralitäts⸗Gollegio, nach dem Gutachten der Strand ⸗Inſpecto⸗ 
ren, des Lootſen⸗Commandeurs, oder erfahrner Schiffer, mit Rückſicht 
auf die Große der überftandenen Gefahr, feſtgeſetzt wird, jedoch in kei⸗ 
nem Falle höher als auf den dritten Theil des Werths der geborgenen 
Sachen, außer der für die gebrauchten Boote und Geräthſchaften beſon⸗ 
ders zu leistenden Verguͤtigung, beſtimmt werden kann. Wenn jedoch derz 
gleichen geſtrandete Sachen dem Fiscus als berrenloſes Gut zufallens 
fo hat derjenige, welcher ſolche geborgen, oder doch gefunden und ame 
gezeigt hat, die Hälfte ihres Werths, nachdem zuvor die Koſten davon 
abgezogen worden, zu gewaͤrtigen. 


. 8. 

Vor erfolgter Rettung darf Siemano mit dem Schiffer oder der 
Mannſchaft des in Gefahr ſchwebenden Schiffes über das zu erlegende 
Bergelohn in Unterhandlung treten, vielmehr ift jedes dieſerhalb im 
Voraus geſchloſſene Abkommen unverbindlich. 


. 9. 

Wenn einem Schiffe, deffen Strandung unvermeidlich ift, auf ir⸗ 
gend eine Art ein Zeichen gegeben worden, an welcher Stelle die Stran⸗ 
dung mit der wenigften Gefahr geſchehen kaun, fo wird derjenige, wel⸗ 
cher das Zeichen vorſaͤtzlich, an einen gefährlichen Ort verſetzt, nach Ber 
haltmiß der Bosheit und des geſtifteten Schadens, mit eins bis zehnjäh⸗ 
riger Feſtungsſtrafe belegt. 


$. 10. : 
Ehen diefe Strafe trifft auch den, der nach geſchehever Aufforde⸗ 
rung durch die Strand⸗Aufſeher, Lootſen und andere Beamten, 
ihm bekannten minder gefährlichen Strandungs⸗Plaͤtze nicht anzeigt. 


9. 11. 
Außer den Lootſen, Lizenk⸗ und Strandbedienten darf Niemand 
ohne erhaltene Erlaubniß, bei dem verunglückten Schiffe oder Gute 
fih finden laffen; widrigenfalls berfelbe, wenn er auch einer untedlichen 
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Jic nicht überführt werden kann, mit koͤrperlicher Zuͤchtigung oder 
Gefünguiß bis auf vier Wochen beſtraft werden fol. 
12, 


9. 12. 

ü Wer ohne erhaltene Erlaubniß, das verunglückte Schiff zu betreten, 

d gemaltfam auf daſſelbe drängt, foll mit geſcharfter Züchtigung und 

inſperrung in eine Beſferungs⸗Anſtalt bis auf 3 Jahre belegt werden, 

wenn gleich nicht erwieſen ift, daß er unredliche Abſichten gehabt habe. 
9. 13, 


qa Wer etwas von geftrandeten Sachen findet ober biegt, muß folches, 
dei, Sehn und mehr Thaler Gelb aber verpiltuipmáfigrr.  Leibesftrafe, 
em Gigenthuͤmer, oder dem nächſten Strandbedienten, Domainenamte, 
b agiſtrat oder SDorf&- Schulzen ſofort anzeigen, auch, wenn es angeht, 
6. Gefundene an dieſelben ſogleich abliefern, und hat dafür das oben 
„ 7.) beſtimmte Bergelohn zu erwarten. x 


9. 14. 

a Bei gleicher Strafe müſſen auch die an den Strand getriebene 
tallide Körper, ohne etwas von den Kleidern oder andern Habſe⸗ 
igkeiten wegzunehmen, den nächſten Strandbedienten oder der nächſten 
igkeit angezeigt werden, zugleich aber muß derjenige,” welcher Dies 
ben wahrnimmt, ungeſäumt die zur Rettung der Scheimtodten vorge⸗ 
chriebenen Mittel anwenden, inſofern nicht die äußere Beſchaffenheit 
des Leichnams klar zu erkennen giebt, daß biefelben ohne Erfolg feya 


würden. 


$. 15. 

wu, Wer geſtrandetes Gut wnterfiplàgt, oder auf irgend eine Weite 
an behülftich if, wird als ein Dieb mit einer ſcharfen Züchtigung 
ln, zugleich mit Einſperrung in eine Beſſerungs⸗Anſtalt auf eine den 

ständen angemeſſene Zeit beſtraft. 5 

: $. 16. 
Wer den Geſtrandeten, um fie zu beſtehlen, Gewalt zufügt, hat 

die Strafe eines Straßenraubes zu erwarten. d P idu 
Ao 9. 17. N 
es „Ein Jeder, dem Sachen, die für geſtrandetes Gut zu halten find, 
$ iom Kauf oder Unterpfande angetragen werden, ijt fulig, fie anzu⸗ 
deten und dem nächften Strand⸗ Inſpector, oder der naͤchſten Obrfg⸗ 
Don überliefern. Wer wiffentlich geſtrandetes Gut, welches unters 
wi agen oder verheimlicht worden, kauft, oder zum Pfande annimmt, 

p als ein Dieb bestraft. S 
9.18. 
doch dat außerdem Jemand geſtrandetes Gut zwar nicht wiſſentlich, aber 
yo mit Verabſäumung der geſetzlichen Vorſicht gekauft, oder zum 
Aide genommen, ſo hat derſelbe, nach Verhältniß der begangenen 

cläßigkeit, nachdrückliche Geld: oder Gefängnißftenfe zu leiden. 

5. 19. < 

worden er geffrandeted Gut, welches untergefchlagen oder verheimlicht 
lahmen herbei ſchafft, ‚erhält den vierten Theil des Werths zur Ber 


Weftpreuf, Prob.-Recht. Wb. Il 5: 
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Zweiter Abſchultt. 


Bon der Befugniß Bernſtein zu fumen, und den bei def? 
ſen Auffindung zu beobachtenden Pflichten. 
1 


8. d. 

Der Bernftein ift ein vorbehaltenes Eigenthum des Staats, und 

Niemand darf fid) deffen anmaaßen, der nicht durch ausdrückliche Be 

leihung, oder auf andere Wet, ein beſonderes Recht Dazu erworben hat. 
2. 


Auch darf ohne befonbere Gone ſſion Niemand mit rohem oder per⸗ 
arbeitetem Bernſtein Handel treiben, bei Confiscation der Waare oder 
deren Werthe, und willkürlicher bacs ober Leibesſtrafe. 


$5. 1 

Wer, ohne zum Bernſtelnſammeln befugt zu ſeyn, ſolchen zufällig 

auffiſcht, gräbt oder findet, muß denſelben ſofort an den Berechtigten 

abliefern, und hat dafür den zehnten Theil des Werths zur Belohnung 
zu fordern. 


g. 4. E 
Die Belohnung füllt weg, wenn die Ablieferung nicht binnen drei 
Tagen nach dem Funde erfolgt. 


$. 5. 
Wer den Fund auf Befragen des Richters abläugnet, oder ohne 
Befugniß vorſäßlich zum Beruſtein⸗Suchen ausgegangen ift, wird als 
ein Dieb beſtraft. 


x 9. 6. 

Derjenige, welcher eine begangene Bernſtein ⸗Defraudatjon anzeigt 
bat, wenn der Thäter überführt wird, den vierten Theil des in Ber 
ſchlag genommenen Bernſteins, als Belohnung zu fordern. 

Seine Königliche Majeftät befehlen allen Strandbewohnern in Weſt⸗ 
preußen,, imgleichen den Weſtpreußiſchen Landes ⸗ Gollegtió und andern 
Obrigkeitlichen Behörden, fid) nach dem Inhalt diefes Publicandi genau 
zu achten, und foll daſſelbe durch den Bruck öffentlich bekannt gemacht, 
auch in allen an der Seeküͤſte belegenen Ortſchaften in den Gerichteſtu⸗ 
ben, Wirthshäuſern und Schenken, zu Jedermanns Nachricht angeſchla⸗ 
gen werden. Gegeben zu Berlin, ben 31. Dechr. 1801. 


( 8.) 
Auf Sr. Königl. Majeſtät allergnävigſten Special- Befehl. 
v. Goldbeck. v. Schröter. 


1 Nr. 119. 
Reſcript, die Abgaben der Mennoniten betr. 
a Reſeript. N 
Vun cius Gnade qiiae wich nn, Kinig von Permen ic men 


fern gnübigen. Gruß zuvor. Wohlgebohrner, Weite und podygel i 
Råthe, liebe Getreue. Nach Eingang Eures nähern Berichts vom 31: 
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Januar c, wollen Wir Gud) nunmehro hiermit auf den erſten Punkt 
Eurer Anfrage vom 14. Det. v. J. zu Eurer Direction zu erkennen ges 
ben: daß, wenn auch Mennoniſten in biefem oder jenem Kirchenſprengel 
gar keine Abgaben an einen katholiſchen Pfarrer oder nur Realdecem 
von Grundſtücken entrichten, fie doch in Gefolge der Cabinets⸗Ordre 
vom 3. Octobr. 1801 für einſtweilen von Entrichtung der Galende und 
der Stol⸗ Gebühren an die lutheriſche Geistlichkeit in dieſem Kirchſpren⸗ 
gel für diſpenſirt zu achten. So viel hingegen den zweiten Punkt Eurer 
Anfrage betrifft, ob nehmlich die Meunoniſten noch ferner, wie bisher, 
ſchuldig feyn follen, ihre Geburten, Trauungen und Sterbefälle den pros 
teſtantiſchen Geiſtlichen des Kirchſpiels zur Eintragung in das Kirchen⸗ 
duch anzuzeigen, und wie bie Gmolumente der proteſtantiſchen Geiſtli⸗ 
chen für die Eintragung in die Kirchenbücher zu beftimmen? fo commu⸗ 
niciren wir Euch hierbei anſtatt Beſcheides die auf bie Immediat⸗ Ans 
frage des geiſtlichen Departements erfolgte Cabinets  Stefolution vom 6. 
März c. im Mbfehrift zur Nachricht, ond mit Befehl, in deren Gemäß⸗ 
beit das Erforderliche zu verfügen. 
Sind Euch mit Gnaden gewogen. Berlin, den 15. März 1808, 
Auf Sr. Königl. Maſeſtat Meno Specials Befehl, 
affom. 


An die Weitpreuf. Regierung. 
b. Cabinets⸗ Befehl. 

Mein lieber 2c. Miniſter v. Maſſow! Ich big nach Euerm Bes 
richte vom 26. v. M. mit Euch dahin einverstanden, daß kein Bedene 
en vorhanden ijf, es bei ber bisherigen Einrichtung, wornach die Mens 
Motiften in Weſtpreußen ipre Geburten, Trauungen und Sterbefälle 
dem proteſtantiſchen Geiſtlichen des Kirchſpiels zur Eintragung in das 
Airchenbuch angeben müſſen, zu belaffen, und von felbigen dafür an 
Einſchreibe⸗ Gebühren 60 gr. preuß, für Beirathefälle, und 7 gr. 9 pf. 
Preuß. für Geburts⸗ und Sterbefälle zu fordern, vielmehr genehmſge 
Ich folches, und überlaffe es Euch, das Weitere in Gemäßheit zu verfi 
gen. Ich bin Euer woßlaffectionkrter König 


Berlin, den 6. März 1802, 
Friedrich Wilhelm. 
un den Staats- Miniſter von Maſſou. 


Nr. 120. 
Reglement für die Untergerichte im Weſtpreuß. Regierungs⸗ 
und Kammer- Departement.) 
Einleitung. 
SX ber peim Aufmerkſamkeit, welche Seine Königl. Majeftät von 
Marienwerder, gedruckt in der Königl. Weſtpreuß. Kanterſchen 
Vofpuchdruckerel. i 
31 · 
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Preufen ꝛc. felt dem Antritt Ihrer Regierung der Juſtiz gewidmet has 
ben, hat Denſelben auch der nachtheilige Einfluß nicht unbemerkt bleis 
ben konnen, welchen die mangelhafte Verfaſſung der Untergerichte in 
der Provinz Weſtpreußen ſowohl auf den Gang der Geſchaͤfte ſelbſt, 
als auf das Wohl Ihrer Unterthanen hat. Seine Koͤnigl. Majeſtät 
haben dager, um diefem Uebel und den fih hierauf grünbenben vielfäl⸗ 
ligen Beſchwerden ihrer Untertanen zweckmäßig abzuhelfen, eine völlige 
Reform der Untergerichte in dem Weſtpreuß. Kammer- Departement 
beſchloſſen, und dabei es fid) zum beſondern Augenmerk dienen laffen, 
daß mehrere Juſtiz⸗ Bedienten angeſtellt, zum SBeftem der weniger bes 
mittelten Städte, welche zur Beſoldung eines eigenen Juſtizbedienten zu 
unvermoͤgend find, die Verwaltung der Juſtiz in ihren Domainen⸗Aem⸗ 
tern mit der in den Städten vereſnigt, jedem der hiernach einzurichten⸗ 
den Gerichte ein verhaͤltnißmäßiger Gerichtsſprengel, und in deffen Mitte 
den dabei angeſetzten Officianten ein feſter Wohnſitz angewieſen werde, 
damit bie Gerichts⸗Eingeſeſſenen nicht fo ſehr vom Richter entfernt 
find, und der Richter auch ſelbſt nicht durch viele Reifen an der ge⸗ 
treuen Erfuͤllung feiner Pflichten gehindert werde. 
9. 1. 

Es ſoll daher in Zukunft die Juſtiz in den Domainen⸗Aemtern 
und Städten des Weſtpreußiſchen Regierungs- und Kammer⸗Departe⸗ 
ments durch mehrere in der Beilage A. näher beſtimmte Gerichte ger 
meinſchaftlich verwaltet, und diefen der Name 
Lands unb Stadtgerichte 
beigelegt werden. 3 


$2 P 
Jedem der nach ber Beilage A. ctablirtem Lands und Stadtgerichte 
wird nach derſelben zugleich fein beſonderer Gerichtsſprengel angewieſen, 
und ihnen in dieſem die Jurisdiction in allen Real⸗ und Perſonal⸗Sa⸗ 
chen über bie Cingefeffenen der Staͤdte und Domainen⸗Aemter derge⸗ 
ſtalt übertragen, daß hievon nur folgende Sachen ausgeſchloſſen find: 
a) Alle Eheſcheidungsſachen, welche, wenn beide Theile der katholf⸗ 
ſchen Religion zugethan find, vor die katholiſchen Goufiftorten, fonß 
aber vor Unfere Weſtpreußiſche Regierung gehören. Indeß find zu 
dieſen Eheſcheidungsſachen nicht zu rechnen der dem Prozeß vorher⸗ 
gehende Sühns⸗ Verſuch, die Megutirung eines Interimifkict und die 
nach erfolgter Eheſcheldung zu bewirkende. Auseinanderſetzung des 
Vermögens, als welche nach den in der allgemeinen Gerichtzord⸗ 
nung Part. L Tit. XL. näher beſtimmten Modalitäten, vor die 
Lands und Stabtgerichte gehören, fo wie denn auch diefen in als 
len Sponſalſen und Schwaͤngerungs⸗ Sachen die Cognition zuſtehen, 
und hiemit ausdrücklich übertragen ſeyn foll. : 
b) Alle aus trocknen und gezogenen Wechſeln entſpringende Streitig“ 
keiten, welche ausschließlich vor die Regierung teffortiren. + 
c) Die zwiſchen den Domainen⸗Aemtern und den cölmiſchen Einſaa⸗ 
ßen entſtehende Streitigkeiten, wenn folde die Qualität der Güter 
und die Hufen der Cölmer mithin die Fragen betreffen, ob die 
Güter cölmiſch oder amtsunterthaͤnig find, imgleſchen, ob die col⸗ 
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miſchen Einſgaßen zu Schnarwerks-Dienften, oder andern der. cöls 
miſchen Qualität zuwiderlaufenden Präftationen verbunden find. 

Ferner die Grenzſtreitigkeiten zwiſchen den cölmiſchen Gütern 
und Domainen⸗Amts⸗ Dörfern oder Vorwerkern, welche ſämmtlich 
zur ausschließlichen Cognition der Regierung gehören. 

d) Alle Sachen, denen in Gefolge einzelner Reglements, zum Beiſpiel 
des Reſſort⸗Poſt⸗ Acciſe⸗ und Lotterie- Reglement, ein beſonderer 
Gerichtsstand angewiefen, und denen nach Maßgabe der Gerichts⸗ 
ordnung ein Forum oxemtum bewilligt ift, jedoch bleiben alle Forſe⸗ 
Contraventions⸗Sachen, wenn nur eine Strafe von 20 Nthlr. Geld 
oder 14 Tage Gefangniß eintritt, imgleichen ratione exemtionis 
personalis 

1) Alle Unterförfter, Schullehrer, Glöckner, Küſter, Aeciſebeſucher, 
Thorſchreiber, Poſtwaͤrter, Poſthalter, und alle Perſonen gleis 
chen Ranges, fo wie 

2 das Geſinde der Eximirten 1 D 
der Jurisdiction der Land- und Stadtgerichte unterworfen, in fos 
fern nicht in Sie der ad 1. genannten Perſonen der Anſpruch, 
weshalb der Streit obwaltet, mit ihrem Dienſt in Beziehung feyt, 
in welchem Fall ſelcher bei dem competenten Obergerichte verhan⸗ 
delt werden muß. z 

e) Alle Griminals Sachen, wenn die Unterſuchung nach Maaßgabe des 
Edicts vom 21. Juli 1787 und der Declaration vom 21. März 
1794 oder der künftig zu emanirenden Criminal⸗ Ordnung vor die 
Landgerichte gehoren würde, da in dieſem Fall der Landrichter 
bloß die zur Feſtſtellung des Corporis delicti erforderliche Verfü⸗ 
gungen treffen, und für die etwa nöthige Verhaftung des Inculpa⸗ 
ten und Sſcherſtellung feines Vermögens, zur Beſtreitung der Ali⸗ 
mentation und Unterfuchungetoften ſorgen darf, die Unterfuchung 
ſelbſt aber von Seiten der Regierung durch Lie dazu beſtellte In- 
quistores pablicos geführt, und der Inculpat zur Schloß⸗ Bogtet 
mit den wegen Feſtſtellung des Corpus delicti. getroffenen Verhaub⸗ 
lungen abgeliefert wird. Reſſortiet dagegen die Unterſuchung nach 
den obigen Grundfägen vor das Untergericht als ſtädtſches Gericht, 
fo muß das Gericht fid) auch ſelbſt der Unterſuchung unterziehen, 
und fih nach den in der Declaration vom 20. Januar 1800 in 
Rückſicht der Untergerichte der Aten Glaffe näher beſtimmten Mos 
dalitäten achten. 

£) Alle Polizei⸗Sachen und dconomiſche Angelegenheiten, welche in 
Mückſicht der Domainen⸗Aemter vor ben Oeconomie⸗ Beamten oder 
Amts- Adminiſtrator, in Betreff der Städte aber vor den Polizei: 
und combinirten Magistrat reſſortiren; indeſſen müſſen auch bei 
dieſen die Officſanten der Land⸗ und Stadtgerichte den Seſſionen 
beiwohnen, und wenn es in vorkommenden Fallen auf Rechtskeunt⸗ 
AB ankommt, der Land⸗ und Stadtrichter, und in beffen Abweſen⸗ 
beit der Actuarius, den Polizei- SOfficlanten mit ihrem Rath als 
Justitiarii und Syndici zur Hand gehen, und bie Polizei: Officians 
ten fid) nach demſelben bei eigner Vertretung achteu, jedoch bleibt 
Letztern, wenn fie der Meinung der Erſtern nicht beitreten zu kön⸗ 
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nen glauben, unbenommen, der pöhern Behörde deshalb Anzeige zu 
machen. 

8) Alle aus Verbal⸗ und geringen Real⸗Jufurien zwiſchen Käthnern, 
loſen Leuten, Kpechten und m entſtehende Streitigkeiten, 
welche in den Städten der Polizei⸗Bürgermeiſter, wenn das Stadt⸗ 
gericht nicht an Ort und Stelle ift, in den Domainen⸗Aemtern 
der Beamte oder der Adminiſtrator, in Bauer-Dörfern der Schulze 
unter Zuziehung der Geſchwornen ohne Geſtattung eines Rechtsmik⸗ 
tels abzumachen befugt ſeyn folem, jedoch mit der Maaßgabe, daß 
die Polizei⸗Bürgermeiſter, Domainenbeumte und Adminiſtratoren 
über die Beſchwerde und ihre Feſtſetzung eine ſummariſche Negis 
ſtratur aufnehmen muͤſſen, und nicht über 24ſtündige Gefängniß⸗ 
fife, 20 Peitſchenſchlage oder 1 Rthlr. Geldſtrafe feſtſetzen, die 
Schulzen und Geſchwornen dagegen nicht über 12ſtündige Gefüuge 
nißſtrafe, 10 tr itſchenhiebe, ober 45 gr. Geldſtrafe, erkennen dire 
ſen. Daher ſich denn auch von ſelbſt verſtehet, daß, wenn die Po⸗ 
lizei⸗Officianten der Meinung find, der Beleidiger habe eine Date 
tere Strafe verwirkt, als ihnen feſtzuſetzen frei gelaſſen worden, 
fie alsdaun die Erörterung der Sache, [o wie bei allen ſchweren 
MReal⸗Injurien, den Land⸗ und Stadtgerichten überlaſſen müſſen. 

h) Alle Geſindeſachen, welche der Polizei⸗Bürgermeiſter, Domainen⸗ 
Beamte und in Bauer⸗Doͤrfern das Dorfgericht zu reguliren hab eu. 

3) Alle Pfändungsſachen, welche ebenmäßig die Polizei; Bürgermeiſter 
und Domainen: Beamte fo wie in Bauer⸗ Dörfern die Dorfsge⸗ 
richte zu veguliren haben, in fofern der Beschädigte ſich mit dem 
Pfandgelde beruhigt, und nicht beſondere Schadens⸗Vergütigung 
verlangt, da ſonſt jederzeit die Cognition der Lands und Stadtge⸗ 
richte eintritt, und die Polſzei⸗Behörden fid) nur der Unterſuchun, 
und Ausmittelung des verucfachten Schadens zu unterziehen un 
dem Land⸗ und Stadtgerichte die daruber getroffene Berhandlungen 
zuzufertigen haben. — Glaubt Jemand fid) in den Fällen, in denen 
den Polſzei⸗Behörden die Enlſcheidung jte bei deren Feſtſetzung 
nicht beruhigen zu dürfen, fo muß er fih daun bei dem Bands und 
Stadtgerichte melden, und dieſes muß hiernächſt die Sache gehörig 
inſtrufren, die Erklärung der Polizei⸗Behoͤrde, welche die Sache 
entſchieden hat, unter Vorlegung der getroffenen Verhandlungen erz 
fordern, und hiernaͤchſt acta der obern Behoͤrbe, welche, wenn der 
Beſchaͤvigte ein Domalnen⸗Eingeſeſſener ift, die Krieges und Dos 
mainen⸗Kammer, ſonſt aber die Regierung ift, zur Entſcheidung 
vinfeuben. Wenn die Pfändung zwiſchen Einſaaßen verſchiedener 
Dorfer etti iſt, fo darf der Beſchädiger nicht wider feinen Wil 
len ſich der Entſcheidung der Dorfsgerichte unkerwerfen, ſondern er 
kann auf die, ber dieſen vorgeſezten Polizel⸗Behoͤrde beſtehen. 

" 8. 


Unter den in §. praecedenti näher beſtimmten Einſchränkungen, fol- 
Yen den Lands und Stadtgerichten innerhalb ihres Gerichtsſprengels ind 
beſondere aber obliegen: 5 
T) Die Ausübung der Rechtspflege in allen Handlungen der ſtreitigen 
unb willkürlichen Gerichtsbarkeit; 
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2) die Sorge für diejenigen Perſonen, welche nach den Geſetzen une 
ter Vormundſchaft genommen werden muͤſſen; 
3) die Direction des Hypotheken⸗ Weſens und Führung ber Hypo⸗ 
thekenbücher, und 3 
4) die Verwaltung des gerichtlichen und vormundſchaftlichen Depo- 
Sitorii, 
y $4 
Zur Verwaltung ber nach bem g. ua vor das Land⸗ und 
Stadigericht reſſortirenden Geschäfte, foll jedes derfelben mit einem Ju- 
zeltlario unter dem Character eines Land⸗ und Stadtrichters beſetzt, und 
ieſem, je nachdem es der Umfang des Gerichtsſpreugels eines jeden 
and und Stadtgerichts erfordert, ein Actuarius zugeordnet, beiden ein 
gehoͤriges Firum gegeben, auch ihnen ein Theil der Sportein nach ben 
unten und in der Sporteltare näher beſtimmten Modalitäten zu ihrem 
beſſern Auskommen zugebilligt werden. 


F. 5. 

Da es Seiner Majeſtät ernftlicher Wille ift, daß jeder, der in Ih⸗ 
ten Staaten eine Verſorgung im Juſtizfache erhalten will, fid) dazu ger 
Bitig durch Fleiß, Geſchicküchkeit und einen guten Lebenswandel qunliz 
fitire, fo foll auch ein jeder, der auf eine Land- und Stadtrichter⸗ oder 
Actuarienſtelle Anſpruch machen will, fid) vorher durch eine gute Con- 
duite ausgezeichnet haben, und der befondern mündlichen Prüfung eine 

litgliedes der Regierung und des Justitiarii camerae unterwerfen, eine 
ſchriftliche Relation aus den ihm von der Regierung gugufertigeuben 
keten ausarbeiten, und hiedurch Proben feiner theorktiſchen und practis 
iden Kenntniß abzulegen gehalten ſeyn. Auch follen insbeſondere die 
parien, wenn fie zu dem Poften eines Land⸗ und Stadtrihterë aſcen⸗ 
iren wollen, verbunden ſeyn, fid) einer nochmaligen mündlichen und 
ſchriftlichen Prüfung zu unterziehen, wenn diefes von den beiden Lans 
des- Collegien für nathig erachtet wird. 

6. 


„Die Beſtallungen der Lands und Stadtrichter, fo wie ber Actua⸗ 
dien, -folen von dem Chef der Juſtiz und dem jedesmaligen Finanz 
nter des Departements vollzogen werden, und zu dem Ende in Side 
he ihrer Qualität als ſtädtſche Iuftigbediente von der Weſtpreuß. Rer 

ng, in Betreff der Domainen⸗Aemter aber von ber Weſtpreuß. 
rieges⸗ und Domainen⸗Kammer der gedachten Behörde mittelſt gemein⸗ 

Tafilſchen Berichts in Verſchlag gebracht werden. Da aber mehreren 
Städten in der Provinz Weſtpreußen das Wahlrecht zuſtehet, und Se. 

nigi, Majeſtät keinesweges gemeint find, Ihre Unterthanen in ihren 

Sohlerworbensu Rechten zu Eränfen, beood) aber in Rückfit ber mit 
rd ſtädtſchen Gerichtspflege verbundenen Verwaltung ber Juſtiz in den 

omainen⸗Aemtern, den Magiſträten nicht die unumſchraͤukte Befugniß 
ba Mapt der Jaſttz⸗Ofſteianten gelaffen werden kann, fo follen bie 
tendes⸗Sollegta bei vorkommenden Pacanzen ber Lands und Stadtrich⸗ 

"t; fo wie der Actuarien den Magifteäten, welchen das Wahlrecht zu- 
e, nach vorgängiger Einigung unter fich, (wobei, wenn wider Ver⸗ 
[d keine Vereinigung ftat finden folte, die Regierung bel Beſotzung 

er Juſtizbedienten⸗ Stellen des Michelau⸗ Eulms und Marienburgſchen 
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Kreiſes, die Krieges und Domainen -Kammer aber bei Beſetzung der 
Fuſtizbedienten⸗ Stellen des Stargardſchen, Marienwerder? und Nies 
fenburgſchen Kreifeg den Nusſchlag giebt,) zwei Subjecte die Referens 
Darien oder Auscultatores bei einem Landes⸗Juſtiz⸗Collegio find, oder 
bei ſolchem geſtanden haben, und mit guten ^ttestatis werfeben finds 
zur Wahl in Vorſchlag bringen, und die Magiſträte hiernächſt gehale 
ten ſeyn, eines derſelben zu erwäßlen. Da indeſſen bei der erſten Ein⸗ 
richtung der Land⸗ und Stadtgerichte mit auf die bereits fid) im Dienſt 
befindende Inſtizbedienten Nückſicht genommen werden muß, fo bleibt 
für diesmal das Wahlrecht der Magiſträte gänzlich ausgeſchloſſen. 
9. 7. 


Die Verpflichtung der Juſtiz⸗ Offfcianten foll nach eben dem Ver⸗ 
Bülmig, wie die Weſtpreuß. Regierung und Krieges- und Domainen⸗ 
Kammer, nach dem vorhergehenden g. bei Präfentation der den Magi⸗ 
ſträten zur Wahl in Vorſchlag zu bringenden Subjecte entſcheidet, rep- 
vor der Weſtpreuß. Regierung und Krieges⸗ und Domainen⸗Kammer 
erfolgen, aud) nach eben diefem Maaßſtabe beiden Landes⸗Collegien die 
Beſtallungs und Verpftſchtungs⸗ Gebühren zufließen, jedoch mit Aus, 
ſchluß der für Ableitung des Hemagial⸗ Eides zu entrichtenden Gebühr 
ren, welche, wie bisher, ausſchließlich die Regierung erhält, Wegen det 
Norm der Dienſt⸗Eide hat es dagegen bei der deshalb allgemein ergan⸗ 
genen Verordnung ſein Bewenden. 


Was die in der Provinz geltende Geſetze anlangt, ſo haben fid 
die Land⸗ und Sradtgerichte bis zur Eröffnung des Provinzial: Lande 
rechts nach den Feſtſetzungen des Notifications- Patents vom 28. Sep⸗ 
tember 1772 und dem Patent vom 13. Novbr, ejusd, a, fo wie den 
nachher ergangenen Edicten und Verordnungen, in ſofern zu achten, als 
nicht die Vorſchriften des allgemeinen Landrechts nach deſſen Publica 
19 aia vom 5, Febr. 1794 und deffen Declarationen Anwendung 

inden. 


$ 9. 

Was dagegen den Modum procedendi betrifft, fo wird deshalb Fol 
gendes feſtgefetzt: N 

L In allen Sachen ber ſtreitigen und willkürlichen Gerichtöbar⸗ 
keit follen die Land- und Stadtgerichte fid) allein nach den Vorſchriften 
der allgemeinen Gerichtsordnung und deren etwanigen Declarationen 
achten, und fich diefe zur Richtſchnur dienen laffen. 

Da jedoch beſonders wegen der in ben Domainen⸗Aemtern zu wer? 
waltenden Juſtiz die Concurrenz der Domafnen⸗Beamten wegen des In 
tereſſe Seiner Majeftät zum ftern nothwendig wird, und dieſe in der 
Regel mit den Landgerichten nicht an einem Orte (id) befinden, auch in 
einigen Fällen mehrere Städte zum Sprengel eines Gerichts gehören, 10 
werden deshalb folgende nähere Beſtimmungen getroffen. 

In der Regel verwaltet das Land- und Stadtgericht an dem Orte 
wo den Gerichtsperſonen ihr beſtimmter Wohnſitz angewieſen ift, die SU 
fti und es werden, da gemeinhin die Land- und Stadtgerſchte in der 
Mitte ihres Gerichtsſprengels etablirt find, auch alle Termine am dem 
Orte, wo das Gericht ſeinen Sitz hat, abgehalten; ausgenommen, 
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1) Wenn die Amts ⸗Einſaaßen nach dem Wohnorte der Gerichtsper⸗ 
ſonen des Landgerichts zwei Meilen weiter als nach dem Domais 
nenamte haben, da dann das Landgericht die ſie angehende Ver⸗ 
Itc in dem Domainenamte abmachen, unb fie dahin vorla⸗ 
en muß; t 

3) Bei bgafatisnen der Domainen⸗Grundſtücke, wo der Ste und 
jeder peremtoriſche Termin im Domainenamte mit Vorbewuſt des 
Domainen⸗Beamten abgehalten werden muß; 

) Wenn eine Stadt zum Gerichtsſprengel des Gerichts gehört, und 
in diefer báffelbe nicht feinen Sig ha, wo dann das Gericht fih 
nach dem Orte ſelbſt verfügen und die daſelbſt vorkommenden Jus 
ſtiz⸗Goſchafte abmachen muß, und ſollen in dieſen Fällen die Ges 
richte verbunden ſeyn, einmal des Monats an dem Srte beſtimmte 
Gerichtstage abzuhalten; die Bürger der Stadt aber zur Neife der 
Sofficianten freie Fuhre geſtellen, und diefe Fuhren nach der Reihe 
won den Bürgern geleiſtet werden. 

Eben fo follen die Land- und Stadtgerichte, bei den Handlungen 
der freittgen Gerichtebarfeit und in dem eigentlichen Proreß, ohne alle 
Zuziehung der Domainen Beamten und Polizel⸗ Magifkräte, verfahren. 

Es werden daher, von den Land⸗ und Stadtgerichten, einfeftig 
alle nöchige Vorladungen erlaffen, jedoch diefe in Betreff der Amts⸗ 
ingeſeſſenen dem Domainen⸗Beamten durch bie Poft, oder da wo kein 
oft- Gour ijt, durch einen befondern Boten, welchen der Domainen⸗ 
tamte, außer ſchleunigen Fällen, woͤchentlich einmal zur Ablieferung 
er bei ihm, dem Domafnen⸗Beamten, eingegangenen Sachen und Abho⸗ 
ung der nöthigen Verfügungen an das Lands und Stadtgericht ſchicen 
muß, zugefertigt, und hiernachſt von dieſem durch den Amtswachtmeiſter 
ad der Adreſſe infinuirt, fobann aber dem Landgerichte in eben der 

tt die Behändigungsſcheine abgeliefert. Eben fo werden auch die im 

ge des Proceſſes vorkommenden Gyecutionen von den Landgerichten 

dirigirt, und auf deren Befehl vom Amtswachtmeiſter vollſtreckt. 


allein 


los wenn es der Sugiehung eines Deconomies Verſtändigen bei der Ins 
Feuction eines Procefjes bedarf, ift alsdann insbeſondere der Domainen⸗ 
tamte, der jedoch nur in der Qualität eines Sachverſtäͤndigen auftritt, 
zu wählen, in diefen Fällen aber von dem Landgericht dahin zu feben, 
aß der Domainens Beamte nicht zu unnützen Reiſen veranlaßt, ſondern 
Teeiet als möglich die Sache bei der Anweſenheit des Gerichts im Amte 
abgemacht werde. ; n 
ius, Was dagegen die Handlungen der willkürlichen Gerichtsbarkeit bez 
wm, ſo bedarf es auch bei dieſen in der Regel nicht ber Anzichung 
tS Domainens Beamten oder der Mitglieder des Polizei: Magiſtrats, 
Timefs ig diefe mut dann erforderlich, wenn das Antereffe der Käm⸗ 
Mereien oder der Demainenåmter dabei ſubverſirt, daher denn bei Ab⸗ 
Mliefung eines Kaufe und Tausch Gontegete, enes Sthmmerei- und 
mgl. Amts ⸗Grundſtücks, oder wenn bei Erbtheilungen dergleichen 
PL zur Maſſe gehoren, vor Abſchließung des Contracts und 
aultgung der Grötheilung jederzeit zuvor das Sentiment des Magiftraté 
5 des Domafnen⸗Beamten, in wiefern der neue Acgulrent als befi$- 
fähig anzunehmen, erfordert, und hiernächſt erſt mit Abſchließung der 
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Verhandlung ſelbſt von dem Land⸗ und Stadtgericht verfahren, eben fo 
auch endlich, wenn die Zuſtimmung der hohern Cameral⸗Behörde ers 
forderlich, von dem Land» und Stadtgericht gemeinſchaftlich mit dem 
Domainen -Beamten oder Magiſtrat Bericht erſtattet werden muß. 

Da es bie Officianten der Land- und Stadlgerichte, beſonders wer 

E der damit verknüpften Reifen, aber ſehr diſtrahiren würde, wenn 

e bei Theilungen und Subhaſtatſonen der Aufnahme der Inventarien 
und Anfertigung der Taxen felbft beiwohnen müßten, fo folen die Dor 
mainen⸗ Beamte gehalten ſeyn, bei kleinen Leuten und Einliegern fos 
fort, ſonſt aber auf Mequifition der Landgerichte, fid) in dem Bezirk 
ihres Domainenamts der Aufnahme der Invenzarien und Anfertigung. 
der Taxen zu unterziehen, dieſen aber fol ebenmüfig frei ftehen, die 
Anfertigung der Inventarien cum Taxa den Schulzen und Dorfgeſchwor⸗ 
nen zu übertragen, wogegen der Abſchützung eines Grundſtücks der Dor 
imainen Beamte jederzeit ſelbſt beiwohnen, und das Protocol abhalten 
muß. Jedoch müſſen in allen Fallen diejenigen, welche das Insentarium 
oder die Taxe des Immobilis angefertigt haben, ſolche bem Landge 
richte ſelbſt, bei deſſen Auweſenheit im Amte überreichen, und muß hiers 
über das Landgericht ein Protocol aufnehmen, auch mijjen die Inven⸗ 
tarien jederzeit nach dem der Gerichtsordnung Th. II. Tit. V. beigefüg⸗ 
ten Schemate angefertigt werden, da nur unter Beobachtung dieſer Mos 
dalitäten die Inventarjen oder Taxen der Immobilien den gerichtlichen 
gleich geachtet werden folen. Zum Behuf dieſer und der in der Folge 
weiter zu erwähnenden Geſchäfte, bei denen die Zuziehung der Domais 
nen- Beamten erforberlich ift, foll das Landgericht alle Monat einmal, 
und zwar jedermal den erſten Montag nach dem Ersten des Monats, und 
wenn zu dem Gerichtsſprengel eines Gerichts zwei Domainenämter oder 
Autendanturen reſſortiren, in dem ten Domainenamt den erſten Mons 
tag nach dem 15ten jeden Monats, jedoch mit Ausſchluß des Monats 
Auguſt, wo die Erndteferien eintreten, ſich nach dem Domainenamte 
verfügen, daſelbſt drei Tage über aufhalten und während dieſer Zeit 
ſaͤmmtliche Geſchafte, bei denen der Domainen⸗Beamte zugezogen werden 
muß,, abmachen, auch keinen der Gerichts⸗Eingeſeſſenen, der [^ meldet, 
abweiſen, übrigens aber hier den Amts⸗Einſaaßen, fo wie oben bei den 
Städten in Betreff der Bürger verordnet it, die Geftellung und Lei⸗ 
fung der zur Abholung und Abbringung der Gerichtsperſonen nöthigen 
Fuhren obliegen. 

Tí In Vormundſchaftsſachen werden die Land > und Stadtgericht 
allein duf die Vorſchriften des allgemeinen Landrechts Th. II. Tit, XVIII. 
und der nachher ergangenen Declarationen verwiefen. Sie mifen j^ 
doch die eingegangenen Sachen dem combinirten Magiſtrate und Domai 
nen- Beamten vortragen, und die darauf zu treffenden Verfügungen ans 
zeigen, auch ihnen die Munda zur Mitvollziehung zustellen; da es dene 
felben hiedurch mit zur Pflicht gemacht wird, dafür zu ſorgen, daß die 
Pflegebefohlnen ihrer Eingefeffenen eine gute Erziehung erhalten, den 
3 tüchtige Vormünder beftelt und ihr Vermögen treu verwaltet 
werde. 

Cs Haben bie Magiſträte und Pomainen-Benmte daher md p 
Vornlundſchaftsſachen, jebed) blos ein volum consultativum, und find, 
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wenn bag Land: und Stadtgericht ihren etwauigen Vorſchlägen und Au⸗ 
rügen nicht beitreten will, befugt, der Regierung als obervornundſchaft⸗ 
fen Behörde zur Remedur Anzeige zu machen; ausgenommen, wenn 
ae Vermögen der Pflegebefohlnen untergebracht werden fol, wo als⸗ 
dann wegen der zu beſtellenden Sicherheit bei den Magifträten die Mehr⸗ 
beit der Stimmen allein entfcheidet , wenn puria vota find, aber biejer 
nge Meinung, welcher der Stadteichter beitritt, den Vorzug erhält, 
zen diſſentirenden aber in allen Fallen freiſtehet, ihre Gründe, weshalb 
fi dem Gonelufo nicht beitreten wollen, der Regierung zur Nemedur 
anzeigen, widrigenfalls es dafür, als ob fie dem Concluſo beigetreten 
ind, angenommen werden fell, ſelbſt wenn ſie ihre gegenſeitige Meiz 
nung ſcheiftlich zu den Acten gegeben haben. Wegen Aufnahme der Jus 
bauen und Anfertigung ber aren findet übrigens aber hier eben 
aelenige ſtatt, was deshalb im Allgemeinen bei den Erbauseinander, 
hungen verſehen ift. A 
., HL Bei bem Pypothekenweſen haben ſich die Land- und Stadtge⸗ 
üichte nach der Dispofition der pypotfefenotbmumg vom 20. December 
178$ mit der Maaßgabe“ daß die Tit, UL . 17. vorgeſchricbene Ins 
groſſattons⸗Bücher wegfallen, und in deren Stelle die vidimirten Abs 
riften zu den Grund: Acten eines jeden Grandſtücks genommen werz 
en, zu achten, insbeſondere auch die Pypothekenbücher nach dem diefer 
Ypothefen- Ordnung beigefügten Schemate einzurichten und zu führen. 
lt Hppothekenbücher der zu den Domainenämtern gehörigen Grundſtiſcke 
erden in den Domainenamtern aufbewahrt, und unter gemeinſchaftli⸗ 
ben. Verſchluß des Landrichters und Domainen ⸗ Beamten gehalten, in 
eſſen concurrirt der Domainens Beamte nur in ſofern beim Hypothe⸗ 
enweſen, daß er bei der Anweſenheit des Landrichters im Domainens 
Site den In ⸗ und Extabulationen perſönlich beiwohnt, und die zu ers 
theilende Hypotheken ⸗ und Necognitions⸗ Scheine durch feine Unterſchrift 
E» vollzieht. Wegen dieſer feiner Mitunterſchrift haftet der Domainen⸗ 
tamte jedoch blos für die Uebereinſtimmung des Hypotheken⸗ und Res 
anitions⸗ Scheins mit dem Sypothekeubuche ſelbſt, zur Beit der Wis- 
"figtmg deſſelben, in ſofern er nicht von der vorſchriftswidrigen Fih- 
dung ad Verfälſchung des Sppothekenbuchs unterrichtet gemefen, da 
Et für ihn eine ſolidariſche Verbindlichkeit zur Eutſchädigung gleich 
em Gericht eintritt. 2 c 
In den Städten werden dagegen die Hypothekenbücher unter ben 
Vmeinfamen Beſchluß des Gerichts und dez Polizei» Bürgermeifters der 
(übt, über deren Grundſtäcke die Pppothekendücher geführt werden, ge: 
Sue, und muß der Polizei- Birgermeifter des Orts den Ju- und 
Su bulationen beiwohnen, und die Hrpatheken » und Recognitions- 
f heine gleich den ubrigen Magiſtrats⸗Mitgliedern durch feine Unter⸗ 
haun vollziehen, auch jeder von ihnen wegen diefer ihrer Mitunter 
b ift dergeftalt, wie oben wegen des Domainen -Beamten verſehen ift, 
vigi, y LID foU übrigens keines der Dfficianten der Bande und Stadtge⸗ 
tepme fügt ſeyn, die Hypothekenbücher mit nach feinem Wohnorte zu 
uit dall doch bas Gypothetenwefen bei den meiften untergerichten noch 
t vollſtöndig regulirt ift, obgleich deshalb die gemeſſenſten Berfü⸗ 


492 Don 20. Auguſt 1802. 


gungen ergangen find, die Erfahrung und verſchiedene Anfragen der 
Untergerichte auch gezeigt haben, daß nicht überall nach benfelben Grund 
ſätzen bei Einrichtung des Hppothekenweſens verfahren worden, fo wo 
len deshalb Seine Majeftåt hiemit zugleich noch folgende Anweiſung, 
wie es bei Einrichtung des Hppothekenweſens in der Provinz Woſtpren⸗ 
‚Fon mit Lusſchluß des zu Oſtpreußen gehörigen Stiefenburg und Mo⸗ 
rienwerderſchen Kreiſes zu Halten, ertheilen, und haben die Untergericht® 
ſich hiernach aufs genaueſte zu achten, und fid) die Einrichtung des LY 
polhekenweſens, wodurch das Eigenthum eines Jeden und der Wohl” 
fand der Eingeſeſſenen durch Vermehrung ihres Gresit befördert wird, 
möͤglichſt angelegen ſeyn zu laffen, da ſonſt, und wenn ſich bei der künf, 
tig zu veranlaſſenden Juſtiz⸗ Viſitation finden ſollte, daß irgend ein 
Untergerichts⸗Offieiant fid) dennoch hierinnen fäumig bewieſen, defo 
ernſtliche Beſtrafung erfolgen wird. 

Im Allgemeinen find bei Ausmittelung der in das Sppothekenbuch 
gehörenden Grundstücke, bei Einſammlung der Nachrichten über diefe 
ben, und bei Vernehmung der SBefiger, die in der allgemeinen Hopothe' 
ten Ordnung vom 20. Dechr. 1783 Tit. IV. enthaltenen Vorſchriften 
zu befolgen. 

Da aber in Rückſicht der beſondern Verhältniſſe der Provinz We 
preußen durch das Patent vom 17. Decbr. 1781 und das sub eodem 
dato an die Weſtpreuß. Regierung ergangene Refeript, wegen Einrich 
tung der Pypothekenbücher ſpeclelle Vorſchriften ertheilt, und zuglei 
alle diejenigen, welche an Weſtpreuß. Grundſtücke einige Real⸗Anſprüche 
zu haben vermeinem, aufgefordert worden, dieſelben ſpätſtens bis zu 
Ende des Jahres 1782 anzumelden, fo ergeben ſich hieraus nachſtehende 
nähere Bestimmungen: * 

1) Bedarf es nicht weiter der in der Hypotheken Ordnung a. a. D 
g. 14. vorgeſchriebenen öffentlichen Aufforderung der Neal- Práter? 
denten, da ſolche durch das erwähnte Patent vom 17. December 
1781 bereits allgemein erfolgt iſt. 2 

2) Darf bei Berichtigung des Tituli possess. in keinem Fall weiter 
als bis zun Fahr 1782 und auf denjenigen, der das Grundſtück zu 
‚Ende dieſes Jahres beſeſſen hat, zurückgegangen werden. 

3) Wenn ber jebige Beſiger das Grundſtück von dieſem durch Kauf, 
Tauſch, Schenkung, Bermächtniß oder auf andere Art — titulo an. 
gulari — erworben hat, fo ijt es hinreichend, wenn derſelbe auf? 
feinem eigenen Titel, durch glanbhafte Documente, Zeugen, Atte 
der Grundherrſchaft, Dorſs⸗ oder Gerichts⸗Obrigkeit u. f, w. NA 
weiſet, daß derjenige, in deffen Händen fid) das Grundſtück am 
Schlus des Jahres 1782 befunden hat, daſſelbe wirklich als [f 
Eigenthum beſeſſen habe, indem alsdann nach Anleitung des $ 7r 
des mehrgedachten Patents vom 17ten December 1781 von eien 
Dritten, welcher feine Rechte nicht ausdrücklich zur Gintragung 
gezeigt hat, daran keine Anfprüche weiter gemacht werden können 

4) Hat aber der gegenwärtige Beſttzer das Grundſtück als Erbe pi 
jenigen, der ſolches im Jahr 1782 beſeſſen hat, erhalten, f? 855 
derſelbe außer feinem Erbrechte auch noch den Titulum feines Hes 

laſſers eben fo beſcheinigen, als dieſem nach den unten folgen 
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Vorſchriften er obliegen würde, wenn das Grundſtück fid) noch 

in feinem Beſitze befände, indem einem ſolchen Successori universa- , 

li die in dem Patent vom 17. December 1781 enthaltene öffentliche 

Aufforderung und Pracclusion nicht zu ſtatten kommt. 

Hat der gegenwärtige Beſizer das Grundstück ſelbſt ſchon beim. 

kusgange des Jahres 1782 befeffen, fo darf derſelbe in allen Fäls 

len nur feinem eigenen Bejistitel beſcheinigen, wogegen eine Nadz 
weiſung des tituli auctoris nicht erforderlich ift. Da aber einem fols 
chen Beſiger wegen der vormaligen 3Serfaffung der Provinz Weſt⸗ 
preußen auch der Nachweis feines eigenen Tituli in vielen Fällen 
fehe ſchwer fallen würde, fo ijt hiebei zu unterſcheiden: 
ob derſelbe bem Fondam nach der Beſitzuahme von Weſtpreu⸗ 
ßen, oder ob er ſolchen ſchon vor dieſem Zeitpunkte acqui⸗ 
titt habe? 

Im erſten Falle muß ber Titulus des Beſitzers vollſtändig nach den 

zur geit der Erwerbung geltend geweſenen preußiſchen Hupotheken⸗ 

geſetzen docirt werden, und wenn dies in einem oder dem andern 

Punkte nicht hinlänglich geſchehen könnte, fo muß ein ſolches Grund⸗ 

ſtück nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichtsordnung Th. L Tit. 

51. &. 109 ſpecialiter aufgeboten, und darüber ein Präcluſionser⸗ 

kenntniß ausgebracht werden. Wenn der Beſitzer fein Eigenthum 

und Beſigrecht mit nichts nachzuweiſen vermochte, kann das Aufge⸗ 
bot des Grundstücks nicht anders ſtatt finden, als wenn durch Zeu⸗ 
gen oder obrigkeitliche Atteſte ein ruhiger Beſitz von 30 Jahren, 

Jahr und Tag, befibeinigt wird, und mifen übrigens die Land⸗ 

und Stadtgerichte zur Erſparung der Koſten fo viel wie moglich, 

mehrere dergleichen öffentliche Aufgebote mit einander verbinden. 

Im letztern Falle, wenn namlich das Grundstück ſchon vor der 

Sccupation acguirirt worden, foll das Veig- und Eigenthumerecht 

des Wefigers auch ohne ſpettelles Aufgebot für hinlänglich nachge⸗ 

wieſen gehalten werden, wenn darüber entweder Documente beige⸗ 
bracht werden, welche 

a) einen wirklichen Titulum dominii translätivum enthalten, 

b) in forma probante probucirt worden, S * 

c) kein vitium visibile enthalten, ober wenn auch nur der bishes 
rige ungeftöxte Beſitz durch glaubwürbige Zeugen oder durch 
Atteſte der Grundherrſchaften, Stadt⸗ oder Dorfsobrigkeiten 
bekundet wird. / S 

6) Was die auf den Grundstücken haftende onera realia und Schul⸗ 
den anbetrifft, ſo iſt, wenn ſich dergleichen aus geſammelten Nach⸗ 
richten bervorthun, ebenfalls ein Unterfchieb zu machen: 

ob dieſelben nach dem Jahre 1782, oder ob ſie ſchon vorher 
eutſtanden find. 

Im erſten Fall finden wegen Prüfung und Eintragung folder 
Nealanfprüche überall die Vorſchriften der allgemeinen Pypotheken⸗ 
ordnung Anwendung. f 

Im letztern Fall kommt es darauf an, ob diefe Realforderun⸗ 
gen bis zu Ende des Jahres 1782 zur Eintragung bei dem Ge⸗ 
richte bereits angemeldet worden, oder ob eine ſolche Anmeldung 
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nicht erfolgt iſt. Diejenigen Realanſprüche, welche bis zum Abe 
laufe des Jahres 1782 zur Eintragung angemeldet worden, fi 
nach der Zeit der Anmeldung ohne Rückſicht auf die Qualität oder 
den Zeftpunkt der Entſtehung des Anſpruchs zu intabuliven, in [P 
fern nach den beigebrachten Documenten mur außer Zweifel it, daß 
die angemeldete Forderung eine wirkliche Neal: und nicht eine bloß 
perſönliche Forderung fey. Wird ein ſolcher Anſpruch von dem BP 
figer bei deſſen Vernehmung nicht anerkannt, fo kann deshalb vor 
läuſig nur, in fo fern derſelbe wenigſtens einigermaßen beſcheinigt 
if, eine Proteftation in dem Hypothekenbuche vermerkt werden. 
Auf ganz unbeſcheinigte Anſprüche dieſer Art ift hingegen kein 
Mückſicht zu nehmen, und es fo anzufehen, als ob bitfeipen nicht 
angemeldet waren. Wenn eine Realforderung, deren Exiſtenz au 
den eingefammelten Nachrichten hervorgehet, bis zum Ablauf des 
Jahres 1782 zur Eintragung nicht angemeldet worden, ſo iſt der 
SBefiger zu vernehmen, ob er dieſelbe für richtig anerkenne, un 
nur, wenn ein ſolches Anerkenntniß erfolgt, kann eine ſolche For“ 
derung in dem Hypothekenbuche ingroſſirt werden, jedoch dergeftalkt 
daß dieſelbe allen wirklich angemeldeten Anfprüchen, wenn fold" 
auch ſpäter entſtanden wären, nachſtehet. 

Auf diejenigen Anſprüche hingegen, welche in dem erwähnten 
Zeitpunkt nicht angemeldet worden, und welche auch von dem BY 
figer nicht anerkannt werden, ift bei Einrichtung der Hypothe⸗ 
kenbücher überalt keine Rͤckſicht zu nehmen, wenn fie auch von der 
Beſchaffenheit wären, daß fonft nach den geſotlichen Vorſchriften, 
deren Eintragung ex officio verfügt werden müßte, und wenn au 
dieſerhalb von dem Gerichte etwa vormals bei vorläufiger Einſamm⸗ 
lung ber Nachrichten über die Hppothekenbücher bereits wirklich Ber“ 
merke ex oficio notirt ſeyn follten. 

Hat ſich der Juhaber einer ſolchen Forderung in der Folge nach 
Ablauf des Jahres 1782 noch zur Eintragung gemeldet, fo ift dar 
auf nur alsdann Rückſicht zu nehmen, wenn fid) dab Grandſtik 
zur Zeit der Anmeldung noch in den Händen deffen, der ſolches g 
Ende des Jahres 1782 beſeſſen hat, oder deſſen Erben — Succes” 
sorum universalium — befunden hat, maaßen ſonſt dergleichen W 
ſprüche einen dritten Beſiter — Successor singularis — auf wel 
chen das Grundstück gediehen ift, nach Manfgabe des Patents vom 
17. December 1781 nicht weiter verpflichten. 3 

IV. Beim Depofital-Wefew Haben fih die Rand + und Stadtgericht, 
genau nach den Vorſchriften der Depoſital⸗Ordnung vom 15. ipee 
ber 1788 und bem deshalb angefertigten Extract mit der Maafgabe 3 
achten, daß ihnen die Einrichtung und Führung des General: Depofito” 
tii erlaſſen wird, und fie daher die Deposit nur nach den einzelnen 
Maſſen verwalten dürfen. ^ 

Außerdem fol in denen Städten jederzeit der Kämmerer, in E 
fen hievon nicht in befondern Fillen mit Snftimmmg ber Meftpreuf 
ſchen Regierung Abänderungen getroffen werden, in den fDomainentm 
tern aber der Domainenbeamte oder deffen Stellvertreter, Stentant 
Lande und Stadtrichter erſter Curator, und der Actuarius zweiter CU 
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tor ſeyn, jeder von ihnen einen Schlüſfel der Oepoſttaleaſſe erhalten, 
und fie die diefen nach der Depoſitakordnang auferlegte befondere Pflichten 
du erfüllen verbunden ſeyn; bei denjenigen Gerichten dagegen, bei denen 
bein Actuarius angestellt ift, aber der kand⸗ und Staderichter die gunt» 
tiones beider Curatorum verrichten und die Depoſttalcaſſe nur mit zwei 
Schlöſſern, von denen der Nendant einen, der Land und Stadtrichter 
aber den zweiten Schlüſſel erhält, werfehen werden. 

In den Städten darf bei willkürlicher Geldſtrafe und im Wiederho⸗ 
dungs fad bei Caſſation fo wenig der Rendant als einer der Curatoren, 
obne Juziehung ſämmtlicher Depofitarien, Gelder oder Pretiosa, welche 
zum Judicial- oder Pupfllar⸗Depoſitorio gehören, einfeitig annehmen, 

und ſoll deshalb auch ber Deponent nur durch us Befolgung dieſer 
Vorſchrift, und wenn er fid) einen vorſchriftsmäßigen, von ſänumtlichen 
Sepofitarien vollzogenen und mit dem gerichtlichen Siegel verſehenen 
depoſttal⸗Extract ſtatt der Quittung erteilen laffen, von feiner Bers 
indlichkejt zur Depoſition befreiet werden. 
. Da indeffen zum öftern Geld und Pretioſa, welche zum Depofitos 
Tio gehören, mit der Poft einlaufen können, [o fol, wie hiemit mës 
drücklich feſtgeſest wird, den hierüber der Poft zu erthellenden Schein 
jederzeit der Landrichter nebſt dem Kämmerer oder dem ſonſtigen Rens 
Danten zu unterſchreiben verbunden, und nur gegen einen dergeſtalt volle 
zogenen Poſtſchein das Poſtamt die Gelder zu verabfolgen berechtigt ſeyn. 
Biernach haben daher auch die Stadtgerichte, wenn fie nicht in der Stadt, wo 
die Depoſition erfolgen foll, ihren Sitz haben, die Verfügung derge⸗ 
alt zu treffen, daß die Depofition bei ihrer Anweſenheit und bei den 
von ihnen monatlich abzuhaltenden Gerichtstagen erfolge, und folen 
of. in nicht zu erwartenden ſchleunigen Fällen, der Polizeibtirgermeis 
der und Rendant die etwanigen Deponenda in Abwefenheit des Lande 
dichters zur Aufbewahrung anzunehmen befugt ſeyn, jedoch müſſen fie, 
o wie der Deponent von der erfolgten Depoſitiom fofott dem Lands 
rite bei der oben ſchon gedachten Ahndung und Verantwortung 
ale machen. In Betreff der bei den Landgerichten zu Deponi» 
denden Gelder und Pretiosorum finden in der Regel diefelben Grundſätze 
Ratt, welche oben Rückſichts der ſtaͤdtiſchen Gerichtsbarkeit aufgeſtellt 
nnd, da jedoch der Domainenbeamte eine hinreichende Caution beftellen 
m ſen, und von ihm daher mehrere Sicherheit zu erwarten ift, fo foll 
eim, fo wie den Intendanten, nicht aber dem Adminiſtrator insbe⸗ 
Galore geftattet ſeyn, die zum Pepositorio des Landgerichts gehörenden 
elder und Pretiosa einfeitig bis auf das Quantum von 200 Nthlr, ges 
den ihre Quittung in Empfang zu nehmen, jedoch máffen auch hier die 
ponenten von der bewirkten Depoſition bei Vermeidung des oben 
wl ümmten Nachtheils fofort dem Landrichter Anzeige machen, und von 
ven der Ertheilung eines vollſtändigen Depoſital⸗Extracts ftatt unit» 
"8 bei dem nächſten Gerichtstage entgegen ſehen. — Der Domainen» 
Mte aber muß bei dem nächſten Gerichtstage die depouirten Gelder 
[s gerichtlichen Depositorio einliefern, wwibrigenfalls er wilftürliche 
Gp teft und im Wieberpolungöfa nach fBemanbmig der Umftände 
= Gefängnißſtrafe oder Entfegung aus der Pacht verwirket. 
Uebrigens muß die mit Ablauf eines jeden Jahres nach dem Schema 
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sub J. der Depoſital⸗Ordnung angufertigenbe Depoſital⸗Tabelle von den 
Gerichten als Gerichtsbehörde der Städte der Weſtpreußiſchen Regie⸗ 
rung und als Gerichtsbehörde ber Domatnen⸗Aemter der Weſtpreußk⸗ 
ſchen Krieges⸗ und Domainenkammer ſpäteſteng bis zum 15ten Januar 
eingereicht, von letzterer auch der Weſtpreußiſchen Regierung ein Dupli⸗ 
cat eingeſchickt werden. $ 

. 10. 

Diefe nach den vorhergehenden $8. den Land⸗ und Stadtgerichten 
angewieſene Gefchäfte, müffen in der Regel von den dabei angeſetzten Df- 
fickanten gemeinschaftlich beſorgt werden. Da jedoch die Actuarit nicht 
als Richter verpflichtet find, ihnen auch überhaupt kein Votum zuſteht, 
ſondern fie in allen ihren Geſchäften der Direction des tand- und Stadt⸗ 
richters Folge zu leiſten haben, fo wird den Land⸗ und Stadtrichtern zu 
ihrem ausſchließlichen Geſchäftökreiſe die Abfaſfung der Urtheiler 
das Decretiren und Inſtrufren in verwickelken Sachen, den 
Actuarien dagegen das Erpediren, das Inftruiren ber Baga⸗ 
telljaden, die Beforgung der Negiftratur- und Kanzleiz 
Geſchaͤfte und inöbeſondere die Bewirkung der Iugroffationen in 
den Hypothekenbüchern angewieſen und übertragen. Jeder mul 
in den ihm hiernach obliegenden Geſchäften mit beſonderer Promtitude 
verfahren, fo daß die eingekommenen Piecen und Sachen binnen deek 
Tagen bectetirf, expedirt, bie Verfügungen mundirt, und die Piece felh 
mit dem Concept zu den Acten gebracht, die abzufaſſende Erkenntniſſe 
aber ſpaͤtſtens binnen S Tagen nach dem Schluß der Instruction publi⸗ 
cirt ſeyn müffen, in fo fern nicht ber einzuleitende Peoceğ die Anle⸗ 
gung eines Arreſtes, eine Miethsvacht oder andere beſonders zu bes 
ſchleunigende Sache ꝛc. zum Gegenſtand hat, wo dann ſpätſtens binnen 
24 Stunden nach dem Schluß der Inſtruetſon die Publication der Er 
Eenntniffe erfolgen muß. 

Da übrigens aber den Land⸗ und Stadtrichtern in einigen Fällen 
nach ihren Beſtallungen ein Theil der Gopialien, welche [onft aus 
ſchließlich die Actuarien erhalten, zugeſichert ijt, fo muͤſſen fie alsdann 
auch in eben dem Verhältniß, wie fie an den Gopialien Genuß haben, 
die Anfertigung der Rein- unb Abſchriften auf ihre Koſten bewirken Taf? 
fen, und leidet in fo fern alfo auch die obige Beſtimmung, daß die U 
tuarien die Kanzleigeſchöfte auschließlich beforgen müffen, eine Modi 
cation. 


F. 11. ~ 
Was das Negifkraturz, Erpedicſons⸗ und Ranzleiwefen betrifft, ſo 
Haben ſich die Land⸗ und Stadtgerichte hierinnen vorzüglich nach folgt" 
den Beſtimmungen zu achten. $ 
Die Negiftraturen Der Stadtgerichte müſſen jederzeit von denen bU! 
Landgerichte, wenn auch nicht Durch befonbere Zimmer, fo doch durch véte 
ſchiedene Repositoria getrennt fen: fie befinden, fih im Betreff alet 
currenten Proceß⸗ und Criminalſachen, ferner der wegen der Handlun 
ien willkürlicher Gerichtsbarkeit und der in Generale und Vormund⸗ 
ſchaftsſachen zu verhandelnden Acten, auch an dem Orte, wo das ^ 
tibt feinen Sig Hat, und zwar in der Regel auf ben Statfpdufentr I} 
fo fern dieje den nótfigen Platz dazu gewähren, da font zur Au 
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Wahrung der zum Landgerichte gehörigen Acten von Seiten der Weft 
preußſſchen Kriegez⸗ und Domafnenkammer der Ort beftinmt werden wird, 
wo die Acten aufzubewahren. Die reponirten Proceß ⸗ und Pupillenac⸗ 
ten muͤſſen dagegen jederzeit in demjenigen Domainenamte oder der Stadt 
aufbewahret werden, für welche der Land⸗ und Stadtrichter bie Ver⸗ 
Handlung getroffen hat. 
Zur Aufbewahrung ber Acten muͤſſen, 

1) den Generalien, 

2) — currenten Civil⸗Prozeßſachen, 

5) — Concurs = Liguidakions = Moratorien» und Subhaſtatfons · 


ſachen, 
4) — Handlungen der willkürlichen Gerichtsbarkeit, 
5) — Eriminalfachen, s M 
6) — Reponirten Civil⸗ Prozeß > , Concurs z Ciquibations « , Mos 
ratorſen =, Subhaſtations⸗ und Eriminalſachen, 
7) — Gurrenten. Vormundſchaftsſachen, 
8) — Sieponirten Vormundſchaftsſachen, 
90 — thekenſachen, 
berſchiedene Repositoria gewidmet, oder wenn ber Umfang der Geschäfte 
dies nicht nothwendig machen follte, fo müſſen doch in den Stepofitorien, 
Sms durch ſchwarze Leiſten, Scheidungen gemacht werden, fo daß 
die berſchiedenen Acten und Sachen möglichſt getrennt find, und nicht 
unter einander kommen konnen. Im Repoſitorio ſelbſt müffen fid) mehs 
rere Fächer befinden, und diefe bei den Nepofitorien, welche ben Genes 
dalien, den Acten über Handlungen der willkürlichen Gerſchtsbarkeit, 
en Proceſſualien, ben Vormundſchaftsſachen gewidmet find; in alphabe- 
Acer Ordnung mit Buchfinben, in Betreff der Hppotheken⸗Beilagege⸗ 
en aber mit fortlaufender Nummer, y. B. 1 — 10. 10 — 20. 20 — 
30, je nachdem in benfelben eine Anzahl Beilageaeten verſchiedener Grunda 
p^ aufbewahrt wird, bezeichnet werden, und bleibt es der Beurthei⸗ 
ng des Land⸗ und Stadtrichters überlaffen, in wie fern im Prozeß⸗ 
855 Vormundſchaftsſachen einem Buchſtaben mehrere Fächer zu widmen 
u: fo wie es fid) denn auch, befonders in Betreff der en 
zen ſelbſt verſteht, daß in ben Nepofitorien ber Hypotheken⸗Beilage⸗ 
Ce eine genaue Trennung derſelben nach den Ortſchaften erfolgen muß. 
fin Sobaleidj nun fonftin allen Proceſſualien in jeder Sache befondere Acten 
"mit und dieje nach bem Namen der Partheien rubritirt werden müf- 
len, die Land- und Stadtgerichte fit) hiernach auch genau zu richten baz 
„ To ſoll dennoch in Betreff aller Bagatellſachen dahin eine Aus⸗ 
Tube fatt finden, daß diefe zu einem (Generale Volumine, welches mit 
em vollſtändigen Rotulo zu verſehen if, von Jahr zu Jahr zu beine 
BER und dieſe in einigen Fächern des Civil- Procefis Repositorii zu bete 
pute. Da aber der Fall eintreten kann, daß im dergleichen Sachen 
(i btt höheen Behörde Beſchwerde geführt, und hiernächſt von berfelben 
{en zu erfordern für nöthig gefunden wird, fo haben alsdann die Land- 
Skadtgerichte die concernenten Originalverhandlungen aus dem Ges 
abe Volumine heraus zu nehmen und in der Art eingufenden. 
dium Außerdem muß über jedes der Mepofitorien ein befondere® Reperto- 
um und zwar nach den sub B. d. D. anliegenden Schematibus geführt 
Wefpreuß. Prov-Mecht, Bd. TI. 32 
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werden, bloß bei minder erheblichen Gerichten kann das Repertorium, 
in Goncurs⸗ Liquidations⸗ Moratorien⸗ und Subhaſtations⸗ Sachen, mit 
dem der Proceßacten in der Axt verbunden werden, daß ftatt bei biefen daz 
Repertorium nach dem Namen des Klägers geführt wird, der Name des 
Schuldners und bei Subhaſtationen mit Beifügung der Nummer des 
Grundstücks aufgeführt werden muß. Zur Unterſcheidung der currenten 
Proceß⸗ und Vormundſchaftsſachen von den reponftten werden diefe aber 
mit einem blauen Zettel, ftatt daß jene einen weißen Zettel haben, verſe⸗ 
hen, und auf dieſem Bettel wird zugleich der Name 5 oder der 
Zunahme der Minorennen, über welche die Vormundſchaft geführt wird“ 
nebſt der Nummer verzeichnet, unter welcher die Sache im Repertorio 
aufgeführt ſteht. | 

lieber bie einkommenden Sachen, worunter auch die bei den Gerich⸗ 
ten ſelbſt aufgenommene Protokolle und die darauf erlaſſene Berfüguns 
gen gehoren, muß ein genaues Journal gehalten werden, und damit Dit 
ſes zugleich zur Gontrolle des Decernenten, Grpebientem und Kanzliſten, 
fo wie der zu erhebenden Gebühren dienen kaun, fo ijt dieſes. in der 
Art zu führen, daß auf einen ausgeſchlagenen Bogen vid. die Beilage 
E, 14 beſondere Colonnen unter folgenden Rubriguen zu formiren. 

4) No. des Exhibiti, 

b) Datum des Praesentäti, 

e) Namen der Sache. n 

d) Datum des Decrets. 

e) — der Expedition des Decrets. 

f) — unter welchem bie Berfügung mendirt, 

B) — unter welchem die Berfügung infüntitt oder zur Poft ger 


geben. 2 
h) — unter welchem die Piece zu den Acten gebracht, 
i) Betrag des Stempels, mit dem das Exhibitum verſehen. 


K) — des zum Mundo adhibirten Stempels. 

1) — der zur Sportul⸗Caſſe fließenden Gebühren. 

m) — der dem Richter zufließenden Taxen oder Siegelgelder. 
n), — der Copfalien und Y 


0) — der Juſinuationsgebühren. 
. Diefed mit bem rubro - 
Haupt Expedilſons⸗ und Tagebuch des Land⸗ oder Stabt⸗ 
gerichts N. N. 3 z t 

zu verfehende Journal muß mit beſonderer Aceurateſſe von dem Stadt 
richter oder Actuarins, je nachdem diefer beim Gericht angeſtelt ist 
geführt werden, und haften die Gerichte bei willkürlicher Strafe und 
im Wiederholungsfall bei Caſſation für jede Verfälſchung deffelben, 
die Landes Collegia befugt ſeyn folen, dieſes Haupt⸗Erpeditions⸗ un 
Tagebuch jederzeit zur Beurtheilung der Betriebfamkeit des Gericht 
zu erfordern, und fie zugleich mittel] eines Erteacts zu Belägen det 
zur Gaffe fließenden Gebühren, wie dies unten näher beſtimmt werden 
wird, dienen folen. x 

hebrigens muß auf jedem Exhibito das Datum, unter welchem DAT 
ſelbe zu den Händen des Gerichts gekommen, hienächſt am obern Ende 
zur linken Hand die Nro. des Journals und zur rechten die Nro, und der 
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Buchſabe des Nepertorit, unter welcher die Sache aufgeführt ift, vegis 
fritt werden, auch müffen endlich auf den ben Partheien oder Suppli⸗ 
Canten zuzufertigenden Manis, fo wie auf den bei den Acten bleibenden 
doncepten jederzeit genau die Gebühren verzeichnet werden, welche für 
ieſelbe aufgelaufen find. Ferner mifen die Land⸗ und Stadtgerichte 
eine General: Proceftabelle und) der Zeitfolge, wo der Proceß anhängig 
emacht worden, mithin nicht nach alphabetiſcher Ordnung, nach dem 
chemate sub F. und ein Diſtributionsbuch der zum Spruch vorliegenden 
zachen nach dem Schemate sub C, führen, jedem Vormundſchafts⸗Acten⸗ 
cke aber eine Jabelle nach dem Schemate sub H. vorheften, und dieſe 
von Zeit zu Zeit genau ausfüllen. 
Auch muß ferner: 
a) Der Land und Stadteichter ſelbſt nach dem Schemate sub 
I. eine Gontrolle der in feinen Gerichtsſprengel zu entrichten⸗ 
den Gollateral⸗Stempel, T 
b) Gine Gontrolle der verwirkten ſitzealiſchen und Stempelſtrafen, 
c) Eine Praͤſentien⸗Tabelle, in welcher bei jedem Tage exclusive 
der Conn und Feſttage, wo der Land- und Stadtrichter oder Ac⸗ 
- fuariué, nicht in loco. domicilii anweſend geweſen find, der Ort 
des Aufenthalts und die Urfache der Abweſenheit vermerkt werden 
muß, führen. Auf den Grund diefer Bücher, welche excl. der 
1 Pråfentienz Tabele von den Gerichten, wie hiemit ausdrücklich 
feſtgeſetzt wird, als ſtädtſche und als Domainen⸗Juſtiz⸗Behoͤrde 
beſonders geführt werden muͤſſen, haben hiernächſt die Unterge⸗ 
richte der Mejtpreußtfchen Regierung am Ende eines jeden mit 
ultimo November ablaufenden Jahres und ſpaͤteſtens bis zum 
15 December bei 5 Rthlr. Strafe generaliter anzuzeigen! A 
a) Wie viel Civil⸗Concurs⸗Liquidations⸗ und Subhaſtationsproceſſe 
überhaupt in dem Jahre bis ult, November ſowohl bei dem Lands 
als Stadtgerichte geſchwebt haben. 
b) Wie viel darunter vom vorigen Jahre begriffen, und wie viel in 
dem laufenden hinzu gekommen ſind. zo bus 
€) Wie viel davon 
1) durch Urtheil, 
2) durch Vergleich, und 
8) durch Renunciation abgemacht worden. 
i d) Wie viel Proceſſe noch ſchweben. 
J Wie viel Vormunzſchafteſachen ſchweben. 
N) Wie hoch fid) die Zahl der Decernendorum nach den Haupt⸗Ex⸗ 
peditions und Tagebüchern beläuft. 
E) Wie viel und welche Expeditionen rückſtändig geblieben. 
h) bb dus viel Berbrecher jid) der Strafe durch die Flucht ent» 
zogen haben. 
Ferner müſſen die Gerichte viertelſährig bei gleicher Strafe 
Dan: genaue Abſchrift der oben gedachten Präſentjen⸗Ta⸗ 


elle. 
2) Einen Extract der Gollateral « Stempefeontrollen, oder wenn 
2 dergleichen Erbſchaftsfälle vorkommen, eine desfallſige 
inzeige. A 
32* 
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8) Einen Ertract der Controllen der verwirkten fisraliſchen und 
Stempelſtrafe. 

4) Einen Extract aus den Haupterpedſtions⸗ und Tagebüchern 
wegen des verbrauchten Stempelpapiers. „ 

5) Eine nach der General⸗Proceßtabelle anzufertigende genaue 
Jyuſtructions⸗Liſte aller noch ſchwebenden Givilproceffe, nach 
dem zu bemerkenden dato der eingereichten Klage und unter 
genauer und umſtändlicher Anführung deffen, was in jeder 

5 Sache in bem letztverfloſſenen Quartal geſchehen ift. s 

6) Eine dergleichen Eriminalproceßtabelle nach bem beiliegen⸗ 
p» 4 oder eine Anzeige, daß keine Unterſuchungen 

weben. 

7) Eine Vormundſchaftstabelle nach dem beiliegenden Schemate 
der weſtpreußiſchen Regierung einreichen, und zwar dergeſtalt, daß dieſe 
Liften und Tabellen den Sten März, den Sen Junius, den Sten Septem⸗ 
ber und den Sten December zur Regiſtratur der Regierung eingehen, 
auch biefer von Diebstählen, bei welchen der Thäter nicht ertappt oder 
entdeckt worden, beim eintretenden Fall jedesmal ſofort, unter Bemer⸗ 
kung des Namens des Damnificaten und mit Beifügung eines genauen 
Verzeichniſſes der geſtohlnen Sachen, Anzeige machen, damit auf den 
Grund dieſer Anzeige die nöthige tlebertragumg in den deshalb bei der 
Regierung geführten Generals Tabellen erfolgen kann. 

2 


j. 12. 

In Betreff des Sportel: Weſens fell nächſtens den Lands und 
Stadlgerichten eine befondere Sporteltaxe ertheikt werden, und da nach 
der bisherigen Verfaſſung die Juftizbedienten in den Städten die zu ente 
richtenden Saren und Procentgelder erhalten haben, fo folen dieſe auch 
in der Folge bem Stadtrichtern zufließen, in fo fern nicht nach der Ber 
ſtallung davon eine Ausnahme gemacht worden, oder nach der Ortsver⸗ 
faffüng ein Theil der Sporteln zur Käͤmmereicaſſe gefloffen oder den übri⸗ 
gen Magiſtrats mitgliedern angewieſen worden ijt, als in welchem Fal 
es hiebei fein Bewenden behält. Die Gopialien erhält, wie oben bereits 
bemerkt ijt, in der Regel der Actuarius, in jo fern nicht in den 
Beſtallungen des Land» unb Stadtrichters oder des Actuarius eine ber 
ſondere Beſtimmung getroffen worden. Die Taxen und Procentgelder der 
Landgerichte als Gerichtsbehörde der Domatnen⸗ Kemter fliehen dagegen 
zur Haupt: Juſtiz⸗Aemter⸗ Sportelcaffe, in fo fern ſolche nicht ben Ge 
richts⸗Perſonen nach der Sportel⸗Taxe beſonders angewieſen ſind, und 
folen in biefer Hinficht die Landgerichte unter keinem Vorwande befugt 
ſeyn, dergleichen Gebühren, fo wie die ihnen guflicfenbt Siegelgelder 
und Copialien, noch die ihnen etwa zukommenden Diäten von Amtsein 
geſeſſenen ſelbſt zu erheben, ſondern ihnen vielmehr die Verbindlichkeit 
obliegen, beim Schluß einer jeden Sache ſpecielle Koſten⸗igufdationen, 
in denen das Folium ber Meten und die Nummer, unter welcher die Ber- 
fügung im Haupt⸗Expedifions⸗ oder Urtelsbuch des Landgerichts einge 
tragen it, anzufertigen und ſolche dem Semainenbeamten, Intendanten 
oder Wdminiſtrator zuzufertigen, hiernächſt aber diefer gehalten ſoyn, die 
Gebühren einzuziehen und keſp. zur Haupk⸗Juſtiz⸗Temter⸗Sportel⸗Gaſſe 
zu berechnen und unter dem Rubro y 

Herrſchaftliche General: Sportel- Gaffen » Gelder 
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der Krieges ⸗ und Domainen⸗Kammer einzuſenden oder aber dem Laud⸗ 
gericht zu übermachen. ; 

Damit aber die Gameralbebórbe eine genaue Controlle der zur 
Haupt⸗Juſtizämter⸗Sportelcaſſe fließenden Gebühren und Gelder erhalte, 
ſo hat außerdem noch das Landgericht mit Ablauf eines Vierteljahrs ei» 
nen Extract D 

1) Des Haupt - Erpeditiond c und 
2) Des Diſtributions⸗ Buchs des Landgerichts. 
8) Der Controlle der beim Land⸗ und Stadtgericht verwirkten fiseali⸗ 

ſchen und Stempelſtrafen. E 

4) Duplicate der in jeder Sache angefertigten Koſtenberechnungen, in 
. fo fern letztere das Landgericht angehen, 
einzureichen, und ſollen hiefür dem Actuario dem die Anfertigung dieſer 
Extracte insbeſondere obliegt, wenn bei dem Gericht kein Aekuarius an⸗ 
geſtellt ift, aber dem Bands und Stadtrichter r und dem Domainen⸗ 
Beamten oder Uomiulſtrater, welcher die Koſten einzieht, ebenfalls q'e 
der zur Haupt⸗Juſtiß⸗Aemter⸗ Sportelcaſſe fließenden. Gebühren zuge: 
billigt werden. 


$ 18. n 

Da nach ber bisherigen Verfaſſung die Juſtizbedienten in den Städ« 
ten in der Regel zugleich Mitglieder des combinirten Magiſtrats gewe⸗ 
fen find, und als ſolche insbeſendere bei den Wahlen der Prediger, der 
Magiſtratsmitglieder u. f. w. [o wie der Verwaltung der Kämmerei⸗Gü⸗ 
ter concurrirt haben, fo hat es auch hiebei für die Folge wegen der 
Dfficianten der Land⸗ und Stadtgerichte fein Bewenden, und [oll für 
die Folge, jedoch erſt nach Abgang des bis jetzt angeſetzten Polizei: Bra 
germeiſters, der Stadtrichter das Directorium führen, und in allen 
Geſchäften den Vorſitz, fo wie bei den Unterſchriften den Vorrang vor 
dem e haben, wogegen die Actuarten nach bem Po 
leis Bürgermeister ihren Rang erhalten. 
L 14. 


Bei Concurrenz der Landrichter mit bem Domainen⸗ Beamten oder 

Intendanten, rangiren beide nach dem dato ihrer Beſtallung, die W= 

miniſtratoren aber jederzeit nach dem dandeſchter, die Actuarfen ſtehen 
"gegen im Stange den Domainen: Beamten, Intendanten und Arte» 
miniſtratoren jederzeit nach. Bei Bereifung der Domainen⸗Aemter 

muß den Offieianten der Land⸗ and Stadtgerichte ein Zimmer in dem 
"ntéfaufe angewieſen werden, auch ijf der Domainen⸗ Beamte verpflich⸗ 

Ed Landrichter, fo wie den Aetnarins, jeden für 6 gGr. täglich zu 
oͤſtigen. 


2 9. 15. : 

ls untergerichte müffen die Land⸗ und Stadtgerichte, ohne Unter: 
schied ſowohl von der Weſtpreußſſchen Regierung als von der Krieges 
und Domainen⸗Kammer, Befehle und Aufträge annehmen und ſolche 
gehörig befolgen. Sie ſtehen beſonders in der Qualität als Landgerichte 
auch unter beiden gedachten Behörden, und find diefe hiernach auch, in 
fo fern die Gerichte vie Juſtiz in den Domafnen⸗Kemtern verwalten, 
ad Einſchrankung befugt, Suftips oder Caſſen⸗Reviſionen zu veranlafs 
en, wogegen, in fo fern ffe fthdtifche Gerichtsbehoͤrden find, die Veran⸗ 
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laſſung elner Viſitation derſelben der Weſtpreußiſchen Regierung aus⸗ 
ſchließlich vorbehalten bleibt, mit der Maaßgabe, daß in den Städten, 
wo der Kämmerer zugleich Rendant der Depoſital⸗Gaſſe ift, dem Kries 
ges⸗ und Steuerrath obliegt, bei Revision der Kämmerei⸗ Gaffe bie Des 
proai mit zu veojdiren, Bei ber Reviſion ſelbſt hat es übrigens 

vi der Dispoſition der Allgemeinen Gerichtsordnung, fo wie der deshalb 
den Landes ⸗ Juſeiz⸗ Gollegien befonders ertheilten Anweisung und bei den 
den Räthen, fie ſeyen von der Regierung, oder Krieges⸗ und Domai⸗ 
nenkammer als Nevifipns= Sommifjariis verfaſſungsmäßig zukommenden 
Diäten fein Bewenden. 

? d $, 16. . 3 
a Da übrigens jedem Land» und Cabtgerld)te ein ſolcher Gerichtds 
ſprengel angewieſen ift, daß keins derfelben mit Geſchaͤften zu ſehr übers 
häuft ift, fo foll den Land und Stadtrichtern auch nech endlich die An⸗ 
nahme von Juſtitiariaten der in ihrem Gerichtsbeziek belegenen adlichen 
Güter verſtattet feyu; indeſſen müſſen fie fid) mit dem Tarisdictionario 
wegen eines beſtimmten Honorarii einigen und die Sporteln dem Juris- 
dictionario überlaſſen, auch ihre Beſtätigung jederzeit bei der Weſtpren⸗ 
ßiſchen Regierung unter Einreichung ihres mit dem Jurisdictionario ger 
troffenen Uebereinkommens nach ſuchen. p 
m 9. 17. 

Seine Majeſtät hoffen, daß bei genauer Befolgung dleſes Regle⸗ 
ments das Wohl Ihrer getreuen Unterthanen moͤglichſt werde befoͤrdert, 
und jeder ihrer Beſchwerden abgeholfen werden. Um jedoch Ihren Unters 
thanen dennoch Gelegenheit zu verfhaffen, fid) mit ihren Beſchwerden 
bei der Vehörde zu melden, und biefelben zugleich für bösartige Win⸗ 
kelconfulenten, welche theils aus Unkunde der Geſetze, theils ihres eige⸗ 
nen Vortheils wegen, jeden zur Beſchwerde anreizen oder doch irre leis 
ten, zu ſichern, fo machen es Seine Majeftät noch ferner den Domai⸗ 
nenbeamten und Polizeibuͤrgermeiſtern hiemit zur beſondern Pflicht, jeden, 
der fid) bei ihnen mit einer Beſchwerde gegen das Lands und Stadtge⸗ 
richt meldet, vollſtändig zu Protokoll zu vernehmen, und bie Verhand⸗ 
lung der Behörde zur Remedur einzuſenden. Eben fo legen aber auch 
Seine Majeſtät den Land- und Stadtrichtern eine gleiche Verbindlichkeit 
Ruͤckſichts derjenigen Perſonen auf, welche ſich bei ihnen mit einer ges 
gen bem Domainen⸗Beamten oder Polizen⸗Sfficianten gerichteten Be⸗ 
ſchwerde melden ſollten, und wird derjenige, welcher die Einſendung eis 
ner ſolchen Beſchwerde oder deren Aufnahme unterlaſſen folte, bei vors 
kommenden Fällen nachdrücklich und nach Verhältniß der Wichtigkeit der 
der eompetenten Behörde nicht mitgetheilten Beſchwerde beſtraft werden 

18, 


$. 18, 

Schlüßlich ſichern Seine Majeftät den SDfficianten der Land und 
Stadtgerichte, welche fidh durch Promtitude und Accurateſſe in ihren 
Geſchaften auszeichnen werden, Ihre beſondere Gnade zu, und vepſpre⸗ 
chen ihnen zugleich, fie durch Verbeſſerung in ihren Gehalten, durch 
Bewilligung böherer Charakter, fo wie bie Urtuarien durch Erhebung 
zum Land ⸗ und Stadtrichter zu bekohnen, wogegen diejenigen, welche ih 
in Erfüllung ihrer Amtspflichten madjlàffig beweifen ſollten, unausbleſb⸗ 
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lich nachdrücklich Getoftrafe und nach Befinden der Amſtäude Gaffation 
N gewärtigen haben, 
n Urkundlich Haben Wir dieſes Ne, tement Söchfteigenhänbig underfehrier 
en und mit Unſerm königlichen Infiegel bedrucken laſſen. 
Berlin, den L0ten August 1802. 
Friedrich Saile lm. 


(L. 8) 
Goldbeck. Schrötter. 
i » 
x54 
Verzeichniß ſämmtlicher Land⸗ und Stadtgerichte im Mone 
der Weſtpreußiſchen Su 


m ſolchen — — 


Namen des Candz und Stadt: 
gerichts. 


1. Puig. .2) Stadt und Amt Puti 
Met n 2 Starczin. eid 
2. Nenſtadt. a) Stadt Neuſtadt. 
s b) Amt Brück. 
8. Mirhan a) „ Mirhan, 
b) s Carthaus oder Czapielken. 
4. Oliva. a) Oliva. 
b) Jutendantut 8 
178 = Neu: Schottland. 
5. Schined, " Stadt, und Amt Schöneck. 
6. Dirſchau. a Dirſchau. 
D Amt Subkau. 
| cQ s Sobbowſtz. 
7. Behrend. | a) Stadt und Amt Behrend. 
8. Stargard. a) 5 „Stargard. 
: b) Amt Bordzecho. 
9. Mewe. a) Stadt und Amt Mewe. 
b) Amt Pelplin, 
10. Neuenburg. 1a) Stadt und Amt Neuenburg. 
b) z Oſtrowitt. i 
[ c) Muͤnſterwalde. 2 
11. Schwetz. a) Stant and Amt Schwetz. 
12. Fuchel. T a) Tuchel. 
i b) Amt guiebei bruch. 
13. Schlochau. a) Stadt und Amt Schlochau. 
14. Baldenburg. bI : Baldenburg. 
15. Marienburg- 3) Amt Marienburg. 
16. Neuteich. a) Stadt Neuteich. 
b) fmt Tiegengoff. 
17. Stuhm. a) Stadt und Amt tuhm. 


18. Ghriſtburg. a) E „ Ehriftburg, 
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Namen e Stadt⸗ Zu folgen geyen: 
| m E "i 
a) Stadt und Amt Tolkemit. 
aj „ Marienwerder. 


19. Tolkemkt. 
90. Masienworbik, 
21, Rieſenburg. 


5 * E Rieſenburg. 
b) Stadt Freyſtadt. 


22. Biſchofswerder. s). s Biſchofswerder. 
b) Amt Lonkorreck. 
23. Garnſee. a) Stadt Garnſee. 
b) „  fefen. 
©) Amt Roggenhauſen. 
24. Graudenz. [ e Stadt und Amt Graudenz. - 
25. Rheden, ID loa g Rheden 
b) Amt Engelsburg. 


26, Neumark. a) Stadt Neumark. 
£ 1) = Kema e: 

c) Amt Brattian. t 

27, Löbau. a) Stadt und Amt Löbau. 


28, Lautenburg. a) z PE - 
i b) Stadt Gurzno. 

29. Strasburg. a) Stadt und Amt Strasburg. 
80. Briefen, a) Stadt Brieſen. 

á b) Amt Przydworsz. 

B c) Lippinken. à 
81. Gollub. a) Stadt und Amt Gollub. 
82. Culmſce. a) 5 =. Gulmfen = 


b) Amt Brczeczinko. 
c) Stadt Kowalewo. 


33. Culm. a) Amt Gulm. 
" b) a islaw, 3 
Nr. 121. 


Reſcript uͤber die Eheſcheidungen der Katholiken. 


j 

Ban Gottes Gnaden Friedrich Wilhelm, König von Preußen ze. 

Ufern, gnäbigen CARA | ^w 55 Veſte und hochgelahrte 
Räthe, liebe Getreue. Auf Euern Bericht vom 1. v. M., die Wieder 
verehelichung katholiſcher Glaubensgeroſſen in Scheidungsfällen betref⸗ 
fend, beſcheiden Wir Euch hismit, wie Ihr völliges Recht darin habt 
daß Ihr den e lichen, welche ſolchen Perſonen die Sa- 
cramente verweigern, ſchlechterbings nicht befehlen koͤnnet, ihnen die 
Sacramente wiederum zu ertpeilm. Ihr habt daher nach den bisher 
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don Euch hierunter beobachteten Gmdfhgen ferner zu verfahren, Sind 
ich mit Gnaden gewogen, au P 
Berlin, den 1. Septbr. 1802. ^ E 
Auf Sr. Königlichen Majeſtät allergnädigſten Special - Befehl; - 
1 ii Sulemeii 


E 2 er. 
u die Weſtpreußjſche Regierung. 


Nr. 122. f 
Reſerpt über die Eheſcheidungen der Katholiken. 


'on Gottes Gnaden Friedrich Wilhelu, König von Preußen ac. Ans 
fern uibigen Gruß gusor. Wehigedernte, Weite und Hochgelaprte Rüthe 
lebe Getreue! Bei der in dortiger Provinz beſtehenden Einrichtung, mos 
nach die Eheſcheidungen katholtſcher Glaubensgenoſſen unter gewiffen 
Brrausſetzungen auch an die weltlichen Gerichte gebracht werden Eons 
ben, ereignen jid bibweilen Fülle, daß katholiſche Ehegatten, welche 
Devon Gebrauch machen, von den Wirkungen, welche dergleichen Sreiz 
bungen in Beziehung auf ihre kirchlſchen Verpältniſſs hervorbringen, nicht 
genügſam unterrichtet find, woraus denn, wenn fie in der Folge zur 
ſweiten Ehe ſchreiten, und ihnen hiernächſt von den Geiſtlichen ihrer Mes 
ligionsparthei die Trauung verſagt wird, oder falls dieſe etwa durch 
nen proteſtantiſchen Geistlichen erfolgt, die Sacramente verweigert 
en, Unzufriedenheit und Gewiſſens⸗Skrupel entſtehen. 

Wir find nun zwar nicht gemeinet, dieſerhalb etwas in der beſte⸗ 
Beiden Verfaſſung zu ändern, indeſſen wollen Wir Euch hierdurch ans. 
Veifen, in allen Fällen, wo ſich katholiſche Ehegatten mit Eheſchei⸗ 

sklagen bei Elch melden, dieſelben gleich bei Einleitung des Pros 

ſes ausdrücklich zu belehren: $ ? 1 T 
N Daß zwar ihre Klagen bloß nach den Vorſchriften der Allgemeinen 
Aunbesgefege geprüft werden würden, und wenn fie is gegründet bes 
faden werden ſollten, alsdann die Trennung der Ehe mit allen Bürgers 
let wee erfolgen werde, auch es lediglich ihrem Gewiſſen über⸗ 
QI bleibe, in wie fern fie davon zur Vollziehung einer zweiten Ehe 

brauch machen wollten, daß aber, wenn bei nr Wiederverheira⸗ 
Ane die kuthollſchen Geiſtlichen aus den Gründſätzen ihrer Religion 

eranlaſſung nehmen follten, ihnen die Sacramente zu verſagen, ſolche 
Pr deren Verabreichung nicht angehalten werden könnten, fo wie denſel⸗ 
er auch nicht zugemuthet werden könne, eine von ihnen einzugehende 
Weite Ehe durch die Trauung zu vollziehen. 
9, Oiernach habt Ihr Euch in vorkommenden Fällen zu achten, und 
p» find Euch mit Gnaden gewogen. Gegeben Berlin den 8. Sep⸗ 
ber 1902. x i 
Auf Sr. Königlichen Mafeſtät allergnädigſten Special: Befehl. 
An die ve Voß. Goldbeck. Alvensleben. Schrötter. Maſſow. 
in die Weſtpreußiſche Regierung zu Marienwerder. 
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` Nr. 123, 
Verordnung wider das Austreiben des Vlehes ohne Be 
gleitung eines Hirten für Oſt⸗ und Weſtpreußen. Ber⸗ 
lin den 1. Mai 1808. 


Doig bereits durch verſchiedene Verordnungen das Austreiben des 
Withes zur Hütung ohne Begleitung eines Hirten, oder das ſogenannte 
Freſſagen, mehrmals unterfagt/ und gegen die Uebertreter dieſer Vors 
ſchriften verhältnißmaßige Strafen esel worden, ſo hat doch die 
Erfahrung gezeigt, daß die ergangenen Verordnungen in den Provinzen 
Oſt⸗ und Weſtpreußen häufig außer Acht gelaffen werden, and durch das 
zur Gewohnheit gewordene ſogenannte Freifagen den Feldern und der 
Landescultur, und befonders den Winterſaaten der wichtigſte Schade aus 
gefügt wird. S DU 

Seine Königl. Majeftit von Preußen unſer allergnäͤdigſter Herr has 
ben daher für nothig. befunden, den Einwohnern in Oft: und Weſtpreu⸗ 
ßen die des halb ſchon beſtehende pa Verordnungen in Erinnerung 
bringen, und ſolche nach den Umſtäͤnden näher beſlimmen zu laffen, wes⸗ 
halb hiedurch Folgendes verordnet wird. 


1 
Niemand darf fein Vieh Heerdenweiſe oder einzeln zur Weide ge 
hen laſſen, ohne daſſelbe der Aufſicht tüchtiger Hirten zu übergeben. 
pi 2. 


Vernachläſſigt Jemand dieſe Pflicht, und fein Vieh wird ohne Bes , 
gleſtung eines Hirten oder mit einem zur Wartung untüchtigen Aufſeher 
auf fremden Feldern oder Meideplägen getroffen, [o ſind bie Gigent 
mer dieſer Grundstücke, imgleichen nigen, welche zur Kufſicht 3H 
die Felder beſtellt worden, berechtigt, ſolches zu pfänden, und Niem 
darf fid) bei Vermeidung nachdrücklicher Geld oder Gefäugnißſtrafe fola 
cher Pfͤndung widerſetzen. 


j 8. 174 
Das in dieſem Falle zu erlegende Pfandgeld wird hierdurch folgen 
dermaßen feſtgeſetzt: b l 
) Wenn: das Mich auf befüeten und beſtellten Aeckern, oder und? 
mäheten Wieſen betroffen wird 
- a) für ein Pferd oder Stück Rindvieh auf einen Thaler; üt 
» b) für eim Schwein auf fünf and vierzig Preußiſche ober gU 
gute Groſchen. 
c) für ein Schaaf oder anderes kleines Vieh auf dreißig Preuß. 
oder acht gute Groschen. Ae 
9j Wenn das Nebertveten- auf unbefelte Necker, gemähte Wieſen ode 
andere, Weideplätze erfolgt: ei; 
a) für ein Pferd oder Stück Rindvieh, imgleichen für ein Schweiß 
auf dreißig Preuß. oder acht gute Groſchen; n 
b) für ein Schaf oder anderes kleines Vieh auf funfzehn Preuß. 
oder vier gute Groſchen. 
4, 


Diefes-p andgeld muğ für jedes Stick Wiep erlegt werden, welches 
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ur dem fremden Revier angetroffen wird, auch ſelbſt in dem Falle, wenn 
ped Pfändung wirklich vorgenommen worden, ſobald nur das Uebers 
tten geſchehen und gehörig nachgersiefen ift. 


5, 
Außerdem foll derjenige, weicher fein Vieh vorſäzlich auf fremde 
sip Ride treibt, nach Verhältniß der Anzahl des Viehes und des gez 
ftem Schadens mit Gefängniß⸗ oder Zuchthausſtrafe von vier Wochen 
zu diei Monaten belegt, auch diefe Strafe im Wiederholungsfalle 
yon Verlängerung der Dauer, allenfalls bis zu einem Jahr, oder kör⸗ 
erliche Züchtigung verſchärft werden. 


6. 
Y Das pfandgeld muß von dem Elgenthümer des übergetvetenen Bies 
* dem Befiger des beſchödigeen Grunbftücs entrichtet werden. 
ü enn aber Stadt⸗ oder Dorfheerden ohne Hirten geweidet werden, 
[y durch dieſelben auf fremden Grundstücken Schade verurſacht wird, 
iab in den Gtäbten zusstbernt muc diejenigen Mitglieder des SNagis 
aote und der Eitabtverordueten ober Gilbenorfteher, Denen die Aufficht 
TE die Feldpolſzel auedrücklich übertragen iff, 3. B. die Polizeibürger⸗ 
Geer und Brohnmänuer, 2c, fo wie in den Dörfern die Schulzen und 
erſchtsmänner, und im Fall das Vieh der Gutsherrſchaft mit dem 
Dorfseinwohner zufammen geweibet wird, zugleich die Gutaherrſchaft 
ftbi oder deren Stellvertreter einer für alle und alle für einen zu Gut. 
Ache des Pfandgeldes verpflichtet, Nächſt dieſen haften in gleicher 
e: ſämmtliche Mitglieder der Stadt⸗ und Dorfögemeinde ober fonftige 
mone, welche Vieh in der gemeinen Heerde halten, auch iſt der 
Helbig berechtiget, bie ‚gepfändeten Stücke fo lauge zurückzubehalten, 
$i 13 volftändig befriebiget, oder doch dafür Binlánglidje Sicherheit be⸗ 
worden. , 


7. 

fi In ber Regel iſt unter dem oben feſtgeſetzten Pfandgelde der Er⸗ 
P für den durch das iübergetretene Vieh verurſachten Schaden mit bes 
Seifen, Wil aber der Beſchädigte fid) damit nicht begnügen, fo ſeht 
E zwar frei, beſondern Schadenerſatz nach der Abſchaͤtzung vereideter 
blachberſtändiger zu fordern, er kann alsdenn aber außerdem nicht das 
din befimmte hohe Pfandgeld, ſondern nur das niedrige und zwar auch 
ur für die wirklich gepfändeten Stücke Vieh verlangen. 


r 8. 

“i Su Hirten und Aufſehern über das Vieh folen nicht unerwachſene 
inder fonbern überall nur fole Perſonen genommen werden, welche 
das nde find, daſſelbe von Beſchädigung abzuhalten, und muß dieſen 
Her, Vieh, wenn es zur Weide gehen fol, von dem Eigenthümer bet 
tidung der vothin befimmten Strafen gehörig, vorgetciebor werben, 
dere iel Hirten an jedem Orte zu Halten, und ob jede Viehart abgefon: 
"iD oder mehrere gemeinſchaftlich zu weiden, bleibt bem Gutbefinden 
fos genthümers oder der Bekimmung der Poligeiobrigkeit nach der 

ealität und der bisherigen Obſervauz überlaſſen. 


DR 9. 
m Pferde und anderes Zugvieh, welches bei Nacht gemeibet wird, 
"n in gehörig eingehegte ſichere Nachtkoppeln ober Roßgärten, 
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ans welchen fe nicht übertreten können, eingetrieben, wo aber der, 
gleichen nicht vorhanden find, ebenfalls der Aufſicht eines Hirten über 


geben werden. / 


10. D 

Wenn den vorſtehenden Worfehriften gemäß bei dem Bich tide 
tige Hirten gehalten werden, diefe aber bie Aufſicht über daſſelbe ver“ 
nachläffigen, und ſolches auf fremden Grundſtuͤcken Schaden aurichtel 
fo folen dieſelben außer dem Erſatze des verurſachten Schadens nach 
dem Grade der bewiefenen Fahrläſſigkeit mit körperlicher Züchtigung, 
oder wo dieſe nicht Anwendung findet, mit Gefüngwif von 24 Stunden 
bis zu vier Wochen abwechſelnd bei Waſſer und Brod beftraft werden. 
Haben fie aber das Vieh vorſätlich auf fremde Grundstücke gehen laem 
fo finden die 9. 5. beftimmte Strafen Anwendung, auch ift in beiden 
Fällen der Eigenthuͤmer des Viebes berettiget und auf Verlangen N 
Beſchädigten ſchuldig, den Hirten fofort zu entlaſſen und einen ander 
an deſſen Stelle anzunehmen. 


11. 
Wird in dieſem Falle das unter Aufficht eines Hirten geweidele 
Vieh, weil es fremde Grundſtücke beſchäͤdigt hat, gepfändet, fo kann 
der Beſchädigte nicht das vorhin beſtimmte hohe Pfaudgeld, fondern nut 
daß fouſt gewöhnliche für jedes wirklich gepfändete Stuck Bich fordern, 
und nur für dieſes Pfandgeld ift der Eigenthümer des Viehes verhaftel, 
wogegen fid) der Beſchädigte wegen des ihm außerdem mod) gebührenden 
Schadenerfatzes in der Regel nur an den Hirten zu halten hat. Wenn 
übrigens das Vieh in ungeſchloſſenen Feldern unter Aufſicht des Hirten 
P übertritt, ohne Schaden zuzufuͤgen, fol unter Nachbaren keine 
Pfändung ftatt finden. 


12, 
In Auſehung des unerlaubten Hütens in ben fono und Scho⸗ 
nungen und der hierbei eintretenden Strafen hat es überall bei den be 
ſtehenden hinlänglich bekannt rog. Geſetzen fein Bewenden. 

Seine Königliche Majeftät von Preußen Unfer alkergnädigſter Herr 
befehlen Dero Landes- Collegiis, ingleichen ſämmtlichen Magiſträten, 
Gutshereſchaften, Getichtsobrigkelten, Stadt⸗ und Dorfgemeinden in OR 
und Weſtpreußen, fo wie überhaupt Jedermann, den es angeht, 
nach dieſen Vorschriften gebührend zu achten und ſoll gegenwärtige DEF 
ordnung durch bie Magſſträte und Dorfobrigkeiten überall bekannt 0 
macht, auch zu jedermanns Nachricht in den Städten und Dörfern un 
der Gerichtsſtelle, in den Krign und wo es fonft gewöhnlich ift, auge“ 
ſchlagen werden. 8 

Gegeben zu Berlin den 1. Mai 1808. 

(905) Friedrich Wilhelm. 


(gei) Goldbeck. Schröter. 
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Nr. 124. 
Reſerſpt des Juſtizmin ſteriums an bie Weſtpreußiſche Re⸗ 
gierung vom 10. Juni 1803, betreffend die Gerechtſame 
und Verpflichtungen der Mennoniſten. 


tiedrich Wilhelm, Konig 2c. ac. Unfern ꝛc. Nach einer dem Grofe 
Angler von dem Generaldirectorio zugekommenen Anzeige habt Ihr ein 
denten darüber: 
ob, wenn eine Mennonſſtengemeinde ihre Glaubensgenoſſen, die fid) 
dem Ganton unterwerfen, aus ihrer Kirchengefellſchaft auszuſchlie⸗ 
ßen ſich anmapet, dies als ein Vergehen gegen bie beſtehende 
Stagtsverfaſſung angeſehen und beſtraft werden könne? ? 
Es kaun inbeffen bie affirmative Beantwortung und Entſcheidun; 
deſſelden nicht zweifelhaft ſeyn, da in einer ſolchen Ausfhliefung of⸗ 
fenbar die Abſicht liegt, den landesherrlichen Verordnungen geradezu 
entgegen zu arbeiten und ſolche in Abſicht aller Glaubensgenoſſen ananz 
wendbar zu machen. Es werden durch eine folde Handlung allerdings 
ie Anordnungen des Staats gehäfſig gemacht, die Bürger dez Staats 
zur Widerſetzlichkeit dagegen veranlaßt und zu Mißvergnügen, Unzuftie⸗ 
denheit und Auswanderung verleitet. Das Allgemeine Landrecht beſtraft 
im F. 151. Tit. 20. Th. 2. ſchon den mündlichen und ſchriftlichen fres 
chen unehrerbieligen Tadel oder Verſpottung der Landesgeſetze und Ans 
Mönungen im Staate und die Erregung des Mißvergnügens und der 
Trisfeithenpeit der Bürger, welche fid) einzelne Unterthanen zu Schul⸗ 
en kommen laffen, und es fann alfo wohl um fo weniger Bedenken 
gaben, das thatliche Verfahren der Mennoniſtengemeinde oder ihrer Bors 
er, wodurch fogar eine offenbare Widerſetlichkeit gegen bie Anorde 
nung des Staats beabfichtigt wird, ſtrafbar zu halten. Die Strafe wird 
vielmehr dadurch vergrößert, daß jid) eine ganze Religionsgeſellſachft zu 
einem ſolchen Vergehen verbindet. 
bi Die Religion kann mie zur Entſchuldigung eines Vergehens gegen 
[^ allgemeinen Anordnungen des Staats gereichen. Sobald das Gewiſ⸗ 
in einzelner Mitglieder der Religfonsgeſellſchaft die Befolgung der letz 
ern zuläßt, darf die Geſellſchaft ihren Gehorſam nicht ahnden. 
1905 nach habt Ihr Euch künftig zu achten. Berlin den 10. Juni 


Auf Seiner Königl. Majeftät allergnädigſten Special⸗Befehl. 
An die 5 v. Goldbeck. 
die Weſtpreußiſche Regierung. 


Nr, 125. à 
M Cabinetsbefehl, bie Mennoniſten betreffend. 
ei 


p^ Sat Ubn Staatsminiſter, Großkanzler von Goldbeck, Freiherr von 
roͤtter und Generallleutenaut Freiherr von der Golg! Ich habe Mich durch 
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die beikommende Vorſtellung der Mennoniſtengemeinden von p Bel 
preußen und Litthauen bewogen gefunden, denſelben durch die abs 
ſchriftlich anliegende Nefolution noch die Schonung angedeihen zu laf 
fen, daß, wenn die jetzt einmal in den Händen der Mennoniſten 
befindlichen Grundſtücke an fremde Mennoniſten gelangen, auch die 
neue mennoniſtiſche Beſitzer und deffen eheleibliche Söhne von der Gan, 
tonpflicht befreiet bleiben folen, Ich befehle Euch dahero in Gemäßheit 
deſſen, das weiter Erforderliche zu veranlaffen, dabei auch forgfáltig dar“ 
auf zu halten, daß keine mehrere Grundſtücke, als gegenwärtig in den HN 
den der Mennoniſten fid) befinden, von Mennoniften ohne Uebernahme 
der Cantonpflicht erworben werden. 

Wenn mum auf der einen Seite hierdurch der weitern Ausbreitung 
der Mennoniften zum Nachtheil der Cantons Schranken geſetzt find, f^ 
will. ich auf der andern Seite auch allen unbilligen directen und indirec 
ten Druck von denſelben entfernt, wien, und infonderpeit Gud, dem 
Staatsminiſter Freiherrn von Schroͤtter, die Sorge dafiir zur Pflicht ma“ 
chen, indem ich Euch zugleich befehle, auf die Ordre vom 16. Mai d. J. 
darüber zu berichten, was es mit der wachſenden Auswanderung de 
Mennoniſten fuͤr eine Bewandniß habe. 

Ich verbleibe Euer wohlaffectionirter König. 

Potsdam den 24. November 1803. 
An den Großkanzler von Goldbeck, Staatsminiſter Freiherrn von 
Schroͤtter und Geuerallieutenant Freih. von der Goltz. 


Nr. 126. 


Reſcript über den Umfang der Gerichtsbarkeit der katholl⸗ 
ſchen geiſtlichen Gerichte. 


Vu Gottes Gnaden Friedrich Wilhelm, König von Preußen 1c. dc. 
Unfern gmábigen Gruß und geneigten Willen zuvor! Hochwohlgeber⸗ 
ner, Wohlgeborner, Vefte und Hodgelahete Näthe! Beſonders Lieb? 
und liebe Getreue. Wir haben uns die Gründe vortragen laffen, aue 
welchen Ihr in Euerm Bericht vom 27. v. Monats darüber zweifelhaft 
feid, ob es bei dem in den anbei wieder zuruͤckgehenden Acten fol. 
seq, befindlichen Erkenntniſſe des biſchsflichen Conſiſtorfalgerichts EA 
Poſen, in fo fern dadurch der katholiſche Pfarrer Weſtphal zu Scho, 
lanke auf 6 Monate ab officio fuspendirt, und verurtheilt worden f 
lange in dem Poſener Seminario die Lehre von gültig einzugehen 
Chen zu ſtudieren, hiernͤchſt aber vier Wochen hindurch geiſtliche Re- 
collectiones zu verrichten, fein Verbleben haben könne; und molt" 
Wir Euch darauf nicht vorenthalten, daß, da zufolge des $. 5. der GOM 
ſtitutſon fur die geiftlichen Gerichte vom 28. Auguſt 1796 in dem Ey 
liegenden Falle nicht nur Bie Gerichtsbarkeit des erwähnten Confio te 
gerichts begründet, und ſolches dad Grfenktnig auf die darin feſtgeſſ 
Strafe zu richten befugt geweſen, ſondern auch zufolge des H. 7. LÀ 


Din 7. Sli 4804. su 


glotte Gonftitution, dieſe Gerichte bei Ausübung ihrer Gerichtsbar⸗ 
"it, auf die kanoniſchen und andern geiſtliche Rechte, die ihnen darun⸗ 
ter bisher zur Richtſchnur gedienet, lediglich verwieſen werden, mithin 
as von dem Pfarrer Weſtphal aus den Vorſchriften des Landrechts 
a 1. Tit. XI. F. 434. fol. 28. Act, zu ſeiner Vertheidigung entlehnte 
TQument keine Auwendung findet, endlich aber auch der Fall, von mele 
em das Reſeript nom 17. Julius 1800 sub No. 12 redet, hier nicht 
vorhanden ij, indem nicht behauptet werden kann, daß das kanoniſche 
» in vorliegendem Falle auf eine Art angewendet worden fey, welche 
& Wohlfahrt das Staats widerſpreche; es lediglich bei dem gedachten 
tfenntni fein Bewenden haben müffe,, und hiernach keine Gründe 
aſſelbe zu annullfren vorhanden find. Hiernach habt Ihr den Pfarrer 
phat zu beſcheiden. Sind Euch mit Gnaden und geneigtem Willen 
wohl beigethan und gewogen. Berlin den 19. Mai 1804, 
Auf Sr. Königl. Mofeftät allergnädigſten Special Befehl. 


11 $ Goldbeck. 
in die Weſtprenßiſche Regierung zu Marienwerder. 


Nr. 127. 


Publſcandum wegen Verhütung und baldiger Löſchung ber 
rände in den Forſten der Stammerbepartementé in Oſt⸗ 
Preußen, Litthauen, Weſtpreußen und im Netzdiſtrict. 

Charlottenburg, den 7. Juli 1804.) 


Sn Königliche Majeftät von Preußen tc. ac, 2c. haben mißfaͤllig bes 
Tert, daß ohngeachtet aller Aufmerkſamkeit auf die Verhütung der 
Tünbe in den Forſten und der, bej deren Ausbruch zur Dämpfung und 
orzubengenden weitern Verbreitung des Feuers getroffenen Vorkehrun⸗ 
ud“ dennoch jährlich in Höchftdero eigenen, den fäbtifchen, adelichen 
Fed übrigen Privatforften in den Somfuerbepartementé von Oſtpreußen, 
malum, Weftpreufen und im Net Dicke en unerfeplicher Schaden 
vo theils vorſäglich, theils aus Fahrlſſigkeit und Unvorfichtigteit, 
waanlaßte Brandſtiftungen geſchiehet, welchen Schaden die jetzige fos 
p Hals auch die künftige Generation empfindlich bügen muß. Aller⸗ 
auodiefetben finden fidh daper- aus Ianbesnäterlicher Vorſorge für das 
b demeine Beſte und vermöge der Oheraufſicht auf die pileglſche Wirth⸗ 
"Paftéürung und Erhaltung der vorhandenen, und in Abſicht ber zum 
bunſchlichen Leben unentbehrlichen Holzconfumtion fo nothwendigen Wals 
Ped bewogen, durch das ieee Publicandum die, in den à» 
[x und neuern Gbictem, desgleichen in der Forſtordnung enthaltenen 

schriften, zur Verhütung und baldigen Löſchung der Forſtbrände, fos 


RE 


P Rönigshen „gedruckt in der Königl. Preuß. Hof⸗ und Akadem. 
Partungfepen Wachter. i iii eU 
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wohl zu erneuern, als auch naher zu beſtimmen, und jebermänniglid 
nochmals in Erinnerung zu bringen: A 
1 


Niemand, wer er auch fey, felt. fig unterſtehen, in den Haider 
pu oder bei denſelben in einer Nähe von 100 Schritten, Feuer a^ 
zumachen. 


2. : 

Auch ſoll Niemand in den Gewäſſern, welche fih innerhalb der 

Forſten befinden oder durch dieſelben ſtießen, bei Kien⸗ oder anderm 
Feuer fiſchen oder krebſen. . 


8. 
In Wäldern ober Haiden Toll Niemand bei trockener Jahreszeit 
Jaback rauchen. 


4. 

Wer fid gegen biefe vorſtehende drel Vorſchriſten vergeht, foin 
wenn er auch ohne böfe Abſicht handelte und wenn auch kein Schaden 
geschehen wäre, dennoch mit einer Gelbftrafe von fünf bis fünf und 
zwanzig Thaler, oder mit einer achttägigen bie vierwöchentlſchen Zucht 
haus⸗ oder Gefängnißſtrafe belegt werden, außerdem aber die dem An 
geber oder dem Forſtgerichts⸗ oder Polizeibedienten gebührende Beloh⸗ 
nung aus ſeinem Vermögen entrichten. x 

5. 


THE durch dergleichen unerlaubte Handlungen ein Schaden veranlaſ⸗ 
ſet worden: ſo iſt der Thaͤter rud ihn vollſtändig zu erſetzen. 

Süermag er dies nicht: fo foll er, wenn auch der Schaden nur ein, 
hundert Thaler oder darunter beträgt, mit einer einvierteljährigen, bel 
einem größern Schaden aber, wenn ſolcher nur nicht die Summa v 
zweihundert Thaler uͤberſteigt, mit einer halbjährigen, bei einem m?! 
groͤßern Schaden aber, mit einer eins bis zweijährigen Feſtungsſtra 
delegt werden. 


7. 
Auch den Neifenden ift es unter keinerlei Vorwande erlaubt, gui 
in oder bei den Forſten nach S. 1. anzumachen. 
8 


Wer dergleichen Unfug bemerkt, dft ſchuldig, ſolchen dem nåh 
Forſtbedienten oder band⸗ und ;Poligeiteiter, oder der nächſten Dei 
obrigkeit anzuzeigen; diefe aber ſind fodann verbunden, die Neiſenden 
anzuhalten und Wagen und Pferde in das nächſte Amt zu liefern. 

9. 


Dergteichen Neifende find, wenn auch kein Schaden geſchiehet, nid 
mut die den Angebern gebührende Belohnung, ſondern auch eine Gal 
ftrafe von fünf Shaleh; nebft den Unterſüchungskoſten zu zahlen vet 
pflichtet. 

] 10, 

Das Auebrennen verwachſener Wieſen und Weer darf bei einbul? 
dert Thaler Geld > oder verhältnifmäßiger Leibesſtrafe nur mit vor n 
ec der Ortsobrigkeit und in Beiſeyn der Forſtbedien 
geſchehen. 
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11. . 

Dieſes Ausbrennen ſoll nur bei ſtillem Wetter und wenn dad aus⸗ 
brennende Land mit einem breiten Steige oder aufgeworfenen Graben 
Umgeben ift, werftattet; auch müſſen genugfame gente mit Schüppen und 
Spaden und andern tüchtigen Geräthſchaften geſtellet werden, damit der 
weitern Ausbreitung des Feuers hinlänglich Einhalt geſchehen konne. 

12. 


Die Holzhauer und die Hirten, Schäfer und Viehhüter, welche mit 
Bn Vieh die Forſten berühren, follen von Walburgis bis Michaelis, 
ei der im gten $. beſtimmten Strafe, kein Feuerzzug bei fic) führen. 


13. * 

Wer emen vorſäßzlichen Brandſtifter entdeckt oder ſonſt feft Hält, 

dat tine Belehnung von fünfsig Thaler, und wer einen [olijen Contras 

zenienten anzeigt, eine Belohnung von fünf und zwanzig Thaler, im 

i des unerlaubten Tabackrauchens aber eine Belohnung von funf Tha⸗ 
T zu erwarten. 


14. 

Wenn Feuer in den Könkglichen oder Privatforſten entſteht, fo fols 
ien die innerhalb zweier Meilen liegenden Stadt» und Dorfgemeinden, 
wie auch diejenigen, welche in der brennenden Haide zur Hütung oder 
Slug, oder zum Maff- und Lefeholz berechtigt find, fohald fie Nach⸗ 
dicht davon erhalten, Feuerlaͤrm machen und zur Hülfe eilen. 

15 


Zu dieſer Huͤlfe muß jedes Haus in den Städten und jeder Hof in 
An Dörfern eine erwachſene Mannsperſon abſenden, welche mit einer 
oder mit einer Schippe oder Spaten verſehen ſeyn muß. 


16. : 

80 Die zur Hülfe abgeſandten Perſonen müffen nach Anweiſung der 

tkbedienten zum Löſchen, Grabenziehen, Durchhauen und andern Net- 

Fare eln bereit ſeyn, und nicht eher davon gehen, bis fle von den 

fiai dienten oder andern obrigkeitlichen Perſonen, welche bie Löͤſchan⸗ 
dirigiren, entlaſſen werden. ? 


17. 
Wer bei entſtandenem Forſtbrande zuerſt unberufen zum Loͤſchen des 
Bouers anlangt, foll dafür eine Belehnung von fünf Tyaler erhalten. 
8. 


18. 
Eine Belohnung von zehn Thaler e igt diejenige Gemeinde der 
Societ, wege fid us ps ie Wag fms der Brandſtelle einfinbet 
den folhe thätige Löſchanſtalten macht, daß nicht mehr als gwel bis 
ei Morgen Magdeburgiſch ausbrennen. 


19. 
zu bene in dieſem Publicando erwähnte Belohnungen follen, wenn bie 
8 ,Ulobnenbe That durch glaubwürdige Petſonen beſcheinigt wird, ohne 

eitverluſt ausgezahlt werden. , 


20. 
ie (US folen aber auch Diejenigen, welche bei entfiandenem Forſtbrande 
de fchuldige Hilfe verzögern, p e Bb ob fie gleich kennen, 
blen merbüteu, mit einer Geldſtrafe von zehn Thaler oder einer ver⸗ 
rifmüBigm Leibeaſteafe belegt, und die orſthedienten und andere 
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obrigkeitliche Perfonen, welche ihre Amtöpfliht zue Verhütung der 
Forſibrände, oder zur Feſtnehmung und Beſtrafung der Forſtfrevler vers 
nachläfſtgen, nach Befinden der Umftände-mit Gaſfatton oder ſonſt nach 
Vorſchrift des Allg. Landrechts Th. I. Tit. 20. $ 338 sqq. und 9. 458 
aqq. beſtraft werden. , 7 


21. 

Wer durch irgend eine unborfichtige ober verbotene Handlung, wo. 
hin auch das vorſchriftswidrige Kohlenbreunen gehört, einen Forſtbrand 
veranlaßt, hat die in $. 6. beſtimmte Strafe zu erwarten. 

22. ] 


Wenn aber auch kein Schaden geſchehen ijt, ſoll doch ber, welcher 
während des Kohlenbrennens ſich über einhundert Schritte von dem Mei 
ler entfernt, oder nicht für die gehörige Zuſchüttung des Lochs ſorgt, 
oder bei Belegung des Kohleumeilers fid) nicht nach der Anweifung der 
1 tientent achtet, mit einer vierwöchenklichen Karrenſtrafe belegt 
werden. 


23. „ 
Uebrigens dient den Hütungsberechtigten, Hirten und Schäfern zur 
Nachricht, daß fie in jeglichem Falle von einem entſtandenen Forſtbrande 
großen Nachtheil zu erwarten haben, weil ſodann bie Brandſtellen 
Schonung gelegt, und die Hütung in dieſem Rroier gänzlich unterſagt 
werden muß. 
Hiernach hat ein Jeder ſich ganz genau zu achten, die erneuerten 
„Verordnungen pünktlich zu befolgen, und die Warnungen und Verbote 
nicht aus den Augen zu ſetzen, widrigenfalls gegen die entdeckten Co 
travenienten mit der ſtrengſten geſetzlichen, und nach Befinden der UM 
Hände gefchärften Ahndung und Beſtrafung ohnausbleiblich verfahren 
werden wird. x j 
Signatum Charlottenburg, den 7. Juli 1804. 
i ; Friedrich Wilhelm 
L. 8. 


Goldbeck. Schröter. 


Nr. 128. 


Ueber die Abſchätzung der zeit⸗emphpteutiſchen Grundstücke. 
a Reſcript. 


Von Gottes Gnaden Friedrich, Wilhelm, König ven Preußen 1: M” 
fern gnädigen Gruß zuvor, Wahlgeborner, Veſte und hochgelahete guid 
Liebe Getreue! Die Neuoſtpreußiſche Regierung zu Thorn hat in dem gel 
ſchriftlich beiliegenden Berichte vom 12. Auguft c. angefragt, wie 5 te 
Erbfällen mit Ausmittelung des Vermögens ber Minorennen und de 

Sicherſtellung zu Halten Fey, wenn der Nachlaß in Ruftical + Grundfl = 
ken beſteht, welche bie Grblaffer auf eine gewiſſe Reihe von Sein, 
gegen, jährliche bestimmte Abgaben und Präſtationen mit Det Sch 
mung zur Fruchtnutung erhalten haben, daß fie fole cultiviren, geh 
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rig bebauen und nach Ablauf der feftgefebten Jahre in gutem Zustande, 
ohne Anſpruch auf Meliorationen, dem Grundherrn überlaffen müſſen. 
Diefes veranlaßt Uns, Euch hierdurch zu befehlen, des förderſamſten au» 
"to anzuzeigen, wie es bel Euch in ahnlichen Fallen gehalten worden, und 
auch zugleich über die gethanen Vorſchlage Euer Gutachten zu eröffnen. 
Sind Euch mit Gnaden gewogen. Gegeben Berlin den 21. Auguſt 1801. 
Auf Sr. Königl. Majeſtät allergnädigſten . ^ 
H 'o[obet 
An die Weſtpreußiſche Regierung zu Marienwerder. 


b. Bericht. 
In Folge unſres vorläufigen Berichts vom 22. m. pr. die Frage 
betreffend: E 
wie bei Erbfällen mit Ausmittelung des Vermögens ber Minoren⸗ 
nen und deffen Sicherſtellung zu verfahren fey, wenn der Nachlaß 
in Ruſtical⸗Grundſtücken beſteht, welche dem Erblaſſer auf gewiſſe 
„Zeit gegen beſtimmte Feſtſeß ungen verliehen find? 
beziehen wir ung zuvörderſt auf unſern frühern Bericht vom 8. Septbr. 
Pr, worin bereits angemerkt ift, daß darüber noch beine feſte Principien 
ten. 
Eigentlich ift die Entſcheidung der obigen Frage von einer noch 
mangelnden Feſtſetzung darüber abhängig, 3 
in welcher Art der Werth eines ſolchen Grundſtucks, oder über 
haupt der Werth eines temporellen Nutzungsrechts zu beſtimmen fey? 
Nicht bloß wenn Minorenne bei Erbſonderungen coneurriren, ſondern 
auch bei jeder andern Auseinanderſetzung kann und muß diefe Frage zur 
Prade kommen, ſobald zu der aufzuhebenden Gemeinschaft ein Nutzungs⸗ 
echt gehört, defen Dauer auf gemiffe Jahre eingeſchränkt ift, zumal 
N denjenigen, Provinzen, wo dem Miteigentümer zum größten Theile 
SBefugnif zuftehet, zu verlangen, daß ihm die zu kheilende Sache für 
den durch eine gerichtliche Tare auszumittelnden Werth überlaſſen werde; 
welcher Grundſatz auf der Dispofition des preußiſchen Landrechts Lib, 
"tit. 14. Art. 1. $. 8. und auf der Entſcheidung der Geſetzcommiſſion 
om 24. Juni 1794. Kleins Annalen B. 18. pag. 28 beruhet. In der 
Aug. Ger, Oed. Th. 2. ur. 6. g. 14 WE in Aufehung der gerichtlichen 
Raten feftgefebet worden T 5 
daß bei denjenigen Bauerftellen, welche ihren Befigern nicht eigen⸗ 
ijimtid gehören, imgleſchen bet allen kleinern ShuftitLe Befigungen, 
auf welchen kein Geſpann gehalten wird, keine eigentliche Ertrags⸗ 
fare ſtatt finden, ſondern der Werth derſelben von Taratoren ar- 
i, Ptrict werben folle. 
lese geſegliche Vorſchrift heint jedoch nur ſolche Grundſtüche zum Gez 
oben ande zu haben; deren Nutzungsrecht keine beſtimmte Dauer hat, 
er welche keinen ſichern Ertrag gewähren; indem in bem 8. 16 et 17 
Petgefege wied. 
daß bei denjenigen Grundſtücken oder Gerechtigkeiten, welche an 
und für ſich einen gewiſſen Ertrag gewähren, der reine Ertrag 
i und darnach der Anſchlag oder Werth beſtimmt wer⸗ 
ol. 
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Es fehlt alſo- uur an einem Grundſatze daruber, 
wie aus dem ausgemittelten reinen Ertrage der Werth in dem Falle 
zu beſtimmen oder zu veranſchlagen fep, wenn das Nutzungsrecht 
nicht immerwährend, fonbern auf gewiſſe Jahre eingeſchränkt iſt? 
In dem anliegenden mit No. I. bezeichneten Aufſatze ijt ausführlich 
dargethan und durch die dazu gehörige, mit No, 2: bezeichnete Tabele 
anſchaulich gemacht worden, daß der Werth eines temporellen Rutzungs⸗ 
rechts aus dem jährlichen Ertrage nur lediglich durch die Berechnung 
des Taterusgei, mit Rückſicht, auf die Zinſen von Zinſen richtig und 
ber Sache vollkommen angemeſſen beſtimmt werden kam und daß diefe 
Berechnung, durch welche beide Theile völlig egaliſſrt werden, eigent⸗ 
lich auf folgenden Grundſätzen beruhet, nämlich 
3) Man muß zupörderſt berechnen, wie viel bie ganze Revennenſumme 
des Beſigers für ſämmtliche Jahre feines Nutzungsrechts alsdann 
beträgt, wenn derſelbe feinen jährlichen reinen Ertrag des Grund⸗ 
ſtücks zu 8 pot. austhut, und die jährlichen Zinſen wieder zu Gar 

pital fóligt. á 

2. Hiernächſt ift zu berechnen, wie groß dasjenige Capital feo, welches 
mit feinen Sinfen à 5 pet., und wenn man hier die jährlichen Zin⸗ 
fen gleichfalls wieder zum Capital ſchlägt, durch ſammtliche Jahre 
des Nutzungsrechts eben fo viel ausmacht, als bie ad 1 gefundene 

Summe der Nevenuen des Beſitzers. Das bei dieſer Berechnung 

ad 2 gefundene Capital iſt das geſuchte Pretium des temporellen 

Nutzungsrechts. ] 

Gben- dieſer Meinung ift bie hieſige Krieges⸗ und Somahtenfammer, 
wie ſolches aus ihrem an uns eklaſſenen Antwortſchreiben sub No, 3 
vom 4, hujus und den dazu gehörigen Beilagen sub A. B. C. et D, des 
mehreren hervorgehet. 

Wird das Pretium nach den vorſtehenden zwei Grundfägen wirklich 
berechnet, fo ift diefe Berechnung, wenn fie nach der gewöhnlichen Mes 
thode angelegt wird, freilich ein fehe weitläuftiges und mühfames Ger 
ſchaft; es iſt indeſſen in der Beilage No, 1. gezeigt worden, wie das 
tichtige Pretium. durch die höhere Rechentuuft keicht und ffel gefunden wer 
den kann, und wie ferner auch diejenigen, welche von der höhern Rechen⸗ 
kunſt keine Kenntniſſe haben, das Pretium qu. durch die gewöhnliche 
Regel de Vri und mit Belhülfe einer geriſſen Erleichterungs⸗Ka⸗ 
tabelle eben fo leicht und ſchnell berechnen können, daher es des in 
dem a ep gemachten Vorſchlages, 2 

daß nemlich zur Erleichterung der Berechnung mur ſolche Quang 

als zinsbar angenommen werden könnten, welche durch 5 dividirt 

gerade aufgehen; s 
nicht bedarf, fo wie denn auch dieſer Vorſchlag, nach ber in der Bi 
lage No. 1. gemachten nähern Erläuterung, nicht einmal ausführbar ift- 

Die Einwendungen, welche fid) gegen die obigen zwei Grundfäge auf? 
ſtellen laffen, find in dem Auffage sub No, 1 beſonders ausführlich WË 
detlegt worden, worauf wir uns lediglich beziehen. 2 

Es wird alſo zuvoͤrderſt nur darauf ankommen, daß Ew. k. M. gna⸗ 
digſt geruhen: 

die oben aufgeftellten zwei Grundſaͤtze zu genehmigen; 
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Tir find ſodann bereit, die zur leichten und ſchnellen praktiſchen Anwen⸗ 
dung defor Grundfäge dienende Erleichterungstabelle zu beforgen und 
du einer Anweifung zum praktiſchen Gebrauch derſelben zu begleiten, 
eren Publication allenfalls durch das neue Archiv der preußiſchen Ges 
ſecgebung und Rechtsgelehrſamkeit bewerkſtellget werden köunte. 
Kann nun in der obigen Art das Pretium eines Grundstücks, wels 
ches nur auf gewiſfe Jahre verliehen worden, vollkommen richtig ber 
Ut werden, dergeſtalt, daß das in dieſer Art beſtimmte Prokium ei⸗ 
nes temporellen Nutzungsrechts mit dem Werthe eines fortdauernden 
Nutzungsrechts (das ijt, mit dem Werthe des Eigenthums) in einem rids 
tigen Verhältniſfe ſteht; fo i von ſelbſt einleuchtend, daß bei Erbfal⸗ 
len in Aufehung eines folchen Grundstücks, fobald deffen Werth in der 
obigen Art beſtimmt worden, im uͤbrigen ebenſo zu verfahren ſey, als 
enn von einem eigenthümlichen Grundſtücke die Rede wäre. Der Unterſchied 
eftcht nur darin, daß der Werth eines ad tempus verliehenen Grund⸗ 
Rüs mit jedem Jahre nach einem Verhöltniſſe abnimmt, welches durch 
it Anzahl der noch übrigen Jahre beſtimmt wird. Wenn z. B. ein 
Grundſtück, defen jährlicher Ertrag 100 Rehlr. ausmacht, auf 20 


Fahreverliehen ift, fo betrug defen Werth zur Zeit der Verleihung 


(conferatur die 9te Colonne der sub No. 2. beigefitaten Tabelle) 1246 
Athlr. Sind feit der Verleihung bereits 3 Jahre verlaufen und 
dauert mithin der Beſitz nur noch 17 Jahre, fo beträgt der Werth no 
1127 Rthlr. Zehn Jahre weiter hinaus, wenn nämlich der Beſitz p 
noch 7 Fahre dauert, beträgt das Pretium nur noch 578 Ather. Soll 
Alfo die Erbtheilung jetzt, da das Nutzungsrecht nur noch 7 Jahre 
uert, angelegt werden, fo muß derjenige, det das Grundſtͤck pro 
taza übernimmt, eine Abfindung von 578 Rthlr. zur Erbſchaftsmaſſe 
Sonferiren; weil diefe 578 Nthlr. durch die Zinſen nebſt Zinſen von Sit: 
en binnen 7 Jahren eben fo boch ſteigen, als der ficbenjährige Ertrag 
100 Sibi. jahrlich, wenn dieſer Ertrag, ſobald er fällig ift, zu 
Cab ausgethan wird und, die jahrlichen Zinſen davon ebenfalls zu 
apital geſchlagen werden. 
4 Sollen durch dergleichen Grundstücke die Erbtheile der Minorennen 
Tbe geſtellet werden, To läßt fid) diefe Sicherheit genau beſtimmen, 
enn man nur darauf Rüͤckſicht nimmt, bis zu welchem Zeitpunkte die 
Sicherheit dauern foll, und auf wie hoch ſich der Werth deb Grundfkics, 
ei dem Eintritt dieſes Zeitpunkts noch beläuft. Wenn z. B. der jähr⸗ 
N Ertrag 100 Rthlr. ausmacht, und das Nutzungsrecht noch 10 Jahre 
quent, folglich mit dem Monat Jannar 1812 feine Endſchaft erreicht, 
i betragt deſſen Werth jezt im Monat Januar 1802 nicht mehr, als 
A3 Stt, (Golonne 9 der Tabelle); drei Jahre ſpäter, folglich im 
Fahr 1805, von wo ab der Beſitz nur noch 7 Jahre dauert, ift der 
m ech bis auf 578 Rthlr. herabgeſunken; 4 hievon als der gewöhn⸗ 
iche Maaßſtab der Sicherheitsbeſtellung, betragen 8904 Nehle; folglich 
Vet dies Grundſtück bis zum Jahr 1805 noch eine vollkommene Si⸗ 
der delt für ein Capital von 390 Athtr. Im Fahr 1308, ton wo ab 
ti Befit noch 4 Jahre dauert, ift der Werth bis auf 354 Nthlr. Hers 
von lungen; + hiervon betragen 256 Nthle., folglich fieht ein Capital 
On $36 gitglr. bis zum Jahr 1808 auf dieſem Grundftlc völlig ſicher. 
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Wenn alſo zwei Minorenne vorhanden find, von denen ber ältere im 
Jahre 1805, der jüngere aber im Jahre 1808 feine Volljährigkeit er⸗ 
reicht, und deren Erbtheil fid) auf 190 Rthlr. für jeden beläuft, ſo 
feht dies Vermögen auf dem gedachten Grundſtücke gehörig ſicher, i» 
dem dies Grundſtück bis zum Jahr 1805, wo der älteſte volljährig wird, 
noch für ein Capital von 890 Rthlr., folglich für die Erbtheile beider 
und bis zum Jahr 1808, wo der jüngste volljährig wird, noch für ein 
Capital 4 986 Nthlr., folglich für das Erbtheil des Jüngſten à 190 
Rthlr. —, hinlängliche Sicherheit gewähret, ſobald nur darauf gefehen 
wird, daß das Erbtheil des alteſten Pfiegebefohluen bei feiner Majoren⸗ 
nitäts⸗Erklarung gelöſcht werden kann. x 

Iſt nun aber ein ſolches Grundſtück zur Sicherſtellung des Vermö⸗ 
gens der Minorennen wirklich unzulänglich, ſo wird entweder die Vor⸗ 
ſchrift des allg. E. R. Th. 2. Tit 18. 6. 488 et 434. Anwendung fins 
den, oder der Fall von der Beſchaffenheit ſeyn, daß das Vermögen der 
Pflegebefohlenen ad Depositum gezogen werden muß. 

In Anſehung der Ausmittelung des jährlichen Ertrages eines ſol⸗ 
chen Grundſtücks ift von der hieſigen Kammer in dem beigefügten Schrei⸗ 
ben der Sat aufgeſtellet worden, f 

daß dabei für diejenigen Koften ein billiges Quantum in Abzug ges 
bracht werden müſſe, welche der Beſitzer auf die nach der Verlei⸗ 
chungs⸗ Urkunde und nach den geſetzlichen Vorſchriften ihm oblie⸗ 
gende Melioration und Kultivirung des Grundſtücks während der 
Dauer des Nutzungsrechts noch verwenden muß, weil er nach dem 
Exspirio dieſes Rechts von dem Grundherrn keine Entſchaͤdigung 
er 


halt. 
Allgemein betrachtet, ift dies freilich richtig, allein der Betrag dieſer 
Meltorations⸗Koſten würde nicht von dem jährlichen Ertrage des Grund⸗ 
ſtücks, ſondern nur von dem nach bem Ertrage zu berechnenden Pretio 
in Abzug zu bringen ſeyn, weil der Beſitzer die Summe der Meliora⸗ 
tions⸗Koſten nicht jährlich, ſondern nur überhaupt ein einziges Mal 
ausgiebt; daher auch bei der Abſchͤtzung eines eigenthümlichen Grund⸗ 
ſtücks, z. B. die zur Reparatur eines beſchädigten Gebäudes erforderli 
chen Koſten nicht von dem jährlichen Erträge, ſondern von dem du 
dieſen Ertrag fid) beſtimmenden Gapitalswerthe des Grundſtücks abge⸗ 
rechnet werden. — Auch würde darauf Rückſicht zu nehmen fey, 

in wieferne durch die noch zu bewerkſtelltgende Melioration der jahr“ 

liche Ertrag des Grundſtuͤcks erhoͤht wird 
ft dieſes der Fall, fo würde bei der Berechnung des Capitalwerths 
der durch die Melioration entſtehende höhere Ertrag zum Grunde zu le⸗ 
gen, und dagegen die Summe der Melforatfons⸗Koſten vom Capital 
werthe in Abzug zu bringen ſeyn. 

Wenn jebedy der durch die Melioration zu gewinnende höhere Er⸗ 
trag erf nach Verlauf einiger Jahre entſtehet, fo müßte, un genau 84 
verfahren, der Capitalwerth zuvörderſt von dem gegenwärtigen Ertrage 
bestimmt, ſodann aber von dem künftig entstehenden höferu Betrage das 
jahrlichen Ertrages für die alsdann noch übrigen Jahre des Nutzungs⸗ 
rechts ein befonderer Capitalwerth berechnet, und beide Capitalien nach 
Abzug der Meljorations⸗Koſten zuſammen fummirt werden. Wenn alfo 
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5 B. der jetzige Ertrag eines noch 20 Jahre zu benutzenden Grundſtücks 
100 Rthlr. beträgt, durch die mit 400 Rthlr. zu verwendenden Melio⸗ 
kations⸗Koſten aber binnen 5 Jahren eine folie Verbeſſerung bewirkt 
werden kann, daß der jährliche Ertrag nach 5 Jahren ſich auf 150 
MH, beläuft, fo würde die Berechnung in folgender Art zu ſtehen 
men, Von dem gegenwärtigen Ertrage à 100 Rthlr. beträgt der 
Werth für 20 Jahre (Colonne 9. der Tabelle). . . 1246 Ahle, 
Von der nach 5 Jahren mit 50 Rthlr. Eyes en Grs 
hoͤhung des Ertrages für die alsdann noch Übrigen 15 
Jahre beträgt der Werth des Nutzungsrechts. . 3182 
in Summa . 1764 Athle. 
Hievon die Summe der Melkorations⸗Koſten mit 400 = 


— M 
fo beträgt das eigentliche Pretium . 18643 Rthlr. 

m In verſchiedenen emyboteuti[fen Contracten findet ſich die Feſt⸗ 
ung, Y 
daß ber Emphyteute nach dem Ablaufe feines (gewöhnlich auf 

40 Jahre beſtimmten) Nutzungsrechts den Vorzug vor jedem an» 
dern Acquirenten des anderweitig zu verleihenden Nutzungsrechts Yaz 


ben ſolle; 
Es eneſteht daher die Frage: 
in wieferne ein ſolches Vorzugsrecht zur Tare zu bringen fey? 
Siebel würde hauptſächlich auf den Inhalt des Contracts aa der fons 
figen Verleihungs⸗Urkunde zu fehen ſeyn. Iſt daraus erſichtlich, unter 
welchen Bedingungen die anderweitige Verleihung erfolgen ſoll, und 
fin. diefe Bedingungen ſchon als unwiderruflich feſtgeſetzt, fo würde der 
Werth des künftigen neuen Nutzungsrechts ebenfalls nach den obigen 
Grundſätzen zu berechnen ſeyn, weil fid) der Eüuftige jährliche Ertrag 
es neuen Nutzungsrechts nach den bereits feftgefegten Bedingungen bes 
immen läßt; nur würde von dieſem Werthe das Interuſurjum für die⸗ 
jenigen Jahre, nach welchen das neue Nugungerecht feinen Anfang 
nimmt, abzuſchlagen ſeyn, weil das künftige neue Nutzungsrecht nicht 
früber eine wirkliche 1 ke gewährt, wogegen ſodann ber ſolcherge⸗ 
falt ausgemittelte Werth des künftigen Nutzungsrechts mit dem Werth 
des gegenwärtigen Nutzungsrechts zuſammen zu fummiren ift, um das To- 
tal⸗Pretium zu erhalten, indem das Pretium für beide Sepurtrete 
beſonders berechnet werden muß, fobald die Bedingungen der künftigen 
Verleihung mit den Bedingungen des gegenwärtigen Ruzungsrechts nicht 
übereinſtimmen, folglich auch der von dieſen Bedingungen abhängende 
lährliche Ertrag jetzt und künftig verſchieden ift. Sind bie gegenwärti⸗ 
n Bedingungen mit ben Bedingungen des künftigen Nutzungsrechts 
bereinſtimmend, und ift z. B. feſtgeſezt worden, 
daß der gegenwärtige Fruchtnießer nach Ablauf der erſten 40 Jahre 
das Grundſtück unter denſelben Bedingungen noch auf anderweitige 
40 Fahre zur Benutzung erhalten foll; 

Jo i bei der Bestimmung des Pretii ebenſo zu verfahren, als wenn 
nur von einem einzigen Nutzungsrechte, welches auf 80 Jahre verliehen 
worden, die Rede wäre. Wie dagegen die Bedingungen der künftigen 
neuen Verleihung noch nicht als unwiderruflich conſtiren, [o kann ein 
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diesfälliges Vorzugsrecht gar nicht zur Taxe gebracht werden, weil ei 
nes Theile der Ertrag der künftigen Verleihung noch nicht zu beſtim⸗ 
men ij, andern Theils es auch von dem Grundherrn abhängt, die Ber 
dingungen der künftigen Verleihung fo boch zu ſpannen, daß dadurch 
das Böezugerecht ves gegenwärtigen Beſitzers vereitelt wird; folglich es 
nur gleichſam Zufall bleibt, wenn aus der kuͤnftigen Verleihung dem 
gegenwärtigen Beſitzer ein Rutzen zu Theil wird. 

In Weſtpreußen exiſtiren auch verſchiedene ad tempus verliehene 
Grundſtücke, bei deren Verleihung in der dies fälligen Urkunde die Fef 
fegung getroffen ijt, 

daß, wenn der Fruchtnießer bei dem Ablauf der erſten 40 Jahre, 

auf die ihin das Nutzungsrecht eigentlich verliehen worden, einen 

doppelten Canon als Einkaufsgeld erlegt, er alsdenn das Grund⸗ 
jus x M anderweitige 40 Jahre unter denfelben Bedingungen 
befigen folk. 

Es ift einleuchtend, daß hiedurch eigentlich ein Sojähriges Nutzungs⸗ 
recht verliehen wird, deſſen Werth gleichfalls nach den obigen Grund⸗ 
ſäben zu berechnen ift, wobei der Umſtand, daß nach Verlauf der ers 
ften 40 Jahre ein Einkaufsgeld gezahlt werden muß, nur bie Folge 
nach fih zieht, daß von dieſem Einkaufsgelde das Snterufurium für 
den Zeitraum von fetzt bis zu dem Zeitpunkte, wo das Einkaufsgeld 
gezahlt werden foll, zu berechnen und von dem ſonſtigen Werthe des 
Nutzungsrechts zu rabattlren ift. Wenn z. B. von den erſten 40 Nus 
ctzungsjahren jetzt noch 10 Jahre übrig find, und alsdann ein Einkaufs⸗ 
geld von 100 Mehle. gezaplt werden muß, um das Nutzungsrecht noch 
auf die zweiten 40 Jahre zu erhalten, fo beträgt der Werth, wenn der 
lheliche Ertrag in 100 Rttgle. beſteht, für faͤmmtliche noch übrigen 


50 Jahre „„ oe 6 . 1828 RIE 
Nach 10 Jahren fol ein Einkaufsgeld von 100 Rthlr. A 
verausgabt werden, folglich muß fir diefe Ausgabe 
ein Capital von 61 = 


in Abzug gebracht werden, weil dies Capital binnen 
10 Jahren die Summe von 100 Athlr. erreicht (conf. 
die erſte Abtheil. der 11. Colonne der Tabelle) wenn 
die Zinſen davon jahrlich zum Capital geſchlagen 
werden; das ganze Pretium eines ſolchen Grundſtücks 


beträgt daher d 17687 Sitblt- 
denn daß bei der Berechnung des Interufu eral auf die Zinſen von 
Sinfen Rüͤckſicht genommen werden m ijt in der Beilage aub Nr. 1. 
überzeugend dargethan worden, und die mit dieſer Interuſuriums⸗Be⸗ 
rechuung ſonſt verknüpfte Weitläuftigkeit und Schwierigkeit kann kein 
Bedenken erregen, da die ganze Berechnung durch Beihuͤlfe der ſchon 
erwähnten Erleichterungstabelle auf ein febr leichtes Exempel der Regel 
de Tri reducirt, folglich von jedem Calculator und Richter ſchuell und 
genau angefertigt werden kann. 
In dem Gerichtsbezirk unſerer Untergerichte befinden fich viele blog 
sd tempus verlieheüe Grundſtücke; daß aber über die Beſtinmung sg: 
Werths noch keine Conteſtationen entſtanden find, Hat, mur darin ſeinen 
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Grund, daß die Partheien bei den diesfälligen, willkürlichen Beſtim⸗ 
gungen der Untergerichte fid) beruhiget haben. Nur erft vor wenigen 
maten ijt eine Appellationsſache von dem Stadtgericht zu Elbing bei 
UNS eingegangen, in welcher eine Wittwe darüber gravaminirt hat, daß 
ibt einige nur auf 40 Jahre verliehene Hufen Landes als Eigenthum 
veranſchlagt worden; wir haben das Appellations ⸗Urtel in dieſer Sache 
us nicht abgefaßt, weil zuvörderſt eine Ausmittelung der Bedingungen 
let Sbugungécedité. veranlaßt werden mußte. 
Ew. Königl. Majeſtät ſtellen wir unterthänigſt anheim, 
die obigen Grundfaͤtze, welche fid) bei der Anwendung überall als 
fidtig und durchgreifend davftellen, auch mit Beiptlfe der noch anz 
zufertigenden Erleichterungstabelle ſehr leicht anzuwenden find, gnä⸗ 
big zu genehmigen. h 
Marienwerder, den 15. Jan. 1802. 
— Die Regierung. * 


€. Beilage 1. zu dem Bericht vom 15, Jan. 1802. 


ueber die Berechnung des Werth eines auf gewiffe 

Jahre eingeſchraͤnkten Nutzungsrechts. A 

Bei den verſchiedenen Meinungen, welche über bie Beſtimmung des 
Berths eines temporellen Nutzungsrechts obwalten, verdient die Sache 

ſomehr einer genauen Erwägung, da darüber eine geſetzliche Feſt⸗ 
Tung erfolgen fol, und der Fall, wo es auf den Werth eines tempos 

en Nutzungsrechts ankommt, jid) ſehr oft ereignen muß. 

Man wird nie den vechten Geſichtspunkt verfehlen, wenn man die 
Sache in abstracto und in concreto betrochtet, und über das Reſultat 
Mee berſchiebenen Meinungen Vergleihungen anstellt. Eine ſolche Ueber⸗ 
"Dt wird die anliegende Tabele beiſpielsweiſe gewähren, und ift nur 
"bip, zu deren Verſtäͤndlichkeit und zur nähern Entwickelung der Sache 
Fest folgendes zu bemerken. : : 

an nehme den Fall an, daß A bem B ein emphyteutiſches Grund⸗ 
(È abgetreten hat, welches jährlich einen reinen Ertrag von 100 Rthlr, 


8 5 ährt, und beffen Nutzungsrecht nach gewiſſen Jahren aufhört. Der 


es fer B ſoll jetzt dem A den Werth dieſes Grundſtücks auszahlen; 
fiat ſich alfo: 5 
Bi auf wie hoch ift dieſer Werth zu beftimmen ? 
date, von einem eigenthümlſchen Grurdfücke, die Nede, beffen Nutzungs⸗ 
mit fortwährend ift, fo mite ber jährliche reine Ertrag von 100 Nhe. 
5 5 pro C, zu Capital geſchlagen werden; das Pretium wirde alfo 
3000 Mehle. betragen; denn 2000 Stähle. Capital geben an Iahdüblichen 
"fen 4 5 pro C. jährlich 100 Nthlr. in iufinitum, und ebenſo viel 
giebt das ewig dauernde Nutzungsrecht des eigenthümlichen Grundſtücks 
ährlichen Revenuen. 
recht Bier iſt nun aber von einem Grundſtücke die Rede, deſſen Nutzungs⸗ 
Gt nicht fortdeuernd ist; mithin fam deſſen Pretium niemals die 
5 Mme von 2000 Nhle,, als den Werth des Eigenthumß, erreichen. 
fe ger das temporele Nutzungsrecht dauert, befto mehr muß fid) 
villa Pretium dem Eigenthumswerthe nähern, nie aber dem letzteren 
ig gleich kommen. AUCH. 
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So viel ift klar, daß diejenige Summe, welche der Befiger B für 
das temporelle Nutzungsrecht als Pretium, jetzt auszahlen fol, dem A 
nicht mehr und nicht weniger Nutzen bringen muß, als dem Beſttzer dies 
jenigen 100 Rthlr., welche derſelbe an jährlichen Revenuen aus dem 
Grundſtuͤck ziehet; und hieraus folgt, B 

daß das jet außgugahlende Pretium. des Grundſtäcks mit dem jue 

lichen Grtrage und mit der Dauer des Nutzungsrechts im Verhäͤlt⸗ 


niß ſtehen muß. 
Allein dies Verhaͤltniß laßt fid) fo verſchieden beſtimmen, als 
a) die Art, in welcher der Beſitzer B die jahrlichen Einkünfte von 
100 Rthlr. während der Dauer feines Beſitzrechts benngen kann, 
verſchieden ift; als ferner g 
b) auch bie Art, in welcher der Verkäufer A das ihm zu zahlende 

Pretium benutzen kann, verſchieden ift, 
indem dies Pretium nicht blos mit der Größe des jährlichen Ertrages 
fonbern auch zugleich mit der Dauer des Nitzungsrechts in Verhältniß 
geſetzt werden foll, folglich bei der Beſtimmung dieſes Verhältnif [d 
auch auf denjenigen Nutzen geſehen werden muß, den beide Theile wäh⸗ 
rend der Dauer des 1 aa reſpective aus den Revenuen des 
Guts und aus dem dafür zu zahlenden Pretio ziehen können oder pri 
ſumtive ziehen werden. Y E 755 

Da die Art, wie Jemand feine Gelder benutzen kann, oder wie die⸗ 
fer oder jener fie wirklich bennset, unendlich verſchieden ift, von der Art 
der Benutzung, aber auch die Größe der Nutzung abhängig ift; fo mu 
bei der Beſtimmung dieſer Nutzung durchaus ein Mittelſaß zum Grunde 
gelegt werden, und zwar würde dieſer Mittelſat auf 5 pro C. feſtzu⸗ 
ſetzen ſeyn, weil eines Theils der landübliche Zinsfuß auf fo hoch fe 
geſest it, andern Theils auch bereits bei der Abschätzung eines eigen 
khümlichen Grundstücks der Satz angenommen ift, daß der jährliche Er 
trag mit 5 p. C. zu Capftal geſchlagen fey. 

Durch den jährlichen Ertrag des Grundſtücks und durch die Dapet 
des Nutzungsrechts, mit Ruͤckſicht auf den Augen, den der Befiger wiß? 
rend dieſer Dauer von feinem jährlichen Ertrage macht, beſtimmt 
die 2 der Revenuen, welche er, während feiner ganzen Be⸗ 
fißgeit aus dem Grundſtücke zieht; mithin muß das Pretinm, welches er 
dafür zahlen fol, mit diefe Summe der Revennen in Verhältniß ſtehen. 

Wird nun diefe Summe der Revenuen berechnet, [o kann diefe Be 
rechnung auf eine dreifache Art verſchieden angelegt werden, weil, id) 
in antepana der Nutzung des Beſitzers folgende Dret Fälle darſtellen; 
nemlie 

^L wenn der Beſther die jährlichen Nevemen feines Grundstücks È 

100 Athlr. nicht auf Zinſen giebt, fondern felbige jährlich ve 

zehrt oder steril liegen läßt; 
fo ift die Summe feiner Revenuen beim Ablauf der Beſſtzzeit fo u 
als die in der anliegenden Tabelle mit Nr, 1. bezeichnete Golonner 
die verſchiedenen Jahre der Dauer des Beſitzrechts, ausweiſet. als 

IL Wenn abor der Beſieer die jährlichen Stebenum à 100 Nihle. af 
Gapital behandelt, und felbige bei ihrem jährlichen Eingange n 
Zinſen (nad) dem obigen Maaßſtabe à 5 p. C.) austhut, Diele EL 
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N verzehret; ihm mithin blos einfache Zinſen zu Theil 

erden, 

[o iR die Summe feiner Revenen au Gapitat und Sinfen får die vers c 
edenen Jahre der Beſißzeit [o groß, als die Colonne sub Nr, 2. in 
anliegenden Tabelle zeiget. 0 

UL Wenn endlich der SBefi&er von feinen jährlichen Revennen à 
100 Rehlr. gar nichts verzehret, fonden ſelbige zu 5 p. C. Binfen 
austhut, und dieſe Sinfen bei ihrem jährlichen Eingange als Gapis 
tal wieder zinsbar unterbringt; ihm mithin zu fammengeſetzte 

fi Binfen (Sinfen nebſt Zinſen von Zinſen) zu Theil werden ) 

A Gewinnt er in bem verſchledenen Jahren feiner Beſitzzeit an Capital 

Fd Zinſen nebſt Zinſen von Zinſen eine fo große Summe, als in der 

bonne Nr. 3. motiret worden. SE 

^ Eben diefe drei Fälle find auch bei dem Verkäufer A in Anſehung 

No Venusung des ibm zu zahlenden Pretii denkbar. Der erſte Fally 

D nemlich A fein Pretium gar nicht weiter nutzen, ſondern felbiges 

fort nach bem Empfange verzehren werde, läßt fih hier jedoch gar 

cht annehmen, ohne eine fid) ſogleich klar darſtellende Ungereimtheit 
zu begehen, weil man alsdann das Pretium der Summe ber Revenuen 

të Beſitzers gleichſtellen müßte, folglich das Pretium eines temporellen 
Aueungsruchts [oon nach bem Zoſten Jahre den Werth des Gigenthums 
überschreiten würde. Es bleiben alfo in Anfehung des A nur die beiden 
litre Fälle übrig, daß nemlich derſelbe von dem ihm zu zahlenden 
"tío entweder blos einfache Zinſen, oder aber zuſammengeſetzte Bins 
fen ziehet; mithin muß dag dem A zu zahlende Pretium in einem fo 
Großen Capitol beſtehen, daß felbiges mit den davon zu ziehenden (ente 
er einfachen, oder aber zuſammengeſetzten) Zinſen zuſammengenom⸗ 
n am Ende des temporellen Nutzungsrechts fo viel beträgt, als die 
umme der Revennen des Beſitzers B. Es kedueirt fid) daher der obige 
pale daß nemlich das Pretium mit der Summe der Revenuen in Bers 

åltnig ſtehen muß, auf die Frage, ~ , 
ob das dem A zu zahlende Pretium mit einfachen oder mit zuſam⸗ 
mengeſetzten Zinſen zu berechnen ſey — imgleichen, ob die Summe 
der Mevenuen des Beſitzers ohne Zinſen, oder blos mit satis 

und Sinfe, oder aber mit zuſammengeſetten Zinfen zu beſtimmen fey 
fati fe Frage wied am beutlichften duch dae Sefultat der ſechs verz, 
ſhlebenen Vetechnungzarten, bie in der Frage ſelbſt ligen, aufgelöfet, 

. b ic nemlich zusörderß Lua : 
das Pretium blos mit einfachen Zinſen berechnet, fo ijt 

f tfe Berehnungsart 

^ für den Fall dd 1., wenn nemlid dem Beſitzer vow feinen jähr⸗ 

lichen Revenuen, gar Feine Zänſen angerechnet werden, 


anl. Unter zuſammengeſetzten Binfen verſteht man bekanntlich 
n nfen von dem Capital nebft Zinſen von den jährlichen Zinſen, wenn 
In ach die jährlichen Zinsen jepeemel zum Güpital geſchlagen werden, 
werdengeſee, wenn nemlich die Binfen nacht zum Capital geschlagen 

eden, bezeichnet man die Zinſen durch den Ausdruck einfache Zinſen. 
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das Pretium fo groß, als bie Golonné Nr. 4. der anliegenden Tabelle 
für die verſchiedenen Fahre des Nutzungsrechts ausweiſet. 


Wenn alfo z. B. das Nutzungsrecht noch 5 Jahre dauert, fo ge⸗ 
nieft der Beſiber B durch den jährlichen reinen Ertrag à 100 flt. 
binnen dieſen 5 Jahren eine Revenuen⸗Summe von 500 Rthlr. (607 
tonne 1.); er muß alfo für die Abtretung dieſes Nutzungsrechts dem ^ 
jetzt ein Pretinm von 400 Rehlr. auszahlen (Colonne 4.), denn ein Ca⸗ 
pital p 5 Rthlr. giebt jährlich (à 5 p. C.) 20 Ahle. Zinſen, folg⸗ 
lich genie — i 
A von feinem Capital in 5 Jahren an Binfen . . . . 100 Nile 
Er fat alfo nach 5 Jahren an- Gapital und Ziuſen . . 500 "= 
und ebenfo viel genießt B in feinen 5 Stu&ung8 -Jahren durch den jahr“ 
lichen reinen Ertrag von 100 Rthlr. 


Auch während der Sjährigen Befiszeit, oder vielmehr in Anſehung 


des Genuffss in den einzelnen Jahren scheinen beide Theile bei dem (^ 
ſten Anblick gleichgeſtellet zu feyn. Denn 4 zieht jährlich 20 Rihle 


an Zinſen, er kann dieſe jährlich verzehren, und dann behält er nach 
einem Sjährigen Genuſſe fein Pretium oder Capital von 400 Sitlt 
noch übrig. Der Siejiger U zieht jährlich 100 Rthlr. Revenuen aus 
dem Gute; hievon verzehrt er, gleich dem A, jährlich 20 Ahle, und dit 
übrigen 30 Stir. muß er jährlich beilegen, um am Ende des sten 
Jahres durch die jährlich beigelegten 80 Sie. fein Capital von 
200 Rihtr., welches er jetzt dem A als Pretium auszahlt, wieder 8 
erhalten. 7 
Bei näherer Erwägung der Sache findet fih aber, daß beide 
Theile duech diefe Berechnungsart wirklich nicht gleichgeſtelet werden 
Denn wenn B, gleich dem A jährlich 20 Sil. von den Ertrage d 
Guts à 100 Athlr. verzehrt, fo behält er freilich jährlich 80 Mthlt- 
übrig, die er beilegen muß, um am Ende des fünften Jahres, wo fein 
Nutzungsrecht aufhört, fein dafür gezahltes Pretium à 400 Nthle. wie 
der zu erhalten; allein er darf die jährlich beizulegenden 80 Nehle, nicht 
mittlerweile im Kaſten steril liegen laffen, er kann ſolche auf Zinſen 
austhun, oder ſonſt in, ſeinen Nutzen verwenden (als welches er doch & 
wiß thun wird, beſonders wenn der jährliche Ertrag des Guts fid) h. 
her, z. B. auf 1000 Kthlr. beliefe, oder das Nutzungsrecht noch longer, 
z. B. 40 Jahre dauerte, indem Niemand Gapitalien fo lange steril lie. 
gen laßt). Bringt nun B die jährlich beizulegenden 80 Rthir. währen 
feiner Beſſtzeit wirklich auf Zinſen (à 5 p. C.) unter, fo gewinnt er M 
einfachen Zinſen à i 
am Ende des zweiten Jahres. 4 Rtplre. 
s „dritten „ 

= * s vierten $2. 

= a c fünften 16 
Er wird alfo während feiner Sfährigen Wi 

figit un 40 Dipin, 10 
an einfachen Zinſen reicher als A, der fein ganzes Pretium w 
400 Rthlr. während dieſen 5 Jahren immer auf Ziuſen ſtehen pabo 
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pus um die jährlichen Zinſen mit 90 Nthlr., die er verzehrt, zu er⸗ 
Geſezt, daß A dieſe jährlichen Binfem à 20 Rthlr. nicht verzehrt, 
Toten folde gleich dem Capital wieder auf Sinfen giebt, fo ecbilt sr 
s) linm Pretio m „400 Mehir 
; nen 5 Jahren an Zinſen, nebſt Zinſen von Zinſen , 1104 = 
p Er hat alfo in Summa . 510; Rthlr. 
gegen er binnen dieſen 5 Jahren gar keinen Genuß ger 
Jabt hat, und doch weniger gewinnt als B, denn Dies 
gt erhält aus dem Gute an ójüpr. Getrage 300 Ahle. 
kann davon jährlich 20 Rthlr. verzehren, 
und darf nur die übrigen jährl. BO Nele, 
auf einfache Zinſen geben, um an bloßen 
einfachen Zinſen die obigen : . . 40 
folglich während feiner Beſitzzeit in Summa . 540 = 
— 
h es und mithin — 991 Athlr. 
Prud zu gewinnen als A, ohnerachtet dieſer während derſelben Zeit gar 
men Genuß patte. 
Es erhellet hieraus, das beide Theile durch diefe erſte Berechuungs⸗ 
eite nicht völlig gleichgestellt werden, daher diefe Berechnungsart iin 
ich tig iſt, obgleich ſich bei derſelben das ſonſt nothwendige Requiſit 
Wiget, daß nemlich das auf diefe Weiſe berechnete Pretium (wie die lte 
al Onne der Tabelle anſchaulich darſtellet) die Summe von 2000 Rthlr. 
ij e Werth des Gigentumé, niemals erveidet, fondern dem Eigen. 
konmtverche in einem abnehmenden Verhaͤltniſſe nur immer naher 
"Wt, je länger das temporelle Nutzungsrecht dauert. 
Y 2te Berechnungsart. i 
) Für den Fall ad IL, wenn memlid) dem Befiger von feinen 
ip däsbelſchen Revenuen blos einfache Binfen bererhuet werden, 
die ane Pretium (wie vorhin mit einfachen inſen berechnet) fo groß, als 
Ste Golonne der Tabelle zeiget. 
dau Wenn alfo (nach dem vorigen Bekſpiel) das Nutzungsrecht 5 Jahre 
(enten fo gewinnt der Beſiter des Grundſtücks binnen dieſen 5 Jahren 
nne 2.) durch den jährlichen Ertrag à 100 Athlr. an Capital 
5 500 Athlr. 
einfachen Zinſen davon 50 = 


Mit iu Summa an Revenuen . 550 Rthlr. 
hin beträgt das Pretium, welches er dem A zahlen Toll NS 5) 


Denn di, i i » nr 
ies Pretium giebt an einfachen Zinſen jährlich 
Kehle., alfo in 5 ahm 110 
ig; i lali erpålt A an Gapital und einfachen Sinfen . 550 Ner, 
trag benfo viel als vorſtehend der Befiger B durch den jährlichen Er⸗ 

nebst den einfachen Sinſen. í Vat 
9 ein in Anſehung des Genuſſes während ber Sjährfgen Dauer des 
Angsrechts find beide Theile keinesweges gieichgeftellet. 
enn A pat von feinem Capital oder Prefio à 440 Athlr., am 
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Ende eines jeden Jahres 22 9ttble, Binfen zu versehen, mu 15 m 
des sten Jahres hat er daun fein Capital von ES 
nebſt den am Ende dieſes letzten Jahres fälligen Bi en i 9 — d 


in Summa alſo . 462 RY 


noch badr in Cassa, 

Dagegen hat B am Ende des erſten Jahres noch nichts zu verzeh⸗ 
ren, weil er jetzt erſt den erſten Jahres⸗ Ertrag mit 100 Rthlr. „u 
zuſammengebracht hat, und dieſen auf Zinſen ansthut. Erſt am Ende 
des Aten Jahres erhebt er von dieſen 100 Rthlr. die 9 E 
ford esI CU E ide vin pehle 
Jetzt giebt er auch den zuſammengebrachten zweiten Jah; 

res⸗Ertrag à 100 Rthlr. auf Sinfen, und fo werden ihm 


am Ende des Stem Jahres von 200. Rthlr. Capital 10 + 
s s in 300 s out 15 x 
s Stm =  »,40 s rs 20 7 


als Bisfen entrichtet. Jetzt am Ende des sten EN 
wird ihm auch der fünfte Jahres⸗Ertrag mit 100 Rehlr. 


zu Theil. Er hat daher am Ende des Sten Jahres zwar s 


an Capital 500 Rthlr. und an Zinſen 50 
folglich, wenn er von dieſem Capital jetzt ~ 38 spi 
abnimmt, und diefe . > e $8 * 


zu den Zinſen legt, fo hat er noch eben ſo 

viel, als A am Ende des Sten Jahres, nem⸗ 

lich nach 462 = 

baat in Cassa, fo wie Deum auch die Zinſen⸗ Summe von . 8 Nihlt: 

ſoviel ausmacht, als A durch die jährlichen Zinſen à 22 Nthlr. am En, 

des sten Jahres (nemli binnen 4 Genuß⸗ Jahren) bereits verzehre 

ANE Allein in Anſehung des Genuſſes hat hier B deshalb gelitten, we 
A am Ende des 2tem, Zten, Aten und Sten Jahres jedesmal 22 IE 

Zinſen in feinen Nutzen verwenden konnte, B dagegen am Ende Di 

Sten) Sten, aten und sten Johreh nur reſp. 5, 10, 15 und 20 Nt 

Zinſen verzehren konnte. 


Will bh am Ende eines jeden Jahres eben fo viel wie A, nemlich 
jedesmal 32 Nthlr. ausgeben, fo muß er am Ende des erſten Jahre 


von dem Ertrage dieſes Jahres à. . 100 Nthlr. 
ſofort die auszugebendeen. 22 
abziehen, er kann alfo nur 78 Athlr. 
auf Zinſen autzthun, und dieſe Binen betragen am Ende 
des Lten Jahres „ 32, B 
Jetzt erhebt er auch den er des tm Jahres mit 100 d 


p v hat alfo in Summa . 1815; NDF 
wovon et jid) feine. [M F is 


nel, Api 
wieder einbehalten muß, daher ihm der Capitalsreſt T 159, Mi 
am Ende des Sten Jahres an Zinſen nue 7187 5 ii 


Deu 8. September 1804. 527 


; Transport, 167788 Rehlr. 
einbringt, Jetzt erhält er wieder den Ertrag des Sten 
Jabces mee. „ 100 71 


er hat alfo an Gapitol . 20745 Bihler 

und nach Abzug feiner Ausgabe von. . s s 22 E 
giebt ihm das Reſt⸗ Capital A. 945123 — Sitjlt. 

au Ende des Aten Jahres an Zinfen . 19 E 


f erhebt er auch den aten Sabres- Ertrag mit „100 = 
— — 


Er kann alfo von dem vorhandenen Gelbe 4. 358d Nthlr. 
nach Abzug feiner Ausgabe ven 22 2 


A ht 509 ST a PASGA MIE: 
dindar belegen, wovon er am Ende des Sten Jah⸗ 

des die Zinſen mi 16888 E 
2 Wird nun hierzu ber fünfte Jahres⸗Ertrag 

1 101 


gerechnet, fo beträgt fein Beſtand jest am Ende des 
Sten Jahr ess 45322838 


alſo noch nicht volle 383 Ahle. 
"gegen A nach ber obigen Rechnung am Ende des 
LIT 177 Ma NEM EE B 
folglich mehr. — $9 Athlr. 


bane in Veſtand behält. A 
D Es ergiebt fid) hieraus klar, daß beide Theile durch diefe zweite 
erechnungsart ebenfalls nicht gleichgeſtellet werden, indem hier der Bes 
Über B verkürzt wied; daher diefe Berschnumgsärt ebenfalls un rich 
EJ ift. Noch mehr erhellet die Ugeichtigkeit daraus, daß das auf diefe 

eife berechnete Pretium (wie aus der Sten Col, erſichtlich if) die 
h umme von 2000 Rthlr., als den Werth des Eigenthums überſchrei⸗ 
im, ſobald das temparelle Nugungsreht 30 Fabre oder länger dauert, 
ntm dad Pretium für 30 Jahre 2070 Rthlr., und für 100 Jahre 
791 Kthlr. betragen würde. 


gte Berechnung art. 
9) Für den Fall ad IL, wenn nemlich dem Beilger von feinen 
lährlichen Revenuen zuſammengeſetzte Zinfen berechnet 


erden, À 
1 das Pretium wenn von dieſem wie vorhin nur einfache Zinſen ges 
pets werden) für die verfchiedenen Jahre [o groß, wie die Gte Col. 
et. 
[5 Wenn alfo der Veſitz 5 Jahre dauert, [o hat ber Beſſtzer B am 
ne iu Sten Jahres (fieje die 3te Col) an Capital durch den finie 
Suns ETE uM d thle. 
9 Binfen neg Zinfen don gips 8 
2 in Summa alfo . 552.56 Athlr. 
NB, Durch die hier hinter dem Punkt geſetzten Zahlen wird be⸗ 
kanntlich der vorhandene Decimala Bruch mit Weglaſſung des 
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Nenners ausgedrückt, indem nur die vor dem Punkt ſtehen⸗ 
den Ziffern die Anzahl der ganzen Thaler andeuten. 
Das Pretium beträgt alfo — wenn felbiges blos mit einfachen 
Zinſen berechnet wird — (nach der 6ten Golomne der Tabelle) 
S 442.580 giele 
denn dies Pretium giebt an einfachen Zinſen jähr⸗ 
lich az Nthlr., alfo in 5 Jahren .. 110.2 a 
folglich hat A am Ende des 5fen Jahres in Summa 552.565125 pithi 
und ebenſo viel beträgt die obige Nevenuen- Summe des B. 
Dem B entſteht diefe Revenuen Summe in folgender Art: er ere 
Hält nemlich : 


am Ende des 1ten Jahres an jährlichem Ertrage 100 — Suit. 
= = s Mm an Zinsen davon 5 > 
ie ‚am fernerem Ertrage . 100 z 

Summá . 205 ETT 
s s „Sten an Zinſen von 205 Rthle. 10.25 z 
au fernerem Ertrage . 100 E 


Summa . 815.5 Kehle. 
s = a ten < an Zinſen hievon. . 15.78 id 
Z an fernerem Ertrage . 100 z 

i Summa . 481,25 gil. 
„Sten an Binfen bievom. . . 21.550625 = 
an fernerem Ertrage . 100 * 

B in Summa wie oben . 552,5050 ult 


Bei bem Ablaufe des Nutzungszechts find daher beide Theile gleich 
reich; allein in Anſehung des Genuſſes in den einzelnen Jahren ift auch 
bier A beffer fituirt als B. Dies erhellet ſchen aus dem bei der vor 
gen Berechnungsart sub b, angefuhrten, wo das Pretium noch kleiner 
war, als hier bei der dritten Berechnungsart sub e. Der Beſitzer Br 
kann hier in den einzelnen Jahren gar nichts verzehren, weil er DIE 
jährlichen Zinſen wieder auf Zinſen geben muß, wogegen dem A von 
feinen jährlichen Binfen à 22102535, Rthlr. keine weitere Zinſen ang? 
rechnet werden, A mithin um den Betrag der Zinſen von dieſen jährli⸗ 
chen Zinſen vortheilhafter geftellet ift. j 

Es erhellet Hieraus, daß auch diefe dritte Berechnungsart unrich 
tig iſt, als weiches um fo weniger einem Bedenken unterworfen Ted 
kaun, bo aus der sten Gol. erfichtlich ift, daß das nach dieſer Art DE 
rechnete Pretium — ſobald das Nutzungsrecht 30 Jahre oder Kinder 
dauert — den Werth des Eigenthums à 2000 9itflr. noch weit M 
uͤberſchreitet, als in der 5tem Colonne. 


Bisher ift das Pretlum dem A uur immer mit einfachen Simon P 
rechnet worden; wenn nun aber ^ 


B, das Pretium mit zufammengefesten Zinſen berechnet wird / ſo iſt 
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E 


åte . 
d. für den Fall ad J., wenn nämlich dem Beſitzer von feinen jähr⸗ 
lichen Revenuen gar keine Zinſen angerechnet werden, 
fo groß, als die 7te Golonne zeiget. 
Wenn alſo das Nutzungsrecht 5 Jahre dauert, fo beträgt die 
umme ber Revenuen des Beſitzers B (nach der erſten Col.) 500 Athlr., 
E c alfo ein Pretium von 3913325222 Rthlr. zahlen (Golonne 7.). 
eU wenn 


dan bei dieſem Pretio 33 „ . 91 Ahle, 
den Bruch wegläßt, fo. erhält A an Binfen am 
Ende des erſten SabpeB au... 1955 a 
und von . 410.55 Ather, 
am Ende des ten Jahres. . 0. E 
ferner von . 48175 Rtpie: 
„Sten e e 2 
s von . 469011375 Athir. 
a> > = Am * 2 Tuch REFERATE Hd 


€ von . 275. Nrthlr. 

o (cp 
in Summa alfo . 499,0:°0909375 gitflr, 

es fehlt hier noch ein Decimal⸗Beuch vn 0. % 


w. an der Summe von . 500 Nihle, bie A erhält 
les: minus daher entſtehet, daß bei dem Pretio der obige Bruch 
ESEE der Kürze wegen weggelaffen fft 
den Bei dieſer 8 des Pretit leidet A, well derſelde 1 
5 Jahren gar keine Nutzung hat, ſondern feine jährliche Bimfen 
koche auf Zinſen geben muß; wogegen B feinen jährlichen Ertrag von 
OO She, während diefen 5 Jahren mufen fomi/tetgefalt, daß, wem 
N dieſen Ertrag auf Zinſen austhut, und die Zinſen jährlich zum Gas 
[d Thlägt, er am Ende des Sten Jahres um den Ertrag dieſer zus 
als mengefegten Zinſen, welche 52* Sitjir. ausmachen, reicher wird 
Die Unrichtigkeit dieſer vierten Berechnungsart wird vorzüglich 
auch dadurch klar, daß das auf diefe Weiſe berechnete Pretium — mie 
N der 7ten Gol. erfichtlich it — nur bis gum 2Often Jahre fteigt, 
3. dem Ligen aber dergeſtalt abnimmt, daß felbiges bei einem 
lic eurgerecht von 2OOjähriger Dauer auf 15 Ahle. herabfinkt, folge 
S bei einer noch langeren Dauer weniger als Nichts wird, daher diefe 
ſnungsart zu einer Ungerelmtheit fuͤhret. 


ste Berechnungsart. , 

Sale den Fall ad IL, wenn nämlich dem Beſizer von feinem 
iR s hrlichen Revenüen blog einfache 3infen berechnet werden, 
ttd as Pretium (wenn dieſes nach zufammengefegten Sinfen ber 

Met wird) in der Sten Col, angegeben. EIER 
Su Wenn alfo das Nußzungsrecht 5 Fahre dauert, fo beträgt die 
mme der Revenuen des Beſitzers an 5jijtigem- Ertrage nebſt emfaz 

Weſtpreuß. Prov.⸗Rechl. Bd. II. 34 
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chen Binfen (Gol. 2.) 550 Ntpfe., Folglich das Pretium (Colonne 8). 
4801325323 Rthir., oder wenn dieſer Bruch in einen Decimal⸗Bruch 
verwandelt wird, etwas über 480.7 46 Rthlr. 
Denn von diefem Pretio erhält A an Zinſen 

am Ende des ten Jahres 


und von dem Beſtande à ~ 


21.48 eple, 
7e TE 
22. 


e s c Am as " — * Tirit a 
ferner von . 475,1105720 Ntihlr. 

e S UP 9 257950339. 4 
— — — 
von 498.427 Rehle. 

sos DE = 1 Aor e M ORE est. 
von . 528.5995135 Jile 

.. „Sten o rae Erie ̃ĩͤ E 


; Er hat alfo in Summa . 549,9999998 gitfit- 
Es fehlt hier nur der unbedeutende kleine Bruch 
von EI e s e w e oje a oy 
an der eigentlichen Summe won . . . . . . 550 Rthle, die ^ 
wirklich erhält, welches minus aus der obigen Verwandlung des bei dem 
Pretio vorhandenen eigentlichen Bruchs in einen nicht völlig zutreffenden 
Decimal- Brud entſtanden ift. E 
Am Ende des Nugungstechtz find Daher beide Theile zwar gleich 
geftellet, allein in Anfehung des Genuſſes in den einzelnen Fahren D^ 
det A wiederum. Denn er muß die Zinſen von feinem Pretio, die 
jährlich einnimmt, ſogleich wieder auf Zinſen geben, um am Ende des 
sten Jahres die Summe von 500 Rebe, zu erreichen; er hat alfo iu 
diefen 5 Jahren gar keinen Nutzen. Der Beſttzer B dagegen kann di 
einfachen Zinſen, die er von dem jährlichen Grtrage zieht, verzehrer 
oder ſonſt in ſeinen Nutzen verwenden; giebt er dieſe Zinſen wieder auf 
Zinſen, fo beträgt feine. Revenuen⸗Summe (nach der dritten Golonne) 
559,563125 tl 


0.0000004 z 


A dagegen erhält überhaupt nur . 350 er 
alfo wird B reicher um circa . . 24 8itflz. "m 


Zwar ift hier die Differenz nur klein, fie wird aber immer 5 2 
und erheblicher, je pe der jährliche Ertrag des Guts ober die DO 
des Nußzungerechts ijt. 

Diefe bte Berechunngbart ij alfo, weil dadurch A leidet, eben 
unrſchtig, zumal auch bier das Pretium — wie aus der Sten ehe 
erhellet — nur bis zum 40ſten Jahre ſteiget, und demnächſt (ſowie, di 
der aten Berechnungsart) bergeffalt abnimmt, daß das Pretium bei 
nem 200 jährigen Nutzungsrecht auf 615 Rthlr. herabſinkt. i; 
Gte Bereğnungsavt, welche ein richtiges Refultat gie" 

£ gir den Fall ad III., wenn nämlich bem Befiger von fein 
jährlichen Revenuen zuſammengeſetzte Binfen berechnet wer 4^ 
ift das Pretium (gleichfalls nach zufammengefegten Sinfen gerechnet) 
der 9ten Colonne angegeben. 


m 
ft, 
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Wenn alfo das Nutzungsrecht 5 Jahre dauert, fo beträgt bie Nes 
denken Summe des Beſizers (Col. 8.) 352.5745 Athlr.; folglich bes 
Bur das Pretium (Gol. 9.) 4922327182 Athle., oder, wenn dieſer 

ruch der leichteren Berechnung wegen, in einen Decimal- Bruch vers 
wandelt wird, etwas über 482. 486 Rthlr. 

Denn von dieſem Pretio erhält A an Zinſen 
am Ende des Iten Jahres . 2.63623 Rthlr. 

— — 
und von , 454.5950399 Rthlr. 
7777... .. 


von . 477. Rthlr. 


ANT D Rad 3 
— en 
f von 501919311 Uhle. 
r ENTER y IET PEDI Sd e 


won. 526,597 Mehir. 


A ya „Sten . EEE 
— — 


A hat alfo in Summa . 552. Mtßlr. 
Es fehlt hier auch nur der unbedeutende Beuch 
I Ver en 7. O RENI, OPPDSE MEQUE 
an der eigentlichen Summe vn . 252,935 Sylt, 
die A wirklich erhält, welches minus auch hier durch die obige Bers 
wandlung des bei dem Pretio vorhandenen genauen Bruchs von 202516 
n den nicht vollkommen genau zutreffenden Decimal Beuh von 
Tores, entſtanden ift. 3 $ 

Diefe ſechſte Berechnungsart ift nun wirklich diejenige, welche ein 
diceiges Steuttat ergiebt , und welche fii, von allen Selten betradje 
et, fets als richtig Darftellet, 

Denn nach dieſer Berechnungsart erhält B an Gayital durch den 
Kührigen Ertrag . 500 lr. 
an Zinſen nebſt Zinſen von Binfen . . . 52. 2 

— 
in Summa alfo , 552. AKthlr. 
und eben fo viel gewinnt A, denn dieſer erhält als Pretium 
432.5448 Rthlr. 
an Bínfen, nebſt Zinſen von Zinſen . . . 118. 2 
in Summa alfo (wie oben) . 552.543125 siiply. 
„ Voraus erhellet. 


hi 

N 1) daß beide Theile nach dieſer ſechſten Berechnungsart am Ende 

es temporellen Nutzungsrechts gleich reich find. Allein auch 

beide D. i 7 des Genuſſes in den einzelnen Jahren find pier 

bd Theile völlig gleich geſtellet; denn D muß von feinem jährlichen 

m age Zinſen nebft Zinſen von Zinſen ziehen, und eben diefe zuſam⸗ 

Gallien Zinſen muß A von feinem Pretio gewinnen, um dem B bei 

afin des. Stuéungétedjtó gleich zu kommen, Beibe Theile Haben 

Pu während. der Dauer del Nutzungsrechts gar keinen Genuß, fie ger 

in alfo pari passu, oder fie werden bei der Berechnung vollig gleich 

handelt, und dies muß geſchehen, weil der Zweck darin besteht, daß 

34 * i 
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belde völlig ausgeglichen oder Laken werden ſollen, folglich wife 
rend der Bauer des Nutzungsrechts dem einen die Zinſen ebenſo ange⸗ 
rechnet werden muͤſſen wie dem andern. E 

8) Das auf diefe Weiſe berechnete Pretium erreicht, mie aus der 
Sten Gol. erſichtlich ift, N nie die Summe von 2000 Rthlr. als den 
Werth des Eigenthums. enn der Werth eines Nutzungsrechts von 
200 Jahren beträgt 1999 Rthlr. nebſt einem Bruch; und wenn man 
die Dauer des Nußungskechts noch mehr verlängert, fo bleibt die Zahl 
der ganzen Thaler immer 1999, nur der dazu gehörige Bruch wird im⸗ 
mer großer; allein nie wird dieſer Bruch zu einem ganzen Thaler (der 
noch fehlt, um das Preti von 1999 Nthlr. zu dem Werthe des Ei⸗ 
gentpum à 2000 Rthlr. zu erheben) ſo lauge man nicht das Nutzungs⸗ 
recht als unendlich oder ewig dauernd annimmt. x 

Zwar findet fid) bei der erften Berechnungsart sub Litt, a. (oder 
bei der Aten Col.) auch bie Eigenſchaft, daß das Pretium des tempor 
rellen Nutzungsrechts nie den Werth des Eigenthums erreicht; allein 
wenn man 
4) zwiſchen der Aten und Sten Col. Vergleichungen anſtellt, fo er⸗ 
geben ſich bei der letztern folgende Vorzüge. 

In der 9ten Col, ift nämlich daß Pretium qu. bei den Jahren 70 
und 100 dem Eigenthung⸗ Werthe ſchon febt nahe, indem die Dife 
renz kleiner ift, als der jährliche Ertrag des Guts. Die gte Kolonne 
Melt alfo ein Verhältniß dar, welches der Sache ſehr angemeſſen if 
Denn wenn man eim Grundſtück drei Generationen hindurch nutzen, folg* 
lich ſelches auf Kinder und Eukel vererben kann, fo wird man gerne 
beinahe ebenfo viel dafür zahlen, als wenn man de Geundſtück mit eb 
nem immerwährenden Nutzung rechte acquirirt, mithin muß das Pretium 
eines fo vielfährigen Nutzungsrechts von dem Eigenthums⸗Werthe 
nicht febr entfernen; fo wie denn auch bei einer 20ojährigen Dauer das 
Pretium in der fen Col. dem Eigenthumswerthe beinahe völlig glei 


kommt, indem die Differenz nicht einmal den zweitaufendften Theil von 


dem Werthe des Eigenthums beträgt. inihi H 

Anders dagegen verhält es ſich in der Aten Col., denn hier beträgt 
das Pretium m i 7 

erade nur 
Bei den Gofen Sapre gerade mie F ban dem Speiche des Giger 
„ -1000fem - « beinahe uur 23 thums. 
welcher Abſtand der Sache offenbar nicht ungemeſſen ift; fo wie den 
auch felbft bei einem Rugungsrechte von 5000 Jahren noch 8 Nihle au 
dem Werthe des Eigenthums nach der Iten Col, fehlen; woraus alf) 
klar wird, daß die te Gol. kein gutes Verhältniß giebt. 

Ferner ergiebt die Tabelle, bag das Pretium in der Sten Gol. fif 
jedes Jahr immer etwas größer ift. als in der Aten Col., und zwar 
wird die Differenz zwiſchen beiden Colennen immer größer, je längen 
das Nutzungsrecht dauert; als welches der Sache ebenfalls angemeſſel 
ft. Denn die Erfahrung lehrt, daß das Pretium rerum immer feigt? 
je8t werben die Grund wm eim vielfaches mehr bezahle, als de 
100 Jahren; man muß alfo vorausſetzen, daß auch noch künftig, n 
Werth der Güter, der Erzeuguiſſe, folglich auch der Ertrag der Güte 
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r einen jeden Zeitraum, nach welchem diefer Ertrag fallig iff, bes’ 


met wird. 

Die obige Berechnung des Preuii ijt nämlich in der Art angelegt 

werden, daß man juebrber[b die Summe der Reventen des Beſigers für 
e ganze Dauer des Nittzungsrechts ſucht, und daß man hiernächſt bes 

ednet, wie groß das Pretium oder Capital iſt, welches mit feinen 

Sinfen durch die Fahre des Nutzungsrechts die Revenuenſumms des Bez 
bera erreicht. Solchergeſtalt ift alfo das Pretium bei allen vorſtehen⸗ 
en ſechs Berechnungbarten gleichſam im Ganzen oder in der Summe 

geſucht worden. Man kann nun aber das Pretium auch duch bie 

einzelnen Theile des Ganzen berechnen, und die Berechnungsart 
gendermaßen ftellen. 

Der Beſitzer zieht nämlich aus dem Grundſtück nach Verlauf eines 
Jahres an Ertrag 100 Rthle.; er foll diefe 100 Rthle. ſchon jetzt, alfo 
ein Jahr früher, vergütigen, mithin muß er jetzt ein fo großes Capital 
zahlen, welches mit feinem Zinſen binnen einem Jahr 100 Kthlr. 
ausmacht. Am Ende des zweiten Jahres zieht er wieder den Ertrag 
mit 100 Rthlr.; er muß alfo für dieſen Ertrag jetzt ein To großes Ca- 
pital zahlen, welches mit feinen Zinſen binnen zwei Jahren 100 

tole. ausmacht. Eben fo muß er für den Ertrag des dritten Jahres 
ein ſolches Capital zahlen, welches mit feinen Sinfen binnen drei 
Jahren 100 Rthlr. ausmacht; und fo für alle folgende apres feines. 
„Nutzungsrechts. Die auf diefe Weiſe gefundenen Gapitalien von einem 
jedem Jahresertrage müſſen fobann zuſammen obbitt werden, um die 
umme von den für ſaͤmmtliche Jahre zu leiſtenden Vergütigungen zu er⸗ 
halten, d. h. um das Pretium des temporellen Nutzungsrechts zu finden. 

Es dringt (id) indeſſen hier wieder die Frage auf: 

ob hier bloß 1 11 Siuſen, oder aber auch Zinſen von Zinſen gez 

rechnet werden müſſen? E x 
N Bekanntlich find die juriftifchen Mathematiker über die Frage, ob 
pw luterusurimm nach einfachen oder aber nach zuſammengeſetzten Zin⸗ 
155 zu berechnen fen e verſchiedener Meinung; allein der Streit entſchei⸗ 

et fich von ſelbſt durch das Reſultat beider Meinungen. 

Denn wenn zubörderßt E 

Tte Berchnungsart E 
au) das Interusurium nach einfachen EM berechnet wird, ſo kommt der 

Werth eines Sjährigen Nutzungsrechts in folgender Art zu ftehen: 
mit ine Summe von 100 Rthle. (als der jährliche Ertrag) entſtehet 

einfachen Zinſen 

"t 1 Jahr aus einem Capital von 95,5, 9tflr. 
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s» 2 Jahren aus einem Capital v. 90:9 Rthle. 
:8 e 2 „ *» 2865 

4 L — „ = 83} 
25 25 280 


Mithin würde das Pretium eines Vy 
5 jährigen Nutzungsrechts. . 436275. Sttble. 
betragen, es würde, alfo auf diefe Weiſe ein ganz neues Pretium ger 
funden werden, welches ſchon um deswillen nicht wichtig ſeyn kann, 
weil ſelbiges mit keiner einzigen von den Colonnen sub No, 4, bis 9 
ubereinſtimmt. — Das nach dieſer 7tew Berechnungsart fih -ergebende 
Reſultat if für die folgenden Jahre in der Iten Colonne angegeben, 
aus welcher erſichtlich iſt, daß das auf diefe Art berechnete Pretium 
ſchon bei einem 36jährigen atmgl den go des Eigenthums 
berſchreitet, daher die Unrichtigkeit dieſer Berechnungsart klar iſt. 
Wird nun aber t 
Ste Berechnungsart, welche auch ein richtiges Re⸗ 
ſultat giebt. 
bb) das Interusurium nach zuſammengeſetzten Zinſen berechnet, ſo 
m der Werth eines Sjüjrigen Nutzungsrechts in folgender Art 
zu ſtehen: 
Eine Summe von 100 Rthlr. entſteht mit zufammengefesten Binfen 
in 1 Jahr aus einem Capital von 95, Nthlr. 
„2 Jahren £ s 90458, 
„ pisi 
3 
= 


„ Fra 
EN * 
Alle diefe 8 Gapitglien: betragen in 


* 
E 
. 
z 


Summa genununn 7 g Nehlr. 
und wenn dieſer Bruch durch 8125 
verkleinert wird, genau 4321822160 d 


folglich genau fo viel, als das in ber gten Golonne notirte Pretium. 
„Die ilte Golonne ergiebt, daß diefe Ste Berechnungsark auch 
für die folgenden Jahre mit der obigen ten Berechnungsart (oder mit 
der gten Colonne) genau übereinſtimmt, indem beide Arten durchgängig 
einerlei Reſultat geben; wodurch alfo die Richtigkeit der ten und 
Siem Berechnungsart vollig klar wird, indem nur hier das Ganze mit 
feinen Theilen correſpondirt. 
Princip zur richtigen Berechnungsart des Werth. 
Hiernach beantwortet fid) die oben aufgeſtellte Frage, wie nämlich 
das Pretium eines temporellen Nutzungsrechts zu beftimmen fey? dahin! 
Man muß zuvörderſt die Summe der Revennen des Beftgers in der 
Art ſuchen, daß man ihm den jährlichen Ertrag mit zufammen 
gefesten Zinſen à 5 pCt. (b. Y. mit Zinsen nebſt Zinſen von den 
Ahrlichen Zinſen) von dem Zeitpunkte ab, wo der jedesmalige G^ 
frag fällig ift, bis zu dem termino ad quem des Nutzungsrechte, 
veranſchlagt; hiernächſt muß man berechnen, wie groß dasfenige 
Cartel ift, welches mit feinen zufammengefesten Sinfen à 5 pOr 
durch die Jahre des Nukangsrechts eben fo viel ausmacht, als di 


Den 8. September 1804. 535 


in der vorgedachten Art gefuchte Revennenſumme des Beſttzers bes 
trägt; das Capital, welches man auf dieſe Weiſe findet, iſt das 
cher Gere Pretläm des Nutzungsrechts, 
et: 


Man berechnet das Iuternsurjum mit zuſammengeſetzten Zinſen à 5 
pCt. von dem Ertrage eines jeden Jahres befonders, und ſummirt 
die gefundenen Größen. s 
Wie das richtige Pretium durch eine kurze algebraifhe 
echnung ſchnell gefunden werden kann. (cont. die leichte 
und ſchnelle zweite Berechnungsart.) 
k Wird die Berechnung nach dieſen beiden Regeln ausführlich anges 
igt, fo wird fie bei einem vieljährigen Nutzungsrechte freilich fehe muͤh⸗ 
far und weitläuftig; allein die Algebra giebt ein Mittel an die Hand, 
as Pretium qu. für den längſten Zeitraum auf eine fehe leichte und 
"elle Weiſe zu finden, f 
enn wenn man 
das zu ſuchende Pretium mit 
den jährlichen Ertrag (y. B. 100 Kthlr⸗ 5 
die Zahl der Jahre des Nutzungsrechts mit 
den Bruch +35 (welcher Bruch entsteht, wenn bezeichnet, 
man zu einem Capital einjährige Stufen. 
addirt und die Summe durch das Capi⸗ 
tal irt) mie 7 
fo findet man das Pretium x fuͤr jedes nte Jahr des Nutzungsrechts 
durch folgende kurze Gleichung à 
a 2 
. sel, n): 1 = 
WiN man z. B. das Pretium für 19 Jahre ſuchen, wenn der Er⸗ 
100 Rehlr. beträgt, fo ijt die Berechnung folgende: a 
Der Logarithmus von v (welcher durch J. v. bezeichnet wird) ift 
nach den logarithmiſchen Tafeln — O. 0211898 
Nun itn t 1 . 20 
alfo ift (n T1) L. — O. 4237360 
folglich v» (nach den Tafeln) — 2 . 6537 
beträgt I ioo 3 
within betrügt 1 er 86888 37.690 


v 
Nun ife 100. 15 = p 


hiervon abgezogen 2— = 87.690 


E 


== 95.288 


peri 


v 
ſo it : „ K 357.548. 
vg " 


Wied mn diefes mit — E 
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2.5 1 
ba8 ij mit 10521 dividirt, 
folglich mit . . . , . . 21 multiplictet 

2 57548 

Mr 115096 
fo erhält man x als das Pretlum 

für 19 Jahre, mit 1208. / als womit die Ite Colonne 
genau übereinſtimmt. 
5 Einwendungen. 
G 8 ift nur noch übrig, dasjenige zu beleuchten, was fid) gegen bie 
obige Gte und Ste Berechnungsart einwenden läßt. 

Zuvörderſt kann die geſetzliche Beſtimmung, daß keine Zinſen von 
Zinſen genommen werden folen, hier nicht den mindeſten Einfluß haben. 
Denn es ift hier gar nicht davon die Rede, daß ein Schuldner Zinſen 
von Zinſen zahlen fell, fonbern nur davon, 

wie der Werth einer jährlichen, auf gewiſſe Jahre eingeſchränkten 

^ Revenue in einer jetzt zahlbaren Summe gu beſtimmen fey? 
oder, y 
wie dag "nterusurium richtig und opne daß der eine und Ber ane 
dere dabei leidet, zu berechnen fey? 

Wie ſehr man fehlt, wenn man das Tuterusurium bloß nach einfa⸗ 
chen Zinſen berechnet, wird aus folgendem Beiſpiel anſchazlich werden. 

Sempronius ift verbunden, ein unzinsbares Capital von 100,000 
Site. erſt nach 50 Jahren an den Cajus zu zahlen; diefer will dies 
Capital aber ſchon jest erheben, wie viel kann er dafür fordern? — 
Wird das Interusurzum (nach der 9 Ark) bloß mit ein fa⸗ 
chen Bimfon berechnet, fo bekäme jegt Cajus 2857 12 Kthlr.; rechnet man 
aber (nach der Leibnitzſchen Art) mit bass ADS Zinſen, fo 
bekommt Cajus nur 8720 Sbli, alfo nicht einmal den dritten Theil fo 
viel; gewiß ein ſehr erheblicher Unterfchied. — Die Internsnriams⸗Berech⸗ 
nung nach einfachen Zinſen if offenbar unrichtig; denn wenn Cajus 
die erſte Summe von 28571 Rthlr. jetzt ausgezahlt erhält, fo bekommt 
er, wenn er dies Capital jetzt à 5 pCt. ausleiht, ſchon am Ende des 
erſten Jahres 1428 Rthlr. an Zinſen, welche Summe er doch erſt am 
Ende des Soften Jahres erhalten folte; er nutzt alfo diefe 1423 Nthle- 
49 Jahre lang unentgeltlich, ferner diejenigen 1428 Rthlr., die er nach 
dem zweiten Jahre an Zinſen zieht, genießt er 48 Jahre lang; und die 
{enigen 1428 Athlr., die er am Ende des dritten Jahres zieht, genießt 
er 47 Jahr hindurch unentgeltlich; u fo in den pure Jahren. — 
Die Geſetze verbieten auch nicht, die Ziuſen, ſobald man fie erhoben 
hat, wieder aufs neue zinsbar unterzubringen; folglich kann Cajus dieje⸗ 
nigen Zinfen, die er nach dem erſten Jahre erhebt, ſogleich wieder aus⸗ 
thün und fie ſolchergeſtalt 49 Jahre hindurch à 5 pCt. nutzen; die; 
jenigen Zinſen, die er nach dem zweiten Jahre von den Zinſen des erſten 
Jahres zieht, kaun er 48 Jahre hindurch zinsbar belegen ac. Solcher“ 
geſtalt kann er die ihm jegt ausgezahlten 98,571 Mehle. binnen 50 Tabs 
ren weit höher, wie bis zu 100000 Athlr. (nämlich bis auf 3, 276,4 
Nehlr.) wachfend machen; daher er offenbar mehr bekommen hat, al 
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ihm gebührte, indem er nach 50, Fahren nicht mehr als 100000 Rthle 

erhalten folte. 3 
Das Pretium eines femporellen Nutzungsrechts ift dem Werthe eis 
3 Leibrente gleich zu achten. Die Geſetze überlaſſen bie Beftimmun 
es für eine Beibrente zu entrichtenden Gapftals lediglich den Partheſen; 
Allg. 2. A. Th. 1. Tin 11. f. 610. und aus der Anwendung des g 
828. 1. c, ift Deutlich zu erſehen, Daß die Partheien bei der Leibrentenbes 
Suma fih aud) 3infem von Zinſen in Anrechnung bringen fómnen. 
Das fonft geſetzliche Verbot der Zinſen von Zinſen ift hier alſo ganz 
manwendbar; vielmehr würde dies Berbat, wenn ſolches biet anges 
wandt werden folkte, auf Mißverhäͤltniſſe und Widerſprüche führen. Es 
zun ferner auch der Einwand, daß man nicht immer Gelegenheit hat, 
t Sinjon, die man jährlich erhebt, zumal wenn fie nicht eine runde 
det n ausmachen, ſogleich wieder auf Zinſen auszuthun, nicht die min⸗ 
icke Nickficht verdienen. Denn eines Shells ift dieſer Einwand in facto 
uot einmal völlig richtig; die Bank nimmt zu jeder Zeit Gelder an, und 
ie Landſchaft entrichtet die Zinſen, die fie halbjährig auszuzahlen hat, 
bern. in Pfaudbrisfen fo lange fie halbjährig neue Pfandbriefe info 
fene laßt. Andern Theils it hier auch nur davon die Rede, wie man 
feine Gelder möglicher Weife oder im Durchſchnitt mugen kann e und wie 
n Auſehung dieſer Nutzung unter zwei Perſonen ein in jeder Ruͤckſicht 
Fittatiinnee Gleichgewicht feſtzuſtellen fey? Derjenige, ber feine. Gelder 
die Bank giebt, nutzt fie zu 2 pCt; der fie in die Landſchaft giebt, 
p Á per, und der fic Privatperſonen leiht, zu 5 bis 6 pt.; der Guts⸗ 
fiber nutzt feine in das Gut gwedmüfig verwandten Gelder noch fb 
106 und der Kaufmann gewinnt durch glückliche Gefchäfte oft mehr als 
00 Procent, Bei dieſen fo febr verfchiedenen Nußungsarten mug -othe 
dend, ein billiger Mittelſatz angenommen werden; die Geſetze haben 
auem Mittelſat jilid auf 5 pCt, beſtimmt, indem fie nicht bloß den 
diefs auf 5 pCt. als Regel oder landüblich feſtſetzen, ſondern eben 
ipm Mittelfag auh als Manptab ber Gutfdpibigung, wenn fid) deren 

e nicht anders beſtimmen laßt, vorſchreiben. 
Allg. L. R. Th. 1. Tit. 11. C. 880. 841. 
2 Tit. 16. f. 64. 
2 Tit. 6. 3 126. i 

E Es muß alfo dieſer gefegliche Mittelfatz, ſobald von einer Geld⸗ 
ung in thesi big Mede ijt, überall genau angewandt werden, wobei 
die gie unterſchled machen kann, ob die Summe, von deren Nusung 
feti ede Ht, viel oder wenig beträgt, und ob zur Nutzung in ber ger 
WD beftimmten Höhe fofert oder erft spater eine Gelegenheit ſich buts 
peg werde; indem eine Grenzlinſe zwiſchen einer großen Summe 
nichl welche zu reflecticen wäre) und einer kleinen Summe (auf welche 
wit, Ht toflectiren wire) fie) nicht ziehen laßt, und eben. fo mes 
M darüber, wenn und in welcher Art Gelegenheit zur wirklichen Nuz⸗ 
viel vorhanden ijt, in thesi etwag Specielles- feſtgeſetzt werden kann, 
` Mud dadurch, daß die Geſetze einen Mittelſatz der Nutzung von 5 
uud irlich feftgefepet haben, alle in hypothesi mögliche Ahwelhungen 
Wb MWerfthieSenpeiten Grice” lb glace ausgegden metben — 
em z. B. der Kaufmann feine 100 Sitjft. oder 100 Er. im erſten 
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Jahre gar nicht nutzen kann, ſo nutzt er ſie im zwelten Jahre vielleicht 
zu 10 pOt und höher; er gewinns dann alfo eben fo viel und mehr, 
als wenn er feine 100 Rthir. oder Groſchen ſchon beim Anfange des 
erſten Jahres auf 5 pCt, ausgeliehen, und bie Zinſen ſogleich wieder 
auf Zinſen untergebracht hätte. — Kann ich gleich ein Capital von cis 
nem halben Thaler nicht als ein beſonderes Capital auf Zinſen aus⸗ 
thun, fo werde ich dieſen halben Thaler brauchen können, um ein zins⸗ 
bar zu belegendes Capital von 100 Rthlr., an dem mir noch gerade 
ein halber Thaler fehlt, voll zu machen, und dann gewinne ich durch 
die Zinſen von dieſen 100 Rthlr. auch die Zinſen von dem halben Tha⸗ 
ler, der die Summa von 100 voll machte. — Nie würde man in eine 
Nutzungsberechnung Verhältniß und Gleichgewicht bringen koͤnnen, wenn 
ein gewiſſer Maaßſtab (wie z. B. 5 Procent jährlich) nicht überall ge⸗ 
nau und ohne Unterſchied, ob von einer großen unb runden Summe die 
Rede it oder nicht, beachtet wird. 
gte Berechnungsart. 

Außer den obigen Berechnungsarten ift auch noch der Vorſchlag ges 
macht worden, das Pretium eines temporellen Nutzungsrechts in folgen⸗ 
der Art zu beſtimmen, nämlich; man betrachte die Mhelſchen Ertrags⸗ 
quanta als Capitalien, welche veſpective erft nach 1, 2, 3, 4 und meh⸗ 
rern Jahre fällig werden; man ziehe ſodann der von ben Ertragsquantis 
entfernteren Jahre die Zinſen (nämlich einfache Zinſen) à 5 Procent TO 
lange ab, bis das Ertragsquantum der entfernteren Jahre bis auf 
5 Procent des Ertrages herabgeſunken ift, und fepe ſodann für jedes der 
noch übrigen entfernteren Jahre 5. Procent des Ertrags hinzu, fO 
daß die Rechnung (wenn der jährliche Ertrag 100 Rthlr. ausmacht) 
in folgender Art zu cd kommt. 

Das Pretium de nämlich betragen A 
für das ife Jahr den vollen Ertrag mitt. . . 100 Kehle. 

und hierzu 
„dete eben fo viel, weniger einjährige Zin⸗ 
fen, namlich . 95 > 
= Bte = eben ſo viel, weniger zweijährige Zin⸗ 
ſen 90 a 


= Ate s gleichfalls dem Ertrag weniger 8 jah⸗ 

rige Zinſen nn 
s Ste eben in weniger 4jährige Binfen, 

máml GISAN MUS SUN Em BOUES 
folglich für 5 Jahre in Summa. . .. 450 Silk. 
Auf dieſe Weiſe würde alfo eine abnehmende arithmetiſche Hessel, 
fion entftehen, welche bei dem Loeſtn Jahre auf 5 Procent, nämlich an 
5 Athlr herabgefunken ib, daher denn — weil biefe Progreffion nic 
weiter fortgeſetzt werden kann, ohne unter Null zu ſchreiten — h 
Protium für das elte Jahr bloß um 5 Procent deg Ertrages, nämiicg 

um 5 Rihlr. erhöht, und eben fo für jedes der folgenden Jahre um 
Athlr. vermehrt werden foll. > " 
Dieſer Vorſchlag ſcheint auch den Geſichtspunkt zum Grunde, b 
haben, daß das Interasurium von dem Ertrage eines jeden Fah, " 
(o wie folhos ſchon oben bei der Teen und Sten Berrchnungsant get 
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worden) berechnet werden ſoll; allein daun müßte man die vorſtehende 
zusammen zu addirende arithmetiſche Progreſſion nicht mit dem vollen Er⸗ 
e à 100 Rthlr., ſondern nur mit dem Ertrage nach Abzug der eins 
Tibeigen Zinſen, nämlich mit 9s Rthlr., anfangen, und ſolchergeſtalt nur 
iefe 95 sitis, ols das Pretium für vas erste Fahr annehmen, weil 
des Befiger den erſten Jahrebertrag mit 100 3itfle. erf bei bem Ablauf 
x zs Jahres vollſtändig erhoben hat, er mithin, da er dieſen Er⸗ 
ag ſchon jest, alfo ein Jahr voraus bezahlen fol, die 100 Rihlr. 
nicht voll zahlen darf. Man würde alfo ſetzen müſſen 
für den Ertrag des 1ften Jahres . . 95 Rihlr. 
ene e 
s Sten 3843 
^s 4tü . 9 c... . 780^ 8 
s Sten s ec 15.) w^. "5 ow 
baber ſich das Pretium für 5 Jahre auf 495 Neyle. belaufen würde. 
Für die folgenden Jahre iſt das in dieſer Art entſtehende Pretium in 
er 12ten Golonne der anliegenden Tabelle notirt worden, und es 
n aus dieſer Colonne erſichtlich, daß das ín biefer Art berechnete Prez 
um (und wenn foldes von dem 19 ten Jahre ab, wo die arithmetifche 
Progreſſion auf 5 Nehle; herabſinkt, wur immer um 5 Stile. für jedes 
Folgende Jahr vermehrt wird) doch am Ende den Werth des Eigen⸗ 
Hama aberſchreitet und mithin unrichtig if. — Der Grund ber 
Yniigyigteit liegt eigentlich darin, daß man bei ber Berechnung des 
datei von dem Capital nicht den vollen Betrag feiner Zinſen taz 
[^d folglich ftat 100 Sttóle. für ein Jahr nicht 95 Nehle. cm» 
im kann. Denn 95 Rehlr. geben an Zinſen binnen einem Jahr nicht 
100. 5 Rthlr.; ſondern nur 4j Athlr.; vielmehr entſteht die Summe 
100 Sibi, nur aus einem Capital von 973 Athlr. 
| nur dies Capital binnen einem Jahr. B 
an Zinſen giebt, und ſolchergeſtalt die Summe von 100 Sitbit. 
Mit, Wie fehe das Nefultat diefer Iten Berechnungsart von dem 
mi en Pretio abweicht, erhellet aus Vergleichung der 12ten Colonne 
Ren der Iten Colonne. Zwar ſcheint diefe Berechnungsart bei bem er⸗ 
f Anblick ſehr einfach und leicht zu ſeyn, fie hat inbeffem auch in Dies 
ter Hinſicht vor der Berechnung des wahren und richtigen Pret nicht 
ib Mindeften Vorzug, als welches alsdann klar wird, wenn man ben 
lichen Ertrag nicht auf eine runde Summe annimmt. 
9 Denn man fehe z. B. ben Fall, der jährliche Ertrag fey auf 99 
adi. 15 gGr. ansgemittelt, und man fol das Pretium. eines dojdfrie 
aljo uz ungerechte nach diefer ien SBeredyungóort ſuchen. Man muß 
lch rs dert die einjährigen Sinfen von diefem Ertrage berechuen, 
sut 4 Rthlr. 22 gGr. 6; Pf. ausmachen; hiernächſt muß man diefe 
ifen von dem ganzen Ertrage 19 Mal ſubtrahiren und die gefundenen 
i: tie addiren, um zuvörderſt das Pretium für 19 Jahre i fin⸗ 
Zi wozu man alsdann noch für die übrigen 21 Jahre die einjährigen 
Men des Ertrages 21 Mal genommen abbiten muß, um endlich das 
una für 40 Fahre zu finden; und dies wäre denn doch immer ein 
tg cheiges Pretium. — Dagegen findet man das wahre und tids 
ge Pretium felbſt für 100 und mehrere Jahre durch eine weit kür⸗ 


„ 
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gere Berechnung, wenn man ſolche in der oben aufgeftellten Art anlegt, 
indem dieſe Berechnung immer gleich lang bleibt, es mag das Pre⸗ 
tium für 3, oder aber für 100 Jahre angelegt werden. 
Wie das richtige Pretium ſchnell und leicht durch die 
bloße Regel de Fri berechnet werden kann. 

Freilich iſts gewiß, daß man unter den gewöhnlichen Calculatoren 
nicht leicht einen finden wird, der die oben aufgeſtellte, auf den Grunde 
ſaͤtzen der Algebra beruhende Berechnung verſteht oder anwenden kann; 
und eben fo wenig laßt fid) annehmen, daß die Untergerichte, welche 
keinen Calculator haben, und mithin die bei ihnen vorkommenden Rech⸗ 
nungen ſelbſt machen muſſen, diefe Berechnung verſtehen werden. Allein 
hieraus kann unmoglich ein Grund hergenommen werden, um ſtatt eis 
ner richtigen Berechnung eine unrichtige als Norm vorzuſchreiben und 
dadurch den Partheien Unrecht zu thun. Ueberdem kann man dem 
ganzen Uebel, daß nämlich nicht alle Juſtizbediente und gewoͤhnliche 
Galculatoren die höhere Rechenkunſt verſtehen, dadurch vollkommen 
abhelfen, daß für eine Erleichterungs tabelle geſorgt wird (welche 
die Stelle eines ſogenaunten faulen Knechte vertritt), vermöge deren mau 
in den Stand geſetzt wird, das richtige Pretium eines temporellen Nuz” 
zungsrechts für jede Dauer deſſelben und für jeden Ertrag durch ein eine 
ziges Erempel der allgemein bekannten Regel de Tri zu finden 

Denn das richtige Pretium: qu. ſteht mit der Höhe des jährlichen 
Ertrages in einem geometriſchen Berhältniſſe, dergeſtalt, daß nur zwi⸗ 
ſchen dem Pretio und den verſchiedenen Jahren ein anderweitiges Bere 
haͤltniß obwaltet. Sobald man al» weiß, wie viel das Pretium für cl 
nen gewiffen Ertrag und für eine gewiſſe Dauer beträgt, fo fann man 
das Pretium für jeden andern Ertrag und für dieſelbe Dauer durch die 
gewöhnliche Regel de Tri finden. Folgendes Beifpiel wird dieſes klar machen. 

Es [ol der Werth eines vierfährigen Nutzungsrechts gefunden wer? 
den, wenn der jührfiche Ertrag in 23 Athlr. beftehet. Aus der anlit^ 
genden Tabelle Colonne 9 ober 11 i erſichtlich, daß das richtige Pre⸗ 
tim für 4 Jahre in 354,5, Rthlr. beſteht, wenn der jährliche Er: 
trag 100 Sii. ausmacht; alfo muß das Exempel der Regel de Di 
in folgender Art geſtellet werden: p 2 

190 Thaler Ertrag geben ein Pretium von 354785 Rthlr. 
wieviel giebt ein Ertrag von 23 9ble.? 
facit — ein Pretium von Sfr Rthlr. 

Daß dies Facit wirklich richtig ift, erhellet aus Folgendem. Man 
erhält namlich von dem gefundenen Pretio à . . . 81/5655 Repte 
an Zinſen am Ende des Iten Jahres 4 7 = 

und ven 35777 


> 
> = E Sten Jahres gami 
von V. Br? 
5 s z D Sten agr . 2020, 4.47 
von. „ 
2 55 „Aten Jahres * . 


alfo in Summa 99,555 Rt. 


. Mejenigen aber, welche mit Decimalbrüchen nicht umzugehen v 
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und — fo viel beträgt bie Revenuenſumme des Weflgerd, Denm dies 
ebt 


fer 
am Ende des Iten Jahres an Ertrag. 23. Athlr. 
„ „ 5 A 9 Bh ^ RE $ 
VE 
Summa . 47:5 Achte 
„ Sten „ Zinſen 28 2 
an Ertrag... 23 
x Summa . 72:"* 
= = s den = an Zinſen. , . . 955527 
an Ertrag. . 395 
im Summa (wie oben)) — 88222 
dag Durch eben dasselbe Erempel der Regel de Gi findet wan auch 
as Pretium, wenn der Ertrag außer den 23 Rthlr. noch in 23 Gr. ber 
Finde, Denn wenn ein Ertrag van 23 Nihle, ein Pretium von Sir 
Ahle, giebt, fo giebt ein Ertrag von 25 Groſchen ein Pretium von 
lif Groschen. " 

Man darf alſo nur eine Tabelle für einen Ertrag von 100 für 
alle Jahre von 1 bis 100 Jahre anfertigen (indem ein längeres Nuz⸗ 
zungsrecht wohl nicht leicht vorkommen wird), um aus dieſer Tabelle das 

retlum für jeden andern Ertrag und für jede Dauer des Nutzungss 
Lechts durch die bloße Regel de Eri ſchnell zu finden. 
Es verſteht ſich von ſelbſt, daß eine ſolche Tabelle genau und rie 
berechnet werden muß, wobei alfo auch mótbig feum würde, daß für 
diejenigen, welche mit Decimalbrüchen umzugehen verſtehen, die Brüche, 
er leichteren Berechnung wegen, in Decimalzahlen ae 
en, 
allenfalls auf Groſchen und Pfennige rebucitt werden. In der anlie⸗ 
genden Tabelle ijf das Pretium bereits für die Jahre von 1 bis 21 an⸗ 
gegeben, und in der eilften Golonne mit Decimelbrüchen von drei Zifs 
ftn ausgedrückt worden; man fann daher mit Beihülfe dieſer Tabelle 
A6 Pretium für die Jahre von 1 bis 21 und zwar für jeden möglichen 
trag durch die gewöhnliche Regel de Eri berechnen. 

‚Die hieſige Cammer ift nach ihrem jetzt eingegangenen Antwortz⸗ 
schreiben vom aten Januar e, ebenfalls der Meinung: Á 

daß man beiden Theilen Sinfen von Zinſen anredmen, oder, mit ans 

dern Worten, das lnterusurium nach zuſammengeſetzten Zinſen bes 
rj ftimmen müffe; 

ie hat jedoch dabei ben Vorſchlag gemacht, ^ 
daß man nur ſolche Quanta bei ber Berechnung als ziusbar annehmen 
Der Pie, welche mit 5 dividiet gerade aufgehen. 
er Zweck dieſes Vorſchlages foll darin beſtehen, 
"m daß dadurch bie Berechnung erleichtert werde; 
ein dieſer Zweck wird durch dieſen Vorſchlag keineswegs erreicht, fonz 
—. vielmehr vereitelt. Die Gammer ſcheint nämlich vorauszusehen, daß 
un das Pretium qu. nicht anders finden könne, als wenn man zurör⸗ 

die Summe der Revenuen des Beligers in der Art ausmittelt, M 

an bie Binfem nebſt Binfen von Zinſen für jedes Jahr berechnet, un 
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alle gefundene Quanta (fo wie foldes in der Beilage o des Cammer” 
ſchreibens geſchehen iff) zuſammen abbirt; und daß man ſodann aus der 
ſolchergeſtalt gefundenen Summe der Revenuen des Beſitzers dasjenige 
Capital als Pretium fucht, welches mit feinen zuſammengeſetzten Zinſen 
während der Dauer des Nutzungsrechts jene Summe der Revenuen er⸗ 
reicht. Dieſe Berechnung iſt freilich fo weitläuftig und mühfam, daß 
man darüber alle Geduld verliert; es bedarf indeſſen dieſer Weitläuf⸗ 
tigkeit gar nicht, indem fon oben gegeiget worden, daß man das Pre⸗ 
fium qu. durch ein einziges Erempel der Regel de Tri äußerst schnell 
und vollkommen genau finden kaun. — Auch würde der obige Vorſchlag 
der Cammer zu febr erheblichen Unrichtigkeiten führen, wie ſolches fhor 
einigermaßen aus Vergleichung der Beilage d des Gammerfchreibeng bei 
welcher ſich auch eee eingeſchlichen haben) mit der Sten Co⸗ 
Tonne der zu dem gegenwärtigen Aufſatze gehörigen Tabelle hervorgehet. 
P hat die Cammer bemerkt, daß die Differenz nicht erheblich ſeyn 
nne, : " 
wem man für beide Theile nur ſolche Quanta, die durch É 
aufgehen, als zinsbar annimmt; 

es ift dieſes jedoch in Anſehung deſſen, dem das Pretium qu. gezahlt 
werden fol, gar nicht ausführbar, weil man daß Pretium nicht vor⸗ 
wärts durch Hinzurechnung der Zinſen zu dem Pretio, fondern nur gleich“ 
fom rückwärts aus der Revenuenſumme des Beſitzers finden kann, wel 
ches nach der gewöhnlichen weitläuftigen Rechnungsmanier in der 
geſchiehet, daß man zuvörderſt den Bruch 19° zu einer fo hohen Potenz 
erhebt, als die Anzahl der Jahre des Nutzungsrechts beträgt, und daf 
man fodann die Nevenuenfumme durch die gefundene Potenz von 100 
multiplicirt, das durch diefe Multiplication entſtehende Product aber 
durch die Potenz von 105 dividirt; der Quotient giebt das geſuchte Pre’ 
tium, bei welcher Rechnung alfo diejenigen Quanta, die von dem ge⸗ 
fundenen Pretio nachher an Zinſen gewonnen werden, gar nicht zum 
Vorſchein kommen, daher man auch bei der Berechnung des Pretif nicht, 
fo wie bei Berechnung der Revenuenſumme, diejenigen Quanta weglaſſen 
kann, welche durch 5 divldirt nicht gerade aufgehen. — In bem Cam 
merſchreiben und deſſen Beilage ift auch nur eine Berechnung der RE” 
venuenfumme enthalten, keinesweges aber durch Angabe der Ver⸗ 
fahrungsart oder durch ein Beiſpiel gezeigt worden, in welcher Art me 
das Pretium ſelbſt aus ber Stesemuenfumume finden könne; als wobe 
fih die Anwendbarkeit jenes Borfejlages von felbit ergeben haben wird? 


d. Beilage 2. zu dem Bericht vom 15. Januar 1802. 
(Siehe die nebenſtehende Tabelle.) 
* 
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Wt Beſtimmung des Werthes eines auf gewiſſe Jahre ingefchräneten Nutzungsrechts, und zue Pruͤfung ber Richtigkeit der 
diesfällgen Grundſätze. 


Rota. Es dg biefen Tabelle ein jährlicher Ertrag von 100 Kehle hun Grunde gelegt worden. 
TA Su an 9 3. 6. 7. 8: 9. 10 und 11 find die Brüche von dem Gien Jahre ab, weggelaffen worden, um die Ueberſicht der ganzen 
ablen zu erleichtern. 

Durch die kleinen Ziffern in der dritten und elften Golh, welche hinter den größern Ziffern ſtehen, und don diefen di i t 
abgeſondert find, ift der vorhandene Dec imalbruch in der gewihniſchen Art ausgedrückt worden, fo daß pe Mor e psit bach GER 
Peren Biffen die vorpandene N neigen, iameate Bete Ap 

Die gte Golomme und die ſelben übereinſelnmende Heite Athellung der 11ten Colonne enthält das richtige Pretium; alle übrigen 
Golonnen enthalten den Betrag des Pretii, wenn dieſes nach untichtigen Grundfätzen berechnet wird, wona {fo die Diffe 1 
fut von ber een uma von Den rien n fien bu Tit. f = x e 

Die 10fe und 11te Golonne ift nur bis zum 2lſten Ja jefüllt, weil die elle vom 21ffen Jahre bis 
Fahre, mit Weglaſſung der Zwiſchenjahre, foringt, p t dfe Jaht zum goften, doften u. f. w. 


* 


rechnet find. 


Zahl der Nutzunpefahre, 
welche ſömmtliche Colonnen br: 


ooo ioc 


Gapitat für neben 


m 1. 


Revenuen: Summe deg Befigers. 


bimeikke Jahre. 


Capital und einfache 
Zinsen in Summa. 


m 


Bufammenaefeste. 
Zinſen für dieſelbe 
Jahre. 


15934 
29358 
51852 
89122 
150450 
233560 
251000 
345620000 
4547764000 


fehte Zinſen in 
Summa. 


Gapita und gufar: 


menge 


4315 


34532000 
4547794000 


Pretium nach einfachen Binfen. 


Für die erſte Co⸗ 
Tonne. 


15555 
1600 


Für die zweite Cor 
lonne. 


Goton. 5. 


Für die britte Gor 
tonne. 


Colon. 6. 


442.5800 


523 


8143818 


Colonne 7. 


Für die erſte Co 
lonne. 


329 
9111133 
a 


Pretium mit zufanmengefegten Binfen. 


Für die zweite Co⸗ 
Tonne. 


Colonne 8. 


Für die dritte Co⸗ 
Tonne, 


Colonne 9. 


Diefe Colon. 
welde richtige 


Stefult, ett, 
Ttimmt mit d. 
11. Golonne, 


100 Rtl. enftchen turd) emfadye 


3| 28 
HEH 
$8 B5. 
3 388 
BE 8 
8 388 
25 38 2 
8 
221885 
35 5A 
ggj 3e 
3 83 
2 as 


Colonne 10. 


95,238 
90, 102 
86,385 
“32. 270 
5178.47 

74. 46 


BE Jef. 
*$ 888 
228 2 
258 385: 
BEHER 
EIER 
5 
55 
B? gus 
EH 


95, 338 
185, »a0 
272.235 
354.595 
432.53 
507,575 


50.80“ 989.255 
48, 103 1087, 953 
145 ti» 1083, 795 
45, 620 1197, 415 
41.552 1163, 967 
189. 5 1908, sa! 
37.598 1946, 231 

55 1989, 126 


Die zweite Ab⸗ 
heilung biefer Go 
lonne ſtimmt mit 

der 9. Golonne. 
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e. Stefeript. 
Y Von Gottes Gnaden Friedrich Wilhelm, König von Preußen zc. 
usern zc. Aus der abſchriftlichen Beilage geben Wir Euch zu erſehen, 
ſcergeſtalt die Regierung zu Plock auf ihre Anfrage: = 
nach welchen Gtumdfägen bei Grófállen ein zum Nachlaß gehöriges 
SBauer-Gut, welches dem Beſizer nur auf gewiffe Jahre zur Cul- 
mmp gegeben worden, zur Theilung gebracht werden müffe? 
malto beſchieden worden, und habt Ihr Cud hiernach in vorkom⸗ 
Fazer Fällen ebenfalls gebührend zu achten. Uebrigens laffen Wir dem 
ze und der Sorgfalt, womit Euer Bericht vom 15ten vorigen Mos 
Aber ausgearbeitet worden, volle Gerechtigkeit widerfahren. Ihr werdet 
fie leicht ermeſſen, daß die von Euch angenommenen Grundfüge, wenn 
auch in abstracto richtig wären, doch in keinem Falle auf unbedeu⸗ 
gu 3Bauergüter angewandt werden können, bie der Grundherrſchaft ei⸗ 
Vecdümlich gehören und mur, damit fie gehörig angebaut werden, dem 
bun ter zur Nutzung überleſſen worden. Dieſer Zweck wuͤrde bei dem 
p mud vorgeſchlagenen Verfahren gänzlich verfehlt, und den Minders 
IN ‘gen dadurch mit einmal ein bedeutender Vortheil verſchafft werden, 
je enm auch nach Euren Grundſätzen deren Abfindung nach einer Gas 
he fumme ausgemittelt würde, diefe doch in den meiſten Fallen von 
m Annehmer des Hofes nicht mit einem Male, fondern nur fcceffioe 
Ae gezahlt werben Ebunen, ind alsdann fofert zur Giiiebung ber 
den Otennen verwandt werden müßte, womit jeder ſcheinbare Nutzen, 
155 die weitläuftige und verwickelte Ausmittelung der Abfindung gewäh⸗ 
unte, wegfällt. Außerdem würde bei dieſem Verfahren auch leicht 
[n BaN eintreten können, daß, wenn bie minderjährigen Miterben noch 
ig^ jung find, die zu ihrer Abfindung ausgeſetzte Summe conſumirt 
her ihre Erziehung vollendet worden, woraus alsdann neue Verle⸗ 
P zeiten entſtehen würden, welchen durch bie nach bem beſtehenden ges 
Gi Den Vorſchriften erfolgte Beſtimmung am ſicherſten vorgebeugt wird. 
"^ ie Berlin, den 9. Februar 1802. 
Auf Sr. Königl. Majeſtät Allerguävigſten POSTE x 
N 
An die Regierung zu Marienwerder. $ 
3 f. Beilage. 
Friedrich Wilhelm 1c. 
$e fern zc. Die Regierung zu Marienwerder und Bialyſtock und das 
dun tibt zu Bromberg haben die Berichte nunmehr erſtattet, welche 
tr nem auf Beranlajfung Eurer Anfrage vom 12. Aug. v. J. darüber 
hog ert worden, nach welchen Grundjäsen bei Erbfällen ein gum Nach⸗ 
die bandes bäuerliches Grundstück, welches dem Beſttzer nur auf gez 
brad beſtimmte Jahre zur Gultur gegeben worden, zur Theilung ges 
p werden miüfjé. Da aus dieſen Berichten hervorgeht, daß dieſer⸗ 
fege durch Provingialgefege und Gewohnheiten nichts befonders feftger 
worden, fo müſfen bei Entſcheldung der aufgeſtellten Frage ledig⸗ 
and die Vorſchriften das Aug. Landrechts zum Grunde gelegt werden, 
Rei hiernach ift es in Gefolge des Th, I. Tit. 21. J. 634, 635 und ff. 
eim Zweifel unterworfen, daß ein folches Grundftüct allemal nur ei⸗ 
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nem von mehreren dazu berechtigten Erben, und zwar demjenigen i^ 
falle, welchen der Grundherr zu defen Bewirthſchaftung am tüchtigſt ud 
findet, wogegen die übrigen Miterben nach Anleitung des g. 639 M 
dem Gute in Ermangelung anderweitigen Vermögens, nichts weiter a 
nothdürftigen Unterhalt, fo lange fie ſich felbſt noch nicht fortbrin, 
können, zu fordern befugt find. Dies ift auch der urſprünglichen ies 
ſtimmung ſolcher Güter völlig angemeffen, und findet nach bekam 5 
rechtlichen Grundfägen bei allen der Grundherrſchaft eigenthümlich len 
hörigen, und von derſelben nur zur Nutzung abgetretenen, Bauergüten 
und ſelbſt bei den ſogenannten Laßgutern Anwendung, woran dem e, 
figer doch ein ungleich ſtärkeres Recht, nämlich ein durch keine Sac 
flimmung eiugeſchränkler erblicher Nießbrauch gufteht, indem dieſelben 
dem Ableben des Beſitzers ebenfalls niemals zur Theilung gezogen, f 
dern nur einem von den zur Nachfolge berechtigten Erben gue Bkwirthſchef 
tung übergeben werden. Du dergleichen Güter, wie Ihr felbft anner 
gewöhnlich nur fehe unbedeutend find, und der Ertrag hoͤchſtens nur, 
reicht, um den Beſitzer und defen Familie, fo lange fie auf dem 
zuſammen bleibt, nothdürftig zu ernähren; für ertraorbinaite Siti 
nen außer den landesherrlichen und grundherrſchaftlichen Abgaben 
Dienften aber gemeinhin nichts. übrig bleibt, [o würde es auch in NË 
ſicht auf die allgemeine Landescultur und für die den Grundherren » 
ſtehenden Eigenthumsrechte won den bedenklichſten Folgen ſeyn, wel 
mehrere Miterben aus fokfen Gütern abgefunden, und dieselben be 
bud) virtnaliter in mehrere Geile gerit werden müßten. Di 
Annehmer des Bauerhofs, der ſelten eigenes beſonderes Bermöah, 
befigt, um das zu entrichtende Abfündungsquantum aufzubringen, wit 
fió beld außer Stande befinden, den Hof in baulichen Würden zu hel 
en, und die Granbberifdn[t wirde in Purger Beit genithigt fem, D" 
felben zurück zu nehmen und mit nicht unbedentendem Koſtenaufwande 
nem neuen Wirthe zu übergeben. $ 

Es können foldergeftalt dergleichen auf beſtimmte Jahre zu Gallun, 
ausgeſetzte Bauerguͤter nach dem Abſterben des Beſitzers. niemals mie 
mehrere zur Nachfolge berechtigte Erben vertheilt, ſondern jederzeit Ww 
einem von ihnen, welchen die Grundherrschaft wählt, zur Bewirchſch 
tung übergeben werden, und diefem liegt bloß ob, feine minderfährig 
Miterben, fo lange bis fie durch Dienen oder auf andere Art 
Stande find, ihren Unterhalt ſelbſt zu erwerben, daraus unentgeltlich 15 
erziehen und nothbirftig zu verpflegen. Nur allein das Superiuven t 
vium oder das Wirthſchafts⸗Inventarjum überhaupt, wenn ſolches M fd 
der Grundherrſchaft gehört, ſondern von dem Befiger des Bauerho 
ſelbſt angeſchafft worden, koͤnnen bei ſolchen Gütern einen Wegen, 
der Erelheilung ausmachen, und find dabei die in bem Nugem bac, 
tbt ATE Ti 7.6. 280, 234, vorgefriehenen en obe 140 
gen. Hiernach habt Ihr Euch in vorkommenden Fällen gehörig zu A 
den, und Wir find zc. Gegeben Berlin den 9. Februar 1802. 


A. S. B. 


: v. Goldbeck 
An die Regierung zu Plock. 


Den 8. September 4804. 45 


^ g. Bericht. 
W Land- und Stadtgericht zu Mewe verlangt eine Entſcheidung bate 


in welcher Art der Werth eines emppytentifhen oder ſonſtigen 
temporellen Nutzungsrechts als Gapftal zu beftimmen fey? 
S, t., M. haben zwar durch das an die Regierung zu Plock ergangene 
eſcript vom gten Februar 1809 bestimmt, ji 
in welcher Art bei Erbtheilungen in Anſehung eines zum Narhlaffe 
gehörigen Grundſtucks, welches dem Beſitzer nur auf gewiſfe Jahre 
wir zue Gulfur gegeben worden zu verfahren fev; 
nich üben jedoch, daß die Grunbfäge biefeb Reſeripts für den Fal 
TOt arslangen, wo die Erbintereffenten bloß über den Merth fireiten, 
we tides. ein emphpteutifches oder ein anderes erhebliches Grundſtück, 
ches bem Befiger umb beſſen Erben zu einem uneingefthräuften Nus 
kee jedoch nur auf gewiſſe Jahre verliehen worden, zu überlafe 
Y, - 


5 Nach den Weſtpreuß. Provinzialgeſetzen ift der hinterbliebene Che 
te, wenn er mit mehrern Inteſtaterben des verſtorbenen Ehegatten 
ud aus einander zu fe&en hat, als Miteigenthümer zum größten Theile 
5 Anſehung der ihm an dem Nachlaſſe zustehenden koͤlmiſchen Häßfte, 
dat zu verlangen, daß ihm der ganze Nachlaß für den durch eine ges 
Ps iche Tare auszumitteinden Werth überfaffen werde. Wenn nun zu 
Pr ſolchen Nachlaſſe ein Grundſtück gehört, welches dem Befiper 
0 en Erben nur ad certum tempus verliehen ift; wenn ferner der 
YéttDimer des Grundſtuͤcks, ober derjenige,. bem daſſelbe nach dem 
ten ufe des Nutzungsrechts anheim fällt, es lediglich dem Erbintereſſen⸗ 
Wa, überläßt, wie fie ſich in Luſehung des Grundſtückd auseinander- 
Mae? Wollen; and wenn enblid) die Geblafersffenten auch darüber einig 
fijas daß dem Hinterbliebenen Ehegatten, in Gemäßheit der Weſtpreu⸗ 
[5d dioeiminlorfett, der ganze Nachlaß nebſt dem dazu gehörigen 
dps We für den durch eine gerichtliche Taxe auszumittelnden Werth 
fen werden foll; fo würde eg mur lediglich darauf ankommen, 
wie diefer Werth nach dem Grtrage des Grundſtücks deductis de- 
denn condis und nach der Dauer des Nutzungsrechts zu beſtimmen fey? 
t poean in biefem Falle das Grundffüch bem Hinterbliebenen Gbegate 
pw berlaſſen, und demjelben nach bem Mefeript vom 9. Februar 1802 
gelung Pflicht gemacht werden follte, die übrigen Miterben, in Erman⸗ 
[m anderweitigen Vermögens und fo lange fie fid) ſelbſt noch nicht 
tige fen können, blof notbbürftigen Unterhalt aus bem Grundſticke zu 
air folglich der überlebende Ghegatte das Grundstück ohne alle Bers 
Md! atquiriren würde, wenn die Miterben, weil fle majorem und 
"ign iU find, keinen Unterhalt bedürfen; fo würde dadurch dem Acs 
Aufgeben des Grunpſticce ein Vortheil, den er felbft uicht verlangt hat, 
Were gen, den übrigen Erben aber diejenige Abfindung entzogen 
„ welche nach den Provinzialgeſetzen durch eine gerichtliche Taxe für 
des Gre werden fol, und zu deren Entrichtung der Unnehmer 
8 bereit ift: 
heti TÉNE fiy auch nicht annehmen, Daß diefe Asfindung immet uns 
Wen fem dürfte. Dem in unferer Proving find fogar adelſche Gü⸗ 
ptf, Prophet, Bb. II. 35 
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ter zu emphyteutiſchen Rechten auf viele Jahre verliehen gewesen, und 
es eriftiven Much jest bedeutende Grundſtücke, welche einen erheblichen 
Ertrag gewähren und nur einen geringen Canon entrichten, fo da 
Beſiter eines ſolchen Grundſtücks während der Dauer feines Nutzung 
rechts eine bedeutende Revenuenſumme zu Theil wird. " 
Wenn aber auch diefe Abfindung nur geringe wäre, ſo wirde 67 
obalb alle Intereffenten darüber einig find, daß eine Abfindung ger 
und ſelbige nach einer gerichtlichen Tare beftimmt werden foll, dech MI. 
mer darauf ankommen: ri 
wie diefe Taxe anzufertigen oder eigentlich wie der durch eine, gr 
woͤhnliche Taxe ausgemittelte reine Ertrag nach der Dauer des 
‚Kungsrechts zu Capital zu ſchlagen fey: -~ spit 
Wir Haben unſere Meinung hierüber bereits in unſerem ausfit! 
chen Bericht vom 15. Jan. c. dahin abgegeben, d " 
daß ber Gapitalswerch eines folhon Nutzungsrechts durch die Reb 
auenfumme, mit Abrechnung des Interusurii zu bestimmen ſey; . 
auch dj in bem gedachten Bericht und deffen Beilage sub No. 1. aug 
zeigt, wie diefe Berechnung ohne die mindeſte Weitläuftigkeit durch e 
einziges Erempel der gewöhnlichen Regel de Tri vollkommen genat 
ifft werden kann; daher wie E. K. M. ehrfurchtsvoll anheim stellen 
bb wir das Land und Stadtgericht zu Mewe in Ansehung bei, 
gen Fälle, wo die Beſtimmungen des Reſeripts vom 9. gam 
1802 nicht Anwendung finden, nach den in unſerm Bericht vom 
Januar 1802 aufgeſtellten Grundſätzen beſcheiden follen. 
Marienwerder den 27. Auguſt 1804. 1 
Die Weſtpreußiſche Regierung. 
h. Reſeelpt. * 
Bon Gottes Gnaden Friedrich Wilhelm, König von Preußen 8 
Unſern ꝛc. Ihr urtheilt in Eurem allerunterthäuigften Bericht vom e 
v. M. ganz richtig, daß die auf die Anfrage der Regierung zu 
vom 12. Auguft 1801 darüber, à beige 
nach weichen Grundſätzen bei Erbfällen ein zum Nachlaß geb? uut 
Bauergut, welches dem SBefiger nur auf gewiſſe Jahre zur C 


gegeben worden, zur Tilgung gebracht werden müſſe, tung 
derſelben den Iten Februar 1802 ertheilte und Euch zur Nadal 
zugefertigte Beſcheidung auf dem Fall nicht ausreichend ift, or 
wenn die Erbintereſſenten bloß über den Werth eines ſolchen dem 
tes ſteeiten, der Eigenthümer des Grundſtücke oder derjenige, h 
daſſelde nach Ablauf des Kußungerechte anheim fünt, ei KU, 
^ bin Erbintereſſenten überläßt, wie fie ſich in Anfehung des Orkan 
ſtücks aus einander fegen wollen, und wenn endlich die dürfen, 
weil fe maforenn und vermögend find, keinen Unterhalt bed 
oder bei der Goncurrenz von Minderjährigen der Ertrag, denn 
Erbtheilung kommenden Grundſtücks fo bedeutend ijt, [d nicht 
ſelben dadurch ein bedeutender Vortheil verschafft wird und An 
zu befürchten ſtehet, daß die zu ihrer Abfindung ansgeſetzte 
me vor Vollendung ihrer Erziehung werde conſumirt werden. den in 
Wir authoriſtren Euch daher, in einem ſolchen Falle nach u ver- 
Eurem Berichte vom 16. Januar 1802 aufgeſtellten Grundſabzen ô 
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[ehren und das Sand- und Stadtgericht zu Mewe auf feine an Guch er- 
ue Anfeage darnach. zu beſcheiden. Sind ac. x 
Berlin, ben 8. September 1804. E 
kuf Sr. Königl. Majeftit uuergnädigſten Specialbefehl. 


E Goldbeck. 
"t die Weſtpreuß. Regierung zu Marfenwerder. 


i. An das Lands und Stadtgericht zu Mowe, 
Ir. W. ıc. 
Auf Eure Anfrage über die SBejtimmwmg des Werths eines nur auf 
Pitie Jahre vertiepenen emphpteutifcpen Grundstücks erhaltet Ihr loco 
“solutionis anliegend diejenigen Grundfäge, nach welchen dieſer =. 
beſtimmen ift, nebft der dazu gehörigen Tabelle. 
Marienwerder den 1. Suli 1808. 
Die Weſtpreußiſche Regierung. 
k. Grundfäge, 

5 welchen der Werth eines Grundstücke, welches dem Befiger nur 
"WT gewiſſe Jahre zur Benutzung verliehen worden, zu Beflimmen und 
bei Erbfällen zur Theilung gu bringen. fft. 
der G., Wenn von einem bäuerlichen Grundstücke die Rede ift, welches 
er Grundherrſchaft eigenthümlich zugehört und dem Beſitzer nur auf 
gie Jahre zur Cultur gegeben worden; [o finden, in Gemäßheit des 
voffoferipts vom 9. Februar 1502, die Vorschriften des Allg. 8. R. T. 
in Lit. 21. § 634 et seg. Anwendung, wonach ein ſolches Grundſtück 
den mal nur Einem von mehreren dazu berechtigten Erben, und zwar 

enigen zufallen foll, welchen der Grundherr zu deffen Bewirthſchaftung 
dag büchiigſten findet, wogegen die übrigen Miterben nach Anleitung 
P 639, 1. c, aus dem Gute, in Ermangelung anderweitigen Vermö⸗ 
mg ' nichts weiter als nothduͤrftigen Unterhalt, fo lange fie fih ſelbſt 
dacht fortbringen können, zu fordern befugt find, 
tur ds können ſolchergeſtalt dergleichen auf beſtimmte Fahre zur Gul 
unten asgeſeste Bauergüter, nach dem Abſterben des Beſiterg, niemals 
itit mehrere zue Nachfolge berechtigte Erben vertheilt, ſondern jeder⸗ 
nur Einem von ihnen, welchen die Grundherrſchaft wählt, zur Ber 
ey ſchaftung übergeben werden, and dieſem liegt blos ob, feine mina 
At eigen Miterben, ſo lange bis fie durch Dienen oder auf andere 
p Stande find, ihren Unterhalt felbft zu erwerben, daraus unent⸗ 
ch zu erziehen und nothdürftig zu verpflegen. 5 : 
wenn T allein das Supcrinventarium, oder das Fnventarium überhaupt, 
er gleiches nicht der Grundherrſchaft gehört, fondern vem dem Ber 
nen des Bauerhofes felbft angeſchafft worden, kann bei ſolchen Gütern 
ÈR. Sapan der Erbtheilung ausmachen, wobei die in bem Allg. 
LU Th. 2. Tit, 7. g. 280 seq. gegebenen Vorſchriften zu beobachten 


fg Wenn dagegen die Exbintereffenten bloß über den Werth eines 

nipo. Guts ftreiten, wenn der Eigenthümer des Grundstücks oder Dér- 

igi dem deſſelbe nach Ablauf des Mugungsrechts anheim falk, es ee 

O den Erbintereſſenten überläßt, wie fie ſich in Anfehung des 
35 
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Grundſtücks auseinanderſetzen wollen, und wenn endlich die Miterben, weil 
fie majorenn und vermögend find, keinen Unterhalt bedürfen, oder wenn 
der Ertrag des zur Erbtheilung kommenden Grundſtücks, fo bedeutend ijt, daf 
demſelben dadurch ein bedeutender Vortheil verſchafft wird, und nicht zu 
befürchten ſtehet, daß die zu ihrer Abfindung auszuſetzende Summe vor 
Vollendung ihrer Erziehung werde confumirt werden, überhaupt wenn 
es auf die Beſtimmung des Capital⸗Werths eines often. Grundſtücks 
aukommt; (o muß nach dem Reſcript des Juſtizdepartements vom gten 
September 1804 zuvörderſt der jährliche reine Ertrag des Grundſtücks 
gehörig ausgemittskt und ſodaun berechnet werden: 

I) wie viel die ganze Summe der Nevenuen des Beſigers für ſämmt 
liche Jahre, durch welche er das Grundſtuͤck noch benutzen kann 
alsdann beträgt, wenn derſelbe den jährlichen reinen Ertrag de 
Grundstücks zu G pro Cent zinsbar austhut und die jährlichen SM 
ſen zu Capital ſchlägtz s d 

2) wie groß dasjenige Capital ift, welches mit feinen Zinſen à 5D'7 
Cent und wenn man hier die jährlichen Zinfen gleichfalls zum CAP“ 

tal ſchlaͤgt, durch ſaͤmmtliche Jahre, binnen welchen das Nugung® 
recht noch ausgeübt werden kann, eben fo viel ausmacht, als "UU. 
ad 1 gefundene Summe der Revenuen des Beſitzers. ie 

Das bel bier Berechnung ad gefundene Capital if der gelt 

Werth eines ſolchen Grundstücks. Dieſer Werth ſteht mit bem j| pen 
chen Ertrage und mit der Zeit, binnen welcher das Nutzungsrecht 2 
ausgeübt werben kaun, im Verhältniß; er vermindert fid) alfo mit de 
Ablauf eines. jeden Jahres. : A 
Wird diefe Berechnung in ber obigen Wet wirt angotegt, ſo fie 
welsirt bies eine ſehr weitläuftige und mühſame Arbeit. Es kann ab, 
durch ebd der anliegenden Erleichterüngstabelle diefe Berechne 
ſehr abgekürzt und der Werth durch die gewöhnliche Regel de Tei FM 
gefunden werden. bie 
Die anliegende Tabelle enthält nämlich den genauen Werth für 
Jahre 1 bis 70, jedoch nur fuͤr den Fall, — 
wenn der jährliche reine Ertrag 100 Athlr. beträgt. eln 
Sit der Ertrag höher oder niedriger, fo wird der Werth durch 
einziges Exempel der Regel de Fri gefunden, indem der höhere od von 
drigere Ertrag zu dem geſuchten Werthe (für eine gewiſſe Anzahl, ne 
Jahren) fih eben fo verhält, wie der in der anliegenden Tabelle ang 
nommene Ertrag von 100 Rthlr. zu dem in der Tabelle enthal 
Werthe (für eben dieſe Anzahl von Jahren). trag 
Wenn z. B. der Werth eines Gründſtücks, beffen jährlicher Er » 
23 Nthlr, 28 Gr. beträgt, und welches nur noch 4 Jahre genit N) 
den kann, gefunden werden ſoll, ſo ergiebt die anliegende Tabelle, A 100 
der Werth für dieſen Zeitraum, wenn der jährliche Ertrag ſich aul per 
Sibi. beliefe, 894.0, Rthlr. ausmachen werden. Das Grem 
Regel de Tri muß daher im nachfolgender Art geſtellt werden: wie 
100 Athlr. Ertrag geben einen Werth von 854,555, Ripley 
viel giebt der Ertrag à 93 Rthlr, 28 Gr. a 
Tacit einen Werth von 82 Nthle. 41 Gr. 12 Pf- qut 
Wenn ferner z. B. ber jährliche Ertrag 617 Achle. 25 Gr. 10 Pf. 
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ae und das Grundstück noch 33 Jahre genußt werden kann, fo ift 
ki Werth für diefen Zeitraum, wenn der Ertrag uur 100 Mthle. bes 
Wit, nach der Tabelle 16007 Stibl.; folglich kommt das Erempel 
er Regel de Fri in folgender Art zu fteben: 
ğa 100 Athlr. Ertrag geben einen Werth von 1600355. Mthlr., wel⸗ 
R Werth giebt der Ertrag à 617 Rthlr. 25 Gr. 10 Pf. 
Facit ein Werth von 9878 Sibi. 12 Gr, 4 Pf. 1 
i Ohne Beihälfe der anliegenden Tabelle kaun auch der Werth für 
1 Dauer des Nutzungsrechts und für jeden Ertrag durch die Algebra 
ell gefunden werden. Denn wenn man den gu ſüchenden 
den Werth mit d 


ya Bbrióen Ertrag (g. B. 100 the) mit; ::: : 
* Baht der Jahre, binnen welchen das Nutzungsrecht noch 
[^ ausgeuͤbt werden kann, mit . D S 


ud) 125 (welcher Bruch entſteht, wenn man zu eiz 

nem Capital einjährige Ziuſen à 5 Procent addirt unb 

be die Summe durch das Capital dividirt) mit u... - ose 

zeichnet, fo wird der geſuchte Werth durch folgende aigebraiſche lsi- 
ing gefunden: ^ 

s= (ut): (= 2 

wie demjenigen verfánblid) ſeyn wird, der mit der Algebra bekannt ijt. 
J. Erleichterungstabelle. * 

zur Berechnung des Werths eines Grundjtüds, welches nur auf gemiffe 

Jahre zur Koen . verliehen iſt. T 

ote 1. 


gp Diefe Tabelle enthält den Werth eined-folchen Grundſöcks für den 

I, wein der jährliche Ertrag deſſelben 100 Nele. betrat. 
iget der Ertrag größer oder kleiner, fo wird der Werth des Grund⸗ 
M6 in Beihülfe vieſer Tabelle durch dle gewöhnliche Regel de Tri 
n. i 5 


gefunder 


Nota 2. 
den In dieſer Tabelle enthält die erſte Golomne die Anzahl Jahre, bins 
welchen das Grundſtück noch genust werden Eau; die zweite und 
lt, Colonne den Werth des Grundſtuͤcks für eben diefe Jahre, derge⸗ 
und daß man in der zweiten Golonne die Summe der ganzen Thaler, 
35 in der dritten Golonne einen Soecimalórud) oder Decimaltheile vom 
Att findet, welche Sbbdimalibeile man zu Der in der zweiten Golonne 
m lenen Summe der ganzen Thaler noch hinzu rechnen muß, um den 
eth genan zu beffimmen. 
beit Wenn z. B. ein Grundſtück, deffen jährlicher Ertrag 100 Rthlr. 
nach '8t, noch 60 Jahre genutzt werden kann, fo ift deffen jetziger Werth 
Ps der obigen Tabelle 1992, Rihlr.; nach Verlauf von 20 Jahren, 
we Wenn mithin das Nutzungsrecht nur noch 40 Jahre datiert, befeügt 
en Werth 1715225, Sitblt.; nach Verlauf von ferneren 30 Fahren, 
fa m mithin das Nutzungsrecht wur noch 10 Jahre dauert, vermindert 
effen Werth bis auf 77279 u Rthlr. oder 772 Rthlr. 15 Gr. 10 € ha 
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Werth des Werth des 


8 $ E 
22 Nutzungsrechts. a Nutzungsrechts. 1% 
& A Ej 
= | Ganze [tima] 
E $ de cheile v. 2 
E Thaler. Thaler. Thaler. S 
1 Em 
2. 52. 
4 5 
5 55. 
6, 56. 
7. 57. 
8, 58; 
9. 59. 
7 60. 
ij 61. 
12 62. 
18, 68. 
14, 64. 
15, 65. 
16. 66 
17. 87. 
18, 68. 
19. 69. 
20. 70, 
34; 
22. 
23. 


Nr. 129. 

Verordnung, die perfönliche Freiheit der Königlichen Unten 

thanen in den Sſtpreußiſchen und Litthauiſchen Domaine 
betreffend. Berlin, den 29. December 1804.) 


Wi Friedrich Wilhelm TH, Yon Gottes Gnaden König von P 
Ben ac. zen ac. 5 


4 *) Königsberg, gedruckt in der Königl. Hartungſchen op Buchten, 
eret. 2 


Werth dei 
Nußzungsrechts. 
—— mt 
cimal⸗ 
Ganze pron 
Thaler. Ehaler. 
1833 897 
1841 | 807 
1849 | 840 
1856 | 514 
1863 | 37 
1869 | 3% 
1876 | 051 
assi | 954 
1887 | 575 
1892 | 99 
1898 | 07 
1008 | 588 
1907 | ‚508 
1911912 
1916 | 107 
1920 | 40t 
1923 | 906 ^ 
1927 | 539 
1980 | 98 
1934 | 27 
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i ` 
Thun kund und fügen jicmit zu wiſſen. Bereits durch die Patente 
dom 10. Julii 1719 und vom 24. März 1723 ift alle Leibeigenſchaft 
RR dScbunteztfánipteit. oder Gutspflichtigkeſt auf Unſern Domainen in 
teufen und Litthauen aufgehoben, und der nach dem erſtern Patent 
noch übrig gebliebene Met von Gutsvſlichtigkeit, nämlich der Dienſt⸗ 
zwang, durch das in Jahre 1763 an die Domainen Beamten erlaſſene, 
iQ bu die Geſindse Srdneng vom 16. März 1767 grjeélid beftäs 
S te Verbot, jemals von biefem Dienſtzwange Gebrauch zu machen, ver⸗ 
tet worden; ] Gau dun a 
Wenn inzwiſchen in ſpäterhin ergangenen geſetzlichen Vorſchriften 
m Verordnungen für die gedachten beiden Provinzen Oſtpreußen und 
v bauen Beſtimmungen vorkommen, aus welchen mit einigem Schein 
dm gezweifelt werden Könnte, ob es bei jener Aufhebung und dem Diez 
Vbige Geftitigenven, Verbot fein. Bruenden fernerhin Heben falles fo 
"ln Wir, um dieſen Zweifeln vorzubeugen, und folde gänzlich zu 
femen hiemit ausdrücklich Unſern Landecherrlichen Willen dahin er⸗ 
läken, baß schlechterdings gar keine Glebae adscriptip oder Gutspffich⸗ 
keit auf unfern Domainen in Oſtpreußen und Litthauen fatt finden, 
PA auf die Unterthanen Unſerer Domainen in dieſen beiden Propinzen 
wendung leiden follen. W 4 
Wir erklären ſolche vielmehr hiemit für völlig freie, von aller Er 
Tetpinigteit unabhängige, und von denen mit bem Grbunfertbáni 
it- Nerus verknüpften gesetzlichen Folgen völlig befreite Leute, weshalt 
den alle diefe gefeklicen und mitbem gebaditen. dern in Bierbintumg flez 
"üben und davon abhaͤngenden Folgen (namentlich diejenigen, welche 
e aufgehobenen Geſindedienſtzwang, das Verziehen der Amts⸗Einſa⸗ 
S nach adelichen Gütern und das Posfanfegelb) betreffen, auf die ges 
bten Einſaßen Unferer Domainen in Ostpreußen und Litehauen durch⸗ 
wi keine Anwendung finden, ſondern ſolche vielmehr ganzlich davon, fo. 
ie ven allen übrigen hier nicht genannten, befreit feyu folem. k 
8 Wir befehlen daher unſern Krieges⸗ und Domalnenkammmern, und 
Tnndes + Suftizeollegien in Oſtpreußen und Pittbauén, ſo wie allen Uns 
f Domainenbeamten und allen auf Uuſern Domainen daſelbſt ange⸗ 
Alim. foivoht als andern Gerichten, ſic nach diefer Unfersr eigentlidien 
enémeinung von nun an auf das allergenauefte zu achten, und dar⸗ 
zu halten, daß derſelben in den gedachten beiden Propinzen überall 
al nachgelebet werde. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und Siegel. 
Gegeben Berlin den 29. December 1804. 
i Friedrich Wilhelm. 


wS, 
Sit) v. Goldbeck, v. Schröter, 
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Land ⸗Armen⸗ Reglement für die Provinz Weſtpreußen, mit 


Bezug auf die zu Graudenz errichtete Correctionsanſtalt. 
De Dato Berlin, den 31. December 1804. ) 


Wi Friedrich Wilhelm von Gottes Gnaden König oon Preußen 1.16 
Thun kund und fügen hierdurch zu wiffen. Bei der überhand nehmende 
Bettelel in Westpreußen haben Wir die Einrichtung einer e 
anſtalt füt Vagabonden und Bettler in der gedachten Provinz notit 
gefunden und die Grundſtäcke des aufgehobenen Franeiscaner⸗ Reform 
tenkloſters zu Grandenz zu dieſem Juſtitute bejtimmt, auch die gut 
richtung der ſchon vorhandenen und zur Erbauung der ferner mibi 
Gebäude erfordeclichen Gelder auf Unſere Caffe mit der Sant a 
gewieſen, daß die Zinſen derſelben zur Verpflegung Weftpreugicher I” 
validen durch Speufionen in ihren Heimathen verwendet werden follen. 
Wir verordnen dahero durch gegenwärtiges Reglement: 4 

E Wie es mit der Verpflegung der Invaliden gehalten, - 

II. Welche Perſonen in die Befferungsanftalt aufgenommen werde, 

TI, Wie die Ergreifung der Bettler und Vagabonden und der 

Transport geſchehen. 5 
IV. Wie die Anſtalt unterhalten, und 
V. verwaltet und dirigirt werden folk, y 


L 
Bon ber Verpflegung ber Invaliden. 
i 1 


Die einländiſchen Snvaltden, Unteroffieiere und Soldaten, von PP 
jenigen Regimentern, Bataillons und Cöcadrond, welche in den ai 
ten des Marfenwerderſchen Kammerdepartements, jedoch mit Ausſch " 
der Kreiſe Marfenwerder und Rieſenburg, und in ben Städten d 
Bromberzſchen Kammerdepartements in Garnifon feher, haben al 
auf den monatlichen Gnadenthaler Anſpruch, wenn dieſelben av 

1) nicht mehr bei den Regimentern im Dienfte find, auf den Recha 
chirungsliſten als des Gnadenthalers bedürftig notirt worden 

fid) in der hieſigen Provinz aufhalten; oder di 

2) wenn fie von den Regimentern nach den jährlichen Mesin P. 
- Rieafibe angegeben und vom DOberbeiegescollegio mit Verſorgung 
ſcheinen zum Enadenthaler verſehen find. 


Die Kammer zu Markenwerder und die Kammer⸗Deputation zu Brom, 
berg überreichen der General⸗Direction der Weſtpreuß. Beſſerunge f 
ſtalten Halbjähtig, und zwar ben 1. Mat und den 1. November, die. hi 
von den zum Gnadengehalt zunächſt qualificieten Invaliden in den CH 
ten und auf dem platten Lande nach dem beigefügten Schema A. 


*) Marienwerder, gedruckt in der Königl. Weſtpreuß. Kanterſchen 
buchdruckerei. 


er 
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$5 
{7 lch Maaßgabe dieſer Liften ertheilt die Generaldirectlon die Ans 
15 die gn auf das Gnadengehalt nach dem Schema B. und ſendet ſolche 
e Kammer des Departements zur weiteren Veranlaſſung. 


F. 4. 

Mise den Atweiftngen wird auf die mehrere over minbere Hütfeher 

dur Belt des Invaliden; ob er wegen erhaltener Bleſſuren verabſchle⸗ 

4 ebrechlich, zur Handarbeit untüchtig ijt; ob er eine Frau und ims 

adit Kinder zu ernähren hat, und ob er längere oder kürzere Zeit 

füge be vorzüglich und mehr Rückſicht genommen, als auf die Seit 
der Verſorgungsſcheine. ` 


$5. 
Ee] der Regel beſtehet bie Penſton des Invaliden in Einem Thaler 
den ch oder in zwölf Thalern jährlich. Wenn aber Invaliden vor hans 
fin Und, welche keine Verwandten haben, von allem Beiſtande entblóft 
deng wb ſich ihrer Gebrechlſchkeit wegen keine Beihülfe zu dem Gna⸗ 
dalle ale erwerben kennen: fo folen diefe einen befondern Sufdjub ete 
nern, der nach vorhergegangener genauer Unterſuchung von den Kam⸗ 
Haft der Generaldirection vorgeſchlagen wird, jebod) darf die ganze 
"bie Summe von zwei Thalern monatlich nicht überſteigen. 
6. 


m Die Zahlung der augewieſenen Penfionen gefajtehet in den Städten 
en Kämmereicaſſen, auf dem Lande und zwar in den Domainen, 

den den Amte in den adelichen Gütern aus den Gontibution&toffen, 

Balg en jeden Monats. Die Quittungen müffen in den Städten vom 
bürgermeifter ober einem dazu ernannten Mitgliede des Polizei 

Om 2905, und auf dem platten Lande, wenn ber Juvalide in Eönfgliz 

beam domainenämtern wohnet, von dem Intendanten oder Domanlen⸗ 

aher der wenn er in adelichen Gütern wohnet, von der Gutsherrſchaft 
eren Stellvertreter gehörig atteſtirt werden. ` 


. 7. 
Hey Dit Rendanten der Gaffen, aus welchen die Zahlungen geleistet 
tg w liquibirem bie Vorſchüſſe in den letzten Monaten jedes Quar⸗ 
n einer mit den Quittungen der Empfänger juſtifielrten resp. von 
Try Nieten, dem Landrichter oder Juſtizamtmann oder bem Land: 
ty a tefficten Defignation bei der Generaldivection, und diefe übermacht 
dung d den Betrag des Vorſchuſſes baar oder läßt ſolchen für Rech⸗ 
gesch S Amts oder der Gontributionscaſſe an die Domainen -oder Kries 
Me bezahlen. 


1 $.8. 

y E die Gafe, auf welche des Ghnubengefalt angewieſen worden, 

nig rite halbe Meile von dem Wohnorte des Invaliden entfernt, fo 

fion en die Land ⸗ und Steuerräthe die Verfügung treffen, daß die Penz 

ind aon dem Gutöbefiger, Pächter, Schultheißen des ge bezahlet 

migri die zu entrichtende Gefälle abgerechnet oder fo ſchleunig alg 
ich bar erſtattet werde. ` 


. 9. 
„n Difenigen weggehen Seoskien, welehe tat Ghabengetott bit 
aus andern Fonds genoſſen haben, erhalten es auch fernerhin aus 
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rÀ 

denſelben, und es foli der bisherige gus Suvaliden⸗Penſtonienng fir 

Weſtpreußen ausgeſetzte Fonds disſer Provinz ferner belaffen werden. 
10. : 


§ 10. 
Die Verbindlichkeit der Generaldirection, die Zinſen der zum Li 
und zur Einrichtung der Beſſerungsauſtalt zu Graudenz bewilligten 
der mit 2792 Athlr. 40 Gr. 9 Pf. zur Invalidenverpflegung zu vi 
wenden, nimmt mit dem 1. Mai 1802 ihren Anfang. 


ER m 2 

Die Gienccalbivection ift nur demie ie en des Erbauung, 
und Einrichtungscapitals zu den Gnadengehalten der Invaliden zu 
wenden. Ueberſteigt der Betrag der nachgeſuchten Penfionen die Kune 
dieſer Intereſſen; fo müſſen bei Erledigungen ſchon bewilligter goi 
nen die minder hülfsbedürftige Invaliden, bem Mehrbedürftigen ndi iR 
hen. Sind aber weniger Invaliden in einem oder in mehreren Jaht 
vorhanden, als aus den beſtimmten Fonds unterhalten werden Tonnen 
o wird die erfvarte Summe zinhar untergebracht, und die intet 
made bem Penfionirungefends der Invaliden in den folgenden Jute 
zu. Erfordern es die Umſtände und erlaubt es der Fonds, ſo viel 
der Generaldirection überlaſſen, duͤrftigen Invaliden die Giebund , 
rer Kinder durch verhaͤltnißmaßige Zuſchüſſe bis zum vollendeten ai li 
ten Jahre zu erleichtern, auch die verwaiſeten Kinder ber Salto, 
wewa ſolche keine Anvermandten haben, die zu ihrer Erziehung web, 
tet und vermögend find, auf dem Lande ebenfalls bis zum voller" 
zwel flen Jahre unterbringen zu laſſen. 


9. 12. j 
Die Jupaliden, welche wegen Unzulänglichkeit des Fonds nicht 5 
Det ception gelangen Können, werden alë Grfpectanten motirt und, Ei, 
men, je nachdem ein Abgang vorfüllt, zum Genuß des Gnadengehll 
werm nicht Duͤrftigere ihnen vorgehen müſſen. 


. 18. 4 
Die Penfion ertfjt Durch den Sob des Peuffonfvten; bareh, De; 


Anftellung in einer Gioilbedieungs wenn der Spenfionizte auf Di, 
ertappt und in die Deffsrungsanfknlt gebracht wird, in welchem Ball nz 
Senfion dem Inſtitut anheim fällt; wenn der Penſionirte wegen © mul 
Verbrechens zur Unterbringung in eine Beſſerungsanſtalt, zur Zucht 


oer Feſtungsſtrafe verurtheilt wird, in welchem Falle bie Zaßlang Pg 


bört, und as Gnadengehalt nur nach feiner Entlaſfung in fo weil, 
er auch den kuͤmmerlichſten Unterhalt ſich nicht erwerben kaun, 
oper zum heil wieder bewilligt werden darf; endlich wenn der Nes 
Ficnirte fih in 6 auf einander folgenden Monaten zum Empfange 
Könadenthalers bei der ihm angezeigten Behörde nicht meldet. 


: - . 14. 4 

Wird, ber Penſionirte wegen Bettelei in die weten 

geliefert, fo giebt die Direction der beßbrigen Kammer Davon zur fg 

ren Veranlaſſung Nachricht. In den übrigen Fällen kommen die a alie 

gangenen Semffonirten in die bgangsliſten, welche bie Kammern » j 

jährig der General- Direction zu übermachen haben und die iat 
mit den Gngdengehalts⸗Anweiſungen, insbeſondere aber nach Bel 
denheit der Fälle wit den Todtenſchelnen, Beſtallungs⸗Reſeripten / 
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ENS und den SSefdjeinigumgen der in 6 Monaten nicht geſchehenen 
ung zu belegen ſind. 


II. 
Lon den Perſonen, welche in die Beſſerungkanſtalt auf 
genommen werden ſollen. 


8. 15. 
t Das Inſtitut zu Graudenz [oll weder eine Armenverforgungsanftalt 
fije i Arbeitshaus für Menſchen, die arbeiten wollen und keine Bes 
[ARM erhalten können, noch ein Zuchthaus für Verbrecher ſeyn. 
au Urat pat allein zum Zweck, diejenigen, die fih ihren Unterhalt 
auch erben im Staude find, wenn fie es wollen, es aber nicht thun, wie 
tejenigen Armen, die einen beſtimmten Zuſchuß empfangen und 
Stoch betteln, zur Arbeit anzuhalten, und ſowohl den Armen⸗ als ben 
laſinfelten viele Subjecte dadurch gr erſparen, daß fie ihnen die 
tidie zeige, durch Arbeit fid) zu ernähren, fie dazu gewöhnt und auf 
Ti "eife den einen Theil vor der Verarmung, den andern Theil vor 
zalichkeit und vor Verbrechen bewahrt. 
5 $. 16. 
ee gebören in das Inſtitut: t 
‚Diejenigen, die zwar einen beſtimmten Wohnort im Lande haben, 
um Unterhalt aber durch Bettelei ſuchen, obgleich fie arbeiten 
unten. 
Wirkliche Arme, die einen beſtimmten Unterhalt oder Zuſchuß aus 
milden Stiftungen, Armencaſſen 2c. erhalten, dennoch aber herum⸗ 
y otiten und betteln, 3 
4 Furalide Soldaten, die auf fBettelok betroffen werden. 
eifende Handwerksburſchen, die des aus den Gewerkscaſſen em⸗ 
c nomen Zehrpfennigs ohngeachtet betteln. 
siutánbifdje Bagabonden, in fo fern diefe fid) nicht nach beſou⸗ 
"tm Gefegen, als z. B. fremde Zigenner und fremde Bandftreicher, 
die zum zweiten oder dritten Mal ergriffen worden, zur Feſtung 
dar dear oder deren Transport auſſerhalb Landes nicht ſtatt fins 
ann. 
9) Diejenigen, bie wegen Verbrechen zu den Feſtungen oder Zuchthäu⸗ 
ern verurtheitt worden und nach geendigter Skrafzeit nicht nade 
7) wen können, wovon fie fid ehrlich ernähren werden. 
Diejenigen, die durch künftige Gofege oder Erkenntniſſe für Sub⸗ 
SE des Gorrectionshauſes erklärt werden, E 
Aug fteht es Eltern und SBormiünberm frei, ungerathene Kinder und 
ſiegbefohme mit Genehmigung des vormundſthaftlichen Gerichts 
und der obervormundſchaftlichen Behörde der Provinz auf eine bes 


ante Zeit in das Gorvectionshaus abgulieferm, und iu ſolchen 


3) 


ereinkommen mit der General -Direction zu treffen. 


S 9. 17. 

med Jnfejung der Verbrecher, welche ihre Steafzeit in den geftun- 

Mie qut Sudjtbinfern gurüdgelegt haben, wied piebucdy verordnet? daß 

Re üelehten ber Festungen und Suchthäufer, in welche Verbrede aus 
Preußen. abgeliefert werben, gemeffenft angewieſen werden follen, 


A * 


Aalen jt wegen des Zufchuffes und ber fonfigen Bedingungen ein 
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alle diejenigen aus Weftprenfen eingeſandten Gefangenen, von welchen, e 
nicht klar ijt, daß fie nach geendigter Strafzeit bereite Mittel fid) Los 
lid) fortzuhelfen vorfinden werden, 2 Monate vor dem Ablauf dieler 
Strafzeit vernehmen zu laſſen, wo und auf welche Weiſe fir nach ^ 
fölgter Entlaſſung ſich zu ernähren gedenken. Wühlt ein folher Mmf 
alsdenn in Ermangelung auderer Mittel von ſelbſt die Ablieferung m 
das Arbeitapaus, fo ift ihm darin nach abgelaufener Strafzeit uu, 
denklich zu willfahren, und ein ſolcher Menſch ſoll in die gelinde Gta 
der Höußlinge gefest werden. Beſteht ein folder Feſtungs⸗ oder Suat, 
bausgefangener dagegen auf ſeiner Entlaſſung, kann jedoch nur eine af 
gemeine und unbeſtimmte Hoffnung Arbeit zu finden, anführen; TO k 
er zwar nach geendigter Strafzeit zu entlajfen, ihm aber dabei anzuden 
ten, daß er, wenn er keine Arbeit finden ſollte, fid) in 8 Tagen t 
Aufnahme in das Arbeitehaus melden müſſe, und wenn er ſolches xt 
thue, demnächſt aber auf Bettelei ober gar auf neuen Verbrechen Lus 
fen würde, er in bem, Gorrectionöhaufe mit Strenge zur Arbeit Merl 
angehalten werden, bis man nach mehrjähriger Gewöhnung gut 
befere Hofftung von feinem künkelgen Betragen fi machen kann. (i 
Uebrigens werden die Gerichte auf die Inſtruction, wie es v 
Entlaſſung der zur Feſtungs⸗ oder Zuchthauzarheit veruetheitt geweſ 
nen Perfonen gehalten werden Toll, vom 27. März 1797 verwieſen. 


. 18, n 

Juden werden in das Gorrectionshaus nicht aufgenommen, weil "m 
jenigen Juden, welche nicht nachweiſen können, wie fie fid) auf eine Fr. 
laubte Welfe ihren Unterhalt erwerben, oder eine herumſchweifende eie 
bensart führen, oder auf Bettelei betroffen find, nach dem. Neglen” 
vom 18. Juli 1801 aus dem ae 15. f werden ſollen. 

5. 19. 

Die Kinder der in das Fuſtitut gebrachten Bettler oder Bagabor⸗ 
den werden auf Seiten des Juſttknts in Landſtädten oder Dörfern mi , 
gebracht und erzogen, bis ſie ſich ſelbſt ihren Unterhalt erwerben tm 
Die Generalbivection fo wie die Iufpection, im fo fern die Iebter? in 
Unterbringung beſorgt hat, müffen über die Erziehung der Kinder. pit 
wachſames Auge haben, und entweder ſelbſt oder durch die JW. 
oder den Prediger des Orts von Zeit zu Zeit forgfültige Erkundige 
einziehen, ab die Kinder ordentlich zur Schule gehalten,  gebérib An, 
pflegt, und von den Pflegeeltern vernünftig erzogen werden. Sbug 
bleiben an der Bruſt der Mutter fo lange, als der Arzt es für e 
findet, i 


$. 20. " 
Da die Anfalt blof die Beevung der in berfelben unten 
Perſonen zum Zweck hat, fo folgt daraus, daß Lein lebenslang" 
Aufenthalt in dem Haufe ſtatt ma kann. 

. 21 


E 2 

C fängt. pone von der Generoltirestion ab, die Daner der ZU, 

enthalts der Bettler und Vagabonden in dem Gorrectiondhau A p 

Bewandniß der Umftånbe feftzufegen, zu verlängern und aemuli um, 

. Defen kann derjenige, der noch nicht zu arbeiten gelernt fat, M enoth⸗ 
höchſtens in zwei Jahren, fo viel erlernen, daß er künftig ſeiuen 
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iftis Unterhalt ſich zu verdienen im Stande ijf, und der zum Müffigs 
unge gewohnte kann in diefer Zeit feine üble Gewohnheit ablegen und 
Aup t ein thätigeres Leben gewöhnen. In der Regel foll daher der 
tbatt in. Gorrectſonehauſe nicht über gei Jahre Hauer, und die 
eig talbirection muß in den Fällen, wo es nöthig ift, den Aufenthalt 
[ud Sbáwélingó über die Dauer von zwei Jahren zu verlängern, die 
digi ng des preußiſchen Departements Unſeres Generaldirectorit 
[^ Die zu den Feſtungen und Suchthäufern verurtheilt gemefenen Ver⸗ 
weder, welche nicht nachweiſen können, wovon ffe fid) ehrlich ernähren 
doch ne, mifen in der Regel wenigstens ein Jahr im Haufe bleiben, 
ch fo bie Generaldivection dieſen Zeitraum abzukürzen berechtigt fopm. - 
E" Demfenigen, der einen zur Gmtlaffung gualificiten Häusling aufs 
4 will, folen, wenn er es verlangt, aus der Inſtitutcaſſe ſechs 


zur Bekleidung und zur Anſchaffung ſonſtiger Beduͤrfniſſe ges 
NE werden. | 


9. 22 3 

der Wer nach erfongter Freiheit feinen vormaligen Vbenswandel wies 

aufängt, wird in die Gorrectionsanſtalt zurück gebracht, und der 
Tan Direction iſt es unter der oben beſtimmten Eiuſchränkung übers 
fe ae Dauer feines weitern Aufenthalts in dem Gortertionshaufe 

ten. 

J. 28. 

Das Haus ift auf 200 Perſonen geftiftet. — Dieſe werden in zwei 
p en getheilt, im die gelindere von 50 und in die fftegere von 150 

fon, Jene werden dem Etat gemäß beſſer als diefe verpflegt und 
ein der eingeſchräukt. Die erſten erhalten eine einfarbige, die letzten 
ws, P igegeidymete Kleidung. Auch bleibt es der Iufpection iiberlafen, 
Py Genehmigung der Generaldirection nach ihrer Kenntniß ber einzel⸗ 
kerzen jecte, noch beſonders eine Trennung der mehr oder minder Bere 

benen den Umſtänden gemäß zu veranlaffen, 


8. 24. x 

Cup, die Generafbizection beſtimmt in teiffichte Erwägung der bei jedem 

wap ien vorkommenden Urſtände, in welche Glaffe er kommen foll, 
Irfügt die Berfegungen aus einer Glaffe in die andere, auf der eis 


ain Seite zur Ermunteruug, auf der andern zur Strafk. 


6. 26. 
bende reßbafte, mit unteilbaren Schaden behaftete Bettler und Vagas 
en werden in Hospitälern auf Koſten des Juſtituts untergebracht. 


j F. 26. 
dg Bie Häuslinge werden mit der Spinnerei in Wolle, Flachs und 
dum x mit den im Haufe vorfallenden Arbeiten, mit dem Anbau ber 
die Anftitut gehörigen Gärten und mit andern Arbeiten, zu welchen 
Gelegenheit jid) darbietet, beſchäftiget. : 


[452 
Der Super Syerbienft gehört den Häuslingen und wird für fie ger 
fame, damit fie bei ihrem Atußteitte aus den dbaafe etwas zun Uns 
Ut eines Gewerbes haben mögen. In Ermangelung eines Super- 
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Verdienſtes wird den Entlaffenen ein Befrpfemnig. gegeben, deſſen B^ 
trag die Generaldirection nach Bewandniß der Umſtände upon Go 
ie 


Zum Super-Süerbiewfte gehören auch die Prämien, welche 
neraldirection vorzüglich fleißigen Arbeitern, deu Spinnen 
williget. 


a 


$. 2: 
Das Zuſtitnt hebt die Wertf lichkeit der Grundherrſchaften, 75 


munen und Corporationen, die Armen des Orts zu verpflegen 
durch dem Betteln vorzubeugen, ner auf. 


Wer arbeiten will und nicht kann, auch aus Mangel an 


bettelt, muß von dem Orte, wo er (id) die drei legten Jahre forti 
rend aufgehalten hat, nach Beſchaffenbeit feiner Arbeitsfähigkeit en 


der ganz oder zum Theil verpfleget werden. 


$. 30. 
Diefer Ort ift jedoch zur Verpflegung der Berarmlen nicht verd 


und 


uh 
Bufi iM 
d 


pur 


den, wenn der Arme ein Jahr lang von demſelben entfernt geweſen i ^ 


mag fih ernährt oder beſchäftiget haben, womit er will oder 


qud ig 


einer Strafunſtult geweſen ſeyn. In ſolchen Fällen ift bie LandesY 
zeibehörde der Provinz verbunden, dem Verarmlen Gelegenheit zum p 
werbe feines Unterhalts auszumitteln und nur, wenn dieſes quad 


zum Theil unmöglich ijt, erhält derſelde aus der Caſſe des In 


eine baare Unterſtützung, welche aber die Summe von 10 bis 1 
ler jkörlich nicht überſchreiten darf Dergleichen Unterstützungen 


2 F 
Lo 


ben Verarmten, die keine Ortsarmen find, oder deren Ernährung M M 


den beſtehenden Geſetzen niemanden obliegt, nach vorheriger Unter 
chung von Seiten der Landespolſzeibehörde der Provinz und auf 


Antrag derſelden, von der 5 bewilliget. 


w, 


Wem die Unterhaltung eine) Verarmten, der fid) nicht aut 
kann, obliegt, ijt in dem Allgemeinen Landrecht Th. 2. Tit. 3. 9 i 
seq. Tit. 7. J. 122 aeq. Tit. 19. f. 9 seq. beſtimmt, und es wird M 


dieſe geſetzlichen Verordnungen W genommen. 


9 à 
4 fol jebem Gutter; Der mertce Güter [etoi la einen fy 
ß. bie Befuguiß, suchen, tafe GAPE 


einer Armen⸗Commune zu vereinigen; auch ift ihm erlaubt mit 
benachbarten Gutsbeſitzern deſſelben Kreiſes in eine Armen⸗Socl 
treten, jedoch fteht jedem Geſellſchafter fret wieder auczutreten, 
er ſolches 6 Monate vorher den übrigen Mitgliedern anzeigt. 


Geboren zu einem Gute weiter keine Dörfer und aſſociüret 
fid) nicht mit benachbarten andern Gütern, fo formiet eim fold) 


ti 5 


fe 


fo wie einzelne Eigenkäthner⸗ und Tagelöhner » Gtablijfements Mie 15 


Dominio eine Societät. In jedem Fall haftet das Dominium 
Verpflegung der Ortsarmen. 


. 84. 
Dörfer unter vier binchen Feuerſtellen werden zum sig 
Dorfe derſelben Qualität und derſelben Gerichtsbarkeit geſchlagen. 
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$ 35 
fe Von dlefen Vereinigungen nimmt die Generaldirection keine Notiz, 
mum fendet jeden, der fih zur Verpflegung an einem beſtimmten 
* qualificirt, an die bafige Obrigkeit. 
. 86. 
m Den Dominis ftehef frei, Armenvorſteher zu fegen und die Bers 
har gart ber Armen zu beſtimmen; von den Beiträgen zu dieſem Be⸗ 
mi iben jedoch Dienfttoten und diejenigen Leute, welche an dem 
9 durch Tagelohn ihren Erwerb gewinnen und kein Ackerland 
frei. : 


837. 

t Eutſtehen Beschwerden, daß die Verpflegung der Armen unzulängs 

Yi fen, je ijt die Landespolizeibehoͤrde der Provinz befugt, die Ver⸗ 
gung nach den individuellen Umſtänden feſtzuͤſetzen. 


Tit, 
Bi ürreifusa ber Bettler und Vagabonden und deren 
Transport. 


t § 38. 
wi her, der auf-dem Betteln betroffen wird, muß ergriffen und ar⸗ 
et werden. E 


9. 39. 
win u dieſer Arretirung ift jeder Einſaße befugt und verpflichtet; und 
Tep d. er die Arretirung nicht ſelbſt bewirken kann, ſo muß er den Bett⸗ 
er Behörde anzeigen. 


9. 40. 
An Dei der Arretirung werden dem Arretirten Gelder, Briefſchaften 
überhaupt alles, deffen er nicht nothwendig bedarf, abgenommen, 
me, nit diefen Sachen wird der Ergriſene an denjenigen Magſſtrat 
Dow dasjenige Domainenamt, welches dem Orte der Aufgreifung am 


ien liegt, transportirt. 


9. 41. 
kin Wer Transport muß ſchlechterdings nicht von Dorf zu Oorf, Enden 
So, eben Begleitern eis zur nächſten Stadt oder bis gum, mádjften 
N imenamt ohne Wechſelung geſchehen. 
t . 49. * A 
Wan der Magiftrat oder das Soisintumt Pegate die Nransportkoſten, 
aber DUE zwei Arreſtanten find, mit 15 Gr preuß., für jeden über zwei 
[2 * Gr. pr. für jede Meile, und außerdem 30 Gr. für jeden Er⸗ 
ber en an Aufgreifungsprämie, ohne unterſchied, ob der Arretirte bei 
nicht uterluchung zur Beſferungsanſtalt qualificiet befunden wird oder 
auf y. wenn nur glaubhaft nachgewieſen worden, daß der Abgelieferte 
zm Betteln betroffen ift- H 
den, Für eine folhe glaubhafte Nachweiſung fell es aber geachtet wers 
kann, denn ein Mann von gutem Rufe, der kein Intereſſe dabei haben 
zu benden Ergriffenen für einen Bettler auszugeben, einen Menſchen, 
Bing" man jid) wohl der That verſehen kann, in ſeinem Hause ans 
ape ſogleich Leute herbei ruft und der Angehaltene keinen andern 
eſchemnlichen Grund angiebt, weswegen er fid) in dem Hauſe des Arreti⸗ 
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renden befunden hat. Ueber die Prämie, welche die Abliefernden erat 
ten, wird auf den Transportzettel quittirt. 
å: 


$. 43. 
Sobald die Ablieferung gefchehen ift, wird der Arretirte von dem 
Magiſtrat oder Amte wmftánblid) vernommen. 
44. 


Das Verhör wird auf die Auemittelung des Herkommens, der ke 
bensart, des Gewerbes, der Anverwandten und der etwa von dem Gr 
griffenen begangenen Verbrechen und darauf gerichtet, ob derſelbe [HER 
ſonſt arretirt und wie er beſtraft worden. Es muß ferner erforſcht wer 
den, welche Umftände den Ergriffenen zum Betteln gebracht, wo der 
Ergriffene die letzten drei Jahre oder das letzte Jahr gewohnt; oder 
wenn er feinen beſtimmten Wohnort gehabt, an welchen Orten und wie 
lange er fih dafelbft aufgehalten, auch womit er jid) befchäftiget habe, 
ob, wo und von wem er Zuſchüſſe zu feiner Subſiſtenz erhalten. 

45 


Der letzte Umſtand muß vorzüglich genau erörtert werden. DIE 
Magiſträte und Domainenaͤmter müffem ſodann das aufgenommene Pro 
tokoll mit der erſten Poft der Generaldirection einfenden und in dem 
Berichte bemerken, wohin der Ergriffene weiter transportirt worden. 


$. 46. $ 

Die Magiſträte und |Domainenämter dürfen Feinen ihnen überlieft!” 
ten Bettler entlaffen, ſondern müffen ſelbigen an die beſtimmten Ablie 
ferungsörter transportiren laffen, Dieſe Ablieferungsörter find: für DM 
Dirſchauſchen und den obern Theil des Stargardtſchen Kreiſes Da 
iig; für den untern Theil des Stargardiſchen Kreiſes Marien? 
werder, in ſofern nicht Graudenz, dem Orte, wohin der GU 
geiffene zuerſt abgeliefert worden, näher liegt; für den Marienburgſchen 
Kreis Marienburg oder Marienwerder, in fo fern dieſes M 
liegt; für das Elbingſche Territorium, das Domafnenamt Tolkemit und die 
benachbarten Cadienenſchen Güter, Elbing; für den Conitzſchen Aa 
Conitz, in ſofern nicht der Ort der erſten Ablieferung näher NM e 
Grau denz zu liegt; für den Gulmifchen Kreis, Graudenzz für d 
Netzdiſtrict endlich, Bromberg. > Schneidemühl. 


Die Generalbivertion beftimmt fabam auf bie bei ihr eingehen 
nen Protokolle nach Maaßgabe der ſchon erörterten oder auf deren Bi A 
fügnng noch zu erörternden Umftände, ob bie ergeiffenen Einländer eie 
Srtsarme zu betrachten und an die zu deren Verpflegung verpfücheen 
Commune gefendet, oder in das Correctionshaus aufgenommen were) 
ſollen u, f. m. Von ben ergriffenen Ausländern aber wird mit Duft" 
gung des über ihre Vernehmung aufgenommenen Protokolls ber Lan - 
polizeibehörde der Provinz Nachricht gegeben, um über dieſelbe den v. 
handenen Vorſchriften gemäß zu v f gen. 

$. 48. 

Hat der Ergriffene eine Unterftügung von einer Gommune, e 
tion, Armencaſſe, milden Stiftung 2c. genoſſen, fo wird er auf gene 
gung der Generaldirection wegen des Bettelns mit 10 bis 20 g 
ſchlaͤgen oder einer fonftigen feiner Leibesconſtitution angemeſſenen 
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dung beſteaft und hiernächſt unter der ernftlichen Verwarnung,, daß, 
denn er wiederum auf dem Betteln ergriffen würde, er ohnfehlbar in 

Correctionshaus werde abgeliefert werden, an die Polſzeſbehörde der 
i Verpflegung verbundenen Commune mit einer Abſchrift des Protos 
aus auf den Transport gegeben, 


F. 49. 

i. Sollte ein ergriffener Bettler feinen bisherigen Wohnort und dies 
zeuge Gommume, die ihn bisher verpflegt hat oder zu feiner Berpfle⸗ 
imo verbunden ijt, unrichtig angegeben haben, ſo muß derſelbe von 
ur Polizeibehörde, an die er nach der obigen Vorſchrift transportirt 
dur den ſofort in das Correctionshaus zu Graudenz geſchickt und davon 
E Generaldirectſon Anzeige gemacht werden. % 
f Diefe Verordnung ijt jedem ergriffenen einlaͤndiſchen Bettler bei 
tinet Vernehmung bekannt zu machen, und betfelbe vor jeder unrichti⸗ 
gen Angabe zu verwarnen. 


& 50, T 

Hat der ergtiffene Bettler feinen bisherigen Wohnort richtig anges 

ſo muß die Commune, welche zu ſeiner Verpflegung verpflichtet 

gewefen it, die Aufgreſfunge prämie bezahlen. Die Transport» und ans 

Dirt Kosten, welche der ergriffene Bettler serantaft Hat, fallen ihr aber 

alsdenn zur aft, wenn fie innerhalb Dreier Tage, nachdem der 

State fid entfernt hat, keine Anzeige bei der Polizeibehoͤrde des 

tior ^ Ablieferungsortes ber Gegend gemacht hat. Die Generaldirec⸗ 

. R it befugt, die Aufgreifungsprämie und bie zu vergütenden Koſten 

80 der verpflichteten Commune einziehen und im Weigerungefalle eres 
tivii beitreiben zu laffen, E 


Recht aus ber Veruehmung des Ergriffenen hervor, daß derfelbe 
m teden, wegen welcher er noch nicht zur Unterſuchung oder Strafe 
agen worden, begangen habe: ſo verfügt die Generaldirectjon den 
nit ert an bie competente Gerichtsobrigkelt und giebt diefer davon 
T abſchriftlicher Beifügung des Bernehmungs⸗ Protokolls Nachricht. 
5 5 $2. , 


$. 52; 
[LI bererjenigem Vagabonden und Bettler, welche in andern 
wien der Monarchie außer dem Marfenwerderſchen Kammerdepar⸗ 
Tanti mit Ausſchluß der Kreiſe Marienwerder und Rieſenbueg und auf⸗ 
den m Stegbiftricte zu Haufe gehören, tritt die Generaldirectjon mit 
wig neöcnenten Poltzeſbehörden in Correſpondenz und läßt ſolche bem 
an die Polizeibehörden ihrer Heimathen abliefern. 
8 


J. 88. 
fi; fer den Füllen, in welchen die Gommmen nach der obigen Bors 
traut J. 50, und die Polizeibehörden anderer Provinzen die Fransportkoſten 
wi müſſen, geſchiehet der Transport auf Koſten des Inſtituts. Er ger 
liche durch milttatiſche Commandos oder durch Bürger oder durch bäuer⸗ 

SinfaBen; fo werden für jeden Kopf und für jede Meile 74 Gr. 
Aicher, die Kinder der Wagasonben unter 12 Fahren jedoch hiebei 
12 Sererpnet, Jeder Arreſtant wird täglich mit 6 Gr., Kinder unter 
Yep en aber nur mit 4 Er. verpflegt. Die etwanige nöthige vis 

Dte von zwei Pferden wird mif 30 Gr. für die Meils vergütet. 

eſtpreuß. Prov. ⸗Recht. Bd. II. 36 
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Alle Koſten werden in den Fransportzetteln bei jedem Orte der ce 
lung Uguidiet, von den vorliegenden Behörden erftattet und bei der As 
lieferung in dem Bettler⸗Sammelplatze oder in Graudenz von der Ed 


tutscaſſe vergüͤtiget. 


9. 54. 

Jedem Magiſtrat und Domainenamte werden eine hinlängliche ? 
zahl gedruckter Frans portzettel zugefertiget werden, in welchen die S 
und die Städte und kemter, wo der Sransportwechſel allein ſtatt findes 
kann, vorgeſchrieben ſind. 

9. 66. 
e nicht 


Weiter als vier Meilen dürfen die Arreſtanten an einem Tag 
transportirt werden. Der Transport muß aber ununterbrochen auch an 


Sonn ⸗ und Feſttagen geſchehen. 


Die Magiſträte und Domafnenämter, welche Bettler an das suite 
tut oder ben Special» Sammelplag ſchicken, muͤſſen im erſten Falle DU 
Juſtitut, im letztern Fall dem Polizeidirector an dem Specialſammeß 
plage, mit der naͤchſten Poft ben Namen des Bettlers, den Ort M 
Tag ber Auſgreifung und den Tag des Wranéporte bei zwel Thaler 
Strafe in jedem Unterlaffungsfalle anzeigen, damit das Inſtitut ber 
der Spoligeibivector an bem Specialſammelplatze wiſſen könne, ob A " 
auf den Transport gegebenen auch wirklich ankommen, oder od un 
welche auf dem Transport entwichen ſind. 


. 57. 

Wenn ein Arreſtant, es fen aus dem Gefängnif oder auf dem Sean, 
port entweicht; fo wird derjenige, der es an der ihm obliegenden Por 
ſchrift hat ermaugeln lafen, nach dem Grade ber ihm zur Laft fati 
den SBermadjü[ügung mit 1, 2 oder dreitägiger Gefumgnipftraft t 
Wafer und Brod belegt. Iſt die Entweichung auf dem Transport 
geſchehen, ſo verlieren die Fransportſrenden noch überdem die Tre " 
portgebühren. Hat der Schuldige den Verdacht, bie Entweichung ab id 
lich befördert, oder nicht gehindert zu haben, wider fich, fo muß 
ſelbe zur Unterſuchung gezogen und Darüber geſetzlich erkannt werden. 

Die Behörde des Orts, wo die Entweichung geſchehen ik, ns 
der Frausportſtation, wo der Entwichene zuerſt vermißt wird, muß [^ 
fort den Entwichenen mit Steckbrieſen verfolgen, und über den Borga 
ſchleunigſt an die Gieneralbivection ausführlich zur weitern Verfügung Ber 
ten. Auch muß der Führer des Transports fagleid) in der um liegend fy 
Gegend kärmmachen, den Schulzen und den Gieridjtéobrigfeiten den Borf® 
anzeigen, damit der Entſprungene wo möglich. wieder ergriffen werde. 


gu 
t be⸗ 


An⸗ 
our 


d. 59. 
Wer nach Publication dieſes Reglements einem Bettler und, 
gabonden Almoſen giebt, oder fenft ahne Anzeige an die Obrigkeit e 
herbergt, ift in eine Geldſtrafe von 2 Rthlr. zur Inſtitutscaſſe verfa! bel 
oder wied verhältuifmsgig am Leibe geitraft- Diefelbe Strafe Ft) 
Anwendung, weun ein Bettler vor den Thoren der Stäbte ahne are, b 
zu werden zurückgewieſen ift. Die zur Beobachtung der Spoligin c 
venpilidteten Perſonen, desgleichen Gaſtwirthe, Krüger und Bierſt 
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der zahlen die obige Strafe doppelt, und es werden bei ihrem Unvermd⸗ 
ben auch die gegen felbige zu verfügende Leibesſtrafen hiernach erhöpet. 
5 S 


9. 60. l 
Die Angeber ſolcher Gontraventionen erhalten die Hälfte der feſt⸗ 
geſetzten Geldftrafe als Dennnciantenantheil. 
V. 


IV. 
Von der Unterhaltung der Anſtalt. 


8. 61. 

Die vorzüglichſte Einnahme des Hauſes beſtehet in den Beiträgen, 

welche das platte Land und die Städte der Provinz nach den in der 

Verfommlung der Stände bestimmten und von Uns Höchnſelöſt genehmig⸗ 

en Grundſätzen und den auf diefe gegründeten Repartitionen aufbringen. 
62, 


$. 62, 
Dieſe Beiträge werden von dem Jahre 1801 bis 1802 ab jährlich 
den 1. December für das volle Jahr erhoben, j 


1 65. 
Nach ſechs Jahren foen neue Repartitionen mit Zuziehung der 
5 und mit Rückſicht auf den Bedarf des Instituts gefertiget 
erden. 


9. 64. 

Die Beiträge des Adels werden von den Stenbamten der Gontribu- 

tongcajjen auf oie Ausſchreiben der Landrthe, die der Städte von den 

ügifträten, die der Domameneinfafen vön ben Aemtern eingehoben 

und an die Haupteaſſe des Instituts übermacht. Von jeder Einſendung 
Wied der Generaldirection an demſelben Tage Nachricht gegeben. 


J. 65. 
Dejte können nicht geſtattet werden, fallen ſolche indeſſen vor, fo 
bini“ die Generaldivection die Kammer, welche ſodann die Beitrei⸗ 
ung verfügt. 
- [3073 
Außer dieſen Beiträgen flieht das, was durch bie Arbeit der Bett- 
ber und Bagabonden erworben wird, in die Gaffe des Inftitute, 


9. 67. . 
Simgleidjen die Steafgefälle, 


j. 68. 

Auch die Berlaffenfchaften der in dem Inſtitute verſtorbenen Haͤus⸗ 
linge gebühren dem Inftitnt, gleich jeder Armenanſtalk. (Allg. L. 
A 2. xit 19. 6. 50) 


$. 69. 
von auslinge, die gegen Verpflegungsgeld aufgenommen finb, werden 
un dem Juſlitute nicht beerbt. 


9. 70. 

, In allen Kirchen der zu den Weſtpreuß. Beſſerungsanſtalten vereis 
aten Sammerdepartements, jedoch mit Uusfchluß des Marjenwerder 
P4 Niefenburgfchen Kreiſes, wird am erſten Weihnachtsfeiertage ein 

auszug aus dem Reglement wergelefen, und nach einer vorhergegange⸗ 
nen kurzen Ermahnung ‚eine Kicchen- und Hausollecle für das Inſtitut 
foi . deren Betrag an die Hauptegſſe zu Marienwerder einzue 

m ij 
36* 
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$8. 71. 

Freiwillige Geſchenke und Vermäͤchtniſſe folen nach bem Willen der Ges 
ſchenkgeber oder Stifter verwendet werden, fo weit die Beobachtung der 
Zucht und guten Ordnung cB gejtattet. Solche Geſchenke und Vermaͤcht⸗ 
niſſe find in Anſehung des Betrages keiner Einſchrankung unterworfen. 


$. 72. 

Nach dem Schluſſe jedes Etatsjahres und nach abgelegter Rechnung 
wird ein Auszug aus derſelben dem Publico durch die Intelligenzblätter 
und Zeitungen wie auch durch die Calender der Provinz bekannt gemacht, 
damit das Publicum- von dem Zuſtande des Hauſes und von der gwe 
mäßigen Verwendung der Gelder unterrichtet und überzeuget werde. 


9. 78. 

Die an dem Schluffe der Etatsjahre etwa verbleibenden Ueberſchüſſt 
der Caffe werben mit Ausſchluß eines immerwährend vorrathig bleiben 
den eiſernen Beſtandes von 8000 Rthlr. zinsbar untergebracht, und aus 
dieſen Intereſſen follen, wenn ſolche hinlänglich find, Land-Charitls 

ür unheilbare oder ſchwer zu heilende, vorzüglich arme Perſonen oder 
ahnliche wohlthaͤtige Auſtalten gegründet werden. 


V. 
Von der Verwaltung und Direction des Inſtituts. 


9.74. 
Zur Verwaltung des Inſtituts foll eine Juſpection im Haufe ange 
fest werden, die aus einem Director, einem Justitiario, einem Rendon 
ten, einem Secretair und Controlleur beſtehet. i 


F. 75. 

Unter dieſer Inſpection ſtehen: der Hausverwalter, der Oekonom, 
die Werkmeiſter, die Auſſeher und überhaupt ſämmtliche Unteroffirian⸗ 
ten und Domeſtiken. i 

„ 76. 


Die Mitglieder der Inſpeckion werden von der Generaldirectkon, 
dem Preußiſchen Departement des Generaldirectorii vorgeſchlagen 
von demſelben beſtetigt. Der Oekonom wird auf einen mit der Gene 
raldirection auf beſtimmte Zeit oder auf halbjährige Kündigung 9 
ſchloſſenen Contract angenommen. 
> 77. 
Du 


$ 
Die Unterbedienten und Domeſtiken vom Hausverwalter bis zu di 
Nachtwäͤchtern wählt die Generaldirection und bestätigt solche. Sie 
nimmt zu dieſen Stellen Invalide, die mit Verſorgungsſcheinen verſe⸗ 


hen ſind. " 
$. 78. 


Die Mitglieder der Sufpection und deren Unterbedfente find in Tw 
Tepung ihrer Beſtallungen und ber Quittungen über ihre Beſoldungen 
chargen ⸗ und ſtempelfrei. 


9. 79. 
Die Juſpection führt den Namen: 
Königl. Weſtpreuß. Inspection ber Beſſerungsanſtalt zu Graudenz. 
Das Siegel enthält die umſchrift: 
Beſſerungsanſtalt zu Graudenz. 
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9. 80, 
„„ Sämmtliche Obers und Unterofffcianten der Inſpection werden auf 
die beſondere Dienſtinſtruction verwieſen. 


9. 81. 

Die Inſpection ſtehet unter der Generaldirection. 

9. 82. 

Dieſe ſoll beſtehen: aus dem fedesmaligen Präſtdenten der Weſt⸗ 
Peeni. Krieges- und Domainenkammer zu Marjenwerder, einem Mit: 
gliede der dafigen Regierung, einem Krieges⸗ und Domainen⸗Rathe der 
gedachten Kammer, dem Bandirector des Marſenwerderſchen Departe⸗ 
ments in Anfehung der Bauſachen, einem Deputirten des Bromberg 
[ben Departements, einem Deputieten des Adels, einem Deputivten der 
Städte und einem Deputirten des Bauernſtandes Marienwerderfeen Des 
artementg. 

9. 88. 
" Die Weſtpreußiſche Regierung und die Kammerdeputation zu Brom- 
erg zeigen bie von ihnen gewählten Mitglieder dem Kammer- Präfidens 
an. Er ſelbſt ernenut das Mitglied ber Marienwerderſchen ac. Kammer; 
er Adel wählt feinen Depukirten auf fo lange Zeit, als er es gut fins 
det. Der Deputirte der Städte wechſelt alljährlich in der Att, daß die 
Stadt Danzig ihn für dag erſte, die Stadt Elbing für das zweite und 
die Stadt Thorn für das dritte Jahr erwählt, und biefer Turnus ferner 
beobachtet wird. Ein ähnliches Verfahren findet in EREI des Dez 
ttem des Bauernſtandes in der Art ſtatt, daß das Deichgräfen⸗Col⸗ 
Alam des Marienburgſchen großen Merders, ihn für das erste, das 
orntienburgfche kleine Werder für das zweite, das hiegenßöſſche Gez 
det für das dritte, das Elbingſche Territorium für das vierte und das 
Danziger Gebiet fir das fünfte Fahr wählt, nach deſſen Ablauf in der⸗ 

felen Art gewechſelt wird. 5 

9. 8 


* Der Kammerpräſident ſchlägt die Mitglieder der Generaldicection 
Ben Preußiſchen Departement des Generaldirectorii vor, und ſuchet die 
fs tigung nach, bie, wenn fie bewilligt wird, chargen⸗ unb ftempel- 
ti erfolgen fol, 5 85 : 
. 85. 


Die Offictanten bei der Generaldirection, der Stenbant der Haupt- 
fft, der Gontrolleur, Secretair, Siegiftrator, Calculator und Kan⸗ 
Ui werden von der Generalbirection, fo wie der Boche aus den Gub- 
Ed und Tinterbebienten der Kammer zu Marienwerder genommen. 

hre Beſtätigung erfolgt durch den conftrmirten Etat. 


t $. 86. 
Sämmtliche Quittungen über die etatémifige Beſoldungen find 
Renyetizei, 
F. 87. - 
Rini, Die Direction führt den Namen: 
ten Ol. Weſtpreuß. Gensraldivection der Woſtpreuß. Beſſerungsauſtak⸗ 
u, und das Siegel derſelben die nämliche Umſchrift. 
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n „ . 83. 8 
Die Geueraldirection muß ihr vorzüglichſtes Augenmerk dahin rid 
ten, daß der Zweck der Anſtalt völlig erreicht werde. 
89. 


9. 89. 

Diefer iſt vorzüglich: gänzliche Abſtellung des Vagabondirens und 
der Bettelei in der Provinz, Damit dieſer Hauptzweck erreicht werde, 
fo ertheilen Wir der Generalditection die Befugniß, an ſaͤmmtliche Land⸗ 
und Steuerröthe, Magiſträte, Stadt⸗ und Landgerichte, Patrimonial 
gerichte, Intendanturen, Domainen: und Juſtizaͤmker / Laud⸗Amts⸗ und 
Polizeiausreiter in beiden Weſtpreußiſchen Kammerdepartements Verft” 
gungen wegen diefer Anftalt, und aller mit derſelben in Verbindung fte” 
benden und zur Erreichung des Zwecks beſtragenden Gegenstande ergehen 
zu laſſen, und machen es allen Polizei und Gerichtsbehöͤrden zur Pflicht, 
dieſen Verfügungen bei eigener Verantwortung ungefäumte und genaue 
Folge zu leiſten, und wie biefeó in vorgekommenen Fällen geschehen, 
ohne Verzug an die Generaldirection zu berichten. 


b. 90. 

Ein anderer wichtiger Zweck iſt die Beſſerung der in das Haus ge⸗ 
brachten SSagabsuben und Bettler. Dieſe wird befördert durch Beſchaͤf⸗ 
tigung, Unterricht, Belohnung und Strafe. Da hierin der vorzuͤglichſte 
Theil der Verwaltung der Inſpection beſteht; fo hat die Generaldirec⸗ 
tion nicht allein die an ſie eingehende Berichte und Tabellen genau zu 
prüfen, und daß Erforderliche darauf zu verfügen, ſondern auch off un⸗ 
terſuchen zu laſſen, ob“ die Beſchäͤftigungen der Häuslinge zus Gewöh⸗ 
nung an Thaͤtigkeit zweckmäßig, ihren Kräften angemefjen und nach 
Verſchiedenheit ihrer Geſchicklichkeit und Fähigkeit gewählt find, 

Der Präfident muß monatlich durch ein Mitglied der Generaldirec⸗ 
tion an unbeſtimmten Tagen den Zustand des Haufes im jeder Rückſich 
unterſuchen laſſen, wobei der Commiſſarius auch die Vorträge ber Geiſt⸗ 
lichen und des Catecheten unvermuthet anzuhören hat, um zu beurth 
len, ob diefe Vorträge belehrend find und auf Liebe zur Thätigkeit 
und einen moraliſch guten Wandel abzwecken, die Verbindlichkeit zu bei 
den einfhärfen, und bie Nachtheile des Muͤßigganges und der Immo⸗ 
ralitaͤt barftellen, 5 

Die Belohnung für Fleiß, Grhorſam und gute Führungen find“ 
Verfesung aus der firengen Glaffe in die gelinbere, Saper- Berbienftr 
Prämien, Genuß mehrerer Freiheit und Entlaſſung. Die Strafen be⸗ 
ſtehen im Nacharbeiten in den Freiſtunden, Verſetzung aus bet geln 
ren Glaffe in die ſtrengere, engem Arreſt bei Waſſer und Brod; 1 
ben, Beffeln, körperlichen Züͤchtigungen und Verlängerung des Aufen 
halts im Haufe. t 


8. 9t. 
Die Generafbiteetion hat darauf zu hatten, daß die Beiträge rd 

Provinz der Bestimmung gemäß verwendet werden: deshalb muß 

ben f. 90 angeordneten Stevifionen nicht allein das Haus, enden an 

die Rechnung und Gaffe-von den Mitgliedern der Diveetion reviniet nr 

das über die Rechnungs- und Caſfenviſttationen aufgenommene befon? 

Prorodell bei bes Generalbirection zum ertrag gebraut werder, un, 
Die monatlichen und Quartaläbſchlöſſe ſowohl der Caſſe des 
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[EB als der Haupteaſſe Find fotgfilHg zu prüfen und die nöͤthigen Ver⸗ 
fügungen darauf ungeſäumt zu erlaſſen. j 

Die jährlich auf Crinktatis abzuſchließende Rechnung, welche Ing- 
ſtens in der Mitte des Julius bei der Generaldlrection eingehen muß, 
ohne Anftand abzunehmen und zur Reriſton unſerer Ober⸗Rechenkam⸗ 
Mer zu befördern, wornächſe der ſchon erwähnte Extract dem Publico 
öſſentlich bekannt gemacht wird. * 


9.95. j 
Die Generaldivection iſt lediglich Uns und dem Preußiſchen Depar⸗ 
tement des Gmeraldirecfotii untergeordnet. x 


. 98. 
An dieſes Departement Tenet Biefeibe die von Zeit zu Zeit zu ſertigen⸗ 
den Etats zur Gonfirmation und die Auartalextzacte mit einer ſummariſchen 
neberſicht des Zuſtandes des Hauſes ein. Sie tragt demſelbigen in be⸗ 
Torten Berichten diejenigen Vorfälle zur Entſcheidung vor, auf welchen 
die Vorſcheiften dieſes Reglements nicht Anwendung finden, beſonders 
aber berichtet ſie in den Fallen zur Genehmigung, wenn es nothwendig 
wird, den Aufenthalt eines Häuslinges über die Dauer von zwei afe 
den zu verlängern, e : 
Gegen die Verfügungen der Direction können Vorſtellungen und 
Beſchwerden bei dem gedachten „ übergeben werden. 
Uebrigens wird die Genecalbirection auf ble derſelben ertheilte Yez 
fondere Juſtruction verwiefen. 


„ L. 95. x 
r Es ſtehet Jedermann frei, Verbeſſerungsvorſchlaͤge zu Abſtellung 
id Vagabondirenz und der SBeffelel der Generaldirection zu übergeben, 
und diefe iſt verbunden, ſolche nach geſchehener Prüfung mit ihrem Gut⸗ 
en dem vorgeſetzten Departement vorzulegen. 


3. 96. 

Die Mitglieder der Ganevalbivection und bie Deputirten der Städte 

nud des Adels erhalten bei den Meilen in Angelegenheiten des Tnftituts 

ob. 30 Gr. für die Meile an Reiſekoſten und 8 Achlr. tägliche 

asiten aus der Juſſitutseaſfe, der Deputitte des Banernſtandes erhält 
en fo viel Diäten und 45 Gr. Reſſeköſten für die Meile. 7 


§. 97, 

in „Was die für die Generaldirection und bie Inspection des Hauſes 
me Antrag gekommene Portofteiheft für ihre Cerreſßondenz in Lander⸗ 
teo oelegenieiten. mit Ausſchluß ber Geldberſendungen und Packete bes 
Wit, fo tam fole zwar nicht ftt finden: Wir behalten Hng aber 
des ganſtatt derselben bem Weſtpreuß. Candarmeninftitut zu Boftteitimg 
, Vofigeldes ein ſährlſchen adjutum auf Anſere General Poftcaffe Ans 

Jen zu laſſen. Zu dem Cube authoriſiren Wir Unſern Generale Poſt⸗ 
ben dee wegen Uusmittelimg- des nach richtigen Berhältniß zu beſtimmen⸗ 
en ſohrlchen Geldquanti die erforderlichen Einleitungen zu treffen. 
m „Wir behalten Uns vor, dieſes Reglement, wenn es in ber Folge 
TAB ift, nach eingezogenem Gutachten der Weſtyreuß. Stände zu ån- 
^h tm, und Herficyern zugleſch, daß die von der Provinz zur Unterhaltung 
er Beſſerungsauſtalt aufzubringenden Gelder nie zu einem andern Bes 
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fuf verwendet, ſondern beſtändig unter der Adminiſtration der General- 
direction dem Inſtitute verbleiben folen, Wir befehlen der Kammer 
Marienwerder, der Kammerdeputation zu Bromberg und allen Polißei⸗ 
und Gerichtsbehörden beider Departements, dieſes Reglement pflichtmäßig 
zu befolgen, und wollen, daß daſſelbe in den Städten und auf dem plat⸗ 
ten Lande gewoͤhnlichermaßen publiciret, an allen öffentlichen Orten an“ 
geheftet und zu Jedermanns Wiſſenſchaft gebracht werden foll. „pi 

Urkundlich unter Unſerer Sökfteigenpenbigen Unterſchrift und beige“ 
druckten Königl. Inſiegel. So gegeben Berlin den 31. December 180% 

(L. 8.) Friedrich Wilhelm. 
v. Schulenburg. v. Goldbeck. v. Schroͤtter. 


A. 
Schema Namentliche Liſte von denen 


im Königl. Domainenamte fien Landrathe⸗ 


im 
kreiſe in der Stadt ſich aufhaltenden und fij) zum Gnade 
gefertiget im 
18 
von N. N. 


gehalt qualiſteirenden Invaliden. 
3 Monat 


E 25 E 

HEBES EB EH 

8| TE. 3.188 | Angeige, ob der Invalide Verwandte 
g Su 2. R p.m a 
EFE AS SES babe, die ihn noch unterftügen zn 
HHEHm 25 |&E nen, ob ihm mit dem einfachen G^ 
2 lf zu helfen it, aber wit 
HERES IN SE SE | siet Zuschuß ex beim Mangel el 
EIS [258] &.|. [85] $85 | Anbanges monatlich bedarf, umfi 
JESSE | 2818 |o |en" | s erhalten, auch SSenemuma. 
AGER sem 35 2 2 Gaſſe, auf welche bie Anweiſung, 

5 i25 © ME 22 Gnadengehalt auszustellen iſt. 
31 [er Eri 

al lis [5 1 [5 [28 


ILLU 


B. r 
Da der Sunalide N. N, beh Bodlo, v. N. N.fhen Regiments let 
produtictem Verſorgungeſchein Eines Hohen Ober- Kriegescollegii VM c, 
zur Verſorgung notirt worden, und nach vorhergegangener, 57 
fung aller Umftände von Einer Königl. Krieges und s, 
malnenkanumer es fih ausgemittelt hat, daß der Invalide zu feinem y d 
terhalt ſich zur Perception des Gnadenthalers völlig qualificiet, @ 
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Hierauf die Unterftgung aug dem Sxuvaliben Verforgungsfonds genehmi⸗ 
ge worden, fo wird demſelben zur Erhebung des ihm bewilligten Gnas 
lersebalts von Athlr. monatlich, hiedurch diefe Anweiſung erthei⸗ 
"t, mit welcher er fid) bei dem vom erſten ies 
f Jahres ab, alle Monate ben erſten zu melden, ſolche gehörig zu 
uciren und gegen Auslieferung einer von dem Polizei⸗Bürgermei⸗ 
Won Der einem dazu verordneten Mitgliede des Polzei⸗Magfſtrats 
on dem Domainendeamten oder Intendanten, 
zen der Gutsherrſchaft oder deren Stellvertreter, js 
aß der Invalide noch wirklich am Leben fey, beglaubigten Beſcheink⸗ 
dung das Gnadengehalt baar zu erhalten fat. "t 
Diefe Original- Unweifung it übrigens nach erfolgtem Ableben des 
Seiten von der Obrigkeit des Orte, an welchem fid) der Jnvalide 
Mlatbalten hat, der derſelben vorgefesten Behörde, und von biefer durch 
ps Krieges s und Domainenkammer des ſchleunigſten der un⸗ 
zeichneten Generalbirection wieder zurück zu liefern. 
Sigoatum Marienwerder, den ten 18 
Königl. Generaldirection der Weſtpreuß. Beſſerungsanſtalten. 


Nr. 131. 


Erneuertes Edict wegen Vertilgung der Heuſchrecken und 
Sprengſel in den Provinzen Oft: und Weſtpreußen, 
Litthauen und dem Netzdiſtrict. Berlin, den 
23. Mai 1805.7) 


Wi drang Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen zc. ze, 
N Fügen hiemit Jedermann zu wiffen: Wenn gleich zur SSertilgumg 
er in den vergangenen beiden Jahren in die Provinz Neu⸗Oſtpreußen 
Fngebeungenen Sprengſel, oder orientalifihen Zugheuſchrecken, die wirke 
lie den Vorkehrungen getroffen worden find, und zu verhoffen fehi, daß 
t Brut dieſes verheerenden Inſects fid) nicht weiter verbreiten werde; 

en Wir es dennoch, da fid) der Erfolg jener Bemühungen nicht 

Nit Sicherheit verbürgen käht, und da fehe Leicht neue große Züge 
Te Infects die Provinz Neu-Oftpreufen überfliegen und in Altpreus 
Du eindringen können, für nothwendig, bie wegen Ausrottung derſelben 
s të emanirten Edicte vom 13. April 1731, vom 24. October 1731, 
den 24. November 1732, vom 5. Februar 1750 und vom 80. Novem⸗ 
jos 1758 und die darin enthaltenen Borfhriften durch nachſtehende Bers 
und ug unter folgenden Beſtimmungen, in den Provinzen Oſtpreußen 
been bauen, Weſtpreußen und dem Netzdiſtrict von neuem zu wieder: 


— 


iy aeter, gedruckt in der Königl, Hof⸗ und Akadem. Hartungſchen 
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à $ 1. : 
Wenn Heuſchrecken auf ben. 12 905 Forſten, Hütungen oder Wie: 
fen einfallen, fo muß der Beſitzer ſolches bei fünf bis funzig Thaler 
Geld⸗ oder verhältuißmäßiger Gefängnißftrafe, nicht nur den nächſten 
Nachbarn, ſondern auch dem vorgeſetzten Domainenamt, oder der 
Grundherrſchaft ſogleich anzeigen, und beide letztere find ſchuldig, von 
dem Vorfall fofort, allenfalls durch einen reitenden Boten, den Landrat 
des Kreiſes zu benachrichtigen. 7 


. 2. 

Der Landrath des Kreiſes E^ hierauf nicht nur der vorgeſetzten 
Krieges⸗ und Domainenkammer davon Anzeige zu machen, ſondern aut 
ſogleich in der Gegend, wo Heuſchrecken ſich befinden, einen zuverläſſt⸗ 
gen angeſeſſenen Mann zum Bevollmächtigten der Landespolizei zu er⸗ 
nennen, und demſelben zwei aus den Einſaßen zu wählende Gehülfen 
als Aus reiter zuzuordnen. Gehört der Ort, wo die Heuschrecken einge? 
fallen find, zu einem Unſerer Amtsvorwerker, oder zu der Feldmark eis 
ner Amtsdorfſchaft, fo muß bei der Wahl des Districts bevollmächtigten 
vorzüglich auf den Beamten oder Intendanten, und wenk die Heuſchre⸗ 
cken in einen Unſerer Forſten eingedrungen find, vorzüglich auf den Bor 
fter des Reviers Rückſicht genommen werden; beide Arten von Offici 
ten können und müſſen fih auch in jenen Fällen ſofort und bis zur er⸗ 
folgten SBeftütiqung durch den Landrath, als Didlrictsbevollmächtigte ge⸗ 
riren. — Die Diſtrictsbevollmächtigten und deren Gehülſen bleiben übri⸗ 
gens fo lange in ihren Functionen, als der Pr ſolches für nöthig 
erachtet, und fie werden für diefe ihre Mühwaltung, wie unten 
beſtimamnt ift, entschädigt. Die Beſtimmung der Gntfdjübigung des De 
vollmächtigten und der Uusreiter wird jedoch der Provinzial» Polizeib; 
horde überlaffen; der Bevollmächtigte ſowohl als bie Ausxeiter find ber 
ſtrenger Verantwortung verpflichtet, folgende Maaßregeln in Ausübn 
zu bringen. 2 


$. 8. 

So lange das reife Getreide noch auf dem Halm ſteht, pflegen die 
Heuſchrecken auf felbiges angufliegen, da aber ihr Gebiß nicht ſcharf g 
nug i, um den eden Schaden zuzufügen, fo wird in dieſem Fall 

a) die Lage der Sache dem Grenznachbar bekannt gemacht, und 
b) das mit Heuſchrecken bezogene Aehrenfeld mit Wachen beſetzt, p 
die Heuschrecken zu beobadten, das Getreide aber móglidjft bal 

abgeerndtet. 


Hos . 4. 

Wenn die Heuſchrecken auffliegen, um ſich an andern Orten in 
ſetzen, müſſen alle Leute aus dem Dorfe, auf defen Feldmark ſie d 
befinden, heraus, um die Heuschrecken durch Lärm, Trommeln und € «n 
fen von andern Achrenfeldern abzuhalten und dahin zu beingen, daß Tl 
entweder die Gegend 5 verlaſſen, oder fid) auf eine leere Huͤtung 
Brache oder Stoppelfeld niederlaſſen. — Die Grenzuachbaren berba 
ten ein gleiches, um den Schwarm von ihren Grenzen abzuhalten, uc 
aufs Freie zu bringen. — Sobald die Sprengſel auf dem freien Fel 
liegen, kann mit vielem Erfolg an ihrer Vertilgung gearbeitet [ped 
weil fie, wenn es geregnet hat, oder fo lange des Morgens fti D 
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Stiger vom Thau feucht ſind, nicht e und in dieſem Zuſtande 
leichter Mühe todt geſchlagen werden können. i 


F. 8. 
D Wenn die Heuſchrecken ſolchergeſtalt im Freien liegen, beordert der 
eee m ſcheigte noch denſelben Tag fo viel Mannſchaft aus feinem Dis 
ict, als erforderlich ift, um das Lager der Heuschrecken auf der Mots 
En- und Abendfeite fo zu umftellen, daß die Leute nicht weiter als zehn 
ritt aus einander zu ſtehen kommen. Auf diefe Ordre der Bevoll⸗ 
michtigten muß, wenn e8 vonnöthen ijt) aus jedem Haufe eine Perſon, 
al indef auch Kinder über zehn Jahr gebraucht werden konnen, ge⸗ 
werden. 
n Die beorderte Mannſchaft muß mit Knuͤppeln, Dreſchflegeln, oder 
f befer wierfantigen hölzernen Peitſchen verſehen ſeyn, um die Heuz 
(cracken damit todt zu ſchlagen, aich muß jeder Beordette vor Tages⸗ 
drug auf feinem Poften fen, weil fonft alles vergebliche Arbeit ift. 
pu Bevollmächtigte laßt nun ebenfalls vor Tagesanbruch durch feine 
Nöreiter die Mannſchaft die Morgen ⸗ und Abendſeite des Heuſchre⸗ 
Magere umſtellen, und ſobald der Tag [o weit graut, daß eine 
Velen am Boden erkannt werden kann, fegt fid) von beiden Seiten 
ps Mannſchaft langſam und ohne Geräuſch in Bewegung, und jeder 
Mat die Heuschrecken todt, die ihm nad) feinem Strich vorkommen, 
enn auf dieje Weiſe beide Linien in der Mitte gufammer treffen; ma⸗ 
Ki fie links zuſammen umkehrt, imb wiederholen den Binz und Her⸗ 


iis unter beſtändigem Todtſchlagen der Sprengſel, ſo lange bis diefe 


der ihre Flügel zu brauchen anfangen, wo denn bie Mannſchaft das 
: [s wirke 


m muß, die aufgeſtogenen auf dem freien Felde zu befkätigen, 
daun wird das in vorbeſchrlebener Art abgeſuchte Heuſchreckenlager 
Bit Schweinen, Hühnern, Onten und Srythühnern betrieben, welche 
altere die Heuschrecken und ihren Saamen aufſachen und fregit. iere 
mit wird acht Tage lang continuirt, ſodann aber das Heuſchreckenlager 
urch Socletätsangeſpann des Diſteiecs umgepflügt. 
6. 


vi In dieſem Fall kann die Vertilgung der alten Heuſchrecken nicht 

el mehr nützen, weil um dieſe Zeit ſelbige ſchon im Eierlegen begrif⸗ 
fa und ihrer Auftöſung nahe find. Es muß daher zu dieſer Zeit Haupt 
zicht. dahin getrachtet werden, den Saamen, zu vertilgen, und die 
in fébreden von dem Felde, wo die Winterſaat bestellt wird, ab und 
in das Braach⸗ und in das Stoppelfeld zu treiben. x 


: 7. 
8 Sowohl dieſe Felder, als s noch wnBefüeten Winterfelder, auch 
hi ſche und Forſten, die im Zuge der Heuschrecken liegen, müſſen wnabe 
PU mit Schweinen und ebecbiel behütet werden, wozu fämmtliche 
SAI des Miftricts. belegene Ortſchaften ihre fümmtlche vor dem 
[o gehende Schweine abzuſchicken verpflichtet ſind, auch find ſämmt⸗ 
ti e Braach⸗ und Stopyelfelder vor dem Winter durch gemeinſchaft⸗ 
e Hülfe des Angeſpauns im ganzen Diſtriet zu ſtürzen. x 
. 8. * 
Die Einſaßen müſſen fid) befteißtgen, die Gier der Heuschrecken 
"fitus und aufgufatumetn, und. wird ſolches nicht bloß den Ackerbe⸗ 
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ſitzern, ſondern auch einem jeden Einwohner auf das btingeubgte empfi A 
lm. Da, wo große Schwärme von Henſchrecken eingefallen ſind, me 
innerhalb des Diſtricts eines Bevollmächtigten jeder Ackerbaulreibende 
und Angeſpann befigende Einwohner, von welcher Qualität er auch f? 
möge, alfo aud) Adeliche. Domginenbeamte, Vorwerkspächter, Geil 
liche, Bürger tc. zwei Berliner Megen, ein Eigenkäthner eine Mi 
und ein Loos mann eine halbe Mese Heuſchreckeneſer ſammeln und M 
den Bevollmächtigten des Districts abliefern, welcher felbige bis zur 
kunft des Landraths aufſammelt und an einen ſichern Ort in Pan 
Titten läßt. 


9. 9. 

Ohngeachtet dieſe Auffammlung und Ablieferung der Senf 
eier ſchon die Pflicht und die eigene Sicherheit jedes Ackerbeſttzers M 
ſich bringt, wollen Wir dennoch, der Ablieferer mag nach dem vorh! & 
gehenden g. zur Ablieferung verpflichtet ſeyn ober nicht, für jede alen 
lieferte Metze Ever 6 Gr. Preuß. Prämie bezahlen laffen; wer dagege 
fein Quantum, wozu ihn der j. 8. verbindet, vor dem 1. November 
nicht abgeliefest hat, muß vor jede fehlende Mege Sprengſelſaamer 
80 Gr. Preuß. Strafe erlegen, weshalb der Bevollmächtigte jedem, den 
ihm Gier bringt, einen Ablieferungefchein auszuſtellen hat, worauf de 
Lag, wenn die Ablieferung geſchehen, und die Quantität der Lie 
ferung bemerkt ift. Der Berollmächtigte erhält für diefe Mühe einm 
Groſchen Preuß. für jeden Tblieferungsſchein aus der nächſten Contrib! 
tionscaſſe vorſchußweife, und werden die Pramien den Abgebern des A 
pee rhea yagan ebenfalls aus der naͤchſten Contributionscaſſe prompt la 
ahlt werden. $ 
ks In Anfehung derjenigen, die zum Sammeln der Gier nicht wer, 
pflichtet find, oder mehrere Eier, als wozu dieſes Edict verpflichtet, ablie“ 
em, wird es bem vorgeſetzten Finanzdepartement uͤberlaſſen, nach e 
Umſtänden auch höhere Prämienſätze für die gefammleten Eier zu ver⸗ 
heißen, als in biefem g. beſtimmt find. 


J 9. 10. 

Damit aber die wohlthätige Abſicht biefer Verfügung nicht durch 
unterſchleif gemißbraucht werde, follen die Bevollmächtigten mit iet 
quets zu den Ablieferungsſcheinen werfehen werden, worauf bie Work 5 
Sprengſelſaamen⸗Ablieferungsſchein, Kreis N. N. mit einem Stempel, Ale 
druckt find, fo wie denn auch der Bevollmächtigte ein jedes abgeliefert 
Quantum und den Namen des Jbliefereró aufſchreiben und Dafl en 
ftohen muß, bof nur reine Eier, Teinesweges aber Sand und Geier 
mit abgeliefert werden. Der Landrath muß ſodann die aufgeehhtiein 
Eier vor dem erſten Februar in feiner Gegenwart abmefjen und auf n 
Stelle verbrennen laſſen, auch über dies Gefhäft ein Protokoll werben 
deln und der Krieges⸗ umb Domsinenkammer, Behufs der Gontrolle 
Prämienrechnung, einreichen. E 

at 


& 11. 

Wenn diefer Anſtalten ohngeachtet Heuſchrecken auf der Winterfih x 
angeflogen und zum Eierlegen gekommen find, müffen daſelbſt ic 
Sprengſeleiee ebenfalls ohne Schonung aufgegraben und aufgefuht s 
den. Doch fol in dieſem Falle die Quantität des verlomen anti? 
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ing Landgeſchworne abgeſchätzt, und deſſen Werth nach der Kammer 
ke dem Eigenthümer vergütet werden. 


9. 12. 
3% um die Vertilgungsanſtalten gegen die auskriechende Brut im Frühe 
zahr vorzubereiten, müſſen da, wo Heuſchrecken gebrütet haben, die 
Wafer mit Fanggräben an der Abendſeite umzogen werden. Dieſe 
anggräben müſſen eine Elle tief und breit ſeyn, darin aber wieder von 
zu 10 Fuß Locher, einer halben Elle tief, gemacht werden. 

i Saͤmmtliche Einſaßen innerhalb des Diſtriets, ohne Ausnahme, 
Bi zu biefen Arbeiten verpflichtet, und fol die Ausſchreibung nach Ver⸗ 
danig der Seelenzahl ber zu ben Feſtungebauten zu geftellenden Abel 
"t, die Geſtellung der Leute aber durch bie Dorfſchulzen geſchehen. 


8. 13. 
e Im zeitigen Frühjahr werden bie Eier der Sprengſel von der 
Fllen, ausgebrütet, das ausgekrochene Inſect ijt. indeß noch nicht mit 
lägeln verſehen und mehreren Häutungen unterworfen, ehe es in den 
died kommt, jid) in die Luft erheben und fortfliegen zu können. In 
efet Zeit kann insbeſondere mit Erfolg an der Abwendung biefer Land⸗ 
Mage gearbeitet werden. 


B 5.14. 

n Es müfem daher die jungen Sprengſel unabläſſig in die im zwei⸗ 
en Abſchnitt verordneten Fanggräben, welche fo viel als möglich ver⸗ 
nielfältigt werden müffen, getrieben, die Fanggräben mit Wächtern bes 
Fit, von welchen die Sprengſel mit Beſen in die Fanglöcher gekehrt, 
darin todt geſtampft werden, auch müffen die Gegenden, wo Brut 
un Auskriechen gekommen, wohin beſonders auch leichte und fandige 
teen in den Forſten gehören, wie auch Gräben, Bäume, Stubben 
und Fahrgeleiſe, beſonders an der Mittagsſeite, unabläſſig mit den Schwei⸗ 
en betrieben werden. Uebrigens wird bemerkt, daß die Heuschrecken 
E immer aus bem Morgen nach bem Abend, ſondern auch mit bum 
D de gehen, worauf beim Grabenziehen ſowohl, als beim Treiben, 
dil ch genommen werden muß, weil durchs Treiben die Heuſchrecken 

e Richtung ihres Ganges nicht zu ändern pflegen. 


9. 16, 
„Im fpäten Fruͤhling und im Frühſommer, bis zu Ende des Monats 
Jul find die Sprengſel am ſchäͤdlichſten, geführlichſten und ihnen am ſchwer⸗ 
i durch menſchliche Kräfte beizukommen, indem folie zu dieſer Zeit 
Wurm Schaazen geflogen fommen, auf die in besten SBadótbum 
N benden Fluren und Wieſen fallen und alles verzehren. Hat man es 
urch Vernachläffigung der zu ihrer Vertilgung günſtigen Zeit, erft bis 
Ahin tommen laffen, dann giebt es kein ander Mittel mehr, als daß 
bo Gigenchämer die Cptengfel durch Geschrei, Lürmen und Schießen 
10 feinen Saatfeldern ab und auf das Braachfeld zu treiben trachtet; 
Wet t6, fie dafelbft zu betätigen, fo muß mit dem Todtſchlagen nach 
im erſten Abſchnitt vorgeſchriebenen Art vorgegangen werden. t 


$. 16, 
E Der Diſtrictsbevollmöchtigte muß die Ausfchreiöpngen von Leuten 
ach Verhältniß der Seelenzahl der zu den Feſtungsarbeiten zu geſtel⸗ 
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Anden Arbeiter und die Ausſchreitung der Prge nach der Hufenzaßt 
beſorgen. 


9. 17. 
Die Geſtelungsordres werden den Gemeindevorſtehern und Schulten 
durch die Ausreiter zugefertigt. 
„ 18. 
Die an einander grenzenden Diſtricte Find ſich werhfelfeitig Hülfe zn 
leiten schuldig, und hat der Landrach beſonders dahin zu ſehen, daß 
dieſe Hülfe weder abgelehnt noch verſchoben werde. 


. 19. Yea 

Der Difteictebevollmächtigte ijt dafür verantwortlich, dag Matt‘ 

ſchaft und Angefpann alle zwölf Stunden abgelöfet, auch keiner prägt" 
virt oder begimftigt werde. 


$. 20. 4 

Wer den Befehl des Bevollmächtigten nach Vorſchrift dieſer DT 

ordnung nicht befolgt, oder fid) bei Verkilgung dieſer ſchäͤdlichen Sets 

ten faumfelig beweiſet, fol auf der Celle polizellich ſtrenge wee 

und nach Verſchiedenheit des Standes und der Umſtände mit vier t 
zehn Piitſchenhieben oder verhäͤltnißmäßiger Grfängniß⸗ oder Geldſten 

belegt werden. f * 


$. 21. d 

Wenn Dominia ihren Unterthanen folde Hinderniſſe in bem ga 
legem, daß es ſelbigen dadurch unmöglich gemacht wird, den Befehle, 
des Bevollmächtigten Genüge zu Leiten, fo folen ſolche Dominia ais 40 
ſichtliche Uebertreter der Landesgeſetze von dem Landez⸗Juſtißcolleg 
zur Verantwortung und nach der Wichtigkeit der durch ihre Wegen 
entſtandenen Gefahr und Schadens mit angemeſſener geſetzlicher eif 
belegt werden, 


t = $. 22. 5 
Die Diäten des Diftrictesevollmächtigten und der Anstoiter wert 
bei der Krieges und Domainenkammer liqufolrk und mit dem Wete des 
„Pfarrers des Kirchſpiels und des Landraths vevificitf, 
. 28. 
Die Koſten der verloren 1 8 Ausſaat müſſen ebenfalls durch 
die Landräthe bei der Krieges⸗ und Domaſnenkammer liquldirt und du 
felbige feſtgeſetzt werden. 


. g. 24. 
Die oölig jufificitten. Prämien- Liquibationen müſſen die Tandrä 
lichen Behörden vor dem iten März der Krieges- und: Domainenka 
mer einreichen. 


$ 25. 

In den Provinzen Oſtpreußen und Litthauen werden bie ad . e 

23. und 24. gedachten often allein aus bem Steuer- Nemiffionsfond v7 

richtigt. Es läßt fid) nicht leicht beſorgen, daß der gewöhnliche does 

mäßige Betrag dieſes Fonds dazu nicht hinreichen werde. Sollte fO uil 

wider Bermuthen indeſſen zutreffen, fo behalten Wir Uns die amber ei 

tigen Verfügungen zur Verſtärkung dieſes Fonds durch eine neue 10 E 

auf ſämmtliche Grundbeſitzer der Proving oder des Diſtriets, we 
von Heuſchrecken befallen worden, ausdrücklich hiemit vor. 
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In der Provinz Weſtpreußen und dem Negzdiſtriet werden die Sii 
ten des Diſtrictsbevollmächtigten und der Ausreiter von ſämmtlichen Ak⸗ 
kerbautreibenden Einſaßen ihres Oiſtriets und zwar ohne Unterſchird, ob 
flies Dominia, Dominial- oder Domainen⸗Einſagen, oder Ackerbau⸗ 
treibende Bürger find, nach Verhältniß des Hufenſtandes getragen, wo⸗ 

aber die Geundhereſchaften für ihre Dienſtbauern auf diejenige Zeit, 
Wo- dieſe im Dienſt beſchäftigt worden, verhältnißmäßig den Beitrag 

nehmen müͤſſen. lu 

Die Koſten ad g. 23 und 24 aber werden in Weſtpreußen und dem 
Netdiſtrict als ſolche, woduech ein die ganze Provinz bedrohendes Uebel 
abgewandt worden, auf ſämmtliche Domainen: Bormerker, adeliche, birz 
fitlidje und bäuerliche Ackerbeſitzer des Departements, nach dem Fufen⸗ 

nde gleichmäßig vertheilt, wobei jedoch die Domaine in Rüͤckſicht ih⸗ 
bs Domaineneinfaßen, die nicht Eigenthümer, Erbpaͤchter und Emphy⸗ 
vm find, den Beitrag aus dem Domainen = Nemiffionsfond übers 
mt, xd 

Urkundlich haben Wie dieſes Edict Höchſteigenhändig unterſchrieben, 

mit Unſerm Königlichen Inſiegel bedrucken laſſen. So geſchehen 
and gegeben Berlin, den 23. Mat 1805. 

Seledrich Wilhelm. 


G. 8) A 
Goldbeck Schrötter. 


Nr. 132. 


Sorf- und Jagdordnung für Weſtpreußen und den Netz⸗ 
diſtrict. De Dato Berlin, den 8. October 1808.) 


den ir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Seu: 
ze. ꝛc. ꝛc. 

kun, Thun kund und fügen Hiermit zu wiſſen: daß Wir, zur Beförde⸗ 
deng der für den Staat hoͤchſt wichtigen Forſtpolizel, Uns bewogen gefun⸗ 
p haben, für Nafte Provinz Weſtpreußen, mit Einſchluß der zu dere 
Mm gefiplagenen Mavienmerder- und Niefenburgifchen Kreiſe und für 
$ irit, eine an die neueren allgemeinen Geſetze ſich anſchlie⸗ 
made und der beſondern Merfaffung unſcer gedachten Provinzen ange⸗ 

tiene Forſt⸗ und Tagdordnung abfaſſen zu laſſen. 
Wir verordnen demnach hierdurch: 
Tit. 1. Von ben Forſt⸗ Polizeigeſetzen. 


i Jeder vollſtändige und uneingeſchränkte Gigentbümer einer Waldung 
w. eſtpreußen und dem Netzdiſtrict, die mit keinem andern, ber Bere 

"Iti ober der Aufſicht und Curatel Unſrer Weſtpveußiſchen Krieges⸗ 
A I . 


J Mari i ei 
ofi via ar gedruckt in der Königl. Weſtpreuß. Kanterſchen 
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und Domainenkammer und Kammerdeputation unterworfenen Walde in 
Gemeinheit liegt, ift darüber ohne Einſchränkung von Seiten des Staats 
zu verfügen befugt. 
d 9. 2. 5 

Er muß jedoch bei der Benugung feines Waldes die Forſtpolfzeige⸗ 
ſetze beobachten und iſt in dieſer Hinſicht der allgemeinen Aufſicht der 
vorbeuannten Krieges» und Domainenkammer und Kammerdeputation un⸗ 
terworfen. 


Er 
Die Königlichen Forſten und bie zu den eingezogenen biſchöflichen, 
Gapitular⸗, Abteilichen und Kloſterguͤtern gehörigen Waldungen ſtehen 
unter der Oberaufſicht des Provinzialdepartements des General ⸗ꝛc. 
rectori und unter der Administration der vorbenannten Kameral- Beb” 
den. Sie werden nach den Materials und Ertrag⸗Etats bewirthſchaſ⸗ 
tet und genutzet. 


9. 4. 

Die ſtädtiſchen, Kämmerei⸗ und Bürgerwaldungen ſtehen zwar gleich 
falls unter ber Sberaufſicht des Provfnzialdepartements des General 7c. 
Directorii und unter der Curatel der gedachten Kameralbehoͤrden; 
werden aber durch den Magiſtrat jedes Orts nach den Etats und nach 
den beſondern Vorſchriften zum Beſten der Kämmerei⸗ und Bürgercaf 
bewirthſchaftet. 


$ 8. 

^. Jud) die zu den Königlichen oder fümmereibiefern gehörigen Wal“ 
dungen, fo wie die zu andern Grundſtuͤcken, über welche uns das 7 
eigenthum zuſteht, gehörigen Waldungen, find der befondern Auſſicht 
der Krieges⸗ und Doma'nenkammern unterworfen. 


$. 6. 

Die Beſther der Königlichen Gratſal⸗ Zeit emphpteutifchen und fol 
cher Güter, die nur auf gemiffe Seiten an Pripatperſonen verliehen wot 
ben, find, fo lange bie zu ſolchen Gütern gehörige Waldungen nicht 922° 
metriſch vermeffen und unter der Leitung der Kameralbehörden in Schlier 
oder Jagen eingetheilet worden, nur befugt, ihren und ihrer Einfaßen 
Bedarf, in fo fern die letztern zum freien Holze berechtigt find, aus die 
fen Waldungen zu entnehmen. Zu jedem Dolg: oder Strauchverkauſ 
aus denſelben i. aber zuvor die Geuehmigung der Kameralbehörde err 
forderlich, widrigenfalls ſolche unbefugte Anmaßungen, gleich and el 
‚Holgdefraudationen dus Königlichen Briten beftrafet werden follen- A 
bald hingegen ein pipe Wald geometriſch vermeſſen, principienmif ig 
eingetheilet und der jährliche Ertrag forftmäßig ausgemittelt ift) p 
ber Nießbraucher das Recht, den ausgemittelten jährlichen Ertrag " 
dem jedes Jahr zum Hieb kommenden Schlag oder Jagen abajo 
und das Holz in feinen Nutzen zu verwenden. Es muß jedoch die 5 
gebolzte Fläche ſogleſch eingeſchonet und mit Holz wieder angezog 
werden. 


7. 
Die Kirchen: Schul⸗ und Lespttelsheen beben, in Anfehung Tre 
Bewirthſchaftung, unter der Oberaufficht des Geiftlichen or o 
des Stantsminifterii, unter der Curate! des Weſtpreußiſchen Con 
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dame und unter der fpecielen Aufficht und Verwaltung derjenigen Bes 

bite, welcher die Adminiſtration des übrigen Vermögens der Rirchen⸗ 

aud Sculanſtalten, oder des Hospitals anvertrauet ijt. In Abſicht der 

beate und ſonſt überall, werden fie den adelichen Forſten gleich 
tet. 


F. 8. 
Wälder und beträchtliche Holzungen, die nach ihrer Befchaffenheit 
und ihrem Umfange elner forfmifigen Benutzung, fähig find, darf der 
au mer nur dergeſtalt benutzen, daß dadurch keine Holzverwuͤſtung 


Was für eine Holzverwüſtung zu achten, wird nach den Umftänden 
e jeden einzelnen Gegend der Provinz, dem Ueberfluß oder Mangel 
p daſelbſt befindlichen Holzes, den mehrern oder mindern Grfordernifs 
en zum Beſten der Landeseinwohner in jedem einzelnen Falle beurthellt 

d bestimmt. : j 

In Gegenden der Provinz, wo es an Holz ⸗Abſatz fehlt, ift nur 
Alsdan eine Holzverwüftung vorhanden, wenn der Eigenthfimer eines 
de davon nicht fo viel übrig läßt, als zum fortwäßrenden Bedürf⸗ 
NiS feines Guts und der Dorfbeinwohner b iſt. Wenn die 
S'seingtate Polizeibehörde glaubhaft in Grfafcung bringt, daß irgendwo 
dine Holzverwüſtung in Privatwäldern verübt worden; fo muß fie Das 
d dem Landes» Fuſtiz⸗ Gollegio zur nähern Unterſuchung und Entſchel⸗ 
ung, ob eine Holzverwüſtung vorhanden fey, Nachricht geben. 


J. 9. 
* Wer ſich einer Holzverwüſtung ſchuldig gemacht hat, ber muß in 
ut fernern Benutzung feines Waldes auf fo lange Zeit eingeſchränkt 
erden, als zur Wiederherſtellung deſſelben erforderlich ift. 
bas, Wer durch Niederſchlagung und Ruinirung des Waldes eine offen» 
beg Holzverwüftung begangen, oder den wegen der Einſchränkung feiz 
e Holzſchlages ipm ertheilten beſondern Amveifungen der Landespoli⸗ 
Wirshfans guider gehandelt Hat, ber foll dafir nach Merhältmiß des 
eS des zu viel geſchlagenen Holzes, nach dem mehrern oder mins 
Tan Solgmangel der Gegend, fo wie den eintretenden mildernden oder ers 
blenden Umständen mit 50 bis 1000 Stblr. Geldbuße oder mit ver 
aͤleußmößiger Gefüngnißſtraſe beahndet werden. 


S $210 t6 4 
Glas- und Eiſenhütten und andre dergleichen Anſtalten, welche ei⸗ 
und ungewöhnlich großen Holzverbrauch erfordern, follen ohne Vorwiſſen 
fatis Genehmigung der Weſtpreußiſchen zc- Kammer: und Kammer Depus 
dan, als der Provinzial⸗ Polizeibehörde nirgend errichtet werben; jes 
c ftoht es jedem uneingeſchränkten Eigenthümer eines Waldes frei, 
T$ wn Theer⸗ Oefen anzulegen, wenn nur dem Landrath des Kreis 
i davon Anzeige gemacht wird, welches ſchon im polizeilicher Rückſicht 
wendig ij. 
bade, Gigentiimer che Wade iR berechtigt zur Merbeffrung ber" 
igenthuͤmer e. erechti zur Verbeſſerung 
bent eden und zur Sicherung für echiben, die Abtretung Pet in 
felben belegenen und von dem Wolde umſchleſſenen Grundſtücke 
Wefpreup, Prop. Sicht. Bb. II. 37 


D 


578 Den 8. October 1805, 


Aecker und Wieſen, gegen vollſtändige Entſchädigung des Beſitzers zn 
verlangen, welche Entſchaͤdigung, nach den bei Gemeinheitstheilungen, 
im Allgemeinen Landrechte Fh. I. Git. 17. f. 388 und ff. vorgeſchrie“ 
benen Grundſaͤtzen, ausgemittelt und feſtgeſetzt werden foll. 

9. 12. 

Die Waldungen verſchledener Beſitzer folen, in fo fern ſolche nicht 
zu derſelben Stadt, Dorf und Ortſchaft gehören, durch Grenzgeſtel E 
von wenigſtens 8 Ruthen breit getrennet werden, und jeder Girenjna! 4 
bar iſt ſchuldig, dazu die Hälfte dieſer Breite von feinem Grund UM 
Boden herzugeben und ſtets rein zu hal ten. 

5. 13. 

Zu jeder Grenzerneuerung müffen die Intereſſenten vorgeladen 
und zugezogen werden; der Vorladung kann jedoch die Verwarnung 
beigefügt werden; „daß in Abſicht des, ohne Anführung geſebliche 
„Gründe zur Verlegung des Termins, ausbleibenden Intereſſenten di 
„Grenze, den einzuziehenden Nachrichten gemäß werde regulitt were 
„und daß die ſolchergeſtalt regulirte Grenze fo lange als ein Interim a 
m ticum gelten werde, bis nicht ein andrer Grenzzug in possessorio 9 
„ petitorio erſtritten worden, daß aber, wenn auch der ausgeblieben 
m Intereſſent in possessorio einen ihm vortheilhafteren Grenzug ef 
uten folte, dennoch bie Koſten des Poffefforien-Proceffes ihm alle 
„zur Laft fallen wurden.“ 5 

und diele Verwarnung iff in jedem Falle, wo ein gehörig vorgele⸗ 
dener Zutereffent ohne geſetzliche rſach den Grenze Berichtigungs⸗ Ser 


min fruſtrirt, in Erfüllung zu bringen. 


8. 14. 


Ein jeder muß fid) der Verdunkelung und Verrückung bet get 
grenzen, Veränderung ober Vernichtung ber Grenzmäler in ben gorf 


des Bofchldigens oder Abhauens ber Grenzbäume, auch ber SAI 


bäume, Wegweiſer, Statuen, Warnungstafeln, und andrer in ben i 
ften aufgeſtellten Zeichen, desgleichen aller Rahdungen in den wu 
gen und Heiden oder auf den Grenzen derſelben, ohne dazu befond®! 
ſerechtigt zu ſeyn, enthalten. . 


$. 15. ner 
Niemand fol in oder 100 Schritte von einem Walde einiges Beim 


anmachen, oder in den im Walde, fo wie in einem gleichen Bezir chen 
denſelben belegenen Gewüſſern bei Kiehn oder anderm Feuer fif 
oder krebſen. 


9. 16. 
In denjenigen Forſten, wo das Kohlenſchwelen oder argent 
geſtattet wird, muß folches nicht außer den von dem Wald Cige ws, 
mer oder Forſtbedienten dazu angewieſenen Räumden geſchehen, W tfe 
jenige, welcher Kohlen ſchwelen und Afche brennen läßt, muß DIE 4 ue 
wendige Aufſicht Dabei beobachten, auch während des Kohlenbre geh 
fih über 100 Schritte von! dem Meiler nicht entfernen, für das 9 
rige Zuſchütten des entſtehenden Lochs ſorgen, und bei der Belegung 
Kohlenmeilers fid) nach der Anweiſung der Forſtbedienten achten. 
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$. 17. E t 
„ Eben fo müſſen diejenigen, welche in den Forſten Theer ſchwelen, 
die größte Vorſicht Dabei anwenden, damit der Ofen nicht ſpringe, und 
keine Feuersgefahr entſtehe. 


5 § 18. 
Das Schießen der Raubthiere oder des Wildprets in den Kiehnhei⸗ 
den felbft, oder in deren Nähe, zur trocknen Jahreszeit vom item März 
is Iten November, mit Pfropfen von Werg, Heede oder Papier wird 
verboten, und es follen die Forſtbedienten oder Jagdberkchtigten fid) zum 
Laden der Schieſtgewehre lediglich der Pfropfen von Wolle, Filz oder 
Kälberhaaren, und bei den Büchſen wohlgeſchmierter Pflafter von Leine⸗ 
wand oder Leder, bedienen. 2 
8. 19. š 4 " 
Wer, in ber Nähe einer Waldung verwachſene Wieſen oder Weder 
ausbrennen will, muß davon vorher der Hbrigkeit dee Orts und dem 
Forſtbedienten des Diſtriets Anzeige machen; auch darf ſolches nicht ans 
ders als im Beiſeyn des Forſtbedienten oder Wald⸗Aufſehers bei flils 
lem Wetter und von der Waldung abſtehendem Winde vorgenommen wer⸗ 
den. Dis Wieſen oder Aecker müſſen, um den Ueberlauf des Feuers zu 
verhindern, mit einem breiten Steige und aufgeworfenen Graben muges 
ben, und bei ſelbigen, fo lange die Brandſtelle nicht völlig gelöſcht ijt, 
eine hinlängliche Anzahl Leute mit Schaufeln, Spaten und andern Ges 
rͤͤthſchaften zur Dampfung des fid) etwa verbreitenden Feuers angeſtellt 
werden. 
8. 20. 
Die Waldbeuten werden durchaus verboten, weil das Neinigen der 
Deuten und das Brechen des Honigs mit Kohlenfeuer zu den mei» 
fen Waldbränden Beranlaffung giebt, und durch die Beuten eine 
„Menge ber nutzbarſten Bäume verloren geht. Jeder Waldeigenthümer 
muß daher auch darauf Bedacht nehmen, die noch vorhandenen Wald⸗ 
beuten ſobald als möglich und fpäteftens binnen zwei Jahren nach 
Publication dieſer Forſtordnung aus dem Walde zu ſchuffen. Fur jede 
von jetzt an neu angelegte Waldbeute, fo wie für jede Waldbeute, die 
nach zwei Jahren noch in den Wäldern angetroffen wird, erlegt der Eis 
geithümer des Waldes 1 Sitf(r. Strafe. Tft bie Unlegung der neuern 
Waldbeuten ohne Willen und Wiſſen des Eigenchümers geſchehen, ſo 
wird der Gontravenient als ein gewöhnlicher Holzdieb beſtraft, und bei 
der Bestimmung der Strafe der Werth des Baumes, in weichem die 
Beute eingeſchnitten worden, zum Grunde gelegt. 


8. 21. 

In den Wäldern oder Heiden fol Niemand bei trockner Jahreszeit, 
insbefondere von Walpurgis bis Michaelſs, d. i vom erſten Mai bis 

nde Septembers, Tabat rauchen; des Endes follen auch Hirten und 

fer, welche mit ihren Heerden Waldungen berühren, imgleichen 
Dolzhauer in den Waldungen, während dieſer vorbeſtimmten Zeit kein 
Feuerzeug oder andres Inſtrument zum Keueranmachen bei fih, führen, 

22. 


9. 22. 
Die Verordnungen der S. f. 15 — 21 folen durch Warnungstafeln 
an den vornehmſten Orten der Waldungen e und 
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die Contravenienten, wenn es unbekannte oder unſichere Leute find, von 
den Förſtern, Unterförſtern, Heideläufern, Waldwärtern, Land⸗ und 
Kreis ⸗ Ausreitern ſofort arretirt und an die nächſten Domainen⸗ oder 
Forſtaͤmter, Magiſtrate, Ortsobrigkeiten oder Gerichte abgeliefert werz 
den. Auch müffen fid) die Hirten, Schaͤfer und Holzhauer, wenn fie 
ſich während des Zeitraums von Walpurgis bis Michaelis in den Wäl⸗ 
dern befinden, der Durchſuchung ihrer Taſchen von den Foͤrſtern, Unter 
foͤrſtern, Heideläufern, Waldwärtern, Lands und Kreis⸗Ausreitern un 
terwerfen. 3 : 
$. 28. 
Wenn jemand ein neues Wohn⸗ oder anderes Gebäude, worin Fener 
angemacht wird, in oder bei einer Nadelholzwaldung zu errichten bir 
rechtigt ift: fo muß ſolches nicht innerhalb 100 Schritte geſchehen, ſon⸗ 
dern das Gebaͤude um fo weit von . Holze entfernt bleiben. 
2 


Wenn Feuer In Waldungen, bie für fid ſelbſt oder im Zuſammen⸗ 
bange mit andern eine halbe kulmiſche Hufe oder mehr an Fläachenin⸗ 
halt haben, entſtehet: fo muß in allen Ackerſtüdten, Dörfern und Vor⸗ 
werkern, die von der Brandſtelle ab zu rechuen und auf dem gewohnli⸗ 
chen Wege oder Fußſteſge innerhalb zweier Meilen liegen, desgleichen 
diejenigen, welche in der brennenden Heide zur Hüthig oder Holzung 
oder zum Rafflager⸗ und Leſeholze berechtigt find, ſobald das Feuer er⸗ 
blickt wird, oder Nachricht davon eingeht, auf Veranlaſſung der Obrig⸗ 
keit in den Ackerſtädten, in den Dörfern aber durch die Schulzen oder 
Dorfzerichte, zu Sturm geſchlagen, oder ſonſt Feuerlärm gemacht und 
die Gemeinde zuſammen gebracht, alsdenn aber aus den Selben , 9 
fern und Vorwerkern die Hälfte der erwachſenen Mannsperſonen mit 
Schaufeln oder Spaten und exten verfehen, därch eine Magiſtratsper⸗ 
fon, einen Stadt ⸗Kelteſten, oder durch den Schulzen oder Dorfgeſchwor⸗ 
men, welche zu Pferde ſeyn müſſen, eiligſt zu der Brandſtelle geführet, 
und daſelbſt nach der Anweifung der Forftbedienten, oder der Obrigkeit 
des Orts, wo der Brand eutſtanden ift, bei den Löſchungs⸗ und Nets 
tungsanſtälten gebraucht werden. Die zur Brandſtelle herbeigeführten 
Mannſchaften müſſen auch fo lange daſelbſt bleiben, bis das Feuer ge, 
löſcht, oder wenigſtens deffen Ausbreitung vorgebeugt worden, und ſie 
von den Forſtbedienten oder der Obrigkeit, weiche die Löſchungs⸗ Auorbe 
nungen machen, entlaffen find. 


. 26. 
Die Direction der Löſch⸗ und Rettungs⸗Anſtalten gebührt, der RM 
gul nach, der Obrigkeit des Orts, wo der Brand entſtanden ift, und DE 
nen zur Aufſicht über den Wald von ihr angeftellten Perſonen; jede 
fol, wenn in Kirchen ⸗ Schulen: Hospital ⸗Kämmerei⸗Bürger⸗ und orf 
Heiden, oder in ſolchen adelichen und andern Privatwäldern, welche mit 
königlichen Forſten zuſammen hängen, Feuer enkſteht, und daraus für die 
königlichen Forſten Gefahr zu beforgen ift, der auweſende Königliche 
Forſtbediente jedesmal die Diyection der Feuer⸗Löſch⸗ und Rettung e 
falten übernehmen, dieſer muß aber, bei ſtrenger Verantwortung, für die 
ſchleunige Dampfung des Feuers ſorgen, ohne den königlichen Wald vot 
andern Waldungen zu ſchützen. * 


$ 
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J. 26. * 

Bei den Loͤſchungsanſtalten ſelbſt ift in der Art zu verfahren, daß, 

wenn das Feuer noch nicht uͤberhand genommen hat, und nur im nies 
rigen Graſe oder Heidekraut brennt, ſolches mit Zacken ober Teſten 
ausgeſchlagen, auch mit gruͤnem Raſen oder Erde beworfen und gedämpft 
werde. Wenn aber das Feuer ſchon in höheres Heidekraut und in Dickigt 
don jungem Holze übergegangen, fo daß die Spitzen der Bäume und 
das hohe Holz Feuer gefaßt haben: ſo müſſen in gehöriger Entfernung 
vom Feuer gegen den Wind Graben gezogen, die Erde aus ſelbigen - ge⸗ 
gen das Feuer geworfen, die vor dem Graben an der Seite des Feuers 
ſtehenden Bäume nad) dem Feuer zu umgehauen und ſolchergeſtalt der 
Weitere Fortgang des Feuers gehemmt werden. 

Solim aber auch diefe Loͤſchungsmittel bei den eingetretenen Ume 

den nicht von gehöriger Wirkung feun: fo kann, jedoch nur im aͤuſ⸗ 

feriten Nothfall, zur Hemmung des Brandes ein Gegenfeuer, unter 
Beobachtung der äußerſten Borficht, damit das Uebel ig nicht vergröͤ⸗ 
re, gemacht werden. , 

Sobald ber Brand gehemmt ift und der Boden fid) abgekühlet hat, 
müſſen die noch ſchwelenden Stubben ſorgfältig mit Erde bedeckt, die 
etwa noch glimmenden Torfbrücher mit tiefen Graben durchſchnitten, oder 
wo höher liegende Gewaäſſer in der Nähe find,” Waſſer aus ſelbigen in 
die Brücher geleitet werden. 


9. 27. 

Nach jeder Feuersbrunſt in Waldungen fol über die Entſtehung 
derſelben, wenn der Thaͤter nicht fon enkdeckt ift, eine genaue Unters 
ſuchung angeſtellt, und mit dieſer Unterſuchung bei den Schäfern und 
Hirten, welche in folden durch Feuer befhädigten Wäldern hüthen, im» 
gleichen bei den Dorfſchaften und Gemeinden, welche an ſolchen Orten 
der Weide fid) bedienen, der Anfang gemacht, wider den Thäͤter aber 
geſetzlich verfahren werden. 


$. eg. 
Die zu fällenden Waldbäume folen, fo weit es ohne Beſchädigung 
der übrigen geſchehen kaun, mit der Wurzel ausgegraben, fonft aber 
nicht höher, als ſeche Zoll über der Erde abgeſtämmt, das aus der 
argel wieder ausſchlagende Holz hingegen muß fo ſcharf als möglich 
am Boden abgetrieben, auch darf das Kſehnen⸗ oder-Fichtenbauholz für 
die Freiholzberechtigten während der ſechs Monate vom erſzen April bis 
Ende Septembers nur im äußerſten Nothfalle, oder in ſolchen Gegen⸗ 
den, die den Winter hindurch unzugänglich find, geſchlagen werden. 


. 29. E 
Jedes Stück Holz, welches der Waldeigenthuͤmer nicht zum Bes 
bürfuiffe ſeiner Güter, ohne daß es außer denſelben oder auf eine Schnel⸗ 
demüßle verfahren wird, verwendet, muß mit einem Holzhammer, web 
er entweder den Anfangsbuchſtaben feines Namens, oder ein ſonſtiges 
bares Zeichen enthalt, augeſchlagen werden. Ein außer den Git- 

n des Waldeigenthümers oder Nutzungsberechtigten, oder quf einer 
Schneidemühle vorhandenes nicht angeſchlagenes Stück Hotz kaun von 
dermann angehalten werden, und bie often der über ein ſolches nicht 
angeſchlagenes Stück Holz veranlaßten Unterſuchung fallen, wenn auch 
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das Holz rechtmäßig verkauft oder verabfolgt worden, jedesmal dem 
Waldeigenthümer oder Nutzungsberechtigten zur Laſt. 
9. 30. 5 
Die Schneldemüller oder deren Werkmeiſter, ſowohl auf Königli⸗ 
chem als auch ftábtifdjem, adelichem oder anderm Privatgrunde, müſſen 
nachſtehendermaßen vereidigt werden, und ihre erfolgte Vereidigung be 
dem nüdften königlichen Forſtamte beſcheinigen: 
„Ich N. N. gelobe und ſchwöre zu Gott dem Allmächtigen, daß ich 
von-Niemanden einen ungezeichneten Block ohne ein glaubwürdiges 
Atteſt eines Amts = ober Forſtbedienten, oder Holzeigenthümers an? 
nehmen und abschneiden, vielmehr ſofort der Behörde anzeigen will, 
wenn mir ohne ein foldes Atteſt oder Anſchlagezeichen Blöcke zum 
Schneiden zugebracht werden. 
So wahr mir Gott helfe 2c. ꝛc. / 
In Gemäßheit dieſes Cides wird alfo fämmtlichen Schneidemüllern 
und ihren Weremeiſtern wnterfagt, nicht eher ein mit dem Luſchlagezei⸗ 
chen nicht verfehenes Stuck Holz zum Abſchneiden anzunehmen, bevot 
nicht zugleich ein glaubhaftes und gehörig beſiegeltes, in deutſcher Sprache 
abgefaßtes Atteſt eines Forſtbedienten oder des Verkäufers, über die 
rechtmäßige Erwerbung des Holzes beigebracht iſt. Solche Atteſte mil 
ſen unentgeltlich ertheilt werden. à 


8. 31. 
Alle Holz⸗Aſſignationen, welche in Betreff der königlichen Forſten 
von der Cameral⸗Behörde der Provinz oder den dazu berechtigten Kö⸗ 
niglichen Forſt⸗Offieiauten ausgefertigt, oder in Abficht der übrigen 
und Privatwaldungen, von dem Waldeigenthümer oder deſſen Stellver⸗ 
treter ansgeſtellet werden, find vom Tage des Empfangs biefer Uff 
nationen an nur auf Ein Jahr gültig. Jeder Inhaber folder Aſſigna⸗ 
tion iſt schuldig, dieſelbe dem Korftbedienten oder dem Waldauffeher 
quittirt auszuhaͤndigen, ſobald ihm das verzeichnete Holz im Walde ans 
gewieſen und mit dem Holzhammer angeſchlagen worden, und von da 
ab wird derſelbe als Eigenthümer des angeſchlagenen Holzes angeſehen, 
deſſen eigene Sache es ift, durch ſchleunige Abfuhre des Holzes die Ent? 
wendung des Holzes zu verhüten, für welche der Waldeigenthümer nicht 
einzustehen hat. Das affignirte Holz fällt aber dem Waldbeſiter wies 
der zu, wenn ſolches vom Tage des Anſchlages und der Anweiſung i 
Walde an, nicht binnen Jahresfeiſt ausgefahren ift; es wäre denn, dal 
der Waldeigenthümer“ auf die Vorſtellung des Holzempfängers, einen 
längern Termin ausdrücklich bewilligt hätte. 


5, $. 52. x 
Für alles Holz, was aus den königlichen Forſten verkauft, und nicht 
an den Meiftbietenden öffentlich verſteigert wird, geſchiehet bie Bezaß⸗ 
lung nach der jedesmaligen Forſttare, aus den übrigen und Privatma 
dungen aber nach den von dem Waldeigenthümer feftgefegten Preisbe⸗ 
flimmungen, was ſowohl das Volz als Stammgeld betrifft, Hos dU 
ßerdem zu erlegende Anweſſegeld wird nur da bezahlet, wo ſolches biS- 
ber üblich geweſen ift, oder fuͤr die Zukunft angeordnet werden mt! 
Auch muß der Käufer jedesmal, wenn er Holz aus bem Walde oder von 
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den Ablagen abholet, fid) deshalb zuvor bei dem Forſtbeblenten oder 
aldaufſeher melden. 


$. 88. 
Das Anbohren, Beſchälen, Beringeln, Umhauen oder fonftige Bes 
schädigen der Bäume, Stauden und Sträucher in den Waldungen; fete 
der das Abschneiden der jungen Eichen zu Peitſchenſtöcken oder einem ans 
dern Behuf; desgleichen das Schneiden der Quirle von jungen Fichten 
und Kiefern und des Beſenreiſes von ſtehenden Birken; auch daß Der 
fbibigen oder Abhauen der Bäume in öffentlichen und Privatalleen, 
Luſtwäldern, fo wie in öffentlichen Privatgärten, wird Jedermann ohne 
ſusnahme verboten. Auch folen Hirten und Schäfer weder Werte, Beile 
m Sägen, noch andere ſchneidende Juſtrumente mit in die Waldungen 
ingen. 


: . 34 : 
Niemand darf, ohne beſondere Erlaubniß des Forſteigenthümerg ober 
Forſtaufſehers, in den Wäldern Haſelnüſſe pflücken, Eicheln, Erdbeeren 
Seibelbeeren, Himbeeren, Preiſſelbeeren, Morhen, Champignons und, 
wämme, auch Ameiſeneier auffuchen oder ſammeln. 
35. 


$. 85. x 
Senſen oder Blattſicheln, bei deren Gebrauch das heranwachſende 
lunge of; nicht gehörig geſchonet werden kann z folen in Holzrerieren 
Vim. Grasmachen niemals gebraucht werden. 


J. 86. $ 
Auch das Nadelharken ift nur an Oertern, wo der Mangel anders 
Weiter Düngung es unentbehrlich macht, und zwar bloß im haubaren 
Holze, niemals aber mit eiſernen Harken oder Rechen, noch ohne beſon⸗ 
dere Einwilligung des Waldelgenthümers zu geſtatten. 
3 


8. 87. 
Alle eigenmächtige und heimliche Sueigmumg des ſtependen oder gue. 
fülig liegenden unbearbeiteten Hotzes in den Heiden, desgleſchen des 
darin oder auf den Ablagen befindlichen geſchlagenen Klafter⸗ oder gear⸗ 
elteten Nut holzes, ift als ein wirklicher Diebftahl verboten. Nieman 
den, ſelbſt weder einem Berechtigte nod) einem Käufer, ftefet eg das 
ber frei, fich einen Baum oder ein Stück Holz, ahne vorgängige Aſſig⸗ 
natien des Waldeigenthuͤmers und ohne erfolgte Anweifung und Wns 
hlag im Walde von dem Forftbedienten oder Walraufſeher, bei Bers 
meidung der auf den Holzdiebſtahl feſtgeſetzten Strafe anzumaßen. Nur 
tin den Reifenden in dem Fall, wenn fie etwas am Wagen zerbre⸗ 
en, foll es zwar erlaubt fem, einen Baum in der Heide, keineßweges 
er aug einer Allee, ohne Unweſſung eines Förſterz, Waldauffehers oder 
igenthumers, zu ihrem Fortkommen bis zum nächſten Orte umzuhauenz 
f mifen aber bei königlichen Waldungen dem erften Förster, welchen 
Tie pafſtren, bei andern Waldungen hingegen dem Aufſeher oder Eigen⸗ 
mier des Waldes, oder wenn kein Förſter und Waldaufſeher auf ip» 
dem Wege wohnt, auch ber Waldeigenthümer davon entfernt iff, der 
Obrigkeit des erſten Orts ſolches anzeigen und den gogehauenen Baum 
dan der Forſttaxe, oder nach dem bekannten gewohnlichen Preife begap- 
den bellen ſie als Holzdefraudanten angeſehen und beſtraft wer⸗ 
jolen, 
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h 9.88. 
Bei einem vorhandenen gegründeten erdachte eines Holze fo ale 
eines Wilddiebſtahls, oder wenn ſich eine Spur von dem Orte der pe 
fraudatton nach einer Stadt oder Ortſchaft findet, ſtehet es den Fore 
genthümern, Tagdberechtigten, ihren Forſtbedienten, Waldaufſehern, 

een und den zur Aufficht auf das Revier vereideten Burſchen over Feld⸗ 
farin frei, der Spur zu folgen, und mit Zuziehung einer Maglſtrats⸗ 
perfon in den Städten, fo wie des Schulzen oder Geſchwornen oder 
zweier Einſaßen des Dorfs, an den verdächtigen Dertern Viſttationer; 
vorzunehmen. Das bei folhon Viſitationen gefundene verdächtige Holz 
oder Wildpret fol fofert in Beſchlag genommen, das Wildpret salvo 
jure verkauft, das Holz aber bis zum Austrage der Sache in fi^ 
Verwahrung gebracht werden. 


$. 89. 1 
Baus Stub. und Brennholz oder Borke foll nicht ohne Atteſt des 
betreffenden königlichen Revier⸗Forſtbedienten, wenn aber dergleichen aus 
ſtädtiſchen, adelichen, oder andern Privats und unterthanen⸗ Heiden kömmt, 
nicht ohne Atteft des Waldegenthümers, oder Gatsbeſizers, oder Def? 
fen Stellvertreters, oder des angefesten Waldaufſehers, imgleichen 
Wildpret nicht ohne Atteſt des Jagdberechtigten, in eine Stadt oder in 
ein Dorf zum Verkauf gebracht, oder außer dem Gute des Privat⸗ 
Wald ⸗Gigenthümers verfahren werden, in welchem Atteſte der Ginbrit? 
ger für den rechtmäßigen Inhaber des Holzes, der Borke oder des Wild“ 
pretë anerkannt, und deffen Name, Stand und Wohnort enthalten 
auch die Anzahl mit Buchſtaben und nicht mit Zahlen, genau eingeſchrik⸗ 
ben ſeyn muß. * 
F. 40. v 
Niemand darf ſich anmapen, in den Schonungen, oder, wenn er Pein 
Mecht dazu hat, auf Waldwieſen Gras zu ſchneſden, oder Wege und 
„Fußſteige durch Schonungen zu machen, oder unbefugt in den, in den 
Wäldern belegenen Seen oder durch felbige fließenden Gewäſſern, zu 
fiſchen und zu krebſen. 7 


. 41. 

Zur Heide⸗Einmiethe auf a und Leſeholz, MWehufs der Ben“ 
rung zum eigenen Bedarf, ſoll Niemand in den Königlichen Forſten w 
gelafen werden, der wit ara einen Ginmiethezettel vom Fol 
amte gelöfet, ſich des Endes im Monat Auguft jedes Jahres bei de 
Forſtamte gemeldet, und außer der feſtſtehenden Ginmietpe, wenn 
ein Königl. Einſaße it, ſechs Groſchen preuß. und als ein anderer N 
je zwölf Groschen preuß. für den Zettel erlegt hat. In Absicht bo 
brigen und Privatwalbungen muß derjenige, welcher darin Raff un 
Xefebolg ſammeln will, fid) bie Erlanbniß des Waldeigenthümers daz 
jedes Jahr verſchaffen und gehörig einmiethen. ] 


42. 

Zum Raff ⸗ und Leſeholze ms nur dasjenige Holz gerechnet) a 
Hes in trockenen Aeſten abgefallen, oder im abgebolzten Schlägen len 
Jagen an Abraum zurück gelaſſen if. Die Befugniß, Kiehn zu e 
und Stubben zu rahden, wird darunter nicht begriffen, ſondern muß 
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dem Batdeigeutgämer beſonders vergönnet werden, Stämme, die vor 
lter umgefallen find, werden zum Fagerholze gerechnet. 
48. 


Die Einmiethezeit fängt von bem erſten October an und dauert bis 
dum erſten April jedes Jahres. Während diefer Zeit können die Heide⸗ 
zünmiether wöchentlich in zweien feſtzuſezzenden Tagen das Raff⸗ und Lez 
feholg mit einem zwei- oder vierfpännigen Wagen oder Schlitten, je nate 
em fie ſich eingemietpet haben, ausfahren. 

u, Faͤllt auf einen der beſtimmten Holztuge ein Feſttag, fo muß das 
für ein andrer Holztag feſtgeſegt werden, Keiner darf aber außer den 
fiminten Tagen zum Holzholen in bie Forſt kommen, wofern er 
Fed wegen angezeigter Verſäumniß des gefegten Holztages, beſondere 
Tlaubmi$ von dem Forſteigenthümer oder deſſen Stellvertreter nachge⸗ 
het und erhalten hat. ` 


» $. 44. \ 
wb Den Heide⸗Cinmiethern fami zwar das Zuſammenbringen des Raffa 


"mmengebradjfe Holz nur in der beſtimmten Einmiethezeit und an 
en geordneten Holztagen wegholen. 


6. 48. : 2 
„ Kein Ginmiefher darf, ene ausdrückfiche Erlaubuiß des Maldeigens 
fbümerg, fih an Stubben oder Lagerholz vergreifen, oder eine Art und 
Beil, noch andres Instrument, wodurch ſtehende Bäume oder Aeſte herz 
Wer gebracht werden können, mit in die Forſt bringen, wofern ihm 
nicht das Stubbenrahden befonders erlaubt it; im letztern Falle aber 
Muß derſelbe die durch das-Nahden der Stubben entftejenben Löcher ges 
bitig wieder zuwerfen und den Boden eben machen. j 5 
f Uebrigens verſtehet es fid) von ſelbſt und wird hiermit ausdrücklich 
foefegt, daß die Verſtattung zur Beiberinmiethe auf Maf- und Eifer 
bes fo wie ſolche $. 41 seq. beſtimmt worden, in den königlichen Fors 
den, lediglich eine landesherrliche Wohlthat für diejenigen ift, welche 
m dalb- alljährlich einen Eiumiethezettel om Forſtamte lösen, daß alſo, 
dean auch diefe Heidseſnmiethe gegen eine fih immer gleiche Abgabe 
Fig und mehrere Jahre hindurch fortgefegt worden, dennoch das 
Horſtamt und deffen vorgefetzte Behörde nach jebesmaligem Ablauf des 
Tete, worüber der Ginmiethezettel lautet, unbedenklich befugt ijt, die 
Spe Deideeinmiethe gänzlich zu unterſagen, oder auch ben Preis der 
lermiethezettel zu erhöhen, und fid diejenigen, welche bis dahin der⸗ 
fien Einmiethezetlel gelöfet, ohne irgend ein Widerſpeuchsrecht zu 
Aden, alten desbalsigen Anordnungen lediglich unterwerfen mifen. ` 
u. U. Von den Hüthungs⸗ und Holzungsgerechtigkeiten,, 
desgleichen von den Forſtverbeſſerung ödienſten. 


9.1. 
In xpſezung der Hüttungs⸗ und Holzungegerechtigkeiten ſowoht 
Jh den Königlichen als auch mere Rijen o Schulen « Bospitales 
Au lsadelicpen und andern Priatmaldungen, treten die Grunbfüge des 
due meinen Landrechtsg Th. L Tit. 99. in fo fern ein, als fie uicht 
ber bene, nachfolgenden Beftfegungen diefer gerit» und Zagborduung nie 
r beſtimmt oder abgeändert find, 


Leſeholzes bei Herbſtzeiten geſtattet werden, jedoch dürfen fie das 
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[x3 2 

Steht daher dem Berechtigten die Huthung ohne Bestimmung eines 

gewiſſen Art des Viehes zu: fo begreift fie alles Zug⸗Rind⸗ und Schaaf 

vieh unter ſich. Schweine und andre Arten von Vieh dürfen auf eine 

pe Bütung nur im fo fern gebracht werden, als die Ginrüumumg des 

echts fo ausdrücklich darauf erſtreckt, oder dieſelben [eit rechtsver⸗ 
jährter Beit 


F. 3. 

Iſt dem Berechtigten die Hüthung für eine gewiſſe Art von Vieh 
eingeräumet: fo darf er Vieh von anderer Art nur in fo fern auf bi 
ſelbe bringen, als er durch Zufall oder höhere Gewalt, diefe Art von 
3Bieb an die Stelle des andern zu halten, auf eine Zeit lang gensthigt 
worden. War auch die Zahl des vorzutreibenden Viehes beſtimmt: ſo 
muß die Zahl der neuen Art nach wirthſchaftlichen Grundfägen mit bet? 
ſelben im Verhältniß ſtehen, dergeſtalt, daß das verpflichtete Grundstück 
nicht mehr, als vorhin, belaftiget werde. 


9. 4. 

In den Waldungen ſollen Siegen durchaus nicht gehüthet werden, 
vielmehr ift jeder Eigenthuͤmer, Miteigenthümer oder Nutzungsberechtigte 
eines Waldes befugt, die in demſelben betroffenen. Ziegen fid) zuzu⸗ 
eignen. c 


darauf mit vorgetrieben worden. 


9. 5: j 
Kein Vieh darf ohne Hirten, oder durch Kinder unter 12 Jahren, 
oder zu Nachtzeiten, in einen Wald zur. Hüthung eingetrfeben werden. 
Jeder Eigenthuͤmer oder Nutzungsberechtigte des Waldes ijt vielmehr be⸗ 
fugt, das ohne Hirten, oder unter der Aufficht von noch nicht zwölf 
s. Qm Kindern, oder zur Nachtzeit, in dem Walde betroffene Bieh 
zu pfänden. 


9. 6. : 

Diejenigen zur Waldhüthung berechtigten Gemeinden, welche in ge⸗ 
ſchloſſenen Dörfern wohnen, follen ihr Vich von einem gemeinſchaftli⸗ 
chen tüchtigen Hirten in den Wäldern buchen lafen, und den Guths⸗ 
und Vorwerksbeſſzern liegt es gleichfalls nb, die Waldhüthung mit ib" 
rem und ihrer Einſaßen Vieh deſſelben Orts durch einen gemeinſchaftli⸗ 
chen Hirten, und nicht in einzelnen kleinen Haufen ausüben zu laſſen. 
Eine Abweichung von dieſer Vorſchrift wird auf gleiche Ark, wie in 
dem vorhergehenden $. 5. bejtimmt ift, geahndet. 


$7. ` 3 
„Wenn ein Wald in Schläge, Jagen ober Haue ordentlich einge 
heitt ift, und foldpergeftalt forfimäßig bejolgt wird: fo müffen die JUN 
gen Haue mit ber Hüthung fo lange geſchonet werden, bis für das Holz 
keine Beſchaͤdigung mehr von dem Vieh zu beſorgen ift. Auch einen Di 
her mordentlich und ag beholzten Wald kann der Eigen 
thimer in Schläge oder Jagen eintjeilen und von den Huͤthungsberech⸗ 
tigten verlangen, daß fie dieſelben fo weit ſchonen, als es zur Confer” 
vation des Waldes nothwendig ift. Die Zahl der anzulegenden a 
oder Jagen und wie lange ein jeder derſelben geſchonet werden muß nd 
nach Befchaffenheit des Bodens und der Holzarten durch das Gutachte 
vereideter Forſtverſtaͤndigen zu beſtimmen. 
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$. 8. n 

x Wäre aber ber ganze Wald ruinirt: fo kaun der Eigenthümer mit 
tênahme des im f. 10. gedachten Falles denſelben nicht auf einmal in 
Schonung legen, fonden er muß die Einthellung fo machen, daß die 

lederherſtellung des Waldes nach und nach erfolgen könne, und den= 
us den. Hüthungsberechtigten die Nothdurft zur Unterhaltung ihres 
rechtigten Viehſtandes nicht entzogen werde. Wenn indeſſen die Wie⸗ 
erherſtellung des Waldes nicht moglich ift, ohne den Wiehſtand, welcher 
auf die Hüthung gebracht werden kann, einzuſchränken:, fo müffen die 
Püthungsberechtigten eine folde Einfeeäukung auf fo Lange, als es nach 
ue Befinden vereideter Sachverſtändigen nothwendig ift, fih gefallen 

n. 


9. 9. "ag 

Will der Eigentbuͤmer mehr in Schonung legen, als er mady 
vorſtehenden Grumdfägen zu thun befugt ſeyn würde, zugleich aber den 
Huhungsberechtigten dasjenige, was ihnen durch die anzulegende grö⸗ 
ere Schonung an ihrem Weidebedarf abgehen würde, an einen andern 
gelegenen Ort auf ſo lange anweiſen, bis der in Schonung gelegte grö⸗ 
"te Fleck wieder aufgegeben werden kaun; fo müffen die Hüthungsbe⸗ 
rechtigten fih ſolches gefallen laſſen. Hat aber der Eigenthümer ſchon 
fo viel Schonungen angelegt, als ihm erlaubt ift: fo findet, jedoch uns 
er Anwendung der vorerwähnten Vorſchrift, die Anlegung neuer Scho⸗ 
nungen nur in fo weit ftatt, als eben fo viel von den gehegten Stücken 

iederum zur Huthung aufgegeben wird. 

, . 10. 

3 Iſt jedoch ein Wald ganz oder zum. Theil durch Feuersbrunſt bes 
ſchadigt oder zu Grunde gerichtet worden; fo ſteht dem Elgenthümer 
tei, den abgebrannten Theil deffelben, ohne Rückſicht auf die Bedürf⸗ 
"je der Hüthungs⸗ntereſſenten, in Schonung zu legen. 


„ dl. í 

ber Die angelegten ‚Scponungen folen durch igel, _ Marnumgstafetn 
Der bezeichnete Bäume bezeichnet, auch wo fie an Triften und Wege 
ie en, mit Graben, oben fünf und unten drei Fuß breit und vier Fuß 
P umgeben, und durch die Forſtbedienten, Waldwärter oder andre zur 
ufſicht über den Wald beftellte Perfonen, fimmtlidjen Hüthungs⸗In⸗ 
ereſſenten an Ort und Stelle angezeigt werden. d 


$. 19. T 

i Der Eigenthümer des Waldes ijt berechtigt, alles Vieh, welches 
iu gehörig bezeichneten und an Wegen und Sriften geſchützten Schonun⸗ 
905 betroffen wird, zu pfänden, und das im Tir. IV, §, 38. beſtimmte 
idee Pfundgeld zu fordern. Jedoch hac berfelbe auch die Wahl, den 
Ds] die Hüthung in der Schonung verurſachten Schaden abſchätzen zu 
v Men, und ftatt eines höhern Pfandgeldes, den Schadens⸗Erſags nebſt 
em im Tit. IV. $. 39. feftgefesten gewöhnlichen Pfandgelde zu fordern. 

9.15 


Das Höhere Pfandgeld, wovon bei Bergehungen in denen der Bet: 
tung und Guratel der Gameralbehörden auvertraueten Forſten, die 
ifte dem Denuncianten gebüftet, muß der Eigenthümer des überge⸗ 
etenen Viehes, mit Vorbehalt feines Regreſſes au den Hirten, durch 
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deſſen Verſchulden die Schonung verletzt worden ift, entrichten. For 
dert aber der Eigenthümer oder Stugungéómed)tigte des Waldes nach 
bem vorſtehenden 12ten h. beſondere Entſchödigung: fo haftet der OT 
genthümer des Biches nur für das Pfandgeld, und für das Verſchulden 
des Hirten nur in fo fern, als jemand den durch Andere verurfü 

Schaden erſtatten muß. (Allgem. Land⸗Recht Th. I. Tit. 6. 8. 56 sed 


9. 14. s 

Hiebei fol es für ein grobes Werfehen, welches ben. EigentHiimer 
des Biches zum Schadensersatz verhaftet macht, angeſehen werden, WP 
eine Dienſtherrſchaft, es ſey ein einzelner Wirth oder eine ganze 
meinde, den in ihrem Dienſt ſtehenden oder anzunehmenden Hirten 
Schäfern und andern Dienſtbothen, welche fie gewöhnlich, oder auch ne 
zuweilen, zum Hüthen des Biches braucht, (nicht die in dem Hüthung® 
bezirk bezeichneten Schonungen an Ort und Stelle anweiſet, ihnen des 
Huͤthen darin mit Bekanntmachung der geſetzlichen Strafen unterfag‘ 
und dieſelbe, falls dennoch von den Hirten, Schäfern und Dienſebothen 
dawider gehandelt wird, und ſolches zu ihrer Wiſſenſchaft kommt, den 
SN nicht beſtraft, oder zur Beſtrafung der Behörde nicht ange“ 
zeigt hat. 


3 8. 15. A 

Keinem Hüthungsberechtigten ift es erlaubt, Vieh von unberechtſg 
ten Grundftücen, oder welches zum Handel erkauft ift, unter fei? 
Heerde aufzunehmen und zum Mißbrauch der ihm vergönneten Weide, in 
den Wald mit vortreiben zu laffen. x 


SRS à 

Die Maſtreviere müſſen vom erſten September jedes Jahres ab, ſo 
lange als Maſtung vorhanden ift, mit der übrigen Hüthung verſchonet 
werben. 

8. 17. 

Jeder Eigenthümer eines Waldes kann verlangen, daß die auf re 
ſelben haftende unbeſtimmte Holzungsgerechtigkeit, in Anſehung d 
Beennpolzes, auf ein beftimmtes Holsquantum fejtgefegt werbe. Dife 
Feſtlecung gefhiehet nach bem in den jebeémaligen Weftpreufifchen lun, 
schaftlichen Detarations -Principien enthaltenen Maaßſtabe. Jedoch wie 
iu Anfeging des Freiholzes zur Brau und Branntweinbrenneret be, 
fimmt, daß zur Brauerei auf jeden Winfpel Malz mit Inbegriff de 
Darrena y Achtel, oder im Nebdiſtrick 14 Klafter und davon ein DEI 
tel in hartem Holze, zur Branatweinbrennerei aber auf jeden Seit 
Branntweinfchrot 2 Achtel, und im Stegbijrict 2 Klafter weich D 
gerechnet werden follen, Š 


; $. 18. 

Bei der Beftimmung des Bronnpolzquonti für die Beredjtigten m) 

nur auf diejenigen Morwerker, Ctadlifements und SBuerpife, W? 

zur Beit ber Werleihung oder Erwerbung des Holgungsrechts in einem 

remben Walde anf dem berechtigten Guthe vorhanden geweſen, oder e 

infehung deren das Recht durch Verjährung oder fonft rechtlich eewo 
ben ijt, Rüͤckſicht genommen. 


: 819. e 
Zu dem Betriebe der Braus unb Brennerei kann ber Bolzund‘ 
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zachtigte nur dann das feſtzuſezende Brennholzquantum fordern, wenn 
em berechtigten Grundstücke ſchon Bei der Acquiſttion der Holzungsge⸗ 
boch tigkeit das Recht zur Brau⸗ und Brennerei zugeſtanden hat. Je⸗ 
och wird bei der Feſtſetzung des Holzbedarfs nur ein folder Betrieb 
80. Brauerei und Brennerei, als zu dem Bedarf des Guts und der 
derangspflchtigen, in ſofern nämlich die Zwangepflichtigkeit ſchon bef 
er Acquiſition der Holzungsgerechtigkeit exiſtirt hat, erforderlich tft, ans 
bee men. Den Holzungsberechtigten ſteht es aber frei, im Wege MA 
NE auszuführen, daß zur Zeit ber Acquiſttion des Holzungsrechts ein 
Bifeee Betrieb der Brauerei und Vrennecel, ale bei der isirung des 
Toc imholzbedarfe angenommen worden ift, (att gefunden habe, und diee 
St ſtärkere Betrieb ganz oder zum Theil noch ftatt finde. Iſt diefe 
ai tifuna geführet: fo muß das Brennbolzauantum, nad) Maaßgabe 
'éfe8 ſtärkern Betriebes erhoͤet werden. 


$. 20. 
Sur Ziegelet wird der Brennholzbedarf nue dann geliefert, wenn 
Ut Zeit der Verleihung oder Acguiſſtion der Holzungsgerechtigleit eine 
tgelei auf dem berechtigten Grundstücke geweſen, und eine ſolche Ans 
le auf demſelben auch noch vorhanden if. Der Betrieb der Ziegelei aber 
ird nur nach dem Bedürfniſſe des Grundstücks und der bei der Acgul⸗ 
ton der Holzungsgerechtigkeit darauf befindlich geweſenen Anlagen bes 
Kane, und Je tann daher, in Abſicht dieſes Ziegeleibetrlebes, die 
rennholzgerechtigkeit, wenn der Eigenthuͤmer des Waldes es verlangt, 
h ein mit der rechtmäßigen Benutzung im Verhältniffe ftehendes beſtimm⸗ 
dae uren feltgefegt werden. Sollte der Beſitzer einer Ziegelei aber bes 
daten wollen, daß er das Holz zum Betrieb der Ziegelei auch über 
c SBebürfnig feines Guts zu fordern berechtigt fen: fo muß er darüber, 
Entſtehung eines gütlichen Vereins, im Wege Rechtenb gehört werden. 

j. 21. 


9. 21. 

[^] Die Befuguiß, Bauholz aus einem Walde zu nehmen, erſtrecket 
„ in jo weit fie eine Grundgerechtigkeit if, nur auf dasjenige, 
DAS qur Unterpaltung oder Wiederherſellung ber jur Seit der Werleis 
ung des Rechts vorhanden geweſenen Wohn⸗ und Wirkhſchaftsgebaͤnde 
Wodderlic i. Zu neuen Anlagen alfo darf der belaſtete Wald das 
oe tols nicht hergeben. Wenn aber auch die veränderten Umſtände oder 
weinten Bedürfniſſe des berechtigten Guths, eine Verlegung oder Ere 
elterung der anfänglich vorhanden gemefenen Gebäude nothwendig mas 
zu, ſo kann auch dazu das erforderliche Bauholz aus dem belaſteten 

Walde genommen werden. 


. 22. 
h Wenn einer ganzen EN ober Gemeinde das Holzungsrecht 
legt: fo kommt ſelbiges in der Regul nur den angefeftgnen Wirchen, 
x aber den Ginlisgern oder Häuslingen zu. Auch kann bie Zahl der 
pefeffenen Grundbeſitzer, im Ganzen genommen, zum Nachtheile des 

afteten Waldeigenthümers, über die zur Zeit der Verleihung vorhan⸗ 

geweſene Anzahl nicht vermehrt werden. 

f $. 28. S n 

5j Einem jeden Freiholzberechtigten [oU das erforderliche und ihm ges 

dende Holz in derjenigen Forſt, worauf feine Holzungegerechtigkeit 
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haftet, angewieſen werden. IE eine Unzulänglichteit beffelben voran 
den: fo müſſen beide, der Waldeigenthümer ſowohl als auch der Bol 
berechtigte, eine nach dem Bedarf der beiberfeitigen Wirthſchaften ver 
Hältnipmäßig zu beſtimmende Einſchränkung fih gefallen laffen, de 
kuhet in einem ſolchen Fall die Befugniß des Eigentümers, Holz E 
dem Walde zu verkaufen, fo lange, bis der Mangel gehoben ijt. D 
der Eigenthümer des Waldes die Unzulänglichteit durch üble Wirthſchalt 
oder übertriebenen Holzverkauf ſelbſt veranlaßt, fo muß er bem Holzungz 
berechtigten nachstehen. Auch iſt der Holzungeberechtigte, um einem fü 
chen Mangel vorzubeugen, darauf auzutragen berechtigt, daß der Eigen 
füümer des Waldes angehalten werde, den Wald nach ordentlichen 


Schlagen zu bewirthſchaften. 


Iſt der Holzungsberechtigte nur auf eine gewiſſe Holzart eingefehmäuff; 
fo Hört fein Recht auf, wenn die beftimmte Holzart in dem Walde nich 
mehr anzutreffen if. Er kann jedoch den Eigenthümer zur Wiederan“ 
pflanzung der Holzart anhalten. ö 

d . 25 = 7 

Will der Waldeigenthümer den Holzungsberechtigten, wenn die 
Forſt, worauf die Gerechtigkeit haftet, den Holzbedarf bergugeben außtt 
Stande ift, oder falls die Holzgerechtigkeit allgemein, mithin nicht 
einen Wald befonders beftimmt oder eingeſchränkt ijt, auf eine andr? 
nahe belegene Waldung vermeifen: fo kann ſolches doch nur in der Art ge, 
ſchehen, daß die Herbeiholung des Holzbedarfs daraus nicht mehr als 
eine Tagereiſe erfordert. ' 


$. 26. 
Der Holzungsberechtigte kann das zu feinem Bedarf ihm angewie; 
Fene Holz in der Regul nicht verkaufen, ſondern er muß ſolches zu dem 
beftimmten Behuf verwenden. Sollten Umſtände eintreten, die ihn ab 
tbigen, mit der Ausführung des Baues oder ber Reparatur, wal Pi 
das Hotz fordern kaun, früher vorzugehen, als ihm foldes verabfolg 
worden: (o muß er dem Waldeigenthümer davon wenigstens Anzeige me. 
chen. unterläßt er dieſes und verkauft das Holz hinterher:? fo muß ae 
den Werth des Holzes dem Waldeigenthümer vergüten. Hat der Poll 
berechtigte aber das affigniete Holz verkauft, um einen Gelboortheil 8" 
ziehen, und den Bau oder die Reparatur unterlaſſen, oder das af 
nirte Holz zu einem andern Behuf verwendet fo muß er nicht nur den 
doppelten Betrag des Holzwerths als Strafe erlegen, ſondern es Lien 
bemfelben auch zum Bau oder zur Reparatur des Gebäudes, wosn Pos 
affigniete Holz beſtimmt geweſen, kein weiteres Holz bewilligt, vielmeh⸗ 
fell derſelbe, wenn es ein Unterthan it, mit Strenge angehalten WE 
den, den untzrlaſſenen Bau ober Reparatur annoch auszufuͤhren.— 
$. 27. 

Wird dem Holzberechtigten fein Bedarf, außer ber Forſt, orat 
er privilegirt ift, in einer fo entlegenen Gegend angewieſen, daß u 
Herbeiholung Deffelben mehr als eine Tagerelſe erfordert: fo muß M 
Gidenthümer des Waldes, auf geſchehene Anzeige, fid gefallen tafe 
daß der Holzberechtigte fih feinen Bedarf mehr in ber Nähe anto 
und dazu den Werth des angewieſenen entlegenenen Holzes mit verwen 
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Win der Waldeigenthämer dieb nicht geſchehen laſfen: fo muß er fatt 
des Holzes in Natur, den Werth nach der Forſttare enteichten. 


b. 28. 
Jeder, dem das Recht zuſteht, das benoͤthigte Bauholz aus eines 
Andern Walde zu holen, muß bei Neubauten und Reparaturen, nicht nue 
itjmige Bauart befolgen, welche nach dem Gutachten der Sachverſtän⸗ 
digen, in Hinſicht auf bie Beſtimmung des Gebäudes und auf die Locas 
litát, jedoch ohne Kückſicht auf den Vortheil des freien Bauholzes, die 
zweckmäßigſte und vortheilhafteſte ift, fondem er muß fih auch der Were 
anſchlagung und der durch den Waldeigenthümer zu verankıffendeu Reviſton 
unterwerfen. Der Eigenthümer des belaſteten Waldes hat dagegen die 
Vestindlichkeit, dem Freibelzberechtigten, welcher maſſis oder mit Some 
Merfteinen oder Lehmpatzen bauet, zu einigem Erſatz der dadurch entſte⸗ 
nden mehrern Koſten, den Werth des dabei gegen den Fachwerksbau 

erſpart werdenden Holzes zu vergütigeh, 


F. 29. 0 
Der Eigenthümer des belaſteten Waldes kann verlangen, daß bes 
Solzungsberechtigte bei neuen Gebäuden von Holz⸗ oder Fachwerk die 
wellen wenigſtens zwei Fuß über der Erde mit Gelbe und andern 
keinen unterlegen und untermauern Laffe, imgleichen daß bei Reparatur 
er alten Gebäude, wenn deren auf der Erde liegende Schwellen vers 
fault find, folde bis an den erſten Riegel untermallert werden, in wela 
hem Fall aber der verpflichtete Waldeigenthümer zur nothwendigen Bere 
bindung eine Schwelle von Halbholze mittlerer Güte geben muß. 


F. 30. 
* Rüftftangen, Holz zur Ausdielung ber Ställe, zur Bekleidung ber 

Siebel und zu andern ähnlichen Gegenſtänden, imgleichen Baun: und 

Hehegebolz, kann der Berechtigte nue nach dem beſondern Fuhalte der 
Privilegien und Judicate fordern, in fo weit dergleichen holzverſchwen⸗ 
"tfe Anlagen nicht fo, wie bereits die hölzernen Schornſteine, durch 
gemeine Poligeigefege unterſagt find, oder künftig noch unterſagt wera 
en möchten. : E 

. 31. 

f Da hölzerne Krippen in den meiſten Fallen ganz entbehrlich Find, 
5 fel dazu fernerhin kein Freiholz verabreicht, ausnahmsweiſe aber die 
"fetfigung der Krippen, Tröge und Kumme niemalen aus ganzen Baͤu⸗ 

pa oder Stücken Holz, ſondern nur von zuſammengeſchlagenen Boh⸗ 
n gestattet werden. 


J. 82. 
Eben fo wenig kann eine unbeſtimmte Holzungsgerechtigkelt auf 
freies Zaun- und Gehegeholz ausgedehnt werden. = 


F. 33. 
Freies Rug⸗ und Schierholz gebühret bloß denenfenfgen Holzberech⸗ 
flgten, welche nad) gre Privilegien, Shesjdjaibin gor und able 
tá uid na ires Privilegien, ieeirrinnges und Silken 


uc $. 84. 

Rey Die Gebäude, zu welchen der Waldeigenthümer das Bans und 

65 araturhotz unentgeltlich herzugeben verpflichtet ijt, darf derſelbe, ohne 
neurrenz des Berechtigten, in Abſicht des Holzwerths, bei einer öf 
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fentlichen Feuer⸗ Societät aſſecuriren laffen, er hat alsdann aber auch 
die Feuercaſſen⸗ Beiträge davon aus feinen Mitteln zu leiſten, und kann 
fih, im Fall eines entſtandenen Brandſchadens, den verſicherten oli 
werth zueignen. 


$. 85. 

„Die zum Lager- Naf- und Befeholze Berechtigten müſſen, glei den 
Heidecinntiethern, die geſetzten Holztage halten, nicht wehr Bolz ein 
fammeln, als ihre verfönlichen und Wirthſchaftsbecürfniſſe zur eue“ 
rung erfordern, keine Stubben rahden, und keinen Kiehn holen, wonn 
fie nicht dazu adedrücklſch berechtigt find, keine Werte, Beile, noch andre 
schneidende Inſtrumente mit in den Wald bringen, und in Apſicht der 
königlichen Forſßen alljährlich die Begitimationégettel löſen, in Absicht der 
übrigen und Privatwaldungen aber fid) mit den Anerkennungsſcheinen verft 
hen. Diejenigen, welche bloß zum Raff⸗ und Leſeholzholen berechtigt 
find, duͤrfen zwar ber Regul nach, in Ermangelung deſſelben, ſtehendes, 
felbft abgeſtandenes Holz nicht fordern. Hat aber der Waldeigenthümer 
durch feine Vorkehrungen und Anftalten einen Mangel an Raff⸗ und E? 
ſeholz biwirket, [o muß derſelbe für die dazu Berechtigten beim Hold 
fällen, Zacken unter drei Zoll Stärke zur Gewährung ihres Bedarfs lie 
gen laffen, widrigenfalls ihnen eine Bergütigung im ſtehenden Holze oder 
durch Surrogate zu ihrer Nothdurft fo lange reichen, bis der Mang 
an Naff⸗ und Leſeholz aufhört. Auch können Diejenigen Berechtigten, 
welchen die freie Feuerung in Lagere Raff- und vefeholz für die zu teb 
fienden- Dienſte zugeſichert worden, wenn kein Lager⸗Raff⸗ oder Lefehold 
in der Forſt mehr bafindlich ijt, auf ſtehendes Holz oder Surrogate I 
ſpruch machen. 8 


9. 86. 
Von allem freien Bau⸗ und Nusholze aus Königlichen Forſten muß 
das in der Holztare beftimmte Stammgeld, und gußer dem, wenn es Gi⸗ 
chen⸗Nuß⸗ oder Bauholz ift, noch das Pflarzgelg erlegt werden. 
nahmen hievon finden nur ſtatt: 
a) in Unfehung desjenigen Holzes, welches zu den Königlichen, geif 
„ lichen, Schul- und andern öffentlichen Gebäuden gegeben wird; 
^) in Anſehung desjenigen Freiholzes, welches Den Neuanbauenden 
auf abgebrannten oder wuͤſten Stellen in den Städten, oder 
Königlichen Schaarwerksbauern bewilligt wird, 
©) in Anſehung derjenigen Freiholzberechtgten, welche nach ihren Ver, 
schreibungen, worunter auch Judieate zu verftehen find, oder darch 
rechten ſührten Beſioſtand von der Erlegung des Stammngelke, 
ausdrücklich befreiet ſind; jedoch mifem die sub b et c benannten 
Freiholzempfäuger, wenn fie Eichenholz, erhalten, dennoch P 
Apilanggelb bezahlen. N 
eb 


. 87. bi 
Shen fo müſſen OR welche aus königlichen Forſten feel $ 
Brennholz erhalten, das feftgefegte Stammgeld bezahlen, wovon jede 
ausgenommen ſind: 
a) diejenigen Deputanten, welche das Holz für ihre Dienfte empfan⸗ 
gen, und bisher kein Stammgeld entrichtet haben, desgleichen 
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by diejenigen Berechtigten, welche nach ihren Werfchreibungen, durch 
Judicate, oder aus Verjährung, fih in der Befreiung vom Stamm⸗ 
gelde befinden. 


9 9, 88. 
tech len übrigen Priwat⸗Waldeigenthämern wird ihre etwanige Ge⸗ 
sitfune, Stammgeld von den auf ihren Wäldern zum freien Bans 
Wis nn Btennholzberechtigten fordern zu können, beſonders vorbe⸗ 
n, 
Í J. 89. E * 
kann eder Freiholz⸗ Deputant fei da, wo ihm Torf gegeben werden 
ui wenigſtens die Hälfte des Deputat⸗Brennholzes in Torf anzuneh⸗ 
dien oder wenn er den Sorf nicht annehmen will, jid) mit der Vergis 
[ed 75 Brennholzwertheb in Gelde nach der Forſttaxe zu begnügen, 
ig fern, 
Die Quantität des dem Brennholze zu Tubftituirenden Torfs richtet 


fo über nach der Güte deſſelben und der Reichhaltigkeit des in demſel⸗ 


befindlichen Brennſtoffs. 


$. 40. 
nin Jeder Stadtbewohner“ Bauer, Halbbauer, Goſſäthe, Büdner, Golo⸗ 
dal unb Einwohner, weicher Bau Reparatur- und Brennholz, oder 

eine oder das andre, ganz frei oder unter der vollen tarmüfigen 
fü lung aus den königlichen Forſten ſowohl, als auch aus den Rèm: 
Peil Kirchen Schrlen = Hospitals» Bürger Borfs + adelichen und andern 
an bar Heiden erhält, ift zur unentgeltlichen Leiſtung der Forftdienfte 
Gi am, Eggen, Hacken, zum Sammeln und Liefern der Kiehnäpfel, 
paati und Buchnüffe und zu andern auf die Verbeſſerung und Inſtand⸗ 
bac der Forsten abzweckenden Verrichtungen, für den Beier des 
fi teten Waldes fernerhin verbunden, in ſofern diefe Forſtdienſte bisher 
Won, üblich geweſen, und von den Berechtigten geleiſtet worden finb. 
ats. aber keine frühere Verpflichtung dazu obgewaltet hat, koͤnnen der⸗ 
ichen Dienfte eben fo wenig von den Berechtigten, als von denenjeni⸗ 
m Einſaßen, welche jene Vortheile nicht genießen, fondern nur Naff- 
beſeholz gegen die Einmiethe erhalten, gefordert werden. 


5 8.41. 
gen Die Forſddienſte ſollen nur in den Amtsbegirken, oder bei bemjeni- 
* Nitterguthe, wo bie Einſaßen wohnen, oder nur in demjenigen 

bezirk, worauf fie zum Freiholze berechtigt find, oder woraus fie 


[on 
ches zur Zeit erhalten, geleiftet werben. 


5 9.42. 
tet Jin jeder Freiholz geniefende Ginfofe, der zu Forſtdienſten verpfüch⸗ 
ehen jährlich, und zwar: ^ i 
vim Vollbauer, welcher eine Hufe Gulmifd) oder zwei Hufen Mag- 
deburgiſch beſitzt, E N 
Einen Morgen Magdeb. pflüͤgen, 
Zwei Morgen Magdeb. eggen und 
ba Zwei Scheffel Kiehnäpfel abliefern; 
zin Halbbaner, welcher unter einer Hufe Eulmiſch befit, imglei⸗ 
chen ein Gefpann haltender Goſſäthe, 
m Einen halben Morgen Magdeb. pflügen, 
eſtprenß. Prov. ⸗Recht. Bd. II. 
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Einen Morgen Mag deb. eggen, und 
Einen Scheffel Kiehnäpfel abliefern; 
c) ein Goloniſt, oder Buͤdner und Einwohner aber + 
Zechen Auadrateuthen umhacken und 
Einen halben Scheffel Kiehnäpfel abliefern. f 
Bei den Freiholz genießenden Städte⸗ Einwohnern wird eg in glei 
cher Art gehalten, fo daß ein Bürger, der Kaufmannschaft oder ein 
andres einträglicheres Gewerbe treibt, einem Vollbauer, der gewöhnliche 
Profeſſſoniſt aber einem Halbbauer, und der Vefiser einer Büdnerſtelle 
einem Goloniften oder Bühnev auf dem Lande gleich geachtet wird, mir 
hin die Dienſte hiernach leiſten, und das beſtimmte Maaß Kiehnäpfe 
abliefern muß. ET 


Die nach den obigen fffeBungem zu Teiftenden Spaun⸗ und Hand“ 
dienſte koͤnnen auch zu Tonft nöthigen Forftverbeiferungen angewendet WET 
den, und es wird daher zur Beſtimmung des Verhältniſſes der verfi" 
denen Forſtverbeſſerungedienſte, und zwar in Gemäß heit des Snittljaber 
der Preife, welche bei Verrichtung ber Cultur - Arbeiten für Geld bezahl 
zu werden pflegen, feſtgeſetzt: daß 

a) ſtatt des Pflügens Eines Morgen Magdeburg. entweder 

„Bier Morgen geegget oder 
Achtzig Quadratruthen umgehacket, 
mithin von einem Vollbauer oder Großbürger, ſtatt 
Ein Morgen zu pfluͤgen und zwei Morgen zu eager, 

4 Einhundert zwanzig Quadratruthen, 5 
von einem Halbbauer, Gojjátjen oder Kleinbürger aber, ftaté = 
Morgen zu pflügen und Morgen zu eggen, 

Sechzig Quadratruthen 
umgehacket werden muͤſſen. 
b) Fuͤr einen Morgen zu pflügen, werden auf eine Entfernung 
von 4 oder 4 Meile drei Fuhren, 
= $ ober 1 Meile. . zwei Fuhren, 
= 14 oder 2 Meilen . . eine Fuhre, 

mit Auf⸗ und Abladen gerechnet, und bie Saft einer Fuhre eg 

16 Scheffein Kiehnäpfel, alfo ohngefaͤhr auf das Gewicht von, 

Winfpel Roggen beftimmt werden. Bei dem Tanger oder Re, 

fahren müſſen Erndte⸗ oder Augſtwagen genommen werden, ala 

die Dienſtpflchtigen das Neifighauen verrichten, und fo viel auff 

den, als über den Leitern unaufgebunden liegen kann, ober doch v 

gewöhnliches guber ausmacht. Das Reiſtg muf ben Dienftpfiiß 

gen an ſolchen Orten angewieſen werden, mo in einem Umkreiſe von eit es 

„ halben Biertemeile ein gutes Fuder gehauen aufgeladen werden EM 10 

€) Auf zwei Morgen Magdeb. zu eggen werden ein halber Morge er 
pflägen, oder zwei Fuhren Kiehnäpfel auf eine Weite von + © 

+ Meile, oder eine Fuhre auf! oder 1 Meile gerechnet. 6 

ch, Dem Pftúgen eines Morgen, oder dem Eggen vier Morgen MEN, 
beb, werden vier Ruthen eines vier Fuß tiefen, fünf Fuß oben 
deei Fuß unten breiten Grabens im ganz fondigen Boden, oder un 
zwei und zwei Drittel Ruthen eines ſolchen Grabens im lehm ig 
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oder fleinigten Boden, mit gehörig aufgeſetztem und mit Raſen be 
legtem Wall zu ziehen, oder ; 
Sechzehn Quadratruthen im ganz fandigen, oder acht Quadratru⸗ 
then im lehmigten oder ſteinigten Boden 
gut umzugraben, ober 
drei Winſpel Kiehnäpfel aus dem Gade mit der Hand längs 
der Furche gut auszuſäen, t 
gleich geachtet. 
©) Bei ſonſtigen Forſtarbeiten, die nicht füglich anders, als nad) Ta⸗ 
gewerken beſtimmt werden können, als z. E. Aushauen der ſich auf 
den Feuergeſtellen zu nahe kommenden Zweige, Abhauen und Bers 
breiten des Meifigs, over Wenden der Kiehnäpfel, folen ftatt einen 
Morgen zu pflügen, zwei Tagewerke; und ſtatt zwei Morgen zu 
eggen, ein Tagewerk tüchtiger Arbeiten, jedes zu 12 Stunden ges 
rechnet, gelsiftet werden. 2 
Bei der Verwandlung der Dienſte der Buͤdner wird das Verhältniß 
gegen bie Vollbauern, bei dem Hacken zum Grunde gelegt, und bare 
nach deren Maaß bei andern Arbeiten berechnet. 


i 8.4 
In der Regul follen die Forſt⸗Verbeſſerungs⸗ Arbeiten den Dienſt⸗ 
plcchtigen zugemeſſen und nur ausnahmeweiſe der Beſtimmung des voz 
tiden J. lit. e gemäß nach Tagewerken geleiſtet werden. Die zugemeſ⸗ 
ene Arbeit muß vollkommen gut und tuͤchtig gefertiget werden, und die 
Dienftpfticptigen find ſchuldig, wenn fid ein Mangel beiden von ihnen ver⸗ 
richteten Arbeiten findet, ſolchen Bi pl Anweiſung ſofort abzuhelfen. 

5 


Die von ben dienſtpftichtigen Städtebewohnern und Einſaßen des 
Platten Landes ;abzuliefvenden Kiehnäpfel müſſen jährlich vom eren Nos 
eber bis in ber Mitte des Februar, und weder früher noch fpåter, 
kligefummele, fpäteftens aber bis zum erflen März an bie von den Forſt⸗ 
dienten, Magiſträten, Heideherren, oder den Gutsobrigkeiten und Mal 
"flefeen zu beſtimmenden Oerter in gehäuften Scheſſeln abgeliefert werz 
ben. Bei der Ablieferung werden für jeden gut gemeſſenen Scheffel fies 
ler, Groſchen neun Pfennige Preuß. oder zwei gute Groſchen an den Hb- 
lieferer bezahlet. 


a 
ti 


8. 46. 
die Wenn die Kiehnåpfel in einem Jahre dergeſtalt mißrathen ſollten, daß 
ge Dienſtoflichtigen ihrer gedachten Schuldigkeit ganz oder zum heil nicht 
Sarden könnten: fo muß ſoiches feon gegen den erſten Januar des 
PR bem Revier⸗ Forſtbedienten, Magiftratss Beideheren oder ber Gutö- 
rſchaft angezeigt werden. Im Fall gegründet befundener Anzeige fol- 
ober Mate der Klehnäpfel, halb fo viel Eicheln oder Buchnüffe geliefert, 
ande wo keine Eicheln oder Buchnüſſe in der Nähe zu ſammeln find; 
dag Forſtdienſte ſubſtituiret werden, und zwar nach dem Maßftabe, 
[^ für jeden Scheffel nicht abgelieferter Kiehnäpfel die Ziehung eines 
mit aun von vier Fuß tief, fünf Fuß oben und drei Fuß unten breit, 
Lan, gehörig aufgefe&tem und mit Raſen belegtem Wall, zu zwei Stntpen 
fus m ganz ſandigen, oder zu einer Ruthe Länge im lehmigen oder 
nigen Boden gerechnet wird. 


387 
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Dahingegen findet die Nachforderung der in einem Mißwachs⸗ Jahre 
nicht gelieferten Kiehnäpfel niemals ſtatt, vielmehr müſſen die Verpflich⸗ 
teten jid) die Verwandelung in andre Forſtdienſte unweigerlich gefallen 
laſſen, und in jedem Jahre, falls die Dienfte ſaͤmmtlich erforderlich 
find, ihren ganzen Dienſt abthun; wie denn übrigens auch die in einem 
Jahre nicht gebrauchten Forſtdienſte niemals in den folgenden Jahren 
nachgefordert werden dürfen. N 

. 47. 


$ 
Die vorbeſchriebenen Forftdienfte folen jedesmal außer der Saat⸗ 
und Erndtezeit gefordert und geleiſtet werden, und beſonders das PH 
gen im Herbſt nach beſtelltem Winterfeld, und im Frühjahr vor der 
Saat geſchehen. 
Tit, III. Von der Jagdgerechtigkeit, Sagbnugung und 
s ben Wolfs⸗Jagden. 


$L 

Die Jagbogerechtigkeit darf nur derjenige auf ſeinem oder einem 
fremden Grundstücke arsüben, welcher durch gültige Verleihungen oder Gon 
tracte, durch den ruhigen Beſie vom Jahre 1740 in den Marienwerder? 
und Rieſenburgiſchen Kreiſen, und vom Jahre 1797 in Weſtpreußen und 
dem Netzdiſtrict, oder durch eine vier und vferzigjährige Verjährung, felbige 
erworben hat. Die adelichen Güter in Weſtpreußen und dem Negdijteit 
ſind der Regel nach zu allen Arten der Jagd berechtigt. 


$ 2. f 
Bei Eintheilung ber Jagd in bie hohe, mittel und kleine ober ni” 
dere Jagd werden gerechnet, * 

a) jur oben Fun Elende, Hirſche oder Rothwildpret, Schwäne 
und Auerhähne; 3 
b) zur mittel Jagd: Rehböcke, Keiler, Baden, Friſchlinge, pih 
pübue und Hafelpühnerz i 
€) zur kleinen oder niedern Jagd: Pafen, Dachſe, Kraniche, Reihe 
Trappen, Rebhühner, Schnepfen, wilde Gänſe, wilde Enten, Wi 
ſerhühner, Waſſerſchnepfen, wilde Tauben, Kibige, Wachteln, 
Krammetsvögel, Lerchen und alles übrige kleine Wildpret. 

E 


Mer eine der vorftegenden Sagdarten zu betreiben befugt ift, DA 
bat auch das Recht, in feinem Jagdoiftziete alle Raubthiere, als, Bir 
tem, Wölfe, Luchſe, Füchſe, Steen, Habichte und andere, imgleidi 
Biber, mit und ohne Schießgewehr zu tödten. Wer aber nbere AR 
weife die Jagd ausübt, auf fremden Revieren Wildpret tödtet und fi 
ſolches zueignet, der hat die unten verordneten Strafen verwirkt. 

4. 

Jeder zur Jagd Berechtigte darf ſolche nur dergeſtalt nutzen / baf 
der Wildpretſtand confervigt bleibt; des Endes wird feftgefeGt, daß an 
Zagdberechtigten die Jagd entweder ſeloß in Perſon, oder durch EISEN, 
liche Su keinesweges aber durch Schäfer, Hirten, Bauern oder ht 
dere untüchtige Leute ausüben offen müſſen; wer dawider handelt. [uA 4 
der Jagdnutzung auf zwei Jahre werluftig, Steht indeſſen einer phe 
ſchaft die Jagdgerechtigkeit zu: fo foll doch ſolche niemals von den 
rechtigten ſelbſt ausgeübet, und den Handwerksleuten, Proſeſſioniſten © 
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andern gemeinen Bürgern, auf die Jagd zu gehen, uicht geſtattet 
werden. 1 


9. 5. 

Die Waldaufſeher der zur Jagd nicht berechtigten Waldeigenthuͤmer 

ffen, bei der auf die Jagd⸗ontraventton feſtſtehenden Strafe, ſich 

alles Jagens enthalten, und folen nicht befugt ſeyn, mit Schießgewehr 
in den Wald zu gehen. 


d 9.6. D 
Während der Setz⸗ und Brütezeit darf, in der Regul, von Nieman⸗ 
den Wildpret geſchoſſen werden, bei Vermeidung der darauf feſtgeſetzten 
Strafe; jedoch foll denenjenigen, welchen die Mitteljagd verliehen oder 
erpachtet ift, erlaubt ſeyn, zu ihren außerordentlichen Ausrichtungen, 
mithin zur eigenen Gonfumtion, nicht aber zum Verkauf, Stepbódie und 
Schweine zu ſchießen; Desgleichen wird den zur Mittelſagd Berechtigten 
nachgelaſſen, wenn das Schwarzwild zur Sommerzeit in die Getreidefel⸗ 
der austritt, ſolches zu ſchießen. Der Verkauf alles Wildprets auf den 
Märkten ift während der beftimmten Schonzeit ohne Auönahme verbo⸗ 
ten, Tragende Thiere, oder Thiere mit Kälbern, desgleichen Rehrücken, 
Auer⸗ und Birkhühner, Dürfen gar nicht geſchoſſen und gefangen wera 
den. Die Setz und Beütezelt fängt mit dem erſten März an, und bort 
am vier und zwanzigſten Auguſt auf, in Unſehung der Elendthiere und 
nn) (gen mit ben. eiten November ihren 
fang, Von dieſer Schonzeit find jedoch ausgenommen: alle Raub⸗ 
tiere, imgleichen Dachfe, Biber, wilde Glanfe, wilde Enten, Kraniche, 
Aeiher, wilde Tauben, Schnepfen, Krammetsvögel, Waſſerhüͤhner und 
aſſerſchnepfen, als welche zu allen Zeiten geſchoſſen und gefangen 
werden können. 


$7. E 

Niemand darf Federwildpret, Singe- und Zugvögel mit Schlingen, 
Schleifen oder Garnſäcken einfangen, oder von demjenigen Wildpret, 
welches geſchonet werben foll, während der Setz⸗ und Brütezeit, Junge 
Wer. Eier ausnehmen. Kiebizejer können jedoch bis zum erſten Mai auf 
einen Grlaubnißzettel des Revier⸗Forſtbedienten oder des Jagdberechtig⸗ 
ten ausgenommen werden. Nur Jagdberechtigte durfen Dohnenfteige und 

'ogelheerde, zum Fangen der Krammetsvöͤgel, aulegen. 


$. 8. : 

a Bom erſten März bis zum erſten September darf Niemand mit 

Jagd- oder Windhunden jagen, noch weniger fi) erlauben, Bebufs der 

Jagd, über beſäete Felder zu gehen, zu reiten oder zu fahren, auch find 

un dieſem Zeitraum alle Klapper⸗ und Freib⸗Jagen, mit Ausnahme der 
za anzuordnenden Seibjagen auf Wölfe, verboten. 


i 9. 9. 1 
3 Niemand darf in Wäldern oder auf Jagd⸗Revieren, woſelbſt ihm keine 
dandgerechtigkelt zuſteht, mit Schießgewehr gehen, noch Jagdhunde frei 
aufen laſſen, am wenigsten aber Wildpret erlegen. Reiſenden fell zwar 
fen feyn, zu ihrer Cicperheit OSchießgewehe mit pu führen, fie mife 
18 aber auf den öffentlichen Landstraßen und Wegen bleiben, auch fei 
en Schuß, außer im ẽhöchſten Nothfalle, zu ihrer Vertheidigung thun. 
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F. 10. D } H 
Die Schäfer, Hirten und Feldhüter müffen ihre Hunde genau in 
Acht nehmen, daß fie fih nicht von ihnen entfernen, noch dem Wilde 
Schaden zufügen. Hunde, welche in den Waldungen, auf den Feldern 
und Landstraßen frei herum laufen, und nicht neben ihren Eigenthümern 
gehen, oder an Stricken geführet werden, oder gehörig geknüttelt ode 
an der Hinterheſfe gelaͤhmt oder mit Beißriemen verſehen find, ſo wie 
auch Katzen, die auf Jagdrevieren herum laufen, können von den Forf 
bedienten, Waldaufſehern oder Jägern der Jagdberechtigten todt ges 
ſchoſſen werden. Sind jedoch Tagos oder Windhunde, während der von 
einem Jagdberechtigten auf feinem Revier angefangenen Jagd, bloß 
übergelaufen, und hat der Jäger alles gethan, um ſie zurück zu rufen, 
fo können fie nicht getödtet, ſondern bloß gefangen werden und muffe 
dem Eigenthümer gegen Entrichtung eines Pfandgeldes von acht au 
Geoſchen für daß Stuck zurück gegeben werden. (Allgem. Land⸗ Recht 
Ab. II. Tit. 16. f. 66) N 
$. 11. 
Selbſtgeſchoß zu legen, wird Jedermann, mithin auch den Jaghe 
rechtigten, ganglid) unterſagt. x 
$ 12. sa 
Kein Jagdberechtigter, deſſen Jagdrevier an audrer Gigentpümt 
oder Jagdberechtigten Heiden und Geheege ſtößt, darf auf den Grenzen 
oder nahe an denſelben die Hunde löſen, und bie Jagbfolge eines an 
gehetzten Stück Wildes ausüben; in fo fern aber durch beſondere B 
trage die jagdberechtigten Nachbarn auch die Folge bei der Hetze unter 
ſich feitgefenet haben, „bleibt ihnen die Beſtimmung der dabei zu beol 
achtenden Modalitäten fberlaſſen. Wenn hingegen ein zur Fagdfolge Be 
rechtigter auf feinem Reviere ein Stück Wildpret angeſchoſſen hat, und 
folches in ein benachbartes fremdes Jagdrevier übergeht: fo darf das 
angeſchoſſene Wild nur mit ungeladenem Gewehre, ohne gelöfeten Hund“ 
und nach vorgängiger Neguifition des Jagdberechtigten der Nevtere, 
welche ſolches übergetreten ijt, jedoch nur benfelben Tag bis gegen den 
Abend, verfolgt werden; wird auf bíefer Folge das Stück Wild gefün⸗ 
den; fo muß es bem zur Jagdfolge Berechtigten verabfolgt werden, dies 
fer ift aber, bei Strafe der Wild Defraudation, nicht befugt, das Wil 
bei der Folge auf einem fremden Reviere noch ein⸗ oder mehrere Male 
onzuſchießen. uf 
Hat aber eln zur Jagdfolge nicht Berechtigter ein Stuck Wild M i 
feinem Jagdrevier angeſchoſſen, und bnffelbe tritt in die Seiden ode 
Gehege feines jagdberechtigten Nachbars übers fo muß er, nach vor 
gängiger Bezeichnung des Orts, wo das Wild geſchoſſen worden, dem 
jopbbeesfigen Nachbar binnen 24 Stunden davon Anzeige machen? 
wird dann das angeſchoſſene Wild, bei der auf diefe Anzeige vorzet 
menden Verfolgung der Spur gefunden: fo gehöret zwar das Wild ipee 
jenigen, auf deffen Jagdrewier folches gefunden it, derſelbe muß poni 
dem Schützen das Schießgeld und bie Hälfte des Werthe vengitigtt ma 
fern er dieſem foldes nicht gegen Erlegung der andern Hälfte des Werthe, 
nach Abrechnung des Schießgeldes, überlaffen will. 


Den 8. October 1805. 599 


Wer die Jagbfolge ausübt, haftet für allen Schaden, der dadurch 

auf fremden Saatfeldern und Wieſen fupe wird. 

8. 15. 
Derjenige, welcher Hirſchſtangen in den Heiden und Wildbahnen 
findet, iſt nicht berechtigt, ſolche ſic zuzueignen, vielmehr verbunden, 
Viefelyen an den Waldeigenthümer oder deffen Aufſeher gegen eine Bez 

hung won dem halben Werthe abzuliefern. ^ 
14. 


Wenn Fallwildpret auf ben Jagdrevieren angetroffen wird, darf 
der Finder ſich ſolches nicht anmaßen, ihm ſoll aber, wenn er dem 
Jagdberechtigten zeitige Anzeige davon macht, die Hälfte des Werths 
zur Belohnung gereicht werden; b 

15. 


: 8. 15. d 

Naubthiere, die der Jagdberechtigte nach vorftehendem F. 3. zu töd⸗ 

ton das Recht hat, iſt auch jeder Andre zu ködten befugt, nur darf ein 

folger zu dem Ende nicht mit Schießgewehr und Hunden, ohne des 

Jagdöerechtigten oder Jagdpächters ausdrückliche Erlaubniß, auf deffen 
agdbezirk kommen. 


9. 16. 

Auch das Wild, welches fid) in Gärten, Höfe oder andre au Wohn⸗ 
gebäude ſtoßende geſchloſſene Plätze eingedrängt hat, kann ein Jeder 
Fangen und tödten; er darf fid aber dazu keines Schießgewehres dedie⸗ 
nen, und muß das gefangene oder erlegte Wildpret dem Jagdberechtig⸗ 
ten gegen Empfangnahme des gewöhnlichen Schießgeldes abliefern. (ull⸗ 
em. Landrecht Th. I. Tit. 9. 9. 149.) ; 


§ 17. E 
Wird jemand von wilden Thieren angefallen: fo find ihm zur Vers 
theidigung feines Lebens und feiner Geſundheit alle Mittel, dieſelben zu 
Adten oder von ſich abzuhalten, erlaubt. Wilde und andre reißende 
hiere bleiben in dieſem Falle demjenigen eigen, der fie gefangen oder 
getödtet hat, und nur wenn Hirſche oder Schweine oder andres derglei⸗ 
chen Wild bei dieſer Gelegenheit getödtet ober gefangen worden, müfjen 
Em Jagdberechtigten gegen Erſatz des Schußgeldes ausgeliefert 
en. 


: 9. 18. 

Wo mehr als zwel Wölfe geſpüret werden, ſtehet es jeber Dxtd- 
tigkeit frei ein Treibjagen anzuſtellen; es fol daher jeder königliche 
berförſter, beſonders derjenige, bei welchem das Wolfszeug in Ber- 
wahrung it, gehalten ſeyn, auf die Anzeige davon, die Jagd fofort an⸗ 
ducum und zu bitigiten, und keine SBolféjagb anders, als unter Lei- 
be, des Oherförſterb, gehalten werden, theils um die damit jederzeit 
Feten Gehe abzuwenden, theils um Jagd- Gentraventionen zu vere 


$. 19. 
d Zur Austottung dieſer Raubthiere, als allgemeiner Feinde der Na⸗ 
Ou, muͤſſen alle Unterthanen beitragen. Es [^ daher zur verhältniß- 
mäßigen Geftellung der bei einem Wolſczeuge mit Xubegriff der Treiber 
lüb tüchtigen Mannſchaften, alle Städte, Dörfer, Güter, Etabliſ⸗ 
mentë und ertet, welche in einem Umfange von zwei Meilen, wo 
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die Welfsjagd gehalten werden folk, belegen find, verpflichtet, fie mögen 
Holzungs⸗Hüthungs⸗ oder andre Forftgererhtigkeiten und Forſtwohlthaten 
genießen oder nicht, auch nach der bisherigen Obſervanz bei. Geſtellung 
der Leute zu den Wolfsſagden concurrirt haben oder nicht; dahingegen 
muͤſſen diejenigen Einſaßen, die in einer gröͤßern Entfernung von der zu 
haltenden Wolfsjagd wohnen, jederzeit befreiet bleiben, desgleichen alle“ 
welche durch Privilegien oder ſpecielle Verordnungen ausdrücklich davon 
eximirt ſind. 3 


$. 20. 

Die zu jeder Wolfsjagd erforderlichen Leute ſollen von, ihren Ortz 
obrigkeiten, welche bloß tüchtige Mannsperfonen zu geſtellen verbunden 
find, dazu aufgefordert und angewieſen werden. Die geftellten Leute 
mifen den Anordnungen des die Wolfsſagd birigirenben Forſtbedienten 
willig gehorsamen, und dürfen fih nicht eher entfernen, als bis die 
Wolfsjags völlig beendigt worden, und fie von dem Forſtbedienten ver“ 
leſen ſind. N 4 

. 21. 

Nach geendigter Wolfeſagd muß der Forſthebkente, welcher die DË 
rection gehabt hat, ein genaues Verzeichniß von den gefangenen oder 
getödteten Raubthieren an die Cameralbehörde, zur Bewilligung der 
Prämien dafür einfenben. Auch denenfenigen, welche außer dieſer Ja 
Wären, Wölfe und Luchſe tóbten, werden bie im Tit. IV. § 59. beſtimm⸗ 
ten Prämien zu Theil. 


$. 22. 

Jeder Obrigkeit und jedem Beamten ſteht es frei, auf ihren Fel 
dern ober in ihren Heiden, an den dazu bequemen, jedoch abgelegenen 
Oertern, auf ihre Koſten Wolfsgruben anzulegen. Dieſe Wolfsgruben 
mifen aber gehörig marhet werden, und wenn etwa ein Stück BI? 
darin zu Schaden kommen ſollte, muß ſolches von denenjenigen Obrig“ 
keiten und Beamten, welche nicht ſelbſt zur Jagd berechtigt find, unge 
ſäumt an den Königlichen Forſtbebienten oder den ſonſtigen Jagdberech⸗ 
tigten abgeliefert werden. " 


9. 23. 

Die Ubdeder find ſchuldig, auf Verlangen der Waldeigenthümer 
nicht nur die Luderſtellen und Wolfsgärten richtig zu halten, ſondern 
auch das Luder an ſolche Oerter zu bringen, die ihnen won den Gori” 
dienten oder Waldauſſehern beſtinmt werden; jedoch folen bieftlbth 
nicht angehalten werden, das Luder über eine Meile zu verfahren. * 
Scharfrichter müſſen alfo ihre Abdecker zur Erfüllung diefer Verbinde 
(5d anhalten und felbige mit den erforderlichen Karren und Pferden 
verſehen. ` x 
Tit. IV. Bon den bei gorft-DolssGütfunge- unb Jagdver“ 

brechen ſtatt findenden Strafen, und Prämien 
für die Entdeder. 


+ 9. 1. 2 

Wer in ber Abſicht, die Forſtgrenzen zu verdunkeln, Grengmätee Ü 
der Got verrückt, wegreift oder vernichtet, ober Grengbhume, Befaddigt 
oder abhauet, der fol um den doppelten Betrag des dadurch geſuch 
Vortheils beſtraft werden. (II. 20. 1403.) 
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8. 2. 

Wer fih ſonſt an Grenzmälern oder Greuzbäumen, an Schonungen 
und deren Graben, an Schlagbäumen, Wegweiſern, Statüen, Waruungs⸗ 
fafün und andern in den Forſten aufgeſtellten Zeichen vergreift und 
Folie, oder die Bedeckung beſbeter Sandfchellen beſchädigt, wird, nach 
Tinet dabei gehabten Abſicht, nach Beschaffenheit des verübten Muth⸗ 
Willens, ſeines Alters, Standes und des zugefügten Schadens, wenn 
bloß Muthwille oder eine geringe Beschädigung vorwaltet, mit breitägi⸗ 
ber bis vierwöchentlicher Gefängnißſtrafe; wenn ein erheblicher Schaden 
derurſacht worden, mit vierwöchentlicher bis zweijähriger Gefängniß⸗ oder 
Zuchthausſtrafe; wenn aber die Beſchaͤdigung aus Bosheit oder Rache 
feſchehen, und damit keine Gefahr für das Publicum verbunden gewe⸗ 


fen iſt, mit einer Jeſtungs⸗ oder Zuchthausſtrafe von drei Monaten bis 
zu drei Jahren belegt. 


8 

Wer in den Wäldern und das ober auf den Grenzen derſelben, 
Ohne dazu wiſſentlich berechtigt zu ſeyn, rahdet, foll mit funfgig Thaler 
Geldbuße oder dreimonatlicher Feftungeftsafe belegt werben. 


Derjenige, welcher in einem Walde oder einhundert Schritte von 
demſelben Feuer anmacht, oder in den im Walde, oder in einem gleis 
n Bezirk um denſelben, belegenen Gewäſſern Bei Kiehm⸗ ober anderm 
Feuer fiſchet oder Erebfet, , foll, wenn gleich keine böſe Abſicht damit 
rerbunden geweſen, auch kein Schaden geſchehen ift, nach Verhältniß der 

tife der Gefahr, die daraus Hütte entſtehen können, iw eine Geldbuße 
on zwanzig bis fünfzig Thaler oder in verhältnißmaͤßige Gefängniß⸗ 
frage verfallen ſeyn. 


9. 5. 
„ Wer beim Kohlenſchwelen die im Tit. I. g. 16. enthaltenen Polis 
kivorſchriften unbefolge läßt, ſoll mit einer vierwzchentlichen Gefüngniß⸗ 
Renfe belegt werden. 


$. 6. 

Wer aus Muthwillen einen Theerofen ſprengt, ſoll, außer dem 
Erfag des Schadens; auch wom kein Schaden geſchehen if, mit körper⸗ 
Ager Züchtigung, oder verbáltnifmáfiger Geldbuße, oder mit Gefäng⸗ 


VB» Zuchehans⸗ oder Geftungejtcafe von drei Monaten bis zu einem Jahre 
"egt. werden. t 


DEA 

f „Wer die beim Ausbrennen der Wieſen oder Aecker ertheilten Vor⸗ 
"beiften nicht beobachtet, wird mit einer Geldbuße von funfzig Thaler 
beur mit einer dreimenätlichen Feſtungeſteafe belegt, und muß außer⸗ 
em den etwa verurſachten. Schaden erſetzen. 


à bis Michaelis ein Feuerzeug oder andres Inſtrument zum 
Bressnaaden pei id führer. ina $ 


2 ' 
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` 8. 9. 
Wer durch Uebertretung der im erſten Titul $9. 15. 16. 19. u. 21 
vorgeſchriebenen Polizeigeſeze eine wirkliche Feuersbrunft in den gott?" 
veranlaßt, der fol, nach Verhältniß des entſtandenen Schadens, mi 
Gefaugniß⸗ oder Arbeitehauefteafe von ſechs Monaten bie zwei Jahre 
oder auch nach Beſchaffenheit der Umftände und Perſon mit funfsig P 
eintaufend Thaler Geldbuße belegt werden, und ift außerdem gum voll 
ſtändigen Schadens⸗Erſatz verpflichtet. 


$. 10. 

Wer außerdem, durch Unvorſichtigkeit oder Verabſaumung der ge⸗ 

wöhnlichen Sorgfalt, zum Entſtehen einer Feuersbrunſt im Walde We 

laß giebt, der foll, nach gleichem Werhältniſſe, Arreſt oder Arbeits haub⸗ 

ſtrafe auf vier Wochen bis ein Jahr leiden, oder zwanzig bis fünfhun⸗ 
dert Thaler Geldbuße erlegen. ' 


$11. 

Wer Wälder vorſaͤtzlich in Brand ſteckt, foll zu einer ſechs bis zes 
henjaͤhrigen, oder auch, wenn dadurch ein fehe erheblicher Schaden ver 
urfacht worden, zu lebenswieriger Zuchthaus⸗ oder Feſtungsſtrafe verst 
theilt werden. x 


$18. i 

Wer einen. vorfäglichen Brandſtifter eutdeckt oder ſonſt feſthält, hat 
eine Belohnung von funfzig Thaler, imb wer einen andern unvorſichti 
gen Srandſtifter anzeigt, eine Belohnung von fünf und zwanzig Thaler 
zu erwarten, welche, wenn die Brandstiftung in königlichen Forſten be’ 
troffen, beim etwanigen Unvermögen des Schuldigen, aus der Provins 
zial Forſteaſſe bezahlet werden (ol; der Denuneiant aller andern vor 
erwähnten Polizei⸗Contraveutlonen erhält die Hälfte der erkannten Geld⸗ 
ſtrafe zur Belohnung. $ 


iid 9. 18. à 
Diejenigen, welche den Brand, ob fie gleich könnten, nicht verhi⸗ 
ten, follen mit einer Geldſtrafe von zehen Thaler, oder verhälenhm⸗ 
Piget Leibesſtrafe belegt, und die Forftoebienten und andre obrigkeitliche 
Perſonen, welche ihre Amtspflicht zur Berhitung der Forſtbrände, oder 
zur Feſtnehmung und Beſtrafung der Forſtfrevler vernachläffigen, nat 
Befinden der Umſtaͤnde, mit Gaffation, oder fonft nach Vorſchrfft des 
Allgemeinen Landrechts Th. II. Fit. 20. F. 883. u. ff. und 458. u. ff 
bestraft werden. 


9. 14. - 

Wer, nach dem g. 24 des erſten Titule, zur Lſchung des Fener 
in den Waldungen Hülfe zu leiſten verbunden ift, und bei entſtehendem 
Feuer auf den ihm ertheilten Befehl oder auf erhaltene Nachricht von 
dem Feuer ausbleibt, oder zwar erſcheinet, aber nicht löſchen hilft, oder 
den Anordnungen des die Löſch⸗ und Nettungs⸗ Unftalten dirigirenden 
Forſtbedienten, obrigkeitlichen oder herrſchaftlichen Beamten wicht Folge 
leiftet, oder auch ſich früher entfernt, als er entlaffen wird foll mit ek 
ner Geldbuße von drei Thaler oder einer viertägigen Gefänguißſtrafe bei 
Waſſer und Brod belegt werden. 


: $45 
Wer bei entſtandenem Forſtbrande zuerſt unberufen zum Löfchen des 


2 
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Sonera anlangt, und folches durch glaubwürdige Perſonen beſcheinigt, 
DU dafür eine Belohnung von fünf Shaler erhalten. Eine Belohnung 
on zehn Thaler empfängt 1 Gemeinde der Societät, welche fid) 
Tt und ungerufen, auf ber Vrünbftele einfinbet, nad folche thätige 
ſchanſtalten macht, daß nicht mehr als zwei bis drei Morgen Magde⸗ 
pedo ausbrennen, nach gefóriger Beſcheinigung von glaubwürdigen 
onen, 


` 3. 16. 
Wird der zu fällende Waldbaum höher als ſechs Zoll über der Erde 
Ageftämmt, oder das Riemen» Bauholz außer dem Madel, ohne Noth 
nicht in den den Winter hindurch unzugänglichen Dertern gefüllt: fo 
aut der Berechtigte deshalb fünf Thaler Geldftrafe für jeden Baum 
-ON ben Waldeigenthümer bezahlen, oder dafür verhältnifmäfige beibes⸗ 
Afe erdulden. 


9. 17. j 
m Wer einen Baum in der Heide ohne Anweifung und Anſchlag fällt, 
febr wenn er auch Holz zu fordern hat, desgleichen jeder Nei 
hende, wenn er, bei einem ihn am Wogen betroffenen Schaben, zu ftir 
am Fortkommen einen Baum abhauet, und die Tit. I. g. 37. feſtgeſetzten 
Drfcheiften zu befolgen unterläßt, als eim Holz» Defrandant angeſehen, 

ſolchergeſtalt, — beim Abhauen des Baums aus einer Allee aber 

nach g. 23 dieſes Tituls beſteuft werden. 


9. 18. 
di Wer ſich eines falſchen oder nachgemachten Anfchlagshammers ber 
dent, folk eben fo wie derjenige, welcher den falſchen Auſchlagshammer 
volenti zum widerrechtlichen Gebrauch gefertigt hat, mit ſechsmonat⸗ 
aber Feſtungs⸗ oder Zuchthausſtrafe, wer aber das Anſchlagszeichen in 
au defraudirtes Stück Holz eingeſchnitten hat, mit dreimonaklicher 
uchthausſtrafe belegt werden. 


8. 19. 
Denjenigen Schneidemüller oder deffen Werkmeiſter, welcher „ der 
obaſchrift im 9. SO des erſten Titule zuwider, ein angeſchlagenes 
ar unangeſchlagenes Stück Holz ohne gehöriges Atteſt zum Abſchnei⸗ 
fü annimmt, trifft geben Thaler Geldbuße oder vierwöchentliche Gez 
bugie oder Zuchthauöfteafe für jedes Stick Holz, von welcher Geld⸗ 
Pe der Deuunciant die Hälfte erhalt. 


/ — $. 20. y 
Derjenige, welcher aus ben Forſten Holz kauft, foldes nach und 
RU abbot, ſich aber nicht jedesmal bei dem Forftezjenten oder Wald- 


alen meldet, foll. gepfändet werden, und das gewöhnliche Pfandgeld 


. 21. 
Daue Wer einen Baum in den miocen anbohrt, beſchäle, beringelt, ume 
18 ader auf eine andre Art zu einem vermeintlichen Gebrauche oder 
Sin Muthwillen befdyübigt, der fell, wegen der dadurch vernichteten 
den ne als Holzdieb beſraft, und im Fall nach kein bleibender Scha⸗ 
geſchehen, mit verhältuißmäßig geringerer Strafe belegt werden. 


- . 22. 
Wer eine junge Eiche bis vier Zoll im Durchmeſſer und darunter 


+ 
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am Stammende ſtark, zum Peitſchenſtock oder zu einem andern Behuf l 
ſchneidet oder abhauet, foll mit fünf Thaler Geldbuße, oder im 

des Unvermoͤgens mit verhaͤltnißmäßiger Forſtarbeit beſtraft werden. 
Halfte dieſer Strafe trifft denjenigen, der einen jungen Stamm von 
gedachten Starke, jedoch von einer andern Holzgattung, abſtaͤmmt, 9 
Auirle von jungen Fichten und Kiefern, oder Beſenreiſer von ſtehel 
Birken abſchneidet. 


9. 93. 
Derjenige, welcher Bäume in öffentlichen und Privat⸗Alleen and 
Sufkwäldern, fo wie in Sfentlichen und Privat Gärten, widerrechtc 
beſchaͤdigt oder abhauet, oder ſelbige entwendet, foll, außer dem eor 
denserſatze, in eben der Art beſtraft werden, als oben $. 2. gegen 50 
Frevler bei Grenzverrückungen, Schonungs⸗ und andern Beſchäͤdigunge 


feſtgeſetzet ift. 
oder 


$. 24. 
Wer ohne Vorbewußt und Erlaubniß des Forſteigenthuͤmers, 
des beſtellten Forſtbedienten und Waldaufſehers, in den Heiden Safetnäfft 
pidt, Eicheln, Champignons oder Morcheln, Erdbeeren, Heidelbeeren 
Preſßelberren, Himbeeren oder Schwämme, auch Ameiſensier auff 
und ſammelt, ſoll, außer der Erſtattung des verübten Schadens, 
ſechszehn guten Groſchen oder 60 Groſchen preuß. beſtraft werden. 
25. 


Wer beim erlaubten Grasmachen in den Holzrevieren ſich der Sei 
fen oder Blattſicheln bedient, oder verbotwidrig Nadeln harkt, ode 
foldes nach vorheriger Erlaupniß, dennoch mit eifernen Harken abe 
Rechen verrichtet, foli mit fünf Thaler Geldbuße oder verhältnißmäßige 
Leibesſtrafe belegt werden. 


$. 26. 2 

Wer aus den Heiden ſtehendes oder zufällig liegendes unbearbeſte 

tes Holz, desgleichen daraus oder von den Ablagen geſchlagenes Klafter⸗ 
oder gearbeitetes Nutzholz, entweder ſelbſt ſtiehlt, oder durch fein en 

finde oder andre Leute wiſſentlich für jid) ftehlen läßt, foU, außer P 

fid ſchon von ſelbſt verſtehenden Grfage des Holß⸗ Stamm⸗ und d! 

geldes, 

a) wenn es das erſte Mal if, mit vierfacher Grlogung des Wehe 
für das entwendete Gol; nach der gorütore befteaft, im Fal 
aber die Geldstrafe nicht vollig bezahlen kaun, ſelbige abgearbel 
oder der Geldbuße Gefängnißſtrafe, nach dem gesetzlichen Werd 
niſſe, ſubſtituirt werden; $ B 

b) ift der Holzdieb ſchon einmal beſtraft worden, und er verübt p 
zweiten Male einen Holzdieöſtahl: fo wird die vorher sub a. 
ſtimmte Strafe verdoppelt; be⸗ 

€) begeht derſelbe den Holzdietſtaht, nachdem er ſchon zweimal att 
füraft worden, zum dritten Male: fo wird die sub b, ewite, 
Strafe durch zweimalige körperliche Züchtigung, oder falls beh 

nach den körperlichen oder Geſundheits⸗Umſtänden des THA hi 
nicht anwendbar ſeyn folte, durch einſames Gefängniß bis auf 
halbe Dauer der Strafe geſchͤͤrft; den 

4) begeht ein folder aber, der ſchon dreimal geſtraft worden 
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Holzdiebſtahl zum vierten Male, fo wird ber Verbrecher, nach über⸗ 
ſtandener Strafe, welche er als ein Dieb, der zum dritten Male 
Solz geſtohlen hat, nach litt. c. verwirkt haben würde, auf fo 
lange in eine Beſſerungsanſtalt eingeſperret, bis die Vorgeſetzten 
diefer Anſtalt (id) überzeugt haben, daß der Verbrecher durch die 
erlittene Strafe wirklich gebeffert worden. Nur wenn dieſer Fall 
eintritt, kann auf deshalb erftatteten Bericht der Vorgeſetzten der 
Veſſerungsanſtalt das Gericht, welches das Strafurtel abgefaßt hat, 
die Entlaſſung nachgeben. liebrigens foll auf die vor Emanation 
der gegenwärtigen Forſt⸗ und Jagdordnung erfolgte Beſtrafungen, 
bei der richterlichen Beurtheilung derjenigen Fälle, die fic) nach 
Publication derſelben ereignen, keine Ruͤckſicht genommen werden. 
An denenjenfgeit, welche Saamenbaͤume aus Schonungen ſtehlen, fole 
len die obbeſtimmten Strafen um die Hälfte geſchaͤrft werden. 
abs gleich wird feftgefegt, daß in der Regel jeder Hol dieb von der 
Alshend feſtgeſesten Geldftcafe den vierten Theil, als Denuncianten⸗ 
Date; baar erlegen muß, und mur bie übrigen drei Viertel, bei deſſen 
ned ermögen, in Forſtarbeiten oder Gefängniß verwandelt werden fine 
p in Anſehung der Forſtarbeiten wird das Pftägen eines Morgens zu 
45 dar. und das Eggen zweier Morgen zu 8 ggr. beides alfo einem 
Mae gleich gerechnet, und dabei der oben Tit. IL, $. 42 feſtgeſette 
Aaaßſtab angenommen; in Abſicht des Gefänguiſſes aber ſind 8 Tage 
"her Geldbuße von fünf Thaler gleich zu rechnen. 
. 27. 


Derjenige Forſtbediente oder Waldaufſeher und Jäger, welcher 
deim werfpürten Solz imgleichen MWildbisbjtapl, die im Tit, T, 9 88. 
widaelafene Viſitation einfeitig vornimmt, folk mit fünf Thaler Geld⸗ 
adt ober werhältmißmäßiger Leibeöftrafe belegt, gleichmäßig aber auch 

enige Magiſtratsperſon, der Schulze, Geſchworne oder Einſaße, 
hege auf die Requifition, eine ſolche Viſitation vorzunehmen, oder in 
pA Gebäuden und Gehöften vornehmen zu laffen, fid) weigert, beſtraft 
en. 


F. 28. 

7H) Alles Bau⸗Nutz⸗ und Brennholz, imgleichen Borke und Wildpret, 
welches in eine Stadt oder ein Dorf zum Verkauf gebracht wird, 
und nicht mit dem Tit. I. $. 39. vorgeschriebenen Attefte begleitet 
iſt, foll angehalten, confiscirt und zum Vortheil des Waldeigenthü⸗ 
mers oder Jagdberechtigten, wenn ſolcher bekaunt iſt, ſonſt aber 
zum Beſten des Fisci meiſtbietend verkauft, jedoch dem Denuncfan⸗ 
ten davon bie Hålfte zur Belohnung gereicht, der Einbringer aber 
uͤberdem noch, dem Befinden nach, als ein Holz⸗ oder Wilddieb 
zur Unterſuchung gezogen werden. Diejenigen Thorbedienten, welche 
Folz, Borke und Wildpret ohne dergleichen Atteſte in die Thore 
einlaſſen und nicht anhalten, werden mit 14tägigem bis awöchentli⸗ 
em Gefängniß beſtraft, und wenn fie eines böſen Vorſatzes oder 
c ere dabei überführet werden, ihres Dienſtes ente 


Die Bewohner ungceiſebarer Städte und des platten bandes aber, 
welche Folz, Borke oder Wildpret, das mit den erforderlichen Wre 
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teften nicht verſehen ift, kaufen, werden mit zehn Thaler Geld⸗ 
buße beſtraft. ) 
b) Sollte indeffen jemand dergleichen Atteſte fälſchlich ausſtellen, um 
dadurch ſich ſelbſt, oder einen Dritten, der gegen die Geſetze gehan⸗ 
delt hat, der Strafe zu entziehen, fo foll. derſelbe deshalb zur beſon⸗ 
dern Unterſuchung gezogen, und in zehn Thaler Strafe genommen werden. 

9. 29. 


Wer unbefugter Weiſe Wege und Zußfteige durch Schonungen macht, 
wird außer bem Schadens⸗Erſag mit Drei Shaker Geld⸗ oder verhält 
nißmaͤßiger Gefaͤngnißſtrafe belegt. 

30. 


Wer in Schonungen oder widerrechtlich auf Waldwieſen Gras forte“ 
det, wer in den in Waldungen belegenen Seen oder durch ſelbige fließen 
den Gewäſſern unbefugter Seife fiſchet oder krebſet, wird mit der ge⸗ 
wohnlichen Strafe des gemeinen Diebstahls belegt, ~ 


. 81. 
Wer Raff⸗ und Lefez auch Lagerholz aus ben Waldungen zu holen 
berechtigt ift, oder fid) darauf eingemiethet hat, aus Gewinnſucht aber 
mehr Holz einfammelt, als feine perſönlichen und Wirthſchaftsbedürf;? 
niffe erfordern, und einen ſolchen Ueberſtuß veräußert, desgleichen der⸗ 
jenige, welcher, ohne auf ein beſtimmtes Quantum geſetzt zu ſeyn, da 
ihm aus dem belasteten Walde zu feinem Bedarf verabfolgte Brennholz 
ganz oder nur zum Theil verkauft, der foll das erſtemal um den DP 
Felten Betrag des zu viel eingeſammelten und verkauften Holzes, 
Wiederholungsfalle aber mit dem Verluſte feines Rechte für feine Beſis⸗ 
zeit beſtraft werden. 


9. 82. 
Wer nur zu Maf Lofer und Lagerholz berechtigt oder eingemiethet 
iſt, und dennoch mit Aerten, Beilen, Sägen oder andern ſchneidenden 
Inſtrumenten in bie Waldung kommt, foll gepfändet werden und da 
Pfandgeld bezahlen. Eben diefe Strafe trifft die Hirten und Schäfer, 
welche dergleichen Inſtrumente mit in den Wald nehmen. Derfenige 
Einmiether, welcher fih an Lagerholz vergreift, imgleichen derjenige 
der zum Leger Naff- und Lefeholz berechtigt, ohne Grlaubni ober Bt 
rechtigung Stubben rahdet, oder Kiehn Holet, wird gleichfalls gepfändet, 
und if, außer dem Pfandgeide, den ole nod) beſerders Ae 
Strafe zu erlegen, verbunden. Im Wiederholungsfalle trifft ihn di 
Strafe eines Holzdiebes. 7 


$. 88. 

Derfenige Geidseinmietfer, odee pum enger afk und Lefehols BE 
sechtigte, welcher ohne befondere Gufaubuip de fBalbvigentpümeró, W 
ßer ben beſtimmten Tagen zum Holzholen in die Forſt tómmt, wird g. 
pfaͤndet und muß den Holzwerth noch beſonders als Strafe erlegen. 

34. 


Das, Sato bei Solz- Gontraventionen, weld in der Meat 
dem die Pfändung verrichtenden Forſtzedienten oder Waldaufſeher d. 
bühret, beträgt für jede Pfändung am Tage acht gute Groſchen, wei 


*) Diefe Borfiheift iß für aufgehoben zu achten. Sich Müniſterial⸗ 
reſcript vom 18. Auguſt 1829. PEE. 
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bie Pfändung aber des Nachts oder an Sonn: und Feſttagen geſchehen 
T, den doppelten Saz. 


s 8. 85. 
$ Diejenigen forſidlenſtpflichtigen Staͤdtebewohner und Einſaßen, wel⸗ 
e nicht bis zum erſten März jedes Jahres das beſtimmte Maaß von 
Gibnipfeln eingefammelt und abgeliefert Haben, find für jeden fehlenden 
au in eine Strafe von 60 gr. preuß. oder ſechzehn guten Groſchen 
gallen. 


$. 36. 

* Die zu Forſt⸗Dienſten verpflichteten Staͤdtebewohner und Ginfafen, 

de ſich vor dem erſten November und nach dem erſten März jedes 
ahres beim Pflücken ihrer abzuliefernden Semager betreffen laſſen, 

ber defen überführt werden, folen das gewöhnliche oben F. 34. bes 
mimte Pfandgeld erlegen, und neben der Confiscation der Kiehnäpfel 

Mit eintägiger Forſtarbeit oder vier und zwanzigſtündigen Gefängniß bez 
aft werden. R 


$ 87. 
Für das ohne Hirten, oder unter der Aufſicht von noch nicht zwölf 
Jahr alten Kindern, oder zu Rachtzeiten in einen Wal eingetriehene 
ieh, imgleichen wenn berechtigte Gemeinden oder Gutsbefiger keinen 
gemeinſchaftlichen Hirten zur Waldhüthung Halten, und ihr Vieh in 
einzelnen kleinen Haufen eintreiben laffen, foll an Pfandgeld 15 gr. 
preuß. oder vier gute Groſchen für jedes Stück groß Vieh und 9 Gr. 
preuß. für jedes Stück klein Vieh bezahlet werden, welches in den kö⸗ 
fia en, Käͤmmerei⸗Bürger⸗ und Dorfsheiden dem Denuncianten zu⸗ 


F. 88. 
tí Für das in den gehörig bezeichneten Schonungen betroffene Mich 
Wi im Fall der Maldeigenthümer nicht den Schadenerſatz befonberó _ 
langt, ein höheres Pfandgeld erlegt, und zwar für jedes Pferd oder 
È Rindoieh groß oder klein einen Thaler, für jedes Schaaf oder 
Es wein aber acht gute Groſchen oder 30 gr. preuß.; wovon die eine 
90 zs bem Deuumcianten, die andere Hälfte aber bem Waldeigenthümer 
ret. 


9. 39, * É 

du IE derjenige, der fein Vieh zur Weide in bem Wald treiben läßt, 
ode Süthung gar nicht berechtigt: fo wird das Pfandgeld für ein Pferd 
"t ein Stack Nindvieh ohne Unterſchied des Alters, auf acht gute 

x v ben oder, 80 gr. preuß., und für ein Schaaf oder Schwein auf Drei 
date Groſchen oder 12 gr. preuß. feſtgeſetzt, Eben dieſes Pfandgeld muß 
cadit werden, wenn ſawoßl Vieh won unberechtigten Grundftücen, als 
(b welches zum Handel erkauft ij, von Hüthungsberechtigten in dem 

Y [d gebütbet wird. Von dieſem Pfandgelde gebührt dem Waldeigen⸗ 
ir die eine, und dem Denuncianten die andre Hälfte, 

J. 40. E 2 

Ses en Wildpret auf einem andern Reviere, alß demjenigen, in wel: 
iagt er zur Jagd berechtigt ift, unbefugterweiſe tödtet, oder auch nur 
beate, werlieret das gebrauchte Gewehr und den gebrauchten Hund, und 
ety wenn er feines Gewinns, Vorthells oder Genuſſes halber das 
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* Wildpret ſchießt oder fängt, einen Wibdiebftayl, wofür derſelbe nicht 
allein die Bezahlung des tarmäfigen Betrages des Wildes und des 
Schießgeldes an den Jagdgerechtigten, in deffen Revier die Defrauda⸗ 
tion geſchehen iſt, leiſten muß, ſondern auch dle Strafe als Wilddieb 
verwirket hat. 

9. 41. 


A. Witddiebereien, die ohne Schießgewehre, Netze oder Schlingen 
verübt ſind, werden als gemeiner, wenn ſie aber mit dergleichen 
Werkzeugen verübt werden, als ein ſchwerer, und an Peron, 
welche ein Gewerbe daraus machen, als ein gewaltſamer Diebſtah! 
beſtraft. 

B, Wird der Wilddiebſtahl, nachdem der Thäter fon einmal beftraff 
worden, zum zweiten, dritten und vierten Male begangen; fo tti 
den Thäter die in den Geſetzen auf wiederholte Diebstähle geord⸗ 
nete härtere Strafe; jedoch fol auf bie vor Emanation der gegen 
wärtigen Forſt⸗ und Jagdordnung erfolgte Beſtrafungen bei der 
richterlichen Beurtheilung derjenigen Falle, welche ſich nach derfel 
ben Publication ereignen, nicht Rückſicht genommen werden. 

9. 42. 

Begeht dagegen ein Jagdberechtigter die Gontravention aus Jagd⸗ 
liebhaberei und Hitze bei der Verfolgung des Wildes auf einem fremden 
Revier, ohne gut Jagdfolge berechtigt zu ſeyn; oder beobachtet der zur 
Jagdfolge Berechtigte die im Titul III. g. 12. enthaltenen Vorſchriften 
nicht; fo ift berfelbe mit dem zweifachen tormáfigen Werthe des Wild 
pretë als Strafe zu belegen; Dabei muß jedoch der unbefugte Tiger 
durch Ablieferung des getödteten Wilpprets gleich nach der That an 
den Jagdberechtigten, ſich gegen den Verdacht, einen Wilddiebſtahl be⸗ 
gehen zu wollen, fidet ſtellen. 


$. 48. 

Wer einen Wilddieb ertappt, zur gefänglichen Haft abliefert und 

ihn der That überweifet, fol, in Betreff der königlichen Jagden, eine 

elohnung von dreißig Thaler erhalten, und dem Denuncianten, ater 

falls mit Verſchweigung feines Namens, ſolche aus der Provinzial 
Forſtcaſſe ausgezahlet werden. 


J. 44. 

Wer tragende Thiere oder Thiere mit Kaͤlbern auf fremden gag 
zevieren ſchießt oder fängt, wird doppelt fo hart beſtraft, als in den 
vorhergehenden 88. 40. und 41. feſtgeſeszt ift- E 
b. ^45. 

Wir in der Schonzeit Wilopret tödtet oder einfüngt, die im M 
fange des J. 6. Sit. IU. bemerkten Fälle ausgenommen, verfaͤllt in eini 
fiscaliſche Strafe, und zwar: 

für ein Stück Hochwid . . . . . von dreißig Thaler 

für einen Rehbock, wildes Schwein und Friſchliing von fünfzehn Thaler 

für einen pafen oder Stuck Federwildpret .. von funf Thaler, t 
wovon ber Denunciant die Hälfte erhält. Iſt der Contravenient ko 
Jagdberechtigter: fo hat derſelbe die Strafe der Sagd+Defranbati 
noch außerdem verwirkt. 
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$ 46. 
Niemals dürfen geſchoſſen oder gefangen werden: 
a) Rehriecken bei vierzig Thaler, 
7 b) Auerhennen und Birkhennen, bei zehen Thaler, 
e) tragende Hirſche oder Hirſche mit Kälbern bei zwanzig Thaler 
fiscaliſcher Strafe für jedes Stück. 5 
9. 47. 
Wer auf eigenem Jagdrevjere Junge oder Gier von dem zu ſcho⸗ 
nenden Wilde während der Setz⸗ und Bruͤtezeit ausnimmt, wird eben 
', als derjenige, welcher ausgewachſenes Wildpret von derſelben Art 
Schonzeit einfängt oder tödtet, und für jedes ausgenommene Ei mit 
BIF guten Groſchen oder 45 gr. preuß. Geldbuße bestraft. 
9. 48. 
E Wer Kibitzeier entweder nach dem erſten Mai, oder ohne Erlaub⸗ 
IB des Forſtbedienten ober Jagdberechtigten des Oiſtricts audnimmt, foll 
unden Thaler Geldbuße ober mit viertägiger Gefängnißſtrafe belegt 
rden. 


, 49. 
Wer unberechtigt Dohnen ſteckt oder einen Vogelheerd errichtet, fo 
Pid derjenige, welcher, wenn er gleich zur Jagd berechtigt, zum Gins 
Eigen des Gebeneibpreté, außer den Doßnen, fih der Garnfidfe, 
: wichen und Schlingen bedient, oll mit zwei Thaler Geldbuße oder 
lertägigem Gefängnis beſtraft werden. 


b. 30. 
Bi Wer vom erſten März bis zum erſten September mit Jagd⸗ oder 
tei hunden jagt, oder um der Jagd willen über beſäete Felder geht, 
Dog oder fährt, oder in dieſem Zeitraume Klapper- und Freibſagen 
t, fel, außer bem Schadenserſatze, zwanzig Thaler fiscalifche Geld⸗ 
wie erlegen, wegen der verbotwidrig ausgeübten Jagd durch Zoͤdten 
15 Einfangen des Wildprets aber, uach den obigen Beſtimmungen 
Rufe werden. ; 


$. 51. 
p Ber in den Kiehnheiden oder in deren Nähe, während des erjfem 
Ps bis zum erſten November, Raubthiere oder Wildpret mit Pfro⸗ 
M an von Werg, Heede oder Papier, dem Verbote Tit. I. g. 18. ents 
Gan fibiegt, und beffen überführt werben wird, foll mit zehn Thaler 
dufe oder mit eite an oe Leibesſtrafe belegt, auch wenn 
Branden Pfropfen wirklich ein Heivefeuer entitebt, als ein faprläffiger 

andſtifter, nach den beſtehenden Vorſchriten, beſtraft werden. 

% 52. 
igo her mit Schießgewehr auf eines Andern Fagddiſteſet, außer dem 
win dacen Wege betroffen wird, fell des Gewehrs verlustig ſeyn, und 
80 amit, außer im höchften Nothfalle zu feiner Vertheldigung einen 
wen gethan fat, it, wenn auch kein Wild angeſchoſſen oder getibtet 
derfallen in zehn Thaler Geldbuße oder vierzehntaͤgige Gefuͤngnißſtrafe 


je 6 43. ; 
an Detienige, weld Crelbftaefdoj gelegt Hat, fol, wem auh kein 
preuß. Prob. Recht. Bd. II. EO RISE 
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Schaden dadurch geſchehen it, eine Geldbuße von vierzig Thaler Bof 
len, oder mit ſechöwöchentlicher Gefängnißftrafe belegt werden. 
j. 54. 


$. 54. 

Der Eigenthümer desjenigen Hundes, welcher, der im Tit. III. 
$. 10. enthaltenen Vorſchrift zuwider, betroffen und todt geſchoſſen wird, 
Toll dafür Einen Thaler Schießgeld zu erlegen gehalten ſeyn. 

55, 


Derjenige, welcher Wild angeſchoſſen hat, zur Jagdfolge aber nicht 
berechtigt ift, jedoch unterläßt, dem Jagbberechtigten des angrenzenden 
Reviere, wohin das Wild auf der Slucht fih gewendet hat, oder del, 
fen Waldaufſeher von dem Anſchuſſe binnen vier und zwanzig Stunden 
Nachricht zu geben, foll dafur mit einem bis fünf Thaler Geldbuße 
beſtraft werden. 


: 9, 56. 
Wer obige Jagd- Gontraventionöjkrafen vermifet hat, und pie 
nicht völlig bezahlen fam, foll zwar an deren Statt mit verhaͤltnißmä⸗ 
ßiger öffentlicher Strafarbeit, Gefängniß oder ſonſtiger körperlicher 
Züchtigung bestraft werden, und eine Geldbuße von fünf Thaler wi 
einer adjttügigen 15 eh gleich geachtet; jedoch foll der zu er 
fegende Werth des Wildes und die Dennnciantenguote nicht in andre 
Arbeiten oder körperliche Strafen verwandelt, jenbern jedesmal von 
dem Schuldigen in Gelde beigetrieben werden. 
8. 67. " 

Wer Naubthiere auf einem fremden Jagdrevier außerhalb bem Df 
fentlichen Wege tödtet, geht des dabei gebrauchten Schießgewehrs Un 
Hundes verluſtig. 


d $. 58. 

Die ben Jagd > Gontravenienten abgenommenen Gewehre und fon“ 
Rige Jagdgeräthſchaften, find als Pfandſtücke dem eigenthümlichen oder 
fonftigen rechtmäßigen Beſizer der Jagd zuſtändig. 

59, 


Derjenige, welcher, außer der Wolfejagd, einen Bären, Wolf oder 
Luchs tödtet, ſol dafür an Belohnung erhalten: ; 
a) für einen getöbteten alten Wolf oder eine ausgewadfene Wölfn 
ſeche Thaler; 
b) für einen jungen, noch nicht auf den Raub ausgehenden, oder auch 
für einen Neft: Wolf drei Thalerz i 
©) für jeden ungebornen, bei einer erlegten tragenden Wölfin gef 
denen und zum Werfen reif geweſenen Wolf, ſechszehn gute GR 
ſchen, oder 60 gr. preuß.; g 
d fie elati am Bären oder eine fBürin, euchs oder tudin, fe 
ale: j k 
e) für einen jungen Bären oder Luchs, drei Thaler. iden 
Diefe Prämien werden aus den von den Kammern pains 
öffentlichen Gaffen beablet, Die Bälge der auf ſolche Art getödte 
Wölfe oder anderer Naubthiere behält ber biet. 


. 60. 
Wer Lente zu den Wolfsjagden herzugeben verbunden if, und En 
nicht geſtellet, ſoll zehn Thaler Geldbuße erlegen, und wer, des Aufa 
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Gebots ohngeachtet, bei ber Wolſsjagd nicht erſcheinet, ober fid Babei 
ungehorſam oder widerſpenſtig bejeigt, foll mit zwei Thaler Geldbuße 
5 acht und vierzigſtündigem Gefángwif bei Waſſer und Brod beſtraft 
rden. * 
* 


8. 61, 
» Wer fid) eher entfernt, bevor die Wolfsjagb völlig Feenbigt und 
erſelbe von dem dirigirenden Forſtbedienten verleſen ift, foll mit einer 
Geidſtrafe von zwölf guten Groſchen oder 45 gr. preuß. zur Drt: Ure 
wencaſſe belegt werden. 


$. 62. 
Für bie bei den Wolfsjagden getödteten Wölfe werden die doppelten 
Site der vorhin g. 59. beſtimmten Prämien aus den von den Kammern 
adminiſtrirten Öffentlichen Cafen bezahlt, wovon die eine Hälfte derje⸗ 
nige Forſcbediente, welcher die Jagd dirigirt hat, die andre Halfte aber 
te Dabei gebrauchten Unterförjter. und Waldaufſeher erhalten. Die 
olfsbalge werden dem Tödter überlaffen. 


$. 63. 
Die Scharfrichter und Abdecker, welche nicht nach der im Tit, IIT, 
J. 28. gegebenen Vorſchrift die Luderſtellen und Wolfsgärten mit Luder 
derfehen, folen jedesmal in fünf Thaler Strafe verfallen ſeyn. 


„ Von allen vorbeſtimmten Geldbußen fol der Denunclant, wo nicht 
ein hoherer Antheil feftgefest worden, den vierten Theil erhalten. 
J. 65. 
s, Pfandkehrungen und thätliche Widerfeglichkeiten bei Forſt⸗ und 
Jagd Contraventionen, wörtliche oder thätliche Beleidigungen gegen ò= 
übe, ſcäbtiſche oder andere gotjtbebienten, und die zur Mitaufſicht 
ie das Nevier vereibeten Burſchen oder Feldjäger, bei ihren Amtsver⸗ 
Zungen, folen, nach SBefdjoifenbeit des Verbrechens, mit korperlicer 
lchtigung oder Gefängniß⸗Zuchthaus⸗ oder Feſtungsſtrafe von vierzehn 
gen bis zu einem Jahre belegt werden. E 


„ 66. ; 
qp, AE die ehätliche Depant der Forſtbedienten und Waldanffeher 
ber ſegar in der Abſicht erfolgt, um ſich den Befit des geſtohlnen 
ma ober Wildes oder anderer Waldproducte mit Gewalt zuzueignen, 
Rau, zu behalten, ſo wird eine gewaltſame Handlung dieſer Art als ein 
taub, nach der Strenge der Griminalgefege beahndet. 
67. 


$ 67. 
mein Saben mehgre an Ausführung eines Holze oder Milbbiebftapte ges 
[^ schaftlich p genommen, ſo wird jeder Theilnehmer nach Vor⸗ 
i-us der gemeinen Rechte beſtraft; haben fid) aber mehrere zufammen 

otet, um mit Gewalt Holz oder Wildpret zu ſtehlen, oder andern 
miden in den Waldungen anzurichten, und Die Forſtoedienten und 
exl auflofer. zu überwältigen: fo folen diefe Verbrecher, nach aller 
fi enge der Eriminalgeſetze, als Frevler, die fid zu einem gemein 

aftlichen Raube verbunden haben, beahndet werden. 

9. 68 


fi Wenn durch das zu erwartende nene Criminal: Gefekbud die Borz 
iften des vorſtehenden Tituls hie und da abgeändert werden ſollten: 
39 * 


1 
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fo werden biefe Abänderungen der Forſtordnung als declaratoriſche ge 
ſtimmungen beigefügt werden. 1 
Tit, V. Von bem Gerichtsſtande der Forſt⸗Polizei⸗ Ver“ 

gehungen und der Forſt⸗Holzungs⸗Hüthungs⸗ und 

x Jagd⸗Contraventionen. 
9. 1. Ü 

Die Feſtſebung, Einziehung und Vollstreckung ber Strafen für die 
Vergehungen in nachbenannten Fällen geböret: 

a) vor die Polizeigerichtsbarkeit des Orts, wo das Vergehen begal” 
gen if, Tit, IV. &. 4. S. 10, 19. 24. 25. 48. 49. 57 und 28 97 
in Abſicht des ſchuldigen SOfficlanten aber vor die Behörde, welcher 
derſelbe ſeines Dienſtes wegen untergeordnet iſt. 

b) vor die Polizeigerichtäbarkeit des Orts, wo der Schuldige wohnt, 
Tit. IV, $. 14, 60. und 61. 

4) vor die Geiminalgerichte, 
Tit. IV. $. 9, 10. 11. 18. 18. 98. b. 41. B. 65. 67. 

dj lediglich vor die Cameral⸗Juſtizbebörde der im Til. I. g. 7. be 
stimmte Fall, ohne Unterſchied, als eine allgemeine Landes: PI 
zeifache. 

€) lediglich vor die Landes ⸗Juſtizeollegien die geordneten ſiscaliſchen 
Strafen, im Tit. I. $. S und 9, im Tit, IV. f. 46. 46. 47. und 
50. 


Alle übrige Fälle, als: 
Tit III. f. 4, Tit, IV. 

27. 29. 30. 81. 82. 33. 

51. 52. 53, 54. 55. 63. und 65. 5 
gehören zwar, und beſonders in Abſicht der Privatforſten, vor die 
gewöhnlichen Eivilgerichte des Orts, wo bie Bergehungen began 
gen, oder die Pfändungen geschehen find; find letztere jedoch in 
Königlichen Forſten oder in den unter der Guratel der Camera 
hörden stehenden Waldungen verübt werben: fo gehört die Bates 
ſuchung und das Erkenntniß zum Cameral⸗ Juſtiz⸗Reſſort und di 
zweite Instanz wird bei der Cameral⸗ Juſtizbehorde, falls aber die 
elbe nach ber Verfaſſung und bei wichtigen Dbjecten bereits in CF 
fet Iuſtanz erkannt hat, die zweite fo wie die dritte Juſtanz be 
den Höhen in igen d STR ID erkennenden Behörden; uber 
bem aber dergleichen die Privatforſten betreffende Procefje in 
zweiten und dritten Inſtanz bei den Obergerichten abgeurtelt. 


9. 2. 


1. 2. 8. 5. 6, 17. 20. 21. 22. 95. 26 
56. 87. 38. 39. 40, 41, a, 42 46 


F. 5. 

Wenn Befugniffe der Privatorum mit dem königlichen Fiscus p 
denjenigen Gorporationen, welche unter der Gurate[ der Gameralbel t 
den in Unfehung ihrer Forſten fixhen, in Abſicht der Grenzen, der Ho 
zungs⸗Huͤthungs⸗ und Jagdgerechtigkeiten, dabei mit in Streit der. fil 
desgleichen die Tit. I. 8. 11. gedachte Eutſchädigung der Beſiter. b 
die auszutauſchenden im Walde belegenen Grundſtucke, Aecker und ide 
fen verhandelt wird: fo fteht die Cognition den ordentlichen Gerli 
ten zu. 
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8. 4. 
Wenn in Reihe und Glied fichende beurlaubte Soldaten geringe 
Jorſteerbrechen, worauf nur eine Geldbuße bis zu zwei Thaler oder 
Arbeit in der Forſt geſetzt iſt, begehen: fo fol diefe Geldbuße oder 
Strafarbeit zwar von den Cirilgerichten gegen den Soldaten erkannt 
erden; verweigert berfelóe aber die Bezahlung der Strafe oder die Ars 
bit in der Forft: fo muß in ſolchem Fall, auf geſchehene Requiſition 
"t Gerichtsobrigkeit unter Mittheilung des Erkenntniſfes, die nächte 
Garnifon den Straffälligen abholen und ihn nach Soldatengebrauch bte 
strafen laſſen. Bei erheblicheren Forf- und Jagdverbrechen der Milis 
alrperſonen foll die nächſte Garniſon, auf vorgängige Negufſſtion der 
erichtsobrigkeit, den Straffälligen abholen, ihn zu dem Regimente, 
runter er gehöret, abliefern Laffen, bafelbft ihm vor den Regiments⸗ 
Berichten der Proceß gemacht und der Beſchuldigte nach Beſchaffenheit 
er Uniſtände mit militairiſchen Strafen des Gaſſenlaufens, oder Fes 
ſtungsarbeit nach Vorſchrift der Kriegesartikel belegt, auch dem Beſtraf⸗ 
un bei der Wichtigkeit oder öftern Wiederholung feiner Vergehungen, 
ein Urlaub weiter ertheilet werden. 


J. 5. 
In allen Forſt⸗Holzungs ⸗Hüthungs⸗ und Jagd⸗ Gontraventionen, 
wenn die Beſtrafung dafür nicht auf Feſtungs⸗ oder Geldſtrafe úber funf⸗ 
tid Thaler geht, fol bloß ſümmariſch verfahren werden. 
6. 


Bei allen Forſt⸗ und Jagdverbrechen oder Vergehungen macht die 
pflichtmäͤßige Anzeige nur eines vereideten Forſtbedienten, Waldaufſe⸗ 
bers, oder auf das Revier verpflichteten Jägerburſchen, in fo weit eis 
den hinreichenden Beweis gegen den Ungeſchuldigten, als die auf das 
Vergehen geordnete Strafe nicht fünf Thaler überjteigt; bei erhebliche: 
den Verbrechen oder Bergehungen ift hingegen die Zulänglichkeit »der Unz 
zulänglichkeit des Beweſſes gegen den Angeſchuldigten, nach den fonftigen 
geſetzlſchen Grundfägen und Vorſchriften in der Allgemeinen Gerichts⸗ 
ordnung zu beurtheilell. 


8-7. n 

und Den Gerichtöobrigkeiten wird, aufgegeben, bel Soljbefenudationen 
"b andern geringen Gontraventionen die Unterſuchungen äußerſt zu bes 
ewigen, und fpäteftens innerhalb vier Wochen nach der erfolgten 
iiia, die Erkenntniſſe zu publiciren, Damit die prompte Befttafung 
Wied Härfern Gludruck maden, und einen jeden vom Begehen und 

iederholen der Contraventionen abſchrecken möge. 

sls Dieſe Unfere Forſt⸗ und Jagdordnung fol zum Druck beſoͤrdert und 
ben ein Landeepolizei⸗ und Provinfſalgeſeb für Unfere Provinz Weſtpreu⸗ 
din und den Ste&biitict, von den Landescollegien Unferer gedachten Proz 
ENGEN publichrt werden. Wir befehlen zugleich Unſerm Militair, Uns 
Jun General⸗Ober » Finanzs Krieges und Domainendirectorio, Unſerm 
Wilbepartemgnt, den Sicgierungen und Syuftig. Gollegíen, der Krieges 
ma Pomalnenkammer und Kammerdeputatſon, den Oberforſtmeiſtern, ben 
Ds mifin SBebienten, den Landgerichten und andern Untergerichten, 
und S den Beamten, Magifträten, Waldeigenthümern, ol; ⸗Hütungs⸗ 
Jagdberechtigten, auch übrigen Forſtbedlenten und Waldauffehern, fo 
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wie allen Unſern getreuen Unterthanen, hiedurch allergnädigſt, ſich nach 
der vorſtehenden Forſt⸗ und Jagdordnung genau zu achten, und den ih⸗ 
nen darin auferlegten Pflichten uberall nachzukommen. 

Urkundlich unter Unſerer Lͤchſteigenhindigen Unterſchrift und vor 
gedruckten königlichen Inſiegel. So gegeben und geſchehen zu Berlin 


den 8. October 1805. 
Friedrich Wilßelm. 


Goldbeck. Schröter. 


Anhang zum Titel L f. 8. und 9. der Forſte und Jagd⸗ 

Ordnung für Weſtpreußen und ben Netz⸗Diſtrict. 

Da auch Seine Königliche Mafeſtat von Preußen ac. Unfer aller 
gnädigſter Herr, mittelſt höchſter Cabinets s Ordre vom sten October 
b. F.“ zu beſtimmen gerufet haben, daß, um allen Holz⸗Devaſtatkonen 
vorzubeugen, die Provinzial⸗Polizeibehörde von allen bedentenden Rah 
dungen der Waldflächen im voraus Wiſſenſchaft erhalten fol: fo wi 
hiermit annog folgendes verordnet: : 3 

1) Wenn von der ganzen Waldfläche eines Guts oder Grundftidd 
mehr als der vierte Theil betfelben gerahdet, und nicht wiederum 
zum Holzaubau benutzt werden fol; fo muß deshalb in jedem Fall, 
es möge nun im der Gegend Mangel oder Meberfluf an Holz vor. 
handen ſeyn, der Gonfens der Provinzial- Polizeibehörde von den 
Waldeigenthümer nachgeſucht werden. 

2) Bei der Beſtimmung des Umfanges der Waldfläche wird die Aus⸗ 
dehnung derſelben zur Zelt der Publication der gegenwärtigen Forf⸗ 
und Jagdordnung zum Grunde gelegt. Wenn daher die Rah dun⸗ 
gen nicht auf einmal, fondern fucceffive in mehreren Jahren, von 
mehrern Beſitzern vorgenommen worden; fo tritt bie Nothwendig⸗ 
keit, den vorerwähnten Conſens nachzuſuchen, dann ein, ſobald dir 
weitere Rahdung mehr als den vierten Theil der Totalität der 
Waldfläche, wie fie fid) gegenwärtig befindet, überfdyreitet, 

3) Waldeigenthümer, welche ohne Gonfens der Provinzial s Polizeibe⸗ 
Hörde mehr als den vierten Theil des Waldes rahden laffen, ver, 
fallen ſthon deshalb in eine Geldbuße von zwanzig bis dreihur⸗ 
dert Thalern, und folte diefe unbefugte Rahdung als eine HON 

Desoaſtation befunden werden: fo haben fie noch überdies die d 
Rut 1.9. bier goce und Sagdordaung bofimmte Straf -— 
wirkt. P 

Signatum Berlin, den 15, December 1805. 

Auf Seiner Königl. Majeſtät allergnädigſten Special = Befehl. 

j Goldbeck. Schröter. 
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Nr. 133. 
Reſcript, die Erbfolge der Adlichen betreffend. 


on Gottes Gnaden Friedrich Wilhelm, König von Preußen c. 
Unfern de. Der über die Beschwerden der verwitweten von Wats- 
dorf in Betreff ihrer Anſprüche an den Nachlaß des zu Graudenz vere 
Orbenen Majors von Saliſch unterm 24. December v. I; von Euch er⸗ 
Rattete, mit ſo vieler Gründlichkeit abgefaßte gutachtliche Bericht iſt 
eingegangen und erwogen worden; inzwiſchen wird es der in Antrag ger 
brachten authentiſchen Juterpretation über den Umfang und die geſetz⸗ 
iche Kraft der Inſtruction für die dortige Regierung und des deshalb 
von der Gefegcommiffion zuförderſt zu erfordernden Gutachtens, für den 
gegenwärtigen Fall um fo weniger bedürfen, als theils, da der Vors 
mund der minperjährigen Miterben, Gebrüder von Salif, bereits auf 
dechtliches Gehör provocirt hat, zufolge g. 2. des erſten Anhangs zum 
Xügem, Land: Recht, jenes Gutachten, zur Entſcheidung diefes Rechts⸗ 
freits oder Abweifung des Klägers, nicht würde angewendet werden 
können, theils aber auch, was ben vorliegenden Fall betrifft, diefe Yn- 
Wruction fo deutlich ift, daß das SBebürfeip einer authentiſchen Inter: 
pretation derſelben gänzlich wegfälke und dagegen der gedachte Vormund, 
wenn er bei Negullrung der Verlaſſenſchaft, feinen Antrag auf rechtli⸗ 
ches Gehör wiederholen folte, mit der auf Ausſchtießung der Suppli⸗ 
kanten von der brüderlichen Erbſchaft anzuſtellenden Klage unbedenklich 
Der deeretum abgewieſen werden muß. Denn in dem erwähnten ſteben⸗ 
ten Aöſchuftt der Juſtruction wird der darin enthaltenen, von dem Borz 
Munde gegenwärtig für fih angeführten Succeſſions⸗ Ordnung in facto prä⸗ 
Wütirt daß diein den genannten Palatinaten zu alten Zeiten: gemefenen 
ahne fämmtlich durch die Handfeſte vom Jahre 1476 völlig allobificitet 
worden, daß ferner im Gefolge biefer Allodiftcation und zur Schadlos⸗ 
Yaltung der männlichen Sebusetben, und zue Conſervation der adelichen 
Jamilien, der Adel und die Nitterfchaft in dieſen Palatinaten fid) zu 
einer beſondern Sucreſſtons⸗Orduung geeiniget, wodurch vornehmlich den 
TX pacto et.providentia majorum zur Sucteſſion berufen geweſenen Söh⸗ 
nen proſpiciret worden, daß endlich birfet Succeſſtons⸗ Verein dem Jari 
Sue einverleibet fey; und hierauf wied, um (wie die Worte der 
5 Htuction. lauten) den Adel der Provinz Weſtpreußen in Flor, Anſe⸗ 
den und guten Wermögenöumftänden zu erhalten, aus eben dieſem Jure 
faucet die nachfolgende Succeſſionsordnung aufgeftellet, und in ders 
Eiben unter andern sub No. 13. verordnet, bof, wenn jemand keine 
Ar ocendenfen hinterläßt, die Schweſtern nur in dem Falle fuccediren 
ten, wenn keine Brüder oder deren Leſbeserben vorhanden find. 
klar CS diefen ausdrücklichen Beftimmungen der Inſtruction liegt alfo 

t am Tage, 

1) bag die sorgefdjricbene Euocoffions>Drönung und die autgefobene 
foecielle Bertiimmung derſelben bloß den Flor und bie Erhaltung 
des eingebornen Adels der Provinz zur Abſicht hat; 

2) daß diefe geſetliche Obſorge für den Flor und die Gonferunfion 


616 Den 26. April 1806. 


des gedachten Adels lediglich in der urſprünglichen (wenn gleich 
nachher aufgehobenen) Lehnsqualität ihrer Güter und ben in dieſer 
Hinſicht ex pacto et providentia majorum erworbenen Gerechtſamen, 
welche durch bie erfolgte Allodification derfelben nicht gekränkt were 
den follen, ihren einzigen und wahren Grund hat; 

3) daß mithin es der erklärten Abſicht des Geſetzes geradezu entgegen 
laufen würde, ſolches auf einen Fall anwenden zu wollen, bei wel 
chem keine einzige dieſer ausdrücklich erklärten und erforderlichen 
Vorausſetzungen vorhanden ift. 

Ein folder ijt nun aber der gegenwärtige durch das Abſterben 
des penſionirten Maſors von Clalijd) eingetretene, welcher weder zu 
dortiger Provinz geboren, noch mit adelichen Gütern, ſo wenig 
überhaupt, als bei feinem Abſterben anfáffig geweſen ift, welchem 
alfo fo wenig ex pacto et providentia majoram in biefer Beziehung 
jemals Rechte zugeſtanden haben, als er zu einer von denen gami 
lien gehört hat, von welchen die Inſtruction redet. Es ijt nicht zu 
bezweifeln, daß fih der Vormund der Gebrüder von Saliſch bei 
refflicher Erwägung aller dieſer Gründe, von dem Ungrunde feiner 
alleinigen Anſprüche auf die gedachte Verlaſſenſchaft, insofern. 
diefe auf die in der Regierungs⸗Inſtruction enthaltene erwähnte 
Succeſſions⸗Ordnung zu bauen gedenkt, überzeugen werde; im ant 
gegengeſetzten Falle aber ij er mit der Klage abzuweifen und has 
Ihr nunmehr hiernach das Weitere zur Beendigung der Erbreguli⸗ 
rung zu beraulaſſen. Sind 2c. Berlin den 18. Januar 1806. 

Auf Sr. Königlichen Majeſtät allergnädigſten Special: Befehl. 

x Goldbeck. 
An die Weſtpreußiſche Regierung zu Marienwerder. 


Nr. 134. 


Edict gegen das Vor- Vieh der Schäfer und Schäfer⸗ 
knechte und die Verſetzung des Schäferei - Antheils, auch 
der Schäferei ⸗ Geraͤthſchaften der Schäfer und Schäfer 
knechte bei ihrem Umzuge von einer Schaͤferei zur andern, 
für die Provinzen Oſt⸗ und Weſipreußen, mit Einſchluß 
von Litthauen und dem Netzdiſtrict. Potsdam, den 20ten 
: April 1806.) 


Die be den Schuͤfreien in den Probingen Oſt⸗ und Weſtpreußen bie 
her üblich geweſene und in den Cchäfereis Ordnungen beibepaltene 


) Königsberg, gedruckt im der Königl. Hartungſchen Hof- und Aks⸗ 
demiſchen Buchdruckerei. 
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faſſung, nach welcher die Schäferknechte an Loßnesſtatt eine beſtimmte 


zahl eigener Schafe bei den Schäfereien halten, und bei bem Ab⸗ 


Auge mit ſich wegnehmen konnen, ift nach der Erfahrung der Erhaltung 

Schäfereien, der Verbeſſerung der Schafzucht, fo wie der Verede⸗ 
Img der Wolle, gleich hinderlich, indem bie Schafereien oftmals durch 
das Kuechteiey, von Krankheiten angeſteckt und unrein gemacht mers 
den, auch die Schäferknechte bei der Hütung und Wartung der ihnen 
anvertrauten Heerden, ihr eignes Vieh zum Schaden des ubrigen vors 
zuͤglich beſorgen. 

Eden fo ift es den Schäfereien aus dem erſten Grunde nachtheilig, 
wenn Schaafmeiſter und Schäfer bei dem Abzuge von demſelben, den 
Antheil, den fie an ſolchen, wiewohl im Gemenge haben, mit ſich fort, 
und zu andern Schöfereien hin nehmen. Auch find durch den nebergang 

er ben Schaaſmeiſtern, Schaͤfern und Schaͤferknechten gehörigen Shas 
fereigeräthſchaften, von einer Schäferei in die andere, nicht felten an. 
ſteckende Krankheiten und Nerunreinigungen verbreitet worden. 

Sr. Königlichen Majeſtät von Preußen 2c: Unſer allergnaͤdigſter 
Serr, finden fih daher, durch Landesoäterliche Fürſorge, für die Erhal⸗ 
tung und Verbeſſerung der Schaͤfereſen und damit in Verbindung ftes 
bende Veredelung der Wolle und Aufnahme der Wollenmanufacturen, fo 
We durch den Wunſch mehrerer erfahrnen Landwirzhe und Schäfereiei⸗ 
fentbümer bewogen, in den Provinzen Oft- und Westpreußen, mit Eins 
ſchluß von Litthauen und dem Netzdiſtrict, hierunter eine Aenderung zu 
treffen, und zu dem Ende, nach Anleitung der, für die Provinzen Kuts 
Neumark und das Herzogthum Pommern veſtehenden Verordnung vom 
8. Februar 1800. Y i 

wie es jn Zukunft wegen des den Schaafmeiſtern, Schaͤſern 
und Schaͤferknechten zugehörigen Viehes und Geraͤthes, gehalten 
E werden foll; 
ungleichen der Declaration vom 16. Yamar, 1802, wegen Befolgung 
gedachtet Verordnung, nachſtehende Vorſchriften über dieſen Gegenſtand 
AU ertheilen, 
Se. Königliche Majeftät verordnen und befehlen demnach: 


Daß dieſes Edict vom 1ſten September 1806 an völlige geſetzliche 
Kraft erhalten, umb von dieſem Tage an keinem Schäferkuechte weiter 
gestattet werden foU, eine beſtimmte Anzahl von eigenthümlichen und 
mit einem beſondern Zeichen verſehenen Vieh, oder Vorvieh, zu haben 
und ſolches als fein Eigenthum bei dem Abzuge von einer Schäferei zur 
andem mitzunehmen. 

Jeder Gutsbeſitzer, Beamter oder Pächter, welcher in dieſem Zeit 
Tm diefen Vorſchriften nicht genügt haben wird, und wie folies ges 

ehen, überzeugend nachweiſen kann, [el in eine unerlaßliche Strafe 
verurteilt werden, und wüfjen die Landräthe nach dem Iten September 
ns Vémmttidye Schäfereien in ihren Streifen, worauf die Vorſchriften 
efes Edicts Anwendung finden, furgfältig revidiren und diejenigen 
utsbefizer, Beamten und Paͤchter, welche mit der Ansürung dieſer 
orſchriften im Rückſtande find, unverzüglich und ohne Rückſicht, der 
Ammer zur gehörigen Beſtrafung anzeigen. E 
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Sollte ein Tandrath in der Befolgung dieſes Befehls fih Thumig 
finden, gegen Diejenigen Gutsbefiger, Beamten oder Pächter, welche 
jener Anordnung pünktlich Folge zu leiſten verabfäumen, mit ungebühr⸗ 
licher Nachſicht zu Werke gehen, und die Anzeige an die ihm vorgeſebte 
Kammer unterlaffen oder verzögern, oder geſtatten, daß die geſeßlichen 
Worſchriften nicht befolgt und die beſtehende Einrichtung mit dem Vor⸗ 
vieh der Schäfer und Schaferknechte beibehalten werde; fo [oll er eben⸗ 
falle in eine unerlaßliche Strafe verfallen. 

2 


$. 2. 
Es foll alfo das Befonbere Eigenthum der Schäferknechte au den 
beſtimmten Hänptern, welche fie in Gemäßheit der Schaferorduungen, 
Obſervanzen und Verträge, bisher im Verhältniß mit der Größe MN 
Schäfereien haben halten dürfen, aufhören, ihr Vieh in die Stamm. 
Heerde eingemengt und der Antheil, den fie an der Heerde im Gemeni > 
erhalten, ihnen bei bem Abzuge baar bezahlt werben, auch jeder C 
ferknecht daran während feines Dienftzeit, verpåltnigmåfig an alle 
Nutzen Theil haben, und in gleicher Welſe zu den Stoften beitragen, Hie 
ſofern nicht durch beſondere Verträge mit den Herrſchaften ein anb 
wegen der Unterhaltungskoſten feſtgeſetzt worden ift. P 
Eben fo folen and), Scjnafmeifter und Schäfer, welche einen ei 
nen Antheil an der Schäferei haben, bei ihrem Abzug von ſolcher, fL 
bigen gegen baare Vergütung zurück zu loffen verbunden, und keines 
weges mit ſich zu nehmen befugt ſeyn. "t 
Da nun das Eigenthum der Schäfer und Schäferknechte an gewit 
feh beſtimmten Häuptern der Heerde gauz aufhören und das Sigentbun 
fümmtlicher Häupter dem Herrn der Stammheerde zuſtehen fol; Tot 
ſteht es fih von ſelbſt, daß kein Schaafmeiſter, Schäfer oder Schäfer 
fadt über gewiſſe Beftimmthäupter ein Eigenthumsrecht ausüben, ſolche 
außer der Schäferei an einen Dritten verkaufen kaun, und daß im liel 
tretungsfalle bie Diepoſttion des Allgemeinen Landrechts Th. 1. Tit. 16. 
$. 17, und Th. 2. Dit. 20. 8S. 1108. 1109. 1110, seq. wegen Entwei 
dung fremden Eigenthums, Anwendung finden muß. 
ah 


$. 8. 
Die Größe der Schaͤfereien auf Urbani, da fie zu Sommer ges t 
let werden, und die Anzahl des Viehes, die jeder Knecht zu der a 
darin hat, beftimmen den Untheil oder die Quote, welche derſelbe Hb 
haupt, und nach verſchiedenen Poften ins Gemenge fegt. Wenn bo s 
8. B. eine Schäferei überhaupt in 1224 Häuptern beftände. und an Ane 
vieh darunter (ij 102 Stück befänden, oder wenn bei kleinen Schl 
reien die Heerde mit Inbegriff von 50 Stück Fnechtvieh, pero 
600 Stück ſtark wäre, fo würde der Antheil der Knechte an der Sch. " 
ferei in dieſen Fällen, den letm Theil, exclusive der Molkenpacht, 
betragen, Anz 
Es fam in dieſer Art wohl keine Schwierigkeit finden, det ng 
theil oder die Quotam eines jeden Sunet bei der jährlichen Zahl 
und Abrechnung zu beſtimmen, und wird hierbei noch bemerkt, daß " 
kommende Bruͤche durch Geld auszugleichen ſind. 
4. 


J. 4. 
So wie die ganze Schäferei nach Umftünben fid) vermehrt, es 
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vermindert, je vergrößert oder vermindert fih auch im gleichen Ber- 
s der in einer Quote beftimmte Antheil des Knechts an der 
rei. 
3 Da nun das Intereſſe des Schäferknechtg und fein Gewinn und 
"tuf, mit dem Flor und dem Verfall der Schöferei unzertrennlich 
verbunden ift, [o wird derſelbe es ius künftige an feinem Fleiße und als 
er möglichen Sorgfalt für das Beſte der Heerde nicht ermangeln lafz 
j, Dagegen die Herrſchaft, wenn der Knecht zur Verbeſſerung der 
à Páfere nach allen Kräften mitwirkt, ihm die Vermehrung feines Ans 
bheils gern gönnen wird, 


$ 5. 

‚Bei dem Abzuge eines Schäferfuechts wird deffen Antheil an der 
Vififerei, aus der schlechterdings kein Stück weggenommen werden darf, 
lod durch den kauf, Posten für Poſten abgeſondert, folder darauf 
Writet, und ihm von der Herrſchaft, oder dem an feine Stelle ziehen⸗ 
en Knecht, nach dem dermaligen Werthe, ſofort baar bezahlt, nachher 
aber der in Mede ſtehende Antheil ſofort, ohne daß er als Kuechtsvieh 
Hezeichnet wird, in die Stammgeerde wieder eingemengt. 


9. 6. t 
Ws Sm Fal die Herrſchaft den abs und angfependen Kuecht, wegen 
es Werthe des von jenem auf dieſen übergehenden Schäfereiantheils 
bereinigen kann, hat es dabei fein Bewendenz findet diefe Bereinigung 
er nicht ftatt, fo wird zur iore geſchritten und folche durch drei fade 
derkändige vereidete Männer, wovon einer von dem abziehenden Knecht, 
FH andere von dem anziehenden Knecht und der dritte von der Heres 
"Daft gestellt wird, verrichtet. In fo ferne aber die Taranton bei Ber 
D mung des Werths nicht übereinkommen, fo foll der Preis auf den 
urchſchnitt ihrer Angaben gegründet werden. 


$. 7. 

de Falls ein angiehender Schäferknecht nicht des Vermögens ſeyn folte, 
ben abziehenden Knechte den Preis feines Schäferei= Antheils ganz zu 
giden; fo fol die Hereſchaft zutreten, den Vorſchuß des fehlenden 
JH& der Abfindung zuthun, und den abziehenden Knecht völlig zu bez 
is igen verbunden ſeyn; welches fie auch um fo mehr ohne Nachtheil 

Di mem kann und muß, da fie wegen des Lorſchuſſes durch das im 
kuenenge bleibende Knechtvieh geſichert ift, fie auch, da fit der Schäfer⸗ 
nacht annimmt, dieſenigen Mittel einzufchlagen hat, wodurch bie ue 
E me und der Anzug des neuen Knechts möglich zu machen iſt. Dages 
ben UE die Herrschaft auch befugt, von dem anziehenden Knechte, von 
ober für ihn geleifteten Verſchuſſe die Landestislichen Zinſen zu nehmen, 
bis ein anderes in den Geſetzen nicht verbotenes Abkommen zu treffen, 

der Knecht den Vorſchuß abgetragen hat. 


9.8. . 
& "bud fo wie in den vorſtehenden ß. 5. 6. und 7. in Auſehung der 
N 00 ferEnechte vorgeſchrieben ift, foll es auch bei bem Ab⸗ und Anzuge 
bens, Schaafmeiſter und Schaffer mit dem von dem Ab⸗ und Anziehenden 
V 
iuſehung deſſen Abfonderung, Bares Vergütung und des Zutritts der 
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Herrſchaft, bei lesterer, im Falle der Unzulänglichkeit des Vermögens 
des anziehenden Schäfers, gehalten werden. r 
9. 


ntes oder Buthenvieh anzunehmen und in bie Echäferei einzumen 
gen, ift dem Schäferknechte unter keinerlei Vorwand mehr erlaubt, und 
wich foldes Hiermit ausdrücklich verboten. 


F. 10. 

„Die Herrſchaften dürfen fih mit den Schaafmeiſtern, Schäfern und 
Schaͤferknechten úber einen gröͤßern oder geringern Antheil an der Scha⸗ 
feref, als im g. 3. beiſpielsweiſe vorgefchrieben iff, vereinigen, indem 
es ihre Sorge ift, fid) tüchtige Knechte zu halten, und fie fo zu lohnen, 
daß fie bei” ber Schäferei einen verhaͤltnißmaͤßigen Gewinn übrig behal 
ten, und nicht veranlaßt werden dürfen, ſich durch unerlaubte, der 
Herrſchaft und der Schäferei nachtheilige Mittel zu erholen. 


. 11. 

Kein Schaafmeiſter, Schäfer oder Schoͤferknecht, foll bei dem Um 
ziehen von einer Schäferei zur andern, Geräthſchaften, die zu feinen 
Gewerbe gehören, mit fid) führen, ſondern es müffen felbige, falls fe 
dergleichen eigeuthümlich. befigen, und mad) diefer Vorſchrift zurück g 
laſſen haben, fid) deshalb mit den Herrſchaften wegen der Vergütung 
vereinigen, welche ihnen nach der bei der Abſchäzung des Schöferel⸗ 
Dep n aufzunehmenden Taxe, nach obiger Vorſchrift $, 6. gewährt 
werden foll. 


x 1 $. 12. * 
Jede Herrſchaft fol dem Schäferknechte, ſobald er fein Vieh ind 
Gemenge fegt, ein Buch geben, worin der Untheil, den er ins Gemenge 
bringt, imgleichen die mit ihm zu haltende Berechnung, eingetragen 
und überhaupt alles verzeichnet wird, was zur jedesmaligen Huseina? 
derſetzung der Herrſchaft mit dem Knechte zu wiffen nöthig ijt. Bieſes 
Buch muß der Knecht wohl verwahren, und folches bei dem Abzuger 
wenn er völlig abgefunden ift, der Herrſchaft zurückgeben. Kommen 
Falle vor, in denen der Inhalt dieſes Buchs zweifelhaft ift, fo foll die 

Auslegung gegen die Herrſchaft gemacht werden, weil fie das Bus 

führt, es daher ihre Sache ij, alles deutlich und beſtimmt zu faſſen. 

13. 


$. $ 

Sn Anfehung des Ab: und Anziehens der Schaafmeiſter, SHFS 
und Schaͤferknechte wird hierdurch verordnet: daß foles nicht ferner, 
wie bisher, auf Michaelis, fondern mit Johanni, oder den 24. Jun 7. 
ſchehen, und jeder andere Ab⸗ und Anzugs⸗Termin, wenn dergleic 
zwiſchen der Herrſchaft, imgleichen den Schaafmeiſtern, Schäfern ie 
Schaͤferknechten verabredet und contractmäßig ſeſtgeſetzt ſeyn ſollte, Aff 
Tage der Publication dieſes Ediets an, ſchlechterdings unzuläſſis 


ſeyn foll. 
zum 


9.14 ; 
Der Kündigungstermin wird auf den Zeitraum vom item bis iHe 
dsten März jedes Jahres bergeftalt feſtgeſeße, daß eine früher oder IP 
ter erfolgte Kündigung für nicht geſchehen erachtet und weder von © 
ten der Herrſchaften, noch von Seiten der Schaaſmeiſter, Schäfer " 
: Schaͤferknechte angenommen werden foll. 
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$. 15. r 
Bei Buͤrger⸗ und Bauernſchaͤfereſen, wo die Yntereffenten bie eie 
gene häusliche Wartung des Viehes beſorgen, und nur zur Hütung deſ⸗ 
Üben beſondere Schäfer und Schäferfnechte unterhalten, [oll defer zwar 
noch ferner, nach jedes Orts Herkommen verſtattet ſeyn, eigenes Vieh 
und beſtimmte Häupterzahl zu halten, ſolches in ein eigenes Zeichen zu 
klagen und ohne es aufmengen zu dürfen, vorzutreiben, dagegen find 
Me gehalten, bei dem Abzuge diefes Vieh, wie auch die Schalereigeräch⸗ 
ſchaften, nach der Beſtimmung der 5$. 6. und 11. zurückzulaſſen, mit 
der Maaßgabe (in Anſehung der Gerathſchaften), daß die Bergütung 
t ſolche, von dem anziehenden Schäfer ober Schäferknechte dem abge⸗ 
benden taxmäßig geleiftet werden, die ganze Commune aber dafür eins 
ſtehen mug, Auch findet in Rückſicht des An⸗ und Abziehens dieſer Gra 
meinſchäfer der Inhalt des $. 13. dieſes Edicts genaue Anwendung, 
Bei ſolchen Gemeinſchäfereien aber, bei welchen Schäfer und Schä⸗ 
lerknechte bisher keine Schaafe halten dürfen, und ſolche dafür auf ohn 
und Deputat geſetzt find, fol es hierbei auch ferner fein Bewenden 
aben, Doch findet auch bei dieſer, wegen der etwannigen Gerälhſchaf⸗ 
ten der Schäfer und Knechte obige Vorschrift tatt, uuf ſolche Schäfer 
keien, bei welchen die ganze Schäferei nicht dem Gutsbeſtter, ſondern 
m Schäfer und feinen Knechten gehört, folen die in den $$. 1. und 
13. dieſes Ediets enthaltenen Vorſchriften resp. wegen einer beſtimmten 
mahl eigentbümlidyen Viehes und in Rückſicht der un⸗ und Lözugs⸗ 
tmine, keine Anwendung leiden, vielmehr ſtehet es dem Eigenthümer 
des Schanfoiches frei, auf die Aufrechthaltung ſeines Contracts zu brine 
gen, und auf den Grund deſſelben ‚fein Eigenthum zuruck zu nehmen. 


6. 16, ; 
f Die Diöpofition dieſes Ediets foll übrigens auch auf die Pachtſchä⸗ 
"t ausdrücklich ausgedehnt werden. 


LAT. 
Endtic wollen Se. Räntgtide Majestät, daß biefes Edict, wie bee 
teits J. 1. vorgeſchrſeben iſt, vom 1. Septbr. b. J. ab, in den ger 
dunnten Provinzen bei allen Schäfereien zur Tugzübung gebracht werde, 
au weichem Ende ſolches zum Druck befördert und allgemein publielrt, 
ius in Schulzengerichten und Krüͤgen angeſchlagen werden foll, und fo 
dee Alechöchfidiefelben, allen Obrigfeiten, der Stitterfihnft, ben Beams 
ja, Slädten, Gemeinen und Schulzen, bei zwanzig Sitblv. Strafe für 
wi en Gontraventions⸗Fall, welche Strafe bei wiederholter Uebertretung 
gun ehrlich und bis auf einhundert Thaler geſcharft werden foll, anbefehlen, 

uf deren pünetliche Befolgung zu halten; fo wird ſolches beſonders den 
Aird äthen zur Pflicht gemacht, damit fie den übrigen Ginfogen ihres 
p cifes mit gutem Beiſpiele vorgehen, und werden zugleich auch insbe⸗ 

dere Tümmelihe Gerichtabehorden dahin angewieſen, fid) nach den 
i schriften diefes Edfets in ihren Urtheilen ſowohl überhaupt, als 

vorkommenden Denuneiationsfällen, auf das genaueste zu achten. 
Signatum Potsdam, den 26. April 1806. 

Friedrich Wilhelm. 


(L. S) 
v. Goldbeck. v. Schroͤtter. 
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Nr. 135. 
Cabinetsbefehl, das Simultaneum betreffend. 


Men lieben Staatsminiſter, Freiherr von Schröter und v. Maſſew. 
Unter Zufertigung der anliegenden Vorſtellung des Biſchoßs von Culm 
gebe ich euch zu eröffnen, daß es mir genüget, daß die proteſtantiſchen 
Unterthanen überall vom katholischen Pfarrzwange und den damit vere 
knüpften Laten und Abgaben fteigelaffen werden, und daß daher die 
Erfüllung der Mir alë Patron bei käthsliſchen Pfarr = und Kirchen⸗Bau⸗ 
ten obliegenden Verpflichtungen nicht weiter an die Geſtattung eines Si- 
multanei als Bedingung geémipft werden foll. 
Ich bin Euer wohlaffectionirter König. 
Charlottenburg, den 3. Juni 1806, 
Friedrich Wilhelm. 
An die Staatsminiſter Freiherr von 
Schroͤtter und v. Maſſow. E 


Nr. 136. 


Patent wegen Aufhebung der bisherigen Einſchraͤnkungen 
bei dem Handel mit Müͤhlenſteinen, in Rückſicht der Pro 
vinzen Oſt⸗ und Weſtpreußen. D. D. Königsberg, 
ben 28. Januar 1808.) 


Wi Friedrich Wilhelm von Gottes Gnaden, König von Preußen, 
Markgraf zu Brandenburg 2c. ze. ꝛc. Thun kund und fügen hiemit zu 
wijfen : í 
u Bei der Schwierigkeit, die Provinzen Oft- und Meftpreugen mlt 
den bensthigten Mühlenſteinen aus den einländiſchen Steinbrüchen zu 
verſehen, haben Wir beſchloſſen, zur Befoͤrderung der Mehl⸗ und Grau 
penfabrication, das bisher beſtandene Muhlenckein⸗ Regal, in Mückſicht 
der gedachten Provinzen, hiedurch aufzuheben. 

Wir geſtatten daher einem jeden, der dazu ſonſten berechtigt ifr 
und fih damit abgeben will, nicht allein die Zubereitung von Mühlen 
ſteinen aus Feldſteinen, ſondern auch den freien Handel, ſowohl mit 
ein = als ausländiſchen Mühlenſteinen aller Art, ohne weitere Be 
ſchraͤukung. 

Wir erlaſſen gleichfalls aus vorbemeldeter landesväterlicher Abſicht. 
das fogenannte Müßlenſtein-Intereſſe bei der Einfuhr fremder Mühe 
lenſteine, und genehmigen es, daß felbige gegen die in bem Acciſe⸗ Bar 
vom 22. Mai 1806 verordneten tccifegetille eingebracht werden konnen. 


*) Gedruckt in der Koͤnigl. Hartung'ſchen Hof buchdruckerei. 
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Die Krieges⸗ und Domainenkammern und Acelſebehoͤrden Haben ſich 
Binach zu achten und die jesige Weroeduung zur Miffenfdafe des Pua 
licums zu bringen. 
Gegeben Königsberg, den 28. Januar 1808. "S 
Friedrich Wilhelm. 
v. Schuötter, 


Nr. 137. 


Verordnung wegen Verleihung des Eigenthums von den 
Grundſtuͤcken der Immediat⸗Einſaßen in den Domainen 
von Oſtpreußen, Litthauen und Weſtpreußen.?) 


ir Friedrich Wilhelm von Gottes Gnaden, König von Preußen zc. re, 
Aun kund und fügen hiemit zu wijfen: 
tá Die Immediat⸗Einſaßen in Unſern Domainen genoſſen bis jetzt 
ein Eigenthumerecht an ihren Grundstücken. Ihrer Verfaſſung manz 
gelte ei an Selbſtſtändigkeit und einem feſten Fundament. Sie muß⸗ 
fid den Veränderungen, welche mit ihren Grundſtücken von Eigen⸗ 
Gumswegen vorgenommen wurden, unterwerfen, und eine anderweite 
Statten der Leiſtungen für die Benutzung derſelben fi gefallen lajfem. . 
vtae genommen konnten fie bei Abtretungen ihres Beſitzrechts bloß 
Xt etwanigen Verbeſſerungen und das Superinventarjum in Auſchlag 
D ingen, am wenigſten aber ihre Grundjtücke verpfänden, ſich auf dies 
Elben Credit und dadurch die Mittel verſchaffen, Unglüdsfäle zu übers 
agen und weſentliche Verbeſſerungen vorzmmehmen. Die Grundftüde 
räpeten ihnen alfo keinen Capitalwecth, und dae Beftscecht erlosch, 
Ded fie nicht mehr im Stande waren, ihren Verbindlichkeiten nàdjgue 
en. 
Eine ſo ungewiſſe und ereditloſe Lage mußte eben ſo ſehr den Wohl⸗ 
Md der Immediat ⸗Einſaßen zurückhalten, als der Ackercultur 
E Allgemeinen nachtheilſg ſehn. Die Nemiffionen und Unterſtützungen 
und auholz zc., welche ihnen gegeben wurden, erſetzten dem guten 
Gen eigen Wirthe keinesweges die Hülfsquellen, welche er bei dem 
Beru eines vollftändigen Eigenthums durch ſich felbit und durch eigene 
To efomteit iib ungleich dauerhafter hätte verſchaffen konnen; den 
lachten und trägen Wirth aber beſtärkten fie noch mehr in der Un⸗ 
tigkeit und dem Glauben, als ob es ihm freiſtehe, feine Existenz auf 
en des Staats und des allgemeinen Wohls zu gründen. 
Eifer eile in Erwägung dieſer Umſcände, theils um Unfern Immediat⸗ 
x alafen einen Erſatz wegen der erlittenen Kriegëbrangfale zu geben, 
mig, nen zugleich die Mittel zu einem bleibenden Wohiſtande zu gez 
"^, haben Wir beſchloſſen, ihnen, mit Aufhebung der bisherigen, 


Königsberg, gedruckt in der Königl. Hofbuchdruckerei. 
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ſowohl ihr Beſitzrecht, als die Vererbung deſſelben betreffenden Beſtim⸗ 
mungen, eine Verfaſſung zu ertheilen, die für immer ihre Lage feft und 
gründlich ſichert. 

Wir verleihen demnach hiermit und Kraft dieſes aus Königl. Macht 
und Vollkommenheit, für Uns und Unfere Nachfolger in der Krone, 
füinmtlichen, Immedlat⸗Einſußen in Ufern Domainen von Dfepreuen 
Litthauen und Weſtpreußen s 
Das volle uneingefchränkte Eigenthum ihrer Grundſtücke. 

Seder rechtmäßige Inhaber eines bäuerlichen Immediat⸗ Grund 
ſtücks in Unſern vorgedachten Domainen erlangt aljo von heute an die 
Befugniß, über daſſelbe frei und ungehindert, den Geſetzen gemäß, zu 
verfügen, foldes nach Gefallen zu veräußern, zu vererben und zu verpfau⸗ 
den, und kann fid) überhaupt davon aller Nutzungen, Vortheile, Rechte 
und Prärogativen erfreuen, welche geſetz⸗ und verfaſſungsmäßig au 
dem vollſtändigen Eigenthaln eines bäuerlichen Grundſtücks entſpringen. 
Es verſteht (id) dieſes indeſſen nur unter folgenden Bedingungen: í 


Sp ~ 
Bleiben die Ginfafen fümmelichen allgemeinen Landes⸗ Commits 
mal: und Societätslaſten, welche jetzt ſchon beſtehen, oder noch einge, 
führt werden möchten, gleich andern Grundefgenthümern ihrer Qualität 
unterworfen. 


Ra 

Erlaſſen Wir für die Verleihung des Gigenthuma zwar alles CiN 

kaufsgeld; es fallen aber auch fämmtliche Remiſſtenen und Unterſtügun⸗ 

gen an Baus oder Brennholz, imgleichen die bisher in Unfern Forſten 
genoſſene Weide und andere Beneficien für die Zukunft ganzlich weg. 


9. 3. 

Doch wollen Wir diefe Remiſſionen und Unterſtützungen an Bat 
oder Brennholz denjenigen Einſaßen, welche fid) den hier verordneten 
Bedingungen dankbarlich unterwerfen, noch auf zwei Jahre, namlich 
1809 und 1810, aus Gnaden angedeihen laſſen. In Hinſicht der Wall“ 
weide, welche ihnen gleichfalls noch auf fo lange belaſſen wird, müſſen 
fie aber mit demjenigen Hüthungs⸗ Terrain zu rieden ſeyn, welches i 
nen mit der wenigiten Beschränkung in der Dispofition und Bewirth⸗ 
ſchaftung Unſerer Forſten angewieſen werden kann. 

9. 4. 

Solchen Porffhaften, bei deren Cinſaßen der Vertue der Wal, 
weide eine gänzliche Umformung ihrer wirthſchaftlichen Einrichtung £^ 
"Belge haben würde, wird zwar auch weiterhin nach Maaßgabe der Sor 
calität das nothwendigſte Huͤthungs⸗ Terrain in Unſern Forſten einſtwoil 5 
noch geftattet werden; jedoch mur anf unbeftimmte, Zeit, gegen VNDE 
gung, einen billigen Bing und mit Vorbehalt des Holzſchlages und de 


übrigen Forſtnutzungen. 
i er⸗ 
ime 


- $. 5. x 5 
Das bei den Bauererben befindliche herrſchaftliche Inventariun 
halten die Beſitzer für die alte Sare gleichfalls zu ihrem vollen Gig A 
thum. Die Intereſſen des Taxbetrages werden mit fünf von fi 
berechnet, den jahrlichen Abgaben zugeſetzt. Die Gebäude gehören ni 
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zum Inventarjo, ſondern bem Grundſtück, und kommen daher nicht befon- 
ers in Anrechnung. 


9.6. 3 ] 
„ Die bisherigen Dominial⸗Abgaben und Leiſtungen werden weder ers 
höher, noch vermindert, 


$7. 

Die den Einfaßen noch obliegende Schaarwerks⸗ und andere Dienſte, 
ingleſchen die Natural Beiftungen derſelben, follen ſämmtlich, in fo 
kern fie aufhebbar find, gegen angemeffene Säge in Geldabgaben vers 

undelt werden. Hiezu werden aber die allgemeine Landes⸗Communal⸗ 
und Societätslaſten nicht gerechnet. e 


„ 8. : : 

. Bon bem hiernach (8. 5. 6. 7.) ausgemittelten Geſammtbetrage der 
jährlichen Geldabgaben, bleibt der vierte Theil als Grundsteuer (Gone 
ttibution) unablöslich auf dem Bauererbe ſtehen. Er wird nach den Rog, 
den⸗Durchſchnittspreiſen der letzten dreißig Jahre in den Handelsſtädten 
er Provinz auf Roggenwerth gebracht und alle dreißig Jahre nach ben 
oggen⸗Durchſchnittspreiſen der nämlichen Handelsſtadk von den vorher⸗ 
duenne dreißig Jahren anderweitig in ſeinem Geldbetrage abge⸗ 

ert. 


3 8.9. 

Die übrigen drei Biertheile der jährlichen Geldabgaben werden ab⸗ 
gelzſet. Jeder Einſaße kann fid) von deren Einrichtung, durch Erle⸗ 
gung des, nach dem g. 5. beſtimmten Satze, nämlich zu 5 Procent, bes 
dechneten Capitals, ſowohl ganz als theilweiſe zu jeder Zeit frei mae 

". Binnen vier und zwanzig Jahren aber, alſo bis Ende des Jah⸗ 
%8 1832 muß bie Ablsſung vollbracht ſeyn. Wie viel jeder Einfaße 
P binnen dieſer Zeit auf gedachtes Capital jährlich abbezahlen will, 
Pl von ihm abhängen. Bon derjenigen Summe, fo er auf dies Gapiz 
al abzahlt, werden ihm aledann im nächſten Jahre bie Intereſſen von 
"itt Abgaben abgeſchrieben. Wer alfo 20 Rthlr. auf das Capital 
inabit, har in den folgenden Fahren 1 Nehle, Zins weniger zu enttich 
vn. Wer das ganze Capital erlegt, macht fid) dadurch von der wei⸗ 
Ped Entrichtung der vollen drei Viertheile feiner jährlichen Geldabgabe 
x Doch werden unter 5 Thaler keine Zahlungen auf das Capital 
"a angenommen, und größere Summen miffen auch immer durch 5 
gelber ſeyn. Das in der Beilage aufßeſtellte Beiſpiel wird die Sache 
Maule machen. 


$. 10. 

Gay ud wollen wir den Ginfafen, welche im Jahr 1809 das ganze 

viitat baar abfragen: funfzehn, denen, die es im Jahr 1810 thun: 

Abttebn, im Jahr 1811 dreizehn pro Gent und fo weiter ois zum Jahr 

I mit eingerechnet, jedes fpätere Jahr ein pro Cent weniger, an 
apital erlaffen. 


" 3. 11. PS 
wen tfe, in denen der größere Theil der Bauerhoͤfe dedaſtirt ift, 
nicht e ſebaid als möglich aus der Gemeinheit geſetzt. Wo dieſer Fall 
Kol eintritt, wollen Wir es zwar einſtweilen noch dem eigenen Ent⸗ 

P der Beſtzer überlaffen, ob fie fi freiwillig aus der Gemeinheit 
Wefers. prop, Recht. Bb. II. 40 
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fe&ei wollen. Geſchieht ſolches aber nicht in einem Zeitraum von zehn 
Jahren, fo find die Landes ⸗ Polizeibehörden berechtigt, die Separation 
auf Koſten der Intereſſenten zu bewirken. 

In beiden Fällen ift auch wider den feſtgeſetzten Theilungsplan kein 
vrozeffualiſcher Widerſpruch zuläſſig, und jeder Ginfafe muß fid dem. 
ſelben unterwerfen, ſobald er eine Grundfläche angewieſen erhält, deren 
künftiger Ertrag nach dem Gutachten von Sachverſtaͤndigen die“ bisheri⸗ 
gen Nutzungen feines Erbes in der Gemeinheit erreicht. j 

Die nächſtens zu emanireude Theilungsordnung wird die Separation 
moͤglichſt erleichtern. 

12. 


$. 12, 

Es wird jedem Eluſaßen, fobald es angeht, dasjenige vorgelegt 
werden, was er nach Maaßgabe der jetzigen Verordnung zu Teiften hat, 
und er iff gehalten, binnen fedi Wochen, von dem Tage an gerechnet, 
wo ihm diefe Leiſtungen werden bekannt gemacht werden, ſich dorüher 


beſtimmt zu erklaren. 
. 18, 


$ 
Nimmt derſelbe ſolches an; fo erhält er von der Landes⸗Polizebe⸗ 
horde der Provinz, unter Beftätigung der ihr vorgeſetzten höhern In 
ſtanz, eine Verſicherungs⸗Urkunde, welche für ewige Zeiten die Kraft 
eines guͤltigen und eee haben foll, 


$. 14. 

Weigert er jid) aber, die ihm vorgelegten Bedingungen zu erfüllen, 
Her eefihet er fid in del gefeéten Feiſt Qj 19) nicht beftimmt; Je witd 
alsdann das Bauererbe mit den dazu gehörigen Pertinenzien öffentlich 
ausgeboten, unter gleichen Bedingungen zu eigenthuͤmlichen Rechten au 
einen beſitzfähigen Meiftbietenden mit den im g. 3. bewilligten Begünſti⸗ 

^ gungen verkauft, und auf dieſen die Verſicherungs⸗ Urkunde ausgefertigt. 
Der bisherige Befiser muß mit dem herausgekommenen Meiſtgekot um 
fo mehr zufrieden ſeyn, als es nur von ihm abgehangen hat, ſich im 
Beſitz des Grundſtücks zu erhalten, und die bisherigen grundherrlichen 
Abgaben und Leitungen nicht erhöhet, ſondern nur angemeſſener regulirt 
werden folen” Das aufgekommene Meiſtgebot foll ihm indeſſen ma 
Abzug der hiebei vorgefallenen Koſten ungekürzt ausgezahlt werden. 
15. 
Bu dieſem Ausgebot ift hinreichend, wenn nur ein Bietungetermin 


macht werden. 
fubit 


$16 
Ein gleiches Verfahren, jedoch mit einer doppelten gift, f 
ſtatt, um diejenigen Beſiger, welche aus 5 des Ache ir 
Grundstücke verlaſſen haben, zur Abgabe ihrer Erklärung aged 
wenn der Aufenthalt derſelben unbekannt ift, Bei irem Außenble 
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in dem feſtgeſetzten Termin, wird zwar mit der Veräußerung des Grund. 
Ride nach den obigen Beſtimmungen vorgegangen, ohne daß nachher 
ein Einſpruch von ihrer Seite zuläfſig iſt; das herausgekommene Kauf⸗ 
P pus Abzug der Koſten aber für ihre Rechnung gerichtlich nieder⸗ 
legt. 


9. 17. 
Da in dem einen wie dem andern Fall ($. 15. und 16.) den vo⸗ 
tigen Befigern das Kaufgeld verbleibt; fo kommt es darauf gar nicht 


du, ob ihnen, wie es in einigen Gegenden der Fall ift, die Gebäude jetzt 


ſchon eigenthümlich zugehören oder nicht. Sie werden mit dem Grund- 
Rd zuſammen veräußert. 


$. 18. 
Sind weder die bisherigen Beſitzer von einzelnen Banerhöfen 


mehr aufzufinden, noch Erben vorhanden, welche nach der im folgenden 
L. bemerkten Declaration ein Erbfolgerecht auf die verlaffenen. Grund⸗ 
Tite haben, folglich diefe Unferer Dispofition anheim gefallen; fo wollen 
ir es den übrigen Wirthen in den Dörfern, worin dergleichen Höfe 
belegen find, überlaffen, ob fie die zu denſelben bisher benutzte Länder 
reien unter jid) vertheilen, und andere an deren Stelle anweiſen wollen. 
Die Fläche zu den neuen Beſitzungen kaun die Dorfſchaft anweifen, wo 
ie will; auch kommt es auf deren Größe nicht an, wenn fie nur zuſam⸗ 
Menhängend, möglichſt arrondirt, im femer Gemeinheit mit den übrigen 
Dorfeländereien liegt, und von der Beſchaffeuheit iſt, daß fie bei freier 
lusbietung zum eigenthümlichen Beſitz: 
a) die bisherigen, nach ß. 5. 6, und 7. ausgemittelten Geldabgaben 
und ſonſt darauf ruhenden allgemeinen Landes laſten trägt, 
b) ein Einkaufsgeld gewährt von 2 bis 300 Rthlr., wenn die Größe 
des vacanten Bauerhofes 5 bis 6 Hufen, von 100 bis 200 Rthlr., 
wenn er 4 Hufen, und von 30 bis 100 Rehlr., wenn er 3 Hufen 
Magdeburgiſch beteng. 2 
Gnthielt ter vacante Banuerhof weniger Land; To wollen Wir Unſerer 
Setts auf das Einkaufsgeld Verzicht leiſten. Uebrigens wird nur nach 
dieſen Sätzen das Einkaufsgeld zu Unferen? Kaffen eingejegen. — Was 
M ber Licitation mehr an Einkaufsgeld aufkommt, fallt der Dorfſchaft 

eim, 


9. 19. 

e, Die gegenwärtige Verordnung begreift die fogemannten Sochzinſer, 
chaarwerksfreie, Schaarwerksbauern, Ziusbauern, überhaupt alle diefe⸗ 
igen Immediateinſaßen unter fi, welche bisher nach der Declaration 

deten Vererbung der Bauerhöfe vom 2öften März 1790 behandelt mors 

Prud Den Zeitpachts⸗Bauern, Zeit⸗Emphyteuten und Übrigen Domai⸗ 

bab Einfoßen, welche nach kein volles Gigenthum an ihren Erundſtäcken 
inden, beabſichtigen Jie folches gleichfalls zu verleihen, behalten Uns 

eſſen vor, das Nähere darüber beſonders zu beſtimmen. 


Wir verhoffen, daß Unfere Immediateinfaßen die wohlthäfige und 


kane Abſicht, welche uns bei der ihnen bewilligten Verleihung 


m igenthums leitet, mit gebührendem Danke erkennen, und den ger 
achten Bedingungen fid) gern und willig unterwerfen werden. Wir cre 
40 * 
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x : 
theilen ihnen nochmals bei unſerm Königl. Wort bie fie Zuſicherung 
daß ſie auf dieſen Fall jederzeit bei den ihnen jetzt verheißenen Gerecht⸗ 
femen kraͤftigſt geſchüͤtzt werden follen. * 
Urkundlich hab ir diefe Verorbmung, welche vom allen oͤffentli⸗ 
chen Behörden genau befolgt und durch ben Druck zur allgemeinen Wiſ⸗ 
enſchaft gebracht werden foll, Höchſteigenhändig vollzogen und mit Un 
ferm Königlichen Inſtegel verſehen laffen, behalten Uns auch vor, ſelbige 
den Umſtänden nach auf die übrigen Provinzen auszudehnen. 
So geſchehen und gegeben Königsberg den 27. Juli 1808. 


G. 8) 
Friedrich Wilhelm. 
5 v. Schröter. v. Stein. 
Beilage. 4 


Es wird das Beispiel angenommen, daß die gefammten jährlichen 
Abgaben und herrſchaftlſchen Leiſtungen des Bauererbes nebſt den Inter“ 
effen von dem Insventario in Gelde überhaupt auf 90 Thaler ausgemite 
telt find. Davon bleibt mm der vierte Theil (5 Rehlr) als Grundſteuer 
unablöslich, wird auf Roggenwerth berechnet, und verändert fid) Al 
dreißig Jahre nach den Durchschnitts ⸗Roggenpreiſen in den Handelsſtäd⸗ 
ten. Die übrigen drei Biertheile (15 Rthlr.) find ablöslich, und betragen zu 
5 Procent berechnet, ein Capital von 800 thlr., weiches der Beſizer 
eines ſolchen Bauererbes erlegen muß, wenn er ſich von der weitern 
jährlichen Zahlung biefer 15 Thaler frei machen will. Mit jeden 5 Tha⸗ 
lern, welche der Beſtzer auf das Capital zahlet, löſet er 22 gr. 9 bf. 
von feinem Zinſe ab, mit 10 Rthlr. — 45 gr., mit 20 Athlr. — 
1 Athlr. u. f. w. — Nachſtehende Tabelle ergiebt das Nähere, wenn 
er feine Capital⸗Zahlungen in der darin bemerkten Art einrichtet. 
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M um 
ng Im breigenten Jahr Bat alfo ber Wefiger auf das Capital nur 
d 10 Thaler zu entrichten. Dadurch loͤſet er die letzten 45 Groſchen 
un den ablösbaren drei Biertheſten feiner ehemaligen Gelbabgaben ab, 
WD darf alſo weiterhin von denſelben bloß die Grundſteuer berichtigen. 


. 
t 


z Nr. 138, 
Inſtruction für die Krieges und Domainenkammern in Dft- 
Preußen, Litthauen und Weſtpreußen über die Ausführung 
Verordnung vom 27. Juli 1808 wegen Verleihung 
des Eigenthums an die Immediateinſaßen in den 
Domainen von ihren Grundſtücken.“) 
D ds ; 
Vins fe. enen, auf welche es zunächſt bei der Sache an⸗ 
1) Die Ausmittelung derjenigen Domaineneinſaßen, auf welche die 
erorduung Anwendung findet, 
) die Ausmittelung des bei ihren Grundſtücken befindlichen perkſchaft⸗ 
lihen Javentgeiums und des Werth deſſelben, nach der alten Fare, 


Königsberg, gedruckt in der Königl. Hofbuchdruckerei. 
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S) Die Ausmittelung ſämmtlicher bisher ihnen obgelegenen Geldlei⸗ 
ſtungen, Dienſte und Natural Praͤſtationen, 
Ay die Shrkfurg, welche Diente und Natural⸗präſtationen aufgehoben 
werden können, uud bie Reduction derſelben auf Geldabgaben. 
In dem erſteren Betracht enthält der $. 19. das vollſtändige Krite⸗ 
tiom, nach welchem die Sache zu beurtheilen ift. Es geboren námld 
alle Domaineneinfaßen hieher, welche nach der Declaration vom 25- 
Marz 1790 wegen Vererbung der Bauerhofe behandelt worden ſind. 
Der Negel nach find es diejenigen, welche ihre Grundſtucke auf Anneh⸗ 
mungsbriefe befigen, In Litthauen find auch die ſogenannten Colonie 
bauern dahin zu rechnen. Die Ausmittelung geſchieht von bem Juſtis⸗ 
mit Zuziehung des Domainen⸗Beamten, und muß binnen vier Wochen 
jedem Amte beendigt ſeyn. 
Von den einzelnen Immedlatbauern werden namentliche Liften; nach. 


den Dörfern abgetheilt, aufgenommen. Da nach der Abſicht des Ge: 


ſetzes der zeitige rechtmäßige Inhaber des Bauerhofes das Eigenthum 
beſſelben erhalten foll; fo ift bei Diefer Gelegenheit zugleich außer Bwe 
fel zu ſetzen, wer der rechtmäßige Befiger fey, mid wenn darüber Be 
denklichkeiten obwalten, felbige Behufs der Entſchedung fehlemigft zur 
Sprache zu bringen, damit man genau unterrichtet ift, von wem fünf 
tighin die Erklärung wegen der zu übernehmenden Bedingungen gefor 
dert, und auf wen das Beſitzdocument ausgefertiget werden kann. 

cis muß hiebei vorzüglich dafür geſorgt werden, alle prozeſſualiſche 
Weitläuftigkeiten bei Ausmittelung des rechtmäßigen Inhabers zu ver 
meiden, welches auch der Regel nach ohne Schwierfgkeiten wird geſche⸗ 
hen können, fobald die Annehmungsbriefe und die übrigen äber ben DE 
fig der bäuerlichen Immediatgrnndſtücke vorhandenen Nachrichten nur mit 
gehöriger Aufmerkſamkeit benutzt werden. " 

ei dieſer Operation kann auch zugleich ber zweite Punct erledigt 

werden. Er wird fid) ſehr leicht aus den Annehmungsbriefen und Amts⸗ 
rechnungen ergeben. 

Auch der dritte Punct wird dabef gleichzeitig aufgenommen. Die 
Gelbabgaben, Dienſte und Natural⸗Präfttionen müffen bei jedem EIN 
ſaßen einzeln ſpetificirt, und ihrem Betrage und Umfange nach, genau 
aufgeführt werden. 

Sie ſind nach folgenden drei Hauptrubriken abzutheilen: 

2) Grundhertliche, . 

D) Landes herrliche, 8 
ch Communal⸗ und Socſetätslaſten. " 

Die Domainen: und Zuftigbeamte werden für eine genaue und EB 
tige Aufnahme dieſer Nachrichten beſonders verantwortlich gemacht. rt 
ic. Kammern haben ihnen aber aus ihren Regiſtraturen, alle dazu, 
mötpigte data zu fuppebitiren, und fie über eine gurdmifige Pracht 
bei der Sache mit näherer Anweisung zu verſehen. Die Nachrich y 
find bei ihrer Aufnahme fogléid) in tabellariſche Ueberſichten zu ordnen, 


zu welchen Cue die Krieges und Domainenkammern angeme 


Schemata atsarheiten und den Behörden gufectigem werden. RAE 
ſcheinlich wird die Sache fih dadurch am Fürzeften und leichteſten © legt 
chen laſſen, wenn die neueſten Praſtationstabellen zum Grunde ge 
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werden. Es bedarf alsdann bloß einer Reviſion über ihre Richtigkeit 
und die unterdeſſen borgegangenen Veränderungen, und einer Ergänzung 
derjenigen Nachrichten, welche an den verlangten darin noch fehlen, wos 
zu wiederum die Acten wegen Aufhebung der Schaarwerksdienſte und 
des Getränkezwanges viele data an die Hand geben werden. 

Sobald diefe Aufnahmen, welche naturlich vor ihrer Eibſendung 
von den intereſſirenden Einſaßen anerkaunt ſeyn muͤſſen, — von einem 
Amte bei der 2c. Kammer eingehen, fo unterſucht ſelbige zuvörderſt ges 
nau und forgfältig deren Richligkett an fih, mit Zuhülfnehmung ſaͤmmt⸗ 
licher bei ihr ſchon früher vorhandenen Nachrichten und Controllen. Komis 
men Dunkelheiten und Widerſprüche dabei vor, fo müſſen ſolche aufge⸗ 
klärt und etbigt werben. Die Friegeb» und Domsinenkammern, prin- 
Cipaliter das Mitglied, welches die Sache bearbeitet hat, und das Prä⸗ 
ſidium, find für jedes Verſehen verhaftet. 

Hiernächſt erledigen die zc. Kammern den vierten Gegenſtand, inz 
dem fie prüfen, ob und welche Dienſte und Natural⸗Praͤſtationen auf⸗ 
gehoben werden koͤnnen, und was für Geldſaͤtze billigerweiſe dafür ans 
zunehmen. Die Hauptnorm ber Enkſcheidung hierüber enthält der g. A 
des Geſetzes. Wenn aber auch an fid) ſelbſt, der Aufhebung der Dienſle 
und Natural⸗Präſtationen nichts im Wege ſteht, ſo bleibt doch zu er⸗ 
wigen, von welchem Seitpunkt ab fie füglich aufgehoben werden Fons 
nen. Dieſe Berückſichtigung ist vorzäglich wegen der Schaarwerksdienſte, 
welche noch den Domalnenbeamten ober Erbpachtern überlaſſen worden, 
dergleichen wagen der Burg⸗ und Piühlendienfte notwendig, und es 
muß daher in Unſehung eines jeden dienſtpflichtigen Einſaßen genau der 
Zeitpunkt beſtimmt werden, von welchem er dienſtfrei wird, und das Geld⸗ 

equivalent eintritt. Es leidet keinen Zweifel, daß die Einſaßen Mi die 
luſhebung der dazu geeignet befundenen Dieufte und Natural⸗Präſta⸗ 
tionen, und deren Verwandlung in Geldabgaben gefallen offen, oder 
en g. 44 beſtimmten Folgen unterwerfen müſfen. In Anſehung verjez 
nigen Dienſte und Natural: Pröſtationen, für welche jetzt ſchon die 
Sige von den Befreiungsgeldern beſtinunt find, wie z. B. bei den 
Schaarwerkedienſten, dem Getränte⸗ und Müblenzwange ec. behält es 
dabei fein Bewenden. In Anſehung derjenigen, wo ſolches noch nitbt 
der Fall dt, haben die Krieges- und Domainen- Gammern. billige Ab⸗ 
dungsſätze in Vorſchlag zu bringen. Die Magazin ⸗Noggenliefe⸗ 
Jung, wozu die Immedigt⸗Einſaßen bei Aufhebung des Schaarwerks 
ſich verſtanden haben, wird gleichfalls auf eine Geldabgabe gebracht. 
Es ift dazu die Differenz des Roggen⸗Marktpreiſes nach dem Durchſchuitt 
er letzten 30 Jahre derjenigen Handelsſtadt, wohin die Einſaßen der 
Gegend gewöhnlich ihre Producte abſetzen, gegen die bisherige Cammer⸗ 
x des Roggens anzunehmen, weil die Ginfafen dieſe nur vergütet er⸗ 
en. 


Alle, auf alte und neue Einrichtungen fid) gründende Naturalliefe⸗ 
rungen an Kirchen, Schulen und milde Stiftungen, werden indeſſen 
von der Aufhebung und Verwandlung in Geldabgaben ausgenommen, 
und bleiben nach wie vor. Die Krieges⸗Marſch⸗ und Campementsfuh⸗ 
buo können als allgemeine Landeslaſten nicht aufgehoben werden. An- 

ers verhält es fid) aber mit den ordingiren Vorſpaunſuhren, welthe 
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auf den Grund von befonderen Vorſpannpäſſen geleiſtet werden; denn 
diefe hat man gleichfalls die Abſicht aufzuheben. Da inbeffen bei Auf 
hebung des Vorſpauns nicht bloß bie Immediat⸗, fondern fämmtliche 
Domaineneinfaßen interefſiren; fo wird die Sache schwerlich bis zur Ne 
gulirung des Eigenthums der Erſteren zu Stande gebracht, und daher 
nothwendig ſeyn, bei Extheilung der Veſitzdocumente deshalb den nöthi⸗ 
gen. Vorbehalt zu machen. 

So viel insbefendere die Leiflungen'anbetzifft, welche für den Genuß 
der Forſt⸗Beneſiclen, von den Immediat⸗Einſaßen haben entrichtet wer” 
den müſſen; fo ſind ſelbſge gleichfalls genau und vollſtändig auszumit⸗ 
teln, und dabei bie Revier⸗Forſibediente zuzuziehen. Die Heide ⸗ Ein 
miethegelder kommen indeſſen bet Gonftituirung der Geſammtabgaben 
G. 8.) nicht zum Anſatz, wohl aber müſſen felbige in den Jahren 1809 
und 1810 in der bisherigen Art entrichtet werden, weil die Ginfafen ſo 
lauge das Raff⸗ und deſeholz noch geniefen. 

Wird ſolches ihnen auch weiterhin gelaffen, fo bleibt die Negul⸗ 
rung der Heideeinmiethe der Gegenſtand eines beſondern Mebereintom" 
mens, und der künftig anzunehmende Betrag der Heideeinmiethe wirt 
alsdann näher beſtimmt werden. Zu dem Ende haben. die Krieges⸗ ung 
Domafnenkammern diefe Angelegenheit ſpäteſtens mit Ablauf des Jun 
Monats 1810 in Anregung zu bringen. 

Dagegen aber kommen die Rauchgelder bei Gonftituirung der Geſammt⸗ 
abgaben zum Anfag, weil fie als eine wirkliche Abgabe, wofür, wie bei der 
Heideeinmiethe, keine Gegenvergeltung vom Staate geleiſtet wird, zu be⸗ 
trachten find, und nach F. 6. die bisherigen Dominialabgaben nicht ver“ 
ans werden folen, z 

uch müſſen bie Dienfte und Natural: Präftationen, welche wegen 
der Forſt⸗Beneffcien geleitet worden, nach billigen Mbfindungsfägen zum 
Anfas gebracht werden. Die Immediat⸗ Einſaßen können ſich darüber 
nicht beſchweren, weil ihnen der Verluſt der Forſt⸗Beneſicien durch die 
Verleihung des Ejgenthums ganz beſonders und noch dazu überaus reich 
lich vergütet wird. Die naturelle Leiſtung diefer Dienfte und Natural 
Präſtatlonen muß zwar allerdings fo lauge vorbehalten werden, als, ſie 
zur Bewirthſchaftung der Forten nothwendig ift, Es ſcheint indeſſen 
zweckmäßiger zu foi, fie ſofort aufzuheben und ans dem Geld Ted 
valent einen Fond zu Schonungs⸗ und Forſtverbeſſerungs + Anlagen 3 
ftiften, weil die naturelle Leiſtung bisher gewiß einen ungleich geringern 
Mugen gebracht hat. Dieſer Gegenſtand wird daher einer vorzüglichen 
Aufmerkſamkeit der sc, Kammern empfohlen. Die Stiftung eines ſolchen 
Fonds kaun auch dadurch nicht behindert werden, daß der Geldbetrag 
der Forſtdienſte ebenfalls, gp ben übrigen Gelbabgaben der imme 
diat- Ginfafen, bis auf den vierten Theil derfelben ablösbar ift; indem 1770 
jährlich bei Entwerfung und Regulirung der Etats gehörige Mü na 
Darauf genommen werden muß. 3u dem Ende ift auch mir bem glei 5 
vorkemmenden Tableall, welches die ze. Kammern von bem lehten Amt 
vinerien, eine GenerolSudymelhung zu übergeben, wie viet fit te 
Forſtdienſte und Natural ⸗Präſtationen im ganzen Departement 
kommt. 2:1 
Im Fall hin und wieder ben Gmmebíat:Gin[nfem noch Gilde" 
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dienſte obliegen, und es nicht angeht, ſelbige fofort aufzuheben und in 
Geldabgaben zu verwandeln; fo find von den zt. Kammern die nöthi- 
gen Einleitungen und Anträge zur Erbverpachtung der Seen, wozu die 
Fiſchereidienſte geleiſtet werden, zu machen. 

Wenn auf diefe Weiſe die vorgedachten vier Puncte erledigt find, 
To conftitwicen die Krieges⸗ und Domainenkammern nach Anleitung des 
F. 8. und 9. bei jedem Einſaßen: 

a) die Grundftener in Roggenwerth, 

b) den Betrag der ablösbaren 3 feiner Abgaben, 

©) den Betrag des dafür zu erlegenden Capitals, 
und reichen alsdann dem vorgefebten Provinzial: Departement von ei- 
Tem jeden Amte ſuceeſſive daß vollſtändig ausgearbeitete Tableau zur 
Nesifion und Betätigung ein, für deffen factijdje Richtigkeit und Wolle 

digkeit die x. Kammern allein verantwortlich bleiben. Der mehre⸗ 
den Einfachheit wegen wird zugleich feſtgeſetzt, daß bei Reduction der 
Grundſteuer auf Roggenwerth immer nur ganze Scheſſel und Metzen ans 
genemmen werden folen, keine Bruchtheile von den Letztern. 

Betragen diefe Bruchtheile eine halbe Metze und drüber, fo wird 
fine volle Mete angenommen, und der zu Gonftitwirung derſelben noch 
fehlende Geldbetrag von den ablösbaren 3 ber Abgaben abgeſetzt. Bes 
tragen die Bruchtheile hingegen weniger als eine halbe Mee, [o wird 
zur Grundsteuer Davon nichts angenommen, ſondern der Geldbetrag der 

ruchtheile der ablösharen Summe der Abgaben zugeſetzt. 

Wenn daher z. B. der vierte Theil der geſammten Abgaben, auf 
Noggenmerth tebucitt, 3 Scheffel 44 Megen beträgt, fo wird die Con⸗ 

button auf 3 Scheffel 5 Metzen beſtimmt, und die bei dem vierten 
15 il daran fehlende $ Megen werden nach gleichen Preifen von den abs 
baren $ der Abgaben abgeſetzt. Betrüge der vierte Theil aber nur 
5 Scheffel 4i Metze in Roggenwerth, fo werden zur Grundsteuer nur 
S Sel 2 Sieben angenommen, der Geldbetrag von der übrig bleia 
enden; Metze aber der ablösbaren Summe zugerechnet. 

Zur Berechnung der Grundſteuer auf Roggenwerth werden der Nes 
gel nach die dreißigjährigen Durchſchnittspreiſe derjenſgen Handelsſtadt 
genommen, wohin in dem concreten Fall der Einſaße gewöhnlich fein 

"tribe abſetzt. É d 

Nebrigens wird den Krieges- und Domainen⸗Cammern bei biefen 
Operationen um ſo mehr die moͤglichſte Beſchleunigung empfohlen, als 
Ed $. 8. der Genuß der ben ‚Einfaßen noch bewilligten zweijährigen 

eneficien davon abhängig gemacht ift, daß die Einſaßen fid) den Bes 
brennen beg Gefeges wntermerfen, und es folglich nothwendig bleibt, 
m ſobald als möglich, die Ueberſicht vorlegen zu können, wie ſie 
nallter zu ſtehen kommen. 
UI. 

fa, Dann haben bie Krfeges⸗ und Domafnen⸗Cammern denjenigen Eins 
PO, welche bisher in den königlichen Forſten die Weide genoffen fae 
seid, das nothwendigſte Hütpungsterrain nach $. B, anweifen und abs 
ies Nem gu laſſen. Dies ann durch ben Domainen und Zorftbeamten 
80 Dißtrieis geſchehen. Jener imterfudjt, wie viel die Eiufaßen zu ih⸗ 

m wirthſchaftlichen Bedarf ou Hüthung gebrauchen? biefee befimmt, 
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wo fie ihnen zum wenigften Nachtheil des Forſt⸗Jatereſſes angewieſen 
werden kann. Bei Ausmittelung des Bedarfs werden die Grundſätze, 
wegen Abfindung der Hüͤthungsberechtigten zum Grunde gelegt, jedach 
nur ſummariſch, und es muͤſſen alle weitlaͤuftige Unterſuchungen vermits 
den werden. P 
Den Einſaßen ift dabei ausdrücklich bekannt zu machen: 
a) Daß fie die Hüthung nur auf 2 Jahre noch, nämlich 1809 und 
1810, behalten, und p 
b) fo lange auch nur unter dem Vorbehalt, daß fie fid) den ubrigen, 
durch das Geſetz von ihnen verlangten Bedingungen, unterwerfen, 
x) daß ihnen keine Befugniß auf den Holzſchlag und die übrigen 
Forſtnutzungen und Hüthungs⸗Terrains zuftehen, 
weshalb ſelbige auch nach wie vor, unter ber Aufſicht der Revier- gort 
bedienten bleiben. 1 
Es verſteht fid) übrigens von ſelbſt, daß bei dieſer Bekanntmachung 
auf die Beſtimmung des F. 4. gehörige Rückſicht zu nehmen, und daher 
denjenigen Einſaßen, bei welchen es klar ift, daß der darin vorausges 


“feste Fall auf fie Anwendung finde, die daſelbſt verheißene Zuſicherung 


nicht zu benehmen ift. e 

Eben deshalb müffen bei dieſer Gelegenheit zugleich diejenigen Dorf? 
ſchaften ausgemittelt werden, denen die Waldweide nicht genommen wer? 
den kaun, ohne eine gänzliche Umformung ihrer wirehſchaftlichen it^ 
richtung zu verurſachen, und da es auf das daraus fid) ergebende Rt 
fulta® in Gemäßheit des F. 4. erf nach Verlauf von 2 Jahren aw 
kommt, fo haben unterdeſſen die 2c. Kammern Zeit genug, die Richtig 
keit der vorläufigen Ausmittelungen durch die Departementsräche und 
Forſt⸗ oder Oberforſtmelſtere an Ort und Stelle reridiren zu afen, un 


ſich davon vollkommen zu überzeugen, welche Dorfſchaften in diefe CV 


tegorie gehören, von welchem Umfange das ihnen nothwendig zu bel af 
fende Hüthungs + Terrain ſeyn müſſe, und auf wie hoch man billiger? 
weife den Zins dafür beſimmen könne. 

Die Krieges⸗ und Domainen: Kammern haben wegen Ausführung 
dieſer Beſtimmungen die Domainens und Forftbeamten mit einer pued? 
mäßigen Anweiſung zu verfeben, und darauf zu halten, daß die Anmel 
fung und Abzeichnung der Huͤthungbreviere bis zum Eintritt des Winters 
vollendet werde, x 3 t P 

Bei der Auweiſung des Hüthungsreviers müſſen der Schulz, die 
Dorfsgeſchwornen und wenigstens einige Wirthe aus dem Dorfe zugegen 
ſeyn, und diefe dafür verantwortlich gemacht werden, daß fie die Do n 
Hirten mit den Grenzen des Hüthumgë- Terrains bekannt machen, und ihnen 
deren Ueberſchreitung auf das nachdrücklichſte unterſagen. ud 

Die Doefſchaft muß natürlich bei Contraventionen der Wet, für bi 
Pfändungskoften einſtehen. 

um 


Die Krieged- und Domainen- Gammen werben Hoffentlich aus De 
nen über die Kriegesbeſchädigungen nach dem Mbmarfd der Fremden 
Truppen aufgenommenen Nachrichten ſchon unterrichtet ſeyn, bei wel k 
Dörfern ber, in der erſten Periode des g. 11- gedachte Fall eintritt, u 


haben daher in Rüͤckſicht derſelben ſofort die nöthigen Einleitungen gt 
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der Gemeinhelts⸗Aukelnanderſehung zu treffen, und wenigſtens bie fpe 
Selle Vermeſſung ohne Anſtand zu verfügen. * ] 
„ Sollten jedoch in Anſehung der Vollſtändigkeit jener Nachrichten 
ie mindeſte Bedenken obwalten, fo find felbige durch bie von den Do⸗ 
mainenbeamten zu érforbernbe Anzeigen zu ergänzen. 
Bei Bewilligung des Bauholzes zu den devaſtirten Höfen, haben die 
ze. Kammern zugleich das Nöthige zu berückſichtigen und zu beranlaſſen, 
aß durch den Neubau der Gebände der Gemeinheits⸗Auseinanderſetzung 
keine Ginderniffe in den Weg gelegt werden. 
„Ob es gleich übrigens keinem Zweifel unterworfen ſeym kaun, was 
für zwei Fälle im 8. 11 verſtanden worden, in denen kein prozeſſuali⸗ 
ſches Verfahren wider den feftgefesten Theilungsplan zuläffig ſeyn foll; 
D wird zur Vermeidung von Mißpverſtändniſſen doch noch beſonders bes 
merkt, daß hier 
1) der Fall verſtanden worden, wenn der größere Theil der Bauer⸗ 
poͤfe in dem Dorfe devaſtirt ift, alſo bie Gemeinheits⸗Theilung 
jezt ſchon von den ze. Kammern vorgenommen wird, und " 
3) der Fall, mo die Einſaßen die Gemeinheitstheilung binnen ber ih- 
nen nachgelaſſenen 10 jährigen Friſt nicht freiwillig realiſirt haben, 
und ſelbige alfo gleichfalls von der ze. Cammer bewirkt werden foll. 
Es verſteht fid) indeſſen von ſelbſt, daß der Theilungsplan vor ber 
nusfüßrung dem vorgefegten Provinzial Departement zur Genehmigung 
eingefandt werden mug. { 


IV. 

Je nachdem die zc; Kammern die zu T, gedachten Tableaur von dem 
vorgeſetzten Provinzial Departement beſtätigt zurückerhalten, wied dar- 
dus für jeden Einſaßen ein Extract, aus weichem die zu übernehmende 

dingungen vollftindig hervorgehen müͤſſen, gefertigt, wozu gedruckte 
formulare in Bereitſchaft gehalten werden konnen, und ſelbige durch 
en Domainenbeamten dem Ginfafen ausgehaͤndigt. 
di Der Domainenbeamte muß auf dem Extract den Jag der Aushän⸗ 
hor notiren, und außerdem in demſelben ausdrücklich bemerkt ſeyn, 
aß, wenn der Cinfafe fid) nicht binnen ſechs Wochen, vom Tage des 
d fangs, bei bem Domainenbeamten ganz beſtimmt erklärt, daß er 
en bemerkten Bedingungen fid) ohne alle Umſtände unterwerfen, alsz 
ann der Bauerhof nach Vorſchrift des 8. 14. unter gleichen Bedinguns 
gen ausgeboten und verkauft werden folle, er denſelben räumen und fid) 
Rit dem Herausgelommenen Meiftgebot begnügen; auch wie es fid) von 
Pelot verſteht, die Beſaßſtücke zurücklaſſen müſſe. 

In Anfepung derjenigen Cinfafem, welche die Bedingungen anneh⸗ 
men, werden Kemterweiſe die Beſitzdocumente ſogleich in Reinſchrift 
Ei Beifügung der vorgedachten Tableaur dem Provinzial ⸗Departe⸗ 

ent zur Beſtäkigung eingereicht. 


In Anſebung derjenigen Einſafen, welche entweder die Annahme 
Bedingungen verweigern, oder fih in der beſtimmten Friſt nicht 
aegoriſch erklären, wird nach, Vorſchrift des 5. 14 bis 17 weiter verz 

kahn, Döbel Haben bie x. Cammern, die Juſttzbeamten und Lande 
Achter jedesmal zu inſteulren, nicht allem, daß fie das Ausgebot in 


der 
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ſolchen Kirchen bekannt machen laſſen, wo fie glauben, daß fih noch 
am erſten biebhaber zu dem ausgebotenen Grundstück finden werden, ſon⸗ 
dern daß fie auch in dem g. 16 beſtimmten Fall, fih ganz vorzügliche 
Mühe geben, den Aufenthalt der bisherigen Befiger der verlaſſenen 
Bauerhöfe außzumitteln, und daher in keinem Fall unterlaſſen, die zu⸗ 
rͤckgebliebenen Blutsverwandten und Bekannten der fortgegangenen Be 
figer darnach zu vernehmen. : t 
Yi 


Da nach der allerhöchſten Willensmeinung, die Jmmediat: Einft 
ßen fofort das Eigenthum ihrer Grundstücke, wiewohl nur bedingung 
weife, erlangen folen; fo kann es ihnen auch nicht verwehrt werden, 
ſogleich auf die Anlegung von Hypothekenbüchern anzutragen, und Schul 
den auf ihre Grundstücke zu contrahiren. Um jedoch hieraus dem Lan⸗ 
des⸗ und Grundherrlichen Intereſſe keinen Nachtheil erwachſen zu lafos 
find die Domainen⸗Juſtizaͤmter und Landgerichte von ben zc. Kammern 
anzuweifen, daß fie 

a) vor Anlegung eines Hypothekenbuchs jedesmal erſt das Anerkennts 
mig der Krieges ⸗ und Domainen⸗Cammer einholen, daß das in 

My ſtehende Bauererbe auch wirklich ein Immediat⸗Bauererbe 

ey, unb 

b) in dem Sppothekenbuche ſelbſt jedesmal vorkäufig ben allgemeinen 
Vermerk eintragen: 
daß dem Befiger das Eigenthum feines Grundſtücks nur unter 
den in der Verordnung vom 27. Juli 1808 beſtimmten Be 
9 lund Einſchränkungen zuſtehe und verliehen wor⸗ 
en foy. 

Sind diefe Bedingungen erſt näher regulirt, fo müffen die zc. Gam- 
mern felöige fpeciel eintragen, und den allgemeinen Vermerk löſchen 
laſſen. Es qualificirt fid) jedoch nur zur Eintragung, 

a) die Grundsteuer, neb den Beſtimmungen über ihre Veränderlich⸗ 
keit, und 
b) das Abloͤſungs⸗Capital, nebſt dem Zeitraum, binnen welchem es e 
berichtigt feyn muß. i 
Die Beſtimmung des g. 1. der Verordnung, wegen der allgemei 
nen Landes Communal- und Societätslaſten, darf nicht eingetragen 
M eil fie [don in ben Geſetzen beruht, und ſich von [512 
verſteht. 7 
Ueber die Einrichtung und Vereinfachung des Hypothekenweſens von 
den Domafnengrundſtücken, werden noch beſondere Vorſchriften dur, 
das Juſtiz⸗ Departement erfolgen. 
VII. 


Bei der weitern Ausfuhrung bleibt es der Gegenſtand einer pon 
zuglichen Aufmerkfamkeit und Sorgfalt der Gammer, daß ſowohl die 
abſchläglich geleiſteten Capitalzahlungen richtig berechnet, als auch, 19 5 
und die dadurch abgelöfeten Sincantbeile den 1 ‚gehörig abgibt 
ben werben, damit weder die Ginfafen noch bie Ebuiglidje Cafe desen 
im geringften zu kurz komme. Die ıc. Gatnmern haben dem ihnen ds 
gefehten Departement Porſchlöge einzureichen, wie dieſerhalb am Bero 
mäßſgſten eine ſichere Controle anzuordnen ſeh. Es muß mit jO 
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Einſaßen ein eigenes Quittbuch geführt, darin auf der Stelle jede Zah- 

lung ihm abgeschrieben werden, und foles ſich beftändig in feinem Gez 
wahrſam befinden. n 2 

- Die Departementsrathe, oder ſonſt dazu beſtimmte Behörden, muͤſ⸗ 

fen die Quittbücher alle Jahr teoibirem, und mit denen vom Beamten 

rechneten Zahlungen vergleichen. 
Die eingegangenen Capitalzahlungen ſind von den ꝛc. Kammern er⸗ 
kraordinarie zu berechnen, und vierteljährig darüber Extracte einzureichen. 
VIII. 


Wenn in dem f. 18. beſtimmten Fall die übrigen Wirthe von der 
inen nachgelaſſenen Befugniß Gebrauch machen, und fiatt des vacantem 
auerhofes eine andere Fläche zu einem neuen Etabliſſement anweiſen 
wollen; fo darf hauptſächlich nur darauf geſehen werden, daß die Flache 
möͤglichſt arrondirt, außer der Gemeinheit, und im Stande iſt, die bis⸗ 
rigen geſammten Abgaben und Leitungen des vacantem Hofes mit 
Nachhalt und Sicherheit aufzubringen. Ob auch bei dem Verkauf des 
neuen Etabliſſements das beſtimmte Einkaufsgeld aufkommen werde, 
kann beſeitigt werden; nur muß die Dorfſchaft fid) verpflichten, das 
aran Fehlende zuzulegen, oder aber die Flache fo lauge zu vergrößern, 
is daſſelbe herauskommt. Will fie fid) hiezu nicht verſtehen, fo kann 
überhaupt von ihrem Anerbleten kein Gebrauch gemacht werden, fons 
ern es wird der vacante Bauerhof mit feinen Pertinenzien veräußert. 
Letzteres geſchleht natürlich auch in dem Fall, wenn die Dorfſchaft die 
ihr nachgelaſſene Befugniß gar nicht benutzen will. 
: IX, 


„Die im F. 19. benannte Arten von Immediat⸗Bauern find bloß 
beiſpielsweiſe aufgeführt, Das eigentliche Kennzeichen, ob die Brrord⸗ 
Tung vom 27. Juli d. J. auf einzelne Einſaßen Anwendung findet, bleibt 
immer, wie bereits oben erwähnt worden: ob fie bis jetzt nach der De⸗ 

ration vom 25. Maͤrz 1790 behandelt worden. 

"t ſolches nicht der Fall geweſen, fo gehören fie nicht hieher. 
X. 


Binnen 6 Wochen reichen die Krieges⸗ und Domainen⸗Cammern 
dem vorgeſetzten Provinzial: Departement 
a) die Nachwelſung der unter No. III. gehörigen Dorfſchaften, 
b) Entwürfe zu den Beſißdocumenten und ben, den Einſaßen Behufs 
ihrer Eril en vorzulegenden Extracten, 
©) die unter No. VII. gedachten Vorſchlaͤge und bis zum 1. Februar 
k. J., die Nachweiſung derjenigen Dorfſchaften, welchen nach den 
vorläufigen Unterſuchungen auch fernerhin die Waldweide nach F. 4. 
des Geſetzes zu laffen ſeyn würde, eim. 
D Mit Ablauf eines jeden Monats erftatten ferner die Krieges⸗ und 
zomainen⸗Cammern Bericht über den Fortgang ihrer Operationen zu 
I. II. und III. dieſer Inſtruction. 
Signatum Königsberg, den 22. Auguft 1808. 
Auf Seiner Königl. Majeſtät allergnábigiten Specialbefehl. 
Y v. Schröter. 


638 Den 40. November 1908. 


Nr. 139. 
Declaration der Verordnung vom 27. Juli 1808. 


Vin Gottes Gnaden Friedrich Wilhelm, König von Preußen ic. 26. ze. 
Unfern gufdigen Gruß zuvor! Veſte Hochgelahrte Räthe, Liebe, Getreue! 
Verſchledene Anfragen in Anfehung der Verordnung wegen Verleihung 
des Grundelgenthums an die Immediak⸗ GEinſaßen, vom 27. Juli 1808, 
veranlaſſen Uns, Euch mit nachſtehenden Boſtimmungen zu verſehen. f 
1) Bir den rechtmäßigen Beſitzer oder Inhaber, auf welchen das Eis 
genthum des Grundſtücks übergegangen, und das Befig -Document 
auszufertigen, von dem alſo auch die Erklärung über die unahme 
der Bedingungen zu erfordern ift, von denen der senuf des ferit 
Eigenthums abhängig gemacht worden, ijt derjenige zu achten, wel 
cher das Grandſtück aus eigner Berechtigung, und vermoͤge D 
vollſtaͤndigen, durch die Declaration vom 25. März 1790 auf Im⸗ 
, pit. verliehenen Beſitzrechts zuletzt rechtmäßig, ime 
atte, 
2) Es gehören folglich nicht dahin: die temporellen Verwalter, es 
mögen dies Wittwen, Stiefvater oder andere interimiſtiſche Wirthe 
* Qeon, denen die Benutzung des Bauerhofes fo lange überlaſſen wor; 
den, bis die Kinder det letzter Befitzers großjährig geworden, oder 
eins von ihnen in den Stand gekommen, das Bauererbe ſelbſt zu 
übernehmen. Denn diefe beſitzen daſſelbe nur im Namen der Xin 
der des letzten Beſitzers, auch nur auf eine gewiſſe Zeit, und haben 
alfo nicht ein eignes, auch kein vollſtändiges Beſitzrecht. 8 
8) Sft der letzte Beſitzer (I.) verſtorben, fo treten feine Erben an die 


Stelle. 

) Perſtarb derſelbe vor dem 27. Juli 1803, fo find für feine Erben 
diejenigen Perſonen zu achten, denen in der Declaration vom 25, 
Marz 1790 — oder in Anfehung der Provinz Ostpreußen, in Dem 
Fele Provinzialrachte, Zuſas 82 — ein Erbfolgerecht auf 

n8 erledigte Banergut beigelegt wird. Dieſes find zunachſt 

a) ſaͤmmtliche Deſcendenten des letzten Beſihers, inſofern ihnen nach, 

allgemeinen Geſetzen ein devolvirtes und vollſtändiges Erbrecht U^ 
ftehet, folglich nicht die von noch lebenden Kindern erſten Grades abe 
ſtammenden Deſcendenten und unehelichen Kinder, nur in dem Falle 
wenn ihnen ein gleiches Erbrecht mit den ehelichen Kindern in den 
Geſetzen beigelegt iſt; fi 

b) tii Geimnngelung bes Deſcendenten, die Wittwe des letzten Bell? 

bers, mit Auöſchluß aller Seiten = Verwandten, des 

c) in Ermangelung einer Wittwe, die Brüder und Schweſtern és 

letzten Beſttzers, jedoch dergeſtalt, daß den vollbüctigen Bilger E 
ſtern der Vorzug vor den Halbgeſchwiſtern gebühret, und ger 
nur dann zu berückſichtigen, wenn keine wollbürtige Geſchw 

vorhanden find, At 

a) Hat der letzte Befiger auch keine Geſchwiſter hinterlaſſen, ſo fe i 

das Grundſtuͤck dem Amte zur freien Diöpofition anheim, Mi 


» \ 
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den entfernteren Seiten- Verwandten des letzten Beſiters kein Erb⸗ 
folgerecht auf den Bauerhof zusteht. (p. 10. der Declaration vom 
25. Méra 1790). In dieſem Fall könnt Ihr mit Genehmigung des 
Gud) vorgefetzten Departements über daß Grundſtück disponiren, 
und es find dabei die Vorſchriften des $. 18. der Serordnung vom 
27. Juli d. J. zu beobachten. i 

5) Wenn dagegen der letzte Wefiger erſt am 27. Juli c. ober fpüter 
verſtorben ijt, fo treten Diejenigen Erben in feine Stelle, denen 
fein ſonſtiger Nachlaß ab intestato oder ex testamento gufállt; 
denn in dieſem Fall hat er das Bauergut ſchon als ein freies Ei⸗ 
genthum vererbt. Hieraus folgt zugleich, daß alsdann auch die 
hinterbliebene Wiktwe nach M ed Rechten an dem Eigenthum 
des Grundstücks participirt, als ihr im Anſehung des übrigen Nach⸗ 
Tages ihres verſtorbenen Mannes zustehen. 

6) Wenn in den zu 4) bemerkten Fällen die zum Eigeuthum des 
Bauerguts Berechtigten nicht zugleich diejenigen Erben ſind, denen 
der übrige Nachlaß guilt; b gebührt den letztern bod) ein An⸗ 
ſpruch auf das Supekinventarkum, und auf die bei dem Grundſtück 
etwa vorhandenen Melioratfonen, imgleichen auf bie Gebäude, inz 
ſofern diefe fon vor der Verordnung vom 97. Juli c, ein Cigen- 
thum des letztern Beſitzers waren. (F. 12. der Declaration — Wl- 
gem. L. N. Th. 1. Tit. 21. &. 647. et Sit, £2. f. 243. sequ.) In 
einem folchen Fall muͤſſen die zum Bauergute Berechtigten, denje⸗ 
nigen Erben, deren Erbrecht ſich auf den übrigen Nachlaß erſtreckt, 
den Werth der obigen Stücke nach einer billigen Taxe vergütigen. 

7) Dem einſtweiligen Verwalter des Bauerguts, es ſey ſolches die 
Wittwe, der Stiefvater, oder ein anderer interimiſtiſcher Wirth, 
muß aber die 6. 19. der Verordnung vom 27. Juli d. J. vorge⸗ 
schriebene Erklärung für bie. Dauer feiner einftweiligen Verwaltung 
abgefordert werden, indem es feine&meg, Abſicht der Verord⸗ 
nung vom 27. Juli b. J. geweſen, ihm diejenigen Rechte zu ſchmä⸗ 
lern, welche er Rückſichts des Grundſtücks bereite erworben hatte. 
Erklärt derfelbe fid). bereit, die vorgeſchriebenen Bedingungen zu ers 
füllen, fo bleibt er im Beſitze und Genuſſe des Grundstücks fo 
lange, als dies der Fall geweſen ſeyn würde, wenn die gedachte 
Verordnung nicht ergangen wäre; wobei er natürlich auch für die 
Verpflegung und Erziehung der Kinder ſorgen, und die übrigen 
Sbliegenheiten eines Nutzuießers erfüllen muğ. Das Befisdocument 
iſt in dieſem Fall zwar auf den Namen der Erben, jedoch unter dem 
Vorbehalt der Rechte des Nutznießerg, auszufertigen, Fällt aber jene 
Erklärung verneinend aus, fo erloͤſcht fein Beſitz⸗ und Nutzungsrecht 
ſofort, und das Bauergut geht, gleich jedem andern freiem Eigen⸗ 
thum, In eine reine vormundſchaftliche Verwaltung über. 

8) Hat der lezte Beſiter das Grundstück verlaſfen und kann fein 
RE werden, fo muß demſelben, 15 Ihr 
ereite unterm 30. Septbr. d. J. angewieſen ſeyd, zwar foglei 
ein Vormund beftellt: 7 
a) jedoch wenn der Ahweſende ſchon vor dem 27, Juli d. J. fort⸗ 

gegangen, und fid) auf das nach g. 16 zu erlaſſende Aufgebot in 
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der beſtimmten Beitfrift nicht eingefunden, ganz fo verfahren 
werden, als wenn der Abweſende vor dem 27. Juli d. J. ver⸗ 
ſtorben wäre. Es kann auch der Abweſende, im Fall er ſich 
wieder einfindet, keinen Einſpruch dagegen thun, fonbern wur das 
Superinventarium, die Meliorationen und den Werth der Ger 
bände, falls der letere fon vor dem 27. Juli d. J. eigenthüm⸗ 
us beſeſſen, nach Maaßgabe der Feſtſetzung zu 6) erftattet ver⸗ 
angett, : 

b) In Fall die Erben fih aber zu den Bedingungen nicht verſte⸗ 
hen wollen, fo kömmt es darauf an, ob der dem Abweſenden ge⸗ 
feste Bormund fie in feinem Namen übernehmen will. Geſchieh 
dies mit Genehmigung der vormundſchaftlichen Behörde, fo wird 
die Beſttzurkunde auf den Namen des Abweſenden ausgefertigt un 
das Eſgenthum des Grandſtäcks demfelben dadurch erhalten. 
ift aledenn kein rechtlicher Grund vorhanden, auf den Verkauf 
des Bauererbes zu inſiſtiren, da der Staat jemanden hat, der 
die Stelle des Abweſenden vertritt, und die gesetzlichen Zwangs⸗ 
mittel übrig bleiben, im Fall der Stellvertreter feinem Berſpre⸗ 
chen nicht nachkommt. » 

Meldet (id) demnaͤchſt der Abweſende, fo iſt noch res integta» 
der Vormund fällt weg, und das von dieſem ſeither verwaltet 
Grundstück geht in den Beſitz des zurückgebehrten Eigenthümers 
über. Dieſer muß aber entweder bie vom Vormunde übernome 
menen Verbindlichkeiten erfüllen, oder fid) gefallen laffen, daß 
das Grundſtück in der $. 14. beſtimmten Art verkauft werde. 

c) Wenn hingegen der Abweſende erſt am 27. muli b. J. ober 
nachher das Grundstück verlaſſen hat, fo findet gleichfalls das 
vorher zu b) beſtimmte Verfahren Statt, indem alsdann die 
nach der Declaration vom 25. März 1790 zur Gucceffton in das 
Grundſtuͤck berufenen Erben nicht mehr die fofortige llebereignung 
deſſelben verlangen können, fondern fid) mit denjenigen Gerecht 
famen begnügen müſſen, welche die allgemeinen Geſetze den pr^ 
ſumtiven Inteftaterben eines Abweſenden auf deffen zurückgelaf⸗ 
ied Bermögen vor feiner erfolgten Todeserklärung beigelegt 
aben, : 

Aus den vorbemerkten Beftimmungen folgt daher, daß das IM 
$ 16. der Verordnung beſtimmte Aufgebot nur dann erft zu or 
aſſen, wenn entweder die Erben in dem ad a, geſetzten Fall vd 

Bedingungen übernehmen, und das Befigs Document auf gie aut 

gefertigt werden foll, oder wenn in den Fällen zu b und c der 

ie des Abweſenden fid) zu den Bedingungen nicht ve! 

en will. > 
uebrigens kaun es hiebel Keinen Unterſchled machen, ab dasz 
fBanergnt aus Veranlaffung des Krieges, oder aus einer andern 

Urſache verlaſſen worden ijt. $e 
9) In allen Fällen, wo mehrere Erben in die Stelle des lezten 27 

fi&er8 getreten find, muß die F. 19. der Verordnung vorgeſchri⸗ k t 
Erklärung von ihnen ſämmtlich erfordert und das Beſte⸗ Docum bt 
auf ihren gemeinſchaftlichen Namen ausgefertigt werden. Es bl 
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lediglich ihre Sache, wie fie fih nachher aus einander fegen wollen, 
und in ſofern fie fid) hierüber, nicht vereinigen, muͤſſen diejenigen 
Grundſätze eintreten, welche in Rückſicht der Theilung des gemein⸗ 
ſchaftlichen Eigenthums der Miterben durch allgemeine geſetzliche 
Vorſchriften bereſts feftgeftellt find. 7 

10) Befinden fih unter den Erben des letzten Beſitzers minderſährige 
Perſonen, fo muß deren Vormund mit Beiſtimmung des vormund⸗ 
ſchaftlichen Gerichts die bemerkte Erklärung abgeben. - 

Zu derfelben iſt die Wittwe des letzten Beſitzers, oder der Stief. 
vater ſeiner Kinder, und überhaupt derjenige, dem in den ſchon 
vorher gedachten Fällen auf den Grund des g. 4, und 5, der erwähnten 
Declaration vom Jahre 1790 während der Minderjährigkeit der 
Kinder die Bewirthſchaftung des Hofes anvertraut worden, nur 
dann berechtigt, wenn er zugleich wirklicher Vormund der Kinder iſt. 

11) Im Fall bei der Goncurrenz mehrerer gleichberechtigter Erben eis 

nige die Bedingungen der Verordnung erfüllen wollen, andere 

aber nicht; fo ijt die Weigerung der Diffentirenden für einen Anz 
trag auf Auseinanderfegung zu achten. Die Oiſſentireuden find 
in defom Fall verbunden, fih den öffentlichen Verkauf in der 
$. 14. der Verordnung beſtimmten Art gefallen zu laſſen; es wäre 
dann, daß fir den conſentirenden Erben, den einſtweiligen Beſitz 
und die Bewirthſchaftung des Bauererbes bis zur völligen Auseinan⸗ 

derſetzung einräumen, als in welchem Falle die im Allgem. L. R. 

Th. 1. Tit. 17. f. 123 und 90 seg. in Anfehung der Theilung eis 

jd gemeinſchaftlichen Eigenthums gegebenen Vorſchriften Anwen⸗ 
ung finden. 

12) Da mit dem 27. Juli b. J. das freie Eigenthum der Immediat⸗ 
DomainensBauererben auf den rechtmäßigen Beſiter übergegangen 
ift; fo folgt daraus, daß alle feit der gedachten Seit über derglei⸗ 
chen Grundſtücke und das Recht zum Beſitz entſtehende Streitigkei⸗ 
ten im Wege des Proceſſes entſchieden werden müſſen, im Fall 
darüber keine Einigung ftatt gefunden hat. 

18) Es folgt ferner aus dem oben bemerkten Grundſatz, daß jeden 
kochtmäßſge Beſiser vom Fage der Verordnung an, berechtigt ift, 
Über das Immedfat⸗Grundſtück von Todeswegen und unter Lebendi⸗ 
gen frei zu disponiren, auch ohne Euere Genehmigung ſelbiges zu 
veräußern oder zu verpfänden. Ihr habt jedoch, wie ſolches Euch 
duch ſchon die Iufteuction vom 22. Auguft d. J. an die Hand giebt, 

ie Domainen⸗Juſtizämter anzuweiſen, ein ſolchen Fällen dem Ace 
Niitenten oder dem Pfandgläubiger ausdrücklich bekannt zu machen, 
daß dem Veräußerer und resp. Pfandſchuldner das Eigenthum 
nur unter den in der Berordnung vom 27. Juli d. J. beſtimmten 
'edingungen zuſtehe, folglich wenn der Acquivent, oder resp. 
zeitige Beſitzer demnaͤchſt diefe Bedingungen nicht erfüllen wolle, 
der öffentliche Verkauf nach Maaßgabe des g. 14. und 18. ein- 
in und er mit dem zufrieden ſeyn müffe, was dabei heraus: 
komme. 
Bieraus ergiebt fid) zugleich, daß diefe Bedingungen nicht als aufs 

0 lebend, ſondern als auflöſend mormirt find, und wenn unterdefe 

preuß. Pros. Recht. Bd. II. a 
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fen eine Veräußerung vorgefallen, die Erklärung barüber von dem 

neuen Acquirenten gefordert und auf dieſen das Beſitz⸗Document aus 

gefertigt werden muß. Auch habt Ihr dafür zu forgen, daß die 

vorbemerkte Clauſul in dem Hypothekenbuch gehörig: eingetragen 

po wie ſolches ſchon die Inſtruction vom 22. Auguſt d. J. 
r eftimmt. -~ 

14) Sämmtliche Exmiſſions ⸗ Proceſſe, in welcher Inſtanz fie auch 
ſchweben, hören auf, indem fie nicht als fiscaliſche Unterſuchungen 
zu betrachten find, fondern die Natur von Civil Proceſſen haben. 

Ihr werdet hieburch allgemein authoriſirt, die noͤthigen Anträge 
dazu, bei den Behörden machen zu laffen, Gegen den Exmitten 
dum kreten nunmehr bloß die geſetzlichen Zwangsmittel ein, welche 
gegen jeden Grundeigenthuͤmer dem Fig co zuſtehen, wenn derſelbe 
feinen Verbindlichkeiten nicht nachkommt. 

Es muß fonad) auch ein Exmittendus zur Erklärung über die 
Annahme der Bedingungen des verliehenen Eigenthums aufgefor⸗ 
dert werden. 

15) Da den Einſaßen die Grundſtücke mit allen Pertinenzien, fo wie 
ſelbige beſeſſen, verliehen find, fo ift ihnen auch das Gigentfum 
von ihrem bisher dazu beſeſſenen Antheil an ben Uebermaaß⸗ Län- 
dereien und Dorfswaldungen übertragen. Es verſteht fid) indeſſen 
von felbſt, daß die etwa dafür zu entrichtende Abgaben nach WIF 
po und in der vorſchriftsmäßigen Art abgelöfet werden 
müſſen. 

16) Die von den Immediat⸗ Grundſtücken bereits früher regulirten 
Altentheile und Leibgedinge erleiden durch die Verordnung vom 27. 
Juli b. J. keine Ab 1185 ah weil ſelbige theils von dem neuen 
Wirth jedesmal ausdrücklich übernommen worden, theils, wie ſchon 
oben gedacht ift, der Verordnung keinesweges bie Abſicht unterge⸗ 
legt werden kann, die in Hinſicht der Immedlat⸗Grundſtücke be 
ſtandenen Privatrechte und Verbindlichkeiten zu ſchmaͤlern. ind 

Nach dieſen Grundfäsen mn Ihr Euch überall zu achten. Ds 

Euch mit Gnaden gewogen. Gegeben Königsberg, den 16. Novbr. 1808. 
Auf Sr. Königl. Mafeſtär allergnädigſten Specials Befehl. . 
Schrötter. Schrötter I 
An die Litthauiſch x. Cammer a 
gu Gumbinnen. 


Nr. 140, 5 
Auszug aus bem Reſeript ber Miniſterien des Innern un 
der Justiz vom 5. März 1809, wie es bei Dismembra⸗ 
tionen mit der Gerichtsbarkeit, dem Patronatrecht, der 
Jagd und den Ehrenrechten zu halten ifte 


3 787) 
w fo fern go, 6, d. die mehr beregte Deeldration (v. 11. Diti T 
S total Dismembrationen unterfagte, beſtimmte fir zugleich, Lud 
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die auf den Gütern haftende Gerichtöbarkeit, das Patronatrecht, die 
Jagd und Ehrenrechte, von dem unveräußerlichen Hauptſtamme des Guts 
nicht getrennt werden ſollten. Wenn nun dagegen das Edict vom 9. Dez 
tober 1807 totale Dismembratſonen zuläßt, fo tft es unbedenklich, daß 
er freien Dispoſition überlaſſen werden könne, zu welcher Parzelle 
feld Rechte geſchlagen, oper wie diejenigen, die ihrer Natur nach 
teilbar find, unter mehrere Parzellen vertheilt werden follen. Insbe⸗ 
fondere kann die Vertheilung der Jagd, dergeſtalt, daß jeder Parzellen⸗ 
Beſizer diefelben auf feinem Grundſtücke erhält, um fo weniger verhin⸗ 
ert werden, als dadurch eine fepe gewöhnliche Beschränkung des freien 
Grundeigenthums aufgehoben wird. Einer Zertheflung der Forſten ſteht 
in ſtaatswirthſchaftlicher Hinſicht ebenfalls kein Hinderniß entgegen. Daz 
gegen ift es ſchon mit der Natur der Gerichtöbarkeit und des Patronat⸗ 
rechts unverträglich, daß ſolche fo oft zertheilt, als Theile des Ackers 
veräußert werden, vielmehr verſteht es fih von ſelbſt, daß, im Falle 
ſagenaunter Totaldismembratſonen, beide Ehrenrechte, Gerichtsbarkeit 
und Patronat, zwar den Aequfrenten der dismembrirten Dominiallänz 
dereien, mithin auch einer ganzen Dorfgemeinde ſelbſt, jedoch nicht anders 
als in Gemeinfhaft und zwar nur bergeftalt uberlaſſen werden können, 
daß die Zuftiz durch einen gemeinſchaftlichen erwählten, gehörig confir⸗ 
mirten Juſtitiarius und eben fo auch das Patronatrecht von der ganzen 
Gemeinde, oder von allen Erwerbern der dismembrirten Dominiallände- 
reien beiſammen, als von einer moraliſchen Perſon, gemeinſchaftlich 

und unzertheilt ausgeübt werde. 4 

Gegeben Königsberg, den 5. März 1809. 
Auf Sr. Königl. Majeſtät allergnädigften Special- Befehl. 


Dohna. Beyme. 
un ſämmtlſche Schleſiſche LanbeëcoNegien, 


Nr. 141. 
Reſcripte über die Vindication der Kriegsbeute. 


V. Gottes Gnaden Friedrich Wilhelm, König von Preußen zc, An⸗ 
liegend erhaltet Ihr sub lege remissionis eine Beſchwerde des Juſtiz⸗ 
Gommiffarii Schmid zu Elbing, betreffend die Anwendung der Vorſchrift 
preuß. Provinzial⸗Landrechts vom Jahr 1721 B. 3. Tit. 4. Art. 1. 
$. 6. S. 4o. in denjenigen Proceſſen, in welchen Sachen vindicirt were 
den, die dem Gigentbümer von feindlichen Truppen genommen und an 
einen Dritten veräußert ſind. Wir geben Euch hiemit auf, ber dieſen 
genſtand gutachtlich zu berichten, und dabei auch die Fragen in Er⸗ 
gung zu ziehen: 
1) ob anzunehmen fep, daß die allegirte Vorſchrift des Preuß. Pros 
vinzial⸗Landrechts nur in dem Falle Anwendung finde, 
wenn Sachen von demjenigen vindicirt worden, der ſolche un⸗ 
mittelbar von dem Diebe oder Räuber gekauft hat, oder auch 
in dem Falle, wenn die geſtohlene oder geraubte Sachen fi 


4t 
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nicht mehr bei demjenigen, der ſolche unmittelbar von dem Diebe 
oder Räuber gekauft hat, befindet, ſondern von dem efie 
10 Käufer bereits anderweitig bona fde veräußert ift; 
imgleichen 
2) ob das erwähnte Prowinzialgefeg überhaupt alsdenn anzuwenden 


my, : 
wenn nicht won geſtohlenen oder geraubten, ſondern von erben 
teten Sachen die Rede tft; M 
und ob mithin jenes Provinzial⸗Geſetz nur für eine Abweichung 
von ber Feſtſetzung des Allgem. L. R. Th. 1. Tit. 15. $. 26. in 
Anfehung der geſtohlnen oder geraubten Sachen, oder auch für eine 
abändernde Beftimmung der Vorschrift des Allgem. L. R. Eh. 
Tit. 9. 6. 199. in Rüͤckſicht der vom Feinde weggenommenen 
veräußerten Sachen zu achten fey? 
Gegeben Königsberg den 6. Juli 1809. 
Auf Sr. Königl. Majestät allergnädigſten Sperber 
Beyme. 


b. 


Von Gottes Gnaden Friedrich Wilhelm, König von Preußen. tte 
fern gnädigen Gruß zuvor. Veſte und hochgelahrte Räthe, Liebe OU 
treue. Auf Euren durch die Beſchwerde des Juſtizcommiſſarius Schmid 
zu Elbing veranlaßten Bericht vom 20. Juli c. 

betreffend die Vindication derjenigen Sachen, welche dem Eigen, 
quam von feindlichen Truppen abgenommen und von diefen an 
einen Dritten veräußert Find, 
haben Wir beſchloſſen, die Gmtfdjeibung dem richterlichen Ausfprud) zu 
uͤberlaſſen. Wenn Ihr aber in dieſem Berichte unter andern den Sas 
aufgeſtellt habt, ai 
daß nicht fo viele Sachen, beſonders Pferde, ihren Eigenthi⸗ 
mern verloren gegangen ſeyn würden, wenn die feindlichen Sol 
bus die entwendeten Sachen nicht fo leicht hätten verzußern 
unen; 
fo feint Ihr vorauszuſetzen, daß die feindlichen Soldaten die an fh 
genommenen Sachen, wenn fie foldje an demfelbigen Orte ober in der 
Nähe nicht hätten verfilbern Können, zurückgelaſſen haben würden. P! 
Erfahrung im letzten Kriege hat indeſſen gelehrt, daß fremde Trupper 
die den Einwohnern weggenommenen Sachen, und beſonders Vieh, at 
lerdings mit ſich fortgeführt haben, und dies hat ohne Zweifel aut 
zur Folge gehabt, daß die Wiehſeuche fid) fo febr verbreitete. * 

Wenn nun gleich nicht zu beſtreiten ift, daß dergleichen Gnivenbur 
gen nicht fo häufig vorgefallen ſeyn würden, wenn die feindlichen Ron 
daten nicht fo leicht einen Käufer zu den entwendeten Sachen gefund 
Hätten, fo folgt doch hieraus keinesweges, daß ber Eigenchümer DIE der 
entwendeten Sachen wieder erhalten haben würde, wenn fie ein ander, 


und 


Einwohner den feindlichen Soldaten nicht abgekauft hätte. Eben fo e 
nig folgt foldes daraus, daß in vielen Pillen — aus denen Sgachen 


Regel abſtrahiret — den Eigenthümern die ihnen entwendete Sache 
und Pferde zurück gegeben find, wenn fie fid deshalb an die pepe 
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Beſehlshaber wandten; vielmehr ſtreitet die Vermuthung dafür, daß die 
feindlichen Befehlshaber den Vortheil ihrer Soldaten möglichſt Begünftis 
get haben, und daß mithin, wenn in einzelnen Fällen der Befehlshaber 
die Zurückljeferung der weggenommenen Sachen befohlen hat, dies durch 
5 Umſtände veranlaßt ijt. Ueberhaupt läßt fid) in Anſehung der 

„ Brage: 3 

ob die von feindlichen Soldaten weggenommenen Sachen bem 

Eigenthuͤmer auf immer würden verloren gegangen ſeyn, wenn 

fie ein anderer durch einen laͤſtigen Vertrag nicht an fid) gebracht 

Hätte? 

keine allgemeine Präſumtion aufſtellen, vielmehr muß in jedem einzel⸗ 

nen Falle auf die eintretenden beſondern Umſtände gerückſichtiget, und 

nach demjenigen, was diefe Umſtände als wahrſchefulſch oder unwahr⸗ 
ſcheinlich darſtellen, die obige Frage beantwortet werden. Sind Euch 
mit Gnaden gewogen. 
Berlin den 19. October 1809. 
Auf Sr. Königl. Majetåt allergnädigſten Special⸗Befehl. 
^ $Beyme. 
L 


Sir. 142. . 
Publicandum wegen Bewehrung der Brunnen i. 


E, find mehrere Unglücksfälle zu Unſerer Kenntniß gekommen, welche 

dadurch veranlaßt worden, daß die öffentlichen Brunnen mit keiner ge⸗ 

hoͤrigen Einfaſſung verſehen, auch an mehreren Dorfs= und Landſtraßen, 

ungleichen Triften, woſelbſt ſteile Ufer und Brücken anliegen, keine Ges 
inder gezogen ſind. 

Die Königl. Weſtpreuß. Regierungs- Polizei -Deputation feget bem- 
nach hiermit feft, daß erſtere, als die Brunnen, ſofort mit einer, zwei 
und einen halben Fuß Hohen Einfaſſung verſehen, dagegen die fteilen 
Ufer an Gewäſſern und Landstraßen, woſelbſt ſolche dicht vorbei gehen 
und für Reiſende ſowohl, als bei Wichteiften für das Vieh leicht Zin 
Unglück entstehen kaun, mit tüchtigen Geländern von drei Fuß Höhe 
eingefaßt werden. 

Alle Behörden werden angewieſen, hierauf ſtrenge zu halten, und 
fete ein ober der andere diefe Sicherheſtsmaaßregel nicht ausführen 
und bei uns Anzeige darüber eingehen, ſo verfällt derſelbe bei der erſten 
Anzeige in fünf Thaler unerlaßlicher Strafe, und wird für die Folge, 
wenn ſolches dennoch nichts fruchten folte, noch härter beſtraft werden. 

. SRariemeerber, den 2, Februar 1810. E 
Königl. Weitpreuf. NegierungssPolizeibeputation. 
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Nr. 143. 


Reſcript betreffend das Possess. summ. gegen Abgaben 
an bie Geiſtlichkeit. 


F. rledrich Wilhelm König zc. Unſern zc. Auf Euren Bericht vom 27. 
v. M., die verlangte Beitreibung ruͤckſtändiger Pfarrabgaben 
namentlich für den Prediger in Ezychen betreffend, wollen Wir Euch 
hiermit zum Beſcheide ertheilen, daß die Conſiſtorialbehörde die Beitrei⸗ 
bung der rüͤckſtändigen Galende und fonftigen Pfarr⸗Abgaben nur daun verfü⸗ 

en kann, wenn diefe Abgaben unſtreitig find. Sobald aber bie Bers 
biadlichkelt zu deren Entrichtung oder das geforderte Quantum beſtrit⸗ 
ten wird, findet die Execution nicht ſtatt, und es muß zuvörderſt dieſer 
Strelt im Wege Rechtens, allenfalls vorläufig im possessorio, entſchie⸗ 
den und zu dem Ende der Prediger zur Anſtellung der Klage angewie⸗ 
fen werden. Gegeben Koͤnigsberg, den 28. Februar 1810. 

Auf Sr. Königl. Majeſtüt allergnädigſten . 
ſehme. 


$ Nr. 144. 


Zoll⸗Tarif für die Nogat⸗Schiffsbruͤcke und Fähre 
bei Marienburg. “) 1 
I. Brückenzoll. 

A Für bie Paſſage über die Nogaf Schiffvrucke bei Marienburg. 
1) Jeder Menſch ohne Unterfchled, ob er zu Fuß, zu Pferde oder 
im Wagen iſt, F RE Wn Ld 
2) Iedes Pferd, mit Ausnahme der Beſtimmung unter 
Nero. 8, es mag losgeführt, geritten werden oder ane 


27ͤ PRESTO II Ron 
iim Wagen, der von den Pferden gezogen wird, 
4) Jedes Stück Slnboiep hh 
5) Jedes Fohlen, Kalb oder Schwein 2* 7 
6) Jedes Schaaf, Lamm oder Ziege. . 1 nge 
Dieſe Säge werden ohne Unterſchied zu jeder Jahreszeit, f? — 
die Brücke aufgefchlagen ift, bei Tage und bei Nacht gleichſorr 
erhoben, und darf unter keinem Vorwande ein Mehreres ge 


dert werden. 1 


J Elbing, gedruckt bei Friedrich Traugott Hartmann. 
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Befreit von dem Brückenzolle find: 
1) Militair⸗Gommandos, Milttair⸗Trans porte, Lieferungsfuhren ges 
gen Vorzeigung der Marſchrouten, Päſſe oder Lieferungsordre. 
Für den Uebergang ganzer Gompagnien und großer Truppenab⸗ 
theilungen, auch für Artilleriezuge wird wie gewöhnlich bei ele 
ner Königlich Weſtpreußiſchen Regierung liquibivt. 
2) Könkglicher Vorſpann gegen Vorzeigung des Vorſpannpaſſes 
auch Pferde und Leute, die zum Vorſpann gehen oder davon 
Y 1 gegen Vorzeigung der Amtsordre und Abfuhr⸗ 
eine. 

3) Kreis⸗ und Gommunalhülfen, bei öffentlichen Anlagen, Feuer = und 

Waſſersnoth, auch Ausreiter und Boten in ö fentlichen Kreise 
und Communalangelegenheiten. Letztere nur gegen Vorzeigung 
einer Polzeiordre. 
Die ordingiren Poſten und Beiwagen, wie auch die von Führung 
derſelben leer zurückgehenden Pferde und Leute, weil für diefe vom 
Königlichen General- Poftamt ein Pauſch⸗Quantum gezahlt wird. 
5) Sämmtliche Grundbeſizer dez Marlenburgſchen großen Werders 
auf Grund des mit der Stadt im Jahr 1743 am 28. November 
errichteten Vergleichs, wo es heißt: 

„Die Einſaßen, welche Damme und Schgarwerks e Huben bes 

ngen, für ihre Perſon und Geſinde nebſt ihren Wagen und 

„ Mferden.“ ] 

Imgleichen die Dorfſchaften Blumſtein, Fralan, Tragheim und 
Koszelicke, welche zur Marienburgſchen Intendantur gehören und 
Damm: und Schaarwerks⸗Huben beſitzen, haben gemäß dem 
confirmirten Vergleich vom 9. Februar 1782 mit den geoßwerdere 
ſchen Dammpflichtigen Grundbeſitzern gegen das jährlich an die 
Haupteaſſe zu zahlende Abfindungsgeld von acht Shalem gleiche 
Rechte und Freiheiten. 

B, Für den Durchlaß der Stromgefäße und Kähne, imgleichen der 


4 


Holzſtöße zahlt: 
1) Eine polnifche Commegge von 50 bis 80 Laft . . .' 2 Thlr. 
2) Eine polniſche Traft oz UE de s MAI 


3) Eine große Skutte, Bide oder Dubha , . . s. 1 > 
4) Die kleinern, unter bemfelben Namen bekannten Ges 

füße, zu denen auch bie Oderkaͤhne und Jachten ge» 

Le en 60 Gr. pt. 
5) Einen Galler oder Lisb . s a a er 
6) Die kleinern Stromgefäße, z. B. Jadwigen, imglei⸗ 

chen eine Traft Holz, welche Bürgern der Stadt 

Marienburg zugehoͤrrl t 36 8 
7) Für ein klein Gefäß, welches unter der Brücke, ohne 

fie öffnen zu dürfen, durchgeh ei. 18 r 
8) Ein Fiſcher⸗Schipper ober Hand⸗Kahn, welches nicht 

zu einem größern gehört, oder dem folgt, an fer» 

und Durchaßgeſ d nn 

Dieſe Säge werden, fo lange die Nogat vom Ciſe frei ift, und 
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die Brücke aufgefchlagen ift, erhoben und kann unter keinem 
Vorwande ein Mehreres erhoben werden. : 
Die auf den Stromfahrzeugen und Flößen befindlichen 
Leute, haben die Verpflichtung, das Fahrzeng oder Floß fo 34 
führen, daß die Brücke und deren Zubehör nicht beſchädigt 
wird, widrigenfalls Fahrzeug und Ladung für den Erſatz des 
verurſachten Schadens haftet. 
IL Fährzoll. 
An Fahrgeld oder Fährzoll fürs Ueberſezen mit Prahmen oder 


oder Wagens Pferd ift, : tt. 6 


a) Frachtwagen und ganze Kutſchen ohne die Pferde 36 = 

b) Heus und Getreidewagen ohne die Pferde 12 
4) Kleinere Wagen ohne Unterſchied ohne die Pferde. 6 = 
5) Jedes Stück Rindvie gz 5 
6) Jedes Fohlen, Kalb oder Gwen... 2 


P. ww 


füagenpfetb ſi eee 122 


a) Frachtwagen und ganze Kutſchen ohne die Pferde 35 
b) Getreide⸗ und Heuwagen ohne die Pferde 1: 
35 Kleinere Wagen ohne Unterſchied 
5) Jedes Stück Rindvie z. 
6) Jedes Fohlen, Kalb oder Schwein 
7) Jedes Schaaf, Lamm oder Ziege 
C, Beim Grundeis oder Eiögar; 
1) Jeder Menſch ohne Unterſchied, ob er zu Fuß, zu 
Pferde, im Wagen ſſ er.. 
2) Fedes Pferd und Stück Rindvie hh 
3) Große Wagen 
a) Frachtwagen und ganze Kutſchen 
b) Getreide und Heuwagen 
4) Kleinere Wagen ohne Unterfehied 
5) Jedes Fohlen, Kalb oder Schwein 
6) Jedes Schaaf, Lamm oder Ziege TE 
Befreit find vom Fährzoll⸗ e 
1) Militars Commandos, Militaivtransporte, Lieferungsfuhren gege 
Vorzeigung ber Marſchrouten, Päſſe oder Lieferungserdres. 


to 6 oo to 


888 S5 


5 
4 
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Für das Ueberſetzen ganzer Compagnien, Bataillons⸗ und Ar⸗ 
tilleriezüge wird wie gewöhnlich bei Einer Königlichen Regie⸗ 
rung liguidirt. M 
2) Königlicher Vorfpann, gegen Vorzeigung des Vorſpannpaſſes, auch 
Pferde und Leute, die zum Vorſpaun gehen, oder davon zurück⸗ 
kommen, gegen Vorzeigung der Amtsordre. : 
3) Kreis⸗ und Communal- Hùlfen, bei öffentlichen Anlagen, Feuer⸗ 
und Waſſersnoth, auch Ausreiter und Boten in öffentlichen Gom» 
munal⸗ Angelegenheiten, Letztere nur gegen Vorzeigung einer Pos 
lizei⸗ oder Gerichtsordre. 
Die ordinafren Poſten oder Beiwagen, wie auch die von Füh⸗ 
rung derſelben leer zurückgehende Pferde und Lente, weil dafür 
vom Königlichen General⸗Poſtamte ein Pauſchquantum bezahlt wird. 
Sämmtliche Grundbeſitzer des Marienburgſchen großen Werders 
auf Grund des gedachten Vergleichs mit der Stadt, und zwar 
nach Maaßgabe des $. 2. daſelbſt, wo es heißt: 
wenn die Brücke abgenommen und mit dem Prajm überge⸗ 
führt wied, daß alsdann bie Mühlen⸗Damm⸗ und Schaar⸗ 
werks⸗ und Poddewoddewagen, auch die, welche ihrer Aem ter 
halber zu Schloſſe kommen müſſen, als Deichgeſchworne, Des 
Putirte, gute Männer und Schulzen, jedoch nur für ihre Pers 
fon allein, und nicht ihre Beute, Pferde und Wagen ganz frei 
E die Fähre paſſiren, die übrigen großwerderſchen Einſaßen aber, 
ohne Unterſchied, es mag Grundeis geben und Gefahr ſoyn 
oder nicht gehalten ſind, für die Perſon einen Schilling 
Preußiſch und für ein Pferd einen Groſchen neun Pfen⸗ 
nige Preußiſch zu zahlen. 0 
6) Die Sorffchaften Blumſtein, Tralau, Tragheim und Koszelicke, 
welche zur Marienburgſchen Intendantur gehören und damm⸗ 
und Schaarwerks⸗Huben beſitzen, haben gemäß dem conſirmirten 
Vergleich vom 9. Februar 1782 mit dem großwerderſchen Dam m⸗ 
pflichtigen Grumdbefisern gegen das jährlich an die Hauptſta dt⸗ 
Gaſſe zu zahlende Abſindungsgeld von acht Thalern gleiche Neda 
te und Freiheiten. 
Nach dieſen Sätzen wird das Fahrgeld, fo lange Fähren im Gange 
m erhoben, unb darf unter keinem Vorwande ein Mehreres gefordert 
rden. 
Marienburg, den 28. Mai 1810. 
Der Magiſtrat. 
Gramer, Coſack. Wegner. Reimer. Stoboy. Convent. 
Peters. Diebe. 


4) 


5 


R (4 8.) 
Und die Stadtverordneten. 


Sobieray. Nitpkowekt. Schesmar. Holzwich. Skubowius. Pehold. 
E Penner, Zimmermann. 
Vorſtehender Brückenzoll⸗Tarif wird hiedurch confirmiret. 
Marienwerder, beu 17. Auguſt 1810. , 
Königlich Weſtpreußiſche Regierung, 
Wurz. Palzow. Behrend. Cin 
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Sir. 145. 


Declaration der Verordnung vom 27. Juli 1808 wegen 
Verleihung des Eigenthums von den Grundſtuͤcken der 
Immediat⸗Einſaßen von Oſtpreußen, Litthauen 
und Weſtpreußen. 


t 
88. Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preu 
ela ꝛc. ꝛc. ꝛc. 

Um die von unſern Immediat⸗Einſaßen bei den mit ihnen gepflo⸗ 
genen Verhandlungen geäußerten Bedenklichkeiten über die Beſtimmin⸗ 
gen der H. f. 5. 8. 9 und 10 der Verordnung vom 27. Juli 1808 m 
gen Verleihung des Gigenthums ihrer Höfe zu heben, fetzen wir ſtatt 
dieſer g. 6. folgendes feft: 

Statt des J. 5. 

Das bei den Bauererben befindliche herrſchaftliche Inventarium er⸗ 
halten bie Beſitzer für die alte Tare, und da, wo es an ſichern Nach 
richten über letztere fehlt, imgleichen in Fällen, wo Zweifel über die 
Jfigabl der Indentarienſtͤche obwalten, nach den Feſtſtellungen Unſerer 

Section für Domainen und Forſten im Finanzminiſterio, gleichfalls zu 
ih rem vollen Eigenthum. Den ausgemittelten Betrag des Werths, mil? 
fui fie bis zum 1. Juni 1816 bezahlen und ſolchen bis zur geleiſteten 
Bezahlung mit fünf von hundert gerechnet, verzinsen. Die Gebäude 
gehören nicht zum Inventario, ſondern zum Grundstück, und kommen 
Dier nicht beſonders in Anrechnung. 1 

Statt des g. 8. 

Von dem hiernach (S. 8. 6. 7.) ausgemittelten Geſammtbetrage der 
jährlichen Gutsabgaben, bleibt der vierte Theil als Grundſteuer (Con 
tribution) unablöslich, und es wird die Bezahlung deſſelben nach dem 
S lünzfuße von 1764 im Gourant geleiftet, 

Statt des g. $. 9 und 10. 

Die übrigen ? können ganz oder zum Theil abgelöst werben, und 
funden hier die bei Ablöſung der Abgaben von Eigenthümern im Alg 
m einen geltenden Grundſätze Anwendung. 

Signatum Berlin, den 4. Februar 1811. E 

t Friedrich Wilhelm. 
v. Hardenberg. 


Nr. 146. 


Ejeftimmung der Zeit, zu welcher bie Ueberfälle in der C 
bingſchen Einlage jahrlich geöffnet werden ſollen. 
im 


Das Königliche Departement für bie Gewerbe und bem Handel 
S kmniſterio des Junern pat durch ein Reſcript vom 8. Aprit D. J. f 
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geſetzt, daß die Sommerdeiche auf den Ueberfaͤllen der Elbingſchen Ein⸗ 
lage ſchon im Herbſte, wenn das Bie von der Weide getrieben ifi, abs 
Getragen werden, und künftig damit nicht mehr lange gewartet werden 
ON, bis das Eis in der Nogat fih ſchon geſetzt hat. 

Dieſe Verfügung wird hierdurch insbeſondere den dabei intereſſiren⸗ 
Re Wisi und Gemeinen zur Nachricht und Beachtung bekannt gez 
Marienwerder, den 10. Mai 1811. 

L Die Königliche Regierung von Weſtpreußen. 


3 Nr. 147, 
Die Siómembra:ion flädtifcher Grundſtücke betreffend. 


on bem Departement der allgemeinen Polizei im Königlichen Minis 
trio des Innern ift mittelſt Verfügung vom 11. April D. J. geneh⸗ 
migt worden, daß die Beſttzer ſtädtiſcher Grundstücke, welche die Radi⸗ 
calien und Pertinenzien zu trennen beabſichtigen, für vie Folge von der 
durch den g. 4. des Ediets vom 9. October 1807 über ben erleichterten 
Veſig und freien Gebrauch des Grundeigenthums vorgefchtiebenen Cins 
bolung der Genehmigung der Königlichen Regierung entbunden werden, 
und bloß verpflichtet ſeyn follen, fih deshalb bei der Polizeibehörde und 
em Magiftrate des Orts, wenn dieſer nicht zugleich bie Ortspolizei mit 
verwaltet, zu melden. 
„Hiernach haben fid) ſaͤmmtliche Magiſträte und die Königl. Stadt⸗ 
berichte zu achten. 
Marienwerder, den 27, Juli 1811. 
Die Königliche Regierung von Weſtpreußen. 


Nr. 148. 
Die künftige Verwaltung des Kirchenvermöͤgens der Weſt⸗ 
preußiſchen Kirchen betreffend. 


De Königliche Regierung von Weſtpreußen hat bei Uebernahme der 
flächen und Schulangelegenheiten zugleich der Verwaltung derjenigen 
guzelnen Kirchen und milden Stiftungen zugehörigen VBermögensmaſſen 
fH unterzogen, welche bis dahin in dem Depofttorio' des Königlichen 
Dberlandeögerichts don Weſtpreuzen verwaltet worden, außerdem aber 
le Rechnungen aller derjenigen Kirchen abgenommen, welche bem Pas 
fonat Seiner Mafeſtär des Königs, oder der unter beſonderer Aufſicht 
es Staats ſtehenden Gorporationen unterworfen Find. 
Dieſe Verfaſſung wird von jest ab nicht mehr ſtatt finden, ſondern 
f werben bei Verwaltung und Verrechnung des Kirchen Vermögens 
nachfolgende Beſtimmungen eintreten. 
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RE 

Jede Kirche, fie fey Königlichen oder fremden Patronats, verwal⸗ 
tet von jetzt ab ihr Vermögen unter Zuziehung des Pfarrets, durch wenig 
ſtens zwei Kirchenvorſteher, welche von den Gemeinden gewählt, und 
von den Erzprieſtern (Superintendenten und Decanen) nach der denſel⸗ 
ben bereits ertheilten und hierunter erneuerten Anweiſung verpflichtet werden. 

Es liegt vornehmlich den Pfarrern ob, daß die Kirchengemeinen 

ungeſäumt zur Wahl der Kirchenvorſteher, wo ſolche noch nicht beftel d 
find, geſetzlich vorſchreiten, die ſaͤmmtliche Pfarrer aber haben bis zum 
1. Decbr. o. durch die vorgeſetzten Erzprſeſter zc. anzuzeigen, daß und 
c vi hiernach erforderlichen Vorkehrungen und Einrichtungen getrof⸗ 

en worden. 

Sobald dies geſchehen fam wird, follen diejenigen Kirchenmaſſen, 
welche bis jetzt noch in der Geiſtlichen und Schulcaſſe der königlichen 
Regierung von Weſtpreußen aſſerviret werden, den Kirchen, welchen 
ſolche gehören, zur eignen weitern Verwaltung übermacht werden. 

s 


Die Kirchenvorſteher und der Pfarrer verwahren das der Kirche zu⸗ 
gehörige baare Geld, die Kostbarkeiten, Schuldverſchreibungen und an 
dere Urkunden an einem feſten, gegen Feler und Beraubung gesicherten 
Ort unter gemeluſchaftlichem Beſchluß. Zu den vorerwähnten Urkunden 
gehören vorzüglich auch die Orectionem, deren Ausmittelungen, wo fit 
fehlen, die Kirchenvorſteher und der Pfarrer fid) mit Sorgfalt angel 
gen ſeyn laffen muͤſſen, " 

Die Vorkehrungen zur gmeciháfigen Ginvidjtumg dieſes Beſchluſſes 
werden gunüdjft von den Pfarrern erwartet. 


b. 8. 
Wegen ber fonfügen Amtefüprung dieſer Kirchenvorſteher treten DIE 
geſetzlichen Beſtimmungen des Allgemeinen Landrechts Theil II. Tit. 17. 
Aoſchnitt 9. 8. 618 f. f. bis 687 ein, in fo weit nicht bei ſtädtiſchen 
Kirchen ein Anderes durch die Städteordnung oder ſonſt verordnet wor? 
den. Die Pfarrer haben beſonders auf dem Lande dahin zu wirken, 
daß die vorangeführten geſetzlichen Beſtimmungen vorzüglich dlejenigen, 
welche die Einziehung und Lusthuung von Capftaljen, die Veräuſſerung 
des Kirchenvermögens u. f. w. betreffen, den jedesmaligen Kirchenvorſte⸗ 
hern hinlänglich bekannt werden. E 


n $. 4. mut 

Die jüptlichen Pehnmgm werden von ben Vorſtehern bei königli⸗ 
chen Patronatskirchen vor dem Erzprieſter allein, bei Kirchen fremden 
Patronats vor dem Patron und Erzprkeſter abgelegt und mit den Ab⸗ 
nahme⸗ Protokollen der königlichen Regierung eingeſandt, nicht um ſie 
ſpeciell zu reridiren und zu dechargiren, ſondern bloß um groben Miß 
brauch, wo er id zeigen möchte, zu ahnden, und über die Erhaltulg 
des Stammvermoͤgens zit wachen. 

Nach diefen Vorſchriften haben fih ſämmtliche obrigkeitliche De 
boͤrden, die Kirchenpatrone, die Geiſtlichen und Kirchengemeinden, ſo 
wie deren Vorſteher, ſorgföltig zu achten. 

Marienwerder, den 28. Aug. 1811. 

Die Königl. Regierung von Weſtz reußen. 
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Nr. 149, s 


Die Befreiung der inländiſchen Salpeterfabrication von der 
Entrichtung des Bergzehntens betreffend. 


eine Majeſtaͤt der Konig haben geruhet, mittelſt Befehls vom 10. 
d. M. die inländiſche Salpeterfabricatlon von der Entrichtung des an 
le Bergzehntcaſſen bisher bezahlten Zehntens oder der die Stelle dieſes 
intens vertretenden Recognition zu befreien. 
RR v wird hiedurch zur allgemeinen Nachricht und Achtung bekannt 

lacht. Ñ 

Marfenwerder, den 13. 3towbv. 1811. 

Die Königliche Regierung von Weſtpreußen. 


Nr. 150. 


Die Befugniß der Mennoniften zur Erwerbung von Do- 
mainen⸗Grundſtücken betreffend. 


E. wird hierdurch zur Nachricht bekannt gemacht, daß nach einer un⸗ 
term 3. d. M. ergangenen Verfügung der Königl. Section des Departe⸗ 
ments der Staatseinkünfte für Domainen und Forſten in Gemäßheit der 
hgeholten Genehmigung Sr. Grcelleng des Herrn Staatskanzlers, die 
Mennoniten ohne Mück icht auf die bisherige Beschränkung wegen bes 
ſantonpflichtigkeit zum Kauf von Domainen zugelaffen werden können. 
Marienwerder, den 18. Fans 1812. — 
$ önigliche Regierung von Weſtpreußen. 


Nr. 151. 


Die von den Rotlmannern nachzuſuchenden Gewerbeſcheine 
betreffend. 


Min Einwohner der an der Weichſel und Nogat belegenen Oet⸗ 
Knien macen ein eigenes Gewerbe daraus, dir edjifegefüfe auf die 
Lia Strömen zu führen, und find jene Perſonen unter der Benennung 
Ma Rottmänner bekannt. Die Sorge für die figere Schifffahrt auf je 
en Flüſſen macht es nothwendig, daß diefe Leute unter eine genauere 
Folieitiche Aufſicht geftellt werden, und haben fümmtliche Poligeibehdre 
en daher keinem der hieſigen Einwohner zu geftatten, das Geſchäft eis 
» Lootſen bei den Stromſchiffen zu übernehmen, der ſich nicht deſonders 
eshalb Tegitimizt hat. 

d Zu dem Ende folem auch dieſe Gewerbetreſbenden, ohne Rüͤckſicht 
rauf, ob fie als Schiffer einen Gewerbeſchein bereits erhalten haben, 
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Gewerbeſcheine zu dem gedachten Rottmaunsgewerbe nachſuchen, und 
muß dem diesfälligen Gefuche jedesmal ein Atteſt der Ortspolizeibehörde 
darüber beigefügt werden, 
daß der Solicitant bisher einen unverdächtigen Lebenswandel ge⸗ 
1 10 und der Fahrt auf dem Weichſel⸗ oder Nogatſtrome kun⸗ 
ig ift, Ý 
Der Gewerbeſchein ſelbſt foll hiernächſt in ter Regel gratis ertheilt 
werden, weil die Einnahme, welche die Rottmänner von ihrem Gewerbe 
haben gewöhnlich nur fehr gering ijt. 
Marienwerder, den 26. Februar 1812. 
Königliche Regierung von Weſtpreußen. 


Nr. 152. 
Die Dismembration ſtaͤdtiſcher Grundſtuͤcke betreffend. 


Die in dem Publicando vom 27. Juli 1811 im 16ten Stücke des 
Amteblatts 5. J. enthaltene Feſtſetzung, permöge welcher zur Trennung 
der Radicalien und Pertinontien ſtaͤdtiſcher Grundstücke der Conſens der 
Königl. Regierung entbehrlich geworden, wird, nach der unterm Leten 
Februar c. anderweit ergangenen Königl. Departementsverfuͤgung DWN 
modificirt, daß, ſobald auf einem ſolchen zu zerſtückelnden Grundſtücke 
Domainenabgaben und landes herrliche Laſten ruhen, der Gonfens ber kö⸗ 
niglichen Regierung ferner eingeholt werden muß, und daß, wenn Letzte 
res nicht geſchehen ift, alle Theile des zerſtückelten Grundstücks für diefe 
Domainen⸗ und Landesabgaben ſolidariſch verhaftet bleiben mifen. 
Den betreffenden Behörden wird dies zur Achtung hiermit bekannt 
gemacht. 
Marienwerder, den 21. April 1819. 
Königliche Regierung von Weſtpreußen. 


Nr. 153. 
Publicandum, die Abſchaͤtzung der Erbpachtsguͤter betreffend. 


$8. bem Königl. Juſcizminiſterio ift in Uebereinſtimmung mit der 15 
niglichen Section des Deportements der Staatzeinkünfte für Domain $ 
und Forſten feſtgeſetzt worden, daß die gum Behuf bet Cubpaftati 
vorzunehmende Abschätzung folder Domainenvorwerke und Erdvachtsſtücke, 
welche unter der Amtsjueisdiction ſtehen, von den Temtern beſorgt, RH 
die Verhandlung zur Genehmigung der Regierung eingefchtet, bei bie 
dern Domainengütern aber der Regierung überlaſſen werden folly i 
Taxe felbſt zu ubernehmen, und dabei bie Kammeranfchläge zune an 
zu legen, jedoch fo, daß dabei nicht ut das, was bei dem Jueungeng 
ſchlage, ſondern auch das, was bei dem Kaufanſchlage in Betracht 
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kommt, erwogen, und beſonders darauf geſehen werde, ob etwa mit den 
92 der Erbpacht vorausgeſetzten Nutzungen eine Veränderung vorgegans 
en fey, 
. Diefe Feſtſetzung wird fåmmtlihen Landgerichten der hieſigen Pros 
vinz zur Nachachtung hierdurch bekannt gemacht. 
Marienwerder, den 5. Mai 1812. 
Königl. Preuß. Oberlandesgericht von Weſtpreußen. 


Nr. 154. 


Verordnung des Koͤnigl. Oberlandesgerichts von Weſtpreu⸗ 
ßen, wegen des Civilgerichts der Feſtung Graudenz. 


em Auditeur beim Sten Königl. Oſtpreußiſchen Infanterieregiment, 
Herrn Bourbiel, ift bis zur Anstellung eines Garniſon⸗Auditeurs auf der 
eftung Graudenz die interimiſtiſche Verwaltung der Civilgerichtsbarkeit 
über die Militairperfonen in der gedachten Feſtung, To wie der Givils 
und Geiminalgerichtöbarkeit über die darin wohnenden Givilperfonen und 
eren Grundſtücke übertragen worden. r 
Dies wird bem Publicum mit dem Beiftgen bekannt gemacht, daß 
Geſuche und Requiſitionen in Civilſachen von Militaivperfonen, fo wie 
u Civil- und Eriminalſachen von Civilperſonen, welche auf der Feſtung 
andeng wohnen, nicht an das Gouvernements⸗ oder Commandanturge⸗ 
dine, oder an den Commandanten felbft, ſondern lediglich an das Gie 
gericht der Feſtung Graudenz gerichtet werden müffen. 
Marienwerder, den 27. Novbr, 1812. 
Königl. Preußiſches Oberlandesgericht von Weſtpreußen. 


Nr. 155. 


Die executive Beitreibung der Rückſtände an Pfarrer und 
Schullehrer betreffend. 


35, des Königs Majeftät ijt mittelſt Allerhöchſter Cablnetzordre vom 

35 December v. J. feſtgeſetzt, daß auch zweifährige Rückſtaͤnde an 

farrer und Schullehrer, im Falle die Gemeinden nicht in älteren als 

dwelübrigem Befig der Freiheit von der Abgabe fich befinden, durch Erez 

ion eingezogen werden, konnen, welches pieburd) allgemein zur ade 

icht und Achtung bekannt gemacht wird. 

Marienwerder, den 8. Februar 1813. d 
Königliche Regierung von Weſtpreuß en. 
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Nr. 156. 
Die Bauten in Gehrſaß oder Füllholz betreffend. 


Das Departement im Königl. Preuß. Minifterio der Finanzen für die 
Staatseinkünſte und das Departement im Königl. Minifterio des Zunern 
für die allgemeine und Gewerbepolizei haben unterm 17. Juli d. 3. feſt⸗ 
geſetzt, daß, 
wiewohl bieher der Bau in Gehrſaß oder Fuͤllholz unterſagt ge⸗ 
weſen, dennoch in Rückſicht der jetzigen Zeitverhältniſfe diefer 
Zwang zum Beſten der Bauenden 
museen worden, nur müſfen folgende Vorſchriften genau befolgt 
werden: ; 

1) Das Fundament dieſer Gebäude muß in Kalkmörtel au&gemauert 
ſeyn, dergeſtalt, daß die Schwellen wenigſtens einen Fuß hoch über 
die Erde zu liegen kommen. 

2) Die Schornſteine find maſſiv aufzuführen, und muͤſſen die Gebäude 
überhaupt nichts Feuergefährliches enthalten. 
Denen nach dieſer Vorſchrift in Gehrſaß oder Fachwerk Nene 


bauenden (inſofern fie zu Bau⸗Nemiſſionen berechtiget find) ſollen 


ſolche Remiffionen nicht vorenthalten, fondern auch ferner bewilligt 
werden. : 

Die Königl. Intendanten, Domainen: und Forſtbeamte, fo wit die 
Landbaubedienten, haben ſich nach dieſer Worfehrift genau zu achten, und 
die Anträge derer, die fid) zu dergleichen Neubauten in Gehrſaß oder 
Fuͤllholz melden, anzunehmen. 

Maxcienwerder, den 12, Auguft 1813. 
Finanz⸗ und Polizeideputation der Königl. Regierung 
von Weſtpreußen. 


i Stt, 157, 


Competenz der Regierung, wegen Beitreibung ruͤckſtaͤndiger 
Schulabgaben. 


Nac den die Berichte des Königl. Oberlandesgerichts vom 1., 19. und 
28. Juli c. in Betreff der Beitreibung der Pfarr⸗ und Schulabgaben, 
eingekommen find, fo wied nunmehr das Collegium auf den Bericht DP! 

17. Septbr. 1813, „betreffend die von der Geifklichen und Schuldepu⸗ 
tation der ditchaulſchen Regierung wider den Oberlandesgerichtsrath, H 
als Befiger des Kolmiſchen Guts N. wegen rückftändigen Schulgetteide 
veranlaßte Erecution dahin beſchieden, daß die gedachte Deputation 
der Litthauiſchen Regierung allerdings befugt geweſen it, wider den 1e 
N. die Execution zu verfügen. Das geforderte und früherhin nach €i 


nem allgemeinen Schulplan ausgeſchriebene Schulgetreide gehört, unite 


tig gu denjenigen allgemeinen Abgaben, weshalb nad) $. 78. Sit. 1 


ccc 


Den 15. December 1814. 657 


Th. 2. des X. V. R. und dem F. 86. ber Verordnung wegen verbeſſerter 
Einrichtung der Provinzial⸗Polzei⸗ und Finambehörden vom 26. Des 
cember 1808 ín der Siegel kein Prozeß ſtatt findet. Bon den im J. 79, 
l.c, des A. L. R. gemachten Ausnahmen 1) im Falle einer aus beſon⸗ 
dern Gründen behaupteten Gremtion und 2) im Fall einer Beſchwerde 
Über Prägravation, findet nach dem Inhalt der vom Gollegio einge 
reichten Vorſtellung des ꝛc. N. v. 18. Juni v. J. nur die zweite hier 
Ttott, indem derſelbe nicht ſowohl örhauptet, daß er als Beſiter von N. 
einen Schulbeitrag zu leiſten, überall nicht verbunden ſey, als vielmehr 
nur, daß mehr von ihm gefordert werde, als ehemals von dem Gut 
geleiſtet worden und von ihm eingeräumt werden könne. In einem ſol⸗ 
chen Falle muß die Abgabe nach $. 80. L c. des A. L. R. während des 
Prozeſſes entrichtet werden, und es findet hier auch die Vorſchrift des 
L. 42. der allegirten Verordnung vom 26. Decbr. 1808 Anwendung, nach 
welcher die Regierungen berechtigt ſind, die Beitreibung mit Vorbehalt 
des Rechts des Widerſprechenden zu au ES Dem ꝛc. N. ſtehet da⸗ 
er nur frei, wegen der behaupteten Prägravatjon Klage anzuſtellen, 
welcher Klage es indeſſen nicht einmal bedürfen wird, ba die Geiſtliche 
und Schuldeputation in ihrem Bericht an das Minifterium des Innern 
ſelbſt einräumt, daß das Gut N. durch die neue Nepartition vom Jahre 
1795 über die Gebühr belaſtet worden, weshalb denn zu erwarten ift, 
aß diefer Prägravation abgeholfen werden wird. l 
Berlin, den 23. Auguſt 1814. uis 
Der Juſtizminiſter von Kircheiſen. 

Yn das Königl. Oberlandesgericht zu Inſterburg. 


Nr. 158. 


Reſeript wegen Einrichtung und Beſetzung der katholiſchen 
geiſtlichen Gerichte, vom 18. Septbr. 1814. 
Abgedruckt in der Hift. geogr. Einleitung ec. S. 209. 


Nr. 159. 
Wegen Holzſchwemmerei. 


waa allen Streitigkeiten zwiſchen den Holzflößern auf bem Schwarze 
er vorzubeugen, feben Wir hiermit feft, daß : 
D) keſn Holgfiößer, weder mit Langholz mod) mit Klobenholz bei Za⸗ 
wapda vorbeigehen muß, ohne fih dei dem Forſtamte Kyſchau zu 
melden, welches ihm eröffnen wird, inwiefern das Schwatzwaſſer 
bis zur Qdamühle frei ist, oder ob fid) vorwärts ſchon fang: oder 
Klobenholzflößer befinden, fo daß der nachkommende Holzſtößer zur 
beleben muß, damit das Zuſammentreffen verschiedener Holztraf⸗ 
" en vermieden wird. 2 
eſtpreuß. Prov.-Recht. Bd. II. 42 
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4) Sei der Wbaſchen Mühle muß jeder Flößer anhalten und fij in 


Forſtamte Wilhelmswalde melden, welches ihm Nachricht geben 
wird, ob das Schwarzwaſſer bis zur Klingermühle frei ober mit 
Floßholz ſchon belegt ift. 

Im legten Fall wird der vorkommende Flößer von dem Forf” 
amte Anweiſung erhalten, wie weit er mit feinen Traften vorrücken 
und wo er anhalten fol, um gleichfalls nicht mit andern Holz⸗ 
flößern zuſammen zu treffen. 

8) Sobald ein Holzflößer bei der Klingermühle ankommt, muß er ſich 
bei dem Forſtamte Schwetz zu Oſche melden, welches bie Traften 
überzählen und ihm ein Atteſt ertheilen wird, auf deſſen Grund 
das Schleuſengeld bei Prezechowo und Groddeck zu entrichten it 
und ohne welches Atteſt dort kein Holz durchgeſchleuſet werden folk, 

Desgleichen iff auch jeder Holzfloͤßer verbunden, das Holz bei 
Klingermühle fo lange anzuhalten, bis das Forſtamt Schwetz ihm 
das weitere Nachflößen mit Rückſicht auf die vorliegenden Holztraf⸗ 
ten nachgeben wird. i 
Wer von den Holzſtößern gegen diefe Poligeiverorduung fehlen wird, 

hat für feinen’ Ungehorfam außer dem ihm zur Laft fallenden Schaden, 
den er andern Holzflößern verurſacht, eine Polizelſtrafe von 5 bis 10 
Thalern zu erwarten. 
Marienwerder, den 15. December 1814. 
x ^ Königliche Regierung von Weſtpreußen. 


Nr. 160. : 
Wegen Verpflegung der Huͤlfsbedüͤrftigen. 


Ei ift von den Königlichen Miniſterien des Innern und der Finanzen 

über den Grundsatz, wie es in Betreff der Verwaltung des Fonds zu 
Unterſtuͤtzung armer Perſonen und Verpflegung verwaiſeter Kinder 9^7 
halten werden fol, Folgendes verordnet worden. 

Die Unterhaltung der Armen ift Gemeindeſache, und die Beſitzer der 
in einem Dorfe oder defen Feldmark gelegenen bäuerlichen Grundſtücke 
machen zufammen die Dorfgemeinde aus, Das Rittergut gehort al 
nicht zu dem Gemeindeverbande derſelben. 

Allg. Landrecht Th. 2. Fit. 7. f. 18 seq. 5 

Aus dem Gommumnalverhältniffe ann alfo keine Verpflichtung für den 
Guts herrn abgeleitet werden, die zur Dorfgemeinde gehörigen Armen is 
übernehmen, Die nach vormaliger Verfaffung von demſelben gefordert 
Goncurreng gründet fich allein auf das Unterthänigkritsverhältniß und kam 
alſo, nachdem letzteres 0 iſt, nicht weiter in Betracht tommee 
Seine Berpflicptumgen fipeänten fich Tediglich auf Diejenigen zum Gute A 
hörigen Perſonen ein, welche als Pächter, Wominiftratoren, Arbeitöfami = 
deffelben u. f. w. nicht zur Dorfgemeinde gehören. Die Unterhalt 
derjenigen Perſonen, welche keiner Gutsherrſchaft oder Gemeinde 5 
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- Laft fallen, liegt nach dem Patente wegen Verpflegung der Ortsarmen, 
dem Landarmenfonds ob. 7 
Hiernach bleiben alfo nur E 
1) Die Unterftügungen an diejenigen Einwohner der Domalnenäimter, 
welche nicht zur Dorfgemeinde des Orts gehören, 
2) die polizeilich motivirten Unterſtützungen armer Reiſenden 
als Gegenftände übrig, welche fid) zur inweifung auf die in Rede ſtehen⸗ 
den Fonds eignen. E 
Nach ben Beſtimmungen haben die uns untergeordneten Behörden 
bel Rachfuchung von Unterstützungen fih aufs genaueſte zu achten, und 
in Fällen, wo fie Ausnahmen motivirt finden, au uns zu berichten. 
Marienwerder, den 29. December 1814. 
Königliche Regierung von Weſtpreußen. 


Nr. 161. 
Reſcript wegen der Patrimonialrichter. 


a das Allg, Landrecht Th. 9. Tit. 17, b. 99. ausdrücklich beſtimmt, 
daß wer ein richterliches Amt bekleidet, nur bei ben vorgeſetzten Gerich⸗ 
ten wegen feiner Amtsführung belangt, in Unterſuchung genommen, bes 
kraft oder feines Amtes entſezt werden kann; fo ift auch jeder Juſtitia⸗ 
tatë ⸗Contract zwiſchen einem Patrimonialgerichtsherrn und dem Juſti⸗ 
Harius, als auf die ganze Lebenszeit des letztern geſchloſſen zu betrach⸗ 
zen, und es kann die in einigen Provinzen den Erben oder einem neuen 
Erwerber eines Guts geftattete Befugniß, den Juſtitiariats⸗ Contract zu 
ündigen, nicht weiter ſtatt finden, vielmehr kann der Juſtitiarius nur im 

ege ber Unterſuchung durch richterliches Erkenntniß feines Amtes ent- 
tht werden. Berlin, den 3. Januar 1815. 
r Der Fuſtizminiſter 
Kirch 


eiſen. 
An das Königl. Oberlandesgericht 
zu Marienwerder. 


Nr. 162. 
Wegen Einfaſſung der Brunnen. 


n E zeigt ſich, daß Unfere Verordnung vom 2. Februar 1801, wonach 

kümmdiiche Brunnen zur Verhütung von Unglücksfällen mit einer tüdjti- 

gen Finkaſfung von wenigft zwei und einem halben Fuß Höhe verſehen 

feon xus überall mit der erforderlichen Pünktlichkeit zur Gr» 
ung gebracht ij 

de Die ſtädtiſchen und ländlichen Polfzeibehörben der Provinz werden 

emnach gemeſſenſt befehligt, ſofort eine amtliche VENIT der yore 
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handenen Brunnen zu bewirken, wo fid) eine Bernachläffigung der obi 
gen Borfehrift ergeben folte, unverzüglich auf die Berftellung oder Er⸗ 
gänzung, fo wie für die Zukunft jederzeit gleichmäßig darauf zu halten, 
daß bei den ſchon beſtehenden oder neu anzulegenden Brunnen nie die be⸗ 
nannte Bewehrung von windeſtens 22 Fuß fehle. 

Wie der erwähnten Reviſion Genüge geschehen, ift uns von ſämmt⸗ 
lichen landräthlichen Kemtern und Beiftänden, von den Intendanten und 
Domainenbeamten, von den Polizeidirectoren und Magiſtraten bei LRH- ı 
Strafe binnen 6 Wochen anzuzeigen, 

Zugleich . Wir in Erinnerung, daß nach der angezogenen 
Verordnung 5 Thaler Strafe für jeden Contraventionsfall wider die obige 
Vorſchrift feſtſteht. 

Marienwerder, den 3. Septbr. 1815. 

Koͤnigliche Regierung von Weſtpreußen. 


Nr. 163. 
Wegen Behandlung der Leichen. 


SB durch die Verordnungen vom 18. Septbr. 1787, 15. Septbr. 
1800 und 8. Jan. 1802 unterſagt worden iff, Leichen zur Schau auszu 
ſtellen, oder die Särge vor der Einſenkung zu öffnen, fo wird dieſes 
Verbot dennoch am manchen Orten und vornehmlich auf dem platten 
Lande außer Acht gelaſſen. 

Wir fehen Uns daher veranlaßt, ſolches hiermit und mit Bezug 
auf die übrigen Verordnungen zu erneuern und ſämmtliche Polizeibehör 
den aufzufordern, auf die Befolgung derſelben mit aller Strenge, in 
beſondere dann zu halten, wenn ein Todter an anſteckenden Krankheiten, 
als Pocken, Mafern, Scharlach⸗Nerven⸗ oder Faulfieber geſtorben ift 

Marienwerder, den 10, Septbr. 1815. 

Koͤnigl. Regierung von Weſtpreußen. 


E 


Nr. 164. 
Die Wallfahrten und Proceſſionen betreffend. 


Un den Muorbnumgen vorzubeugen, zu welchen öffentliche, von fog? 
nannten Brüderſchaften in Maſſe mehrenthells nach weit entlegene 
Oertern unternommene Wallfahrtszüge, ſowohl in fittlich religiöfer a. 

in polizellicher Beziehung Anlaß geben, hat das Königl. Ministerium 


des Innern in der Verfügung v. 13. Mai c. verordnet. der 
1) daß jeder, der ſolchen Zug begleiten will, einen Steifepof von D" 
Polizel löſen muß, und y den 


d. he Begleitung eines in der Seel lten, voi 
gu vit obe ae en Glen teine Boil 
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fahrtsproceſſtonen abgeführt werden durfen, wohingegen Priwatwall⸗ 
fahrten und Proceſſtonen, bei denen nicht übernachtet wird, ulcht 
zu erſchweren find. n r 
Die Königliche Poliget, fingleichen bie biſchöflichen Behörden werden 
bievon mit dem Auftrage in Kenntniß geſetzt, pflichtmäßig darauf zu 
halten, daß genau nach dieſen Beſtimmungen in vorkommenden Fällen 
P A werde, fo wie das Publicum ſelbſt fid) ſchuldig darnach zu 
hat. 
Marienwerder, den 4. Juni 1816. E 
Königl. Preußiſche Regierung. 


: Nr. 165. 
Publicandum wegen Vergiftung der Wölfe, 


$5, der Königl. Preuß. Regierung des Großherzogthums Poſen iſt zu Aus. 

tottung der Wölfe die Vergiftung derſelben angeordnet und zweckmäßig bes 

funden worden, indem im vergangenen Winker nur allein unwelt Pofen 

in kurzer Zeit und in einem Revier 4 Wolfe dadurch geködtet, die von 

dem vergifteten Mafe nicht über 100 Schritte entfernt gefallen find. Wie 

bei der Vergiftung verfahren werden muß, enthalt die unten beigefügte 
eſchreibung. 

A "tem iUic dies zur allgemeinen Kenntnip des Publicums bringen, 
betheſlen wir den Landrathe⸗Aemtern, Gutsbeſizern, Domainenämtern 
und Magifträten hiermit den Auftrag, auch diefe Art der Ausrottung 
der Wolfe in Ausführung zu bringen. Wir geben hiermit die Zuſiche⸗ 
rung, daß für die vergifteten Wölfe die landesherrliche Prämie erfolgen 
ToU, wenn die Gehöre eingereicht werden. 

Vom Erfolge ijt Uns von den Behörden, die bet dieſem Regſerungs⸗ 
Departement verbleiben, den 1, October e. Anzeige zu machen, und zu 
tben dieſem Termine ijt aud) von den Landräthen, Sutenbanturen, Dos 
Tuitenóeamton und Magiſträten an die Danziger Regierung vom Gre 
ſolg zu berichten. 

Marienwerder, den 14. Junk 1816, z 

Königlich Preußiſche Regierung: 

Beſchreibung der Vergiftung der Wölfe durch 

Krähenaugen. 

Stüfenaugem (nuces vomicae) ift bekanntlich der Saame des oftü 
digen Baums Strychnos nus E ws 
den, zur Vergiftung der Wölfe müſſen die Krähenaugen gepuloert wets 

HA a ies ift bei ihrer Zähigkeit nur nach vorher gegangener Rö⸗ 

glich. 

17 5 Grit man das Pulver in brauner oder gar ſchwärzlicher Farbe 

® der Apotheke, fo find bie Krähenaugen zu ſtark geröftet und ihre 
mg if dadurch geſchwächt oder ganz vernichtet worden. 

Die Krähenaugen inüffen in ihrem natürlichen Zuſtande — zerſchla⸗ 
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gen. — iuwendig die Farbe der Levante⸗Kaffeebohnen haben. Durch das 
Roͤſten darf diefe Farbe nicht verlohren gehen, das Pulver muß daher 
auch gelbgrünlich ausſehen. 

we Vergiftung der Wölfe bedient man fih eines Kalbes, Schafes 
oder eines ähnlich großen Stückes Vieh. 

Es wird ſolches abgeledert, die Gurgel und die übrigen Theile des 
aufzeſchligten Halſes, vorzüglich die Eingeweide beffelben, werden fat? 
mit dem Pulver eingerieben, hiernächſt werden unter und auf den Keu⸗ 
len und Blättern tiefe Efnſchnitte gemacht, und auch in dieſe das Pule 
s quae Sodann wird das Fell wieder angelegt und durch Annaͤhen 

efeſtiget. 

Um ein mäßiges Kalb oder einen ſtarken Schöps in dieſer Art ge⸗ 
nu zu vergiften, iſt ohngefahr ein Viertelpfund Krähenaugen erfor 

erlich. ; 
Das Einreiben des Pulvers muß mit Reinlichkeit geſchehen. Es iff 
gut, wenn der, der es verrichtet, ſich die Hände mit Kiehnnadeln oder 
mit Streu vom Ameishaufen vorher abreibt. Da es indeſſen unver 
meidlich ift, daß das vorgeſchriebenermaaßen zu vergiftende Thier Wit 
terung annimmt, fo ijt es nöthig, das Luder nach dieſer Operation 2 
bis 48. Stunden in trockenen Pferdemiſt zu vergraben, und es aus demz 
ſelben nach dem Orte feiner Beſtimmung zu bringen, ohne es mit bloßen 
Händen anzurühren. Am beſten geſchlehet dieſes auf einem Wagen, 
Schlitten oder einer Tragbahre. f D 

In ben Sommermonaten wird das vergiftete Aas, um ds nicht von 
den Inſecten verzehren zu laffen, in eine feuchte Grube gelegt und leicht 
mit Erde beſchuͤttet. $ 


Nr. 166. 
Publicandum, die Proceſſe der Eximirten betreffend. 


Dan Bande und Stadtgerichten zu Thorn, Culm, Graudenz, Straß 
burg und Lobau ift die Befugniß ertheilt worden bie bei denſelben ein 
gehenden Klagen gegen Eximirte ihres Gerichtsbezirks, deren Gegenſta⸗ 
funfzig Reichsthaler oder weniger beträgt, ohne weitere Anfrage im all 
gemeinen Tuftroge des unterzeichneten Oberlandesgerichts zu inſtruiren, 
und erſt die geſchloſſenen Acten zum Erkenutniſſe hieher einzureichen, ej 
mit der duch Eluholung eines ſpeciellen Auftrages in jeder Sache en 
ſtehende Aufenthalt und Koſtenaufwand vermieden werde. 

Den in dergleichen Sachen von den ee Land- und Stadig 
um eklaſſenen Vorladungen ift daher überall (gebührende Folge 
leiten. x 
Marienwerder, den 15. April 1817. 4 

Königl. Preuß. Oberlandesgericht von Westpreußen. 
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Nr. 167. 


Die von den mennoniſtiſchen Vermahnern bisher zur Ungebuͤhr 
ausgeſtellten kirchlichen Zeugniſſe, fo wie den Gebrauch 
kirchlicher Siegel betreffend. 


D. es zu Unſerer Kenntniß gekommen ift, daß fid) mennoniſtiſche Bers 
mahner erlaubt haben, kirchliche Zeugniſſe auszuſtellen und fi) dabei 
kirchlicher Siegel zu bedienen, ſo wird benfelben ſowohl die Ausstellung 
von dergleichen Atteſten, als auch der Gebrauch von kirchlichen Siegeln 
biedurch nachdrücklichſt unterfagt. 

Zugleich werden ſammtliche mennoniſtiſche Glaubensgenoſſen dieſer 
Provinz in Gemäßheit der Vorſchrift des Allgemeinen Landrechts Th. U. 
Tit. 11. F. 498 seq. angewiefen, die unter ihnen vorkommenden Gebur⸗ 
ten, Heirathen und Sterbefälle dem Pfarrer desjanigen Kirchſpiels, in 
deſſen Bezirk fie wohnen, zur Eintragung in das Kirchenbuch anzuzeigen. 

Ueber die pünktlichſte Befolgung dieſer Vorſchrift zu wachen, wird 
ſümmtlichen landräthlichen Officiis unferes Regierungs⸗ Departements 
zur Pflicht gemacht. 

Marienwerder, den 22. April 1817. 


Königl. Preuß. Regierung. 


Nr. 168, 


Verordnung wegen Gonfervation der Bühnenwerke bei ber 
Feſtung Graudenz. 


E, ift bemerkt worden, daß ungeachtet der bereits früher erlaſſenen 
Verwarnungen, Schiffer und Holzfloßer zum großen Nachtheile der Buh⸗ 
muwerke, fowohl bei der Feſtung Graudenz, als deren Außenwerken, 
ſich nicht felten erlauben, vorlängft dem Feſtungeufer mit ihren Schiffs» 
Qrfügen zu fahren, und ſogenannte Treidel⸗Fußſteige zu machen, oder 
ihre Anker und Hartpfahle in der Nähe der Buhnenwerke und Pflan⸗ 
dungen zu befeſtigen. Damit fih Niemand mit der Unwiſſenheit der bes 
ſießenden Herordnungen entſchuldigen kann, fo wird hierdurch nachſte⸗ 
bende kllerhöchſte Beſtimmung vom 80. Decbr. 1796 wiederum zur alle 
gemeinen Kenntniß in Erinnerung gebracht. t 
L dürfen die Schiffer durchaus nicht vorläugſt dem Feſtungsufer mit 
ihren Gefäßen fahren) und ſogenannte Treidelfußſteige machen oder 
Anker auswerfen, ſondern es muͤſſen vielmeht 
TI. die den Strom hinauf fahrenden Schiffsgefäße fih zeitig nach dem 
lenſeitigen Ufer wenden, und entweder vorlängſt ben Daͤmmen, oder 
dicht an den bewachſenen Kämpen und der Sandbank hinauf fahren; 
IU, dürfen die mit Holztraften herunter kommenden Handelsleute nicht 
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1 Buhnenwerken anlegen oder Hartpfähle zum Feſtmachen ein 
genz 
IV. durfen durchaus keine Reiſende weder zu Pferde noch zu Fuß vor⸗ 
langs dem, gsufer paſſiren, noch weniger it es + 
V. den Biephändlern oder fonft Jemandem erlaubt, mit irgend einer 
Art Vieh vorlängs dem Feſtungsufer zu treiben oder zu hüten. 
Die Uebertreter dieſer Verſchrift werden nach Bewandniß der Um⸗ 
ſtände verhaftet, und zu einer Geld ⸗ oder verhältnißmäßiger Gefänguiß⸗ 
ſtrafe gezogen, auch im Falle durch ſie ein Schaden verürſacht worden, 
zum Gefag deſſelben und der ſonſt dabei vorkommenden often angehal⸗ 
ten werden. 4 
Marienwerder, den 12. Juli 1817. 
Koͤnigl. Preuß. Regierung. 


Nr. 169. 


Das Zuſammenlegen der zum Verkaufe beſtimmten Lein⸗ 
* wand betreffend. 


Durch ein Reſeript des hohen Miniſteriums des Handels vom 17. d. 
M. ift verordnet: daß vom 1. Januar 1818 ab alle Leinwand ohne 
Unterſchied, welche in den Handel kommt, blätterweife zufammengelegt, 
und für jedes von dem gedachten Zeitpunete an bloß aufgerollt zum Vers 

kauf geſtellte Stück Leinwand eine Strafe von einem halben Thaler 96^ 
geben werden ſoll. 

Dies wird bem Publico hiermit zur Nachricht und Achtung bekannt 
gemacht und werden alle Pelizeibehörden, desgleichen die Aeeiſe⸗Ofſt⸗ 
ciauten augewieſen, darauf genau zu fehem, daß hiernach überall verfa 
reu werde. 

Danzig, ben 30. December 1817. 

Königlich Preußiſche Regkerung. 

Zweite Abtheilung. 


Nr. 170. 


Regulativ für die Bearbeitung des Kirchen⸗Bauweſens Im 
Departement der Regierung zu Marienwerder. 


1) Die Süorforge für die bauliche Erhaltung der kirchlichen Gebäude 
ſowohl derer, die dem Gottesdienſte unmittelbar gewidmet fim 
als derer, die den Kirchenbeamten zur Wohnung angewieſen, me 
durch Vermiethung benutzt werden, gehört zu den, den Kirchen = Go 
legien (Vorſtänden) beſonders empfohlenen Pflichten. 

2) Diefe Vorſorge wird theils durch eine aufmerkſame, von Beit 5 
Zeit wiederkehrende Beſichtigung der bezeichneten Gebäude, theii 
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durch zeitige Juſtandſetzung geringer Baumängel zur Verhütung groͤ⸗ 
bern Verfalles, theils durch eine tüdtige und dauerhafte Ausfüh⸗ 
rung aller nothwendig gewordenen Bauten ausgeübt. 

8) Ins beſondere ift von dem Kirchenvorſtande mit allem Nachdruck 
darauf zu halten, daß die Nutznießer und Miether kirchlicher Woh- 
nungen nicht nur dleſelben unverderblich benutzen und zu feiner Zeit 
in gutem Zuſtande zuruck gewähren, ſondern daß fie auch mit den 
ihnen nach Geſetz und Vertrag obliegenden Tusbeſſerungen nicht [iue 
men, damit aus ſolchen, Vernachläſſigungen nicht in der Folge erheb⸗ 
lichere Bauten und größere Koſten für das öffentliche Gut erwachſen. 

4) Nicht minder ift die Veranſtaltung zu treffen, daß vorzüglich ſolche 
Gebäude, die der Feuetsgefahr ausgeſetzt find, mit einem verhältz 
nißmäßigen Werthe in die Feuerrerſicherungs⸗ Societät aufgenom⸗ 
men werden, 

5) In Betreff der dem Kirchen⸗Aerarjo unmittelbar zur Laft fallen⸗ 
den Bauten, iff durch das Geſetz Allgem. Landrecht Th. II. Sit. 
XI. 8. 700 seg. verordnet, in welchen Fällen die Kirchvorſtaͤnde 
für fid) ſelbſt zu den noͤthigen Vorkehrungen berechtigt find, und in 
welchen es einer poͤhern Genehmigung der SSorgefeóten bedarf, 

6) So weit eine Genehmigung der unterzeichneten alle ar nothwen⸗ 
wendig it, muß in dem antragenden Berſcht alles gruͤndlich und 
vollſtändig aus einander geſetzt ſehn, was bei der nachgeſuchten 
Entscheidung von Erheblichkeit ift; dahin gehört: 3 

I. eine genaue Beſchreibung des vorzunehmenden Baues nach ſei⸗ 
nem Gegenftande, der veranlaſſenden Nothwendigkeit, und der 
für zweckmäßig erachteten Bauausführung. Es ift hiebei alles 
mal bemerklich zu machen, wenn das Gebäude errichtet wor⸗ 
den, und welche Reparaturen zuletzt daran vorgekommen; 

IT, eine Nachweiſung des Koſtenbetrages, und 

III. die Art und Weiſe, wie dieſelbe aufgebracht wird, ob die 
Kirche im Befis von Materialien ift, und mit welchem Bes 
trage an baaren Auslagen fie ohne ſonſtige Verlegenheit bine 
zutveten kann; 

IV, nicht minder ift die vorangegangene Zuſtimmung des Erzprie⸗ 
ſters, Superintendenten oder Decans, fo wie des Patrons, 
wenn derſelbe eine Privatperſon ift, endlich auch der von eis 
nem Sachverſtändigen aufgenommene Anſchlag einzureichen, 

7) In wie weit die Kirche den Betrag der Baukoſten nicht aus eignen 
Mitteln zu beſtreiten vermag, ſondern es nach allgemeinen geſetzli⸗ 
chen Beſtimmungen fremder Zuſchüſſe bedarf, ift nachzuweifen; 

J. was dieferhalb an den Kirchen⸗Erectionen, Matrikeln und us 
ſtrationen überhaupt feſtgeſetzt ift, auch iub die betreffenden 
Urkunden ſelbſt in Urs ober beglaubter Aöſchrift einzureichen; 

1L if genau bemerklich zu machen, eb und welche beſondere Stif⸗ 
tungen und Vermächtniſſe für Kirchenbauten ausgeſetzt find; 

TI. wie es bei ben letzten Bauten in Abſicht der Baubeiträge ges 
halten worden, und $ 

XV. ob es au ſpeciellen Feſtſetzungen in dem Maaße fehlt, daß 
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auf die allgemeinen Vorſchriften des Lundrechts Th. II. Tit. 
XI. $. 710 seq. recurrirt werden muͤſſe. 

8) Wenn die Verpflichtung der Beitraggebenden nicht durch unzweibeu⸗ 
tige Urkunden, oder durch genau nachzuweiſenden Obſervanzen au⸗ 
ßer Zweifel zu fegen ift, muß das Anerkenntulß der Verpflichteten 
allenfalls bei der Obrigkeit ertrahirt und das Reſultat der diesfälli⸗ 
gen Erklärung mit eingereicht werden. " 

9) Auf den Grund dieſer Nachrichten wird ſodann noch entweder ein 
beſonderes Verfahren eingeleitet, oder das Erforderliche durch eine 
Reſolution proviſoriſch feſtgeſetzt werden. 

10) Sollte bei geringen Bauten, zu welchen es der Genehmigung der 
unterzeichneten Regierung an fid nicht bedarf, wegen der Beitrags 
pflicht einzelner Intereſſenten, oder aber wegen anderer baulichen 
Verhaͤltniſſe ein Streit zwiſchen denſelben entſtehen, fo ift über den 
ſtreitigen Punkt unter Beibringung der derſelten nach dem vorigen 
betreffenden Erforderniſſe zu berichten und weitere Verfugung zu 
erwarten. A 

11) Die Ausführung, ber nach vorſtehenden gerechtfertigten Bauten 
mit Inbegriff aller dabei vorkommenden Einleitungen, namentli 
die Repartition der geſetzlichen Beiträge, ſowohl in Gelde als in 
Materialien und Bienjten, die Einziehung, Herbeiſchaffung und An 
ordnung derſelben, die Abſchließung der -Contracte über einzelne 
Leiſtungen oder über den ganzen Bau, die Auszahlung der Gelder, 
ift in der Regel und unter den gesetzlichen Schranken Sache des 
Kirchenvorſtandes. 

12) Die Poltzei⸗ und Gerichtsobrigkeiten fint indeß jede in ihrem Ge- 
ſchͤͤftskreiſe verpflichtet, dieſen mit den nöthigen Anleitungen und 
Nachrichten an die Hand zu gehen, auch ihre Anordnungen mit if^ 
rer Amtsautorität zu unterſtüten. 

18) Es liegt in der Natur der Verhältniffe, daß die in Betreff der 
Ausführung eines Baues vorkommenden Contracte Seitens der Kirche 
niemals eigenmächtig mit den Kirchenvorſtaͤnden oder ben Patronen 
als Uebernehmer abgeſchloſſen werden können; nothwendige Ausnah⸗ 
men, in welchen es für vortheilhaft erachtet wird, mit dieſen Per 
fonen in Gontractéverfültnifje zu treten, müſſen vielmehr bei der 
unterzeichneten Regierung beſonders gerechtfertigt und deren Ver 
gungen abgewartet werden. d 

u wie fern es aber zu den Bauausführeng⸗Contracten üben 
Haupt noch einer beſondern Genehmigung bedarf, ijt nach allgeme! 
geſetzlichen Vorſchriften, A. 9. R. Th. IL Tit. XI. g. 686 scd. 75 
beurtheilen, und da in diefe Vorſchrift das Quantum, über welche 
die Kirchenvorſtände auf eigene Autorität bi&ponicen dürfen, einer der 
ſondern Beſtinnmung vorbehalten ft; fo wird ſelbiges in vorliegen? 
Beziehung auf die Simme von 10 Ahle. feſcgeſest, Dergeftalty wie 
Shertráge und Zahlungen aus dem conſtitulrten Kirchenbaufonds, us 
dieſen Betrag überſteigen, allemal durch den Patron und 1 
Hungöweife ben Erzprieſter ſpeciell autorifirt ſeyn müſſen; wo in ber 
fen der Bau blaß aus den Mitteln der Gemeinde ogue Zuſchuß 
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Kirche und des Patrons beſtritten wird, bedarf es einer höhern Ge⸗ 
nehmigung nicht. 

14) Die Kirchenvorſtände find zur Ablegung einer vollſtändigen und 
gehörig juſtificirten Baurechnung verpflichtet. 

15) Dem Patrone if vermöge feines Verhältniſſes zur Kirche verſtat⸗ 
tet, bei der Ausführung des Baues das Geſchaͤft der Beaufſichti⸗ 
gung ſelbſt zu übernehmen, und dazu die ihm nach dem $. 13, gu» 
ſtehende Befugniß zu benutzen. Es wird aber dem Patrone empfoh⸗ 
len, allgemeine Vorkehrungen mit den Kirchenvorſtänden zu treffen, 
damit das Baugeſchaͤft nicht unnoͤthiger Weiſe gehemmt unb unters 
brochen werde. 

16) Entſtehen dennoch Zwiſtigkeiten, die den Fortgang des Baues zu 
hemmen droben, fo ift der Bau ſelbſt allenfalls an den Mindeſt⸗ 
forbernden auf Entrepriſe auégutbun, und die Abnahme deſſelben 
durch autoriſtrte Sachverſtändige zur Bedingung zu machen. 

17) Iſt der Landesherr Patron, fò hat es, wenn der Bau ohne Sus 
tritt von öffentlichen Fonds beſtritten wird, dei dem Vorſtehenden, 
mit der Maaßgabe fein Bewenden, daß es der Regierung unbenom⸗ 
men it, für die zweckmäßige Ausführung des Baues einen Locale 
Commiſſarius zu ernennen, und deffen Befugniß nach 8. 13, $. 14 
und $. 15 zu beſtimmen. 

18) In wie fern die Beiträge aus den landesherrlichen SBanfonba iu 
Anfpruch genommen werden, if noch Folgendes beſonders zu beob⸗ 
achten: 

19) der F. 6. ad 1. bemerkte Anſchlag muß in dieſem Falle, wenn der 
aus öffentlichen Fonds erfolgende Juſchuß die Summe von 50 Rthlr. 
hoͤchſtens beträgt, von dem Krefsbaubedienten revibirt, wenn er 
dieſe Summe aber überſteigt, von demſelben angefertigt ſeyn. 

20) Die Kreisbaubedienten werden im Allgemeinen angewieſen, fid) 
der Nevifion und Veranſchlagung bei allen Königl. Patronats: Kir- 
chenbauten auf unmittelbares Auſuchen der Kirchenvorſtände auch 
ohne ſpecielle Aufträge von hier zu unterziehen, da die Ertheilung 
der letztern mit einem unnöthigen Zeitaufwande verknüpft ijt, und 
dadurch die Einleitung des Gefchäfts zu fruͤh aus dem Wirkungs⸗ 
kreiſe der Kirchenvorſtande gebracht werden würde, die Kreisbaube⸗ 
dienten bleiben genau an die für das Veranſchlagungsgeſchäfte bes 
ſtehenden techniſchen und andern Vorſchriften gewieſen. Insbeſon⸗ 
dere wird ihnen zur Pflicht gemacht: 4 

E Jedem in Vorſchlag gebrachten Bau muß mit Zuziehung der 
Kirchenvorſtäͤnde eine genaue Beſichtigung des baulichen Ob⸗ 
jects nach feiner dermaligen Befchaffenheit, dem Bedürfniſſe 
feiner Wieberherſtellung, der Art und Weiſe wie dieſelbe zu 
bewirken, um den Erforderniſſen der Solidität mit Dauerhaf⸗ 
tigkeit, des Anftandes und der Vermeidung uͤberſluͤſſigen Auf⸗ 
waudes Genäge zu thun, vorangehen. 

Namentlich ijt das Augenmerk auf die Beſchaffenheit des 
Bodens in Betreff der Fundamentirung, fo wie auf alle aus 
dere Bedingungen von Einfluß zu richten, und über ben Bes 

fund gemeinſchaftlich mit dem Vorſtande eine Verhandlung aufs 
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zunehmen und ſolche mit ihnen zu unterſchreiben. V 

1, Müffen in dem Anſchlage diejenigen Materialien, die aus 
dem herzustellenden Gebäude ſelbſt entnommen werden können, 
feſtgeſtellet, und fo fern fie fid) wiederum zu dem Bau wet 
wenden lafen, bei dem Materialien⸗ Quanto, ſofern dieſes 
aber nicht der Fall ift, nach ihrem abzuſchätzenden Werthe be 
dem Hauptgeldquanto in Abzug gebracht werden. 

ui. Erſteres ift auch in Betreff berjenigen Materialien zu beob⸗ 
achten) die ſonſt im Beſitz der Kirche find. 

IV. Die Holzmaterialien werden allemal, die andern Baumaterias 
lien, namentlich Steine, Ziegel, Kalk aber im Marienwerder 
ſchen Kreiſe beſonders ausgeworfen und in eine Hauptpoſttion 
in den Anschlag eingetragen. 2 

Die gemeinen Dienſte werden ebenmüfig beſonders feto” 
ſtellt und zufammen gerechnet. 

v. Da für bie hiefige Leitung der Banangelegenheiten eine zwie⸗ 
fache Ausfertigung des Anſchlages erfordert wird, woraus eine 
bedeutende Belaͤſtigung der Baubedienten erwächſt, fo find die 
ſelben befugt, bei der Extradition der Anſchlage an den Kits 
chenvorſtand, den Betrag der Schreibe⸗ fo wie der geichenge⸗ 
bühren nach gewöhnlicher Taxe, Reiſegebühren aber nur in 
ſofern auszahlen zu laffen, als fie keine Reiſeentſchädigungs⸗ 
gelder aus landesherrlichen Fonds beziehen. x 

Sollten bie Baubedienten auf eine höhere als bie bezeich⸗ 
nete Vergütung Anſpruch machen zu können glauben; fo ijt s 
ihre Sache, ſolche Forderung bei der Regierung näher zu 
rechtfertigen, und deren Verfügung abzuwarten. 

21) In Betreff des aus landesherrlichen Forſten zu verabfolgenden 
Holzes muß der Anſchlag von dem betreffenden nächſten orſt⸗ In? 
ſpector in Betreff der Vorräthigkeit des erforderlichen Materkals 
beſcheinigt, und ihm zu dem Ende von dem Kirchenvorſtande Vor 
gelegt werden. 0 

Die Forſt⸗Inſpectoren find verpflichtet, fid) dieſer Beſcheinigung 

ohne Rückhalt und ohne Verzug zu unterziehen, da der Regierung 
die Prüfung der innern Verpflichtung vorbehalten bleibt. 2 

22) Auf den Grund dieſer Veranſchlagung, welche der Regierung, mit 
allen dazu gehörigen Zeichnungen und dem Baufonds⸗ Protokoll in 
beiden Exemplarien einzureichen find, laßt fid) der Betrag der aus 
bem Patronatsfonds zu bewilligenden Zuſchüſſe beſtimmen, indem 
nämlich von dem veranſchlagten Quanto 

1) alles, was die Kirchencaſſe ſelbſt herzugeben vermag, 

2) was durch beſondere Stiftungen gedeckt ift, à 

3) der etwanige Betrag ber Feuerverſicherungsgelder in Abzug ge⸗ 
bracht, und der Neft nach hergebrachten oder gefeslichen Bere 
bältniffen zwifchen den Patronatsfonds und der Gemeinde ver; 
theilt wird ; ies 

23) In wie fern Umftände eintreten, vermöge welcher das gefestith® 
Quantum nicht zureicht, um den Bau in Gang zu beingen, at 
den die Gründe dafür beſtimmt und überzeugend auseinander Offi 
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auch durch die Befcheinigung der Vorſtaͤnde erweislich gemacht, das 
mit das in dem dazu geeigneten Fall Erforderliche wegen einer Lan⸗ 
descollecte J. 750 A. L. R. Th. II. Tit. XI. in Zeiten eingeleitet 
werden kann. i 

24) Nach dieſen Datis wird der Beitrag des Fiscus von der Regie⸗ 
rung der Summe und den einzelnen Terminen nach feftgefeót, und 
das Erforderliche zur Kenntniß des Kirchenrorſtandes gebracht 
werden. x 

In letzterer Beziehung gilt als Regel für bie Auszahlung des ens 
fen Drittels der Zuſchüſſe, daß das Fundament gelegt und die 
tüchtige Ausführung deſſelben, fo wie die Verwendung probehaltiger 
Materialen durch ein Atteſt des Kreisbaubedienten dargethan wird. 

Das zweite Drittel wird gezahlt, wenn das Gebäude gerichtet ift, 
unter Beibringung einer ähnlichen Beſcheinigung des Baubedieuten. 

Der dritte Termin, wenn nicht nur das Gebäude vollendet und 
die Tüchtigkeit deſſelben durch ein Atteſt des Landbaumeſſters nach 
gewiefen, ſondern auch wenn zugleich bie Baurechnung ſelbſt abge⸗ 
legt, eingereicht, und der Betrag der etwanigen Erſparungen wegen 
des dem Fiscus daran zu gute gehenden Antheils konſtatiet ift. 

Bei bloßen Neparaturbauten wird die erſte Hälfte aus dem Pre 
tronat- Zuſchußfonds gezahlt, wenn die Herbeiſchaffung fAmmtlicher 
Materialien in tüchtiger Qualität nachgewieſen wird. 

Die andere Hälfte nach Vollführung des Baues und Ablegung 
der Rechnung. Ir E 

25) Im übrigen macht die Bewilligung eines Zuſchuſſes aus dem lan⸗ 
des herrlichen Patronatsfonds keine Abänderung in der Einleitung 
des Baues ſelbſt, ſondern das, was 9. ll seq. beſtimmt worden, 
findet auch hier Anwendung. 

26) Indeſſen erfordert die Form des Caſſengeſchaͤfts, daß Bauten in 
der Regel in dem Etatsjahr, in welchem fie begonnen, auch aube 
geführt werden, weshalb die Regierung unter allen Umſtänden bes 
fugt ift, im Wege der Execution verſchleppte Bauten auf Rechnung 
des Vorſtandes in Entreprife auszuthun. kex 2 

27) Eine Erhohung der Zuſchüſſe über den veranſchlagten Werth kam 
unter keiner Bedingung bewilligt werden, und ijt auch um fo mes 
niger erforderlich, als der Kirchenvorſtaud bei der Anfertigung des 
Auſchlages felbft concurriret, und es alfo in feiner Gewalt Lieget, 
etwanige irrthümliche Vorausetzungen, die fidh einſchleichen könnten, 
zu redreſſiren, oder nach p. 23 die Berechtigung zu einer Collect 
nachzuſuchen. B 

Marienwerder, ben 15. Januar 1818. 


Koͤnigl. Preuß. Regierung. 
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1 Nr. 171. à 
Die Lehenseigenſchaft der Scharftichtereien betreffend. 


Den Königlichen Oberlandesgericht von Litthauen wird im Verfolge 
der Verfügung vom 10. Juli c. der, auf deffen Bericht vom 8. Mel 
1816 erforderte, nunmehr eingekommene Bericht des Oberlandesgerichts 
zu Königsberg vom 11. d. M., betreffend die Frage: 3 
ob die in bem Provinzen Oſcpreußen und Litthauen zu Magdebergle 
ſchen und beider Kinder Rechten verliehenen Scharfrichtereien der 
Sberaufſicht und Lehnsgerichtsbarkeit der Oberlandesgerichte zu un“ 
terwerfen ? 
in beiliegender Aöſchrift nebft den Anlagen, wie fie eingekommen find 
mit dem Beifligen zugefertigt, daß der Juſtizminiſter der Meinung D 
Sberlandesgerichts zu Königsberg beitritt, ë 
Berlin, den 24. Auguſt 1818. 
Der Juftigminifter 
r gez. Kircheiſen. 
An das Königl. Oberlandesgericht von fittfauen 
y zu Inſterburg. 


b. 

Auf Ew. Ercellenz verehrliche Aufforderung vom 8. Junius 1816 
und 10. Juli c. darüber gutachtlich zu berichten: í 

ob die in ben Provinzen Oſtpreußen und Litthauen zu Magdeburgi- 

ſchen und beider Kinder Rechten verliehenen Scharfrichtereien der 

Oberaufſicht und Lehnsgerichtäbarkeit der Oberlandesgerichte zu UN? 

terwerfen find? 
überreichen Wie zuvbrderſt zwei erhaltene Perleihungsurkunden resp. über 
die im Oſtpreußiſchen Departement dem Scharfrichter Müller unterm 20, 
Nov. 1799 und im Litthaulſchen Departement dem Scharfrichter Hempel 
unterm 27. Aug. 1800 ertheilten Verleihungen und zeigen pflſchtmuͤßig 
an, daß nach den vo, der hieſigen Königl. Regierung eingeholten Nach⸗ 
richten in dem unter der ſpeciellen Aufſicht bed Landhofmeiſters vor 
Auerswald ſtehenden Archiv, keine Acten wegen Lehnsbehandlung der 
Scharfrichtereien vorhanden, auch keine Spur fid) findet, daß ſolche vor 
das ehemalige Etatsminiſterlum gehört habe. Nach den Privilegiis ente 
richten die Scharfrichter einen ihrer Nugung angemeſſenen Kanon, Tee 
pis bei Befundenes Sieeméfrung der Nusung erhöht werden Eann; NE 
inb darin außer der Ortsobrigkeit, in ihren übrigen Verhältniſſen EP 
ner andern Behörde, als der Kriegs⸗ und Domainenkammer (e&t N 
gierung) und dem mit derſelben vereinigten Forſtdepartement unkergeerd. 
net, und wenn gleich die Erneuerung des Privilegi bei Beränderängee 
des Landesherrn gder des Beliehenen nachgeſucht werden muß, und timo 
Benennungen aus dem Lehnrechte in ben Privilegis mit aufgenomme 
worden, fo glauben- wir dennoch nicht, daß die Berhältuiſſe dieler u 
Nuniefer zu dem Fisco und ihren Familiengliedern nach kehmechred de 
erklären ſeyn werden, vielmehr daß es hierbei hauptſächlich nur auf 
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Polizeiaufſicht in Abſicht der Qualification ded Subjects als Werkver⸗ 
digen und des zu beobachtenden Verfuhrens bei der Ausübung dieſes 

Gewerbes ankommt, welche Aufſicht nach der Forſtordnung vom 3. Dec, 

ia At, XIII. den Sberforſtmeiſtern der Provinz befonders beige» 
t if 


Wir ſtellen daher anheim: 
in Abſicht der Aufſicht auf die Scharfrichterelen es bei der bisherigen 
Veufaſſung hochgefölligſt zu belafen. 
Königsberg, den 11. Yuguft 181. 
: Das Oberlandesgericht von Oſtpreußen. 


: Nr. 172. 3 
Publicandum, die Verordnungen des Papſtes betreffend. 


85. Königl. Minifterfo der geiſtlichen, unterrichts⸗ und Medicinalan⸗ 
gelegenheiten find mittelſt Verfügung vom 31. v. M. folgende Beſtim⸗ 
mungen in Anſehung des von den katholiſchen Glaubensgenoſſen in geiſt⸗ 
ichen Angelegenheiten an den päpſtlichen Stuhl zu nehmenden Recurſes 
erlaſſen worden: : 

1) Alle dem paͤbſtlichen Stuhle verfaſſungsmäͤßig vorzutragenden Gos 
ſuchen geiſtlichen Inhalts, die nicht von den biſchöflichen Behörden 
ſelbſt ausgehen, ſind zuerſt dem Herrn Biſchofe oder Herrn General⸗ 
Vicar vorzulegen, damit deren Zuläffigkeit in geiſtlicher Hinfiche 
vorläufig geprüft und über die Wahrheit der angeführten Beweg⸗ 
gründe ein bündiges Zeugniß in kanoniſcher Form ausgefertigt werde. 

3) Die Herren Biſchoͤfe oder Herren General ⸗ Vicarien überſenden 
alsdann die dergeſtalt beglaubigten Geſuche dem Ober⸗Präſidio zur 
weitern Beförderung. Nur in dringenden Ehedispens⸗Angelegenhei⸗ 
ten ift ihıfen verſtattet, fih unmittelbar an das oben erwähnte 
Königliche Miniſterlum zu wenden. 5 

3) Geſuche, deren Gegenſtand Gewiſſensangelegenheiten find, und 
welche an die Poenitentiaria Romana gerichtet werden, dürfen in 
bergebrachter kauoniſcher Form unmittelbar dieſer päpſtlichen Voes 
börde zugefertigt werden, und die von dort ergehenden Reſolutio⸗ 
nen werden der Staatsbehörde nicht vorgelegt; hingegen müffen 

4) im Anſehung aller andern, den äußerlichen Gottesdienſt, die geiſt⸗ 
lichen Kemter oder ſonſtigen geiſlichen Angelegenheiten betreffenden 

+ Päpftlichen Verfuͤgungen, fie mögen in Form eines Breve, oder pis 
ner Bulle, oder eines Decrets, gleichviel von welcher paͤpſtlichen 
Behörde ausgegangen ſeyn, vor ihrer Vollziehung dem Ober⸗Prä⸗ 

dio der Provinz vorgelegt werden, es wäre denn, daß fie bereits 
mit der Genehmigung des erwähnten Königl. Miniſterii verſehen, 
den geifttichen Behörden zugefertigt worden wären. 
" Gemäßheit der Eingangs erwähnten Minifteriol= Verfügung wers 
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den diefe Beſtimmungen für die katholiſchen Glaubensgenoſſen in der 
Provinz hiemit zur allgemeinen Kenntniß gebracht. 
Danzig, den 18. September 1818. 
Koͤnigl. Oberprͤͤſtdent von Weſtpreußen. 


Nr. 173. 


Publicandum betreſſend die Reiſekoſten der Superintendenten 
bei Provinzial-Synoden. 1 


Des Könige Majeſtät haben auf den Vortrag des Miniſterii ber golfe 
lichen, Untekrichts⸗ und Medieinal⸗Angelegenheiten mittelſt Cabinetsor⸗ 
dre vom 9. b, v. M. zu beſtimmen geruht, daß die Koſten für die Neiz 
fen der Superintendenten zu den der Unordnung gemäß zu haltenden 
Provinzial⸗Synoden nach den durch das Reglement vom 28. Februar 
1816 beſtimmten Sätzen aus bem, in den Regierungs- Haupteaſſen⸗Etats 
auégemotfenen Diäten» und Fuhrkoſtenfonds beftritten werden follen. 

Dies wird den Intereſſenten und fämmtlichen Behörden hiermit zur 
Nachricht und Achtung bekannt gemacht. 

Marienwerder, den 5. Januar 1819. 

Königlich Preußiſche Regierung. 


Nr. 173. b. 
In Strandungsſachen. 
a. Reſcript. 


Vin Gottes Gnaden Friedrich Wilhelm, König von Preußen ac, Uns 
fern gnábigen Gruß zuvor! Veſte, hochgelahrte Näthe, liebe Getreue! 
Der Fall mit einem bei der Inſel Juiſt in Sſtfriesland geſtrandeten 
Schiffe, de Hoope genannt, hat Veranlaſſung gegeben, daß Wir Alera 
hoͤchſt ſeloſt mittelſt Cabinetsordre vom 28. v. M. zu befehlen geruhet, wie 
künftig in allen und jeden Strandungsfällen Ihe nie einfeitig, ſondern 
gemeinſchaftlich an den Staatsminiſter Grafen von Alvensleben und an 
Unfer Generaldirectorium, zu des erſtern und letztern gemeinſchaftlicher 
Deciſton berichten follet, Auch haben Wir Allerhchſt felbft zugleich feige 
fest, daß geſtrandete Schiffe und Güter nur dann, wenn fie bei länger 
rer Aufbewahrung dem Verderben ausgeſetzt find, oder wenn ſämmtliche 
Intereſſenten es ausdrücklich verlangen, ſofort zu verkaufen, außer die⸗ 
fen ien aber jederzeit mit dem Verkauf bis auf gemeinſchaftliche Ber 
fehle von dem Etatsminiſter Grafen von Alvensleben und Unferm Gent 
raldirectoris Anftand genommen werden foll, und find Euch übrigens in 
Gnaden gewogen. Gegeben Berlin den 1. Juli 1802. ut 
r Auf Sr. fnigl, Majeſtäͤt allergnädigſten Special: Befehl. 
Schulenburg. Alventzleben. Hardenberg. Struenſee. 
Au die Weſtpreußiſche Regierung und Kammer. Wegen 
des kuͤuftigen Geſchaͤftsganges in Strandfaͤllen. 
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Auf den Bericht des Königlichen Oberlandesgerichts vom 23. Februar o., 
betreffend den Antrag des Gommerg» und Adiniralitäts- Collegii zu Danzig 
in Strandſachen die Beſtimmungen des Reſcripts vom 1. Juli 1802 
nicht ferner zur Anwendung kommen zu laſſen, 
haben die unterzeichneten Staatsminiſter der Fuſtiz und der auswärtigen An 
gelegenheiten, da jenes Reſcript auf eine Könfgl. Gabinetsordre vom 23, Dat 
1802 gegründet ift, Seiner Majeftåt dem Könige über die Sache Vortrag 
k wat und dahin angetragen, Allerhöchſe diejenigen Falle zu beſtimmen, 
welchen bei jetzt veränderten Umſtänden künftig in Strandungsſachen die 
Theilnahme des Minjſterii der auswärtigen Angelegenheiten ftatt finden 
Wi Dies ift durch die Alerhöchſte Gabinetsordre vom 26. Mai c. geſche⸗ 
den, welche dem Königlichen Oberlandesgerichte zu Nachricht und Achtung 
Wb um das Commerz und Admiralitäts⸗ Collegium zu Danzig darauf zu 
icuiven, in beiliegender Abſchrift mitgetheilt wird. 1 x 
Berlin, den 4. Juni 1819. 
Kircheiſen, Bernsdorf. 
Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten. 
" Juſtizminiſterium. 
Phi das Königl. Oberlandesgericht van Weſt⸗ 
preußen zu Marienwerder. 
b. Reſeript. 

Ich will auf Ihren gemeinſchaftlichen Bericht vom 7. d. M. die 
Pus ) bie Gabinetsordre vom 23. Mat 1802 geordnete Theilnahme des 
Ari mM Angelegenheiten an ben Strandungsfachen auf 

eiden Fälle; : 

S wenn die Provinzialbehoͤrden über bie Zuläſſigkeit einer aus dem 

i ee zu entnehmenden ſtrandrechtlichen Quote zweifelhaft 

ind, und 

) wenn die geſtrandeten Gegenſtände aus fremden Fürſten⸗ und 
Staatsgut beſtehen, oder einer an meinem Hofe accreditirten diplo⸗ 
Ó matiſchen Perſon eigenthümlich 2 
"tmt einſchraͤnken und Ihnen demgemäß das Weitere Überlaffen. 
p Berlin den 26. Mai 1819, „Friedrich Wilhelm. 
u die Staatsminister von Kircheiſen und Grafen von Bernſtorff. 


Nr. 174. 


liber die Suspenſion der drei erſten Titel im zweiten 
Theile des Allgem. Landrechts. 


D a. Bericht. 


ie ungewißheit: 

ob in der Provinz Weſtpreußen bie Suspension der drei erſten Tie 
tel des zweiten Theile des Algem. Preuß. Landrechts, als juris 
Sommunis subsidiarii, noch jetzt fortdauere, oder ſchon feit dem 1. 
Wai 1796 und 1797 aufgehört Habe? p 

fpreuf. Prov.⸗Recht. Bd. II. 43 
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giebt Veranlaſſung, Euer Ercellenz unſern Zweifel daruͤber zur hohen 
Entſcheidung ganz gehorfamft vorzutragen. In dem Patente zum Allg. 
Preußiſchen Landrechte 5. IV. wurde die Friſt zur Sammlung und zur 
Verbeſſerung der Provinzialgeſetze bis zum 1. Juni 1796 verlängert un! 
zugleich im 8. VII. a. a. O. beſtimmt: 
daß bis zu dem angegebenen Zeitpunkte die Anwendung der Bors 
ſchriften des Ulgem. Preuß, Landrechts in den drei ersten Sin 
des 2. Thells als gemeinen ſubſidiariſchen Rechts ausgeſetzt bleiben 
ſollte, infofern in diefen Borſchriften des Algem. Preuß. Landreth 
Abweichungen von den bis dahin unstreitig recipirt geweſenen und kla⸗ 
ren Geſetzen des römischen oder gemeinen Sachſeurechts enthalten ind. 

Bekanntlich iſt bis zu dieſem Augenblick ein Provinzialgeſesbuch für 
die Provinz Westpreußen noch nicht gu Stande gebracht worden, und es 
entſtehet daher zunächſt die Frage: 

ob die in dem g. VII. und bezieh ungsweiſe g. IV. des Patents gU 
Allgem. Preuß. Landrecht geftnttete get zur Vortragüng Der Be 
denllichteiten gegen die Einführung ber drei erften Titel des zwei⸗ 
ten heils des Algem. Preuß, Sandrechts, als eines juris comme, 
. nis suhsidiarii, bergeftalt präcluſtviſch war, daß nach dem Ablaufe 
dieſer Friſt auch die erwähnten Titel unbedingt als jus commune 
subsidiarium eintraten? 

und diefe Frage ift bereits bejahend beantwortet worden, denn nad 
dem am 17. Mai 1796 von der damaligen Regierung von Weſtpreußen 
darauf angetragen worden war: $ 

die Stift zur Einreichung des Prosingialgefsgbucjes, fo wie die Suë” 

enfion der drei ersten Titel des zweiten Theil des Allgem. Preuß. 
indrechts zu verlängern, 7 5 

fo wurde diefe Frit zwar bis zum 1. Juni 1797 bewiliget, zugleich 
aber auch von dem damaligen Juſtizminiſterio in dem Rese. vom 30. 
Juli 1796 feſtgeſetzt, 

daß, wenn die verlängerte Bit abermals fruchtlos verſreichen fell, 

wenigstens deren Cußpenften unfehlbar aufhören, und das allgem 

Landrecht die Kraft und bie Wirkfamkeit eines juris communis ab“ ^ 

sidiari auch in Weſtpreußen durchgehend& erhalten müuͤſſe. 

Die Abſicht, die Wirkfamkeit der drei erſten Eitel des zweiten Theil 
des Allgem, Landrechts als juris communis subsidiarii, in Weſtpreußen 
noch vor Emanirung des Prorinztalgeſesbuchs eintreten zu laſſen, wels 
gleichmäßig in dem Reſcript vom 24. Sept. 1796 ausgesprochen, und En 
Stine: Gpecialfae über die Anwendbarteit einer in bem bri erfln Bie 
keln des delten eie bes Allg. Preuß, tariredyte enthaltenen erden 
au über Die Fortdauer ber Suöpenfton Diefer drei Titel Bmeifel entftanbor 
waren, verfügte das damalige Suftigminifterium am 18. Februar 1 
an die Weſtpreußiſche Regierung: y 

die ſtändiſchen Deputirten der Proving Weſepreußen zu vernehmen 
ob fie gegen die Vorſchriften der drei Titel des zweiten Shen 
des Allgem. Preuß, Landrechts, fo weit ſie die Stelle eines a 

communis subsidioril vertreten, etwas zu erinnern haben, ober i 

frieden find, daß die Suspension nunmehr aufgehoben, mithin ate 

diefen drei Titeln die gefezliche Kraft eines gemeinen ſubſid 
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ſchen Rechts in der Provinz Weſtpreußen beigelegt werde, derge⸗ 
ſtalt, daß danach in allen Fällen, wo keine eigentlichen Provinzial⸗ 
geſetz und Statuten vorhanden, geurtheilt und erkanüt werden folle. 

In Folge dieſes Befehls wurde auch am 28. Februar 1797 an die 
ſtändiſchen Deputirten dieſer Provinz die angeordneten Aufforderungen 
mit bem Beifügen erlaſſen, daß die fid) nicht Erklärenden für einwilli⸗ 
gend in die Aufhebung ber Suspenſion erachtet werden wurden. 

Und das Grgebnif dieſer Maaßregel war: 

daß die Deputirten des Bromberger, Stargardter, Conitzer, Miche⸗ 
lauer und Dieſchauer Kreiſes ausdrücklich in die Aufhebung der 
Sus penſion willigten, und daß bie Deputirten des Kulmer, Mas 
rienburger und des Lauenburger Kreiſes dieſer Einwilligung — we- 
gen ihrer nicht abgegebenen Erklarung — für beitretend zu erachten 
waren. 

Nur allein von ben Deputirten des Deutſch⸗Croneſchen Kreifes wur- 
den einige Erinnerungen gegen mehrere Vorſchriften der oft erwähnten 
drei Titel aufgeſtellt, und diefe Erinnerungen ſowohl als bie Bemer⸗ 
kungen der damaligen Weſtpreußiſchen Stegictung über denſelben Gegen⸗ 
fand wurden mittel Berichts vom 22. April 1797 dem Zuftizminijterio 
überreicht und unter bem 17. November 1793, jedoch nad) dem Antrage 
der Geſetzcommiſſion mit dem Beifügen remittitt: 

von dieſen Bemerkungen und Erinnerungen bei der Ausarbeitung 
des Probinzialgeſetzbuches Gebrauch zu machen. 

Eine Beſtimmung aber: 

„ ob inzwiſchen die drei erſten Titel des zweiten Theils des Allgem. 
Landrechts als jus commune subsidiarium gelten; 


oder : 
ob bis zur Zuſtandebringung des Provinzialgeſetzbuches die bis bi 
hin unſtreitig recipirt geweſenen, klaren und geradehin entgegen⸗ 
ſtehenden Geſetze des cömiſchen und gemeinen Sachſenrechts den 
. jener drei Titel derogiren ſollten? 
erging nicht. 
: ie glanben jedoch, daß das letztere um fo weniger beabſichtigt wor⸗ 
en ift, als 
1) ds Einführung ber erwähnten Drei Titel als jus commune spbsi- 
ium, ganz unabhängig ijf von Der Zuſtandebringung eines Pros 
vinzialgeſetbuches, bei deffen Anfertigung man immerhin, wenn 
auch ſchon die drei Titel als gemeineg fubfidiarifches Recht 
guns auf die gemachte Erinnerung und Bedenken wird ruͤckſichti⸗ 
gen können, als ^ 
2) der Abſicht: die erwähnten Drei Titel der Stelle eines gemeinen 
ſubſidiariſchen Rechts in Weſtpreußen ſpaͤteſtens mit dem 1. Juni 
38 und ſelbſt noch vor Emanirung des Provinzial⸗Geſetzbüches 
einnehmen zu loffen, theils in dem Patente zum Allgem. Preuß. 
Landrechte, theils in dem Reſeripten vom 30. Juli 1796 und 24. 
Sept. 1796 ausdruͤcklich erklart worden ift; als 
3) In Pommern und Schlefien die Suspenſion jener drei Titel eben- 
falls vor Zuſtandebrſngung eines Provinzjalgeſesbuches aufgehört 
hat, und als 
43* 
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4) ſowohl die Erinnerungen der ſtärdiſchen Deutſch⸗ Groneſchen De 
putirten, als der damaligen Weſtpreußiſchen Regierung nicht etwa 
die Beibehaltung von Beſtimmungen zum Gegenſtande hatten, die 

das römiſche oder gemeine Sachſenrecht anders entſcheidet, als fol- 
ches in den mehr erwähnten drei Titeln der Fall ig, da fid) jene 
Erinnerungen und Bemerkungen vielmehr darauf beſchränken, deute 
lichere Faſfung, Erläuterungen oder auch wohl abändernde Beſtim⸗ 
mungen, jedoch nicht gerade ſolche, die etwa auf einem bis dahin 
unſtreitig recipfrt geweſenen und klaren Geſetze des roͤmiſchen oder 
gemeinen Sachſenrechts beruhet hätten, in Vorſchlag zu bringen. 
Da man alfo BER " 

5) annehmen kann, daß die ſtändiſchen Deputirten der Provinz 
Weſtpreußen mit der Aufhebung der Suöpenfion der drei Titel des 
zweiten Theils des Allgem. Landrechts einverſtanden Find. 

In den mit der Provinz Weſtpreußen wieder vereinigten Culm⸗ 
und Michelauſchen Kreiſen hat die Suspenſion des dritten Titels 
auch bereits unzweifelhaft aufgehoͤret. 

(Vergl. $. 2. des Patents vom 9. Novbr. 1816.) 

und Unferes Dafürhaltens ift auch daraus ein Grund zu entnehmen: 

durch ausdrückliche und allgemeine Aufhebung der Suspenſton der 
drei erſten Titel des zweiten Theils des Allgem. Preuß. Landrechts 
in der Provinz Weſtpreußen, der Ungewißheit über die Fortdauer 
dieſer Suspenſion und der daraus bervorgehenden Unſicherheit der 
Rechte und des Eigenthums ein Ende zu machen. 
Marienwerder, den 29. Decbr. 1818. 

Das Königliche Oberlandesgericht von Weſtpreußen. 


b. Schreiben des Juſtizminiſters an den Großkanzler v. Beyine. 


Das Hberlandesgericht zu Marienwerder hat mittelſt Berichts vom 29. 
Decbr. v. J. den ich Ew. Grcellen; im Originale mitzutheilen mir die Ehre 
gebe, auf die Aufhebung der in Weſtpreußen noch beſtehenden Suspenſion der 
drei erſten Titel des zweiten Theils des Allgem. Landrechts angetragen 
und der ihm darauf unterm 29. Januar c. gewordenen vorläufigen Auf⸗ 
lage mittelft des zweiten, abſchriftlich beiliegenden Berichts vom 12. 
Februar c. genügt. Da die Ausarbeitung der Provinzialgeſesbücher 
zum Wirkungökreiſe Ew. reellen; Miniſterit gehört und mit dieſem 
auch für Weſtpreußen noch rücjtandigen Provinzialgeſetzbuche die Frage 
wegen der obgedachten Suspenſton in einiger Verbindung ſtehet, fo ſohe 
ich mich veranlaßt, darüber mit Ew. Excellenz unter Eröffnung meiner 
Anſicht in Communication zu kreten. In Pommern und Schleſten ift 
zwar resp, im Jahr 1795 und 1804 die Suöpenfion durch ein bloßes 
Miniſterial⸗Reſeript zurück genommen worden, und damals pat foldes 
auch wohl gefehehen können. Nach der gegenwärtigen Verfaffung aber 
wird foldes ohne ein förwliches Geſes nicht erfolgen können, und dies 
wird wiederum die Einholung des Gutachtens des Staatsraths mothe 
wendig machen. Es entftehet daher bie Frage, ob hierzu die Sahe 9° 
aug vorbereitet iff? und diefe Frage ſcheint mir bis jegt noch vereint 
werden zu müſſen. Bekanntlich ift die Suspenfion erfolgt, weil ‚Seh 
tens der Provinzialſtände fBeforgniffe geäußert waren, dazu die in jenen 
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drei Titeln enthaltenen Grundfäge der Succeſſton von denen des bishe⸗ 
rigen ſubſidiariſchen Rechts zu febr abweichen, als daß fie ohne Weite⸗ 
res ſofort deren Stelle vertreten könnten. Deshalb ift auch den weft- 
preußiſchen Ständen nachgelaſſen, ihre Bedenken bei Gelegenheit der 
Conferenzen über das Provinzlalrecht vorzutragen. Zum Theil haben fie 
fih damit präcludiren laffen, wie ſolches das Oberlandesgericht in feiz 
nem erſten Bericht angeführt hat, zum Theil ihre Erinnerungen einge⸗ 
reicht, welche hier beiliegen, Dieſe Erinnerungen find nun zwar von 
keiner Bedeutung, vielmehr erkennen die Stände darin bie Vorzüglichkeit 
der in dem Landrecht angenommenen Grundfäge im Allgemeinen an; es wird 
aber doch auf jeden Fall Seitens des ‚Provinzial ⸗Landescollegii eine 
fpecielle Beleuchtung und Erörterung jedes einzelnen Moniti und beſon⸗ 
ders eine Darſtellun, e eee Allgem Landrechts in den Grund⸗ 
fügen der drei erſten Titel des zweiten Sheila von dem bisherigen ſubſidiariſchen 
meinen Rechte nothwendig werden, da fonft der Staatsrath ſich zu 
einem abzugebenden Gutachten nicht genug vorbereitet finden würde. 
Hierin werden Ew. Excellenz Hoffentlich meiner Meinung beipflichten. Es 
entſteht aber alsdann die zweite Frage, ob es dieſer Mühe und Meit- 
Uäuftigkeit lohnt, um den Zweck, d. h. die Zurücknahme der Suczpenſton, 
b. erreichen? Wenn man ade daß die qu. drei Titel nur in den 
len ſuspendirt find, wo fie das gerade Gegentheil eines klaren und 
unſtreitig recipirt geweſenen fremden Rechts enthalten, in allen andern 
Sällen aber zur Anwendung gebracht werden müſſen; o läßt fih wohl 
nicht in Abrede ftellen, daß felten Faͤlle vorkommen, wo jene Suspeu⸗ 
fion eintritt, indem die eigentlichen Provinzialgeſetze gewöhnlich zureicheg 
und diefe dem Allgem. Landrecht doch immer vorgezogen werden mifen, 
die Suspenfion mag beſtehen bleiben oder zurückgenommen werden. Die 
Hauptſache Bleibt daher wohl immer die Ausarbeitung des Provinzial⸗ 
geſetzbuches, indem bei deffen Erſcheinung jeder Zweifel von andern ſub⸗ 
ſidiariſchen Rechten neben dem Allgemeinen Landrechte von ſelbſt weg- 
fallen muß, und aus dieſem Geſichtspunct hat auch die ehemalige Ge⸗ 
Te&commiffion die Sache im Jahre 1798 angeſehen. Ich bin daher der 
Meinung, daß die Suspenſion vor der Hand noch fortdauern kann, er⸗ 
ſuche indeſſen Ew. Ercellenz als Miniſter fúr die Reviſton der Geſetzge⸗ 
bung ganz ergebenft, mir ihr Sentiment hierüber gefälligft mitzutheilen, 
um das Sberlandesgericht auf feinen Antrag beſcheiden zu können. 
Berlin, den 10. Mat 1819. v. Kircheiſen. 
An den töniglichen wirklichen geheimen Staateminiſter 
Herrn v. Beyme Excellenz. 
e. Antwort des Großkanzlers von Beyme. 
Em. Ercellenz habe ich die Ehre, die mir mit dem gefälligen 
Schreiben dom 10. b. M. mitgetheilten dre Originalbeilagen mit dem 
erten zurückzuſenden, wie ich völlig damit einverſtanden bin, daß 
die Suspenſlon der drei erftem Titel des zweiten Theils des Allgem. 
Landrechts bis zur bevorſtehenden Nevifion der Geſetzgebung auch in ber 
Provinz Weſtpreußen fortdauern muß. Da das Provinzialrecht für 
eſtpreußen nach der Anzeige des Oberlandesgerichtd zu Marienwerder 
ſchon im Jahre 1806 ausgearbeitet geweſen iſt, fo finde ich mich ver⸗ 
anlaßt, Ew. Excellenz zu erſuchen, daſſelbe einzufordern, (o wie auch 
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bie übrigen Landes- Zuftizcolegien zur Ginfewbung ihrer Arbeiten über 
die Provinzialgeſetze anzuweiſen und mir demnächſt biefelben nebſt den 
über diefe Gegenſtaͤnde dei Dero Ministerium befindlichen übrigen Berz 
handlungen mitzutheilen, indem dieſelben bei der Revfſion der Geſetzge⸗ 
bung benutzt werden muͤſſen. 

Berlin, den 24. Mai 1819. von Beyme. 
An den königlichen geheimen Staatsminiſter Herrn 

von Kircheiſen Excellenz. 
d. Reſcript. 

Auf den Bericht des königl. Oberlandesgerichts von Weſtpreußen vom 
29. December v. F., betreffend die in Antrag gebrachte Aufhebung der Sus⸗ 
penſion der drei erſten Titel des zweiten Theiles des Allgemeinen Land- 
rechts, hat der Juſtizminiſter das abſchriftlich anliegende Schreiben an den 
Herrn Stagtsminiſter von Beyme unterm 10, Mat d. J. erlaſſen. Un⸗ 
ter gleichmäßfger abſchriftlicher Mittheilung der Antwort des gedachten 
Herrn Miniſters vom 24. Mai d. J. wird dem koͤniglichen Oberlandes⸗ 
gerichte auf den obangezogenen Bericht zum Beſcheid eröffnet, daß die 
Suspenſſon der drei erſten Eitel des zweiten Theiles des Allgemeinen 
Landrechts in der Provinz Weſtpreußen mnt fortdauernd anzuſehen ift- 

Bei dieſer Veranlaſſung wird dem könfglichen Oberlandesgericht 
aufgegeben, die dort über die Ausarbeitung des Provinzialrechts verhau⸗ 
delten Aeren vollſtändig einzuſenden, zu welchem Ende bem Gollegio die 
mit dem Berichte vom 10. Februar c. eingereichten Actenſtücke anliegend 
remittirt werden. 

Berlin, den 28. Juli 1819. Der Juſtizminiſter Kircheiſen. 
Au das Königliche Oberlandesgericht zu Marienwerder. 


Nr. 175, 
Die Ausführung des mit Rußland geſchloſſenen Handels 
Tractats betreffend. 


Su königliche Miniftevium für den Handel faf unterm 24, v. M- 
beftimmt, daß fämmtliche Puncte des Artikels L. des mit Rußland ge 
ſchloſſenen Handele - Tractat, Gefegfammlung pag. 166 beim Beginnen 
der Schifffahrt im nächſten Jahre überall zur Ausführung kommen foU 
len, und dabei feftgefeét, daß £ 
1) hinſichtlich der Stadt Danzig jedes Stromfahrzeug und jede f 
traft zwei Thaler zur Kåmmerei » Gaffe (wovon bie SBinnenfab! 
weise den Zug» umb Sabebrüdfen unterhalten werden zahlen „. 
2) binfichtlich der Stadt Elbing aber der unten abgedruckte Tarif VOR 
den Schleuſen⸗ und Dammgeldern für die durch die Scheuen 
und Bäume des Krapfohlcanals und der Krapfohlſchleuſe paſſten ger 
Gefäße, Kühne und Helztraften in Anwendung tommen, dagegen abet 
außer Diefen Geldern Peine weitere Abgabe von der Strome Seiiſlahne 
fo wenig in Danzig als in Elbing ſtatt finden foll, en 
Hierdurch zur Nachricht und Achtung für das handelnde Puola 
bekannt machen. 
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Zarif 


von den Schleuſen⸗ und Dammgeldern, welche von den durch die Schleu⸗ 
fen und Bäume des Krapfohlcanals und der Krapfohlſchleuſe nach Elbing 
paſſſrenden Gefäßen, Kͤͤhnen und Holztraften zu entrichten find- 


T 


d 


N. 


Ein Gefäß von 41 bis 30 Lat. 5 = 
dis 31 40 J — 
dito „ 2055780  . E 
dito „ 16ů 20 . 42 "S 
dito e Qa. 2 
ei Wm e "3. 6 pr 
ne t, groß und klein 2 se 
Balten und Bauholz, ſowohl von Ginfels Außerdem 
8 2 Sgr. für 


miſchen als Fremden, pro Stuck 
Wenge, 18 Fuß iia ee 
i ice x 2 


dito 1 ER 
Ein Gefäß mit Aepfeln und Zwiebeln 


T {ed Manne 
Ein Freifahrer von 1 grotem Befit RE 


Außerdem 
1 Sgr. für 
jed Mann 


> 


di 


s^ dito = 1 kleinen dito 
Ein Angel- Kahn 
Ein Gefäß oder Traft mit Pflaumen . 
Eine halbe Kraft.. 
Ein Gefäß mit Toͤpfn 4 
* dito kleineres 
Außerdem werden noch zu Gunſten ber Hafenbau⸗Gaſſe von jeder 
Pat? Sgr. 6 Pf. in dem Falle erhoben, daß das Gefäß von Elbing 
nach Pillau oder Königsberg durch den Krapfohl⸗Canal kommt, geht 
ſolches aber durch den Gangl directe nach Königsberg, ohne Elbing zu 
berühren, fo wird von jeder Saft das Duplum des erſten Satzes, mit⸗ 
bin 15 Sgr. erhoben, Leere Gefäße find von der Abgabe gänzlich frei. 


Danzig, den 1. November 1819. É 
Königl. Preußiſche Regierung. 


SS eee e 


ae 
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Nr. 176 a. 
Synodalbeſchluß der Culmer Dideefe- s 


mno Domini millesimo octingentesimo decimo- nono, die vero vigesin 
Quarta Novembris, Nos-infra scripti, praesentibus Perillustribas A. 
Decanis Foraneis: Lauenburgensi; Pucensi, Mirachoriensi, Neoburg 
ft Dirschaviensi, caeteris autem justas noncomparitionis suae ratio 
in literis ad Nos missis proponentibus, invocato. 8, Spiritus auxilio, 5 
Wentie, disciplinara Ecclesiasticam in Dioecesi Pomerana et pr 

viam in Regno Borussiae conceruentia, in Sessione Consistori 
Sitaera decrevimus, 
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Allocutio. 

Exploratum omnibus Vobis Perillustres admodum Reyerendi Decani 
satis esse arbitror, ad verum spectare Pastorem, omne studium diri 
gendo gregi suo impendere, nunqnam docendi tum verbo tum exemplo 
laborem intermittere, ut gregem Domini duloi foveat alimonia, et vir- 
tutis officia omuibus capessenda proponat, : 

Hujus sanc rei attenta considerutio, me; divina miseratione, 39 
sollicitudinem. Ecclesiasticae gubernutiouis adscitum, impellit, pervigi- 
lem, concreditae mibi Dipeceseos, curam habere dilipentemque custodiant 

Postquam libellum ab Excellentissimo Ministerio negotiis spirituali- 
bus, eduóationi ae rei medicae praefecto, mihi transmissum, in quo pro- 
spectus legis de Scholis publicis in patria nostra proponitur, Vobis» 
qui hodie, qua universi Cleri Dioecesani Hepraesentantes ad danda Ve- 
stra hac in re consilia, specialiter convocati estis, perlegeram, had 
utens oocasione, ad illa quae disciplinam Ecclesiasticam in suo candor? 
servandam concernunt, me convertens, Statutum Dioscesanum Vobi 
communicare non practermitto, . 

Ecce liberum Sanctae Religionis exercitium, Ecclesias Nostras ac 
beneficia, sub tutela Clementissimi Patris Patriae Regis ac Domini no- 
stri Serenissimi posita, juribusque Regni stabilita cernimus, Personae 
quogud - Ecclesiasticae nosmetipsi singularia Regiminis justissimi experi- 
mur benignitatis documenta, 

Quaenam igitur pro talibus tantisque „beneficiis in Nos collatis $ë 
renissimo regimini praestare nos oporteat gratitudinis obsequia? 

Reddentes quae Dei sunt Deo, reddamus Regi quae regis sant, Er- 
cellamus inconcussa fidelitate qua subditi, obedientes simus potestatibus 
a Deo constitutis, patriam charitate prosequamur, et in nostro Sacer- 
dotali statu, Officia dune nobis incumbunt saucte exequentes, bono 
communi ac publico, integre serviamus, 

Propter olfieinm dari beneficium novimus, Et quid, quaeso Curatus? 
sollicitudinis, diligentiae; laboris, vigilantiae caraeque nomen est, Verum- 
fatendum nobis cnm divo Gregorio; officium quidem sacerdotale 
mus, sed opus officii non implemus, r 

Sed egono solus hodie pro domo Dei zelabo? Quis etenim Specu- 
latorum fratres dilectissimi, praesumat solus sufficere, cum spiritum 
Moysis septuaginta senioribus populi, qui oneri ferendo adessent, Per- 
titum legamus? 5 

Adeste Commilitones! Vos offleie insigniti Decanorum, Vestra 
mihi communicate consilia, ut unanimiter pro gloria Dei laboremus. , 

Nam siut pastorale munus publicum est, non privatum, sic et Wr 


communicare intendo. 97 75 

Referatis illa Condeeamalibus Vestris et ut Dioecesana Constitutio 
executioni demandetur, studiose ac sollicite invigildte, A 
‘ Ubi pro Deo, Religione ac Ecclesia rem agimus, obsecro Vo! 
Domino Jesu, quatenus nulli parcentes labori, ministerium Vestri 
impleatis, ac ordinem et disoiplinam in Dioecesi conservetis. 
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O si nunc omnem Dioeceseos Clerum alloqui possem, verbis certe 
S. Petri Apostoli alloquerer illum:  pascite, qui in vobis est gregem 
Dei non concte sed spontanee, secundum Deum, meque turpis lucri 
gratia, sed voluntarie, — neque ut dominantes in cleris, sed forma 
lacti gregis ex animo, Ipse autem Deus pacis, sanctificet vos per omnia, 
ut integer spiritus vester et anima et corpus, sine quaérela, in ade. 
ventu Domini nostri Jesu Christi servetur, 


In Nomine Domini 
Capat: J. 
De publica diebus festivis devotione, 
Offoio Sacerdotali suscepto, ad curas Ecclesiastiens pervenimus, et 
Pastores fidelium: elfecti, pascere eos verbo et exemplo obligumur, in- 
Vigilantes illis quasi rationem reddituri, 

Ecclesie nostrae sunt loca sacrificii, domus adorationis et oratio- 

„ fidei ao morum. paedagium, x 

Domum itaque Dei decet sanctitudo, cultus, ac reverentia, Qua- 
les in Ecclesia esse desideramus laicos, imprimis nosmetipsi simus, pii 
scilicet gc devoti. 

Nec decet, nec cónvenit, Presbyterum sacra celebraturum, Eccle- 
Siam intrare non vestitum veste Clericali, et habitu statui Sacerdotali 
congruo, 

Sacerdos in Ecclesia ministrum agit Christi, doctorem veritatis et 
Virtutis, mysteriorum quoqne Dei dispeusatorem, IIlius devotione ao 
modestia, alii ad pietatis excitantur officia. 

Non est tolerandus, qui in quibusdam Paroeciis irrepsefat abusus, 
quod seilicet populus rudis praesertim ac simplex, antequam Missa de- 

retur, Ecclesiam cirenmstare, in Cxometrio circumambulare, ac con- 
Eregationibus institutis loco praeparetionis ad divina audienda, profa- 
Jas tractare confabülationes consuevit. Tales exhortaudi sunt, ut dato 
Cempanarum siguo, Ecclesiam intrent, ibique ante Missam. devote ali- 
quid canant. E 

luvatur omnimodo. Parochianorum devotioni pio cantu, lingua vul 
Bari ab universo coetu ordinate instituto. Et cum jpse nonnanquam 
nou intelligat Organarius, quae canit, quomodo populus. ejus cantu. excita 

t ad devotionem? - Missa solemnis, cum ea, quam sanctitas tánti 
erigit Sacrifici, pietate, attentione, gravitate celebretur. Per Goncio- 
nes, in quibus notitia hujus Sacrosancti myste: ejusque Caerimonia- 
Tum significatio, exponitur, populus ad satisfaciendum salubriter, prae- 
lepto Ecclesiae, €rebro admoneatur; Conciones captui Auditorum acco— 
Modatae sint, explicetur Evangelium, doceatur fides et mores; exemplis 


"torum Patrum peragaut sollicite Cnrati munus Praedicatorum, 
o 


b 


Plura 
e his in Epistola cuilibet, Decanatui specialiter data, c pro universa 
lioecesi brevi danda. 

Absoluta Concioue, reeitatisque articnlis fidei, clare ac distincto 
m universo coetu Orationem universalem recitandam esse, non consi- 
lium est, sed praeceptum, Si quis exemplari ejusmodi Orationis curuo- 
Tit, mediante Decanali officio, Consistorium Generale adeat illam opa- 

nem accepturus. 
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Mos ille; in quibusdam. vigens Ecclesiis, quod-Evangelium duntaxat 
absque ulla explanatione aliquando praelegatur, omnino: eliminandus este 
Qualibet die publicae devotioni dicata, officium est Parochi, populum 
ad virtutem sectandam, per Concionem exhortari, \Contrafucientes per 
Perill, AR. Decanos serio monendi aut Officio Nostro deferendi sunt; 

Campaüula petitionalis, tempore Concionis me:cirumferatur, sed 
aut tempore Credo ante Concionem, aut immediate post Concionemy 
vel etiam circa finem Missae post Communionem. Sacerdotis. 

Processiones compositae sint oportet, graves et modestae, Abesse 
debent ludi profani, immodicus-tympanarum pulsatarum strepitus, ri- 
sus, joei, confubulationes dt his similia, t 

Horis pomeridianis juxta antiquam - observantiam; vespertina cele- 
bretur-devotio, Exhortetur ad eandem Pastor, verbo et exemplo, die- 
bus videlicet Dominicis et festivis, post meridiem Catecheses habeantur, 
quibus finitis; "cantentur psalmi aut Litaniae de SSo nomine Jesu, aut 
aliae Orationes, pro circumstantiis locorum et numero. congregatorum, 


Caput II. 
De Sacramentorum administratione, 

Sacerdos, ac praesertim Parochus, qua dispensator mysteriorum. 
Dei, die ac nocte sanis et aegris Sacramenta administrare obligati 
et ideirco quovis tempore in statu puritatis atque sobrietatis ad Sanctua- 
rium accedere, et sancta sancté tractare debet, ne illia Deo dicatur 
signa novi; Sacramentum approbo, gratiam largior, — tù vero labiis 
€t corde pollutus quis es? 

Nosse idcirco oportet atque accuratissime exequi illay quae a Theo- 
logis et Canonistis snper his praecipiuntur, Omnes praeterea situs ac 
formae; quas omittere aut immutare nefas est, servandi, atque ad men~ 
iem S, Synodi Tridentinae, ` virtus et usus Sucramenti, signiicatioqua 
Caerimoniarum, ex Sanctorum Patrum et Catechismi Tridentini doctrina; 
iubi commode fieri. poterit, et praesertim, circa ipsos actus. ministeriales; 
per breves exhortationes dilipenter populo explicanda. Quaecunque Ad- 
ministrationi: Sacramentorum inserviunt vasa et süppellex, honeste as 
decenter praeparata in statu mundo conserventur, A 

Claves- Ciborii in securo et secreto loco, sub imniediata Parochi 
custodia reponantur, Certe, cum, Sacerdotem extrinsecus, mundo super” 
pelliceo et stola indutum viderit Populus, facile intelliget non valga- 
rem sed coelestem rem agi cum Sacramenta tractantur, 

Non solum pura mente, sed hilari etiam ac prompto animo, null? 
interposita mora ad Sacra ministranda accedamus, Infirmis praesertiU? 
ac decumbentibus maxima cum promptitudiue sacourrendum, 7 

Monendi sunt saepius intra annum Parochiauf, ut infantes tempe" 
stive baptisari curemt, ne aliquis moriatur non suscepto tanto Sacr? 
mento. Obstetrices ctiam, in villis praesertim instruendae, quatenus ^ 
casu necessitatis: baptismum rite ‚administrare sciant, Spectat item a 
Officiam Pastoris, praemonere parentes, pauperiores praecipue, ne M- 
fantes ob periculum sulfocationis et suppressionis ad lectum secum geg 
piant, sed cos separatim cubare faciant, 
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„Confessiones non diebus: indulgentiarum duntaxat, sed quolibet dis 
festivo, quando confiteri. exoptant Parochiani, excipieudae, Sacra Gom- 
Munio post Communionemi Sacerdotis, tempore Missae solemnis, misi 
Aliter suadeat major populi concursus, ant debilitas. personarum; regu- 
lariter administranda, isi 

Hostiae cansecratae, hieme singulis 24, aestate vero 14 dicbus aw 
woventur, renovationisque tabula in Sacristia consulto appensa sit, 

Circa Matrimonii benedictionem praecipua servanda cantela et cir- 
Cumspectio, Nose oportet impedimenta tui Canonica tum civilia, ut 
Änenndis tum {illicite tum invalide Connubiis praecludatur ocoásio. | Et 
Thoniam populus, nisi in his a Pastore suo instruatur, ignorantia labo— 
Tabit, ad officium itaque Parochi pertinet, dé Sacramento Matrimonii 
docteinam suis Parochianis prudenter et sufficienter propouere, Liber 

*lrices, non libellus, qui vento rapitnr, alius ad Baptisatos, ad Co- 
Pulatos alius, uti et ad Mortuos inscribeudos-alius habeatur, et duidem 
Pro Ecclesia: Parochiali seorsivus, pro filiali etim. 

Inscriptiones in libris Metrices tabellaríco modo fint, 

Ut antem horum librorum plenior sit fides, et adversus fraudes 
Allübeatur cautela, omnes eorum paginae numeris jusiguiantur, et no- 
mina in iis descripta, continuata numerorum serie, 4 principio ujus- 
fübqué anni, usque ad finem, in margine caleulentur et subscriptione 
„Parochi in fine anni, fides eorum atteststur. 

Presbyteri vagi et ignoti, legitimis testimonialibus destituti 
Tünistranda mon aliter admittantur, nisi Consistori Nostri iu scriptis 
linbuerint facultatern et Authorisationem, 

Caput III. 
De prima parvulorum. Communione, 

Singulafis praerequiritur sollicitudo Pastoris, ut parvuli prima vità 
"Acrosanota Eucharistia. cibandi, opportune sint praeparati, quatenus 

gne ad tantum accendentes mysterium nutrimentum spiritualis vitae in 
Baptismo receptae, ob illios propagationem obtincant et consequantur, 

Iofautes igitur autequah ad primam Communionem admittantnr, 
"ülleant rudimenta fidei, doctrinaque ille quae in libris catecheticis tra— 

tur, probe sint imbuti, Eapropter spatio unius anni andire te- 
nentur Gatechisationes, 

Quodsi ob rationes aliquas. judicaverit. Parochus, . quosdam ab. hac 
Wiversali regula eximendos esse, consilium Decani Foranei requirat, 

. Praemonendi sunt tempestive parentes, neminem in futurum ad 
Primam Communionem admittendum fore, nisi legere calluerit, Jum- 
due anno 1820 non prius admittantur ad 8, Communionem illi infari= 
ts, qui legero nesciunt, nisi accepto Decani Foranei consilio, - | 

Ut etiam ratione aetatis certa ac determinata constituatur regula, 
Prudenti judicio Parochi relinquitur, in quanam aetate ad sacram 

9nfessionei infantes admittere censuerit, Prima vero com- 

"nio administretur infantibus decimum quartum aetatis suae 
Annum agentibus, Ea quippe aetate cursum scholarem juxta legos 
Togu absolyunt, cadem ipsa aetate maturi etiam suut judicandi ad Sa- 
“an Communionem sumendam. i 
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Per se antem intelligitur, in articulo mortis constitutos infantes, li- 
cetsi 14: aetatis annum nondum attigerint, communione muniendos esse. 
Si vero tonvaluerint, confessiones quidem absolvant, sed S. Communio- 
nem nonnisi in sprafata aetate constituti, solemmiter percipiant, Anno 
tamen 1820 in casu necessitatis vel utilitatis, supcr aetate prima vice 
W s dispensatio. a Perill, AR. Decanis Foraneis expostu* 
Janda, 

Eorum: qui digni jadicabuntur, prima vice Sanctissimam sumet? 
BEucharistiim, nomiua et cognomina, aetas ac sufficiens eruditio, i" 
libro ad-haec specialiter: destinato notetur, 

His observatis, ipsa Sacrae Communionis administratio, congrue 
fiat cum solemmitate, Tempus ad haec maxime accommodatum videtar 
esse dies aliqua infra Octavam Corporis Christi, et tum etiam, Proces- 
sicui assistant, infautés sacra Communione rehciendi, bini et bini ince- 
dentes, Dies et hora actus: huius notiliretur populo promulgatione © 
Suggestu facta, Tum celebretur Sacrum solemne cantatum, tempore cu- 
jus ad aedificationem. populi et parvulorum accomodatus cantus lingua 
vulgari instituatur, orationesque ante et post Communionem clara voc? 
legaotur,. Tandem post Communionem Sacerdotis, devote accedentibus 
parvulis, Sacra distribuatur Communio, Exhortatione pastorali conclu- 
datur ista Solemnitas, 

Qui primam perceperant Communionem, saltem sex vicibus intr 
sequentem annum confiteri, et rursus spatio unius anni Catechisation? 
adesse obligati sunto, 

"Visitationis Decanalis temporo, iidem. prima vice Communicantés 
orm Decano loci compareant, ut is de opportuna eorum pracparatione 
notitiam capiens, in protocollo Visitationis nomina eorum describat. 

Prima denique Communio, infanübus a proprio eorum Parocho ad- 
ministretur, aut si aliter exoptarent illorum parentes, tunc iidem infan- 
tes, in aliena Ecclesia Saoram Communionem percopturi, testimonio 
idoneitutis a Parocho communiendi sunt. 

Caput IV. 
De Coemeteriis, 

Cum Coemeteria loca siut sacra et benedicta, necesse est nt es 
circumcirca muris vel ligneis saepimentis occlndaütur ne jumentis acc" , 
sus pateat, Optandum: ut in quovis Coemeterio Crux erecta existat- Ț 

Non teneantur ibi nundinaé, fora, mercatus. Elvemosynam mendi 
tates, praesertim tempore indulgentiarum, non in Coemeteriis moren- 
tur, sed im porticu Beclesiue vel in aditu ad valvas maneant, Circun 
circa Ecclesiam adsit planities ad peragendas -processiones eaque tamu- 
lis ne improvide pessumdetar, : 

Ossa delüctorum sicnbi exhümentur, prófundius. humanda mon i 
Ossuärlis reponenda. Ipsa Ossuaria ubi ossibus referta fuerint pürg” 
ossaque solemniter sepeliaütur, 

Cum jam plurima in Dioecesi Coemeteria arboribus planta! 
matá existant; exoptandum est, ut exemplum isthoc alise secu! 


is ador^ 
tae Be 
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et ordinatim fodiantur, non vero, fossore per totum Coemeterium. va- 
kante, et hrevi temporis spatio inordinata efossione totum occnpante 
Coemeterium, quod servato ordino plures im aunos usibus valuisset, 

= Vere pauperibus, gratis ex officio locus Sepulturae conce- 
latur, 


Caput V. 
„Do taxa Jurium Stolae, 

Juxta. Apostolum: qui altari deserviunt de altari participant 1. Cor. 
9,18. lia et Dominus ordinavit iis qui Evangelidm annuntiant, de 
Tvangelio vivere. Ego autem nullo horum usus sum, testatur de semet- 
idee Apostolus. Unde edoccmur, obventiones seu accidentia ut vocant, 
Occasione funeralium, tum etiam circa matrimoniorum celebrationes, 

asque functiones Parochiales, praestari solita, juste quidem Parochos 
pereipere, ast ne in his arbitrariae requisitioni locus detur, gravami- 
Jaque ex purte Parochianorum eseitentur, habemus jam pridem confe- 
ctam normam ac regulam circa haec procedendi, Taxam scilicet ju- 
Tium stolae ab Officio Generali Pomeraniensi, cum consilio Decanorum 
Anno 1810 constitutam; anno autem 1817 de dato Marienwerder- ab 

lustrissimo Regio Regimine confirmatam, tam iterato die 17. Februarii 
1818 anno ab lllustrissimo etiam Regio Regimine Gedanensi ratibabi- 

» quousque alia non assignabitur, ^ 

Hane dum praesentibus ad notitiam,nniversi Cleri Dioccesani de- 
ducimus, yon est voluntatis Nostrae, quemquam adstringere, nt onmino 
Jasta hanc taxam jura percipiat, cum quibusdam in locis parochianorum 
"iseriue ge paupertatis habita ratione taxae huic satisfieri nequaquam 
Possit, sed ad id obligamus omues servandum: in locis ubi Parochiani 

"erint in statu solutionis, snpra hanc taxam nil quidquam exequen- 
m' et non plus quam ipsa praescribitr, requirendum, 

Verumtamen fiduciam habemus; prudentia. Vestra negotium isthoc 

Moderandum ae charitate Christigna regendum fore, 


Taxa Jurium Stolae, 


8. 1. IL Percepta Ecclesiae. [Imperial | Gross 
Circa Sepulturam pro terra ab adultos , s. V — [so 
= - a juvene qui nondum confessus, .. | — | 15 
Pro vexillo magno UE = 21 
FFF er prse ET 
MEC e ER a a CiU v RR — 6 
Pro feretro panno in eodem et Turai — 12 
Pro qualibet candela circa 8S, Sacrificium Missae . . — 6 
Pro qualibet lampade eee — 3 
Pro qualibet lampade. circa ofücium divinum v, _ 6 
Pro Cataphalca tam in pagis quam oppidis. . . . 1 — 
Pro pulsando a qualibet campana, pro uno pulsa 
Ab PAR. eon oo * i. 9 


uno pulsu cum omnibus campanis in oppidis . . 
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Ij, Rectores Ecclesiarum eorumque 
Servitores concermens, 
Pro terra ab adult 
pro terra a juvene qui nondum confessus , 
pro processione a Coemeterio im pagis . . . . 
in oppidis , , . 
pro processione a demo sen Crace in pagis et ubi 
Coónieterium extra Dagu mmm 
pro processione a Coemeterio in oppidis ı . , 
pro processione a domo sen cruce in pagis et ubi 
Coemeterium extra pagum soo 
in oppidis , 
Pro Conduetu majori in pagis. . . . s). n 
bame m dn eppdi l0. 
pro Conductu minori in pagis , s . . o 
in oppidis ^, . . 7. 
pro Cataphalco tam in pagis quam oppidis . 
pro decantatione Missio in pags . . . + 
Pro lectione missae tam in pagis quam oppidis 
pro decantatione Missae im oppidis ^. . . . 
pro decandando officio, divino ‚a quolibet nocturno 
quilibet Sacerdos in pagis et oppidis . 
Organarius vel alius servitor, © s © + 


pro Couione » . Eee 

pro exhortatione e 
9. 2. Circa Baptismum, 

A mobilibus bona possidentibus, civibus, majoribus 
et arendatoribus bonorum 

s Scultetis et incolis villari: 

ab aliis Parocbiadis =, s: 
$ 3. Circa Matrimonium. 

Pro bannis, a mobilibus bona possidentibus, civi- 
bus majoribus et arendatoribus bonorum . , . 

a Senltetis, incolis yillarijs et civibus minoribus . 

a Ometonibus seu aliis Parochi 

pro assistentia circa matrimonium contrahendum a 
Nobilibus, bona possidentibus, civibus majoribus 
et arendatoribus bonorum « s = - « soso» 


ab aliis Parochiauis s . 
pro assistentia eirca Matrimonium a Ümetonibus et 
re un 


pro decantatione Missae circa Matrimonium contra. 
hendum s . 4 5 0 . 4 9 oo or on ae 
pro introductione tam post partum Quam post Ma- 
trimonium a Nobilibus, bona possidentibus, ci- 
vibus majoribus et arendatoribus bonorum . . 
pro introductione ab aliis Paroehimis . . . . 


i « 
[Imperial | Gro*t 
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F. 4. ca-E&traordinaria, Imperial | Gross. 
"Pro Ghartulis puschalibus u dualibe ttt — 6 
pro estraditione Metricae et aliórum testimoniorum . — 18 
Pro estraditione testimonii de factis proclaminibus . — d 80 

i 
Caput VI. 


De Officio Decanali. 

Officium- Decanale quam utile et honorificum sit in Ecclesia Dei, 
vel inde colligitur, quod olim Chorepiscopi, dein Archipresbyteri et 
Presbyteralibus Olliciis eminentes nuncupentur, Decanorum in Synodis 

loecesanis praecipua habebatur ratio; atque veluti brachia et os Loci 

Ordinarii, atque Spoculatores in Dioesesi constituebantur, -Ut autem 

sur Decani Foranei, honoranda munia, eo facilius obire valeant, haec 

Praenotamus observanda, 

1) quisque Decanns librum habeat officii Decanalis, in eoque cujus- 
vis Decünatus sui Ecclesiae sive Parochialis sive filialis, nes non ^ 
cujuslibet Beneficii status, quam accuratissime sit conscriptus. 

2) In eodem libro actus Traditionum Beneliciorum et protdcolla an- 
nnalis Visitationis describantur, 4 

Formulare peragendae Visitationis Decanalis seorsive transmitte- 
tur suo tempore. 

3) Hocce in libro quodvis Circulare, e Consistorio pro Decamatu ac- 

-. ceptum connotetur, 

4) Testimonia super vita et moribus Cleri Decanalis, juxta normam 
etiam seorsive transmittendam, conficere, ad Officium Decauale 
spectare dignoscimns, - A 

5) Praeterea. cum Decani Foranei, dispositiones pro Decanatu acci- 
piant, easque executioni demandent; mediante illorum Officio Cle- 
Tus Condecaualis de emanatis dispositionibus in termino determi- 
nato ut certior reddatur opportunum est, 

6) Tatroductio Beneficiatorum, uti et conscriptio Taventarü circa Tra- 
ditionem ordi «d Officium. spectat Decanale, ad haec autem 
peragenda speciali Commissorio communiri consuctum ect. 

7) Si quis e Clero Decamali iphoneste vixerit, aut ebrietati frequen- 
ter indulserit, vel in administratione. Sacramentorum negligens tar- 
dusve fuerit; si quis officia divina, , Conciones praesertim et Ca- 
techeses neo per se, nec per legitime substitutum peragit aut ab Ec- 
clesia frequenter sese absentat, verbo; si quis non juxta statum et 
Vocationem Saccrdotalem mores suos componit aut officia Parochi 
negligenter ae oscitanter peragit, hnnc Decanus primo privatim 
fraterne commoneat; quodsi sese tales non emendaverit, tunc as- 
sumptis uno vel duobus Confratribus ejusdem correctioni cum omni 
Patientia et charitate adlaboret; quibus tandem incassum evaden- 
tibus, Consistorio. Nostro talem deferat, % 

8) In ijs vero ubi res mon patitur morum, conscientiam, cujusvis De- 
Cáni Foranei onepatuin esse volumus, ut quàm primum Nobis ejus- 
modi deferre teneatur, 

9) De vacantibus. quomodoconque. Ecclesiis Nos quantocius certiores 
Teddat, atque vigore officii sui, sit quisque Decanus Foranems, o 
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instanti, quo Ecclesiam vacare contigerit, ejusdem Commendarius 

matu, ad ulteriorem &nbsequendam dispositionem Nostram. 

10) Ad Hecollectiones quotanuis mense Octobri absolvendas, quisqu? 
Decanus Condecanales suos convocet, ipseque Exercitiis spirituuli t 
bus praesideat. Specialem ordinationem de modo acvordine absol- 
veudarnmi Recollectionum, sno etiam tempore, invocato S. Spiri- 
tus auxilio constituemus, + 

11) Optamus etiam, ut Perillustres Decani, suos admoneant Condeca- 
males, quatenus quisque intra limites suae Parochiae, cruces in viis 
publicis, Venerationi fidelium expositas, et collapsas sive defor- 
‚matas tolli curet, novis in illarum locum substitutis, pia Parochia- 
norum largitate, ` 

Capot VII, 
De vita et honestate Clericorum, | 

Sacri Canones, Consilia, Pontifieiaeque Constitutiones certas Officiorum 
vias et rationes Clericis praescripserant, quibus intelligant: so cum in sor- 
tem, Domini sint vocati non ad commoditates. sed ad labores et sollici- 
tudinem vocatos esse, atque illam morum honestatem ampleoti deberes 
quam sanctitas eorum status praerequirit, Ac imprimis cum ex habitu 
corporis externo pateat interior auimi compositio, ideirzo Clericos op 
portet ad hoc attendere, ut éxteriorem hominem debite componant, tam 
in loquendo, quam in caeteris actionibus, quatenus quisque sanctam in 
eis conspiciat agendi rationem, Haec autem morum compositio inter 
mundanae vitae homines eo magis est necessaria, quo facilius scandali- 
santur, quando vel parum Clerici ad libertatem extrinsccam declinant 
Et contra quando vident eos mature incedere, timorate conversari, in 
omai castitate et sobrietate, tunc plurimum. aediücantur ac veneranta" 
illos, 

Talaris igitur, ex integro Clericalis, nullis mundanis mutationibus 
deferatur vestis a Clero Dioeceseos, circa omne sacrum ministerium. 

Varietates illap ac distinctiones, . quibus Clericorum. vestitus unis? 
districtus a vestitu alterius in quibusdom distingui solebat, eliminen- 
tur, venerandaqne in his unilormitas servetur, 2 

Cum autem in publicum prodeundum est, sit quoque vestis 
congrua; et in reliquo praecepta S8. Canonum observanda, 

Et dum in Concilii Chalcedonensis Actione, decima, de vita trace” 
batur Clericali, paucis officia Sacerdotum expressetant Patres ejus SY- 
nodi; Rectae nimirum oportet esse fidei, qui füngitur Sacerdotio, esse ju 
totius luxuriae liberum, sed nec prodere pietatem maxime pecuniari 
causa, PA 
Ita sane, qui Magistri fidei, virtutisque doctori fungitur officiis 
non solum.docere debet, sed et facere qnae docet, ne 

Christus Dominus, sese continentiae, sicut et caeterarum virait 
exemplar proponit Sacerdotibus, atque mentes eorum puras et COTP^' 
casta esse vult, ut imaginem ejus, quam prae se ferunt, custodiant: 2 5 

Tamiliaritas cum mulieribus Sacerdoti non conrenit, et quamvis 
stitatem servaverit in miuliebri consortio, raro tamen bonum nomen, 


taliter conversando diu retineri poteat. 
` 


statui 


* 
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De vitanda suspecta conversatione ac familiaritate mulierum plari- 
Mi extant Canones et Constitutiones, eum certe in finem, ut Clericis 


"mper et ubique praesto sint leges, veluti excitamenta servandae con- 
entiae, 


Tabernas quoque publicas evitare jubentur Clerici, nisi eas peregre 
Profciscendo ingredi oporteat, et tam inibi quam domi et alibi a cra- 

Pula, ebrietatibus, omnique ludo a jure prohibito rixis et aliis quibus- 
Uungue excessibus, penitus abstinere. 

Neque choreis ac conviviis publicis vacandum me ob luxum et pe- 
tüląutiam nomen Ecclesiasticum male audiat, y 

Post carnis vitia, avaritiae etiam pellatur minima suspicio. Parit 
ila nummorum insatiabil scandala pronumque aliis 
Yitüs praebet adi Exinde proveniunt illieitae negotiationes, turpia 
"cra, et desideria multa nociva quae mergunt homines in interitum 
et perditionem. 

Cum antem non solum ipsi virtute excellere debeant Sacerdotes 
3td alios quoque potentes sint iustruere, idcirco otiositatem, onmium 
Malorum matrem fugiant, et cum summa diligentia lectioni dent ope- 
Tam et intelligentiae sacrarum literarum, 

Librorum itaque Ecclesiasticorum, ao praesertim eorum qui ad 
"eientias "Theologicas et Jas canonicum, horumque praeparatoria et sub- 
Sidi spectant, lectio, Clericis’ nunquam satis récommendari poterit. 

t pancis rem complectendo: sit vita Sacerdotis vere spiritualis sancta 
et honesta conversatio, 

Attende lectioni scripserat Apostolus Timotheo, exhortationi et 
trinae, Noli negligere gratiam quae est in te, Attende tibi et do- 
Tina, — insta in illis, "Haec enim fuciens, et teipsum salvum facies 
®t eos qui te audiunt. 1, Tim, 4, 18 — 16. 


3 Caput VIII. 
De conservatione bonorum Ecclesiae et Beneficii, 

Cum dotationes Beneficiorum in fundo potissimam immobili, certis- 
dus possessionibus consistant, oportet eos, qui Ecclesiis pracficiuntur, 
zompetenti sollicitudine et cautela, sibi commidsas dotationes servare 

mnes, 

Eam ob causam Parochi ad mon alienutionem, imo alienatorum pro 
Rosse recuperationem adstringuntur. In quibus ut cum omui securitate 
Procedutur, Parochi legale Juventarium, seu declarationem bonorum et 

lorum suarum Ecclesiarum confectam babeant, Literas originales, 
qi enis, redditibus, juribus et privilegiis Ecclesiarum et beneficiorum 
m enter in loco tato repenendas conservent; mujoris moment) doou- 
Ta etiam circa Acta Consistorialia iugrossari faciant. Circa quam- 
"t Ecclesiam, ad minimum duo conserventur. Vitrici Ecclesiae seu 
mee lores qui sciant et valeant, res Purochialis Ecclesiae gubernare, 
wien ie ejnsdem curare, et fabricae illius ut moris est intendere, Vi- 
ci una cum Parocho, Collegium Ecclesiae constituant. 
tenp woch eum Viticis omnia indumenta Ecclesiastica linea lavari ou- 
"t a0 is in auno: videlicet circa festum Paschatis et festo 
Weſtpreuß. Prov. Recht. Bd. II. 44 


oc: 
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8. Michaelis. Corporalia vero purificatoria et pelvis aquae baptismalis 
per ipsos Presbyteros in prima corum latione tractentur, 3 

Aedes porro Ecclesiae ac beneficiorum tam a Parocho quam a Vi- 
tricis in bono et decenti statu, juxta Constitutiones Canonum et lege” 
Regni conserventur. 

Et cum a Majoribus nostris sapienter ordinatum sit; nt Parochi e 

agricultura fundornm beneficiis annexorum, ea qua par sagacitate et in 
dustria, tum temporalibus suis mecessitatibus provideant, tum etiam ho- 
nestam habeant occupationem, omnino cavendum: ne per improvidas te- 
s agrorum elocationes beneficia damna aliqua patiantur. 
Qui igitur Parochus agros sui Beneficii in tenutam elocare cupie- 
zit, prius Conaistorium Nostrum adeat, consilium super his expetituruse 
Quando autem facultates Ecclesiasticas, per Contractum ad triennium 
valitarum obligare voluerit, hujusmodi Contractus a Nobis est express? 
ratihabendus et. confirmandu: 

Obviando etiam ne charitas, illaque fiducia, qua Parochum suum 
Parochiani prosequi tenentur, vel in minimis laedatur, exhortamuf 
omnes Curatos, ne proni sint, ad inenndos contractus, quibus ses? 
obligent, aedificia Ecclesiarum vel Beneficiorum sumptu publico restau- 
rare, aut noviter aedificare, Pum enim ad haec Parochigni sn 
etiam portiones contribuere tenentur, facile apud rudiores praesertim, sus” 
picio alicujus proprii commodi, erga Parochum licet innocentem, excitari 
poterit. Suademus idcirco, ut Contractus hujusmodi, absque praevio scil? 
et consensa Nostro mon incatis, promittentes insimul iis, quibus id 
expedire Nobis in Domino visum fuerit, Consensum ad hoc nan dent- 
gaturos, sed quinimo perpensis Circumstantiis, lubenti animo pracsti 


turos, f 


Caput IX, 
Y ‚De Scholis publicis, 2 

Cum non minori cura, parentes proles suas instituere quam nutrire 
debeant, aequum est Ecclesiam, liberos, quos Christo, per lavacrum 
generationis peperit,, omni disciplina ac salutaribus praeceptis erudire" 
Non fuit certe ab antiquissimis retro temporibns celebrata Synodus, P^ 
qua non conderentur canones de Scholis penes Ecclesias Parocbiale* 
erigendis ct consérvandis, 

Parochi constituebantur, qua primi Magisti juventutis, in iis dus 
Religionem concernunt, Parochorum praeéipuum in his hodiedum n°- 
dum laxatum sed imo sapientissimis Constitutionibus Regni confirmat 
est officium, Et certe Parochio verbo et opere praclucentibus mox "t 
gus praejudicia deponet, et proles suas erudiendas alacriter e 
Scholaram praeceptoribus. n 

Habendae sunt Conciones de officiis paréntum erga liberos, de I7 
cta infantium educatione,  Obsecrandi arguendique in ommi patientis 5 
doctrina Parentes, ut liberos omnino ad Scholas mittere non negligant 
Quando autem et quot vicibus intra annum ejusmodi Conciones Aube? 
dae suo tempore specialiter notificabitur, 155 

Jam vero ut superioritati tam Ecclesiatipaó, quam civili, constare POr- 
sit, de concionibus supra memoratis, — ut ju ipso anni sequentis edd 
dio, Dominicassciliiet prima post Epiphaniam, quae erit die 9. Janus 

i 
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1890 in omhibus Peclesiis Dioeceseos Pomeranae et in Borussia Cuja- 
viensis, de Scholis freqnentandiw, et specialiter de Officiis Parentum 
erge liberos, respectu illorum educationis Concio super Textum Bran- 
gelii S. Lucae cap. 2. v, 46 habentur, — ordinamus hodie et dis- 
ponimus, Quam dispositionem per specitles Literas mox expediendas, 
ad notitiam ommibus'et singulis Xcclesiaram Rectoribus deducemus, 

Txhortumur praeterea, ut quisque Parochus, Scholam ad Ecclesiam 
Parochiulem existentem, bis in qualibet hebdomada visitet, alias vero 
Scholas Gatholicas, intra limites Parochiae constitutas, ad minimum se- 
mel quovis mense ingrediatur, juventuti, in iis quae Religionem spe- 
tant, ad rem opportunas, suppeditando admonitiones et doctrinas, 

Utque juventus, non tantum in Schola, sed in Ecclesia quoque in 
divinis eradiatur, iterato, hoc etiam loco, in memofiam revocamus obli- 
gationem: ut practer consuetas, tempore antemeridianae devotionis ha- 
bendas Conciones, post meridiem singulis Dominicis diebus, non aolum 
tempore Adrentus et Quadragesimae, sed per annum integrum Gatechi- 
sationes habeantur, quibus intersint Scholares, tum ad Sacram Commu- 
nionem admissi tum admittendi, UN c 

Caput X, 
De Contractibus Organariorum, 

Obviando multis, iisque aliquando levissimis quaerbmoniis, quas 
Organarli erga suos Parochon ad Consistorium Generale deferre con- 
sueverunt, arbitramur: certam ac determinatam, circa assumendos ejus- 
modi Bervitores Ecclesiae constituendam esse observantiam, 

1) Quisque igitur ab anuo 1820 ad Servitium Ecclesiae assumendus 
Organarius Contraetam in scriptis obtineat, 

2) In codem Contractu tempus. ejusdem servitii, obligationes item si- 
cut et salarium, mec non a quo illud et quando percipiet oxpri- 
mantar, 

8) Ubi Organarius ab ipso solummodo Parocho süstentatur ab codem 
ctiam Contractum accipiat. si vero © Carbona Ecclesiae determi- 
natum percipit salarium, ant fundatione quapiám potitur, tum a 
Collegio Ecclesiae, id est n Parocho unacum Provisoribus vocandus 
est et per Contractum. obligandus, 

4) Si quis Organatium pro triennio conducere voluerit, sundemus ut 
circa haec Consilium a Decaue Loci capiat, 

5) Nulli Organario Jieitum esto absque Nostro scitu et consensu 
quidpiäm im fando Ecclesiae aut Beneficii sub quocunque praetextu 
aedificare, 

6) Organariis e servitio ob justas causas dimittendis concedenda est 
prius dimissio in scriptis, in termino ante expirium Contractus per 
leges constituto. E 

7) Tempore Visitationis Decanalis, Organarii Contractus suos exhi- 
beant Visitatori Decano, ut is de recta adimpletione obllgationum 
illorum. notitiam accipiat, 

8) Haec autem de Organariis dicuntur, qui non sunt Scholarum Prae- 
veptores, Si enim Organatins insimul Scholae Director fuerit, non 
est ab Officia amovendns, nisi prius causa Superioritati civili et 
Ecclesiasticae exponatur, illiusque Consensus accedat, 
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Suprascriptas definitiones; ordinationem ac dispositiones, omnes et 
singulas, matnriori consideratiöne praehabita, confirmandas et ratiha- 
bendas esse duximus, mti quidem Authoritate Nostra confirmamus et 
ratihabemus per Praesentes, nd observantiam et adimpletionem corum, 
omnes ct singulos Dioecesis Pomeranae et in Borussia Cujavionsis Pres- 
byteros eos autem praecipue qui in cura aüimarum)lnborant, adstringen- 
tes, et Conststoriis Nostris ut et Decanali Officio executionem omnium» 
quàm accuratissimam ‚demangantes. 

Volumus autem, ut Exemplar unum hujus dispositionis Nostrae, 
circa Acta Officii Consistorialis et Decanalis in suo Originali asservetars 
omnibus autem Ecclesiárum Rectoribus per 5 dierum spatium ad inspi- 
ciendum cómmunicetur. Praesentibus tamdiu valituris, donec visum fue- 
rit, iis ad quos de jure, in quibusdam aliquid immutare. 

A 


Vicarius Apostolicus, 
Repolkiewiez, 
Circulare via cursoris dirigendum per De- 
conatum Neoburgensem, 


Nr. 176. b. E 
Schreiben, geſtrandete Schiffögeräthe u. f. w. betreffend. 


^ Das königliche Oberlandesgericht zu Marienwerder iff mit Uns darin 
einverſtanden, daß hinſichtlich der Herausſchaffung von der Schifffahrt 
nachtheiligen Gegenſtänden aus der Rhede und dem Fahrwaſſer und der 
Ueberlaſſung derſelben an diejenigen, Perſonen, welche ſie mit ihrem Ge⸗ 
räthe herausgeſchafft haben, das Strand⸗Reglement vom 10. Novem- 
ber 1728 und namentlich deſſen Artikel 14. Capitel II., noch Anwendung 
finde, weil daſſelbe durch das Notificationspatent vom 28. September 
1772 in Weftpreufen geſetzliche Kraft erhalten hat und das Publican? 
dum vom 31. December 1801 nur Vorſchriften für wirkliche Strandungs⸗ 
fälle, fonft aber keine auf den vorliegenden Fall paſſende und dem oben 
erwähnten Strandreglement vom 10. November 1728 derogirende Be 
stimmungen enthält. Hiernach authoriſtren Wir das 2c. Polizei- Präſ 
dium, das Publicum durch die hieſigen Intelligenzblatter, fo wie durch 

Aushang an der Börfe, mit biefen Vorſchriften bekannt zu machen un 
dieſer Bekanntmachung zugleich folgende auf die Ausführung jener Ber 
ordnung Bezug habende Beſtimmungen beizufügen und ſelbſt zu beachten: 
4) es ſteht zwar einem Jeden frei, fih mit der gaben von 
Gegenſtänden, welche auf der Mhede unb im Fahrwaſſer verfuneen 
find, für eigene oder fremde Rechnung zu Gefdjüftigen, indeſſen 
darf dieſes doch mur nach vorheriger Anzeige bei dem Machthabene 

den Lootſen⸗Commandeur geſchehen. 

2) Die herausgeſchafften Gegenſtände find ebenfalls jederzeit n 

Machthabenden $ootfene Commandeur vorzuzeigen, und können de 

Finder mur daun ohne Weiteres überlaffen werben, wenn fie nA 
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b. 1. Sit. 9. &. 19 id 705 des Publicandi vom 31. December 
ſollen. 


[pies gang Gegenſtänden, find an das Gericht zu verweiſen. 


Nr. 177. B 
Wegen des Hypothekenweſens der Domainen ⸗Erbpachts⸗ 
Vorwerke. ! 


Duc die Verfügung des Herrn Juſtizminiſters vom 14. April d. J. 
i dem Königl. Iberlandesgerichte von Weſtpreußen die Führung ber 
Pypothekenbücher über bie in der Provinz von Weſtpreußen belegenen, 
in Erbpacht ausgethanen Domainenvorwerke beigelegt, jedoch demſelben 
überlaſfen worden, bei Domainenoorwecken, welche unter der Gerichts⸗ 
barkeit größerer Untergerichte belegen find, dieſen die Stegulirung des 
Hypothekenweſenz und die Führung des Hppothekenbuches zu delegiren, 
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auch eine Delegation an die Untergerichte zweiter Claſſe bei denjenigen 
Erbpachtsvorwerken zu verfügen, deren Flächeninhalt nicht vier Hufen 
Culmiſch Maaß beträgt. Dieſer Verordnung gemäß bat das Königl. 
Oberlandesgericht von Weſtpreußen deſchloſſen, den Laud⸗ und Stadtge⸗ 
richten zu Danzig, Thorn, Gulm , Graudenz, Straßburg und Löbau die 
Regulirung des Hypothekenweſens und die Führung des Hypothekenbu⸗ 
ches Über die innerhalb ihrer Gerichtsbezirke belegenen Domainen⸗Erb⸗ 
pachtsvorwerke zu delegiren, jedoch werden diefe Gerichte angewieſen, gang 
unfehlbar binnen drei Monaten uͤber die Regulivung des Hypothekenwe⸗ 
ſens der gedachten Grundſtücke zu berichten, und damit von drei zu drei 
Monaten fo lange fortzufahren, bis von ſämmtlichen Grundſtücken der 
gedachten Art das Hypohekeuweſen völlig, vegulirt ift, Berner hat das 
Königl. Oberlandesgericht von Weſtpreußen die ypotheken ⸗Beilage⸗Acten 
über die andern Domainen⸗Erbpachts⸗Borwerke von den Gerichten, wel? 
chen bisher die Bearbeitung des Hypothekenweſens pbgelegen, erfordert 
und wird, ſobald dasselbe die, Regulicung des Pppothekenweſens und die 
Führung. des Hppothekenbuches übernommen, den Beſitzer jedes Erb⸗ 
pachtsgrundſtäckes davon in Kenntniß fegen, um ſeine Anträge hier anz 
zubringen. N Y nid 
Marienwerder, den 16, Juni 1820. i 
t 4 Königl. Oberlandesgericht von Weſtpreußen. 


"es 


i : Nr. 178. 1 ; 
Wegen des Freien umherlaufens der Hunde in Dörfern 
And auf den Feldern.. J 


Y 59$ m" 1 So: y nÉ 
Diris ſchon vielfältig und namentlich im g. 10. des dritten Titelë 
und 6. 54 des vierten Titels der Forſtordnung für Weſtpreußen vom 8. 
October 1805, desgleichen im Edicte vom 20, Februar 1797 wegen des 
Tollwerdens der Hunde, im Edicte vom 10. Januar 1717 und in am^ 
dern Geſetzen und Publicatis verordnet ift, daß auf den Feldern, in den 
Dörfern, auf den Landſtraßen und Wildbahnen keine Hunde frei herum 
laufen dürfen, ſondern todtgeſchoſſen und die Eigenthümer derſelben noch 
anderweitig bestraft werden fallen, fo ift doch miffälig bemerkt, daß 
diefe Anordnung nenerlichſt nicht gehörig beachtet wird. Um dieſem Uns 
fuge Einhalt zu thun, machen wir die Landbewohner auf diefe früher 
ſchon erlaffenen Verordnungen wiederholentlich aufmerkſam, und fpecie 
auf die, nach welchen alle herumlaufenden Hunde ohne Ausnahme, mit 
einem Knittel, der 2 Fuß lang und 6 Soll in der Rundung ſtark if 
verſehen fem müffen, und wolfen die Laudausreiter, imgleichen DIE 
Forſtbedienten und die Genedarmes gemeffenft an, auf die Beachtung 
dieſer geſetzlichen Vorſchrlft zu vigtltren, und alle ohne Anüttel auf dem 
Lande frei herumlaufenden Hunde zu erſchießen und fid) dagegen von 
dem SBefitr des Hundes einen Solet Cchiefgeld durch die Dutsbehösde 
zahlen zu laſſen. Es verſteht fid) dabei, daß in den Dörfern und an 
den Hänfern das Schießen unterbleiben muß. 
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Da indeſſen die genaue Befolgung dieſer Vorſchrift auf ble Hirten⸗ 
und Schaͤfer⸗, desgleichen auf die Jagdhunde, fo lange fie im Gez 
brauch find, nicht Anwendung finden kann, fo ſetzen Wir noch feft, daß 
die Hunde der Hirten, Schäfer, Feldhüter und Jäger, fo lange wie fie 
ſolche in ihren Geſchaͤften und zur Beobachtung ihres Dienſtes bei (id) füh- 
ten, hievon ausgenommen find, und nicht mit einem Knüttel beläſtigt 
werden dürfen; babingegen aber dieſelben, ſobald wie fie ín dieſer Art 
nicht mehr gebraucht und ing Dorf zurückgenommen werden, entweder 
an die Kette gelegt, oder eingeſperrt, oder mit einem Suüttel von der 
vorhin bezeichneten Länge und Stärke verſehen werden mjfen. 

Wir fordern mun die Herren Landräthe, Intendantur⸗ und Domai- 
neubeamten und die Dominia hiedurch auf, den Dorfsſchulzen, Dorfsge⸗ 
ſchwornen und Dorfsälteſten es zur Pflicht zu machen, darauf zu ſehen, 
daß die in den Dörfern befindlichen Hunde bei Tage entweder an der. 
Kette gehalten, oder doch nie anderz als vorſchriftmäßig geknüttelt an⸗ 
getroffen werden, und mifen fie, ſobald fie in ihrem Dorfe einen une 
geknüttelten Hund gewahr werden, den Eigenthümer zu ermitteln ſuchen, 
ihn der vorgeſetzten Behörde anzeigen, und fol alsdann der Eigen⸗ 
tÜümer zur Erlegung des oben bezeichneten Schießgeldes, oder wenn der 
Hund nicht geſchoſſen worden iſt, zu einer Strafe von einem Thaler, 
Wovon die Halfte dem Denunckanten, die andere Hälfte aber der Dorfös 
Armenkaſſe aubeim fällt, angehalten werden. 

Sollten die Schulzen aber in Ausübung dieſer ihrer Pflicht fäumig bes 
funden werden, ſo haben ſie ſelbſt die Strafe der Erlegung des Schieß⸗ 
geldes zu erwarten. dm d 

Uebrigens wird noch hiemit ausdruͤcklich feſtgeſetzt, daß kein Gin- 
wohner des platten Landes, wenn derſelbe zur Stadt kommt, einen 
Fund anders als an der Feine in die Stadt mit bringen, fo wie auch 
in den Städten kein Fund frei herumlaufen darf, und werden die Poliz 
zelbehörden der Städte angewieſen, durch ihre Unterbedienten jeden, der 

Nergegen handelt, ermitteln zu laffen, damit er in Strafe genommen 
erden kaun. 

Danzig, den 28. Juli 1820. 
Königl. Regierung. Erſte Abtheilung. 


Nr. 179. 
Cabinetsbefehl wegen der Bauergüter in Weſtpreußen. 


~ 

d) genchmige Ihrem Antrage vom 11. v. M. gemäß, daß die Ver⸗ 
drdnung vom 27, Juli 1808 wegen Verleihung des Eigentums von den 
Grundſtücken der Immediat⸗Einſaßen in den Domainen von Oſtpreu⸗ 
ben, Bitthauen und Westpreußen mit den in Merfolg derſelben ergange⸗ 
den Beftimmungen auf alle Immediat⸗ Einſaßen iu den Domainen, 
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welche gegenwärtig zu den Regkerungsbezirken von Marienwerder und 
Danzig gehören, angewendet werde. 
Troppau, den 18. Novbr. 1820. 
E ’ "m getz. Friedrich Wilhelm. 
An den Staats⸗ und Finanzminiſter v. Klewitz. 


^ Nr, 180, 
Die Aufhebung einiger directen Steuern betreffend. 


Tn werſig des Abgabengeſetzes vom 30. Mai d. J., $. 9. litt. P., wor⸗ 
in verordnet wird, daß gegen Einführung der neuen Steuern Diejenigen 
directen Steuern aufhören füllen, welche ihrer jetzigen Natur nach i 
den Conſumtions⸗Perfonal⸗ und Gewerbeſteuern gehören, hat bas U^ 
nigl. Sinangminifterfum mittelſt Verfügung vom 11. Septbr. d. F, feſt⸗ 
geſetzt, daß rom 1. Septbr. b. J. ab f 

a) das Perſonal⸗ Schutzgeld, 

b) das unfirirte Handwerks⸗ Schutzgeld, 

c) die unfiritte Trankſteuer und 

d) das Schutzgeld von den Paͤchtern 

nicht weiter erhoben werden ſoll. 

Indem Wir dieſes hiermit zur allgemeinen Kenutniß bringen, for: 
dern Wir bie mit Erhebung dieſer genannten Steuern beauftragten $i 
nigl. Specialcaſſen auf, ſolche vom 1. Septbr. c. a. ab, nicht weiter 
zu erheben, was etwa pro Septbr. Oct. und Novbr, c. ſchon erhoben feb" 
ſollte, fofort zurückzuzahlen, und den Ausfall für die vier Monate vom 
1. Septbr. bis ult. December c, a. mit ſpecieller Benennung der weg“ 
fallenden Steuern, ſpaͤteſtens bis zum 1. k. Monat bei uns zu liguiviren. 

Danzig, den 14. Novbr. 1820, d j 
Königlich Preußiſche Regierung. Zweite Abtheilung. 


PRESS Nr. 181. 
Wegen der kirchlichen Aufgebote der Mennoniten. 


Die Mennoniten im Departement der Hiefigen Regierung haben ſich 
bisher nicht durch den Pfarrer der Kirche, zu welcher die Goongetifd 
ihres Wohnorts gehören, ſondern in ihren Bethäufern durch iber kehr 

aufbieten laffen. Dies ift aber der gefeglichen Verfaſſung zuwider: Ds 
wie h. 180. Tit. 1. Th. 2. des Allgem. Landrechts wohl auf bie tdi 
ziehung einer vollgültigen Ehe zwiſchen Genoſſen des mennouitifd? ^ 
Glaubens durch die Trauung angewendet werden kann, auf das Mufa! 


aber, das vor der Trauung hergehen muß, und kein geiftlidet nen 
ſondern eine Handlung iſt, welche der Geiſtliche kraft ihm von N 


des Staats gewordener Anwelſung dazu verrichtet, keine Beziehung 
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fo fol auch nach 8. 189 und $. 140 1. c. das Aufgebot in der Kirche, 
und zwar in der Parochialkirche, beider Verlobten vor ſich gehen, und 
von dem Pfarrer verrichtet werden; die Mennoniten haben aber, nach 
J. 17. 18. 1. c. keine Kirchen; keine zum Öffentlichen Gottesdienſte bes 
ſtimmten und vom Staate dazu privilegitteu Gebäude, ſondern nur Betz 
bänſer, wie nach g. 22 1, c. mur Prſoatgotteodienſt; eben fo wenig eis 
gene Parochieen (8. 237. Tit, 11 1. c.), fonbern gehören zu der Parochie 
der Evangeliſchen ihres Wohnorte, daher fie auch die Geburten, Trous 
gen und Begräbniſſe bei dem Pfarrer derſelben zur Eintragung in die 
Kirchenbücher anzeigen müſſen, und fo auch keine eigenen Pfarrer ($. 
318 L c.) fonden nur Lehrer, die weder unter Aufficht des Staates 
von Seiten ihrer Amtstüchtigkeit geprüft, noch vom Staate beſtatigt, nicht 
für öffentlich angeſtellt gelten können, daher ihnen auch kirchliche Attefte 
auszuſtellen nicht geſtattet ijt. + 

Demnach weiſen Wir die mennonitifche Religionsgeſellſchaft inners 
balo des Bezirks der hieſigen Regierung hierdurch an, von uun an die, 
Verlobte aus ihrer Mitte betreffenden Aufgebote von bem evangeliſchen 
Pfarrer der Kirche, zu welcher die Verlobten vermöge ihres Wohnortes 
gehören, verrichten zu laſſen, ohne dadurch, daß ſie auch in den men⸗ 
nonitiſchen Bethäuſern vor (id) gehen, verhindern zu wollen, die evange⸗ 
lien Geiſtlichen aber, in deren Parochieen Mennoniten wohnen, bei 
diefen Aufgeboten an die das Aufgebot überhaupt betreffenden geſetzli⸗ 
chen Vorſchriſten fid) zu halten. 

Danzig, den 11. Mai 1821. $ 

7 Koͤnigl. Preuß. Regierung. Erſte Abtheilung. 


Nr. 182. 


Bekanntmachung wegen Beſchützung der Duͤnen⸗Pflanzun⸗ 

gen gegen fahrläſſige und boshafte Beſchaͤdgungen, und der 

A deshalb ergangenen Strafbeſtimmungen. 
Einleitung. 


D. augenſcheinlich auch die Vorſorge des Staats für das gemeinſame 
Wohl in der angefangenen und jetzt thaͤtig fortgeſetzten Bepflanzung der 
Dünen jid) darthut und fo allgemein der Nutzen von diefen Anlagen für 
die Bewohner der Nehrung, beſonders für Diejenigen, deren Grundstücke 
den Sanddünen zunächſt gelegen find, erkannt wird; fo lehrt doch leider 
die Erfahrung, daß durch Unverſtand, Eigennutz und Bosheit ben nz 
pflanzungen zerſtörende Beſchädigungen zugefuͤgt werden. Um dieſem Uns. 
nA AUTE: wird Folgendes zur Achtung und Warnung bekannt 
t. 


3 9. 1. 
Beſchaͤdigung durch Vieh. 
Kein Vieh darf die bebauten Dünen und den mit Sandgraspflanzen bes 
ſtandenen Strand, fo wie die mit Strauch und Bäumen befetzten Flås 
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chen landwärts ber Dinen, fo weit dieſe letztern eingeſchonk und mit 
Haͤgezeichen oder Schonungstafeln abgegränzt find, betreten. Wird ſol⸗ 
ches anf dieſen Stellen angetroffen, fo zahlt der Eigenthümer deſſelben, 
das Vieh mag mit oder ohne fein Verſchulden dahin gelangt ſeyn, ſol⸗ 
gende Strafgelder: f 
EAD ines Pferd und jedes Stück Rindvieh, es fey groß oder klein , 
ir. 


2) für jedes Schwein und Schaf 10 Sgr. 

3) für jede Gans 5 Sgr. 

Wird es aber für nöthig erachtet, den Schadenserſatz beſonders zu 
verlangen, fe muß außer biefem nur 

a) für jedes Stück groß Vieh 5 Sgr. 
b) für jedes Stück klein Vieh 3 Car, 
an Pfandgeld gezahlt werden. Diefe Strafſatze werden verdoppelt, wenn 
das Vieh des Nachts betroffen. wird. : 

Sollten giegen obige Flächen betreten, fo werden fie nad) h. 4. Tit, IE 
der Forſtordmumg conſiscirf. 
8. 2. 


Wege und Fußſteige. 

Nur die zur Communication des Binnenlandes mit dem Seeſtrande 
offen gelaſſenen bekannten und mit Tafeln bezeichneten Fahrwege und 
Fußſteige über die Dünen und buch die bebauten Flächen vor denſelben, 
dürfen erftere zum Fahren, Reiten, Viehtreiben und Grhen, letztere aber 
bloß zum Gehen benutzt werden. 2; 

Wer unbefugt Wege und Fußſteige macht, wird nach F. 29, Tit. IV. 
der Forfordnung, außer dem Schadenerſas, mit 3 Stir. Geld: oder 
verhaltnifmäßiger Gefängnißſtrafe belegt. 

Wer aber unbefugter Weiſe außerhalb der öffentlichen Wege be⸗ 
troffen wird, zahlt für feine Perfon nach Maafgabe der umſtände 5 
bis 20 Sgr. und für das Vieh, welches er mit fid) führt, die g. 1. 
beſtimmten Satze. Hiebei it es die Pflicht nicht nur der Schulzen, ſon⸗ 
deru jedes einzelnen Einſaßen, Fremde, die mit ihnen Verkehr treiben, 
und beſonders die zum Getreideumſchuͤtten u. f. w. häufig in der Neb- 
rung ſich anfhaltenden Polen mit dieſer unumgänglich nöthigen Vorſchrift 
und mit der für den Uebertretungsfall angeordneten Strafe bekannt zu 
machen, fie davor zu warnen, und wenn es die Umftände erfordern, un⸗ 
ter möglichſter Aufſicht zu halten. Zu den unbefugten Perſonen werben 
alle dirjenigen gezählt, welche nicht durch ihr Gefchäft oder ihre Dienftz 
pflicht veranlaßt werden, auch außerhalb des Weges und Fußſteiges die 
Pflanzungen betreten zu müſſen. ^ 

Hierzu befugt find daher nur die mit dem Diinenbau und mit ber DÜ- 
nenbewachung beauftragten Beamten und Dünen» Bauarbeiter, die Strand? 
aufſeher und Jagdpachter und deren Jager. 5 

Auch dürfen bie Fiſcher die mit ihrem Gewerbe verbundenen Arbei 
ten und Vorbereitungen zum Fiſchfange nur auf dem unangebauete n 
Strande zwiſchen der See und den Pflanzungen und auf den ihnen Bü 
ſonders anzuweiſenden Flächen, deren Bewährung und Erhaltung im be⸗ 
pflauzten Zuſtaude ihnen obliegt, vornehmen; im Uebertretungsfalle ver“ 
fallen ſie in 1 bis 5 Thaler Strafe. 
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9. 8. 
Beſchadigung der Pflanzungen. 
Je nachtheiliger jede auch nur geringe Beſchaͤdigung der angepflanz⸗ 
Baume, Geſträuche und Sandgräſer iff, um fo mehr (iub diefe das 
gegen zu fhig. Wegen ſtatt gefundener Beſchädigung an denſelben 
kreten daher nachſtehende Strafbeſtimmungen ein: 
1) für einen beſchaͤdigten Baum über 5 Fuß boch 10 Sgr. vis g Rehlr. 
2) für einen beſchaͤdigten Baum geringerer Größe, fo wie für einen 
jeden Strauch 10 Sgr. bis 1 Rihlr. rg 
3) für bie Beſchädigungen einer mit Sandgräfern beſtandenen, oder 
mit einer Mogsnarbe bedeckten Fläche, fúr jede Quadratruthe 1 bis 
8 Rthlr. y 


za 8. 4. A j 
Graben und Suchen nach Bernftein. E 

Alles Graben nach Bernſtein in den angebauten Stellen, aud) ſelbſt 

auf Blößen in den Pflanzungen und längs dem Seeſtrande, ijt ohne its 

gend eine Ausnahme gänzlich verboten. Die im Uebertretungsfälle da⸗ 

uach verurſachte Befchüdigung wird nach d. 3. beſtroft. Da jedoch den 

(ten der Bernſteinnutzung das Graben langs dem Strande auf den 

mange bauten Stellen zugeſichert ift, jo wird denſelben dieſes bis zum 

udlauf ihres Pachtcontracts mit dem 1. September 1822 unter den im 

ki des diesfalligen Contracts bejtimmten Einſchräͤnkungen noch ges 
iet. 


8. 8. 

qo, Wiederholte Gontraventionen von ein und derſelben Perſon ziehen 
Übbelte Strafen nach fid und wird jede Geldſtrafe, bie wegen Armuth 
wald en werden kaun, in verhältnigmäßige Gefängnißſtrafe vera 


9.6. 1 
Verantwortlichkeft der Eltern. d 
bei Für den von Kindern, die noch in väterlicher Gewalt ſtehen und 
dat den Eltern fij befinden, angerichteten Schaden haften die Eltern; 
vibe es denſelben beſonders obliegt, ihre Kinder von den Dünen zus 
näzuhalten und jede Beſchädigung ihnen ernſtlich zu unterſagen. 


9. 7. $ 
Verfahren bei Beſchlägen und bei Einziehung bet 
; „ toritát ber Dünen Wächter. 
fing So wie die Dünenwächter und Ortsſchulzen beſonders verpflichtet 
fio. Contraventionen anzuzeigen, ſo wird dieſes auch von jedem Ein⸗ 
en erwartet, und ſoll der Name der letztern verſchwiegen werden, 
am fie nicht wünſchen als Denuncianten öffentlich aufzutreten. Die 
f deckten Gontraventionen werden von den Duͤnenwächtern und Orts⸗ 
Phan dem Dünen ⸗Bauinſpector gemeldet, welchem auch andre Per- 
fes unmittelbar Anzeige machen können, wenn fie Bedenken tragen, 
ige den Duͤnenwächtern und Ortsſchulzen zu machen. 3 
ad Die Diinenwächter und Ortsſchulzen find befugt, Pfändungen vorzu⸗ 
men. Die Pfandſtücke werden bem Srtéfijulgen in Verwährſam ges 
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geben, können aber, gegen Niederlegung des wahrſcheinlichen Geldbetra⸗ 
ges der Strafe bei demfelben, fogleid) wieder eingelófet werden. 

Die Unterſuchung der Contraventionen geſchieht von dem Dünen- 
Süawinfpector, welcher mit Vorbehalt des Recurſes an ben Landrath und 
hiernächſt an Uns, und der Berufung auf gerichtliche Entſcheidung die 
4 erteilt und vollſtreckt, fobald dagegen nichts eingewel 
worden ift, 

Widerſetzlichkeit gegen die Duͤnenaufſeher oder Beleidigung derſel⸗ 
ben in ihrem Amte, wird nach allgemeinen Vorſchriften beſtraft. 


F. 8. 
Verwendung der Strafgelder. 

Von den feſtgeſetzten Strafgeldern erhält der Denunciant die Hälfte, 
im Fall derſelbe aber nicht, öffentlich auftritt und die Gontraventionen 
den Dünenbeamten überhaupt nur zur weitern Verfolgung und Beglau⸗ 
bigung anzeigt, bloß ein Viertel, indem alsdann das andere Viertel 
ben Dünenwächtern oder Ortsſchulzen gebühret, welche den Gontrave⸗ 

nienten wirklich pfünben und zur Beſtrafung anzeigen. 2 
Der nach Abzug des geſetzlichen Denuncfauten⸗Antheils verbleibende 

Reſt der Strafgelder füllt der Dünen⸗Baucaſſe zu. 
Es hat ſich hiernach jeder zu achten und vor Strafe zu hüten. 
Danzig, ben 31. Mat 1821. 

Roöͤnigl. Preuß. Negierung. Zweite Abtheilung . 


Nr. 183. 
Publieandum wegen Befreiung von den Gemeindedlienſten. 


Nach einer Entſcheidung des Königl. Miniſterii des Innern, im den 
hohen Erlaſſe vom 24. Juli d. I. ijt die Frage, > ob 6ojährige Bürger 
unbedingt von perſönlichen Leiſtungen befreit ſeyn follen, dahin entſchie. 
den worden, daß an den Orten, wo nicht locale Statuten ein Aude! 
feftfegen, nach der Analogie der Verordnungen, welche den Landſturm 
betreffen, verfahren werden ſoll. 7 

Mun verordnet dus Edict vom g. September 1814, Gefebfumto 
lung No. 14, Seite 19 und folgende, daß ber Landſturm aus s 
Mannern bie zu dem Soften Jahre beftehen ſoll, die nicht in das fi 
hende Heer und Landwehr eingetheilt worden, und es find mithin, ate 
Männer über 50 Jahr von ber Leiſtung der perfönlichen Gemeindedien 
frei. E j 

Judem Wir diefe hohe Entſcheidung den Einfaßen Unſeres 1 
wungöbezietö befannt machen, bringen Wie benfelbem Unfere Verfügen 
vom 5. Auguſt 1814 im Amtsblatt in Erinnerung, in welcher auf gen 
Gub des höchften Gnbinetöbefepls vom 4. März 1814 und bed DEIN, 
Minifteriol.Grlafies vom 15, Sli 1814 ber Landſturm felbft außer SIr 
tigkeit ge[eét werben; und weifen bie ſümmlichen Behörden vaher der 
es nicht zu überſehen, daß jene Feſtſetzung bloß nach ber Analogie 
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Landſturmgeſetze erfolgt iſt, und keine erneuerte Anordnung jener im 
Frieden ruhenden Einrichtung rechtfertigen würde. 
Marienwerder, den 15. October 1891. 
Königl. Preüßiſche Regierung. 


Nr. 184. 


Reglement für die Schullehrer⸗Wittwen⸗ und Waiſen⸗ Unter⸗ 
ſtützungscaſſe in dem Bezirke der Koͤnigl. Regierung zu 
Marienwerder. 


$ 1. 
Zweck der Anftalt. 
Der Zweck dieſer Anſtalt ift die Unterſtützung der hinterbliebenen 
Wittwen und Waiſen verſtorbener Schullehrer durch Jahrgelder. 
2. 


F. 2. 
Umfang ber Anſtalt. 5 
Für den Geſammtbezirk der Königl. Regierung zu Marienwerder 
wird nur ein gemeinſchaftlicher Verband gebildet. 
eps 


5. 8. 
Beginn biefer Anſtalt. 

Dieſer Verband tritt vom 1. Januar 1822 ab in Kraft, derge⸗ 
kalt, daß die Hinterbliebenen Wittwen und Waiſen der vor Ablauf des 
Jahres 1822 aufgenommenen Mitglieder nach der, im $. 10 näher ber 
fümmten Genuß fähigkeit, das $. 9. und g. 10 verheißene Jahrgeld für 
das Jahr 1822 erheben. n 

Mitglieder. 

Jeder beftätigte und jeder auf 3 Jahre zugelaſſene Schullehrer, ohne 

Unterſchied des Glaubensbefenntniffes, Towohl in den Städten als auf 
im platten Lande, kann der Anstalt freiwillig beitreten. 

Diejenigen Schullehrer aber, welche vom 1. Januar 1822 ab, ent⸗ 
weder auf Lebenszeit oder auch nur auf 3 Jahre angeſetzt worden, find 
sape, dieſer Anſtalt beizutreten, fie mögen verheirathet ſeyn oder 


Wer nur zur Probe auf 1 oder 2 Jahre zur Verwaltung des Schul⸗ 
umts in einer Stelle, deren bisheriger Inhaber Mitglied der Anſtalt 

, gugelaffen wird, entrichtet während der Verwaltung deſſelben 
allich fas die fährlichen Beiträge, ohne dadurch das Oledjt der Mit 
Aledſchaft zu erwerben. 
P" Da aber für die Schullehrer des Schwetzſchen Kreiſes ſchon eine 
b ittwens und Wajſenkaſſe beſteht, fo erſtreckt ſich auf diefe bie Ver⸗ 
fange zum Beitritt zu der gegenwärtigen allgemeinen Anſtalt nicht, 
benlange ihr bisheriger befonderer Verband befteht; gleichwohl aber bleibt 
den Mitgliedern deſſelben der Beitritt zu dieſem neuen Verbande, unter 
tipli? Die übrigen Mitglieder geltenden Bedinguiffen, verfattet, und 

en fie dann, fo lange fie im Amte bleiben, nicht willkuͤhrlich wieder 
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austreten, ſondern müſſen auf die Dauer ihres Amte Mitglieder bleiben 
Der Nachfolger eines foldjen Freiwilligen Mitgliedes der allgemeinen An, 
ſtalt ift indeſſen wieder nicht verpflichtet, letzterer beizutreten, fo lange 
der gedachte beſondere Verband noch fortbeſteht. 

Obige Beſtimmungen gelten auch Hinſichts der in den Ruheſtaud 
verfegten, oder zu werfegenden, fo wie der als Gehülfen angeſtellten oder 
noch anzuftellenden Schullehrer. 

Ausgeſchloſſen von diefer Anſtalt bleiben nur diejenigen Lehrer 


welche nach den bestehenden Vorschriften der allgemeinen Wittwen⸗ Der 


pfleg⸗ Auſtalt beizutreten verpflichtet find, 


F. 5. 
Erforderniſſe zur Auf nahme. i 

Wer als fretwilliges Mitglied aufgenommen ſeyn will, meldet fid DIE 
ſerhalb jederzeit fpäteftens den 1. Januar oder 1. Juli jedes Jahres bei 
dem rechnungsführenden Mitgliede des nach $. 13 anzuordnenden BO 
ſtandes feines Kreiſes. Dieſer berichtet dann über die Aufnahme an die 
Königl. Regierung. Die Genehmigung berfelben begründet bie Auf⸗ 
nahme. 


$ 6. 
Aufhebung der Verbindlichkeit. 

Einem Mitgliede des, Vereins ftebt der Austritt aus der Geſellſthaft 
nicht frei, auch daun nicht, wenn defen Ehefrau geſtorben oder eile 
Eheſcheidung eingetreten wäre. 

Ein Schullehrer, der aus feinem Amte tritt, jedoch im hieſigen 
Kegierungsbezirke bleibt, kann auch noch Mitglied ber Geſellſchaft ble 
ben; will er jedoch ausſcheiden, fo erhält er weder fein Antrittsgeld 


noch die gezahlten Beiträge zurück. i 


Wird ein Mitglied feines Amts, als deffen unwürdig, entfeßt, 
hört ſolches dadurch von ſelbſt auf Mitglied des Vereins zu ſeyn, infor 
fern der Kreisverein, zu welchem er gehört, zu Gunſten feiner, Wittwe 
und Waſſen nicht eine Ausnahme geſtaltet, und die Königl. Regierung 
hierzu die Genehmigung ertheilt. In dieſem Falle müſſen aber die er 
träge ununterbrochen gezahlt werden. 

Ein Lehrer, der den hieſigen Negierungsbezirk verläßt, hört auf 
Mitglied des Vereins zu fep, und hat keine Aufprüche auf Zurüctzah⸗ 
lung des Autrittsgeldes und der geleiſteten Beiträge, 


$. 7. 
i Vermögen der Anſtalt. 2 
Das Stammsermögen ber Unſtalt beſteht aus funfzehnhundert Sha. 
lern, welche aus Königlicher Kaffe bewilliget worden find. 


$ 8. 

Einnahme. außerordentliche: a Antrittsgeld. 

Jeder, ber dem Vereine beittitt, erlegt ein Antrittsgeld von ZRH" 
an den Vorſtand zur weitern Beförderung. Nur erſt nach Erlegung d i 
ſes Anttittögeldes wird die &. 4, umb reſp. 5 begründete Aufnahme win 
fom, und der Worgeſchlagene wirkliches Mitglied. Außer dem Ennfand; 
ſcheine des Vorſtandes über die Berichtigung dieſer Gelder, bedarf "i 
keines weitern Ausweiſes für den Aufgenommenen, weil der Vorſta 
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nur nach vorgängiger Genehmigung ber Aufnahme von Seiten der Kö⸗ 
nigl. Regierung das Antrittsgeld erheben kann. 
b. Abzüge von Zulagen. 

Wenn ein Schullehrer Zulagen, es fey in baarem Gelbe, oder an 
Naturerzeugniſſen erhält, fo fällt der Betrag derſelben für das erſte Bierz 
teljahr der Anſtalt zu. 

Die Naturerzeugniſſe werden nach den am Orte geltenden Markt⸗ 
preiſen zu Gelde berechnet und hiernach vom Schullehrer baar berich⸗ 
tigt, wogegen er dieſelben zur freien Verfügung empfängt. 2 

Es ijt hinreichend, wenn in den Städten bie Magifträte und auf 
dem Lande der Schulze und die Gerichte den Marktpreis der Naturer⸗ 
zeugniſſe beſcheinigen. Dieſe Abgabe hört jedoch auf, febalb die Fonds 
der Anftalt fid) dergeſtalt vermehrt haben, daß fie derſelben enkbeh⸗ 
ren kann. 

c. Geſchenke oder Bermähtniffe. 

Die Auſtalt kann Geſchenke und Vermächtniſſe unter Beobachtung 
der in dieſem Bezug den milden Stiftungen vorgeſchriebenen geſetzlichen 
Beſtimmungen annehmen. 

„ 2) fortlaufende: 4. Binfen. S 

Auch die jahrlichen von dem Stammvermoͤgen ber Anſtalt kommen 


der Caſſe zu Gute. . 
b. Jährliche Sammlung. 

Jaͤhrlich und zwar an einem, von der Königl. Regierung nach Be- 
finden der Umftände alljährlich zu beſtimmenden Sonn⸗ oder Feiertage, 
wid in allen Kirchen des Negierungsbezirks eine Sammlung milder Beis 
träge veranſtaltet, deren Ertrag der Anſtalt zuftleßt. 

c. Jährliche Beiträge. 

Jedes einzelne Mitglied muß einen jährlichen Beitrag von 1 Tha⸗ 
ler und 10 Sgr., und zwar halbjährlich zu gleichen Antheilen, vorausbe⸗ 
dahlend erlegen. 

Die Zahlungsfristen werden auf den 1. Januar und 1. Juli bez 
fümmt, und das Geld wird an dieſen Tagen dem Vorſtande jedes Krei⸗ 
ſes zur weitern Beförderung eingehaͤndigt. ? 

. Die jetzt ſchon angeftellten Lehrer, fie mögen jetzt oder erft fpäters 
Bin der Anſtalt freiwillig beitreten, zahlen jederzeit bie Beiträge vom 
1l. Januar 1822 ab. Diejenigen Lehrer dagegen, welche nach dem 1. 
Januar 1822 angeſtellt werden, alfo der Auſtalt beitreten müffen, ent⸗ 
ten, wem ihre Anſtellung in den erſten drei Monaten des laufenden 
Halbfahrs erfolge, ihren Beitrag gleich für das ganze laufende Halb⸗ 
lahr, erfolgt die Anſtellung aber erft in den letztern 3 Monaten des 
Polbjapres, qo tritt die Baplungeverbinbtichkeit erft mit dem Anfange 
dien folgenden Halbjahres ein. Dem Sreiövorftande Bleiben die zweck: 
Nenlichiten Maaßregeln gegen diejenigen Mitglieder überlaſſen, welche 
pe Abfüheung ihrer Beiträge ſäumig find; - nöthigen Falls ift derſelbe 
mest, fofort Execution zu verfügen, ohne deshalb zuvor eine gericht⸗ 
he Klage erheben zu müffen. 

9. 9. 


c Ausgaben. " 
Die Ausgaben, welche theils aus ben Zinſen des Stammvermöͤgens, 
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aus Abzügen von Zulagen, aug Geſchenken und Wermächtniffen, theils 
aus der feſtſtehenden jährlichen Einnahme an Beiträgen und der Kirchen⸗ 
ſammlung beſtritten werden, beſtehen: 
a, Jahrgelder ber Wittwen. 
a) in den Jahrgeldern ber Wittwen und Waisen. 

Da der Zweck der Anſtalt die moͤglichſt höchfte Unterftägung der 
Wittwen und Waifen nach den Kräften der Gaffe ift; fo werden mit 
Ausnahme der $. 7. aufgeführten 1500 Rthlr. und der g. S. feſtgeſtell⸗ 
ten Antrittsgelder, welche nebſt den dort erwähnten Geſchenken und Bere 
mächtniffen, ſofern deren Geber die Vertheilung nicht ausdrücklich beſtimmt 
haben, das unangreifbare Stammvermögen ber Anſtalt bilden, alle 
uͤbrigen Einnahmen, nach Abzug der ad b. erwähnten Ausgaben, in der 
Regel zu den Jahrgeldern verwendet. 

Nur die unten bei b. erwähnten, jedenfalls geringen Ausgaben kom⸗ 
men davon in Abzug. 

Da jedoch nach bisherigen Erfahrungen das Bedüͤrfniß der Caffe 
in den 36 erſten Jahren ihres Beſtehens immer ſteigend ijt, und folge 
lich auf ben möglichſt größten Ertrag durch Vermehrung des Stammver⸗ 
mögend Bedacht genommen werden muß; fo foll für die nächſten 10 
Jahre der hoͤchſte Satz des Jahrgeldes in 25 Athlr. für jede Wittwe 
beſtehen, und die wirklichen Erſparniſſe dieſer 10 Jahre zum Stamm⸗ 
vermögen geſchlagen werden. Nach Ablauf der nächften 10 Jahre, wenn 
die Anftalt mehrere Feſtigkeit gewonnen hat, mag es von dem Ber 
ſchluſſe der Mitglieder des Vereins, nach zwei Dritteln ihrer Anzahl 
abhangen, ob der Satz von 25 Nthle. anders beſtimmt, oder aber die 
volle Einnahme für die folgenden Jahre unter die vorhandenen Wittwen 
gleichmäßig vertheilt werden fell. 

b, Etwanige unbeftimmte Ausgaben. 

Die unbeſtimmten Ausgaben beſtehen in Packkoſten ze. 

. 10. r 


Anrecht auf Unterſtützung. a. Der Wittwen. 5 

Ein Recht auf die g. 9. beftimmte Unterſtützung hat bie Wittwe je⸗ 
des einzelnen Mitgliedes bis zu ihrer Wiederverheirathung. 

b. Der Waifen, 

Iſt keine Wittwe vorhanden, wohl aber rechte Kinder des Verſtor⸗ 
benen unter 15 Jahren, aus einer oder aus verſchiedenen Ehen, ſo geht 
das volle Jahrgeld der Wittwe über auf die Kinder nach den Köpfen 
bis zum vollendeten vierzehnten Jahre. P 

Der Antheil eines, das 15fe Jahr antretenden Kindes geht auf die 
übrigen jüngern Geſchwiſter über. 

Die Antheile werden den betreffenden Vormündern zur Verwendung 


gezahlt. 
c. Der Wittwen unb aifen. 

Sind außer der Wittwe eheliche Kinder des Verſtorbenen vojan 
den, welche das vierzehnte Jahr noch nicht zurückgelegt haben; ſo Um 
bührt benfelen zwar die Hälfte des Jahrgeldes, jedoch erhält, e 
Wittwe das ganze Jahrgeld, ſofern fie für bie Erziehung mtl 
Kinder ſorgt. Werden dieſe aber anderwärts erzogen, fo wird Der iit 
theil- eines Seden dem betreffenden Vormunde zur Verwendung zugeftelt- 


Din 7, November 1824, 705 


Wenn ein Kind das vierzehnte Jahr vollendet Hat, fo geht deffen 
Antheil wieder nach Köpfen auf die übrigen noch nicht vierzehnjährigen 
Kinder über. E 

Haben ſämmtliche Kinder daß vierzehnte Jahr erreicht, fo füllt der 
Witewe auch die andere obgedachte Hälfte zu. Kinder einer Wittwe 
die jid) wieder verheirathet, behalten den nach Obigem ihnen zuſtehen⸗ 
den Theil des Jahrgeldes bis zum vollendeten vierzehnten Jahre 

Kinder einer von dem Schullehrer geſchiedenen Fran erhalten nach 
dem Ableben ihres rechten Vaters die Hälfte des Wittwen⸗Jahrgeldes. 

Dagegen erhalten die von ihren Männern geſchiedenen Frauen nach 
dem Toda des erſteren kein Jahrgeld. 

1 


7 $. 1l. ] 
Zeitpunkt, in welchem bie Wittwe zum Genuffe des 
Jahrgeldes gelangt. 

. Die Wittwe und Waiſen gelangen zum Genuſſe des Jahrgeldes 
M bem Erſten desjenigen Monats, in welchem der Schullehrer verſtor⸗ 
en iſt. 

à R 6. 19. 
Zeitpunkt der Auszahlung. 5 

Die Zahlung des Jahrgeldes erfolgt halbjährlich, nümlid) im Mo⸗ 
nate Januar und Juli für den zunächjt verfloffenen Zeitraum. 

Ist demnach ein Mitglied im Monate Juli gestorben, fo erhält bof 
fen Wittwe den ſechsmonotlichen Betrag des Jahrgeldes im nächſten 
Januar; iſt daſſelbe im Auguft geſtorben, fo erhält fie den fünfmonat⸗ 
lihen Vetrag u. f. w. Gben fo werden die Jahrgeld⸗ Antheile für die 
" den Monaten Januar, Februar, März, April, Mai und Juni verſtorbe⸗ 
den Mitglieder im nächſten Monat Juli an bie Wittwen und Waiſen 
ausgezahlt. 


. 18. 
Verwaltung der damit unb ihres Vermögens. 

Da nur ein gemeinſchaftlicher Verband für den ganzen Negterungds 
Beziet beſteht, fo wird verſelbe unter der unmittelbaren Aufſicht der Kö⸗ 
niglichen Regierung bei der Inſtituten⸗ und Communal: Gaffe verwaltet. 

Dieſe Verwaltung geſchiehet zum Beſten der Anſtalt ganz koſten⸗ 
feti, auch ſteht derſelben die Poſtgeldfreſheit hinſichts des Briefwechſels 

d der Geldverſendungen zu, welche zwiſchen der koͤniglichen Regierung 

er deren Comminalcaſſe und den Kreisvorſtänden der Anſtalt und ums 
gekehrt ſtatt finden. 


i 9. 14. Y 
Kreis arſtände der Schullchrer-Wittwen unb Waifen, 
In jedem Seife bildet fic) unter Leitung des Landraths ein Vors 
Rand) Defen Beurtheilung die g. 5. emifaten tutelae zue Aufnahme, 
mi die g. 6, 8 und 10 bemerkten Gegenftände unterliegen, und ber foz 
debt die Antrittgelder und jährlichen Beiträge in Empfang nimmt und 
v Einziehung rückſtaͤndig gebliebener Gelder durch die Orts = Shul- 
diebe veranlaßt, als auch die Jahrgelder an bie Wittwen oder au 

© Vormünder der Waſſen auszahlt. i 
Pee Dieſer Vorſtand bildet fih auf folgende Weiſe. Unmittelbar nach 
folgter Kundmachung dieſer Schullehrer⸗Wöittwen und MWaifencaffen- 

Weſtpreuß. Prov,- Redt. Bd. II. 45 
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ordnung fordert der Kreislandrath mittels Rundſchrelbens fämmtliche ber 
fütigte und auf 8 Jahr zugelaſſene Schullehrer des Kreiſes auf, deuje 
nigen Geiſtlichen oder Weltlichen im Kreiſe namhaft zu machen, wel 
chen fie als Vorſteher der Wittwen und Waiſen beſtätigt zu ſehen wün⸗ 
fien, und demſelben aus ihrer Mitte 2 Mitglieder als Gehülfen belju 
ordnen. 

Die Stimmenmehrheit entſcheidet die Wahl, und bei Gleichheit bet 
felsen die Stimme des Landrathg. rifft die Wahl einen Geiſtlichen, 
fo ift derſelbe verpflichtet, das Vorſteheramt auf drei Jahre zu über ⸗ 
nehmen. Iſt der Gewählte dagegen weltlichen Standes, fo feft ihm 
frei, daſſelbe abzulehnen, und tritt an feine Stelle derjenige, welcher 
nach ihm die mehrſten Stimmen gehabt hat. 

Der Borftand beſteht demnach 

a) aus dem Landrathe, als vorſitzendem Mitgliede, 
b) aus einem geiftlichen oder weltlichen Mitgliede, welchem die Rech 
nung und Gaſſenführung obliegt, und 
c) aus den beiden Gehülfen, welche das rechnungsführende Mitglied 
zu unterſtüczen haben. 5 
Dieſe Gepülfm find für 3 Jahre verpflichtet, fid) in den erſten Ta 
gen der Monate Januar und Juli jedes Jahres, nach der Beſtimmung 
des Landraths und Vorſtehers, in dem Wohnorte des letztern zu verjame 
meln, und fid) den vorſtehend bezeichneten Geſchäften zu unterziehen. 
Ihrer jedesmaligen Verſammlung wohnt auch der Kreislandrath bei um! 
müſſen die Berichte, Empfangſcheine über eingegangene Gelder und an“ 
dere Ausfertigungen, von dieſem mit vollzogen feyn. P 

Wenn ein Gehülfe im Laufe der 8 Jahre, für welche er gewählt 
ij, mit Tode abgeht, oder in einen andern Kreis versetzt wird, fo wählt 
der Vorſtand an deffen Stelle denjenigen, welcher bei den erſten Wal 
vorſchlaͤgen zunächſt die mehrſten Stimmen gehabt hat. 

Nach Verlauf von 3 Jahren wird aber, wie bei der erſten Bildung 
des Vorſtandes, eine neue Wahl ſowohl des Vorſtehers als der Gehülfen 
e jedoch find die Mitglieder des alten Vorſtandes wieder 
wählbar. 

qn Vorftand hat auf keinerlei. Urt von Eutſchädigung für fen? 
Mühwaltung Unſpruch, außer für die erweislich verbrauchten Schreib? 
materialien. Derſelbe wird von der königlichen Regierung mit einer 
beſondern Dienſtanweiſung verſehen werden. 

Im Monat März jedes Jahres wird über die Verwaltung der An, 
ſtolt im abgewichenen Jahre nach allen Zweigen der Einnahme und Aus 
gabe eine vollſtändige Ueberſicht im Amtsvlatte gegeben werden. 

Da nach g. S. die Auftalt mit dem 1. Januar 1829 in Mirkan 
beit tritt, fo findet diefe Berechnung zuerſt im März 1825, und bie tr 
FJahrgeldzahlung im Juli 1822 ftatt. f 

Diefe Anftalt beſteht endlich ganz ausſchließlich für Tid) und n 
nichts mit ähnlichen, etwa ſchon beſtehenden einzelnen Verbänden dieſe 
Art gemein. j 

A Letztere können nach Willkür ihrer Mitglieder auch noch feruer be“ 
en. 
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Vorſtehendes Reglement zur Errichtung einer Schullehrer⸗ Wittwen⸗ 
und Waiſen⸗ Unterſtützungsanſtalt in dem Bezirk der Regierung zu Mas 
tienwerder, wird auf den Grand der Allerhöchften Cabinetsordre vom 
16. October d. J. hierdurch überall nach feinem Inhalte beſtäkigt, und 
werden der gedachten Anstalt die Rechte einer moraliſchen Perſon hier⸗ 
durch ausdrücklich beigelegt. 

So geſchehen Berlin, den 7. November 1821. 

8. 


(L. $. 

Minifterium der Geiftlichenz, Unterrichts und Medicinale 
Angelegenheiten. 

v. Altenſtein. 


Nr, 185. 
Die Brücke über den Schwentefluß bei Marienau betreffend. 


35, bem Dorfe Marinan, Intendantur⸗Amts Tiegenhof, beftand feit 
den älteften Zeiten eine Brücke über den Schwentefluß, um die nähere 
Communication zwiſchen Danzig und Elbing zu befördern. Diefe Brücke 
wurde im Jahre 1774 weggebrochen, und feit jener Zeit haben die von 

Elbing nach Danzig Reiſenden in der Regel den Weg über Neuteich whe 
len müſſen, welche Straße aber nicht nur 14 Meile weiter, ſondern auch 
M. Fruhjahrs⸗ und Herbſtzeit wegen ihrer tiefen Lage beſchwerlich zu 
[fien ift- 

Gegenwaͤrtig iſt nun mit Allerhöchſter Genehmigung diefe Brücke 
bei Marienau im Wege der Privat⸗ Unternehmung wieder aufgebaut, und 
dem Unternehmer bie Erhebung des, in dem beifolgenden Allerhöchſt vols 
zogenen Tarif feſtgeſetzten Bruͤckengeldes bewilligt worden. 

Wir bringen dies Hierdurch mit dem Bemerken zur Stenntnif des 
Publfcums, daß der Ban der qu, Brücke bereils gänzlich und fo vollen⸗ 
ES ij, daß dieſelbe ohne Gefahr von den ſchwerſten Laſtwagen paffirt 
werden kann, d 

Die Brucke ift übrigens mit einer Klappe zum Durchlaſſen der bie 
Schwente befahrenden Schiffsgefäße verſehen worden. 

Danzig, den 12. Ang. 1822. Königl. Preuß. Regierung. II. Abtheilung. 
Brickengeld⸗ Tarif, für die Paſſage der Brüche über den Schwenteſin 

Ki bei Marienau, Intendanturamts Tiegenhof. id 
1) Jedes Pferd und jedes Stück Großvieh . . . Sechs Pfennige. 
3) Jeder beladene Frachtwagen außerdem. wel Sgr. 
wenn derſelbe mitmehr als vier Pferden beſpannt iſt. 
3) Jeder leicht beladene Wagen Einen Sgr. 
4) Jeder unbeladene Wager .. Sechs Pfennige. 
©) Jedes Stück Klein⸗Vieh als, Füllen, Kälber, Schafe $ 
und Schweine. Ginen Pfennig. 
Befreit von dem Brückengelde find: 
1) Die Königlichen und die den Prinzen des Königlichen Hauſes ges 
börigen Wagen, ES 
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2) alle Mititait-Commando’s, fo wie alle Militalcpferde und Fuhrwerke, 
3) Kreis: und Communal⸗Hüͤlfsfuhren bei offentlichen Anlagen, Feuers 
und Waſſersnoth, í 
0 bie ordinairen Poſten, fahrende und reitende, fo wie bie leer gue 
rückgehenden Pferde. 
Gegeben Berlin, den 31. Januar 1822. 
(gez.) Friedrich Wilhelm. 


Nr. 186. 


Die Eröffnung des Land ⸗Krankenhauſes in Schweß für 
die Provinz Weſtpreußen betreffend. 


Nach dem h. 73. des Landarmen⸗Reglements der Proving Weſtpreu⸗ 
ßen vom 31. Dechr. 1804 folen die etwanigen Erſparniſſe des Landar⸗ 
mens Fonds zinsbar belegt und von den Zinfen dieſer erübrigten Sums 
men Sand» Gharits's für unheilbare oder ſchwer gi heilende arme Perfor 
nen, oder Ähnliche wohltätige Anſtalten angelegt werden. 

Die Kriege der Jahre 1802, 187} und 1815 verhinderten die aute 


führung dieſer wohlthätigen Anordnun 
[7 in der Befferunge = Anftalt 


apre 1816 wurde für einige, 
und in dem Königl. Provinzial⸗ Pagaretb biefelbft befindliche, unheilbare 
Perſonen, welche an Ekel erregenden und langwierigen Uebeln litten, ein 
einſtweiliges Unterkommen in dem ehemaligen Vernhardinerkloſter zu 
Schwetz nothdürftig eingerichtet, da diefe Perſonen den erwähnten An⸗ 
ſtalten fehe lästig wurden. 

Der Verſuch, diefe Perſonen, die meiſt zur Claſſe der preßhaften 
Bettler gehörten, im gedachten Krankendepot nach g. 25. des Landare 
men: Reglements auf Koſten des Fonds des Beſſerungshauſes wohlfeiter 
zu unterhalten, als es in fremden Hospitälern möglich wäre, wo Dies 
felben 50 bis 70 Athle. gekostet Hätten, wurde 1817, 1818 und 1819 
fortgefegt und gelang vollkommen. Die Verpflegungskoſten gleichen dem 
Betrage von 36 Ahle. jährlich, welcher in dem Königl. Provinzjal⸗La⸗ 
zareth gewöhnlich liguidirt wird, und die gefunde Lage diefes Kranken, 
depots trug fo viel bei, dieſelben herzustellen, daß auffallende Schritte 
zur Beſſerung dieſer Siechen bemerkt, ja einige ganz hergeſtet wurden 
welche fehr wenig Hoffnung gegeben hatten. Es erſchien bald böcht 
wüͤnſchenswerth, ja faft unentbehrlich, dieſes Krankendepot in ein 
fentlichen und bleibendes Juſtitut zu verwandeln, deffen eigene Mittel 
und Einnahmen 

1) die Koſten der Verwaltung, 

2) der örztlichen Behandlung, 

3) der Wohnung, Feuerung und Beleuchtung 
tragen konnte, fo daß nur noch 

1) die Mundverpflegung, 

2) die Bekleidung und 

3) die Heilmittel 
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zu vergüten wären, um dadurch die Koſten der Unterhaltung dleſer un⸗ 
glücklichen Perſonen der Provinz und den einzelnen Communen und Fa⸗ 
ilien in derſelben zu erleichtern und für dieſe Art der Kranken ſelbſt 
ein von der Welt abgeſchiedenes freundliches Aſyl zu finden, in dem 


dieſe ihre letzten Lebenstage verleben und Linderung ihrer Leiden zu 


erwarten hätten. 

Die von uns im Namen der Provinz ausgeſprochenen ehrerbletigen 
Wunsche und Bitten wurden von den hohen Minſſterjen der Geiſtlichen 
und Medizinal⸗Angelegenheiten und des Innern und der Polizei durch 
den Erlaß vom 1. Septbr. 1890 erfüllt, auch von biefen hohen Behör⸗ 
den feitdem mehrere einzelne Wohlthaten für dieſes Inſtitut nach unb 
nach bewilliget, die deſſen Einrichtung erleichterten und die jährliche 
Einnahme vermehrten. 


Da der von den hohen Miniſterien vom 1. Septhr. 1820 vollzogene 


Etat des Landkrankenhauſes zu Schwetz die Verſuchsjahre 1818, 1819 
und 1820 in fid begriff, fo wurden die Einnahmen biefer 8 Fahre ges 
ſammelt und daraus ein Errichtungsfond gebildet, welcher alle Koſten 
der Baulichkeit und der Anſchaffung des Inventarii diefer. Anſtalt tras 
gen, konnte, um nicht den Landarmenfonds mit Eineichtungskoſten zu be» 
ſchweren, nicht das Stammvermoͤgen anzugreifen, noch den Einſaßen 
etwa außerordentliche Sammlungen anzufinnen. Um hiebei ganz ſicher 
zu gehen und bie Anſtalt ganz vollkommen einzurichten, wurde auch im 
Jahre 1820 und 1821 ber Grat noch nicht in volle Anwendung gebracht, 
Amb auch in dieſen beiden Jahren mehrere etatémáfige Ausgaben erſpart) 
fo daß am Jahresſchluſſe 1821 ein nicht unbedeutender Theil der Gin» 
richtungsfonds erſpart wurde, der in zinsbares Capital verwandelt, dem 
Fonds ſelbſt zu gut kommt, und deſſen jährlichen Ertrag erhöht. 

Nachdem nun einzelne techniſche Muſterungen der Bauten und Ein⸗ 
richtungen, fo wie der ärztlichen Pflege und des Perſonals im Anfange 
d. J. vorangegangen waren, wurden am 5. März d. J. die Beamten 
Amb die Dienerſchaft der Anſtalt feierlich eingeführt und auf die denſel⸗ 
ben ertheilte Dienſt⸗Juſtruction verpflichtet, am 7. Mai d. J. aber eine 


allgemeine Muſterung der Anſtalt in allen ihren Zweigen und Beziehun⸗ 


gen abgehalten, nach deren Beendigung es nunmehro möglich ift, 
die Eröffnung des Landkrankenhanſes zu Schwetz 


zur allgemeinen Kenntniß zu bringen und den Einfaßen beider Weſtpreuß⸗ 


Aegierüngsbezieke darüber Nachſtehendes bekannt zu machen 
A. Der Zweck des Landkrankenhauſes zu Schwetz ift hauptſäͤchlich: bie, 
Aufnahme derjenigen unheilbaren oder ſchwer zu heilenden armen 
Kranken, welche durch krebsartige nebel, Weichſelzoyf, veraltete 
und ſchlecht geheilte Venerie und Beiufraß auf eine ekelerregende 
Seife verunſtaltet find, Doch koͤnnen auch epileptiſche und bloͤd⸗ 
innige Kranke, welche an ſtiller und nicht mit heftigen Ausbrüchen 
begleiteter Geiſtesabweſenheit leiden, aufgenommen werden. 

Alle übrigen, in dieſer Kategorie nicht mitbegriffenen krauken 
Perſonen, ſind von dieſer Aufnahme ausgeſchloſſen, und im Fall fie 
öffentlicher Fürſorge anheim fallen, au die dazu für jeden beſon⸗ 
dern Fall geeigneten Heilauſtalten zu weiſen. t 
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B. Die Zahl der Krankenſtellen iſt etatsmäßig auf acht und funfzlg 
(58) feſtgeſetzt/ mam 29 für weibliche und 29 für männliche bes 
ſtimmt worden. ift der hiezu nöthige Raum vorhanden und für 
die völlige Sonderung der Geſchlechter und der Hauptarten der 
Krankheiten der Pfleglinge, fo wie auch für bie nöthige Wartung 
und Aufſicht geſergt. Drei und zwanzig Stellen find hievon für die Eins 
ſaßen des Danziger und 35 für die Einſaßen des hiefigen Regie⸗ 
rungsbezirks, nach Maaßgabe der Volkszahl, beſtimmt. 

C. Die Genehmigung zur Aufnahme erfolgt von den Königl. Negie⸗ 
rungen zu Marienwerder und Danzig für jeden der betreffenden 
Regierungsbezirke, und ift von deren Einſaßen bei jeder derſelben 
nachzuſuchen. 

D. Die Bedingungen der Aufnahme ſind folgende: Br 

1) Zuerſt die Beibringung eines ärztlichen Zeugniſſes, daß die 
Kranken wirklich nach dem vorſtehenden beſtimmten Zweck bit 
fer Anftalt zur Aufnahme geeignet find, und eine deshalb nés 
thige genaue Beſchreibung ihres Uebels und ihrer Gebrechen 
und ihres muthmaßlichen Urſprungs.“ 

Es ijf den Kranken und ihren Fürſorgern ü&erloffen, ſich 
dies Atteſt auf die leichteſte und ſchnellſte Weiſe zu verſchaf⸗ 
fen, und jeder Arzt ift berechtigt, jedoch unter feiner Berant 
wortlichkeit, daſſelbe wahrhaft auszuſtellen. 

2) Ferner muß beigebracht werden die Erklärung des Kranken ſelbſe, 
oder im Fall er arm und nicht dispoſttionsfähig ijt, feines 
Fürforger und Vormünder, uber die unweigerliche und fofor⸗ 
fige Bezahlung der Koſten in monatlichen oder Quartalraten⸗ 
Und endlich eine doppelte Nachweiſung der Effecten, welche der 
neue Pflegling der Anſtalt zubringt, wovon eine dem Eigen⸗ 
thuͤmer, Fürſorger oder Vormunde zurückgegeben wird. 

E. mu Verpflegungsvergüͤtung beträgt; ohne Unterſchied der Jahres ⸗ 
zeit, 

8 Sgr., geſchrieben: drei Silbergroſchen täglich. 

F. Die Heilmittel werden nach der Armentare auf den Grund der ärzte 
lichen Verſchreſbungen liguldirt, und diefe Liguldatjonen demnächſt 
von der unterzeichneten Regierung geprüft und feſtgeſetzt. 

C. Die Bekleidung kann ſich zwar, fo wie die Wäſche, jeder Kranke 
ſelbſe mitbringen, oder von feinem Fürſorger ober Vormunde er⸗ 
halten, jedoch iſt es aus mehreren Rüͤckſichten nöthig, unter den 
Pfiegelingen Gleichheit des Berhältniſſes einzuführen, und in WAE 
und Kleidung keine bedeutende Verſchiedenheit zu geftatten; wir, werden 
es daher gerne ſehen, wenn alle Pfleglinge eine gleiche, ſchlichte 
und einfache bürgerliche Kleidung von blauer Farbe tragen, und dier 
jenigen, die auf eigene, auf Familien⸗ oder auf Gommern 
fid in der Antalt befinden, fid) vor denen nichts aumaßen, die auf 
öffentliche Koſten in die Anſtalt aufgenommen werden. i 

Ces folk das dagu nöthige Material auf die moplfeitgte Weil be 

ſchafft, und defen Zubereitung aud) fo wenig koſtſpielig gema 
werden, als möglich. 


E) 
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H. Hinſichts der Berechnung der geſammten Unterhaltungskoften ber 
merken wir, daß 
bie Verpflegungskoſten monatlich, * 
die Heilkoſten vierteljährlich, und 
j die Bekleidungskoſten halbjährlich 
berechnet und eingezogen werden folen, 

Für bie Bperaufſicht, ärztliche Pflege, für Wohnung, Stuben⸗ 
feuerung, Wäſche, Beleuchtung Lagerſtelle und alles ähnliche wird 
nichts bezahlt, auch kein Aufnahmegeld entrichtet, 

X, Jedem Zögling ſteht der Betrieb einer ſolchen Beſchäftfgung für eis 
gene Rechnung zu, welche die Ruhe und Ordnung der Anſtalt nicht 
ſtört, indem das Krankenhaus keine Öffentliche Werkanſtalt feyn 


ſoll. z 

X. Auch erhält jeder Zögling einen Anthefl des Instituts + Gartens, 
von der Breite einer Ruthe und achtzehn Ruthen Länge, oder qy 
Morgen Magdeburgiſch, mit Ober⸗ und Unterfrüchten zur eigenen 
Beſtellung und eigenem Genuß, und unter der Verpflichtung, dar⸗ 
auf drei Bäume zu pflanzen, oder wenn fie vorhanden find, zu 
unterhalten und zu pflegen. 3 

L. Dagegen miffen fid) bie nicht ſtets bettlägerigen, und ganz unbeſchä⸗ 
tigten Pfleglinge alle kleinen Bedürfniſſe, Kämme, Nadeln und Béns 
der ſelbſt anſchaffen, und es wird nur für die auf öffentliche Ko⸗ 
fen untergebrachten, ſtets bettlägerigen oder fonft arbeitsunfähigen 
Pfleglinge dieſes kleine Beduͤrfniß verguͤtet. 

M, Für dergleiche preßhafte und am Rande des Grabes wankende 
Kranken ijt der Troſt der Religion unentbehrlich, und daher für 
jede Gonfeffion geforgt, um ihnen Morgen und Abenandachten und 
eine ſonntägliche, fo wie auch allen eine Wochentags⸗Andachts⸗uebung, 
für die Katholiſchen in der Kirche der Anſtalt, für bie Evangeliſchen 
in einem dazu beſtimmten Saale derſelben zu gewähren, fo wie 
denn auch eine Anzahl Bibeln und Geſangbücher unentgeldlich ver⸗ 
theilt und den Pfleglingen zum Gebrauch überlaſſen werden ſoll. 
Selbſt die Allerkränkſten und am meiſten Entftellten werden dems 
nach dieſen gottesdienſtlichen Verſammlungen bewohnen können, 
ohne ihre Mitgenoſſen oder andere Beſucher dieſer Betſtunden und 
Kirchenandachten zu ftéren, da für dieſelben die nöthlgen Abſonde⸗ 
rungen angebracht werden ſollen. 

N. Die Hausgeſetze des Inſtitus werden nicht nur in der Anftalt ſelbſt ul: 
fentlich angeheftet, fondern fie werden auch den Pfleglingen in Abs 
ſchrift oder Abdruck behaͤndigt werden. Y 

©. Auf die innere Ordnung wacht die Inſpection, beſtehend aus dem 
Inſpector der Anſtalt, fetzt Herr Kreisſtener⸗Einnehmer Borchert, dem 
Oberarzt, jetzt der Herr Dr. und Kreisppyfikus Schaal in Culm, 
und dem Hausarzt, Herr Kreis⸗Ehirurgus Ziesler. 

Dieſen Sberbeamten gebt zur Hand der Mufſeher und Pfoͤrt⸗ 
ner Sommer, der AMufmárter Röder, zwei Aufwärterinnen, eine 
Waſchfrau und ein Nachtwächter, welche die Dienerſchaft der Anz 
alt ausmachen. 5 

P. Daß von der Sufpection, der Dienerſchaft und den Pfleglingen 
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Juſttuction, Etat und reſp. Hausgeſetz frenge beobachtet, und jede 

Vetnachläſſigung der Menſchenpflicht, fo wie jeder Druck der Gin 

faßen verhütet, jedoch auch der Auſtalt und ihrem wohlthätigen Zwecke 

nicht geſchadet werde, ift der Fürforge und Aufſicht des Curators 
der Anſtalt, des Herrn Landraths Gerdes, überlaffen worden, wel- 
cher in Ninwinszyn, Schwetzer Kreiſes wohnt. 

Mehrere Mufterungen haben erwieſen, daß der Herr Curator die 
Inſpection und die Dienerfchaft in den verfloffenen 6 Probejahren 
mit Treue, Fleiß, Puͤnktlichkeit und Umficht für das Beſte der 
Anſtalt geforgt und fid unſerer Zufriedenheit eben fo, wie des Ber 
trauens der Einſaßen würdig gezeigt haben. 

Q. Der Beſuch der Anſtalt fteht jedem Fremden gebildeten Standes, 
fo wie allen denen, die ihre darin aufgenommenen Bekannten zu 
beſuchen wünſchen, unter Vorwiſſen der Inſpection frei. 

Wir ſchließen diefe Darſtellung der allgemeinen Verhältnſſſe dieſer 
Anftalt mit dem herzlichen Wunſche, daß fi) dieſelbe durch ſteigende 
Nützlichkeit immer mehr wohlthätig bewähren und des allgemeinen Ver⸗ 
trauens erfreuen möge. 

Marienwerder, den 15. Mai 1822. 

Königlich Preuß. Regierung. 


Nr. 187. 
Gabinetöbefehl wegen der nichtkataſtrirten Grundſtüͤcke. 


Aus einem an Mich erftatteten Berichte des Miniſters des Innern habe 
Ich die Bedenken erſehen, welche die Eigenthümlichkeit des Grundſtener⸗ 
Fataſters von Weſtpreußen bei der Anwendung des Aten und sten Ar⸗ 
titel. der Declaration vom 29. Mai 1916 durch die Gerichtshöfe her“ 
vorgebracht hat. " 

Da diefe Bedenken eine nähere Erörterung ber Localverhältniſſe zur 
Feſiſezung des Begriffs einer bäuerlichen Stelle nöchig machen, und i 
nicht will, daß entweder die Eigenthumsrechte der Gutsherren, dem Geſet 
vom 14. September 1811 entgegen, gefährdet, oder den gegenwärtigen 
Inhabern zweifelhafter Ackerſtellen Rechte, welche ihnen das Geſeh 
einzuräumen berechtigt bat, entzogen werden; fo fege Ich hierdurch feft: 

daß bis zur weiteren geſeslichen Beſtimmung in Weſtpreußen pe. 

nigen Prozeſſe über bie Ahfprüche auf das Eigenthum einer cen 

lichen Stelle aus den Geſezen vom 14. September 1811 und 27 

Mai 1816 ausgeſetzt und nicht entſchieden werden follen, in MET 

chen den Beſitzern der fon vor dem Sabre 1774 mit beſondees 

bäuerlichen Sictfen beſetzten Achernahrungen, die Verleihung de 

Eigentums deshalb ſtreitig gemacht wird, weil fie entweder u, 

a) in den Steueranſchlagen der Provinz nicht zur beſondern . 
chen Hufenſteuer, ſondern zu Schutzgeld angeſetzt worden ſind, lt 

b) unter den Vorwerken und gutsherrlichen Rutzungsrubriken ſich 
veranſchlagt befinden, oder 
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c) nicht im Hauptkataſter, ſondern in deſſen Beilagen verzeichnet 
ehen. 

Die gegenwärtigen Beſitzer ſolcher Stellen, denen die Verleihung des 


Eigenthums nur aus den vorbemerkten Grunden verſagt wird, oder auf 


deren Entſetzung nicht ſchon rechtskräftig erkannt worden iſt, ſollen bis 
zur künftigen geſetlichen Beftimmung in allen ihren bisherigen Verhält⸗ 
niſſen erhalten, und in den gegenfeitigen Leitungen bis dahin keine Ver⸗ 
änderungen vorgenommen werden. 

Diefe Anordnung ift gehörig bekannt zu machen und darnach zu 
verfahren. a 

„Die Miniferien der Juſtiz und des Junern haben übrigens gemein⸗ 
ſchaftlich Sorge zu tragen, daß die nähern Erörterungen der Localver⸗ 
haͤltuiſſe zum Behuf einer Ergänzung der Declaration vom 29, Mak 
1816 Art. 4 et 5 gründlich und ohne Aufenthalt vollendet und die Nea 
ſultate bem Staatsminiſterium zur weitern Berathung und Berichtser⸗ 


ſtattung an Mich vorgelegt werden. 
Berlin, den 26. Juni 1822. 


3 63) Friedrich Wilhelm. 
An das Staatsminiſterium. (gez) Friedrich Wilhelm. 


Nr. 188, : 
Refeript wegen der Faͤhranſtalten. 


D. Häufig darüber Beſchwerde geführt wird, daß bie über öffentliche 
Ströme und andere öffentliche Gewäſſer der Monarchie vorhandenen Fährs 
anſtalten im Allgemeinen weder Hinſichts ihrer Sicherheit zu allen Jah⸗ 
reszeiten nach der fehnellen Abfertigung und redlichen Behandlung der 
Neiſenden den Forderungen des Geſetzes und der darauf beruhenden bez 
ſondern Fürſorge für die moͤglichſte Verbeſſerung dieſer wichtigen Com⸗ 
municationsmittel eutſprechen; fo ift es für nothwendig erachtet, die 
den Inhabern von Fähr. Gerechtigkeiten in dieſer Beziehung obliegen⸗ 
den Verpflichtungen, für den ganzen Umfang des Staats allgemein gül- 
tig wiederholend hier zuſammen zu ſtellen, wonach die königl. Regie⸗ 
tung nach Eingang dieſer Verfuͤgung fofort zu verfahren hat. 
1 


Im Allgemeinen hat der Inhaber einer Fähtgerechtigkeit die Bers 
pflichtung, die Paſſage an dem beſtimmten öffentlichen ebergangspuncte 
fortdauernd und zu allen Jahreszeiten, mit polizeilich anerkannter Bis 
cherheit zu erhalten. Es bleibt ihm zwar unbenommen, ſo weit ihn 
die Natur dabei, z. B. mittelſt theilweiſer oder gänzlicher Eisbe⸗ 
Deckung untorſtützt, dies zu benutzen, jedoch ijt er verbunden, jederzeit 
ſolche Vorrichtungen zu treffen, wie fie den jedesmaligen Umſtänden und 
dem Zwecke der Sicherheit angemeſſen find, 


9. 2. 
Der unmittelbare Vorſteher einer Fähranſtalt, Pächter oder Gege 
ſchiffer ſowohl, als auch defen Lente, müffen der Stromfahrt kundige 


„ 


Leute ſeyn, und darf Niema 
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mb dazu angenommen werden, der feine 
Qualification vorher nicht genügend nachgewieſen hat. d 
3 $. 8. 
Die Belaſtungsfähigkeit einer jeden öffentlichen Fähre, Prahris 
oder Ueberſetzbootes, muß unter Leitung des Kreisbaubedienten mit Zu⸗ 
ziehung eines zuverläſſigen Schiffers ein für alle Mal feſtgeſtellt, und 
zu dem Ende mittelft einer unauslöſchlichen weißen Marke, um das Ge⸗ 
fäß berum, bezeichnet werden. 
Ueber diefe Marke hinaus darf daſſelbe unter keinen Umftänden, 
bei ſchwerer Verantwortlichkeit des Faͤhrs⸗ Inhabers, belaſtet werden. 


$. 4. 

Oer Ueberſat muß zu jeder Cages ⸗ und Nachtzeit, infofern ein mit 
dem Staate beſtehender Contract nicht etwas anderes feſtſetzt, wie auch 
ſewohl bei gutem als üblem Wetter, ohne Zeitverluſt Patt finden. 
EGrfordern ungewöhnliche Natursreigniffe, als hoher Waſſerſtand, 
Eisgang, Wind ıc. y einen ungewöhnlichen Kraft⸗ und Koſtenaufwand, [o 
Bat der Faͤhrinhaber Anſpruch auf deren Vergütung, und kann demge⸗ 
mäß höhere als die gewöhnlichen Ueberſatgebüßren fordern. 

Dieſelben dürfen nach Maaßgabe der Umftände das Doppelte und 
Dreifache betragen, das Vierfache aber nicht überſteigen, Falls fid) der 
Neiſende nicht aus eigener Bewegung zu einer höhern Vergütung vet 
anlaßt findet. Andern Falls bleibt es demſelben jederzeit unbenommen, 
inſofern er die Steigerung der Satze um das Doppelte, ober Drefs und 
Vierfache unangemeſſen findet, darüber auch nachträglich bei der vorge⸗ 
festen Polizeibehörde Beſchwerde zu führen, und auf deren Zeftfegung 

anzutragen, der fid) ber Faͤhrinhaber unterwerfen muß. 

Ausgenommen von obigen Beſtimmungen bleiben natürlich Füge au⸗ 
le Lebensgefahr, wo dann der Ueberſatz gang unterbleiben 
muß. 


8. 5. 
Einzelne Perſonen mifen ſofort übergefegt werden, wenn fie fo 
viel entrichten, als das Fahrgeld von einem Fuhrwerke, bei deffen Er- 
reichung die Faͤhranſtalt zum alleinigen Ueberfatz verpflichtet ijt, veträgt⸗ 
Auch ift der Fährmann verpflichtet, nach beendigtem Ueberſatze 19^ — , 
fort zu feiner Station zurückzukehren, ohne auf Müͤckfracht zu warten. 


9.6. 

Sobald ber Uebergangspunkt mit Eis bedeckt ift, und mit Fuhrwer⸗ 
ken paſſirt werden fami, if der Eigenthümer der Fährgerechtigkeit vers 
yflichtet, für ſichere Uuf⸗ und Abfahrten durch Breter⸗Anlagen ober 
Schwimmbrücken zu forgen, in fo weit, als es nach dem Urtheile der 
Local- Polizeibehörde nothwendig ift. Auch ijt bei anhaltendem Froſte 
die Eisbahn zu verſtärken und demnächſt dergeſtalt zu bezeichnen, daß 
ſie bei dem Uebergange nicht verfehlt werden kann. 

Für die daraus dem Berechtigten erwachſenden Kosten wird demſel⸗ 
ben eine angemeſſene Vergütung zugeſtanden, welche von der Königl. 
Regierung für jede Fähranſtalt ihres Departements ein für allemal, ber 
befonderu Localitat derfellen gemäß, feftgefegt und Demnächft zur Sf 
fentlichen Keuntniß gebracht wird. 


= Den 28. Auguſt 1822. 715 


Siue deingende Veranlaſſang ſoll diefe Bergütung jedoch) niemals 
die Hälfte des Fährgeldes bei offenem Waſſer überſteigen, und fid) jes 
derzeit nur auf den Erſatz der erforderlichen often beſchränzen. 

7. 


Eben dieſelben Grundſaͤtze finden auch Anwendung, wenn der Ges 
brauch der Fähre, des Prahm's oder eines Boots, ſelbſt zum Ueberfag 
über nicht zugefrorne Stellen am Ufer oder in der Mitte des Gewäſ⸗ 
ſers nothwendig iſt. í 

. 8. 

Sind die vorhin gedachten Vorrichtungen nach dem Urtheile der Los 
Cal = Polizeibehörde nicht mehr erforderlich, fo muß Uebergang und Fahrt 
ganz unentgeltlich geſtättet werden. 


6. 9. k 
Wird ber Uebergang durch eingetretene Umſtände lebesgefährlich, fo 
if der Fährinhaber gehalten, dies an den betreffenden Stellen durch ges 
wöhnliche, in der Eegend übliche Warnungezeſchen anzuzeigen. Die Loz 
Nenn hat hierauf bei eigener ſtrenger Verantwortlich keit zu 
en. 
8.10, Á 
Die, in den $. 4, 6, 7, 8 zur näheren Feſtſetzung verwieſenen Bers 
gütungsfätze und Befreiungen finden in den Fällen keine Anwendung, 
wo durch beſtehende, mit dem Staate geſchloſſene oder von demſelben Des 
flátigte Contracte, und fo lange diefe beſtehen, andere Tarifſätze aus⸗ 
drücklich vorgeſchrieben find, j 


$. 11. 

Jeder Inhaber einer Fährgerechtigkeit iſt verpflichtet, in fo weit 
dies bis jetzt noch nicht geſchehen ift, den bejtütigten Tarif auf dem 
Ueberſatzgefuͤße ſelbſt, oder am Ufer an einer ſchicklichen Stelle, auf eis 
ner gemalten Tafel zu jedermanns Einſicht aufzuſtellen und zwar in der 
Art, wie es durch die landräthliche Behörde feines Kreiſes, die denſel⸗ 
ben zu redigiren hat, angeordnet wird. 

. 12. 

„Es oll mindeſtens in dn Jahre von Amtswegen eine gweimas 
lige Reviſton einer jeden Fihr: und Prabm⸗Anſtalt durch den Kreis⸗ 

aubedienten, und zwar einmal mit dem Abgange des Winters, und 
einmal im Sommer ſtatt finden, und dieſelbs insbeſondere ſtrenge auf 
die bauliche Beschaffenheit der Ueberfatzgefäße gerichtet werden. Der Ans 
weiſung des Kreisbaubedienten hat der Fuhrinhaber in dieſer Beziehung 
unweigerlich Folge zu leiſten. 

Sollten die gerügten Mängel bei der darauf folgenden Sommer⸗ 
Nevifion id) wider Verhoffen noch nicht erledigt finden, fo hat der Bau⸗ 
bediente das Erforderliche auf Koſten des Verpflichteten ſofort anzuord⸗ 
nen, die nöthigen Falls von dem letztern erecutivifch beizutreiben find. 


$. 18. 

Auf die Befolgung dieſer, lediglich das allgemeine Beſte zum Zweck 
babenden Vorſchriften, iſt mit aller Strenge zu halten, und finden bae 
gegen die in den ſpeciellen Gontracten, und in deren Ermangelung, die 
im allgemeinen Geſetz und in beſonderen Verordnungen auf Polizeiver⸗ 
gehen angeordneten Strafen Anwendung. 
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Geldſtrafen werden von dem unmittelbaren Nutznießer der Fͤhrge⸗ 
rechtigkeit eingezogen, dem es überlaffen bleibt, an den eigentlichen Gom" 
travenienten, in fo fern er ſelbſt es nicht ift, feinem Regreß zu nehmen. 
Berlin, den 28. August 1822, 
v. Bülow. 


x Minifterium des Handelt 
An die Königl. Regierung zu Marienwerder. s 


Nr. 189. 


Die Erhebung des Stand- ober Marktgeldes bei Märkten 
in den Staͤdten. 


Wen durch das Edict vom 2. Novbr. 1810 den Communen oder Pri⸗ 
vatperſonen jede Gewerbs⸗Abgabebeſteuerung des Gewerbes an fi) uns 
terfagt worden, da das Recht der Steuer nur ein Vorbehalt des Staats 
ift, fo hat diefe Vorſchrift doch auf ſolche Erhebungen keinen Einfluß, 
welche eine Vergütung für Gewahrniſſe und Bequemlichkeſten bei Gele⸗ 
genheit des Gewerbebetriebes enthalten. 

Hierher gehört unbedenklich die Einforderung eines mäßigen Stand? 
oder Marktgeldes von denjenigen, welche auf Jabr- oder Wochenmärk⸗ 
ten eine von der Kämmerei aufgeſetzte oder unterhaltene Bude benutzen, 
oder andere Gebäude zur Feilhaltung ye Waaren in Gebrauch neh? 
men, oder welchen zur Errichtung einer eignen Bude oder Waarentiſches 
ein Gemeindeplatz miethsweiſe eingeräumt wird. 

So wenig den ſtaͤdtiſchen Communen die Befugniß verweigert wer 
den darf, ſich durch die Erhebung einer müfigen Beiſtener für diele 
Berwilligung und für die in Folge derſelben nöthig werdende Rein? 
gungskoſten ſchadlos halten zu laffen; fo wenig können die Gewerbetrel 
benden, welche durch Feilhaltung ihrer Waaren mit Einſchluß ihres ei 
getriebenen Biches, die Stäͤdtſchen Märkte befuchen, fid) entbrechen, eine 
Abgabe zu entrichten, die nach mäßigen Satzen normirt ijt und dazu dient, 
den Marktverkehr zu erleichtern. 

Es darf indeſſen von diefer Befugniß durchaus kein Mißbrauch ges 
macht werden, oder die derartigen Erhebungen nicht gar in Bedriu 
gen des Publikums ausarten. Zu dem Ende erhalten die Polſzeibehbr, 
den hiemit den gemeffenen Auftrag, den Hebungefägen bie mögliche 
Publieität zu geben, nachdem fie worhero den vorgefagten lawtrütblidn 
Temtern zur genaueſten Prufung vorgelegt worden, welche ſowohl beit 
angewieſen, als auch gleichzeitig verpflichtet werden, mit Aufmerkſamken 
darauf zu wachen, daß jede Packerei bei der Erhebung vermieden un 
etwa vorkommende Fälle ſtrenge geahndet werden. " 

s Bei Entwerfung de Eryebunge» arifa ic übrigens der Grundl 
feſtzuhalten, daß das Markt⸗ oder Standgeld nur allein von den ei 
den Märkten wirklich zum Verkauf geſtellten Waaren und Vieh = a 
keinen Umſtänden aber von demjenigen Fuhrwerk, deffen fid) die, abe 
Markt ſonſt beſuchenden oder bloß Burchreiſenden bedienen, eine arg 


pe 
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Einfuhrgeld) erhoben werden darf, weil es dieſer Hebung durchaus an 
einem geſetzlichen Fundament fehlt, und es vollig unſtatthaft it, daß 
Jemand, der zu Fuß, oder zu Pferde, oder im Wagen einen Ort bes 
ſucht, zur Zahlung einer Abgabe gehalten ſeyn foll. 

Hiernach möge fid) das betreffende Publicum überall achten. 


Marienwerder, den 7. Januar 1828. 
Königlich Preuß. Regierung. 


Nr. 190. 


Wegen Concurrenz der Pfarrer und Schullehrer zu den 
Feuerloͤſchgeraͤthſchaften. 


. Anfragen darüber, ob und wie weit Pfarrer und Schul⸗ 
lehrer zu den Feuer⸗Loͤſchgeräthſchaften ihrer Commune beizutragen vers 
pftlchtet find, geben uns die Veranlaſſung, piedurch zur allgemeinen 
Senntnig zu bringen, daß die Pfarrer und Schullehrer zwar verbunden 
bleiben, als Hausväter, die nach dem Reglement für das platte Land 
von Preußen zur Verhütung der Feuersbruͤnſte vom 3. Juni 1770 b. 24. 
von jedem Wirth anzuſchaffenden und zu unterhaltenden Löſchgeräthſchaf⸗ 
ten aus eigenen Mitteln gleichfalls anzuſchaffen und zu unterhalten, daß 
fie jedoch nicht verpflichtet werden können, zu den, im 8. 25. jene8 Res 
glements bezeichneten Feuer⸗Löſchgerͤͤchſchaften des Ortes mit beizu⸗ 
tragen, da fie als Geiſtliche von den Landes⸗ und Gommmalabgaben 
befreit ſind. Die Behörden haben ſich nach dieſer Beſtimmung in vor⸗ 
mmenden Fällen zu achten. 
Danzig, den 4. Februar 1823. 
Königl. Preußiſche Regierung. Erſte Abtheilung. 


Nr. 191. 


Wegen Erhebung einer rome und Bollwerksſteuer 
i in Elbing. 


S. Verfolg ber, im 6. Stücke unſeres diesjährigen Amtsblattes ente 

deltenen Bekauntmachung, in Betreff der vom 1. Maͤrz d. J. ab, in 
er Stadt Elbing ſtattfindenden Erhebung einer Stroms und Bollwerks⸗ 
ner, wird hiemit das Regulativ nebft dem dazu gehörigen Tarife, wos 

$ die Erhebung dieſer Steuer ftatt finden wird, zur allgemeinen 
enntniß gebracht. 

Aegulatto zur Erhebung einer Stroms und Bollwerks⸗ 

euer zu Gunſten ber Stadtgemeinde zu Elbing. 

à adjbem des Königs Mafeſtät durch bie Allerhöchfte Cabinetzordre 

È Verona den 2. November 1822 zu genehmigen geruhet haben, 
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daß in der Stadt Elbing eine Strom⸗ und VBollwerkſteuer zum Beſten 
des Stadtſchulden⸗Tilgungsfonds eingeführt werden darf, fo wird, Der 
hufs der Erhebung dieſer Abgabe, Folgendes hiemit feſtgeſetzt: 

1. 


F. 1. 
Ganz frei von der Strom- und Bollwerksſteuer bleiben, ſelhſt dann, 
wenn auch mit den Ladungen der Strom, die Ladebrücken und Boll 
werke paſſirt werden, 
1) alle Gegenftände, welche nach der Königlichen Abgaben⸗Erhebungs⸗ 
rolle vom 25. October 1821 bei der Ein⸗ und Ausfuhr abgabenfrei find 
2) alle Waaren Königl. Factoreſen, 
8) alle Militair⸗Effecken und Königl. Magazingüter. 
, Getreide, das in Sicken eingeht, 
5) Bier und Biereſſig beim Ausgange, 
6) Soſt in Fäſſern beim Eingange. 
Ferner find frei alle ein⸗ und ausgehende Gegenſtände, die unter 
einem Centner wiegen. 


F. 2. z 

Die Strom und Bollwerksſteuer ſoll nach den Grundfügen des ber 
fonder ausgearbeiteten, sub A. hier beigefügten Tarifs, und von den 
darin benannten Waaren erhoben werden, wenn fie zu Waſſer eingehen. 
Sie unterliegen aber auch der Abgabe, wenn fie im Winter zu Gif 


ein oder ausgefuhrt werden. 


. 8. 

um die Abgabe zu vereinfachen, und damit fie, ben Alkerhöͤchſten 
Beſtimmungen gemäß, fo wenig dem Publico, als, insbeſondere den 
Schiffen laͤſtig falle, foll fie von allen Material-, Gewurz⸗, Many 
facfume und Fabrikwaaren at. 2c., welche Posit, 2. ad a, des Tarifs aus⸗ 
drücklſch benannt find, nach dem verschiedenen Gewichte der Collie, als: 
Fäſſer, Tonnen, Kiſten, Ballen, Säcke, Päcke und Körbe, für andere 
Gegenſtaͤnde aber nach Laſten, Schiffspfunden und nach Sruͤckſͤtzen er⸗ 
hoben werden. 


2 8 A 

Alle der landesherrlichen Steuer unterworfene Gegenftände entrich⸗ 

ten die Strom⸗ und Bollwerksſteuer gleichzeitig mit den Wagegeldern 
an den, beim neuen Packhofe angeſtellken ftädtifchen Wagemeiſter, wel 
cher in feinem Waage⸗ Regiſter eine beſondete Colonne von dieſer ? 

gabe führt und den Betrag gleichzeitig mit den Wagegeldern zur Kämme 


mereicaſſe abliefert. 


$5. 
Die ſteuerfreien Gegenſtaͤnde werden 
ay bei kleinen Ladungen von höchftend zehn bis zwölf Golis an den 
Bäumen mit der Abgabe getroffen. Die Erheber find die Baum. 
Einnehmer, welche zu dieſem Zwecke Regiſter führen, über den 
trag der Steuer quittiren und ihre Einnahme am Schluſſe eder 
ode an den Wagemeiſter abliefern. Letzterer hat zugleich die 
Berpfistung ſich von der richtigen Erhebung an den Bäumen zu 
uͤberzeugen. É 
b) Bei größeren Ladungen find die Schiffer verpflichtet, „an den Die 
feite des Elbingfluſſes befindlichen Löfhplägen, nälich am Aſch⸗ 
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Hofe, an der Eiſenwage oder am Licenthauſe anzulegen und fid) 
bei bem Waagemeiſter am neuen Packhofe zu melden, der ihre Las 
dung nach Maßgabe der ihm vorzulegenden Frachtbriefe bucht und 
danach die Steuer erhebt. Von denjenigen Gegenftänden, welche 
ohne Frachtbriefe geladen worden, muüſſen die Schiffer beſondere 
Declarationen, jedoch nur mündlich abgeben, und werden bie Abe 
gaben dafür ebenfalls an den Wagemeiſter entrichtet. 
6. 


4. 6. 
Beim Ausgange findet Hinſichts der, g. 4. gedachten Gegenſtaͤnds 
das daſelbſt vorgeſchriebene Tenne wegen der Verabgabung ſtatt. 


Von den ausgehenden, im freien Verkehr befaugenen Waaren, welche 
durch Kaufleute verſendet werden, müſſen diefe am Schluſſe jeden Monats 
dem Wagemeiſter eine ſchriftliche Declaration von den, im Laufe des 
Monats verſendeten Gegenſtänden einreichen und davon die Strom⸗ und 


Bollwerksſteuer entrichten. 


9. 8. 

Diejenigen Verſendungen, welche nicht von Kaufleuten ausgehen, 

werden von dem jedesmaligen Abſender ſogleich bei dem Wagemeiſter 
mündlich declarirt und verſteuert. i 


$. 9. V 

Ueber den Betrag ber erlegten Steuer werden von den Erhebern ge⸗ 

druckte Quittungen ertheilt, welche neben dem Namen des Einzahlers 
auch die beſteuerten Objecte enthalten. i 


$. 10. 

Die Unterlaffung ber in ben vorſtehenden GF. 7 und 8, gegebenen 

Vorſchriften ziehen bie, im Allgemeinen Landrechte Thl. 2., Tit. 20, 

. 977 sq. und der Zoll⸗ und Verbrauchs⸗Steuerordnung vom 26. Mai 
1818 beſtimmte geſetzliche Strafe der Befraudation nach fid. 


5. 11. 5 

Nur bei dringendem Verdachte, daß ein Schiffer Defraudatfonen 
deabſichtige, kann eine Reviſton des Schiffes und der Ladung fatt fine 
den. Es iſt dazu aber jederzeit die Genehmigung des Ober⸗Zoll⸗In⸗ 
ſpectors erforderlich. "s P 

z 1 91 2 

Wegen begangener Steuervergehen führt der Maglſtrat die In⸗ 
Teuction der Sache und faßt 1 05 die Straf⸗Reſolute ab, ſofern die 
geltsliche Strafe fünf Thaler nicht überſteigt. Erreicht der Strafbettag 
eine größere Höhe, fo gelangen die Acten zur Entſcheidung an die vors 
geſetzte Regierung. 


* 8$ 18. $ 
"mL Augeſchuldigten ſteht e frei, während der ſummarkſchen tna 
terſuchung bis zu deren Schluß auf gerichtliche Unterſuchung und Abfafe 
ung eines foͤrmlichen Erkenntniſſes anzutragen. Es ift ferner dem Ans 
eſchudigten unbenommen, binnen 10 Tagen gegen ein Reſolut des Magi⸗ 
b Atg den Recurs an die vorgeſetzte Regierung zu ergreifen. Hat de Unges 
Kbulbigte aber einmal dieſen Weg gewählt, fo muß er bei bem, was 
iui den eingelegten Recurs feſtgeſetzt wird, ſich beruhigen, und Fann 
weiter auf den Antrag einer gerichtlichen Unterſuchung zurückgehen. 
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; 8. 44. 
Dem Denuncianten foll die Hälfte der zu entrichtenden Strafe zu 
Theil werden. 
Danzig, den 18. Februar 1323, 
Koͤnigl. Regierung. Erſte Abtheilung. 
E Beilage sub A. 
Tarif zur Erhebung der, durch bie Allerhöchſte Cabinetsordre d. d. Der 
~ vona den 2. November 1822 genehmigten Strom: und Bollwerksſteuer 
zum Beſten des Elbinger Stadt⸗Schulden⸗Tilgungsfonds. 
I. Abtheilung. 
Gegenſtäͤnde, welche keiner Abgabe unterworfen find, 
Ganz frei bleiben: t 
. 1) alle Gegenftände, welche nach der Königl. Abgaben Gicfebungérolle 
vom 25. October 1821 bei der Ein ⸗ umb Ausfuhr abgabenfrei find 
2) alle Waaren Königl. Factoreien, 
alle Militair⸗ Effecten und Königl. Magazingüter, 
4) Getreide, das in Säcken eingeht, 
5) Bier und Biereſſig beim Ausgange, 
6) Obſt in Fäſſern beim Eingauge. A 
Ferner find frei alle, ein⸗ und ausgehende Gegenſtaͤnde, bie unter 
einem Centner wiegen. 
II. Abtheilung. 
a) Gegenftände, für welche pro Laſt 21 Sgr. zu entrichten if: 
1) Getreide aller Art, 
2) Oelſamen, 
8) Steinkohlen, 2 y 
4) Flachs, Hanf und Hanfheede, 
5) Kreide, 
6) ordinaire nordiſche Heringe, 
7) Kalk, 
8) Theer, 
9) Gyps, 
10) Weedaſche und rohe Aſche, und zwar von den letzten Gegen⸗ 
ftänden zu 12 Tonnen auf eine Laft gerechnet, 
~ 11) Garn, zu 150 Schock auf eine Laft gerechnet, r 
12) Polniſche und inlánbifhe Leinwand, wobei 60 Schock zu i 
ner Laſt anzunehmen. 
b) Gegenſtände, welche mit einem Silbergroschen pro Schiſſpfund be⸗ 
ſteuert werden, und zwar folgende lofe Waaren, als: " 
Eiſen, Blei, Zinn, Zink, Farbeholz, Taback, Kupfer, kupfern 
Geräthe und Okras. 
Oer nämliche Satz wird erhoben: 
von Dachpfannen und Mauerſteinen pro 1000 Stuck, 
= Reins und Ruͤbkuchen + pro dito 
Schleifſteine . . . pro Schalder, 
Muͤhlenſteine und Schiſſsanker pro Stück, 
fobftfiffer beim Ausgange . pro 2 Stüd, 
Ochſen⸗ und Pferdehaute , . pro 30 Stück, 
Kälber⸗ Lammer⸗ u. Ziegenhaͤute pro 100 Stück. 
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€) Gegenftände, welche nach Gollis zu 4 Silbergroſchen zu verſteuern find: 
von neuen Clavieren und Piano’, 
= ‚Wagen und Schlitten, z 
í = Block Mahagonpholz, 
ch Gegenſtände, welche vom Gollt, nach Maaßgabe ihrer Schwere, 1 
bis 2+ Silbergroſchen entrichten, als: e 
von 1 bis 8 Centner 1 Sgr. 
„3 bis 8 Centner a 
s 8 und darüber . . Bio. 

Dahin gehören: Kaffee, Kakao, Zucker, Wein, Weineſſig, Rum, 
Arrack, Branntwein, Bier, Biereſſig, Syrup, Taback, Oel, Talg, 
Thran, Reis, Gewürze, Manufactur⸗, Fabrik⸗ und Farbe⸗Waa⸗ 
ren, ausländiſche Früchte, Thee, mineraliſche Waſſer, Fayence, 
Pottasche, Hopfen, Wachs, Holl. Heringe, Honſg, Butter, Käse, 
Federn, Federpoſen, Borjten, Leder. i 8 

e) Alle Gegenſtäͤnde, welche im der II. Abtheilung nicht beſonders ber 
nannt und auch nicht als abgabenfrei bezeichnet ſind, ſollen als 
allgemeiner Satz für das Colli von wenigſtens zwei Gentnern zwei 
Silbergroſchen, ohne Rückſicht auf deffen weitere Größe, entrichten. 

gemeine Beſtimmungen. D 
Die vorſtehend feſtgeſetzten Abgabenſaͤtze werden, ſofern nicht beſon⸗ 
dere Ausnahmen ein anderes beſtimmen, ſowohl beim Eingange, als 
beim Ausgange der Waaren erhoben. 
Danzig, den 18. Februar 1823. 
Koͤnigl. Preuß. Regierung. Erſte Abtheilung. 


Nr. 192. 


Wegen der Stand- und Marktgeld⸗ Erhebung bei Märkten 
in den Staͤdten. 1 


Sg. finden uns in Gemäßheit einer Minifterial Verfügung vom S. 
v. M. veranlaßt, unſere Bekanntmachung vom 7. San. o. (Amtsblatt 
Pro 1823 No. 4. pag. 29.) zur Vermeidung unrichtiger Deutung dopis 
in declariren, daß den Gommunen zwar nicht unbedingt die Befugniß ein⸗ 
(ERES werden kann, für den Platz, auf welchem die Marktverkäufer 
te Waaren feilbieten, ein Marktgeld zu fordern, indem diefe durch 
ie Berechtigung zum Marktverkauf [don eine gewiſſe Stelle auf dem 
arkte ſelbſt erworben haben, daß ihnen aber allerdings zuſtehet, eine anges 
meſſene Entſchͤdigung für bie den Verkäufern etwa eingerdumten Buden 
der andere Gelaſſe mit letzteren zu verabreden, indem dieſes nicht als 
eigentliches Marktſtandgeld zu betrachten ift, und daß, wo die Kämmerei 
Mon vor der neuen Geſetzgebung im rechtmäßigen Beſitz einer Markt⸗ 
und Standgeld Erhebung geweſen ijt, ſolches bis auf weiteres auch fera 
nerhia ftatt finden kann. 
Die Behörden und das Publicum haben ſich hiernach zu richten. 
Marienwerder, den 17. April 1828. Königl. Preuß. Regierung, 
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3 Nr. 193. 
Reſcript wegen den Pfandgeldes. 


Da Vuſtizminiſter findet zu dem, von dem Königlichen Oberlandesgerichte 
unterm 14. März c, in Antrag gebrachten neuen Geſetze: wegen Beim” 
mung des gewöhnlichen Pfandgeldes, keine gentigende Beranlaffung. DA 
die Verordnung wom 1. Mai 1803 bei der Bestimmung des Pfandgel⸗ 
des für das Mieh, welches unter der Kufſicht des Hirten Schaden zue 
fügt, ausdrücklich auf das, was Gebrauch und Gewohnheit der Provins 
mit fih bringt, binweifet, wie foldes auch in andern allgemeinen Ge 
Tegen vorkömmt; fo muß der Richter nach dieſer Gewohnhelt fid) achten, 
und ſolches erforderlichen Falls ermitteln. Berlin, d. 9. Mai 1823. 


- „Der Juſtizminiſter Kircheiſen. 
An dos Röuigt. Sberlandergeriht zu 7 d 
Marienwerder. 


vat Nr. 194. 
Die Beſitz⸗Veränderungen ländlicher Grundſtuͤcke betreffend. 


Di. Berichte, welche wegen der Beſitz⸗ Veränderungen der Grund⸗ f 
ſtücke in den Domainen⸗Aemtern eingehen, zeigen, daß nicht überall 
nach gleichen Grundſätzen verfahren und öfters fogar die hierüber erlaſ⸗ 
fenen geſetzlichen Beſtimmungen außer Acht gelaſſen werden. x ! 
Um bei der Bearbeitung dieſer Geſchäfte eine allgemeine Ueberein | 
ſtimmung des Verfahrens zu weranlaffen, haben wir mit Bezugnahme 
auf die Geſetzbeſtimmungen folgende Grundſätze aufgeftellt, nach welchen 
fi alle, bei Beſitzveränderungen concurrirende Behörden ſowohl, a 
auch die Privat⸗Perſonen in den Königl. Domainen⸗Temtern, die Grunde 
e vornehmen, auf das genaueſte zu achten 
aben s EANA 
1) das fiskalische und geundhertliche Intereſſe bringt es mit fii, daß 
keine Befigveränderung in den Bezirken der Königl. Domainen: In, 
tendanturämter vorgenommen werde, von welcher der betreffen 
Königl. Domainen- oder Intendantur - Beamte, oder deffen. Sti 
vertreter nicht in Kenntniß geſetzt worden, um entweder, wenn. 
nach den weiter unten folgenden Beſtimmungen nöthig iſt, une 5 
Conſens nachzufuchen, oder wenn die Conſens⸗Kachweifung met 
bleiben kann, bie amtlichen Notizen, z. E. die Helfen ene e 
len, die Hebe Regiſter zu berichtigen, auch das fiscalifhe Suter 
wegen der etwanigen Rückſtaͤnde an öffentliche Communal G 
gehörig wahrzunehmen. t P 
Ale Anträge der Privatperfonen bei den Herren Domainen- uuf 
Jutendantur⸗ Beamten oder deren Citellsertretern, welche fh A 
Grundſtuͤcks⸗Beſitzveränderungen in den Domainen⸗ und Intendantur⸗ | 
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Temteen dide, müſſen, felbft in dem Falle, wenn auswärtige 
Gerichtsbehoͤrden oder Notarien Contracte über dergleichen Berig- 
veränderungen gefchloffen haben, von der Domainen⸗Verwaltungsbehörde 
an die Gerichtabehörde gewieſen werden welche die Hppothekenbü⸗ 
Se ue die Gruubjtde führt, worauf fih bie Befigveränderung 
egtebt. . ji 
Auch find die p Hid verpflichtet, ſobald 
fie in Erfahrung bringen, daß Veräußerungen oder Zerſtückelun⸗ 
gen in ihren Geſchäftskreiſen vorgenommen werden, ohne daß dar⸗ 
über ſchriftliche Verträge abgeſchloſſen, oder bie ſchriftlich abge⸗ 
ſchloſſenen Verträge dem Hypothekenduch führenden, Gerichte nicht 
eingereicht ſind, davon dieſem Gerichte zur rechtgültigen Errichtung 
25 woe? und Berichtigung des Hypothekenwefens Nachricht mit: 
zutheilen. 5 

Die Königl. Landgerichte werden von den Grundftitcks« Befisveräns 
derungen und von den Zerſtuͤckelungen die betreffenden Domainen⸗ 
und Jutendantur ⸗Aemter ſobald als möglich in Kenntniß fesen, 
und den legteren liegt es ob, den Gonfens entweder bei uns unter den 
weiter folgenden Beſtimmungen, unter Beifügung der Kauf- Tauſch⸗, 
Schenkungs⸗ Contracte oder Erbtheilungs⸗Receſſe, fo wie der Abin 
dicationen in Subhaſtatlonsfaͤllen nachzuſuchen, oder, wenn die 
Conſens⸗Nachſuchung unterbleiben kann, die Nachricht von der Bes 
ſitzveränderung als Notiz amtlich zu benutzen. 

Wenn der Conſens von uns eingegangen ift, fo hat das Königl. 
Domalnen⸗ oder Intendantur⸗Amt dem competenten Gerichte den 
Conſens zu übermachen, die liquidirten Koſten dafür aber von den 
Intereſſenten einzuziehen, und an unſere Sportel- Caffe abzuführen. 

2) Die Conſens⸗Nachſuchung bei uns ijt nicht noͤthig, wenn ‚eigene 
thümliche Grundstücke s 

(Gu kölmiſchen echten verliehene Grundstücke, ehemalige Immer 

diat⸗Bauerhoͤfe, welchen nach der Verordnung vom 27. Juli 

1808, oder ehemalige Zeitemphyteuten ul. f. w., welchen nach 

dem Gefege, die Regulkrung der gutsherrlichen und bäuerlichen 

Berhältniffe betreffend, vom 14, Septbr. 1811 und deffen Decla⸗ 

ration vom 29. Mai 1816 das volle Eigenthum beigelegt ift, 

und deren Beſitzer mit beſtätigten Eigenthums⸗ Berleihungs⸗Ur⸗ 
kunden verſehen worden find) 
ungetheilt in das Eigenthum eines Andern, der nach allgemeinen 
Vorſchriften zum Grundbeſitze berechtigt ift, übergehen. 

Nur wenn ganze Dorfs⸗ Gemeinden unbewegliche Güter durch einen 
lästigen Vertrag an fid) bringen, ift nach Vorſchrift des Algem. 
L. R. Th. II. Tit. VII. 8. $3. bie Conſens⸗Nachſuchung noch ets 
forderlich. k 

Wegen der mennonitiſchen Glaubensgenoſſen und ihrer geſetzlichen 
Unfähigkeit, Grundſtücke, die nicht ſchon früher mit Conſens in dem 
mennonitiſchen Beige geweſen find, ohne Uebernahme der Verpflich⸗ 
tung zu Kriegsdienſten anzunehmen ober zu theſlen, bleibt es bei 
ben Vorſchriften des Ediets vom 30. Juli 1789 und deffen Declaz 
ration vom 17. December 1801 uber die 8 i Mennoniten, 

> 
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Grundſtücke zu erwerben, Auch find Bie Mennoniten von bem antichre⸗ 
tiſchen Pfandbeſitze ſolcher Grundſtücke gänzlich ausgeſchloſſen, Der 
ren Inhaber militairpflichtig find, 

eſeript des Königl. Minifterit des Innern vom 26, Oethr. 1819. 
Verfügung des Königl. Oberlandesgerichts von Weſtpreußen vom 
19. Novbr. 1819.) X 

3) Die Gonfens-Nahfuchung bei uns if unter abſchriftlicher Beifü⸗ 

gung ber Geffions-Berhandlungen, oder bei gerichtlichen Verkäu⸗ 

fen, unter Beifügung der Abjudiceriond» Beſcheide, in Erbſchafts⸗ 
fällen, unter Beilegung der Erbſchafts⸗Regulirungs⸗ Berhandluns 
gen in Betreff der Grundſtücke nötig, wenn 

a) Geundſtücke nicht in ihrer bisherigen Begrenzung, fondera nur 
theilweiſe in das Beſitzthum eines Andern übergeben ſollen. Hier 
macht es keinen Unterſchled, ob die Grundſtücke zu eigenthamli⸗ 

„chen Rechten beſeſſen werden oder nicht, und finden uberall die 

weiter unten ſtehenden geſetzlichen Grundfäge Anwendung; 
v) bei Abtretungen von Erbpachts ⸗Grundſtücken, 
DE desgleichen von erbemphytevtiſchen und zeitemphytevtiſchen Be⸗ 
ſitzungen; 
d) desgleichen von Grundstücken, in Anſehung deren in den Beſitz⸗ 
Documenten die Conſens⸗Nachſuchung und Ertheilung ausdrüce 
lich betimmt worden ift; x 
e) ferner bei allen ſolchen Grundstücken, deren eigenthümliche 
Qualität noch nicht durch Ertheilung von Eigenthums = Berlei- 
hungs⸗ Urkunden unbezweifelt feſtſteht. 
Werden Contracte über dergleichen Grundſracke eb bis e incl) 
geſchloſſen, fo AR darin die eigentliche Qualität derſelben unter 
x Anführung des ſolche begründenden Verleihungs⸗ Documents, des⸗ 
gleichen bie Nummer, womit das Grundſtück in der Präſtations⸗ 
Tabelle aufgeführt ift, genau anzuführen, und infofern unge⸗ 
wohnliche Verpflichtungen, deren Erfüllung der Berichtigung des 
Beſißztitels vorgehen muß, in den Befig - Urkunden bdeſtimmt 
ſind, als: 75 
an) die, Verbindlichkeit, dem Gutsherrn eine Gantion für die 
3 übernommenen Contracts ⸗ Verpflichtungen zu ftellen, oder 
bb) ein Laudemium bei Beſitveränderungen zu entrichten, 10 
ſind due Verpflichtungen den Summen nach anzugeben, 
und ift ; 
ad ag zu bemerken, wodurch bisher die Caution beſtellt wor 
den Ht, und womit der neue Annehmer die Sicherheit Dir 
ſtellen werde, x 3 

ad bb ber contraetmäßige oder in subsidium nach Theil I. Tit 
18, C. 720 u. b. f. der gefegliche Betrag des Laubemit bis 
zur nähern Ausmittelung und Feſtſtellung anzugeben. 

Auf den Grund der, nach Nr. 1. ben Adminiſtrations⸗ Behörden 

* qugefenben Contracte haben die königl. Domainens und Intendant 
tur⸗Beamten oder deren Stellvertreter, infofern es nach den vorher 
gehenden Beſtimmungen nöthig it, unſern Gonfens zu den sette, 
Veränderungen nachzuſuchen. 
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Wir machen babel bie König, Domainen⸗ und Intendanturs 
Aemter auf die Beſtimmung des Geſetzes wegen der Stempels 
Steuer vom 7. Maͤrz 1822 aufmerkſam, nach welchem 

Berichte, welche von gerichtlichen und Verwaltungsbehörden 

an ihre Vorgeſetzten erſtattet werden, auch dann, wenn fie 
p = Ungelegenheiten betreffen, von Stempelgebühren frei 
ind. 


4) In Rüͤckſicht der Grundſtuͤcks⸗Zertheilungen bemerken wir, gegrün⸗ 
det auf allgemeine geſetzliche Vorſchriften, Folgendes: 

a) bie Beſitzer an (id) veräußerlicher Grundſtücke, von welcher 
Qualität diefe auch ſeyn mögen, find berechtigt, dieſelben till» 
kührlich zu verkleinern, und Subebórungen abgutrenmen, wenn 
nicht Rechte, welche einem Dritten darauf zuſtehen, dadurch vers 
legt werden. 

(Edict, den freien Gebrauch des Grundeigenthums betref⸗ 

fend, vom 9, Oetbr. 1807, F. 4. 

kin pe Beförderung der Landkultur vom 14. September 
f. 1.) s 

b) Bel Bauergütern, welche noch der Regulirung ihrer Eigen⸗ 
thumsverhältniſſe nach der Beſtimmung des Edicts vom 14. Sep⸗ 
tember 1911 und defen Declaration unterworfen find, tritt erft 
nach vollzogener Auseinanderfegung das volle Eigenthumsrecht, 
und damit aud) die Befugniß zur willkührlichen Zertheilung der⸗ 
ſelben unter obiger (1.) Vorausſetzung in Wirkfumeeit. t 

(Edict wegen Regulirung der gutsherrlichen Verhältniſſe 
vom 14. Septbr. 1811, $. 33.) 

c) Daſſelbe gilt von den Beſitzungen ehemaliger bäuerlicher Im; 
meblat- Ginfafen, ſobald die Beſitzer derſelben fid) den vorge⸗ 
ſchriebenen Bedingungen der Efgenthums ⸗ Verleihung unterwor⸗ 
fen haben. Andernfalls muß jedesmal zuvor die fpecielle Geneh⸗ 
migung der unterzeichneten Königl. Stegierung zur Zerſtückelung 
ſolcher Grundstücke nachgeſucht werden. 

d) Unter allen Umſtänden, muß jedoch von dem Veräußerer jede 
Zerstückelung und Frenaung eines Grundſtücks, bei Vermeidung 
einer Strafe von 20 Rthlr., dem vorgeſetzten Königl. Domaiz 
mens oder Intendantur⸗ Beamten oder deren Stellvertreter ſpaͤte⸗ 
fens- innerhalb 4 Wochen nach geſchehener Veräußerung angezeigt 
werden. 

(Edict, den freien Gebrauch des Grundeigenthumg betref⸗ 

fend vom 9. October 1807. F. 4.) 

„ Wenn auf dem dismembrirten oder zu dismembrirenden Grund: 
ſtücke in Abſicht auf den Satz oder ein anderes Verhältniß firivte 
Grund⸗Abgaben und Dominſal⸗ Gefälle oder andere dingliche Prás 
ſtationen an den Staat, Kirchen und Schulen, oder Gommunen 
und Gemeinde⸗Verbaͤnde ruhen, bedarf es zu der Dis membra⸗ 
tion eines eigentlichen Dismembrations⸗Conſenſes, widrigeufalle 
die Abſchreibung und Berichtigung des Beſitztitels in den Hypo⸗ 
thekenbuͤchern verweigert werden dürfte und alle Theile des gera 
Rüdelten Geundſtuͤcks folkdariſch für diefe Abgaben haften. 
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f) Der Dismembrations⸗Gonſens wird, wenn der Grundſtücks⸗Zer⸗ 
Heilung an ſich keine Hinderniſſe entgegen ſtehen, von der Königl. 
Regierung ertheilt. 

E) Damit das erbpachtliche Verhältniß kein Hinderniß der Vereinze⸗ 
lung bleibe, fol eines Theile bie Verwandelung in freies Eigen 
thum, ſo wie dieſes rechtlich angeht, erleichterk, andern Theils 
aber bis dahin eine Einrichtung getroffen werden, die jenen Zweck 
ohne Nachtheil des Erbverpächters ſichert. 

(Edict zur Beförderung der Land⸗Cultur vom 14. Septem⸗ 
ber 1811, $. 2.) ` 

h) Zu dem Ende ſoll 
1) der Erbverpächter verpftichtet ſeyn, ſich die Ablöſung des Kaz 

nons, nach dem Zinsfuße von 5 Procent in baarem Gelde, 
(Gefe& vom 17. Januar 1820 wegen der künftigen Ber 
handlung des geſammten Staatsſchulden⸗Weſens (5. 7.) 
imb Allerhöchſter Cabinetsordre vom 12. Februar 1820.) 
gefallen zu laffen und ſolche nach vorhergegangener hal 
ger Kündigung fucceſſiv in getheilten Summen, jedoch nicht uns 
E 100 Nile. nach der Gonvenieng des Erbpäcters anzu⸗ 
nehmen; £ 
2) das in Befit = Veränderungsfällen zu zahlende Laudemium 
und andere beſtimmte Abgaben follen auf eine Jaͤhrlichkeit ger 
ſetzt und ebenfalls ablöslich gemacht werden können. Iſt dies 
geſchehen, fo hart i i 
8) ber Erbpächter die Befugniß, einzelne Theile dergeſtalt zu 
veräußern, daß er entweder * 
&) ein Kaufgeld bedingt und damit den Abgaben ⸗Capitals⸗ 
werth ad 1 und 2 an den Erbverpaͤchter, fo weit es néz 
thig if, berichtigt, oder 
B) diefe Abgabe an ben Acgufrenten mit einer Erhöhung von 
4 Proceut der jährlichen Abgabe überträgt, welche leßtere 
den Erbverpüchter für die Mühe der einzelnen Erhebung 
eutſchädigt. Beträgt die vertheilte jährliche abgabe un, 
ter vier Thaler jährlich, fo muß auf Verlangen der 
* puni ui die Abloͤſung durch Capitals Zahlung er“ 
folgen. 
(Verordnung wegen Ablsſung ber Dienſte u. f. ip. vom 7- 
Suni^1821. $. 29.) ^ 
>- i) Bis zur Ablöſung der Hälfte des Kanons darf der Erbpächeeg 

keine Wieſen, und bis zur Vollendung der Ablöſung durch e 
keine Gebäude verzußern. Sollte in beſonderen Fällen eine XO 
weichung von dieſer Bestimmung nöthig und ohne Kachthell des 
Erbverpächters guláffig ſeyn, fo kann folme nur nach vorherge, 
quum genauer Srifurg und ſpeciell ertheikter Genehmigung 

ſtatt finden, 5 

X) Damit auch die Vereinzelung nicht durch bypothekariſche Schul, 
den eeſchwert werde, fd ijt außer der Befugniß zur Verpachtung. 
Rückſichts der Bauergüter noch insbeſondere feſtgeſetzt⸗ 
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1) daß fie nie über + ihres Werths mit dergleichen Schulden 
belaſtet werden folen, es fep denn, daß damit erhebliche 
Gewerbe und Anlagen verknüpft wären, die gewöhnlich von 
Beſitzern bäuerlichen Standes nicht unternommen werden, 
sd denen bedeutende Anlagen ber Verſchönerung fid) 

eſinden. 
(Eabinetsordre vom 23. Februar 1823.) pag. 83, der Ges 
ſetzſammlung.) 

2) daß bei einer nicht hoͤhern Verſchuldung die Parcellirung bis 
auf 4 der jetzt vorhandenen oder nach der Augeinanderſetzung 
mit dem Gutsherrn bei dem Hofe verbleibenden Grundstücke 
geſcheben darf, wenn bei Lieitationen der vierte Theil, bet 
Verkaufen aus freier Hand aber die Hälfte u. f. w. des 
Kaufgeldes an bie erſte Hppothek abgezahlt wird. 

(Gic, die Regulierung der gutsherrlſchen Berhältnifie bes 

7 treffend, vom 14, Septbr, 1811, f. 28. Allerhöchſte Ga⸗ 
` binetsordre vom 28. Februar 1828, nach welcher die Ber 

ſchränkung 1. bei Grundstücken, die in der Nähe großer 
Städte liegen, mobificirt ift.) 

1) Bei bäuerlichen Beſttzungen, welche den Veſtimmungen des 
Edicts vom 14. Septbr. 1811 wegen Regulirung der gutsherrli⸗ 
chen Verhältniffe unterworfen find, wird zu dieſem Behufe der 
Werth derſelben gleich bei der Reguljrung ausgemittelt und feſt⸗ 
geſetzt, und danach in das Hypothekenbuch eingetragen werden. 
Die Rente, welche etwa der Grundherr erhält, wird bei der Ab⸗ 
ſchätzung vom Werthe des Hofes abgezogen und als Reallaſt ges 
hoͤrigen Orts in dem Hypothekenbuche beſonders eingetragen. 

(Declaration des Ediets vom 14. Septbr. 1811 wegen Res 
gulirung der guts herrlichen Verhältniſſe vom 29. Mai 
1816, Art. 68.) 

m) Die Einſchränkung in Betreff der Verſchuldung von bäuerlichen 
Gütern (k) bat übrigens keine größere Wirkung, als daß über 
dieſen Betrag von 4 des Werths durch Eintragung kein Vorzugs⸗ 
recht unter mehreren Gläubigern begründet werden kann, bet Hof 
fenft aber nie unbeſchränktes exeentives Objert für die, von dem 
Beſitzer contrahirten Verpflichtungen bleibt. 

(Haſelbſt Art. 65.) 

a) Die auf einem Grundſtücke ruhenden ſixirten Grund + Abgaben 
ober fonftige dergleichen Präftationen an den Staat, Kirchen 
und Schulen, Comnmen⸗ und Gemeinde- Verbände muͤſſen bei 
Dismembrationen fo viel als möglich verhältuißmäßig auf die 
einzelnen Theilſtücke vertheilt, und es muß darauf geſehen wer⸗ 

den, daß durch die vorzunehmenden Veränderungen keine Verküm⸗ 
merung, Vermiſchung oder Verdunkelung dieſer Präſtatſonen fo 
wenig, als Rückſichts der Qualität der Grundſtäcke entſtehen. 

(Berodung wegen Zuſammenziehung bäuerlicher Grund⸗ 
po d Oſtpreußen und Weſtpreußen vom 14. Februar 
„. 18. P 
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Edlet zue Beförderung der Land⸗ Cultur vom 14. Septbr. 
1811. §. S. 

Edict, die Regulirung der gutsherrlichen Verhöltniſſe be⸗ 
treffend, vom 14. Septbr. 1811. f. 28.) » 

o) Verabredungen, daß ein oder der andere Theil des Grundſtücks 
weniger oder gar keine Laſten tragen fol, können nur als Pre 
dat» Abkommen [o lange beſtehen, bis fie von den betreffenden 
Intereſſenten förmlich genehmigt worden, und bis dahin find letz 
tere befugt, fitt das Ganze der Abgaben ſich an jeden einzelnen 
Theil des Grundſtücks zu halten. 

p) Die Stegulirung und Vertheilung der (n) erwähnten Abgaben 
und Präſtationen in den Domainen geſchieht von den Domai 
men» oder Intendantur⸗ Beamten oder deren Stellvertretern, mit 

Zuziehung der Intereſſonten. 

Die- Vertheilungs Berechnung von den landesherrlichen und 
grundherrlichen Gefällen ift von der Vertheilungs⸗Berechnung mer 
gen der Kirchen und Schulen⸗Abgaben und wegen der Commu⸗ 
nal: und Societäts⸗ Leiftungen ſeparat, reſp. mit Zuziehung des 
Kirchen⸗ und Schulvorſtandes und der Gemeinde ⸗Vorſteher , am^ 
zulegen und an das Plenum der unterzeichneten Regierung einst? 
reichen, damit die erſte ſowohl als die zweite Abtheilung in die 
Vertheilung der Abgaben und Leiſtungen ihrer Geſchäftskreiſe 
conſentiren können. 2 . 

q) Die Vertheilung der Contribution und der grundherrlichen Ge 
fälle kaun, wo der Boden des abgetrennten Grundſtücks im 
Durchſchnitte gleiche Fruchtbarkeit oder gleichen Werth mit dem 
bei bem Hauptgute verbleibenden Theile hat, nach Verhälte 
nif des clächeninhalts geſchehen; wo aber diefe Fruchtbarkeit 
oder der Grundwerth fehe verſchieden ausfällt, ift eine ſolche Ber 
teilung mit Rüͤckſicht auf die beffere oder ſchlechtere Beſchaffen⸗ 
heit des abzutretenden Theils nach billigem Ermeſſen feſtzustellen. 

Auf Gebäude und Berechtigungen wird jedoch bei Vertheilung 
der Grundſteuer (Contribution) keine Rückſicht genommen. 

(Edict zur Beförderung der Land⸗ Cultur vom 14. Septem? 
ber 1811. f. 18. 

Ediet wegen Regulirung der gutsherrlichen Verhöͤltniſſe vom 
14. Septbr. 1811. f. 18.) 3 

1) Den Abgaben des, von dem Hauptgute getrennten Theils wo 
den jedesmal 4 Procent des Betrages zur Beſtreitung der meh 
reren Rendanturkoſten zugeſetzt. 

(Edict zue Beförderung der and⸗ Cultur vom 14. Septen 
ber 1811. F. 8) ^ 3 

Diefe Zuſetzung von 4 Procent findet aber nicht ſtatt? ae 
1) Wenn ganze Vorwerke ober fonftige, zufällig mit dieſen Med 

einigt geweſene Attinenz⸗ Stücke, imgleichen in einer Hand Ger 

bunden geweſene Bauerhoͤfe, welche befonders mit ihrer "m 

tribution in bem Contribution  atafter aufgeführt ſind, w 

der vereinzelt werben, É (cibus 
2) Wenn Grundſtücke, auf welchen keine Grunbfteuer (Eon 
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tion) haftet, dismembrirt werden, und das abgetheilte Grundz 
ſtück der Größe nach nur eine Eigenkäthner⸗Beſitzung bildet, 
dann erfolgt zwar die Vertheilung der grundherrlichen Gefälle 
nach q); von der Erhebung Der 4 Procenk⸗Erhöhung wird aber⸗ 
abgeſtanden und dagegen von dem neu gebildeten Gruubftüde das 
übliche Schutzgeld vonre fp. zwanzig Silbergrofehen oder 1 Rehlr. 
jährlich erhoben, je nachdem zu dieſem weniger als 1 Morgen 

Magdeb. Land oder 1 Morgen und mehr dazu gezogen ift. 
pes i Koͤnigl. Finanz⸗Miniſterii vom 25. Mai 1821. 
Wir erwarten, daß die Königl, Verwaltungs⸗Behörden fih nach 

dieſen Grundſätzen auf das genaueſte achten werden. f 
Danzig, den 2. Juni 1823. 
. . Königl. Preuß. Regierung. II. u. I. Abtheilung. 
An ſämmtliche Königliche Domafnen⸗ und Intendauur⸗Aemter. 


Nr. 195. 
Publicandum wegen der Mennoniten. 


Die unrichtige Deutung, welche ein Gericht dieſer Provinz dem Sinne 
der Verordnung vom 19. Novbr. 1819. 
abgedruckt im Amtsblatt der Königl, Regierung zu Danzig pro 
1819. pag. 618. 
geben hat, veranlaßt das unterzeichnete Königl. Oberlandesgericht von 
eſtpreußen, hiedurch beu Untergerichten ſeines Departements aus drück⸗ 
lich bekannt zu machen, B . 
daß Verträge, wodurch an memeniftifde Glaubensgenoſſen Ei⸗ 
genthumsrechte, Erbpachts ⸗Gerechtigkeiſen oder andere fortwäh⸗ 
rende Nutungs⸗ Berechtigungen oder autichretiſche Pfandrechte auf 
Grundſtücke übertragen werden folen, von den Gerichten auch nicht 
bloß aufgenommen werden dürfen, fonberg daß bie um bie Auf⸗ 
nahme eines ſolchen geſetzlich unzuläſſigen Vertrages nachſuchenden 
Intereſſenten damit fofort abgewſeſen und vielmehr angewiefen wer⸗ 
den müffen, zuvor den erforderlichen Erwerbungs⸗Conſens einzu⸗ 
holen, um durch deſſen Vorlegung dem Gerichte die Befugniß zur 
Schließung eines ſolchen Vertrags nachzuwelſen. 

Die Nichtbefolgung dieſer gefeplichen Vorſchriften wird für die Baz 
wider fehlenden unaucbleiblich von Feſtſetzung und Einziehung der 
edictmäßigen Strafe begleitet ſeyn. 

Marienwerder, den 18. Juli 1828. . 
7 Königl. Preuß. Oberlandesgericht von Weſtpreußen. 
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Nr. 196, 


Publicandum, betreffend das Auseinanderbauen der Gehöfte 
V auf bem Lande, 


Orc ſchon die Dorfs⸗Ordnung vom 3, Oetbr. 1780 f. 47 — 49. 
über das Nuseinanderbauen der ländlſchen Wirthſchaftsgebäude Feſtſetzun⸗ 
gen enthält, und auch in der Verordnung vom 8. September 1813 Amts⸗ 
blatt pro 1818 Stück 39. pag. 677. darüber ſehr beſtimmte Vorſchriften 
gegeben worden find, fo müſſen Wir dennoch mit Bedauern bemerken, 
daß auf die Ausführung dieſer Vorſchriften nicht mit der erforderlichen 
Strenge gehalten wird. 3 
, Zum großen Theil ift es dieſem Uebelſtande zuzuſchreiben, daß das 


Feuer, wenn es einmal ausgebrochen ift und eins der Gebände ergrif? 


fen hat, fid Häufig mit reißender Schnelligkeit und ohne ein Hinder⸗ 
mif zu finden, auf die damit in Verbindung stehenden übrigen Gebäude 
verbreitet und einen größern Schaden anrichtet, als es der Fall geweſen 
fem würde, wenn die einzelnen Gebäude von einander abgeſonderk gewe⸗ 
fen wären. s 

Die Behörden und das geſammte Publicum werden daher auf dies 
fen für das Gemeinweſen überaus wichtigen Gegenſtand aufmerkſam gè 
macht, und erſtere beſonders angewleſen, fih bei vorkommenden Neubau⸗ 
ten nach folgenden Vorſchriften zu achten. i 

1) Vor jeder Ausführung gauz neuer, oder vor ber Wiederherſtellung 
abgebraunter oder ſonſt zerſtörter Gebäude jeder Art, ig in Gema 
beit des Allgem. Landrechts Th. I. Git. 8. J. 65 — 78 jedesmal 
die Genehmigung der Orts- Polizeibehörde nachzufuchen. 

2) Bauliche Anlagen, denen diefe Genehmigung fehlet, dürfen außer⸗ 
bem, daß der Unternehmer polizeiliche Ahndung verwirkt, nicht ge⸗ 
duldet, ſondern fie muͤſſen abgebrochen werden, ſobald eine ſolche 
Maaßregel als nothwendig erkannt worden. - 

Es iſt nämlich - 

3) zur Grtheitung der obrigkeitiichen Genehmigung erforderlich, daß 
die neu zu errichtenden oder die wieder herzustellenden Gebäude ihre 
Stelle in einer zureichenden Entfernung, welche ſchon in der 98° 
dachten Dorfsordnung $. 49 auf 100 — 200 Schritte beftimmt wor⸗ 

den, ſowohl unter fid) felbft, als von den ſchon vorhandenen Ge. 
bäuden dergeſtalt finden, daß beim Ausbruch eines Feuers nicht MUT 
der Zugang zur Löſchung der Flamme von allen Seiten unbeſchränkt, 
ſondern auch zwichen den Gebäuden felbſt fo viel Zwiſchenraum 99% 
Spies als nöthig if, um der Verbreitung der Flamme Ginful 
zu thun. E 

Diefe Vorſchrift gilt auch bei den einzelnen Wohn s und Wirth 
ſchaftsgebäuden beffelben Wirths, die gleichfalls nicht unter einer, 
Dachverbande, ſondern iu gehöriger Abfonderung von einander au 
gerichtet werden mien. eien 

4) Siem die bitgerige Lage ber Saufelen diefen ere danch 
nicht entſprechen folte, fo find die Bauunternehmer ſchuldig / fi 
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neue Bauſtellen zu ermitteln und in Vorſchlag zu bringen, ober fid) 
den obrigkeitlichen Anordnungen zu unterwerfen, die zur Abwendung 
von leichter Verbreitung der Flamme gereichen. 

5) Sollten in einzelnen Fällen durch eine ſolche Verlegung der Bau⸗ 
ftellen Veränderungen im bisherigen Beſitzſtande des Grund und 
Bodens nothwendig werden, fo werden die fämmtlichen Mitglieder 
der Gemeinde in der Nücficht, daß diefe Maaßregel für fie alle 
wohlthätig ift und die Feuerſicherheit ihrer Gebäude vermehrt, fid) 
nicht entziehen können, zu den biesfälligen Abtretungen und Ums 
tauſchungen zu concurriren. Es wird jedach NT 

6) ausdrücklich bemerkt, daß in Abſicht des Maßes ber Entſchädigung 
gegen diejenigen, die aus diefer Verlegung einen Vortheil gezogen, 
ein rechtlicher Anspruch, To wie gegen die Anordnung der Polizei» 
obrigkeit ſelbſt die Berufung die an ihr vorgeſetzten Behörden fatt 
findet. 2 
Marienwerder, den 25, Auguſt 1823. 

Königl. Preuß. Regierung. 


' 


Nr. 197. 
Publicandum, das Danziger Intelligenzblatt betreffend. 


We finden uns veranlaßt, das Publieum darauf aufmerkſam zu ma⸗ 
chen, daß das im hieſigen Orte beſtehende Intelligenzblatt, mit Genehmi⸗ 
gung des vorgeſetzten Königl. Miniſterit, ſchon feit bem Jahre 1817 zu einem 
Provinzialblatte erhoben und den darin enthaltenen öffentlichen Bekannt⸗ 
machungen der Effect einer rechtsgültigen Publication beigelegt worden 

„und daß wir uns dieſes Intelligenzblattes auch ftatt des mit den 


Umtsblättern anderer Königl. Regierungen verbundenen öffentlichen Anzei⸗ 


gers, zur Verbreitung von Nachrichten und Bekanntmachungen bedienen. 
Es haben daber dergleichen, im Intelligenzölatte befindliche, von uns 
erlaſſene Bekanntmachungen denſelben Effect, welcher durch das Geſetz 
vom 28. März 1811 (Geſezſammlung für das Jahr 1811 pag. 165) der 
Publication durch bie, mit den Amtsblöttern in mehreren Provinzen 
verbundenen öffentlichen Anzeiger beigelegt worden ift. Es wird alo 
auch der Vorwand, daß eine Bekanntmachung von und nur durch das In⸗ 
telligengblatt und nicht durch das Amtsblatt erlaſſen worden, nicht als 
Entſchuldigung angenommen werden. 
Danzig, den 30. Decbr. 1823. 


" Königl. Preuß. Regierung. 
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Nr. 198, 


Reſcript über den Gerichtsſtand der adlichen Bauern, 
s Tageloͤhner ac. 


War den anderweiten Bericht des Eönigl. Oberlandesgerichts vom 23- 
Decbr, v. F. mag es bei der bisherigen Verwaltung der Juridiction über 
die kleinen adlichen Autpeilägutöbefiger verbleiben, Dagegen wird gene» 
migt: daß das Collegium die Gerichtsbarkeit über Diejenigen Perſonen 
adlichen Standes in den Städten und auf dem Lande, welche ſich als 
Handwerker, Wirthſchaftsofſicianten, bauerlſche Ackerwirthe, Dienſtbo⸗ 
155 Tagelöhner und Hirten ernähren, den gewöhnlichen Gerichten de⸗ 
egi 


jire. 
Berlin den 9. Januar 1824. 
Der Juſtizminiſter: Kircheiſen. 
An das Koͤnigl. Oberlandesgericht zu 
Marienwerder. 1 
(Generalacten G. Nr. 61. Bl. 65.) 


; Nr. 199. 
Reſcript wegen Verſchuldung der zeitemphyteutiſchen Güter. 


Mi der von bem Königl. Oberlandesgericht im Berichte vom 28. Noubr. 
r, wegen Verſchuldung der zeitemphyteutiſchen Grundſtücke geäußerten An' 
[n erklärt fid) der Sufelg- Minifter, nach vorgängiger Gommuuication mit 
dem Königl. Minifterium des Innern, dahin einverftanden, daß die im h. 29. 
des Edicts vom 14. September 1811 beſtimmte Einſchräukung der Wer 
ſchuldung nur von denjenigen bäuerlichen Wirthen, welchen das Eigen⸗ 
fum ihrer Höfe nach Inhalt jenes Edicts bereits verliehen ift, zu ver⸗ 
ſtehen fey und auf bäuerliche Beliger, welche ihre Höfe noch aus am 
dern Rechtstiteln, namentlich alfo noch als Zeitempyyteuten beſitzen, 
nicht Anwendung finde, vielmehr wegen der, von ſolchen Beſitzern bis 
zur Auseinanderſetzung contrabirten Schulden, der g. 25. des allegirten 
Geſetzes zur Ausführung kommen müffe, 

Hiernach it daher das! Land und Stadtgericht zu Neuenburg auf 
ſeine Anfrage in dem nebſt Anlage zurück erfolgenden Berichte vom 22. 
November pr. zu beſcheiden. 

Berlin, den 12. Januar 1824. 

Der Juſtizminiſter. 
l Kiecheifen, 
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Nr. 200, 
Beſcheid wegen der Pfaͤndungen. 


uf den Bericht vom 23. v. M., betreffend die von dem dortigen Mas 
giſtrate in Antrag gebrachte Beſtrafung derjenigen, welche ihr Vieh der 
in bem Cultur- Edicte vom 14. Septhr. 1811. . 34 ad b enthaltenen 
Beſtimmung zuwider, auf die Gemeinhütung durch eigene Hirten treiben 
lafen, wird dem Königl. ze. eröffnet, daß das Edict zur Beförderung 
der Landescultur vom 14. Septbr. 1811, die Verordnung vom 1. Mat 
1803 wider das Austreiben des Viehes ohne Begleitung eines Hirten 
nicht aufhebt, ſondern die Beſtimmungen dieſer Verordnung $. 34 a bez 
ſtätiget. Es kann jedoch das in der Verordnung vom 1. Mai 1903 bes 
ſtimmte hohe Pfandgeld in dem Falle nicht angewendet werden, wenn 
jemand ſein Vieh nicht vor dem gemeinſchaftlichen Hirten, ſondern ohne 
dazu beſonders berechtiget zu ſeyn, vor einem beſondern tüchtigen Hirten 
auf ein Weiderevier treiben läßt, auf welches ihm die Weidegerechtig⸗ 
keit zuſtehet, da bie Beſtimmungen der Verordnung vom 1. Mai 1803, 
9. 3, 4 und 6. nach J. 2 nur dann anwendbar find, " 

wenn jemand fein Vieh ohne Begleitung eines Hirten oder mit efs 

nem zur Wartung untüchtigen Nufſeher weiden läßt, und dieſes 

Vieh oder einige Stücke davon auf fremden Feldern oder Weides 

plätzen angetroffen werden. 

Die Weſtpreuß. Forſtordnung vom 8. October 1805 beſtimmt Tit. IV. 
$. 37., daß wenn berechtigte Gemeinden oder Gutsbesitzer keinen gen 
meinſchaftlichen Hirten zur Waldhütung halten, und ihr Dich in einzelnen 
leinen Haufen treiben laſſen, an Pfandgeld 15 Gr. Preuß. oder 5 Sgr. 
t jedes Stück groß Vieh und 9 Gr. Preuß. für jedes Stück klein Vieh 
erlegt werden fol, und es ift die Anwendung dieſer Beſtimmung unbes 
denklich, wenn einzelne zur Weide Berechtigte ihr Vieh, nicht vor dem 
le den n Hirten, ſondern vor einem beſondern tüchtigen Hirten 
in den Wald treiben laffen. 5 
Es kann jedoch dieſes Geſetz nicht angewendet werden, wenn das 
reiben vor einem beſondern Hirten auf Grundſtücken, die nicht Wald 
Find, geſchehen iſt, vielmehr beſtehet die Folge einer ſolchen geſetzwidri⸗ 
gen Handlung bloß darin, daß das angetroffene Vieh gepfändet und der 
Efgenthümer zur e des an dem Orte perro Spfanbgelbe8 
angehalten wird. Auch ſſt die Poligeibehörde befugt, auf die Abwei⸗ 
chung von bet Vorſchrift, daß jeder fein Vieh vor dem gemeinſchaftli⸗ 
chen Hirten treiben, und nicht durch beſondere Hirten hüten Ife, eine 
wWgemelyene Polizeiſtrafe zu beſtimmen und ſolche eintretenden Falls von 
em Schuldigen einzuziehen, 

Behauptet aber jemand auf eine rechtsgültige Art das Recht ers 
worben zu haben, fein Vieh vor einem beſondern Hirten auf den ges 
meinſchaftlichen Weiderevferen treiben zu laſſen, fo muß er darüber im 

ege des Civil⸗Proceſſes gehört, und der Streit zwiſchen ihm und den 
ien den dee oder übrigen Weideberechtigten erörtert und ente 
ſchieden werden. Marienwerder, den 5. März 1894. 5 


v Königl. Oberlandesgericht von Weſtpreußen. 
un das Königl. Land- und Stabigericht zu Jaſtow. 9 8 
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Nr. 201. 


Publicandum wegen Zahlung ſtädtiſcher Gelder und Gefälle 
Be an die Stadt- Caſſen. iz 


Un auf der einen Seite bie Stadt: Gemeinden und auf bet andern dies 
jenigen Gaffen und Perfonen, welche an bie Städte Zahlungen zu lei⸗ 
ften haben, vor Nachthell zu fihern, machen Mir zur allgemeinen Beach⸗ 
tung die folgenden Anordnungen bekannt; 

1) In den mittlern und kleinen Städten unſeres Bezirks, namentlich 
in Marienburg, Soltemit, Neuteich, Dirſchau, Stargard, Berend, 
Neuſtadt, Putzig und Schöneck ift der Stadtkämmerer der einzige zur 
Empfangnahme, Verwahrung und Verausgabung ſtädtiſcher Gelder 
befugte ſtaͤdtſche Beamte. 

2) Alle an die genannten Magiftråte geſendeten Gelder durfen daher von 
niemand anders in Empfang genommen werden, als vom Süm* 
merer, der auch alle Quittungen, die ſtets vom Magiſtrate auszu⸗ 
fertigen und auch mindeſtens mod) von zwei andern Mitgliedern deſ⸗ 
fetsen zu unterzeichnen find, mit Beifügung feines Titels (Stadt 
Kämmerer) ebenfalls zu unterſchreiben hat, fo, daß keine Magis 
ſtrats ⸗ Quittung ohne Mituuterſchrift des Kaͤmmerers Gültigkeit 
haben foll, ' 

8) Wo bisher, freilich zum großen Nachtheil der nöthigen Ordnung 
im ſtaͤdtiſchen Caſſen⸗ und Rechnungsweſen, noch beſondere Servi“ 
oder Bau⸗, ober Armen⸗ und andere dergleichen ſtädtiſche Caſſen 
beftanden haben, da haben der Magiſtrat und die Stadtverordneten 
auf baldige Verbindung derſelben mit der Kämmerei⸗Caſſe, allen⸗ 
falls als befenbere Fonds, über welche auch fogar, wenn dies für 
nöthig befunden werden folte,» eigene Bücher geführt werden kön⸗ 
nen, Bedacht zu nehmen, und iſt innerhalb eines Jahres Uns von 
den obengenannten Magiſträten darüber, wie dies zur Ausführung 
gebracht ſey, Bericht zu erſtatten. 

4) Jedenfalls aber hat der Kämmerer alle und jede Quitkungen auch 
viefer befondern Caſſen, fo lange fie noch beſtehen, vom 1. April 
ab mit zu unterzeichnen. Dieſe Nebencaſſen ſtehen daher unter feit 
ner Mitverantwortlichkeit und genauen Controlle, und find als bloße 
Buchhaltereſen und Nebenfonds der Haupt ⸗Kämmereicaſſe zu be⸗ 
trachten und zu behandeln. 

5) Die Gaffen der ſtädtiſchen Kirchen, ſo wie der einzelnen abgeſou⸗ 
dert beſtehenden milden Stiftungen, welche reſp. von eignen Kir 
chen⸗Gollegien und Euratoren verwaltet werben, bleiben gänzlich 
in ihrer bieherigen SBerfaffung.. E 

6) Mit der Stellung der Magiſtrats⸗ Dirigenten und der Birger 
meiſter, fo wie ber übrigen Magiſtratsmitglieder und Beamten, us 
die Vereinnahmung und Verwahrung ſtädtiſcher Gelder Burda 
ungerträglich, und wird jede Tumaaßung berjelben in dieter en, 
ziehung mit einer Ordnungsſtrafe von 20 Mthir, geahndet Werden? 
im Wiederholungsfalle aber fol ein ſolcher Beamter wegen Uebe 
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ſchreitung feiner Amtsbefugniſſe und wegen gegebenen Verdachts der 
Veruntreuung öffentlicher Gelder zur fiscaliſchen Unterſuchung gezo⸗ 
gen und zur gerichtlichen Beſtrafung gebracht werden. 

7) Ein Jeder, der Zahlung fädtifcher Gelder und Gefälle an andere 
Perſonen als an den Kämmerer oder die betreffende ftädtifche Spes 
cial- Gaffen und gegen Quittungen, auf welchen die Mitunterſchrift 
des Kämmerers fehlt, leiſtet, hat es fid) ſelbſt beizumeſſen, wenn, 
mit Vorbehalt ſeines Regreſſes an den Empfänger, die Quittung 
als ungültig betrachtet und die Zahlung nochmals von ihm gefordert 


wird. 

8) Die Magiſträte der &. 1. genannten Städte haben dieje Beſtim⸗ 
mung fofort allen Einwohnern auf den kürzeſten und zweckmaßig⸗ 
ſten Wege bekaunt zu machen und ſich binnen 4 Wochen darüber, 
daß und wie dieſe Publication erfolgt ſey, bei uns auszuweiſen. 

9) In den Städten Danzig und Elbing erfolgt bisher fon imer 


jede Zahlung nur allein an die Kaͤmmerei⸗Gaſſen, wobei es auch 


künftig fein Bewenden haben muf, 
10) Wenn für die Stadt⸗Caſſen Gelder mit der Poft eingehen und 
ſelbſt an den Magiſtrat adreſſirt wären, fo ift der Dirigent des 


Magiſtrats nur befugt, das diesfällige Schreiben von der Poft an⸗ 


zunehmen, die Empfangnahme des Geldes von der Poſt darf jedoch 
nur allein vom Kämmerer ober Kämmerel⸗Caſſen⸗Rendanten erfol⸗ 
gen, dem entweder das diesfällige Schreiben ſofort zuzuftellen ift, 
oder bem nöthigenfalls ſogleich eine Annahme» Ordre sujufertigen 
if. Das Königl. Generals Poſtamt ift erſucht, die Königl. Poſt⸗ 
aͤmter dahin zu inſtrufren, daß die, mit der Poft an Magifträte 
eingehenden Gelder nur gegen Quittung der Kaͤmmerei⸗Kaſſe oder 
des Kämmerers verabfolgt werden. 
Danzig, den 10. März 1824. 5 
Königl. Regierung. Erſte Abtheilung. 


Nr. 202. 


Wegen der Geld- Einſendungen an die Koͤnigl. Landraths⸗ 
Aemter. 


E: find bisher die Königl. Landraths⸗Kemter hin und wieder mit Gins 
nahme von verſchiedenen Geldern, welche die Kreis ⸗Eingeſeſſenen zu 
mancherlei Kreis - Communal- Bedürfniſſen, z. E. zur Ausgleichung der 
often; welche bieGefte ung der Landwehr⸗Cavallerjepferde zc. verurfacht, 
oder zu anderen Zwecken, z. B. zue Berichtigung der Sprümumeration 
für Amtsblätter, für die Geſetzfammlung 2c. zu zahlen haben, beläfkie 
get worden. Dieſe Beläſtigung darf aber nicht weiter vorkommen, in⸗ 
dem die Königl. Landraths⸗Aemter wiel zu mannichfache, zeitraubende 
Geſchafte haben, als daß fie fid) noch mit der Erhebung und Verrech⸗ 

nung von Geldern directe befaffen können, oder auch nach der beſtehen⸗ 
den Caſſenverfaſſung und den Geſetzen befaſſen dürfen, 
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Die Königl. Landraths⸗Aemter werden daher von fetzt ab keine 
Geldzahlung irgend einer Art, ſie moͤge aus einem Fundamente entſprin⸗ 
gen, aus welchem ſie wolle, mehr annehmen, ſondern ſie werben alle 
Geld- Einzahlungen und Geld⸗Erhebungen den Königl. Kreiscaffen übers 
weiſen. Da aber die Kreiscaſſen in einigen reifen nicht eingerichtet 


"find, fo folen von jetzt ab alle Kreis⸗Communal⸗Koſten und alle, von 


den Krei- Einſaſſen zu leiſtenden Abgaben und Beiträge, die nach der 
bisherigen Verfaſſung nicht ſchon an gewiſſe Königl. Caſſen oder andere 
Erheber abgeführt werden mußten, und die daher bis jetzt abuſtve und 
mes das Geſetz manchmal an die Königl. Landraths⸗Aemter entrichtet 
wurden, 

1) DE Kreife an die Gaffe des Königl. Intendantur⸗Amts 

zu Berent, N 
3) a ale Kreiſe an die Königl. Intendantur⸗Amtscaſſe zu 
arthaus, D 
5) im Neuftädter Kreiſe an die Königl. Steuercaſſe zu Nenſtadt, 
ns Danziger Land⸗ und Stadtkreiſe an bie königl. Kreiscaſſe zu 
anzig, r 

5) im Stargardter Kreiſe an die Königl. Kreiscaffe zu Stargardt, 

6) in Marienburg am bie Königl. Kreiscaſſe zu Marienburg, 

7) im Elbinger Kreiſe an die Königl. Kreiskaſſe zu Elbing d 
gezahlt werden. Die Herren Landräthe werden deshalb angewiefen, die 
vorſtehend bezeichneten Speclalcaſſen Anſichts dieſer Verfügung mit ei⸗ 
ner nähern Inſtruction für die Erhebung und Verrechnung der diesfäͤl⸗ 
ligen Gelder zu verſehen, alle und jede Einzahlung ohne alle Ausnahme 
an jene Kaffen zu weiſen und unter keinen Umſtänden Gelder irgend einer 
Art ſelbſt, oder durch die Unterbeamten der Königl. Landraths⸗Aemter in 
Empfang zu nehmen oder nehmen zu laffen, Die Beſtreibung von Reſten 
geſchieht dagegen durch die Kreisboten, Landreiter und Gretutoren, welche 
jedoch ſelbſt keine Gelder erheben durfen, ſondern die Debenten anhalten 
müſſen, den Beweis zu führen, daß fie die ihnen obliegende Zahlung 
an die betreffende Coffe abgeführt haben, wofür die Königl. Landräths 
haften, Auch felöft die von den Heeren Landräthen feſtgeſetzten Straf? 
gelder und Gebühren find (mit Ausnahme derjenigen, welche das hieſige 
Königliche Polizel⸗ Präſidtum als ſolche feftfegt, hinfſchtlich deren es bei 
der bisherigen Werfaſſung bleibt) durch die vorhin bezeichneten Gaſſen, 
die deshalb von den Herren Laudräthen in ganz beſondere Controler zu 
nehmen ſind, zu erheben und zu verrechnen. 

Danzig, den 24. Maͤrz 1824. 
Königliche Regierung. 
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Nr. 203. 


Die Zertheilung mennonitiſcher Grundſtücke zum Behuf 
der Uebertragung an mennonkifche Glaubensge⸗ 
noſſen betreffend. 


Des Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſter Cabinets- Ordre vom 

25, Febr. d. J. zu beſtimmen geruhet, 
daß zwar nach Allerhoͤchſt Dero Ordre vom 24. November 1803 
an Mennoniten nicht mehr Grundeigenthum gelangen ſoll, als 
fih damals in ihrem Beſite befunden, daß es dagegen aber nicht 
Sr. Majeſtät Abſicht fep, die Zertheilung des mennonitiſchen 
Grundelgenthums an mehrere mennonitiſche Familien zu verbieten, 
und daß ihnen ſolches, es fey mittelſt Teſtaments, Vererbung 
Oder Veräußerungen, in eben dem Maaße zu geſtatten, wie es ans 
dern Glaubensgenoſſen geſtattet iſt. Es foll indeß ſtrenge darauf 
gehalten werden, daß die ſolchergeſtalt getheilten mennonitiſchen 

Grundſtücke nicht durch Grundeigenthum vergrößert werden, welches 

früher nicht im Beſige von Mennoniten geweſen. 

Wir bringen diefe Allerpöchſte Beſtimmung in Gemäßheit der Ver⸗ 
fügung der Königl. Miniſterien des Innern und der Finanzen vom 9. 
: M. Behufs der genaueſten Beachtung hiermit zur öffentlichen 
Kenntniß. 

Aren etber, den 23. April 1824. 

Königl. Preußiſche Regierung. 


Nr. 204. 
Reſcript wegen der Geſchlechtsvormundſchaft. 


Da Juſtizminiſter ijt mit dem Königlichen Oberlandeögerichte, wie 
demſelben auf den Bericht vom 21. peil c, eröffnet wird, darin völ⸗ 
einverstanden, daß die nach Provinzialgefegen : hin upd wieder 
noch beſtehende Geſchlechtsvormundſchaft aufzuheben ift, ba. fie nach 
den bestehenden allgemeinen gefeplichen Vorſcheiften als eine überſlüſſige 
ind die gerichtlichen Gefchäfte. hemmende Form erfcheint: Es wird des 
halb das Noöthige eingeleitet werden. Bis zu dieſer Aufhebung 
ſcheint es aber die Vorſicht zu erfordern, daß, wenn unverhelrathete 
Fraueusperſenen, die ihren Wohnſih an Orten haben, wo die Geſchlechts“ 
zormundſchaft ſtatt finder, an andern Orten, wo ffe nicht eingeführt 
„ gerichtliche Geſchaͤfte vornehmen, ihnen zu dieſem Behuf ein Curator 
zerus beigeordnet werde, da diefe Beforduung ihrem Urſprunge unb ihs 
tem Zwecke nach mehr eine Beſchränkung der Dicpoſitjonfähigkeit, als 
eine auf die Feierlichkeit einer Handlung 7 beziehende bloße Form iff, 
und daher die Gültigkeit einer in dem erwähnten Falle ohne Zuziehung 
> Beftpreuf. Prov.⸗Recht. Bd. II. x 47 k 
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eines Geſchlechtsvormundes vorgenommenen gerichtlichen Handlung wenige 

ſtens als zweifelhaft erſcheint. 6 
Berlin, den 17. Mai 1824. > 

Wi Der Iuflizminifter Kircheiſen. 


Nr. 205. 


Publicandum, die Einrichtung des jüdiſchen Schulweſens 

betreffend. : 

Das ninal Dinifirtum der geitligenz, Unterrichts und Medicinal 

dios Jat Hinſichts der, Einrichtung des jüpiſchen Schutwefend 
efe: aß: = 

3) Bag wie qud) k. &. 9L Th. T. Fit, 12, f. 43) jeder Einw. 

ner, ſo auch die Juden, welche ben nöthigen Unterricht für ihre 

Kinder in ihrem Hauſe nicht beſorgen können oder wollen, ſchuldig 

Find,  Mafelben nod) gurüdaelegiem finfien- Jahre gue Eule 3T 


ſchicken; Un. 
2) daß auch die füdiſchen, ſchulfäͤhigen Kinder erforderlichen Falls dürch 
Zwangsmittel und Veſtiafang der nachläfſigen Eltern zum Beſuch 
der Schule angehalten wer! (ebendaſelbſt 8. 48.) A 
3) daß die Juden, wo: fel eigene Schulen ihres Glaubens nicht 
eingerichtet haben, ihre Kinder in die öffentlichen chriſtlichen Schu⸗ 
len zu ſchicken verpflichtet find, in welchen Diefe jedoch dem Unter⸗ 
richte in den eigentlich chriſtlichen Neligionswahrheiten wider Willen 
beizuwohnen, nicht gezwungen werden können; (ebendaſelbſt g. 11.) 
4) daß die Prüfung und Beftätigung der Lehr⸗ und Einrichtungs⸗ 
Plane auch der jübifdgm Schulen, fo wie die Prüfung der zum 
Gebrauch beſtimmten Schulbücher und überhaupt die Aufficht und 
Verwaltung des geſammten jüdiſchen Schulweſens ganz in der Ar 
erfolgt, wie dies durch die Gonfiftetial und Regierungs⸗Juſtruc⸗ 
tion vom 23. October 1817 im Allgemeinen vegulirt worden ifti 
5) beſonders, daß auch an den juͤdiſchen Schulen kein Lehrer ange” 
ſtellt wird, der nicht in einer Prüfung, die mit ihm, die Relt⸗ 
gionskenntniſſe ausgenommen, in ganz gleſcher Art wie mit el 
nem Lehrer an einer chriſtlichen Schule der nämlichen Gattung W 
zunehmen ift, als tuͤchtig zum Lehramte erfunden worden; (ebenda⸗ 


ſelbſt $. 94) 
ließlich 
a in fe 


7) und endlich, daß auch diejenigen füdiſchen Prioatlehrer „ MENT 
Lehrſtunden in den Häuſern geben wollen, ihre Tüchtigkeit URR i 
einer mit ihnen zu veranſtaltenden Prüfung ausweifen müſſen (O 
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ſelbſt 6. 8.) und ohne eine auf den Grund des von der competens 
ten Prüfungsbehörde ihnen über ihre hinlängliche Qualification aus⸗ 
geſtellten Zeugniſſes von der Provinzial⸗Regierung ertheilte Cons 
cefſton nicht befugt ſeyn folen, Lehrſtunden zu geben. 

Wir bringen dieſe Beſtimmungen hierdurch zur öffentlichen Kennt⸗ 
nig und fordern ſämmtliche betreffende Localbehörden auf, fid) die punct⸗ 
lichſte und aufmerkſamſte Ausführung der gegebenen Vorſchriften angele⸗ 
gen ſeyn zu laffen, und diejenigen Fälle, wo ihre desfallſigen Bemi 
bungen aus irgend einem Grunde eines günstigen Erfolgs ermangeln, 
uns ſofort zu weiterer Beranlaſſung anzuzeigen. 

Marienwerder, den 2. Julf 1824. 
Koͤnigl. Preuß. Regierung. 


Nr. 206. 


Den von fremden Bifchöfen die Weihe angenommenen In⸗ 
laͤndern wird die Aufnahme und Anftellung in der in⸗ 
ländiſchen Geiſtlichkeit verweigert. 


En Specjalfall bat den Königlichen Miniſterien Veranlaſſung gegeben, 
anzuordnen, daß ſolchen Inländern, welche ohne Vorwiſſen und Erlaubniß 
der Staatsbehoͤrde, entweder um dem Ariegsdienſte, oder um den vorge⸗ 
ſchriebenen Prüfungen zu entgehen, ſich außer Landes begeben und das 
ſelbſt von fremden Biſchöfen die Weihe angenommen haben, keine Auf⸗ 
Mm und Auſtellung in der inländiſchen Geiſtlichkeit gewährt were 
en fell. 

Den betreffenden geiftlichen Behörden wird ſolches zur Nachachtung, 
dem Publico aber zur Kenntnißnahme hiedurch bekannt gemacht. , 
Marienwerder, ben 9. Septbr. 1824. 

x Koͤuigl. Preuß. Regierung: 


Nr. 207. 


Publicandum, die Auseſnanderſetzung der Gehöfte auf dem 
Lande betreffend. 


De Verordnung vom 95, Aug. v. J. — betreffend das Auteinander⸗ 
bauen der Gehöfte auf dem Lande — ift, nach den gemachten 1 5 0. 
gen, theils mißverſtanden, theils opne billige Rückſicht auf die ol 

waltenden Verhältniſſe angewendet worden. Der Zweck derſelben war 
kein anderer, als vermehrte Feuerſicherhelt, und in biefet Abſicht ic die 
Uängſt beſtehende Verordnung, daß die Wohn⸗ und Wirthſchaftsgebäude 
moͤglichſt entfernt von einander gehalten werden follen, damit eine- ein. 
mal entſtandene Feuersbrunſt leichter unterdrückt, und ihrer Verbreitung 
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mindeſtens eine engere Grenze geſetzt werden kann, zur Richtſchnur wie⸗ 
der in Erinnerung gebracht worden. Gleichwohl ift nicht zu überſehen, 
daß einerſeits die beabſichtigte Feuer⸗ Sicherheit auch auf anderem Wege, 
namentlich durch einen feuerfeſten Bau, beſonders der Wohngebäude, 
erlangt werden kann, andererſeits die Beſchaſſenheit vieler ländlichen 
Wirthſchaften, beſonders der kleinern, die buchſtäbliche Anwendung der 
Verordnung ruückſichtlich der vorgeſchriebenen Entfernung von 100 bis 200 
Schritt ganz ausſchließt. Aus dieſen Gründen findet bie unterzeichnete 
Königl. Regierung fid) veranlaßt, jene Verordnung zu modificiren, und 
hiermit feſtzuſetzen, daß nicht unbedingt auf die Enti sume von 100 bis 
200 Schritt zwiſchen den Wohn⸗ und Wirthſchaftsgebäuden beftanden , 
werden fol, ſondern nur in fo weit es die Localität, der Nahrungszu⸗ 
fand und die wirthſchaftlichen Verhältniſſe der Bauenden geftatten. 

Dagegen aber behält es bei der Anordnung des Allg. Landrechtd 
Th. 1. Tit. g. g. 69 seg., gemäß welcher kein Bau ohne vorgängige obrig⸗ 
Zeitliche Erlaubniß vorgenommen werden darf, ſein Bewenden und haben 
die Behörden, wenn fie die nachgefuchte Erlaubniß ertheilen, die Bauen⸗ 
den zugleich mit den Bedingungen und Erforderniſſen, ſowohl im Bezie- 
hung auf die Entfernung als die feuerfichere Conſtructjon, und endlich in 
Betreff der ſchicklichen Stellung der Gebäude gegen einander bekannt zu 
machen, und auf deren Befolgung pflichtmaßig und wirkſam zu achten. 
Jus beſondere aber it es zu verhüten, daß nicht mehrere Gebäude verz 
ſchiedener Art, namentlich Wohnhäufer, Stallungen und Scheunen unter 
einem Dache aufgeführt werden, indem durch eine ſolche Bauart der 
Verbreitung des Feuers ein höͤchſt verderblicher Vorſchub geleiſtet wird. 

Marienwerder, den 12. Novbr. 1824. ” 

“ Königl. Preuß. Regierung. 


Nr. 208. 


Das abgeſtandene Vieh iſt Jedermann verbunden, bei dem 
Scharfrichter oder Abdecker des- Diſtricts anzufagen- 


Noc bem Publicando d. d. Berlin den 29. April 1772 ijt Jedermann 
ſchuldig, das außer der Viehſeuche abgeſtandene, auch beim editors 
unrein gefundene Vieh dem Scharfrichter oder Abdecker des SDifit 2 
ſofort gegen Erlegung des feſtgeſetzten Trinkgeldes für die Meile à 

Gr © PE an ben Paten analogen, wie denn auch enweistich togige 
und ganz incurable, Pferde nicht verkauft, vertauſcht oder perſchen de 
imgleichen die zur fernern Arbeit gänzlich untüchtig gewordenen 1 5 
nicht an fremde Scharfrichter verhandelt, ſondern an den Scharftich e 
beer Abdecker des Diſtriels abgeliefert werden müſſen, welche eee 
aber dagegen fid) nicht entziehen können, den Unterthanen für derg jd 
chen abzuliefernde, zur Arbeft untüchtige Pferde, eine billigmäßige b de 
gütung zu thun, und allenfalls fo viel zu geben, als eim fremder eda 

richter erweielich geben will. D 
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Da der hieſige Scharfrichter Schesmer Pächter der Abdeckerei⸗ 
Nutzungen in dem ehemaligen Eulmer⸗ und Michelauer Kreiſe ife, fo 
wird den Eingeſeſſenen dieſer Kreiſe, welche nicht zur Anſetzung eigener 
Abdecker befugt find, oder die von dieſer Befugniß keinen Gebrauch mas 
chen, obige Vorſchrift mit der . in Erinnerung gebracht, daß 
jeder Gontcavesient im Uebertretungsfalle in die g. 3. des obigen Publis 
candi beſtimmte Strafe verfällt. e 

Die Herren Landräthe, Domainen⸗ und Intendantur-Beamte werz 
den übrigens angewieſen, den Eingeſeſſenen, falls es noch nicht geſche⸗ 
ae , = Abdeckerei bekannt gt machen, bei welcher das Auſagen geſche⸗ 

en muß. 

Marienwerder, den 14. Januar 1825, 1 
Koͤnigl. Preuß. Regierung. 


Y 


Nr. 209. 


Cabinetsbefehl, die zeitemphyteutiſchen Grundſtuͤcke ber Menz 
5 noniten betreffend, 


Da mennonitiſchen Familien, welche ihre Boftgumgen zwar zu emphy⸗ 
teutiſchen Rechten, aber mit der Beſchränkung auf eine, in den Contrac⸗ 
ten beſonders ausgedrückte Dauer inne haben, kann das Geſetz über die 
"Regulierung der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältniſſe vom 14. Septbr. 
1811 und deffen Declaration nicht dahin zu ſtatten kommen, daß ihnen 
das Eigenthum verliehen werden kann, well fie als Mennoniten, fo 
lange fie fih der Militairpflicht für fid und ihre Nachkommen nicht 
unterwerfen, das Eigenthum eines Grundstücks nicht erwerben können. 
Jidoch ift es nicht Meine Abſicht, die emphptentiſchen Beſitzungen, welche 
entweder ſchon erledigt fnb, und nur unten ſtillſchweigender Verlänge⸗ 
rung der bisherigen Verträge von den Mennoniten benutzt werden oder 
nach und nach heimfallen, den Familien, in deren Beſitze fie eine lauge 
Reihe von Jahren geweſen find, ganz zu entziehen, fie hierdurch Heiz 
mathles zu machen und zur Auswanderung zu nöthigen; vielmehr will 
Ich die Modalitäten genehmigen, welche das Staats⸗Miniſterium in 
dem Berichte vom 47. v. M. dieſerhalb bei Mir in Antrag gebracht hat, 
und darüber, fo weit von den Mechtäverhältniffen der, auf Domafnen⸗ 
Grundſtuͤcken angeſeſſenen mennonitiſchen Emphyteuten die Rede ift, Fol- 
gendes feſtſetzen: ^ 
1) Nebera, wo die früheren Vertrage den Anſpruch der bisherigen 
Emphyteuten begründen, die Verlängerung des Vertrages unter den 
darin enthaltenen Bedingungen rechtlich fordern zu können, hat es 
dabei fein Verbleiben, und die Provinzialbehörden müſſen angewie⸗ 
fen werden, die neuen Verträge mit ſolchen Emphyteuten hiernach 
abzuschließen. 
2) Wo dieſes der Fall nicht iſt, entweder weil die frhfern Verträge 
darüber nichts feſtſetzen, oder weil fie dem bisherigen Emppyteuten 
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zwar bie Bewerbung um die Verlängerung geftatten, ohne jedoch 

ihm einen rechtlichen Anſpruch einzuräumen, will Ich eine zwan⸗ 

gaiährige Verlängerung des emphyteutiſchen Vertrages mit den 
aaßgaben bewilligen, daß: 

a) wo die Contracte ganz abgelaufen find, eine anderweite Ueber⸗ 
laſſung auf die Jahre vom 1. Januar 1834 unter den Bedingun⸗ 
gen des letzten abgelaufenen Contracts erfolge; 

b) wo die Contracte noch fortdauern, bei deren allmäligem Ablauf 
eine Verlangerung bis zum 1. Januar 1845 bewilligt werde, und 

c) wo die beſtehenden Verträge noch über den 1. Januar 1845 
hinaus fid) erſtrecken, es babet verbleibe, ohne für jest eine Be⸗ 
ſtimmung daruber zu treffen, 

Was diejenigen Mennoniten betrifft, welche ihr Beſitz⸗ und Nuz 
ungsrecht von einem Privateigenthümer oder einer Commune er⸗ 
halten haben, fo verſteht es fid) zwar von ſelbſt, daß die Obers 
Eigenthuͤmer weder berechtigt noch verpflichtet find, den emphy⸗ 
teutiſchen Mennoniten das Eigenthum ihrer Grundstücke zu bes 
willigen, und ſich nach den Beſtimmungen der Geſetze über die 
utsherrlich⸗ bäuerlichen Aiakoa mit ihnen auszugleichen; ob 
fe aber in Erledigungsfaͤllen den emphyteutiſchen Vertrag verz 
laͤngern, oder in welcher andern Art fie mit ihnen contlahiren 
wollen, muß der Privat⸗Uebereinkunft uͤberlaſſen bleiben. 

Sie Haben hiernach das weitere Erforderliche zu veranlaffen. 
Berlin, den 13. Februar 1825. 
Gez.) Friedrich Wilhelm. 


An die Staatsminiſter v. Schuckmann und von Klewitz. 


Nr. 210. 


Publicandum, die Separation der Kirchen Schul ⸗ und Pfarr⸗ 
A $ ländereien betreffend. 


9C; die, bei den Königlichen hohen SRimiferien der geiſtlichen, Un⸗ 
MEN Medizinal⸗Augelegenheiten und des Innern zur Sprache 
gebrachte Frage: 
ob die Ablöſungs⸗Orduung vom 7. Juni 1820 auch auf die, den 
Kirchen und Pfarren zuſtehenden Präftationen anwendbar, und de⸗ 
p 1 10 „ohne weitere Genehmigung der geiſtlichen Obern zu⸗ 
laͤſſig fey,” x 
ift unterm g. Januar 1822 die Entſcheldung erfolgt, daß zwar dergleichen 
Sprüjtationen in eine folgende und fallende Geldrente verwandelt, nicht aber 
ohne die Genehmigung der geiſtlichen Oberen abgelöſet werden können. 
Wir bringen dieſe Beſtimmung hierdurch zur allgemeinen Keuntniß 
der Herren Superintendenten, Decane, Schulz Inſpeckoren und Pfarrer 
indem wir dieſelben mit Bezug auf die Verfügung vom 29. Novbr. vi. 
Amtsblatt pro 1894 No, 51.) wirderholentlich auffordern und anweisen, 
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nicht allein in Fällen der hier bezeichneten Art, ſondern auch bei allen vorz 
kommenden, das Intereſſe der Kirchen, Pfarreien und Schulen ihres 
Bezirks betreffenden Regulirungen, Separatienen ꝛc. an uns zu berich⸗ 
ten, und unter Angabe ihrer gutachtlichen Aeußerungen unſere Knordnun⸗ 
gen einzuholen, wobei wir wiederholen, daß die desfallſtgen Berichte 
der Geiſtlichen und Schullehrer nur durch die vorgeſetzten Herren Supers 
intendenten, Decane und Schul⸗Inſpectoren an uns befördert werden dürfen. 
Danzig, den 25. März 1825. 
Königl. Preuß. Regierung. I. Ahtheilung. 


Nr. 211. ze 


Publicandum, die Einziehung der alten Scheidemuͤnze 
; betreffend. " 


Nasen des Königs Mafeſtöt mittett Allerpöchſter Cabinets- Ordre. 
vom 28. Februar d. J. zu befehlen geruhet haben, daß für die Circula⸗ 
tion der alten Scheidemünze ein Präcluſiv⸗Termin von 6 Monaten feft- 
gefegt werden, von wo ab die Münze 

a) der zu Theil, mit dem Gepräge 24 einen Thaler 

b) der 2; Theil, mit dem Gepräge 48 einen Thaler, fo wie 

e) der alten Sütbergroſchen, Düttchen oder Böhmen, ven welchen 524 

auf einen Thaler gehen, 2 
bei den Caſſen nicht weiter angenommen, auch vom 9900 zu Sap» 
lungen im Verkehr ausgeſchloſſen werden folen; fo wird dieje Allers 
böcfte Beſtimmung in Gemäßheit des dieferhalb ergangenen Königl. 
Minifterial-Neferipts vom 22ten März u. . zur Achtung für das Pus 
blicum und fümmtlider öffentlichen Caſſen hierdurch mit der Eröffnung 
bekannt gemacht, daß nach dem allegirten Königl. Miniſterial⸗Reſcript 
x vorgedachte Präcluſiv⸗Termin mit bem 30. Septbr. d. Jahres eins 

itt. 8 

Bis zum Ablauf des erwähnten Termins kann jeboch, den frühern 
Beftimmungen gemäß, dieſe Scheidemünze bei Zahlungen in öffentiiche 
Caſſen mit reſp. 42, 84 und 524 Stücken auf einen Thaler zu jedem 
Betrage als Courant benutzt, auch bei den gedachten Cafer gegen Gois 
rant oder neue Scheidemünze umgewechſelt werden. 

Sämmtliche Special = Gaſſen unſeres Departements haben jebodj 
vom Tage ab, wo diefe Bekanntmachung zur öffentlichen Kenntniß ger 
langt, mit dieſer reſp. eingezahlten oder eingewechſelten Scheidemünze 

irchaus keine Zahlungen weiter zu leiſten,, ſondern folde unverkürzt 
an unfere Hauptcaſſe abzullefern. 

Danzig, den 14. April 1825. 

Königl. Preuß. Regierung. H Abtheilung. 
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Nr. 212. 


Spublicanbum, die Verwendung vacanter Pfarr» Einkünfte 
betreffend. 


D bisher in Betreff der Verwendung der, während der Pfarr⸗Va⸗ 
cangen eſparten Pfarreinkünfte nicht felten nach der Obſervanz verfah⸗ 
ren worden ift, fo bringen wir hierdurch zur Kenntniß derer, welche mit 
Auseinanderſetzungen diefer Art zu thun haben, die Beſtimmung des kö⸗ 
nigl. Miniſteriums der geiſtlichen Angelegenheiten, 
nach welcher, da Hinſichts der Verwendung ſolcher Erſparnſſſe das 
Allgem. Landrecht nirgends auf bloße Obſervanz verweiſet, dieſe 
nicht berückſichtigt werden kann, ſondern J. 852. Tit. 11. Th. 2. 
des Allgem. Landrechts, nach welchem diefe erſparten Pfarr- Ein: 
ene bem Pfarrvermögen zuwachſen, ftets in Unwerdung gebracht 
werden muß. 
Danzig, ben 5. Juni 1825. " „ 


Nr. 213. 


Publicandum wegen der Cathedralſteuer für die katholiſche 
Kirche zu Frauenburg. 


Qu Mafeſtt ber König haben mittelſt Allerhschſter Cablnets⸗Ordrevom 
24. Mai bieſes Jahres nachzugeben geruhet, daß zur Verſtärkung des Bats 
fonds der Domkirche zu Frauenburg, in der zu derſelben gehörigen Did: 
ces eine Cathedrale Mbgabe von einem und einem halben Silbergroſchen 
von jeder Taufe, Trauung und Beerdigung erhoben werden fol. 

Es it nach dem Antrage des Herrn Fürſt⸗Biſchofs von Ermland 
am zweckmäßigſten erachtet worden, daß die Erhebung dieſer Abgabe 
vom 1. Jantar 1896 ab, bei Gelegenheit der Einziehung der Stolge⸗ 
bühren dued die Herrn Pfarrer geſchehe, und diefe fodann den Betrag 
vierteljährlich, alfo ben 1. April, 1. Juli, 1. October und 1. Januar; 
mit dem Verzeichniſſe der vorgefallenen Amtshandlungen an ben betref 
fenden Pern Decan oder Erzprieſter abliefern, welcher hiernächſt den 
Betrag aus dem ganzen Decanate eben fo an daB Domcapitel zur Bet 
einnahmung der Domkirchen⸗Gaſſe abzuführen hat. A $ 

Die Herren geiſtlichen Vorgefegter ber katholiſchen Kirchen zu DU 
va, Elbing, Königsberg, Drangowöky, Memel, Shilgalen und Hei⸗ 
ligenlinde, da fie keinem Decan oder Erzprieſter untergeordnet find, wer⸗ 
den bie beregte Cathedral⸗Abgabe nebſt den Nachwefſungen der elwaui⸗ 
gen Nefte, worüber das Weitere nachſtehend folgt, unmittelbar an das 
Domcapitel zu Frauenburg abzuliefern haden. x 

Um die Anhäufung von Neften wo möglich zu vermeiden, wird, nach 
dem Wunſche des Heren Fürſtbiſchofs, den Herren Geiſtlichen empfohlen 

1) darauf zu halten, daß die Beitrage bei jeder Anmeldung von a" 
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fen, Trauungen und Beerdigungen von dem Nachſuchenden gleich 
eingezogen werden; 

2) wenn Umſtände nöthigen, von dieſer Beſtimmung abzugehen, was 
jedoch bei Trauungen Außerft felten vorkommen dürfte, dergleichen 
Beträge nicht unmittelbar niederzuſchlagen, ſondern darüber beſon⸗ 
dere Reſtnachweiſungen, mit Angabe des Namens des Reſtanten, 
des Reſtbetrages, und bei Taufen des Geſchlechts des Täuflings 
anzufertigen und dieſe Nachweiſungen mit den Beiträgen viertel⸗ 
jahrlich an die Herren Decane oder Erzprieſter einzuſenden, die als⸗ 
daun die Beiträge nebſt einer ſummariſchen Anzeige der Reſte aus 
ihrem Sprengel an das Domeapitel zu Frauenburg zur weitern Vers 
anlaſſung zu befördern haben werden. 

Königsberg, den 3. Septbr. 1895. 


z : Der Ober- Präfident von Preußen, von Schön, 


Nr. 214. 


Reſcript des Koͤnigl. Ministeriums des Innern an die Ki- 
nigl. Regierung zu Königsberg, wegen des an die Abdecker 
zum Abledern auszuliefernden crepirten Viehes und der 
alten unbrauchbaren Pferde. 


De. nu Regierung wird in Beſcheidung auf den Bericht vom 
10. v. 

wegen des an die Abdecker zum Abledern auszullefernden erepirten 

Wiehes und der alten unbrauchbaren Pferde, 
eröffnet, daß das Publicaudum vom 29. April 1772 bloß für bie fut» 
mark erlaſſen, und nach Ausweis der Acteu des vormaligen Generaldirec⸗ 
tòri die Zufertigung mittelſt Reſcripts vom 7. Januar 1801 nur deshalb 
erfolgt ijt, um davon bei der der ehemaligen Krieges: und Domainenkam⸗ 
mer übertragenen Entwerfung des Publicandi vom 24. März 1801 in bis 
ſtoriſcher Hinſicht Gebrauch zu machen. Es kann daher in dem Depaͤr⸗ 
tement der Königl. Regierung nur auf das letztgedachte Publicandum, 
nämlich auf das vom 24. Marz 180] ankommen, dagegen aber bie in 
Rede ſtehende Beſtimmung des Yublicandi vom 29. April 1772 nicht 
in Anwendung gebracht werden. 

Berlin, den 19. Oetbr. 1825. 

Miniſterium des Innern. Erſte Abtheilung. 
Köhler, 
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Nr. 215. 
Urtheil, die Geſchlechtsvormundſchaft betreffend. 


2 $ 
Du Sachen der Wittwe Jeannette Maloneck Verkt, und NRevibentin 
gegen den Gutsbeſſtzer Gericke Kläger und Reviſen erkennet das ꝛc. Ober⸗ 
kribunal für Recht, 
daß formalia wichtig und auch in der Sache ſelbſt sent. a, quibus 
de publ, den 24, April 1829 und 4. cbr, 1823 dahin zu ändern: 
daß es bei der Erklärung der Verkl. den mit dem Kläger am 20. 
Februar 1819 über das Gut Gr. Gzapulka geſchloſſenen Kaufcon⸗ 
tract im Beſtande eines ihr gerichtlich zu beftellenden Geſchlechts⸗ 
Vormundes nochmals genehmigen und vollziehen zu wollen, fein Bes 
wenden habe, und dafern die Verklagte dieſes binnen 3 Monaten 
von der Publication dieſes Erkenntniſſes an gerechnet zu thun vers 
möchte, der Kläger mik der erhobenen Klage abzuweiſen und die 
Koſten des Proceſſes gegen einander aufzuheben, im entgegengeſetz⸗ 
den Falle aber die vorigen Urtel wieder herzustellen, die Kosten 
dieſer Inſtanz aber auf jeden Fall zu compenfiren und die in sent- 
a qua angeſetzten 10 Thlr. Succumb. -Gelder nieder zu ſchlagen. 
B. 9. W. k 


Gründe. 8 
Wenn das Provinzialgeſetz einen von einer Frau ohne Beiſtand eiz 
nes ihr gerichtlich beſtellten Geſchlechtsvormundes“ geſchloſſenen Vertrag 
für ungültig erklärt, fo kann nicht angenommen werden, daß daſſelbe 
ihn auch in Ansehung des andern Contrahenten (iv nichtig habe erklären 
wollen. Dieſes hätte deutlich und ausdrücklich gefagt werden müſſen. 
Da dieſes nicht geſchehen iſt, ſo muß man annehmen, daß die allge⸗ 
meine Rechtsregel nicht habe geändert werden ſollen, nach welcher alle 
ahnliche Vertrage pacta claudicantia und für die andern Contrahenten 
verbindlich ſind. P 
Da nun die Verkl. den alleg, Kaufcontract Längft erfüllet, hat, ihn nicht 
widerrufen will und bereit ift, ihn nochmals unter Zuziehung eines ihr 
gerichtlich zu beſtellenden Curators zu vollziehen, fo haben die vorigen 
Urtheile hiernach geändert werden müffen. 
L. " 
V. Grolmann. 
publ, den 9. November 1825. 
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Die enger Beere oct Yat vie Quite, bar bie Aufl aler 
Vereinten das Unglück zu vergüten, das Einzelne durch Felerſchäde 
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trifft, und iſt däher eine Verſicherungs⸗Anſtalt, die ble hieſigen Ein⸗ 
wohner unter ſich errichtet haben, und die unter der Aufſicht der Com⸗ 
munal- Behörden ſteht. 

Die Geſchäfte, die aus dieſer ihrer Beſtimmung hervorgehen, 
läßt fie durch die Feuer- Societätsdeputation leften, nach einer derſelben 
zu ertheilenden Geſchäfts »Inſtruction. Da die Geſchaͤfte, welche die 
Herbeiſchaffung der Feuerlöſch⸗Anſtalten nöͤthig macht, nach der bereits 
entworfenen Feuerlöſch⸗Ordnung, eine befondere Feuerlöͤſch⸗Oeputation 

eforgt, fo fell dieſes Reglement nur von den Einrichtungen handeln, 
die fih die Societät als Feuerverſicherungs⸗Anſtalt giebt. 

Die Erfahrung lehrt, daß dieſer Verein auch ohne Zwangsmittel 
groß genug bleibt, um feinen Zweck zu erfüllen, indem er ben Verſicher⸗ 
ten Wohlfeilheit und Sicherheit gewährt. Es foll daher 


$n 

Niemand gezwungen werden, dem Verein zur Entſchädigung für 
Feuerſchaden beizutreten, oder fein Grundſtͤck mit einer Zwangsſumme 
iu das Feuer ⸗Kataſtrum eintragen zu laffen, Die Größe derjenigen 
Summe, die zur Verſicherung bei der Societät angemeldet wird, ift mit 
der Beſchränkung dem Ermeſſen eines Jeden überlaffen, daß fie nie den 
erth der durch Feuer zu vernichtenden Materialen überfteige, jedoch 
oen Kirchen, Pfarr⸗ und Schulgebäude, fo wie die Gebäude der mil 
den Stiftungen tarmåfig bei der Societät verſichert werden. In Be- 
treff der Königlichen und andern öffentlichen Gebäude foll c6 von dem 
pflichtmaͤßigen Ermeſſen der Berwaltungsbehörte abhängen, ob und wie 
hoch fie die Gebäude bei der Fener- Societåt verſſchern lafen wolle, je 
och darf es, wie auch das Allgemeine Landrecht Theil II. pag. 694. 
8. 1993, feſtfest, nur fo geſchehen, daß der verbrennliche Werth des 
Gebäudes bei der Verſicherung nicht äberſchritten wird. Unter verbrenne 
lichem Werth ib der Werth ſämmtlicher Materialien des Gebäudes mit 
Inbegriff des Arbeitslopns zu verſtehen. y 
: $2 : 
Jeder, der dem Vereine beigetreten ijt, muß bis zum Ablaufe bei 
Nichften Calenderjahres darin verbleiben, und wenn alsdann vor dem 
Eintritt des Monats October eine Kündigung nicht erfolgt, wird die Mit⸗ 
Kledſchaft noch ein Jahr länger fortgeſetzt. Wenn aber das verſicherte 
jebüube in der Zwiſchenzejt wüſte geworden oder umgeftützt wäre, fo 
uͤrfen die Beiträge nur noch für daſſelbe Galenderjahr erlegt werden, 
Sotausgefeét daß noch im Laufe des Jahres ber Feuer⸗ Cocietüt davon 
zeige gemacht wird. Brennt ein verſichertez Gebäude ab, fo foll der 
tät feste mit der Summe, mit der er vor dem Brande in der Socie⸗ 
t war, in Betreff; feiner Beiträge auch ferner in derſelben bleis 
x und zwar fo lauge, bis das Gebäude wieder neu erbaut worden. 
Aa Beendigung des Baues und gleichzeitig mit der Einreichung des 
getes, worauf der Merficerte den lezten Theil feiner. Braugelder 
erlangt (S. 11.), ift das neue Gebäude nach einer beſondern Taxe iu dle 

Deietat aufzunehmen. 
G „Brennt aber ein ſolches verſichert geweſenes, im Bau begriffenes 
bäude ab, oder wird es durch Feuer beſchädiget, fo ſoll der daran ents 
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ſtandene Schaden nach der eidlichen Ausſage der Baumeiſter ermittelt 
und vergütet werden. : 4 

Eine jede Verſicherung bei der Socielät fängt von dem Augenblick 
an, wo im Magiitrats= Colegio der Beſchluß gefaßt worden, fie in das 
Bener Societäts⸗ Cataſtrum eintragen zu laſfen. 

Die einmal entstandene Verpflichtung, bei dem Verein bis zum Arb 
lauf des nächſten Kalenderjahres zu bleiben, geht auch auf einen etwa 
nigen neuen Acgufrenten des verſicherten Gebäudes über, und zwar al 
eine Reallaſt, und kann fid) derſelbe nur durch die vorhin gedachte 
Kündigung davon losmachen. Eine Kündigung kann übrigens nur daun 
angenommen werden, wenn durch einen neuen Hppothekenſchein darge⸗ 
than wird, daß auf dem verſicherten Gebäude keine Schulden haften, oder 
wenn die daraus erſichtlichen Gläubiger in das Nusſchelden gewilligeh 
haben. Der alsdann zu bewilligende Austritt foll hiernächſt einige Mo⸗ 
nate vor Ablauf des Jahres der Hppothekenbehörde zur Notirung im 
Hypathekenbuch angezeigt werden. i 


8.8. 

Die Societät will zwar zur Beförderung des Eredits und zur Er⸗ 
leichterung der Gewerbe, welche im Umfange der Stadt betrieben wer“ 
den können, in der Regel alle Gebäude verſichern, welche innerhalb der 
Stadtgrenzen liegen, pes behält fie fid) vor, davon ſolche Gebäude 
auszuſchließen, in denen hoͤchſt feuergefährliche Gewerbe betrieben werden, 
wie ſolches auch ſchon durch die 65. 2062 seq. Tit, 8. Th. 2. des Allg. 
Landrechts gerechtfertiget wird. . 

Eben fo folen Gebäude mit Strohdächern, fo wie new anzulegende 
Windmühlen, die nicht [don in ber Societät find, fonbern fi 
erſt ſpäter zum Eintritte in die Societät melden, zur Verſicherung nicht 
mehr angenommen werden. * * 


$ 4. 

Die Gocietåt vergütet ihren Mitgliedern jeden Schaden, der durch 
Brand oder die Anordnungen beim Löſchen entſtanden iſt, der Braud 
Habe feinen Urſprung in Bis, Anlegen oder Zufall gehabt. Auch fol 
cher Schaden wird vepgütet, der durch Blig enkftanden, der nicht gezün⸗ 
det hat. * 2 

na der Brandſchaden aber feinen Urſprung im Kriege durch mili 
tatriſche Maßregeln oder Kriegeoperationen: gehabt, oder ift er von DH 
Beſchäbigten ſelbſt vorſätzlich herbeigeführt, was durch ein rſchterliche 
Erkenntniß erwiefen ſehn mu, fo wird ein folher Schaden von der EP 
cietät nicht vergütet. £ pen 

Das volle Berficherumgs- Quantum wird gezahlt, wenn nach biefen 
Beſtinmungen das ganze Gebäude durch Feller oder die Löschen 
vernichtet worden. Von der Vergütigungsfümme wird jedoch der en Í 
der uͤbrig gebliebenen Materialien abgezogen, der von dem Stadtbat 
rathe oder zwei Mitgliedern der Feuer - Societäts⸗ Deputation ke 
Zupiehung des Beſchaͤdigten, und eines Sachverſtändigen ober BUT, 
a6gufiáéen it. It mur ein hen des verficherten Gebäudes auf iay 
Art vernichtet worden, fo tritt auch nur eine theilweiſe Vergürigung, ue 
und zwar im Verhaͤltuiß der werficherten Summe zum Werth der Ganit 

Das heißt, wenn ein Gebäude, das im Ganzen 6000 Sitblr. w 
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und nur mit 3000 Athlr, verſichert war, einen Schaden von 3000 Nthlr. 
erleidet, fo werden nue 1500 Rthlr. vergütet, weil diefe 1500 Rthlr. 
zu der verſicherten Summe in dem Verhaͤltniß ſtehen, wie die verſi⸗ 
cherte Summe zum Werth des Ganzen. 2 
Als Grundſatz bei der Gare per übrig gebliebenen Thells eines 
Gebäudes wird Folgendes beſtimmt. i s 
Nach erfolgten Braude unterſucht die g. 6. benannte Commiſſion, 
ob das beſchaͤdigte Gebäude noch zu repariren ſtehet. In dieſem Falle 
muß ermittelt werden, ob der Schaden 3, 2, % 4, , 4 oder 4 vom 
Ganzen betrage. Kann das beſchädigte Gebäude nicht mehr repariert wera 
den, [o wird der Schade für total erachtet und dann wird mit den übrig 
ehliehenen Materialien fo verfahren, wie ſchon früher erwähnt worden. 
E aber der Schaden geringer als + vom Ganzen, fo wird bie Herſtel⸗ 
lung des beſchädigten Gebäudes verauſchlagt, und die Vergütung des 
Anſchlags⸗Quantums erfolgt ganz, wenn der Beſchädigte zum vollen 
Werth verſichert geweſen, oder in dem bereits aufgeſtellten Verhaͤltniß 
er verſicherten Summe zum Werth des Ganzen. 
Ji der Beſchädigte jedoch damit nicht einverſtanden, daß der Scha⸗ 
den für das Anſchlagsguantum ausgebeffert werden könne, fo kann er 
effen. Herſtellung von der Societät fordern; muß daun aber, wenn er 
zum Erfag des vollen Schadens nicht berechtiget war, den Theil des Schar 
dens, den er ſelbſt zu tragen hat, u den Herſtellungskoſten zuſchießen. 


1 ] $5 
Niemand darf nach $. 2000 seg. Tit. 8. Th. 2 des Allgemeinen 
andret bei Strafe des Betruges und Verluſt feines Rechts über ein 
und daſſelbe Gebäude und zwar auf den ganzen verbrennlichen Werth 
eſſelben mehrere Verſicherungen nehmen, Nur wenn der volle Werth 
deſſelben nicht verſichert ift, kann nach $. 2008. L c. das an dem vollen 
Werthe noch fehlende Quantum anderweit verſichert werden. Es muß 
aher bei jeder Entſchädigungsforderung angezeigt werden, in welchen 
'ocjetäten die Verſicherung fonft noch und in welcher Art ſie erfolgt 
fep, und dies, oder daß keine anderweitige Verſicherung erfolgt fey 
51 Eidesſtatt bezeuget werden. ` 


$ 6. 
Die Taxatoren der zu verſichernden Gebäude und der Braudſchäden, 
Pollen aus folgenden Perfonen beftshen: į 
a) bem Stadtbaurath ober gwein Mitgliedern der Feuer⸗Socie⸗ 
tåtë -Deputation 1 4 
b) einem vereideten Maurermeifter und, 
a c) einem vereideten Zimmermeiſter, 2 
x Nur auf Den Grund einer von dieſen Perſonen gefertigten Taxe 
dann eine Verſicherung oder eine Brandentſchäͤdigung erfolgen, Für diefe 
Sama, fo wie u eile in Bener Socſetätg⸗Angelehenheiten werden 
Ne, Sportuln noch Stempelgebühren genommen, ſondern es fallen den 
erſicherten nur die Gebühren zur Laſt, welche in der Sportul- Fare 
für das Hiefige Königl. Stadtgericht für dergleichen Baren den Perfonen 
ansgeſetzt find, welche bei der Tare als 0 eie mitwirken, fo 
ut die hier fonft üblichen Copialien⸗ und Botengebühren. Auch muß 
ach pag. 419 ber Kampbſchen Annalen pro 1822 zu den Atteſten über 
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die wirklich erfolgte Eintragung der Verſicherungsſummen und zu den 
von den Abgebrannten auszuſtellenden Quittungen über empfangene Brand- 
entſchädigungen ver geſetzliche Stempel verbraucht werden. 

= T 


Da die Sipeietät nur Gebäude und deren Pertinengftche, fo wie ſie 
in g. 80. Tit. 2. Ih. 1. des Allgem. Landrecht beſchrieben ſind, V 
ſichert, fo werden Zäune, Brüchen, Bäume in die Taxe det zu vers 
sichernden Gebäude nicht aufgenommen. Bei dieſer Taxe muß lediglich 
auf den verbrennlichen Werth der Gebäude, ſo wie dieſer Begriff im er⸗ 
ſten F. näher feſtgeſetzt worden, geſehen werden. Es kann daher auch 
auf den Werth des ganzen Fundaments oder anderer nicht verbrennba⸗ 
ren Gegenftände nicht Nückficht genommen werden. Als zerſtörbar wer⸗ 
den vom Fundament nur zwei Fuß angenommen, und dieſe können 
mit zur Taxe kommen. 8 

Die Taxe muß zwar den wirklichen verbrennlichen Werth des Ge⸗ 
bäudes enthalten, indeß nimmt die Societät nur Verſicherungsſummen 
an, die in volle Viertelhundert aufgehen, und die, fo der Taxe am 
nächſten kommen. ) 

Da es übrigens eine geſetzliche Regel iſt, daß keine Sache über i^ 
ren wirklichen Werth, mithin kein Gebäude über den verbrennbaren 
Werth verſichert werden darf, der urſpruͤngliche Tarwerth aber 
Laufe der Zeit febr vermindern kann, fo [ol jede Taxe, nach Verlauf 
von 10 Jahren, einer Stevifisn unterworfen, und wenn fih alsdann ein 

minderer Werth, als das Verſicherungs⸗ Juantum, ijt ergiebt, dieſes bis 
auf den wirklichen verbrennbaren Werth herabgeſetzt, davon auch de 
Pypothekenbehörde zum Vermerke im Hypathetenbuche und Betauntma⸗ 
chung an die Gläubiger, Nachricht gegeben werden. Eine gleiche Revi 
fion ſoll außerdem ftatt finden, fobald ein Gebäude [o verwüſtet ir 
daß es von der Poltzeibehörde verſchloſſen wird; wornach die Feuer⸗So⸗ 
cietäts⸗Deputation jid) halbjäheig zu Oſtern und Michaelis zu erkundt 
gen hat, und dann wird im Nebrigen auf dieſelbe Art, wie vorher gr 
dacht, verfahren, ua e 


3 T 
Ale Summen, welche die Societät 1 werden in das Ge⸗ 
taſtrum eingetragen, und von dieſen Summen jährlich die Beiträge au 
geſchrieben, die zur Vergütung der vorgekommenen Brandſchäden aufg“ 
bracht werden mifen. eden 
Das Cataſtrum fol zu dieſem Ende iur Monate December I = 
Jahres geſchloſſen werden, und darnach ſoll die Ausſchreibung im Se. 
nuar des folgenden Jahres erfolgen. Hieraus ergeben fid) unn ftir, 
Regeln in Betreff der Anmeldung neted oder der Abänderung alter 
ſicherüngsſummen. 55 
Wie abgebrannt gewefene und wieder aufgebaute Häuser aufs ro 
verſichert werden ſollen, i ſchon im g. 2. angeordnet, Wer ein en 
bäude neu aufführt, oder an einem alten Gebäude ſolche Arsnses dn 
teifft, daß es dadurch eine kenderung in feinem Werch erleidet), eder 
ebenfalls im Taufe des Jahres auf eine neue Berficherungefumme d nt 
Societft antragen; jedoch muß im len dieſen Fällen der Deit werden 


dieſer neuen Verſicherungsſumme für das volle Jahr geleistet 
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welcher Theil davon bei der neuen Berſicherung auch ſchon verfloffen gee 
weſen ſeyn mag. 7 
Abänderungen aber in der Verſicherungsſumme, welche nicht durch 
einen Neubau, oder eine bewirkte Verbeſſerung, oder nach einem ſtatt 
gefundenen Brande, oder durch Zerſtörung des Gebäudes (5. 2.) nöthig 
werden, müſſen in der Zeit vom 1. October bis zu Ende des Novem⸗ 
bers jeden Jahres in Antrag gebracht werden. Außer dieſer Zeit und 
während eines Krieges wird auf dies fällige Geſuche nicht Ruͤckſicht ges 
nommen. Diejenigen Anträge aber, welche in dem gedachten Termine 
in Friedenszeiten bei der Feuer ⸗Societätsdeputation gemacht und mit 
Zustimmung des Magiſtrats für zuläſſig erachtet werden, ſollen in dem 
neuen Gataſtro für das folgende Jahr aufgenommen werden. Wer jedoch 
die Berſicherungsſumme erhöhet haben will, muß durch eine nach $. 6. 
eingerichtete Taxe den Höheren Werth des verſicherten Gebäudes nach⸗ 
weiſen, und wer eine Erniedrigung der verficheuten Summe haben will, 
muß das beobachten, was g. 2. für den Kuͤndigungsfall vorgeſchrieben 
worden, und es iſt dann wegen. Herabſetzung der Summe in ähnlicher 
Art zu verfahren, und ſowohl die erfolgte Erhöhung als die Erniedri⸗ 
gung dem Königl. Stadtgerichte bekanut zu machen. 
3 $9 g 
Die Zahlung der Beiträge, welche nach Procenten ohne Unterfihied 
der Beſchaffenheit der verſicherten Gebäude ganz fo, wie es bisher ge» 
ſchehen iſt, berechnet werden, geſchieht ſpaͤteſtens zwei Monate nach der 
geſchehenen Ausſchreitung, und muß für alle im Januar ausgefchtiebene 
Beſtraͤge am 1. April erfolgt ſeyn, widrigenfalls tritt überall die Grez 
tution darauf ein. Außerdem wird von den Neftanten, die dann noch 
vorhanden ſeyn ſollten, eine Conbentſonal⸗ Strafe erhoben, die drei 
Pfennige vom Thaler für einen jeden Monat, den er fpäter zahlt, bes 
tragen foll. Uebrigens hält ſich die Societät wegen der an fie zu B 
lenden Beiträge an die verſicherten Grundstücke, und laßt foldje mbtbis 
genfalls durch die Feuer“ Soeietäts⸗ Deputation ſegueſttiren, hat überdies 
nach $. 849. Tit. 50. THL. I, der Allg. Gerichtordnung, ſelbſt im Gen» 
curfe, für einen zweifährigen Ruͤckſtand ein Reakrecht, und kann fogar 
nath h. 369. des Auhanges zur Allgemeinen Gerichtsordnung die Innere 
bpalb zwei Jahren vor Eröffnung des Goncurſes ausgeſchriebenen Bei⸗ 
träger and den laufenden Einkünften fordern; hat ferner nach F. 404. 
Tit. 50. der allg. Gerichtöprdnung für einen ſolchen Rückſtaud die zweite 
Sage, auch für einen altern bie vierte, und kann eines Concurſes uns 
geachtet, wenn der Curator massae die Beiträge nicht prompt zahlt, wea 
hen derſelben nach pag. 260. Band III. und pag. 185 und 189 Band 
XIV, der Kampeſchen Jahrbücher für die Preußiſche Geſetzgebung die 
Segueſttation verhängen. Die Grecution und Segueſtration wegen tide 
nbigee Feuercaſfen⸗ Beiträge findet übrigens gegen jeden: ſtädtiſchen 
udeigentgümer ohne alle Ausnahme des Standes ſtatt; bei Militaire 
Perfonen wird jedoch nach der Geſetzſammlung vom Jahre 1823 pag. 18. 
em Militairgerichte davon Nachricht gegeben und deſſen Rückantwort 
abgewartet, daß die betreffende Militairperfon von der einzuleitenden 
Exkeution unterrichtet worden. ; 


v g. 10. 2 
Wer ſolche Abänderungen in feinen Gebäuden, oder in deren Bis 
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ſtimmung trifft, bag Diefelsen wegen der dadurch herbeigeführten, g. 8. 
gedachten geößern Feuergefährlichkeit der Societät nadtfeilig werden, muß 
diefe Veränderungen der Societät anzeigen, (confer, B, 2117. Sit. 8. 
Theil 2. des Allgem. Landrechts.) Tritt auch kein Unglücksfall ein, To 
foll er dennoch von der Zeit au, wo er ſolche Thänderungen vorgenam⸗ 
men, die Beiträge doppelt nachzahlen, wenn er die Abänderung ber Sez 
cietät verſchwiegen. 


8. 11. 

Bei der in g. 4. gedachten Zahlung der den Mitgliedern der So⸗ 
cietät entſtandenen Brandſchaͤden, geht diefe von dem in den g. 6. 68. 
und 59., Tit. 8. Theil 1. des Allgem. Landrechts ausgeſprochenen Grundz 
fase aus, daß überall die den Beſchädigten gezahlten Gelder zum Wie⸗ 
deraufbau deb abgebrannten und zur Herstellung des beſchädigten Grund⸗ 
ſtuͤcks verwendet werden folen, A 4 

Zur Erreichung dieſes Zweckes wird feſtgeſetzt, daß ben Beſchädig⸗ 
ten zum Ankauf der zuerſt erforderlichen Materialien 14 Tage nach dem 
fatt gefundenen Brande ein Viertel der Verſicherungsſumme oder des 
Schadenerſatzes gezahlt werden fell. i 

Das zweite Viertel wird gezahlt, wenn die Baumaterialien auf die 
Bauftelle gebracht find, und dies durch ein Atteſt des Bauraths nachge⸗ 
wieſen wird. Das dritte Viertel wird gunt, wenn durch ein ſolches 
Atteſt nachgewieſen wird, daß das Gebäude unter Dach gebracht, und 
der Neft, wenn es nach einem ſolchen Atteſte fur vollendet augeſehen 

werden kann. (5. 2.) x 

Bei einem zu vergütenden Brandſchaden, welcher durch Reparaturen 
herzuſtellen, wird die Hälfte der Anſchlagsſumme ſogleich- nach ber Ber⸗ 
anſchlagung, und die andere Hälfte nach der bewirkten Reparatur be⸗ 
zahlt. Haften keine Schulden auf dem Gebäude, oder willigen die Gläu⸗ 
biger ein, jo foll die volle Verſicherungsſumme gezahlt werden, wenn 
weniger auf das erbaute neue Gebäude verwendet worden, und dieſes 

kleiner, als das abgebrannte erbaut worden ſeyn ſollte. 5 


12. 

Damit die Gaffe der Fener: Societät in einen ſolchen Zuſtand wer“ 
fest werde, daß fie alle Auſprüche, die nach dieſen Beſtimmungen an 
fie gemacht werden können ſtete pünktlich erfüllen kann, foll in derfeh 
ben ein Beſtandes⸗Capital angeſammelt werden. Zu dieſem Ende je 
auch in den Jahren eine Auöfchreibung zu Beiträgen erfolgen, wo nur 
unbedeutende oder gar keine Brände ſtatt gefunden haben, und eine 
ſolche Ausfchreibung fol yy Rihlr. Procent betragen. Was von denn 
Betrage der Ausſchreibung fodann zu kleinen Brandentſchädigungen mich 
verwendet wird, muß zinsbar untergebracht werben, und follen die Si 
en von dieſen zur Sammlung eines Beſtandes einmal belegten Geld 
halbjährig wieder zu gleichem Zwecke zinsbar untergebracht werden. 

Alle Beſtände der Fener- Socletätscaſſe follen übrigens ohne pe 
nehmigung nie zu fremden Zwecken, felbjt niht vorſchußweiſe verwende 
werden; bei Strafe gegen die, welche dagegen handeln. e 

Bis nun aber ein Beffand + Capital, von 10,006 Sti, angeſa 
melt fenn wird, welches bei einem großen Brandſchaden, der Dit e 
treffen möchte, als Unshülfe verwendet werden fann, und welches fos 
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verwenden, dem Beſchluſſe der Communal⸗Behoͤrden vorbehalten bleibt, 
wird hiermit aus nothwendiger Rüͤckſicht gegen alle Societätsmitglieder 
feſtgeſetzt, daß bei einem großen Brandſchaden, den die Societät zu ver⸗ 
güten hätte, in einem Jahre nicht mehr wie 1 Procent, als Beitrag 
eingehoben werden, dagegen die Einhebung zu 1 Procent auch in den 
folgenden Jahren fo lange fortdauern foll, bis die Brandſchaͤden eines 
ſolchen, und der folgenden Jahre gedeckt worden ſind. 


J. 13. 

Ein Jeder, der aus der Societät ſcheidet, hat daher entweder gleich 
beim Ausſcheiden den vollen Beitrag für die alsdann verfloſſene Zeit, auch 
ſelbſt über das Maximum von 1 Procent hinaus, zu erlegen, oder: feis 
nes Austritts ungeachtet, auch noch ſpäterhin, ſo lange mit zu ſteuern, 
bis der Erſat für die gedachten Brandſchäden gedeckt ijt, weshalb die 


' Slepartition am Ende jedes Jahres ganz nach dem Bedarf angelegt, 


auch bekannt gemacht, und bloß die Zahlung theilweiſe hinaus geſchoben 
werden fol. Würden z. B. die Brandſchäden des Jahres 1825 fo groß 
geweſen ſeyn, daß 14 Procent der Verſicherungsſummen aufgebracht wers 
den müßten, fo haͤtten die am 1. Januar d. 3. Ausgeſchiedenen entwe⸗ 
der vor dem April des jetzigen Jahres die ganzen 13 Procent: zu erle⸗ 
gen, oder fie müſſen jetzt 1 Procent und Anfangs 1827 noch + Pros 
cent zahlen, um ihren Verpflichtungen gehörig nachzukommen. 


Dieſes Feuer⸗Societätsreglement ſoll nach vorheriger landesherrli⸗ 
cher Beſtätigung gehörig bekannt gemacht, und von Jedem, der dadurch 
verpflichtet wird, genau befolgt werden. 

Elbing, den 24. Januar 1826. Der Magiſtrat. 


Decret auf den Bericht vom 31. wor, Monats, das Feuer⸗ 
Societäts⸗Reglement für Elbing betreffend. f 


Zum Beſcheide, daß es keinem Bedenken unterliegt, daß das ein- 
gereichte Reglement für die Feuer ⸗ Societät der Stadt Elbing in feiz 
nen Haupt⸗Beſtimmungen mit Vorbehalt der höhern Genehmigung in 
Anwendung gebracht werden kann. 


Danzig, den 7. April 1826. 4 
Koͤnigl. Regierung. Erſte Abtheilung. 
' Ewald. Jachmann. 


Nr. 217. 
Publicandum wegen Schaden⸗ Verhütung durch die Hunde. 


vu (ehrere Unglücksfälle, welche in neuerer Zeit durch den Biß wüthen⸗ 
er Hunde entſtanden ſind, und die haufigen Klagen über die Beläftiz 


bung der Neifenden durch herumlankende Hunde liefern den Beweis, bn 


zen Orts⸗ und Bezirks⸗Polkzeibehoͤrden die Beachtung der in biefer Ber 

lichung ſo vielfach gegebenen poltzeilſchen Vorſchriften nicht am Herzen 

dent, und ſie dieſen wichtigen Gegenſtand ihrer Vorſorge mit einer ka⸗ 
elnswerthen Gleichgäiltigteit behandeln. Wir finden uns dadurch vere 
Weſtpreuß. Prov. Recht. Bd. II. 48 
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anlaßt, die in dieſer Hinſicht beſtehenden geſetzlichen Vorfcheiften, na⸗ 
mentlich das Edict vom 20. Februar 1797, bie Weſtpreußiſche Forſt⸗ und 
Jagdordnung vom 8. October 1805, welche durch unfere Amtsblätter 
ſchon mehrmals in Erinnerung gebracht find, ſowohl dem Publicum, 
den ſämmtlichen Polizeibehoͤrden unfers Verwaltungsbezirks hierdurch auf 
das Ernſtlichſte einzuſchärfen und den letztern insbeſondere zur ſtrengſten 
Pflicht zu machen, auf die Befolgung der geſetzlichen Beſtimmungen 
nicht bloß, wie es leider bisher der Fall geweſen iſt, der Form nach, 
ſondern auf eine dem Zweck entſprechende Weiſe zu halten. 
Es wird demnach hierdurch nochmals angeordnet, daß 
1) auf dem platten Lande und in den kleinen Ackerſtädten jeder Hund 
entweder angebunden, oder doch mit einem ſtarken Knittel verfehen 
werden foll, Dieſe Knittel durfen aber nicht, wie bisher, nur dem 
Scheine nach vorhanden, fondern fie müffen von ſolcher Beſchaffen⸗ 
heit ſeyn, daß fie die Hunde von dem Laufen und von dem Ueber⸗ 
fyringen der Zäune u. f. w. auch wirklich abhalten; fie muͤſſen ba^ 
her eine mit der Größe des Hundes in gleichem Verhältniß ſtehende 
Länge haben, von ſchwerem Holze und an dem einen Ende derge⸗ 
ſtalt am Halſe befeſtigt ſeyn, daß fie auf der Erde ſchleifen. 
Auch wird es zweckmäßjg ſeyn, diefe Knittel etwa in der Mitte 
ihrer Lange mit einem 8 bis 10 Zoll langen Querholze feft zu ver 
binden, weil dadurch die Hunde von dem ſchnellen Laufen und 
Ueberſpringen am ſicherſten abgehalten werden. E 
Die Vernachläſſigung diefer, fo wie jeder andern von den Polis 
zeibehörden anzuordnenden anderweitigen Vorſichtsmaßregel, ſoll 
den gefeglichen Vorſchriften gemäß an dem Eigenthümer eines Gun? 
des jedesmal mit „einem Thaler Strafe“ geahndet werden, wobe? 
noch außerdem biefelbe es fid) beizumeſſen hat, wenn die fi) los 
fecunitteibenben Hunde von jedem, der ein Schießgewehr zu tra⸗ 
gen berechtigt ift, ohne weiteres todt geſchoſſen werden, wozu wir 
noch insbeſondere die Forſtbedienten hierdurch auffordern und fit 
auf die in dieſer infit durch die Weſtpreußiſche Forſt⸗ und 
Jagdordnung angeordneten ee s aufmerkſam machen. Auch 
versteht es (id) von felbft, daß der Eigenthümer eines unbes für 
jeden durch ihn angerichteten Schaden nach den Geſetzen veri 
wortlich bleibt. k ie 
2) In den größeren Städten und in deren Nähe fid) kodeckerejen be 
finden, werden die Poligeibehörden hiermit ausdrücklich augewiefn 
mif Strenge darauf zu halten, daß durchaus keine Hunde fid) le 
den Straßen herum treiben und zu dem Ende jährlich mehrere Mal 
insbeſondere aber in der heißen Jahreszeit, wenigſtens alle Woche 
einmal die Abdeckerknechte anzuweiſen, daß fie in den frühen id 
gens und fpäten Abendftunden die Strafen durchziehen und bie N) 
herumtreibenden Hunde ohne weiteres todtſchlagen, und nur dielen 
gen Hunde, deren Eigenthümer ihnen entweder bekannt ſind, y" 
zu einem Gewerbe, z. B. zur Jagd, dienen, einfangen, und der 
Eigenthuͤmern nur gegen eine ſchrifkliche Erlaubniß von Seiten ft 
Polizeibehörde, welche nur gegen Entrichtung einer Poltzeichelt 
von 1 bis 2 Thlr. und eines angemeſſenen Fangegeldes, 
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werden darf, herausgeben, und wenn diefe binnen 8 Tagen nicht 
beigebracht wird, die eingefangenen Hunde ohne weiteres tbbten. 
Von jedem bekannten Eigenthümer eines auf diefe Weiſe getübteten 
Hundes wird noch außerdem die feſtſtehende Polizeiſtrafe einge⸗ 


zogen. 

8) Alle Perſonen, welche ihre Gewerbes wegen Hunde mit fih füh⸗ 
ren, Hirten, Jager ꝛc., find bei Vermeidung der vorher beftimmten Straz 
fen verpflichtet, die Hunde an ber Leine zu führen und fie nu da 
los Rn lafen, wenn fie zu dem Zweck ihres Gewerbes gebraucht 
werden. 

Saͤmmtlichen Polizeibehoͤrden und der Kreis⸗Gensd'armerie insbeſon⸗ 
dere wird die ſtrenge Beachtung der Aufrechthaltung dieſer Vorſchriften 
zur Pflicht gemacht, und wir werden jede dabei bewieſene Nachläſſigkeit 
nachdrücklich zu rügen wiſſen. 

Marienwerder, den 8. Juni 1826. ` 

Königlich Preuß. Regierung. Abtheilung des Innern. 


Nr. 218. 
Refeript wegen der Abdeckereien. 


Inne in der Eingabe vom 12. d. M. erneuerten Anträge, wegen eines 
Pachterlaſſes für die Abdeckerei⸗Nutzungen im Culmer und Michelauer 
Kreiſe find unzuläffig, und es muß bei dem Ihnen deshalb von der Kö⸗ 
nigl. Regierung in Marienwerder auf Ihre frühere Eingabe vom 98. 
October v. J. ertheilten, nebſt den übrigen Anlagen Ihrer Eingabe hier 
wieder zuruck erfolgenden Beſcheide vom 24. Novbr, v. J. um fo mehr 
fein Bewenden behalten, als Ihnen, wie Ihnen darin bemerklich ges 
macht worden iff, nach dem Gontracte vom 27. März 1806 kein An- 
ſpruch auf geſchlachtetes, ſondern nur auf gefallenes Vieh zuſteht, und 
Sie auch felbft nicht behaupten, daß der genannte Contract das (es 
gentheil enthalte. 8 

Uebrigens ift aber die Königl. Regierung angewieſen worden, dar⸗ 
auf ſtreng zu halten, daß die zur Haltung eines eigenem Abdeckers bes 
rechtigten Gutöbefigen diefe ihre Befugniß nicht dadurch überſchreiten, 
daß fih mehrere zuſammen einen gemeinſchafklichen Abdecker halten. 

Berlin, den 22, Juni 1326. 

Finanz⸗Miniſterium. 
General Verwaltung für Domainen und Forſten. 
Keßler. Harteg. 

An den Herrn Scharfrichter Schesmer zu Marienwerder. 
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Nr. 219. 


Publicandum die Aufloͤſung der Bordings⸗Rheder⸗ 
zunft in Elbing betreffend. e 


War ben Antrag der Bordings⸗Rhederzunft zu Elbing haben wir die 
Aufhebung ihres feit vielen Jahren beſtandenen Verbandes genehmigt, 
nachdem nachgewieſen iſt, daß keine weitern Anſprüche und Anforderun⸗ 
gen an bie Corporation ober deren Vermögen, auf die von dem Magie 
ſtrat zu Elbing zu dieſem Zweck erlaſſene Bekanntmachung durch die 
dortige Zeitung, den Anzeiger und Kirchenzettel gemacht worden find., 
Wir bringen ſolches mit bem Bemerken zur allgemeinen Kenntniß, 
daß die Museinanderſetzung des Zunftvermögens bereits vollſtaͤndig erfolg“ 
und die Vertheilung der neberſchuͤſſe unter die Intereſſenten geſche⸗ 


hen ik 4 
ang, ben 19, Juli 1826, 
Koͤnigl. Preuß. Regierung. Abtheilung des Innern. 


x 
E: 
e 


- Nr. 220. 
a) Vertrag úber das Territorium der Stadt Elbing. 


achdem der Allerdurchlauchtigſte, Großmächtigſte Fürſt und Herr, 
Friedrich Wilhelm, König von Preußen 2c, von Ae Dero Stadt 
Elbing allerunterthänigſt gebeten worden, ihr für das ehedem zur dortigen 
Stadtkaͤmmerei gehörig geweſene, jedoch von der Krone Polen wegen gewiſſer 
Schuld⸗Verbindlichkeiten an Preußen überwieſene, im Jahr 1708 von Preu⸗ 
ßen wirklich beſetzte und feitdem mit den andern Staats⸗Domainen verwal⸗ 
tete Zereitorium eine ntſchädigung huldreichft zu gewähren, und Se- 
Königl. Mafeſtät hierauf, ungeachtet nach einem mehr als hundertjaͤhri⸗ 
gen Beſttze die von der Stadt gemachten Anſprüche als rechtlich bes 
gründet nicht anerkannt worden, dennoch in Betracht der von der 
Stadt Alerhöchſt denenſelben und Ihrer am Königl. Haufe von jeher 
bezeugten treuen Anhänglichkeit und des verſchuldeten Zuſtandes der 
Stadtgemeinde, biefem Suchen Statt zu geben, und derſelben gegen Ent 
ſagung aller behaupteten Anſprüͤche auf ſammtliche, vor Zeiten ihr zuge⸗ 
hoͤrig geweſene, gegenwärtig aber im Beſitz des Staats befindliche Ob⸗ 
iecte, ſtatt der gebotenen Gutfdjibigung eine Unterstützung zur Wieder 
aufhülfe des dortigen Gemeinweſens zu bewilligen, auch die Königlichen 
Ministerien des Inneren und der Finanzen zur Vollziehung der diesfal 
figen Urkunde au ermächtigen, puldreichſe gerupet haben, fo ift in golge 
des von den gedachten Königlichen Miniſterien erhaltenen Auftrages un 
unter Vorbehalt der Beſtätigung derſelben, wegen der hiebei zu beota 
tenden Modalitäten von der Königl. Regierung zu Danzig mit dem a2 
giſtrate und der Stadtverordneten⸗Berſammlung zu Elbing folgen? 
Abkommen getroffen worden. 


Den 24. November 1826. 757 


1) Die Stadtverordueten zu Elbing im geſetzlichen Auftrage der Stadt⸗ 
gemeinde und unter Beſtätigung des Stadtmagiſtrats daſelbſt, entſa⸗ 
gen für ewige Zeiten allen Anſprüchen auf diejenigen Grundſtücke, 
Gefälle, Zinſen, Nutzungen und Rechte aller Art, wie fie irgend 
Namen haben mögen, welche zu dem ehemals der Stadt Elbing 
gehörig geweſenen, gegenwärtig aber vom Preußiſchen Staate be⸗ 
ſeſſenen und benutzten Territorio gehören, nicht minder allen Anz 
ſprüchen auf die ſeit der Beſitznahme davon gezogenen Nutzungen 
und etwauigen Verwendungen aller Art, inſofern ihrer nicht ber 
ſonders in dieſem Receſſe als vorbehalten gedacht ift, geſtehen dem 
Staate das volle Eigenthumkrecht daran zu, und conſentiren hier⸗ 
mit darin, daß für den Staat der Befigtitel im Grund⸗ und Hypo- 
thekenbuche berichtigt werde; fie machen fid) auch auheiſchig: infos 
fern es wegen näherer Bezeichnung der Objecte oder fenjt irgend 
nothwendig werden ſollte, hierzu auf Erfordern mitzuwirken, und 
es iğ ein Verzeichniß dieſer abzutretenden Grundſtücke, Gefälle und 
1 zu dem Ende angefertiget und biefem Receſſe beigefügt 
worden. * 

2) Dagegen verbleibt bie Stadt Elbing auch fernerhin im Beſitze aller 
derjenigen Rechte, Einkünfte und Nutzungen ꝛc., welche ſie zeithero aus 
dem abgetretenen Territorio und wegen deſſelben bezogen hat und 
wird von Letzteren ebenfalls ein Verzeichniß gegenwärtigem Receſſe 
beigefügt. Dieſe Rechte und Einnahmen bleiben der Stadt mit 
Vorbehalt eines deshalb vom Dominfal⸗Fiscus noch einzuleitenden 
Abkommens, zur eigenen Nutzung und reſp. Erhebung überlaſſen, 
und können hierauf im Hypothekenbuche, jedoch nur bei jedem daz 
mit ſpeciell belaſteten Grundſtücke, auf Verlangen der berechtigten 
Stadt eingetragen werden. 1 

Uebrigens folen diefe der Stadt Elbing zustehenden Einkünfte 
und Nutzungen aus dem abgetretenen Territorio auf den Antrag der 
berechtigten Stadt durch die Königl. Jutendantur daſelbſt fo Lange, 
als es von der Verwaltung für angemeſſen erachtet werden wird, 
ohne beſondere Koſten erhoben und zur Kämmereieaſſe abgeliefert 
werden, jedoch unter der Bedingung: daß die Kämmerei den Aus⸗ 
fall leiden und reſp. vertreten muß, der ſich bei der beregten Ein⸗ 
nahme etwa ergeben dürfte. 

3) Die auf den zum obern und nutzbaren Efgenthum hiernach dem 
Staate abgetretenen Objecten haftenden Abgaben und Laſten werz 
den vom 1. Januar (1818 ab vom Königl. Dominial⸗Fiscus al- 
lein getragen, und in ſo weit fie bereits von dieſer Zeit an von der 
Stadt beſtritten worden ſind, derſelben erſetzt. 

Dagegen iſt die Stadt ferner verpflichtet, denjenigen Laſten fih 
zu unterziehen, welche auf den ihr nach & 2. verbliebenen Rechten 
und Nutzungen nach den Geſetzen oder ſonſt ſpeciell haften. Was 
die baſten von denjenigen Grundſtücken anlangt, welche zwar dem Fis⸗ 
eus abgetreten find, auf welchen jedoch der Stadt noch gewiſſe Real⸗ 
Rechte und Nutzungen verbleiben, fo werden die quf denſelben faf: 
tenden Laſten resp. nach Vorſchrift der Geſetze und resp. nach Berz 
haͤltniß der gegenſeitigen Rechte und Nutzungen übertragen. 
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Die desfallſige Abrechnung zwiſchen der Stadt und dem Staate 

und die definitive Regulirung in Gemäßheit dieſer Grundſätze follen 
ſofort nach der Beſtäkigung des gegenwärtigen Vergleichs angeord⸗ 
net werden, und ſoll der hiernach zu ermittelnde Betrag der, der 
Stadt zu erſtattenden grundherrlſchen Laſten und Abgaben nicht zu 
den laufenden Communal⸗Bedürfniſſen, ſondern zur Tilgung der 
Elbinger Stadtſchuld verwendet werden. 
Alle Privatrechte und Verbindlichkeiten beider Theile, in ſo weit 
fie nicht durch bie rechtlichen Folgen der Abtretung des Eigenthums 
am Territorio fih Ändern; folglich auch bie etwanigen Servituten, 
welche gegenſeitig von den Grundſtuͤcken der Kämmerei und denen 
des abgetretenen Territorit zu leiden und auszuuͤben geweſen ſeyn 
möchten, bleiben durch gegenwartigen Vergleich unberührt. Auch hat 
derſelbe, wie fih von felbft verſteht, auf dſe Privatrechte und Ver⸗ 
bindlichkeiten dritter Perſonen oder Stiftungen keinen Einfluß. 


5) Se. Majeſtät der König erlaſſen für die formelle Abtretung des 


9 der Stadt diejenigen Anſprüche, welche dem preußiſchen 
tante: ` 

a) aus der Anleihe von ſiebenzig tauſend Alberts⸗Tha⸗ 
lern laut Schuldſchein vom 23. April 1709; 

b) aus dem Schuldſchein vom 1. Septbr. 1717 über ſechstau⸗ 
ſend Thaler; 

c) aus der, im Jahr 1803 geſchehenen Uebernahme eines Theils 
der Kaͤmmerel⸗ Schuld mit acht und funfzig tauſend 
Thaler; endlich: z 

d) aus dem Vorſchuſſe von drei Tauſend drei Hundert ein 
und funfzig Thalern, fünf unb zwanzig Groſchen, 
welchen die Stadt, im Jahr 1794 zum Bau des alten Ueberfal⸗ 
les erhalten hat, gegen die Stadt zuſtehen. 

Die, über obige Poſten vorhandenen Schuldſcheine ſollen der 
Stadt, in ſo weit ſie vorhanden ſind, herausgegeben oder morti⸗ 
ficirt werden. 

€) Endlich bewilligen Se. Majeſtät der König der Stadt eine 
baare Beihülfe von: f 

ndreimal hundert tauſend Thalern” 
in preußiſchem Goucant nach bem Münzfuß von 1764 oder in Be⸗ 
treff des erſten Zahlungstermins in Schuldſcheinen nach dem 
Gourswerthe mit Einſchluß derjenigen Vier und zwanzig 
tauſend, acht hundert neun und neunzig Thaler, 
welche bereits im Jahre 1819 der Stadt mit zwanzig tauſend 
Thalern baar und Vier tauſend acht hundert neun und 

neunzig Thaler in Elbingſchen Stadt Obligationen und ein; 

nen Coupons vorſchußweiſe bezahlt worden find, Die noch übrig 
bleibenden 275,101 Thlr. ſollen vom 1. Januar 1818 an bis zur 
thellweiſen und gänzlichen Zahlung mit fünf Procent verzinſet, 
die Gapitalzaglung der Geſammt⸗Entſchädigung aber folgender⸗ 

geſtalt geleiſtet werden, als: i 
ch. Fünfzig taufend Thaler mit fünf und zwanzig Tau⸗ 
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fend ein hundert und einem Thaler baar oder in Staatsſchuld⸗ 
ſcheinen, nach dem Courswerthe, nach Auswahl der zahlen⸗ 
den Behörde, und vier und zwanzig tauſend acht hundert neun 
und neunzig Thaler durch die über jenen Vorſchuß von der 
Stadt ausgeſtellten Quittungen ſofort nach der Beſtätigung 
dieſer Urkunde, wobei es jedoch der Stadt Elbing überlaſſen 
bleibt, die berfelben im Jahr 1819 ausgelieferten Stadt⸗Obli⸗ 
gationen und Coupons in matura zurück zu geben, und Statt 
derſelben vier tauſend acht hundert neun und neunzig Thaler 
baar aus der Staats⸗Caſſe zu empfangen. 

b) Funfzig taufenb Thaler im bem erſten drei Monaten 
des Jahres Eintauſend achthundert und vier und zwanzig 

c) funfzig taufenb Thaler in den erſten drei Monaten 
des Jahres eintauſend achthundert und fieben und zwanzig; 
3) Funfzig taufenb Thaler, in den erſten drei Monaten 
des Jahres eintaufenb achthundert und dreißig 

e) Funfzig taufend Thaler in den erſten drei Monaten 

des Jahres ein Tauſend achthundert und drei und dreißig. 

H Funfzig tauſend Thaler in den erſten drei Monaten 
des Jahres ein taufend acht hundert ſechs und dreſßig. 

Daferne es jedoch von Seiten des Staats für angemeſſen erachtet 

werden folte, das Capital ſchneller abzutragen, bleibt es dem Er⸗ 

meſſen ber Staatsbehoͤrden vorbehalten, auch in beliebigen größern 

Summen und in frühern Terminen Zahlung zu leiften, und dadurch 

den Zinsbetrag verhältnißmäßig zu mindern. Welche Caffe die Zah⸗ 

lungen der Zinſen und des Capitals zu leiſten habe, wird der Stadt 
jedesmal gemeldet werden. 

Nachdem nun ſowohl die Koͤnigl. Regierung als die Stadtverordne⸗ 
ten⸗Verſammlung zu Elbing unter Beſtätigung des Magistrats daſelbſt 
uͤber obige Puncte einverſtanden, die hierin enthaltenen Bewilligungen 
und Verzichtleiſtungen gegenfeitig acceptirt, auch allen gegen dieſes Ab⸗ 
kommen zu machenden Ausflüchten auf dag Rechtsbeſtändigſte entſaget 
haben, ift hierüber gegenwärtige Urkunde in zwei Exemplaren, wovon 
das Eine der Stadt ausgeantwortet werden wird, ausgefertiget und ge⸗ 
hörig vollzogen worden, um zur Beſtätigung der Königlichen Miniſte⸗ 
rien des Innern und der Finanzen eingeſandt zu werden. 


So geſchehen Danzig den 28. Elbing den 24. Novbr, 1836. 
Decbr. 1826. L, $ 
L. 8. Die Stadtverordneten zu Elbing. 
Königl. Preuß. Regierung. 3. v. Rieſen, Härtel, Rogge, Ca⸗ 
Rothe, Leo, Ewert, Gangnin, .tiu8, Buſenitz, Wernick, 
Ewald, Jachmann, Jacobi. Pokart, Kohl. 


Daß durch einen geſetzlich gefaßten Beſchluß vom 24. huj. die hieſige Stadt⸗ 
verordneten⸗Verfammlung die Vollziehung der vorſtehenden Urkunde über 
die Abtretung des Territorit an den Staat, beichloffen, ſelbige auch 
durch ihre Unterſchrift vorſchriftsmäßlg vollzogen hat, beſcheinigen wir, 
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beftätigen zugleich biefen Beſchluß und haben diefe Urkunde mit unſerer 
unterſchrift und Siegel ebenfalls vollzogen. 

Elbing, ben 1. Decbr, 1826. 

(L. 8.) 
B Der Magiſtrat 
Haaſe, Edward, Eichel, Lickfelt, Krauſe, Kramp, Zimmermann, 
Simmermann. : 
b) Confirmation. 

Die in Urſchrift angefeftete, von ber Koͤnigl. Regierung zu Danzig 
und den Stadtverordneten der Stadt Elbing unter Beitritt des dortigen 
Magiſtrats ausgefertigte Urkunde, datirt resp, Elbing den 24. Novbr. 
1826 und Danzig den 28. Decbr. 1826 , betreffend die von Sr. Königl. Maje⸗ 
ſtät der Stadt Elbing für das vormals ihr zugehörige Territorium Allerguä⸗ 
digt bewilligte Entſchadigung und die Berzſchtleiſtung der Stadt auf die 
darauf behaupteten Rechte, wird hierdurch in allen ihren Puncten und 
Beſtimmungen genehmigt und beſtaͤtigt. i 

Berlin, ben 16. Junius 1827. 

. 80 
Der Minifter des Innern. Der Finanzminiſter 
v. Schuckmann. Motz. 
Beſtaͤtigung der Abtretungs⸗Urkunde des 
Elbinger Territorii. i 
«€ Beilage, RC. 
Stadyweifimg von allen grundherrlichen Gefallen, welche der Königl. 
Preuß. Staat ſchon vor dem Jahr 1830 von Grundſtuͤcken und Ges 
rechtſamen aus dem Elbingſchen Stadt: Territorio gezogen hat. 


„Vetrag der darauf 
Namen des Guts oder ſonſtigen |EDEE Auemmanden] Aumer⸗ 
[m fe dung 

f 2o mee. Sgr. Pf. 


No. 


A. I und II. Freie Bürgerhöfe 
2 und ife 


1 | Alt Schoͤnwalde incl, Scheereswü⸗ 
Mar sc A Vel di. cu 2 — | 10 
2 | Bartkammm 3 159 20 | — 
B | Baumgart. 132 28 — 
4 | Beprendöhagen 2. - 57 15 — 
5 J Benkenſtein — 9| 9 
6 | Gr. Bielannd . a 113 4 
7 Kl. Bieland dite eoe s 1| 8|.4 
Beer — 20. — 
9 | Boͤhmſchgu th 59 8| 4 
10 | Bollwerkskrug incl. Lootſenhaus — |2 |_8 
Latus 1 415 | 1 E] 


Nach wei ſſun i Zu Seite 760. 


von den unbeſtändigen baaren Gefallen, welche die Rämmereicaffe in Elbing bisher unmittelbar aus den Elbingſchen 
Territorial- Dörfern bezogen hat. 


A 


5 3 Betrag berfelben im Hiervon dürften in der Folge: 

enen aͤmmerei i SOjährigen Durch- > — " 

b ee pon uela jur Erhebung an Ré. Knee gany Anmerkungen, 
beftändigen baaren Gefälle. Staat übergehen, | verbleiben.] wegfalltn. 


Thlr. Sar. Pf. | To. Sgr. Pf. Tbl. Sg. Pf. öl. Sa. Pf. 


1 [an Arrende für die Brücke über die Fischen, die alfiästifge Iſt der Gegenstand eines Kefondern 
Sabre genannt, (ant Fractlen . 140 Thlr. Peut ded ft Bier nidi mit 
2 


8 rrt: für die Fähre bei Bollwerk, Taut Fraction + 


9 fnb får den Schnerlenfang in den Büchen auf ber 


4 An s 1 Ut Reactions. 
von 


Dient vorzüglich zur Communication 
zwiſchen ssh ien Beſigungen. 


Abeugetdern von 20 


Seat g Königshagen, Lenzen, Dorbeck, Baumgart. 


dorf, ©; 


voie Se bulis Wi e 
pol. n bas ‚ntefäigen auf ter Sepsfen kam 
7 : zs SPAM „ hie ME 
PA [s dm außerhalb Landes gehenden Bermbgen Sun P. Jin, e von im 
nach Rußland exportirten Vermögen aufs 
gekommen, kann für bie Folge vom 
Staate als noch beſtehend zur Einzie⸗ 
bung übernommen werden, dagegen das 
Uebrige als geſetzich nicht mehr zuläſſig 
wegfällt. 


efe laut Fraction s s < rt n 


ch 
den bandes Ferritortk, die ohne weitere Entfehäigung 
lezteren über, eX übernommenen Dammbauten an den 
" $ Gumma | 627 s 5 601 20 11 alal olal] 
e 
bn, en 17 dez 1899, Der Königl. Megierangscommiffarius (9%) Blottwelt, 


i Die zur Augeinaı abt mit bem Territorium ernannten Commiffarien des Magiftvats und ber Stadtverordneten. 
Boite a e f dd Mr x. $ Weng, Hing, Stürmer, Buchner, Bourguet, Ahenwall, F. Neumann, Zumpt, J. v. Stefen. 
ſung wird Hiermit von uns beglaubigt und ebenfalls vollzogen, Elbing, den 9. Februar 1827. 


Der Magiſtrat. Haaſe, Schwark, Lickfett, Raſchle, Krampf. j x 


x D 


Nachweiſun g ; 


von ben beftändigen baaren Gefallen, welche die Kåmmereicaffe in Elbing bisher unmittelbar aus den Elbingſchen 


Na me n 
der 


Cenſiten. 


Altſtädter Gi; | Cornl. Bergmann 
lerwald. 


Martin Wilms 
Joh. Sac. Sången 
jegt Brommer 
Joh. Jangen 

Jac. Grunwald 

Juſtizcommiſſ.Rath 
Hacker in Elbing 
Derſelbe 
Gpbr. Jochem 
Abr. Wolke 

Abr. Dyck 
Dab. Lucht 

Wal. Dahme 
Derfelbe 

Cornel. Wieler 
Kaufmann E. B. 
Truchardt 

Erdm. Fiedler 
Gottf. Claſſen 


Das Dorf 


Bollwerk. 


Kömmereifaufe Ne. 27. gehörte 


Territorial: Dörfern ıc. bezogen hat. 


Benennung | Betrag. Von den letzteren 


bleiben der 
Kaͤmmerei | nod nicht 
zur fernern] feſtſtehend 
unmittelba⸗ vorläuſig ab 
ren Exhes geſegt oder 

bung. fallen aus. 


Thl. Sg. Pf Thl. Sg. Pf. 


werden als 


der bisher zur Kämmereicaſſe gefloſſenen 
baaren Gefälle. 


paben, 1 jal Anmerkungen. 
„ u. 


folle an bic 
Kämmerei- 
caſſe gezahlt. 


f (Zb Sg. Pf. 


— — 


Der Grundzins vom Altſtaͤdter Ellerwald 
fteht einzetnen Grundſtücken in der Stadt zu. 


Erbgrundzins für das zum 


ge Land. j= Die nebenſtehend verzeichneten gehöten der 
Oeegleichen. 25.— Kämmerei eigenthümlich zu, der die Grundzin⸗ 

f fen auch zur fernern unmittelbaren Erhebung 

dito 19 1-1; verbleiben, weil die fónío. Cafe aus dieſem 


11 8 nabe bei der Stadt liegenden Dorfe keine Grunde 


Oesgleichen zu Nr. 44. 
dito abgaben zu erheben hat. 


o 


Otsgleichen zu Nr. 277. 20 — 20 — 
dito 20 — 20 — 

dito 18| 4 18| 4 

bito 13| & 13| 4 
Desgleichen zu Nr. 291, 10 — — 
Desgleichen zu Nr. 400, 23) à 25 4 
Desgleichen zu Nr. 401. 38| 4| 28| 4| 
28| 4 23| 4 


Desgleichen zu Nr. 384. 
Desgleichen zu Nr, 385. 


Oreglechen zu Nr. 567. 
Desgleichen zu Nr. 566. 
Ganon für die Grützmühle. 


Marktſtandgelb. 


& 
"n 


7 
z 


Sind laut Rimmereirednung vom Jahre 
Jj (1784—85 ab, alë ein beffändiges Markiftande 
geld für die den Einſaſſen des Dorfs auf der 
Fiſchlaake eingeräumten Marktſtellen bezahlt, 
und verbleiben daher auch der Kämmerei zur 
ferneren Erhebung, Dieſe Abgabe betrug bis 
jum Jahre 1820 jährlich, 6 Thlr. 60 Gr. von 
wo ab bem Schutzen für die Einziehung der 
Gelder 60 Gr. bewilligt find. Ein ſchriflliches 
Abkommen darüber iſt nicht vorzufinden. 


e 


Benennung Betrag. Von den letzteren T ; 


11 pi cu durch die] bleiben ber | werde 
3 tig durch die] bleiben ber en als 
d. Pre ber der biegen gue Wänmereicaffe geffoffenen f. Gafener-| Stämmerei | med ni n 
zelnen Etabliſſe⸗ Baaren Gefälle. boben, u. in] zur ferneren] feſtſtehend " 
ments. Genfiten i * folle an die] unmittelbar fvortáufig ab- 
Kämmerei-] ren Erhe⸗ |aefett, ober! 
caffe gezahlt] bung. fallen aus. 
gt. Sg. Pf. Tbl. Sa. Pf. Ahl. Sg. Pf. [35 Sg. Nl. 2 
ET Transport | 96 Be 20 2 
i Boden] pes mq | erum für den dens ue] | m Gemäß Gröverfäreibung v. 25. Sul. 1787. 
: met. 2121-1 ili conf. ben 11. Febr. 1788. 
Mart. Fiſcher, Erbzins für eine Kathe — 20 — — En a 
e legt Desgleichen PE mes Eum Desgleichen. 
gler 1 
Eman. Hübner Ganon für di te Boll: Gemäß Contract vom 14. Mai 1784 und 
é E ae eR E Pae I ess Verhandlung d. d. Elbing, den 20. Febr. 
1805. 
B f Bürgerpfeit, | Kaufm. M. Simon] Erbzins für reſp. 17 W. + Iſt ein in den Grenzen ber Stadt belegenes 
und Söhne 125 Muhen pes und 4 Sog. rr dſtäck, von dem die Königt. Cafe bisher 
75 Ruthen kölm. Säeland 216 4| 6| — 216 4| 6 noch keine Abgaben zu erheben gehabt hat. 
4 | Baumgart. | Das Dorf Holzfuhrgeld 19.15 19 |is|-| — |—|— Sm Allgemeinen wird hier bemerkt, daß: 
a. die Holßfuhrgeider, 
b. die Dienſtgelder, 
v. die Hühner⸗ und Gänfegelber, 
d. Zahlungen für die ehemalige Stroh⸗ 
D ped? m 
aſſelbe Dienſtgeld 61 6 1 ——— e. die Helhräckgelder 
i id nach den Sämmersietats Ton von 173 db 
u R kotsmijig und alë firivte Abgaben bis hiezu 
ito Hübner: und Gänſegeld 10 —— 10 |-|-] — |-|— abit find. ! ] 
bito M a ue aih bed Diente fnb von den Dorffiaften 
S auf den Stadthofswieſen fonft Baumgart, Dórbed, Grunau, Lengen, Neuen 
geleifteten Dienfte 11 36 4| 1 [3] 4| — |-|— torf und Gteinort bis zum Sahte 1806 in 
natora, geleiſtet, von da ab aber nach den 
i Rammerverfügungen vom 6. und 7. Juni und 
2 [Hofrefeript vom 22. Suni 1806 mit ben Hier 
im ausgebrachten Summen à 2 Thlr. pro 
x Morgen baar bezahlt. 
Müller eiſſau und] Meh: u. Mahlgetd, laut Ram: 
Comp. merverfügung v. 4, Juni 1806 | 22 |15|—| 22 115|—| — |] 
5 | Wartkam. tito Dolafabroelb 10 |15|—| 10 1151| — |-|- 7 
5 | meos 105 ene ER s 15|—|. 3 15|-| — |—|— ] Wie ad Nr. 4. 
erendehagen. Hühner⸗ und Günfegel 2 15 215|-| — —— 
7 | Dornbuſch. Das Gemeindegut d. Erez für die Dornbusch u. z Sf ein ftåbtifhes Gut, welches keine Grund⸗ 
Aleſtadt in Elbing foie Wogenappſche Kampe, ss 10 — |-|-| 38 40|— asgabem zur Königl. Cafe zahlt. 
Gitrivineti Erbzins für eine Kathe unb ; 
Garten in Dornbusch EE Deegleichen. 
Latus B : f 
2 


u 
12 
18 


14 
15 


Namen ber 


Damerau 


dito 
Engl. Brunnen je Begge in El⸗ 


ing 
Dieſelbe 


Dieselbe 

Emaus Kaufmaun Krieſe in 
Elbing 

Eichwald Kaufmann Mnſoch in 
Elbing 


Ellernbruch Kaufm. Pangrit in 
Elbing 


Derſelbe 
Das Dorf 
Eph. Briggmann 


Zac. Märtens 
Jac. Röfter 
Johann Dennert 
Zac. Krickhahn 
Sac. Mock 
Georg Krickhahn 
Erd. Karroß 
George Koch 


Fiſcherkampe 
Jichthorſt 


Benennung Ls. 


der bieher zur Rämmersicaffe gefloffenen 
baaren Gefälle. 


Tol. Sg. pf 
Sr 


Sümmerei- 
caffe gezahlt. 


Bon ben letzteren 


bleiben der] werden als 
Kaͤmmerei | noch nicht 
. infzum ferneren] feſtſtehend 

sie | unmittelba⸗ vorlaufig abs 
gefegt, oder 
fallen aus. 


| zt Sg. Pf. 


Erbzins für 5 Morgen von 
den Wiefen am Engliſchen Brun⸗ 


nen 
Erbzins für 5 M. 91 R. 58 
Fuß Sandland bafelöft 
Desgleichen Tür LM. 288 R. 


kölm auf dem Sande 
Grbzins für die Iſinger Kampe 


anon für einen Baus und 


Gartenplat — 2 s| — 

Desgleichen — 4 — 
bito = 1 a= 
bito. $ 1 53 1 
dito 5| 6| 
bito 12 — — 
bito ^ — 6 — — 
bite — 1100 — 
bito — 110100 — 


Wie zu Nr. 4. 


Sind ſiöbtiſche Befisungen, von denen Peiz 
me grunboccrtidjen Abgaben zur Königl. Caffe 
gezahlt werden. 


baut Erbpachtsconttact vom 21. April 1790 
und conf, den 14. Mai 1790. 


Wie zu Nr. 10. 


Gemäß Erbpachtscentract vom 15. Novbr. 
1780 et conf, den 15. Febr. 1781. 
Von ben noch unvermeſſenen Ländereien in 


2| 8i den Dörfern Fichthorſt, Friedrichsberg und 
14|— Neukirch, wofür in den bisherigen Stümmerei« 
i| $9 stats jährlich 14 Thlr. 28 Sgr. 6 Pf- zur 
31 8 Solleinnahme gebracht find, bleiben die Genfis 
5| 6 ten noch näher zu ermitteln und anzugeben. 
12 — In den hierin ausgebrachten Sperialpoſten ijt 
6 — dieſe Summe nicht mit enthalten. 

1110 Erbberſchreibungen ſind hierüber bis jet 
1110 nicht ausgefertigt, ſondern ber bier aufgeführte 


Canon wird ſeil dem Fahre 1804 auf den 
Grund einer fpecielen Berechnung mit den 
Käshnern erhoben und bezahlt. 


16 


Latus * 


T 


Benennung 


Namen 
der 


Namen der 
Dörfer od. eine 


der bisher zur Kämmereicaſſe gefloffenen Anmerkungen. 


baaren Gefälle. 


Senſiten. 


Kämmerei⸗ 
caſſe gezahlt. 


" pi 
Noch Fichthorſtſ Gottf. Kirit Ganon für einen Baus und 
z Gartenplag s|u|-| s ul 
Zac. Bierwulf Desgleichen 114 5| 1145 
Gott, Wettermann bito 88 8|1|9 3 
J Sac. Weinberg dito — | 8| 9f — | 8| 9 
Chr. Leddong | bito —[1'4 —/|1|4 
Wittwe Krickhahn dito = 8s 
Joh. Briggmann dito — 276 — jez! 6 
Sat. Bobis dito — [17] 9f 79 
Michael Meng bito 2|7|6| 2 76 
Carl Krauſe dito — s 
Jul. Grienke dito 26 4 264 
Gottfr. Kantelberg dito 114 2f 114% 
Paul Tronowitz dito 116 116 
Joh. Holſt dito 2 4 8| 2 4| 3 
Pet. Janzen bito — jj af — |= 4 
Shrift. Gireifd) bito ETLE Lis 
Barb. Weſternrick bito i — —1 61 — || 6 
Mich. Reimer dito 2 44 2 44 
Sac. Görgens dito 1 4 405 
Jac. Wippel dito 3 2 4| 3 2% 4 
Tac. Wulf dito xfi 7 ef — |7 2 
Sac. Schalkonski bito — | 3| 7f} — | 8| 7 
Zac. Wittkowsky bito — 21 9| — 219 
Gottf, Müller dito 1113 1103 
Sac, Gutjahr dito 2 3 222] 3 
Andr. Ruttkowski dito ilsl-| 113. — 
Joh. Tolksdorff dito 1 8— 1 8—- 
George Rückbrodt bito mg gc bá A b 
George Falk dito — | 5| 2 — | 5| 2 
Witwe Weiß bito — 2 7| — 2 2 : 
Gotti, Klein 1 bito — 2 3 —| 2| 3 
Ehriſt, Feierabend bito 112] —|1|2 
Martin Meng dito — 1.2 — 1.2 n 
3 Jac. Koll dito — 6100 — | 6/10 
Mart. Krauſe dito 113 2] 1118| 2 
Heinr. Krauſe dito = 9 — | 9; 9 
N Peter Krüger dito — 22 31 — 122| 8; v 
Latus & 18 T 2 TE | - m | 


Namen der 


Noch Fichthorſt 


der 
Genfitem 


Joh. Ollwitz 


Sac, Ordſe 
Witwe Wunderlich 
Sac. Schalkowsky 
Witwe Falk 

Peter Schulz 
Witwe Millbrodt 
Joh. Tepti 
Jac. Kirſchbaum 
P. Moſchkau 

G. Hinz, letzt Rid 
brodt 


George Hinz 
Sam. Szermall 
G. Aen jetzt Szer⸗ 


Wire Me eff 
e B. 


Reim 
Grow 3 Siete 
Mich. Bogt 
Heinr. Gutjahr 
Jac. Mock jun. 
v. Deutfchenborff 
Gone. Reimer 
Job. Miller 
George Hine 
Job. Mock 
Dorr in Neuhoff 


ac, Guttjaf 
And 


Georg Drebfelb 
pet. Mülbrodt 


Benennung 


die bisher zur Kämmereicaſſe gefloffenen 


baaren Gefälle. 


Desgleichen 
dito 


ng. 
Erbzins für eine Kathe 
Desg leichen 
` pito 
bito 
bito 


Transport [806 |18 
Canon für einen Baus und 
Gartenplag 


Betrag. 


caffe gezahlt. 
Tl. Sg. Pf. TOL Sg. Pf. 


Von den letzteren 


tig durch die] bleiben ber | werden als 
£. Cafen er.] Stémmersi 
boben, u. inf zur ferneren]  fefitehend 
folle an dief unmittelbar 
Kämmerei. ren Erhe⸗ 


bung. 


RE Anmerkungen 


vorläufig abe 
laefebt, oder 
fallen aus. 


Ie eat. 


Laut Gonfemé vom 30, März 1810 u. Mar 
oiffratöverfügung bom 15. Dec. 1818. 


ajase 16.6 
2427 — — 
212 — — 
1159 9 
— [12] 3 8 
1 2. — 
— | 8| 6 6 
I s ei 
— |14| 6) 6| 
— 146 6| 
1| 1|—| — 
— 22 2| — 22 2 
— 11 5| — 11 5 
— 16 — — 16— 
— 16 — — |16|— | 
1176 11206 
1|7 117] 6| 
10 |26| 8| 10 |26| 8 
5]|nu|-| 5 t1|—| 
$|2—| 3 2. — 
2 25 4| 22 4 
6 18] 6 6 186 
7 — -I 7 2 
— 22 2| — 22 2 
12 27 8| 12 |27| 8| 

11| 5| 2 |11| 5| 
22| 2| — 22 2 
3| 9| 139 
1 3 2 

— 4 6l 

1jg0|— 
—| 1 .— 
Z: 1 — 
— 1 — 
I 1 

BR 521 T 16] 6 


Namen 


Namen ber 
Dörfer od. ein⸗ 
zelnen Gtabliffe: 


der 


went. Genfitem Bancen, Geſſle. folle an bie | unmittelba: |vertäufig ah’ 
Kammerett 
caſſegezahlt. 
Tbl. Sg. Pf. Thl. Sg. Pf. 
= Fransport 892 161040 4|482 
Noch giditjorgt | M. Erulfowart Erbzins für eine Kathe 120.1 1t — 
Sac. Neumann dito i 20— 1 — 
Cor. Bing dito 120 — 1 20.— 
Gottl. Speiſer dito 1 20 — 1 |eo|— 
Zac. Lange dito 120-1 1 |20[— 
16 J Zürftenau Das Dorf Holzrückgeld 28 15.— 28 E 
? Daſſelbe Für das ehemals gelieferte 
Strof 5 16 1| 5 |15| 1 
Die Kröger daſelbſiſ Hühner: und Gänſegeld io |-|-.] 10 |-]— 
Die Gärtner daſelbſt] Desgleichen 6 ——1 5 "e 
17 | Friedrichsberg] Góriftepó Neumann] Canon für einen Baus und 
Gartenplag — 29 9 — |29| 9 
Joh. Wenzel Desgleichen 1249 1 209 
Chr. Gutjahr dito 11 8— 1]8— 
Ahr. Claaſſen dito — 16 6| — |16| 6 
Zac, gunt bito — Jet 9| — 215 
Ghr. Funk; bito 1 8 8] 180 8 
Peter Funk dito 8 6 8/6 
Joh. Rot dito — | 510] — | 510 
Mart. Moſcal dito — | Juf — 211 
Peter Staufdj dito 1/89 1/89 
Gottl. Falck bito 2 20 èf 2 20 4 
Heinr. Neufeld dito r| 23/5} 1/2 5 
Heinr. Labs dito 1 10 6f 1 10 6f ~ 
Mart. Krauſe dito — |20} 9| — |20| 9 
ac. Ruckbrodt dito — 166100 — 16010 
Job. Dorkſen dito 1 | 2— 1|3- 
Andr. Buttkowart dito 2|99| 2|99 
F. Deutſchendorff dito 11 6 116 
H. Weinberg dito | 3 26 4|. 32 4 
Heinr. Hing dito 119 — 119. 
Mich. Kurzhals Erbzins für eine Kathe 120 — 1 20.— 
Peter Kuhn dito — 7 6 — | 7/6 
18 | Grunau Das Dorf Beitrag zur Sglarirung der 
Prediger zu heil. 3 Königen in 
Elbing = 2 153 
Daſſelbe Holzſuhrgeld 17 1. 17 [15] 
dito Dienſtgeld 5 25-1 5 25.— 
Latus = 26 T 10) T 


Benennung 


ber bisher zur Kåmmereicaffe gefloffenen 


werden Fünf 
tig durch bie] bleiben der] werben als 
8. Gaffen er.] Kämmerei | nach nicht 


boben u. inſzur ferneren] feifteben 


Von den letzteren 


ren Grbe geſegt ober 


fallen aus. 


16) T TI 


Anmerkungen. ? 


Wie zu Nr. 4. 


Wie zu Nr. 15. 


* 


Oer Beitrag ift fiirt feit dem Jahre 1783 
bezahlt, und verbleibt als eine ſtädtiſche Stir 
Ihemabgabe zur Hebung der Kämmerei. 


} Wie zu Nr. 4. 


19 


20 


2t 


Sod) Grunau 


Grenzdorf 


Gr. Stelnort 


Gr. etobei 


Gr. Mausdorff 


Jungfer 


Das Dorf 


Die Kirchenbauern 


Das Dorf 


Jac. Foti 


b 
Chr. Fleischhauer 
M. Gringmann 


Gonit. Both 
Joh. Sid 
Das Dorf 
Doſſelbe 
dito 
dito 


Ziegler Schönſee 


Das Dorf 
Daſſelbe 

bito 

bito 

bito 

bito 
Die Krüger 
Die Gärtner 
Das Dorf 


Möller Tiedemann 
Bart. Jochem 


Benennung 


Trat 
‚Hühnete und Singen 
Debgleichen 


Fer die bei dem Heumach. 


auf tem Stabthofwieſen fonft 
teffteten Dienfke. 
Meg: und Mahlgetd 


Erbzins für eine Kathe 


Garten 


Oeegleichen 

dito 

dito 

tito 

dito 
Holgfuhrgeld 
Oilenſtgeld 
Hühner⸗ und Gänſegeld 


Für die bei dem Heumachen 
lauf den Stadthofswieſen ſonſt 
geleisteten Dienſte 


„Canon für die Ziegelei 


Holgfubegeid 
Dienſtgeld 
Hübner unb Günftgetó 


|. ofgrüdgetb 


Sühner+ und Ginfegetb 


lieferte Stroh 

Hahner und Gänſegeld 
Desgleichen 

Für die Fischerei in der SI 


Für das ehedem in natura ge 


en 
ge 


und 


ting- 


ferſchen Laache in Stelle der ehe⸗ 
bem in matura gelieferten Lachſe. 


Betrag. 


der bisher zur Nämmereicaffe gefloſſenen 
baaren Gefälle. 


e 8 4 3 11:1 


ss 


Von den letzteren 


bleiben der 
Kämmerei 


werden als 


ren Erhe⸗ 
bung. 


E 
& ? 
| Eo A 
IIl! al DULLLTULEI 


[ 
18 
8 
als 


Anmerkungen. 


Wie zu Nr. 4. 


Gründet fiğ auf bie Kriegese und Demai⸗ 
nenkammer⸗ Verfügung vom 4. Juni 1806. 

Laut Erbverſchretbung vom 95. Juli 1778 
et conf. den 11. Febr. 1788. 

Sind nach dem Tilſſter Friedens ſchluß und 
der Elbinger Gonbention zur Stadt Danzig 
abgetreten, und werden gegentwärtig von ber Stm» 
mereicaſſe zu Danzig erhoben, weshalb diefe Gite 
fâlle hier als noch nicht feſtſtehend ausgebracht find. 


Wie zu Nr. 4. 


Gemäß Erbpachtscontract vom 20. Januar 
1808% conf. den 26, Aug. 1808. 
Y 


Wie zu Nr. 4. 


Die Summe ift feit 1788 etatemäßig und 
gründet fih auf die Verfügung ber Kriegs- u. 
Domainenkammer vom 4. März 1782 und des 
Fofreſcripts vom 16. Februar 1782. Die 
Dorfſchaft verweigert in neuerer Zeit die Zah⸗ 
lung, weil die Laache verfanbet fein foll, und 
ift deshalb vom Magiſtrat in rechtlichen An⸗ 


Tatus | 


STATI 


= 


Namen 


Namen der 
Dörfer od. ein: ber 
zelnen Etabllſſe⸗ 
ments. Cenſiten. 


Noch Jungfer 
Keitelau 


Das Dorf 
dito 


Kupferhammer] Kaufm. Roßkampſs 
Erben in Elbing 
Dieſelben 


Köntgshagen | Das Dorf 

dito 
Sieg | die 

bito 

bito 5 


dito 
Das Gut 
Das Dorf 

Einſaſſe Janzen 


Peter Grunau in 
Krebsfelde 


Das Do 
dito g 


Michael Wil 
Heinr. Hambaum 


Dav. Schwinkowski 


Dinta 


Dienftgelb 


then 
Desgleichen 
dito 


Benennung 


ber bisher zur Kaͤmmereicaſſe gefloffenen 


baaren Gefälle, 


Holzfuhrgeld 


Huͤhner⸗ und Gänſegeld 
Hansea e 


Hühner und Gauſegelb 
Für die bei dem Heumachen 
auf den Stadthofswieſen fonft 
geleisteten Dienfte 

Für eine Bauſtelle am Tre 
damm bei Lootſen von 150 Mu: 


von 


107 Ruthen 
88 — 


Betrag. 


el 


5 


Bass 


21 


Von den letztern 


werden als 


nod) nich Anmerkungen. 


fprudy genommen. Bis zur Entſchetdung bleibt 
der Burag hier als noch nicht feſtſtehend aus- 
geworfen, 

Sind nach dem Kämmereietat von 1783 ab 
fiirt und bis 1821 incl. bezahlt. 

Laut Erbverſchreibung vom 6. Nov. et conf. 
den 12. Dec. 1787. ^ 


Babtt zur knlglichen Gafe keine grunde 
herrlichen Abgaben. s 


Wie zu Nr. 4. 


Laut Erbperſchreibung vom 25. Juli 1787. 
cohf. ben 11. Febr. 1788. 

Laut Erbverſchreibung vom 26. Sept. 1808 
let conf. den 19, Sept. 1804. 


4 
Wie zu Nr. 4. 


i 


Haben zur koͤniglichen Gaffe keine grund ⸗ 
| herrlichen Laſten zu entrichten. 


Latus mn 


7 


+ 


Noch Lootfen 
Mart. Radtke 
G. Peters 
Dos Dorf 
Daſſelbe 
dito 


Der Krüger 
Das Dorf 
Daſſelbe 


Lupus horſt 


Meis latein 
Neukirch 


Joh. Netzlaff 
Sac. Schuster 


Joh. Kriefe 


x. Vorchert 
Joh. Spudig 
Mich. Borë 
Joh. Borë 


Soc. Wippel 


Gottfr. Falk 


Gbrift. Safer 
Witwe Bogt 


Von den letzteren 


Benennung 


der bisher zur Stümmeteicaffe gefloffenen 


Transport |1500 


Mart. Spankau Desgleichen von 53 Ruthen 
dito 59 — 


loal 


8 
6 


Huhner⸗ unb Gänfegeid 
Für das ehemals in natura 


Hühner» unb Gänſegeld 


weas I 


Le 


Zac, Tie fenſee für einen Baus und 


Heinr. Hambaum 


SLA 


Sam. Wippen 
Sof. Baarwich 


Jac. Märtens 


Bottfe. Bernedjel 


= Pe = 
$S5e8lwoSalwssill 
o 
TEES 


Pet. Abrahams 
Witwe Klenaſt 
Joh. Milbrodt 


EPET 


low 
Iloo 


Chrift- Guljahr jun. 
George Spudich 


Lell | amol lone! l ioa l oo l aa l 


N 


Anmerkungen. 


Wie vorhergehend. 


Wie zu Nr. 4. 


Wie zu Nr. 4. 


Wie zu Nr. 15. 


Von den letzteren 


Benennung Betrag. 


Namen ber afi ug 


Dörfer od. eim 
zelnen Etabliſſe⸗ 
ments. 


der der bisher zur Kaͤmmereſcaſſe gefloffenen Anmerkungen. 


Nr. 
boaren Geſäle. 


Genfiten 


fallen aus. 
;|zet Sayr 


"m 


eee 
E] 


x Transport 1589 10 
Joh. Meyer Canon f. e. Bau: u. Gartenplatz 6| 
Bahr dito 
Heinr. Schröter dito 
Mich. Kuhn dito 
Ehr. Levendei dito 


Noch Neukirch 


— 
= 


— 


Corn, Krieſe 
Gottfr. Weiland dito 
brit: Fischer bito 
Joh. Neumann dito 
Peter Bartich bito 
Heinrich Schröter bito 
Mich. Kuh 


o eee 
= 
E] 

E unocoSopeonScr 


bito 
Für eine Kathe und 100 R. 


Gaktenkand in der Heide 11201— 20— 
H. Hambraum dito 10.25 — 25 — 
Erd. Delwig Für eine Kathe und 20 Ruth. 
Gartenland — 10 —!10) 
Zar. Quae dito mit 24 Ruth. Land f —|19|.-|] —j12— 
ed 0 Ni 25|—|-| 25|—— Laut Erbpachtscontract vom 17, Aprit 
Derſelbe Canon für das zur Mühle ge: 1810. 
: hörige Land 9s|-|-| 25 x 
Andr. Surowski Erbzins für eine Kathe 1120— 1 


Job. Sinz und 
Joh. Kries dite 
Jak. Labenthien bito 


57 Neuendorff ] Das Dorf Holzfuhrgeld 


Daſſelbe Dienſtgeld \ 
tito Hübner: und Gänſegeld Wie zu Nr. 4. 
dito Für bie bei bem Heumachen " 


auf den &tabthofswiefen foni 
geleifteten Dienfte [onm iB 
Latus m E TH T | 8 1 125 Ti 
i 85 


Benennung 


Namen 


Namen tec 
Dörfer od. ein 


ber 
Cenſit en. 


baaren Gefälle. 


bes bieher zur Måmmereicoffe gefloffenen 


Bon di 


en Ichteren 


werden fünf 
tig durch die 
k. Gaffen er: 
hoben, u. in| 
folle an tit 
Kämmereie 
cafe gezahlt. 


Tbl. Sg PE Tbl. Sa. Pf. 


bleiben der 
Sim 


merei 


Sg. l. 


wer den als 
noch nicht 
zur ferneren] feſtſtehend 
ummittelba- 
ren Erhe⸗ 
bung. 


SH, 


Vortäufig ab: 
gelegt, ober 
fallen aus. 


Tbl. Sg. Pf. 


Anmerkungen. 


d Bie gang oufer dem fütdjden Bc 


p Erbverſcheibung som 25, Suli 1787 
et conf. ben 11. Febr. 1788. 

faut Rammer: Verfügung vom 31. Märg 
1794 und Hofreſcript vom 25. Febr. 1794 
fibt der Erozins vom Dorſe Neuſtadterwald 
mit 585 Thlr. 29 Sgr. 3 Pf. feft- 


Zransport 1729 2| 801101 808 125 — — 
58 155 Andr. Mock Erbpacht für die Fibre 16080— 1620 — : 
re £ ivt ti 
39 | Neuſtadter | G. Kienaft Erbpacht für die Neuſtäbtiſche 
ampe lampe am Drufenfee s|- sj-|— 
40 Neuſtadterwald] Abraham Faft Erbzius für Land in den 47 
Huben 110170 110/70 8| 
peter Kunz Desgleichen 2180 4181 
Peter Quiring dito 2 2 4} 2204 
Sac, Adler dito 1125| 125 7 
Peter Bergmann dito 4j sjaj 4|8|4 
Sac. Weethorn bito 1425| 7| 1/25| 7| 
Erd. Karften bito 14 4 9| 14| 4| 9 
Jac. Worms bito s| 713} 8| 7| s 3 
Gerh. Kröter bito 729 3| 7|29| 5 
V. Beſtvader dito 12 4| 5| 12| 1| 5 
Zac, Mantler dito 9.10 7 6|19| 7 
Derm, Hacker bito 7 S10| 7| 5|10 
Peter Klein dito — 29 i| 2901 
Aer. Wiens bito 2128 11 2128011 
Crom, Karſten dito 4.18 1] 48011 
Sac. Abler bito ius 178 
Heinr. Dyck dito 4 s=] 4 5|— 
Mich. Wahren dito 7 s10} 7510 
Wilh. Selle Desgleichen in den 10 Huben 31 14 5| 3114/5 
Job. Bickert bito 2/9 5| .2|9|5 
Jac. loce dito 516 8| 5158 
Job. Joost dito 122110 1202414 
Di. Glaaffen dito 16 6 1| 16| 6| 1 
Gottfr. Schmidt dito 321 1| 321] ı 
Peter Marder dito 1326 3| 130268 
Neinh. Jochem dito 2.341 2] 3111 
Sac. Selle dito 27 2 4 27 4 
Sob. Saft dito 13/26 80 15/26 8 
Sac. Wiens dito $2 6| 8| 22| 6| 8 
Gbrift. Siebrandt dito 6/98 4| 6,28 4 
Joh. Braun tito 81681 5/16, 8 — 
Latus mal s [111] 3j 9|so2 2B ias] —[— 
l ! 


mente, 


— 


Noch Neuftät- 
terwalb 


der 


Cenſiten. 


Mart. Harder 
Paul Nickel 


Chiiſt. Rautenberg 
1c. Bergmann 
3teinb. Jochem 
zart, Harder 
e 
Schmidt, jetzt J. 
Pech it, jest 3 


Joh. Glodde 
mat ee 

ie Dorffcaft | 
W: Biasion 


Heinr. Gumine 
Jac. Wichmann 
Sr Wiedhorn 
ndr. Behrendt 
M. Sawatzky 
Mark. Sumins 
Joh. Legla 
Xov. Wiens 
Sat. Hamm 
Andr. Behrendt 
Joh. Sawagky 
Sac. bp 

Sac. Taubenfee 


Benennung 


die bisher zur Kömmereitaſſe gefloffenen 


Erbzins für Land in den 10 


Huben 


Für den Außendeich 
Erbzins für Land in den 5 


Buben 


dito 


erden Fünf 
tig durch die] bleiben ber | werden ats 


£. Gajjen exe] Kämmerei 
mind in zur ferneren] feſttehend 


Von den letzteren 


noch nicht 


Anmerkungen. 


baren Gif folle an die Unmittelba⸗ |vortàufig abe 
Kimmerei | ren Erhe- aefebt, oder 
caffe gezahlt. bung. | falten aus. 
‚pr. | tbt. Sg. f. 
213-253 |T Sa. Pf |201 Cg 42 Eh. Sayr 
Transport |2088|11| 9|1411| 8| 9] 502] 8 125 —.— 
5.210 ] 21/1 
ii| s| 11/17] 3 
8| $| 1| 8351 
13|26| 8] 1326| 8 5 
516 8| 516| 8 
13|26| sf 13186] 8 | 
6|-| 7| 6-|7 
4.46010 Alıslıı 
802110 211 
162510 1602611 
8.12 3lı2] 9 
515| 2| 5113] 2 
— 2 2 —2 4 
4 0 1 4811 
— 2 9f- 205 
2| 9| 25 
3.7 3| 323 
2.280 4|. 2234 
1025 7| 10507 
1020 120 
—|to—|. —10)— 
1317 6 1317| 6i i 
3.18(— si8|— 
5| 8|-|, 5| 3|— 
10250 1] 19601 
&ji-2| if 8 1 
=| 6 — — 6|- 
62 — 682 — 
3.2 — 312 — 
71180 8| 711308 
220 | 2217 
2.115 20115 
322 — 322 — 
11 57 1081 7 
Latus E $i I 19 1 302] 80— 125 |— | 


Benennung 


der bisher zur Kämmereitaſſe gefloffenen 


Transport 
Sine tanin b. 51 Guben 
ito 


Joh. Warkenthien 


Mich. Bock 
ee e 3. 


Schul 
Milte $ Globde 


Anmerkungen. 


Sind ſchon feit dem Jahre 1787 etats⸗ 
mäßig und fefiffebenb, kommen aber als eine 
rein gewerbliche Abgabe ad Rubr. 3. 


Laut Erbpachtscontratt vom 22, Mal 1775 


et conf, den 26. Mai 1775. 


Für E Waſſerabmehlmuͤhle 


Siber. und Gänfegelb 


12 
III) la 


bito 
Buchhändler Harte 


E 
ee 


Gottfr. Fleischhauer 
Peter Fleiſchhauer 
Erdm. Winter und 


€ coll 


Oesgl. für 10 M. 172 R. k. 
Desgl. für 2 Morgen 
Desgt. für 2 Mo 

Hühner und Hänſegeld 
Canon f. die Kornwindmühle 


Sicile sells! 


Laut Vergleich vom 25. Mai 1718. 


V 


Wie zu Nr. a. 


Zahlt keine grundherrlichen Abgaben zur Es 
nigl. Gaffe. 


Haben keine grxundherrlichen Gefälle zur 
königlichen Case in Zahlen. 


Wie zu Nr. 4. E, 
Laut Contract vom 29. April 1800 ect, 


den 30. Mai 1800, Das Mej: unb Mabi- 
geld ift auf den Grund einer im Jahre 1801 


Deg- und Maßlgeld 


55 
56 


Namen der 
Dörfer ob. ein- 
zelnen Etabliſſe⸗ 

ments. 


Roſenort 
Mückenau im 
Ziegenhöfjden 
Gebiet 
Streckſuß 


Schönmohr 


[a 
tuba 


Serpin 
Scheereswüſten 


Terranova 


Namen 
ber 


Genfiten 


Das Dorf 
Das Dorf 


Das Dorf 


dito 


dito 
dito 


Gottfr. Haͤſe 
Gottfr. Homann 
Abr. Kuhn 
Sac. Kricchahn 
Joh. Gehrmann 
Dan. Winkler 
Fr. Arendt 
Peter Perſchon 
G. Homann 
Joh. Germann 
Chrift, Griebner 
Bart, Wichmann 


Das Dor 
er rf 


Bancodirector 


en ener in Gl, ark Scheresuſten 


i 
Das Gut 


Benennung 


der bisher zur Kämmereitaſſe gefloffenen 


baaren Gefälle, 
Kämmerei⸗ 


bleiben der 


Von den letzteren 


Anmerkungen. 


gelegt, oder 


caffe gezahlt. fallen aus. 
THL Sg. f. 
20| 
Sramapset |2788] 9 J serer 6| sas em 1| 132 aufgenommenen Perfonenftanbiifte, und ben 9.3 
: des Contracts, berechnet, unb von ba ab als 
ein irum erhoben. & 
5 EE für 6 M. 235 Ruth. faut Grópadjtécontratt vom 11. April 1820, 
i 18|-]-] 18|—]— 
lr die á m ES Laut Erbverſchreibung vom 25, Sul 1787 
gi Waſſerabmahlmühle 120] 1'20 bt te den 11. Febr. 1788. 
Beitrag zur Salarttung b 
pati v E visa d i Wie zu Ker. 18, bei Grune. 
in Glbin 15—— 16 —.— 
Alls Pächter der Fischerei im 
ftábtifigen Antheil d. 3 Gemäß Pachteontract. 
b tam enm 
tel Aale à 8 Thlr. 10 3 20 — 60.20 — n 
cd MEET Ern UEM ae 
in beftünbigem M 20|— 20— je zu Nr. 2 bei Bollwerk excl. 
ee f ittis mit dem eun. 
[LM 19 19| 3 19,19 3 
Desgleichen all 81|11— 
bito 18 3/3 18| 2| 3 ? 
bito 16 8| 9| 16| 8 9 
Les 24 0 8 Eie Baten keine grundherriſchen Gefälle om ^ 
2 i . 
bito " 198 12 19 3 die königliche Gaffr. 
dito 12 27 3 120 27 3 
dito 12 23 3 12 28 8 
dito 10/19} 3) 10,19, 3 
dito — 18 — —|18|—| 
dou 155 141 Ruthen 14 E 
iuf fulbmi all 
pee 9 5 27 130 4 e 5 p i bel Jungfer. 
uͤhner⸗ und Gänſegeld al — i yr 
Ganon für das Stámmereiforft wie Bie zu r. 62. 
i eb e. je Zahlung gründet fiğ auf den Contract 
Für die NRohrung im Hofe | 80. — 50 Wt Sovente 1751, fie wird indeſſen jet 
"Latus = 12] 6 N apn 7 1 182/20] T 


ments. 


58 | Torforuğ 


59 | Arung 


60 | Weingarten 
61 
62 | Wolsederff 


Weingrund 


Namen der 
Dörfer ob. ein 
einen Etabliſſe⸗ 


Benennung 


Namen 


Betrag. 


Som bem letzteren 


werden fünf 


` A tig durch die BEER ber WEG 
ber der bisher zur Kämmereicaffe gefloffenen k. Gaſſen er⸗ immerei | nod) nicht 
pe. Poit m) ge oben, u. in [aum ferneren] fefttehend Anmerkungen. 
Cenſiten. e folle an die] unmittelba⸗ | vorläufig ab». 
Kämmerei: | ren Grbee geſebt, oder 
caſſe gezahlt. bung. fallen aus. 
Tbl. Sg. Pf Ahl. Sg. Pf. | xor. Sg. Pf.] THL Sg. Pf. 
] 
Transport 328012 6885018 2|1112| 7 4|182 |20|—| 
letzt verweigert und vom Erbpächter behaup⸗ 
Ed taf feine Summe ſchon in denjenigen 233 
Thlr. 8 Gr., welche aus ben Revenuen des 
Guts durch die königliche Intendantur -Caffe 
am die Kämmereicaſſe gezahlt werden, mit 
Re fei, was erſt näher zu ermitteln ſein 
à 
Noch Terranova 8 Goes] Für einen Kathengrund am ent Erbverſchreibung vom 30. Mai 1820, 
weſtlichen ufer des Elbings — |20, — 20 — 
82 ben man Desgleichen all 1 2 Oesgleichen. 
Joh. M Für eine EN in der Heide] — 10 — 10 — Gemäß 5 vom 18. Mal et 
conf, den 2. Juli 1789. 
George Hein dito = — 
Peter Kovanki dito — = 
Goltl, Thiel dito — 
Sac. Eust jetzt 
Schulkowsky — für 2 Stellen — M 
Bacob Schulz Für eine Rathe in der Heide 1 1 
Mich. Klatt dito 1 1 
Zac. Ziefenfee 1 1 
Peter Zernechel 1 1 
Sac. Schuſter 1 1 
Joh. Krieſe 1 1 
Gottfr. Pöck, 1 1 
Joh. Spudig — — 
Joh. Baarwich 1 1/4 
Kor. Ladenthien 1 Fi 
it — — 13 4 
Holzfuhrgeld 18 | 
Dienftgeld 6 Wie zu Nr. 4. 
‚Hühner: und Gaͤnſegeld 10 
Lj Laut Erbverſchreibung vom 25, Juli 1787 
Erbzins 1028 et conf, ben 11. Febr. 1788. 
vaut Grbverihreibung vom 29. os, 1804 — 
Desgleichen et conf, den 18. Juli 1805. 
Holzfuhrgeld 
Dienftgeld 410 
Huͤhner⸗ und Gänſegeld 6120 
Latus |. 19 T l p 7 1 JE | 


Benennung Von den letzteren 


der bisher zur Kämmereicaſſe gefloffenen 


Genfiten. 


Anmerkungen. 


foul Verhandlung vom 19, Oct. 1785. 


Canon f. die Kornwindmühle 


Meg: und Mahlgeld 


zum. 450 ij, 
Für 14 Morg. in den Stadt: 
Erbzins für 93 M. 205 Ruth. 


Erbzins für 1 Hube 2 Mor 
zen 285 Ruthen Magdeburgiſa 


Erbzing für 14 Morgen 296 
Ruthen, die meuftäbtifchen Fuhr⸗ 


Erbpacht für 7 N. 21 


Für 91 Morgen Land an 
dem St. Geo ge 


Scharfrichter Sches⸗ 
mee 


Kaufmann Dehmke 
isgt Joh. Jordan 


Die neuſtädtiſche Ge 
meinbegutésGoffe in 


Kaufmann Kawerau 


damm 
Witwe Frohn in El-] Für die Kampe an der rothen 
bi Bude 


Die Zahlung ift ſchon 1788 etatemäßig. 


Wie zu Nr. 23 bei Jungfer. 
Wie zu Nr. 2 excl. des Verhältniffes mit 
dem Schutzen. 
Laut Erbverſchreibung vom 5. Juni 1804. 
Laut Contract vom 28. August 1797 et 
conf. den 4. Sept. 1797. Das Meßzgelb 
eründet ſich auf eine Berechnung vom Jahre 
1805, die in Folge des F. 3 des qu. Contracts 
angelegt ift, und wib feit der Zeit als ein 
firitteë Quantum bezahlt. 
l Sind ſtädtiſche Beſigungen, von denen 
keine grundherrlichen Abgaben zur königl. 
Caffe btzahtk werden. 


Sind ſtaͤdtiſche Beſizungen, von denen kei⸗ 
ne grundherrlichen Abgaben zur königlichen 
Gaffe gezahlt werden. 


faut Erbverſchreibung vom 25, Jui 1787 
et conf. ben 11. Febr. 1788. 


| Wie zu Nr. 67 bis 70. 


q 


x 


Namen bez 


Bon ben lezteren 


Benennung 


Namen 


werben als 
nod) nicht 
ſeſtſtehend 
vorläuſig ab⸗ 
geſetzt oder 
fallen aus. 


THL Sa. Pf 


der bisher zur Kämmereicaſſe gefloſſenen 
baaren Gefälle. 


der 
Cenſiten. 


Transport [891627 7220422 1111829140 8| 182/20|—| 
Für eine Kathe und enen 


x. Fiedler 
Wulbliches Waisen 
ftift in Gibing 
M. Mierau 
George Froſt 


M. Lemke 


Für 2 Morgen Wieſen, bit 
Sorge genannt i; 4|eo|— 

Für eine Kathe und 91 Mor 
gen Land am Koll 

Für eine Kathe und Garten 
baſelbſt. 
Desgleichen 


* 


4 182| 


Summa i 


Ti 


TOUS n z 
D Eibing, den 17. October 1822. 
Der Königl. Regierungscommiffarius (gez) Flottwell. 


Die zur Auseinanderſezung der Stadt mit dem Territorium ernannten Commiſſarien des Magistrats und ber Stadtverordneten. 


(gu) Haaſe, Schwark, Lickfett, Fuchs, Störmer, A. F. Waas, Hing, Stürmer, Buchner, Bourgutt, Achenwall, F. Neumann, Zumpt, J. v. Rieſen. 


Vorſtehende Nachweiſung wird hiermit von uns beglaubigt und ebenfalls vollzogen, 
Elbing, den 9. Februar 1827. 


Der Magiſtrat. Haase, Schwark, Lickfett, Raſchke, Krampf. 


Anmerkungen. 


Garten an der Wanfau 111608 mi: zu Nr. 67 bis 70. 


Laut Erbverſchreibung vom 25, Juli 1787 
et conf, den 11, Febr. 1788. 


Den 24. November 1826. 761 


> [e een, 
Namen des Guts oder ſonſtigen e Sten umere 


S [E kung. 
Rthlr. Sgr. Pf. 


Nach 1 und IL Freie Bürgerhöfe x 
und Höfe. 

11 | Damrau incl. a Wüſten 47 25 7 
12 Diek 161 55 
18 | Alt Eichfelde — 28 4 
14 | Neu Eichfelde — 28 4 
15 | Eichwald in Krebswieſe . . 115 92 6 
16 | Emaus und Jeruſalem — 1284 
17 | Sreywatde . . 5 ER: 
18 | €t. Georgendamm und Stadtfeld 179 | 12 6 
19 | Grad h EN 228 27 6 
20 gebtibo. . . . . - ae EEA 
2L | Hellwichshoſf f. 2 | 20 | — 
22 | Kammersdorft .. 158 | 24 2 
23 | Königs hagen 30 1| 8 Tee 
24 | Koggenhöfen 1 20 — 
25 | Laachenhaus und Sra ufenkamp⸗ en 124 6 
26 Lenzen [239 28 4 
27 | Meislgtein 174 | 10 | 10 
$8 | Reuwnborff . . . .- " 19323 & 
39 | Neu-Schönwalbe incl. Eogeris 

Wien et 5 5 10 
80 | Neuftädterfeld n 202: 17|16| 8 
31 J Plohnen 192 8 4 
32 | Dohmehrendorff .. . `- 207 10 — 
83 | Preufhmatt . . + — 202 207 ' 
34 | Reimansfelde s sa e sa 129 | 16 $ 
85 | Gr. Nöben . ... * 2 6 8 
36 | Serpin ind, Stobbendouff und Zen: ER 

gels Wüſten 140 | 10 | 10 
37 | Gr. Steinert . 123 | 12 | 6 
88 Kl. Steinorth incl. Zirgelwald 3 29 8 5 
39 | Gr, Gt . 226 3 4 
40 f Kl. Stoboy⸗yyy9＋hy9 4 25 — 
41 J Stotzenhoff t 2 229 
42 | Succaſe * 1316 8 
43 | Trettinkenpoff 

ten E. EN 2 E E qoe 
4 | Trunz 2 À 125-4 — — 
45 Vorberg . tos Tos. — 
46 | Gr. Wefelw ns || 16: | 287 

Lau 2 1 3070 93 | 9 


762 Den 24. November 1826. 


ee 
Namen des Guts oder fouftigen LI iin [rd Aumer⸗ 


Grundſtücks. kung. 
Rthlr. Sgr. Pf. 


Nach I und II. Freie Bürgerhöfe 
und Hohe. 

47 Weingarten 108 | 10 | — 
48 | SSeingeub. . ss . 11 8 4 
49 | Wittenader . . 4 134 
50 | Gr. Wagenapp.. 12 Sgr. 6 Pf. 

Kl. Wagenapp incl. 2| 8] 4 

Tempelberg 1 Thlr. 25 = 
si | me tz 198 18 4 
52 Wulfsdorff . . 181 | 18 4 

III. Niederung dleſſits der Nogat. 
1 Amalien hoff. 1106 28 4 
2 Aſchbuden 197 | 16 8 
3 ] Bollwerk incl, Bellwerkö⸗ Schanze, 

excl dem Bollwerkskruge vid. 

No. I und H ad 10. 358 8| 4 
4 Fiſcherskampen . 282 10 — 
5 dito procidit senis 14 — — 
6 dito dito Jahn 81 — 4 — 
7 Fichthorſt. . * ELS 107 26 — 
a | Bäckerei vdfstöft von Son 3 
9 | Friedrichsberg incl. Hengſtberg . 50 | 20 6 
10 | Happenau 389 Thlr. 27 Sgr. 6 Pf. 434 18 3 
11 | Clementfähr a4 = 15 9 
12 | Kerbeparkt . 394 — 7 
13 Oberkerbswalde br eahmehand 865 | 19 6 
14 | Unterkerbswalde incl, Segler da⸗ 

ſelb im. 432 11 

(olim Poyeck modo Schamke,) 
15 | Möstendeng 02e 63 | 10 | 11 
i5 | Web 222. e 58 3 4 
17 | Neuhoff. 54 | 15 | — 
18 ehh 2.2.2... 27 20 — 
19 | Nogathau >. 650 œ| — 
20 u garten . 158 | — | — 
21 | Schlamſack incl, Erbpachtöland. | 225 | 16 | 8 
92 | Schwarzdamm dito 199 | 28 6 

Nach III. 3 dieſſeits des 

Nogat. j: 

23 | Stutthof = -e 266 | 20 


aw 5 | 5106 | 18 | 4 


Den 24. November 1826. 763 


" hehe Safran 

Namen des Guts oder ſonſtigen e chen Ges] Anmers 
Grundstücks. Es 

Rthlr. Sgr. Pf. 


Nach III. Niederung dieſſeit der 
Nogat. 


Streckfuß incl. Druſenkampen 
Terranowa incl. Streitort mit Fi- 
ſcherscan ge 
Gr. Wick era 

Kl. Wickeraun . 
IV. Niederung jenſeits des Nogat. 
Blumenart ind. Häcker en 
Einlage 
Einlagerweiden se 
Fürſtenau incl. Gruͤtzmühle und 

Haͤckerei⸗ Zins 
Fürſtenauerweide 
Goldberg 
Grenzdorſf pro Gr. 

Hornkampe 86 yis, 269.19. 
Grenzdorff pro 

Gurkenkampe 14. 13 +6 = 
Grenzdorff pro 

kl. Hornkampe 81 = — —. 
Grenzdorff pro 

Schenkgeld S 
Stakendor fl. 


12 | Heegewald 

18 | Horſterbuſch E 

14 | Jungfer 1078 Ahle. 18 ge A Pf. 
dito pro 

15 | Grüámuplelo = — = —': x 
Jungfer pro 

16 Bäckerei 10 = — *—7* 

17 | Keitelan 


E 
Krebsfelde . . 406 22 11 
dito Wien pro 

Grenimüdle 10 — — 


30 dito Kroͤken pro 

Haͤckerei. 3 — — 
E dito Kröken pro 

Bidri !.. 3 — — 


Latus 4 ! 7841 | 18 


764 Den 24. November 1826. 


3 7 haud der Aten, x 
Namen des Guts oder ſonſtigen Lr 8e" obs 
Grundſtücks. kung. 
Rthle. Sgr. Pf. 


— ᷣ— EEE 


Nach IV. ae jenſeits der 
togat, 


22 ssi Gre 

Grobſchmiede Sthlreſgr. pf. 
23 dito Bomke,Korn- 

windmühle 6 —. — 72 7 6 
24 | dito Standing et 

Cons Grundzins 6 — — 
25 dito Berner dito 1 7 6/ 


26 | Kreböfelderweiden ^. sa u.» 456 | 3 6 
27 Lackendorff .. 968 21. — 
28 dito pro Haͤckerei 8 — 3 97121 = 
29 ditó e — — x 
30 | Lupushorſt 8 7 
31 dito pro pider 9 — — 69 8 7 
32 dito. = Bäckerei 10 — — 
33 | Gr. Mausborff 1819 1 4 
34 | dito pro Korn⸗ 

mühle 133 — i] 1465 | ıL 4 


10 
85 dito Gruͤtzmühle 10 — 
36 | dite pro påderi 3 — — 
87 | Kl. Mausdorſf . 98 26 
$8 | dite pro detti sie 
39, | Kleinmausdoriferweide . . 


40 | Neudorf . » . 178 6 83 
E ‚en er. ? 
41 | Stslongpewt 18 
42 dito pro Kotnz iR 
windmühle 118 17 —(] 139| 7| — 
48 | dito pro dei 3 — —| 
44 | dito pro Bäckerei 4 — —, 
45 Neuſtädterwald 2 — — 
4 dito pro nM . 
windmühle. 67 20 — 79 | 90 | — 
47 | dite pro Grüße 
mühle. 10 — — 
45 | Robach . . . 252 26 8 
49 dito pro Grütz⸗ 
: [t8 et 
50 dito pro Haͤckerei 23 — 
51 | Roſenort - . = E azs j — — 
à Latus 5 4391 | 28 6 , 


Den 24, November 1826. 765 


, nipae vt. 
ifti) auftommen 
Namen des Guts oder fonftigen eee een Aumer⸗ 


Grundſtücks. kung. 
Rthlr. Sgr. Pf. 


No. 


Nach IV. Niederung jenſeits der 
Nogat. 


52 Stuba . . . 57 16 1 

58 | dito pro Häckerei 4 13 29 

54 | dito pro Fähre 10 — — 

55 Campen anderStub- 
Iſchen Laachee 878 | 15 

56 | Waldorf. . . 887 10 — 

57 | dito pro Grüße E | 847 | 10 
mühle. . 10 — — 

58 | Wolfsdor ... 96| 1 

59 | Wolfszagol .,. >»... 15| 1 

60 [ Beyer .... 649 21 6 i 


6L dito nS Gruͤt⸗ $ | 
mühle mem p 
62 | aito pro Häcker! 4 — — ( 8 10 
63 dito pro Rode⸗ 
ade . . 246 19 — 


64 | Zeyersvordercampen 2627 1 

65 | Zeyersniedercampen 469] 4 
66 | An Bifcherei - Schreitgeldern der 

Derfſchaft Passage 8 | 25 

Latus 6 | 5982 | 9 | 


d bet beſtändigen 


Latus 1 415 | 12 
Latus 2 | 3070 | 28 
Latus 3 | 6406 | 15 
Latus 4 | 7341 | 15 
Latus 5 | 4891 | 28 
Latus 6 | 5982 | 9 


Summa an beftändigen Gefallen 127558 | 12 


766 Den 24. November 1826. 


sil dae 

E Namen des Guts oder ſonſtigen ee Gee] arme. 
a Grundſtücks. = Tung. 

Rthlr. Sgr. Pf. 

— 


B. An Arrenden von Grundſtuͤcken 
und Gerechtſamen. 
1. Von den Einmietheländereien. 
a | Bon Trappenwinkel 1 Hube 14 


und 


G 


lonfigm tei 


Morgen 180 OR. Gul. von 1c. 
SBofibfe pro Siit. 134 . > 
b, | Für das Binſenſchneiden im öſtli⸗ 
chen Holm am Elbing. Fahrwaſ⸗ 
fer pro 1816, 1817, 1818 von 
Johann Kue 5 10 — 
c, | Für die Binſen⸗ und Rohrnutzun; 
5 im öſtlichen Holm bei Stobben⸗ 
dorff pro Trinit. 1922 von Dar 


22 — — 


n nach einer Fraction auf ben 
esmaligen Veränderung unterworfen find, 


$ bier zum Auſatz gekommen, in⸗ 


Einmietheländereien und 


niel Haͤling in Vogelſang. 44 =| — E 
d, | Fir die Binſen⸗ und Rohrnutzung LN 
im öſtlichen Holm bei Lootfen 88 
vom ıc, Möller pro 1816, 17 28 
und is. 8 —— 2 
e, | Für die Binſen⸗Nutzung im Holm 32 pn 
bei Suecaſe von Gottfr. Leps iz EEI 
nert pro 1816, 17 und 18 8|20| — 5 8 * 
f. | Von den Weiden an der Vorfluth 2.2 
bei dem Dorfe Möskenberg pro EPEE 
Trinit. 1817 für 3 Suben 29 Ei.8 
S8 


Morgen 108 Ruthen Cul . 462 — — 
8. 35 
a 
1) vom Tornier Penner, Schulz 
und Georgens bis Trinit, 1819 541 | 11 7 
2) von Samuel Rund in Schlam⸗ 
fad und Miceul Schulz in Som- 
meron pro 181414 
h | Von Fleiſcherweide . . 
1) von deme. Trinftatis 1805 vers 
pachteten Theil an 10 Eigenkäth⸗ 
ner zu Neukirch, Fichthorſt und 
Friedrichsberr ggg 
2) von ben Eigenkäͤthnern zu Neus 
kirch, Fichthorſt und Friedrichs 
berg pro Frinft. 184 . - 226 | 26 | 10 
3) von Gabriel Roy zu Fichthorſt 
Latus | 2286 1 8 


achtſtücke find lediglich nach Maaf 
diefe Summen nicht gerade jedes J. 


Y: 


Die Beträge ber neben bemerkten Admini 
der betreffenden Pachteontracte ermittelt 


nen 
dem 


Den 24. November 1826. 767 


I. Beitrag ver barauf 

Samen des Guts oder fonftigen fig eis em Gren Aner- 
Grundſtücks. pte. kung. 

Rehtr. Sgr. Pf 


No. 


ermittelt, mithin einer jedesmaligen Veränder 


für das ehemalige Amtsgebäude $294 
und Deputatland des Weidever⸗ Stig 
walters zu Fleiſcherweide pro 2 28 8 
Trinitatis 18779 SEES 
i | giv die Moprfampen im Dran 8 
fenfeez EE 
1) von Karnapp zu Streckfuß pro 29g 5 
B nei dene ce ERS 
2) von Michael Lange in Neuen⸗ SEE 
botff pro 1817 s. . EMO 
k, | Ven Ginfagermeiben von 7 puben FE 
26 M. 47 DR. Gul. und zwar Sa* 
^ Hufe M. R. . Trinit. mue 
1) 1.232" anfab,o:" Ei 
galóti . . 18H EET 
2 1 14 150 an Enz et 2 2 8 
Gonf. . . dito m3 
3) = 8 = an Johann 22 2 
Rayfet . . 1848 LEE 
4) =. 8150 an Rein: $55 
hard Guthardt dito SEE 
5) = 9 = m Peter Es? 
Janzen . dito ESR 
6) - 3 „ "an Johann BER 
Biesmer . . dito 8 
7) 1 18 150 an Georg 52: 
Rogalski . dito 3 
8) 18 11 an Moch et BERS 
Gonf. . . . dito BBES 
9) = 29 86 an Sal. Ro⸗ Er SE 
galt, . . dito 228 
10 5.» an Soban 32 
Kayſer ... 1817 "Pens 
11) = 4 = an Mart, 2 8 
Rehhahn. . dito 38 
12) = 8190 an Ghri 3202 
fios effel ^ dito ses 
13) = 15° an Gottfr, FERE 
Röſe . dito 2 
Taa 8882 


768 - Den 24. November 1826; 


e Der boreup 
Namen des Guts oder ſonſtigen Lo 


Grundſtuͤcks. 


Aumer⸗ 


Ahle, Sgr. Pf. 


Hufe M. R. p. Trinit. 
1) 1 12 71 au Franz 
Wiens et 
GConf: 1812 88 Ihr. 
2) „9 922 an Peter 
Grunau x 
etGon[. —20 = 
3) = 8 19 an Sac. 2 
Siemens 
et Conf. — 8 = 
4) = 6 265 Johann 
Wiebe et 
Conſ. —5= / 
21 292 Wilh. oft p. 1815| 28 


icke, Einmietheländereien und fonftigen klei⸗ 


| Bon Krebsfelderweiden ad 9 Hufen 8 8 2 
7 N. 2 N. Gul. \ EE 
592 
ERE 
8 — 
* 8 
ges 
Ei 
EI 
z 
EE 
LEA 
Sh -|-|82s8 
6) = 14 194 Mich, Hübert dito 12]—1|— 88 3 
7) = 18 150 Wilh. Doͤrks dito 27 — — — 2 
8) = 18 150 Peter Gng dito 81] —|— 3 2 
9) = 28 212 Con. Faſt dito] 30 —| — [8 88 
10) 8 27 227 Dorfſchaft S 
f Ses 
p ut dito | $55 | 15 MERE: 
2 
m. | Von der Quellung bei Krebsfelde SEER 
1) 4 M. 443 N. Gul. v. eg 
Warkentin p. 184 4 388 
2) 6 M. 883 R. Peter Faſt dito 64 — 82 
8)5 = 508 » Sal. Bauer dite“ 6 — 3 82. 8 
4) 2191 Diete. Dyck dito“ 2 — mE Sl. 
19 M. 1033 N. Gul. FEES 
n. | Bon den Kampen an der Stub- Er 
ſchen Laache ad 1899. 210 R. FE zz 
von Paul Wiens et Conf. pro 2 
Trinit. 1813. 60 — gs 
o, | Gon den Rohrkampen an der Weich- ETE. 
fet bei Grenzdorff oder für das 252 
Stop: am Hofe bei Hremvorffoon MET 
Krauſe et Conf. pro Trinit. 1317 | 32 — 3 
p. J Von 2 Hufen 2; Morgen Gut s 
beim Dorſe Neudorf 1832 vom Ec ded 
Schulzen Joh. Schröter et Conf. || 72 27 688 
Latus | 657 | 124 6 


Den 24, November. 1820. 


uen des bazaut 
Namen des Guts oder fonftigen. fügen e Ger" 
Grundſtücks. pa 


Athlr. Sgr. Pf. 


JL Von den Weideländereien. Y |: 


a. | Vom Adminiſtrationsſtuͤck Horſter⸗ 
buſch und Robach von ben Käth⸗ 
ner » Dörfern Hackendorff, Noz 
bach, Horſterbuſch und Wolfs⸗ 
Dorff und den Eigenkäthnern in 

I Wupusbeft s s-e 2... 3504 — {| — 

b. | Vom Adminiſtrationsſtück Wolfsha⸗ ] 
gel von 13 Hufen 6 Morgen 62 
Ruthen Gum. incl. der Oleuſtwoh⸗ 
nung des vormaligen Weidver⸗ 
walters und der Wohnung in der 
Amtskathe pro 1816 überhaupt 9184 — — 

c. | Vom Adminiſtrationsſtück Neulang⸗ 
horſt, beſtehend in 47 Parzellen, 
welche uberhaupt 20 Hufen 15 
Morgen 1593. U Ruthen culm, 
enthalten, von zc. Sigmanomóty s 
en „ 808 — 5 

a. Vom Adminiſtrationsſtück Heze- 
wald pro 1318, 1816 und 1817 
von Mich. Karſten Arend Frieſen 
er Gonf. von 37 Yntyeilen, welche 
überhaupt 15 Hufen 19 Morgen 
269 Ruthen Gulm. enthalten . 2869 8 | 4 

& Für den Anwachs bei Hegewald 
von Dav, Baſtian pro Trinitatis 
r qe et 
III. Von kleinen Arrendeſtuͤcken. 

1. | Für die Kalkſteinſammlung am Haar 
fe vom Elbingſchen Fahrwaſſer, 
bis an bie oſtpreußiſche Waſſer⸗ 
grenze von ec. Schulz und Kirſch⸗ 
baum pro 1816, 1817 und 1818 5 — — 

2. | Für die, Binſennutzung im weſtli⸗ 
chen Holm am Fahrwaſſer pro 
18:5 von Dan. Häling 14 10 — 

3, | Fir die Entenjagd bei Greuzdorſf 
von Bartel Karſten zu Jungfer 
pro Trinit. 1813 o 1 20 — 

Latus J 6711 | 8 9 
Weſtpreuß. Prov.⸗Recht. $85. II. 49 


8 
E 
$ 


d fonfigen Eleis 


5 bier zum Anfag gekommen, inz 


;heländercien 


jedeömaligen Veranderung unterworfen find, 


i 


ats pro 


abe des 


gerade {chen fe vurzemmen, fondem nach: einer Beaction, auf ben Grand 


f 


e der neben bemerkten J(bminiftratin: 
glich nach Mai 


nen Jachtſücke find ledi 


tem diefe Summen nicht 
der betreffenden Pachteontracte ermittelt, mithin elner 


Die Berrä, 


770 Den 24, November 1826, 


Betrag ber darauf | i 


jährlich auftommenben 


Namen des Guts oder fonftigen gra etae e 
5 


Grundſtuͤcks. 


Repte. Sgr. Pf. 


4, | Für bie Binfen- und Rohrnutzung 22 2 
am afe gegen Wieck vom zc. mE 
Liedcke, zu Louiſenthal pro 1843 —— 42 2 5 

SE 
IV. An Fiſcherei⸗Pachtgeldern. [xr 

a. J Für die gifherei im Drauſen⸗See E n 
von 1812 von Chrift, Dener . 502 — f — $28 

b, J Für die Fiſcherel im Kraffuhl⸗ Gaual 2 — [5 3 

e in Terranowabruch * 

vom Fiſcher Grund⸗ EB 

mann pro 1816, 17 E: ed 

und 12 8 — 123 

d. „inder Dornkaule von E 
zc. Deckner und Mie⸗ EEJ 

raw pro 18 T 54 — — 8 * 

* „in der Lachslaage 8 
$ oder bem Stöhrfang 8 

E 1 .. LA — 1 — EE 
* — s in Großnickskampe $8 


oder für die Fiſcherei 
in der Weichſel bei 
Grenzdorff von Joh. 
Grosnick pro 1815. 9 


g. | Für bie Fiſcherei am Rande des 
Hafesĩ 2 
h. | Für die Fiſcherei in den Gewäſ⸗ 
fern des Adminiſtrationsſtücks ore 
ſterbuſch und Robach vom Con⸗ 
duct. Kummer pro rinit. 1843 4 


^d af unſtrirten Bifchereiginfen, vom 
Gafe, welche jährlich ronfignixt 
werden 
x. | An unfirirten Domainengefällen als 
Scharwerssgeld, welche jährlich 
conſignirt werden vom Elbingſchen 
Territori gg 151 
Latas 6 | 1159 


io: 


der betreffenden Pachteonttacte ermittelt, mithin einer jedeswaligen Veränderung unterworfen find, 


dem diefe Summen nicht gerade jedes Jahr aufkommen, ſondern nach einer Fri 


L 
l 
Die Beträge der neben bemerkten Adminiftrati 


nen Pachtſtäcke ſind lediglich nach Manfgabe des 


Den 31. December 1826. 77¹ 
Betrag der darauf 
1 jährlich auff Di 
Mamen des Guts oder fonftigen e ne 


Grundſtücks. kung. 
Sft. Sgr. Pf. 


No. 


B, Summa an Arreuden und unbes eio 

ſtimmten Gefällen . . | 11549] 29 SEE 

. Summa an: beftändigen Gefäl⸗ b (33 
Gau in 27860 12 FEET 
Hauptbetrag ſömmtlicher grimd | bas "rd 
J Herzlichen Gefälle aus dem Elbing: — 
7 fügen Territorien 39110 12 2 
i Balance, 38 5 
Die Einnahme beträgt es 
Die Ausgaben für bie Verwaltung HESS 
betragen nach dem Etat incl. 22 882 
der aus der Einnahme zur Kaͤm⸗ ESEESE 
ereiz und Baftgelder Kaffe in GL 820 2 
king fließenden Entſchädigungen e 
uͤberhutt s 3595| 8 | 11 J 8 8 

Und an neberſchuß verbleiben 135512] 8| 1] — 


Danzig, ben 27. Decbr. 1823. i 
Königlich Preuß. Regierung. Zweite Abtheltung. 
Ganguin. Jacobi. Mellenthin. 


Nr. 221. 
Wegen der in den Contributions ⸗Kataſtern zu Schußgeld 
angeſetzten Ruſticalſtellen. 


Ac dem über die gutsherrlich⸗ bäuerlichen Regulirungen in Weſtpreu⸗ 
ßen durch bas Staats miniſterium an Mich erſtatteten Bericht habe Ich 
erſehen, welches Reſultat die commiſſariſche Unterſuchung des Sach⸗ 
verhältniffes rückſichtlich der in den weſtpreußiſchen Conkributions⸗Kata⸗ 
ſtern bloß zu Schutzgeld angeſetzten Ruſticalſtellen gegeben hat. 

Da es hiernach anderweitiger geſetzlicher Beſtimmungen zur Ver⸗ 
vollſtändigung des Geſetzes vom 14. Septbr. 1611 und der Declaration 
vom 29. Mai 1816 nicht bedarf, fo hebe Ich hierdurch die durch Mei⸗ 

49* 


772 Den 30. März 1827. 


nen Befehl vom 27, Juni 1822 angeordnete Sugpenſion der darüber 
anhängigen Proceſſe wieder auf, und will, daß die Entſcheidung derſelben 
den Gerichten nach dem beſtehenden Geſetze überlaſſen werde, welchem 
gemäß Sie das Erforderliche zu verfügen haben. 


Berlin, den 81. Decbr 1826. E 
a (gez.) Friedrich Wilhelm. 
An die Staats⸗Miniſter von Schuckmann und Graf 4 
von Dankelman. 


ct Nr. 222, i 
Reſcript wegen Veräußerung von Pertinenzſtuͤcken bepfand⸗ 
briefter adlicher Güter: s 


Wie dem Verfahren, welches das Königliche obétlanbe ee aufge 
des abſchriftlich einliegenden Schreibens des Herrn Oberpräſidenten und 
wirklichen geheimen Raths v. Schön vom g. d. M. bei Veråuferu 
einzelner Pertinenzſtuͤcke bepfandbriefter Güter beobachtet wijfen will, 
kann der Juſtizminiſter nicht einverſtanden ſeyn. Die allgemeinen Grunde 
füge über die Rechte der Hppothekengliubiger auf den ganzen zur Zeit 
der Eintragung beſtandenen Complexus des verpfündeten Grundstücks und 
über die daraus folgende Nothwendigkeit der Juziehung diefer Gläubiger 
bei dem Verkauf von Pertinenzien finden auf die Verhaltniſſe der Pfand» 
briefsinhaher keine Anwendung. Stehet gleich den letztern unbedenklich 
eine Hypothek zu, ſo iſt das bepfandbriefte Gut doch auch der Landschaft 
verpfändet, und durch die beſtehenden Reglements iſt die Sorge für die 
Erhaltung der Rechte der Pfandbriefsinha ber den landschaftlichen Behörden 
anvertraut. Dieſe haben daher auch bei dem von dem Gutsbeſitzer beabſich⸗ 
tigten Berkauf eines Pertinenzſtücks des bepfandbrieften Gutes darauf zu 
ſehen, daß dadurch die keglementgmäßige Sicherheit nicht geſchmälert werde. 
Iſt diefes nicht der Fall, fe hat der Pfandbriefsinhaber kein Intereſſe, 
der Veräußerung zu widerſprechen, und der Conſens der landſchaftlichen 
Behörde muß Behufs der Abſchreibung für hinreichend erachtet werden. 
Cs ift daher nicht einzuſehen, weshalb es hierzu noch der Einziehung 
und Gaffation der ausgeferkigten Pfandbriefe, die nichts an ihrem Werth 
verloren haben, bedarf, zumal auf das durch Abtrennung von Pertinenza 
ſtücken im Werth verminderte Gut, welches immer noch den für die eim» 
getragenen Pfandbriefe nach dem Reglement erforderlichen Werth be⸗ 
Hält, nach Cafſation der alten Pfandbriefe ſofort neue ausgefertigt weta 
den koͤnnen, die denſelben Werth wie die ältern haben. Deshalb ver⸗ 
langt die. Declaration des ſchleſiſchen Landſchafts⸗ Reglements vom 9. 

und 15. Yali 1770, vom 20. Februar 1775 cb 12. VI. bei SBerüufes 
rung von Peptinenzien uur den Gonſens der Landſchaft, und nicht den der 
Pfandbriefs⸗ Inhaber. : 

Von Rabe Darſtellung des Weſeus der Pfandbriefe 1. Theil S. 208, 
und wenn gleich ähnliche Beſtimmungen in dem weſtpreußiſchen Lands 
ſchafts⸗Reglement vom 19. April 1787 und in den ſpätern Erläuterun⸗ 
gen und Abaͤnderungen deſſelben nicht enkhalten find, fo bedarf es deren 
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nach der Natur der Sache auch nicht. Ein anderes würde es ſeyn, wenn 
durch die erfolgten Veräußerungen das Grundſfück aufhörte das nämliche zu 
fenn, welches zufolge der darauf eingetragenen Pfandbriefe zur Hypothek bes 
ſtellt worden, oder wenn, wie bei den Bohlſchauſchen Gütern der Fall gewe⸗ 
en zu ſeyn ſcheint, von mehreren bepfandbrieften Gütern nur eins 
brig geblieben wäre. Alsdann würde die Nichtübereinſtimmung des vers 
verpfändeten Objects mit dem Inhalt des Pfandbriefes die Einziehung 
des legtern erfordern. Ain i 

Bevor der Juſtizminiſter ſich daher über den Gegenſtand gegen den 
Serrn von Schön weiter äußert, erwartet er den gutachtlichen Bericht 
des Königlichen Oberlandesgerichts. 1 


Berlin, ben 30. März 1897. 4 
ei $ Der Juſtizminiſter Dankelmau. 
An das Königl, Oberlundesgeriche zu Marienweber. 


Nr. 223. 
Gefeß wegen der Wagengeleiſe. 


Wi Friedrich Wilhelm von Gottes Gnaden, König von Preußſen zc. x. 
Nachdem Unfere getreuen Stände des Königreſchs Preußen bei ihz 
rer erſten Zusammenkunft auf Erlaſſung eines Gefezes, wegen Einfüh⸗ 
rung gleicher Wagen⸗ und, Schlittengeleſſe in dortiger Provinz, allerun⸗ 
terthänigſt angetragen, bei dem zweiten Landtage auch fij mit bem, ihz 
nen diesfalls vorgelegten Entwürfe im Wesentlichen einverſtanden erklärt 
haben; fo verordnen Wit, auf den Antrag Unſers Staatsminiſterii, Fol- 
endes: 
1 $. 1. Von der Seit der Bekanntmachung dieſer Verordnung ab, 
folen alle neue Achſen an Kutſchen⸗, Poſt⸗, Fracht⸗, 
Bauer⸗ und allen andern Arten von Wagen dergeſtalt ange⸗ 
ſertigt werden, daß die Breite des Wagengeleiſes von der 
Mitte der Felge des einen, bis zur Mitte der Felge des an⸗ 
deren Rades, vier Fuß vier Boll Preußiſch beträgt. 
9. 2. Gben fo folem keine andere Schlitten verfertigt werden, als 
deren Kappen oder Schleifen, ohue die Kröpfung, eine 
Länge von fünf Fuß ſechs Boll, und die ein zwei 
Fuß neun Zoll breites Geleiſe haben. 
$. 3. Den Stellmachern und den ſogenaunten Schirrmachern auf 
dem Lande wird bei drei Thaler Strafe unterſagt, eine 
Achſe oder einen Schlitten wider die Borſchriften der 98. | 
und L einzurichten, und den Schmieden bei gleicher Strafe, 
ſolche mit Beſchlag zu verſehen. 
Bei wiederholten Contraventiouen wird die Strafe verdoppelt. 
g. 4. Nach dem Ablauf von ſechs Jahren, nach Bekanntma⸗ 
chung biefes Verordnung, ſoll in unſerm Köulgreiche Preu- 
ßen kein Wagen oder Schlitten gebraucht werden, der nicht 
bie, im F. 1. und 2 bestimmten Eigenfehaften hat. 
9. 5. Sollten jid jedoch nach Ablauf von ſechs Jahren, beſonders 
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Den 21. Jull 1827, 
in den Niederungen, noch fo ſchmale, zur öffentlichen Ber 


nutzung beſtimmte Daͤmme und Wege befinden, daß der Gebrauch 


b. 6. 


E7 


i 


5. 9. 


achten. 
Gegeben Vain, den 21. Juli 1827. 
L. 


des vorbeſtimmten breiten Geleiſes nicht anwendbar wäre, 
fo üͤberlaſſen Wir Unſern Regierungen, auf den Antrag del 
Kreisſtände, noch die nótbige Nachfriſt, nach genauer Prä⸗ 
fung der Verhaͤltuiſſe, zu ertheilen und dabei die noͤthigen 
Modificatſonen feſtzuſetzen, um die baldigſte Erreichung des 
allgemeinen Zwecks, mit der Berückſichtigung der beſonde⸗ 
ren Ortsbedürfuiſſe zu vereinigen. 

Wer ſich nach der, im $. 4 und s beſtimmten Friſt eines 
Wagens oder Schlittens bedient, der die, im g. 1 und 2 be⸗ 
ſtimmte Einrichtung nicht hat, foU durch die Polize und 
Wegebeamten, ſo wie durch die Gensd'armerie angehalten, 
zur nächſten Ortsgerichsbarkeit gebracht und in eine Geldſtrafe 
vo einem bis fünf Thaler n für den ersten, und von 
zwei bis zehn Thaleen für den zweiten und die Folgens 
den Gontrabentionsfälle genommen werden. Diefe Strafe, 
welche in die Armen⸗Caſſe des Orts fließt, wo die Con⸗ 
travention entdeckt und beſtraft wird, trifft den Eigenthüͤ⸗ 
mer des Wagens oder Schlittens, foll jedoch von dem Meis 
ſenden, mit Vorbehalt ſeines Regreſſes an den Gigenthimer; 

erlegt werden. 

Für eine und dieſelbe Reife bis zum nächſten Beſtimmungs⸗ 
orte foll nur einmal Strafe ſtatt finden, und der Neis 
ped uber deren Exlegung mit einer Beſcheinigung verſehen 

werden. 

Von dem Gebrauche obiger Vorſchrift eutſprechender Wagen 
und Schlitten {ind allein ausgenommen; 

© fümmtliches. Willtai fahrwerk, jedoch nicht dasjenige, 

welches Privateigenthum einzelner Militairs ijs 

b) fremde Reiſende oder Reiſende aus ſolchen Provinzen 

des Preußifchen Staats, in welchen keine oder eine an⸗ 
dere allgemeine Einrichtung der Wagen und Schlitten 
vorgeſchrleben ift. 

Die Poſtzehörden folen nach der im g. 4. beſtimmten Friſt 
keinen Reiſenden aus. dem Königreiche Preußen Poftpferde 
vor Wagen und Schlitten geben, welche die Vorgeschriebene 
Einrichtung nicht haben, 

Wir befehlen allen Polizei⸗ und Gerichtsbehoͤrden, fid) nach 
dieſer Verordnung, welche ſogleich und außerdem dreimal 
während des ſechssährigen Zeitraums durch die Intelligenz 
und Amtsblätter bekaunt gemacht werden foll, gebührend zu 


$) Friedrich Wilhelm. 
Friedrich Wilhelm, Kronprinz. 


Freiherr v. Altenſtein. v. Schuckmann. Graf v. Bottum. Graf v. 


Bernstorff. Graf v. Dankelman. 
Für den Kriegsminiſter v. Schöler. 
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Nr. 224. 
Reſcript wegen der Geſchlechtscuratel. 


em Königl. Oberlandesgerichte eröffne fid) auf bejen Bericht vom 
14. b. M. die Geſchlechts⸗Euratel zu Danzig betreffend: 

1) daß der Antrag, die Geſchlechtsvormundſchaft für Weſtpreußen 
gänzlich aufzuheben, bei der früheren Berathung im Staatsmini⸗ 
ſterio und dem Staatsrathe Anftaud gefunden hat und daß ich das 
her keine Veranlaſſung nehmen kann, ihn zu wiederholen. 

Dies hindert aber nicht, 

2) daß das Königl. Oberlandesgericht die Sache ſelbſt in eine noch⸗ 
malige forgfältige Erwägung nimmt und fi, allenfalls durch 
N Votiren aller ſeiner Mitglieder darüber beſtimmt vers 
einiget: 

in welchen Fällen und in welcher Weiſe die Zuzlehung eines 
Geſchlechtsvormundes für weſentlich nothwendig zu erachten iſt, 
um fid) darnach vorkommenden Falles in jndicando zu achten. > 

In biefer Hinſicht halte ich es angemeſſen, bem Koͤnigl. Sberlandes⸗ 
gericht meine Anſicht von der Sache mitzutheilen. 

Das jus Calmense ex ultima revisione. macht B. 4. Tit. 14. Gap. 
11. einen unterſchied zwiſchen unverhelratheten Frauensperſonen und 
Ehefrauen, wie er auch allerdings gemacht werden muß, da bei einer 
Ehefrau die Rechte des Ehemannes in Bezug ouf das eingebrachte Ver⸗ 
mögen wesentlich concurriren. In Bezug auf jene heißt es nun: 

„Jungfrauen und Frauen -folen vom Rechte vor jeglichem 
Gerichte in jeglicher Klage, ihren Vormund dei ſich ha⸗ 
ben, oder der Richter Fol ſte nicht hören.“ Daraus folgt, daß 
fie (wie das auch in Schleſien der Fall ift, wo die Geſchlechts⸗ 
kuratel fid eben fo, wie im Culmſchen Recht, auf das alte 
Sachſenrecht gelinbet) außergerichtliche Handlungen und Geſchäfte, 
Schuldinſtrumente, Ceſſtonen, Anerkenntniſſe, Quittungen u. f. w. 
ohne den Beiſtand irgend eines Curators vorzunehmen vollkom⸗ 
men befugt ſind. 

Nur bei gerichtlichen und Notarlatsverhaudlungen wird in Schleſien 
die Zuziehung eines Curator sexus erfordert. 

Nach dem Gulmiſchen Rechte bedürfen Jungfrauen und Wittfrauen 
den obigen Worten zufolge, nur bei Proceſſen eines Curator sexus und 
find dieſen nach Willkühr zu wählen befugt. Dahin hat die Repiſion 
des culmiſchen Rechts das feiere Werhältnte geändert. Dieſe Erklärung 
muß, wenn fie noch zweifelhaft ſeyn konnte, ſchon deshalb den Vorzug 
erhalten, weil fie fid) ben Vorſchriften der allgemeinen Proceßordnung 
anſchließt, welche im g. 25. Tit. 1, der von den Perfonen handelt, die 
Proceſſe führen Können, den Grundſatz ausſpricht: 

„Unverheirathete Frauenzimmer haben; in Anfehung der Befug⸗ 

niß, vor Gericht zu erſcheinen, mit den Mannsperſonen 

gleiche Rechte. ““ . 
und hiervon in $. 26 nur ba eine Ausnahme geftattet, wo bis⸗ 
her die Geſchlechtsvormundſchaft ſtatt gefunden hat, 1} 
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Was die Ehefrauen betriſft, fo verordnet das culmiſche Recht 


weiter: 
nhat ein Weib einen Mann im Lande, der foll ihr Vormund 
feyn; ift er aber nicht binnen Landes, fo foll fie einen Vormund 
si vor bem Richter tiefen re. “ . 
Hier Begiuftige das culmiſche Recht die Ehefrauen fogar mehr als das 
Allgemeine Landrecht. 

Iſt vom Eingebrachten der Frau die Rede, fo bedarf es nach den 
Vorſchriften des Allgemeinen Landrechts und der Allgemeinen Gerichts⸗ 
ordnung der Zuziehung des Ehemannes oder eines Bevollmächtigten defs 
ſelben, und die Ehefrau ift im Fall der Abwefenheit ihres Mannes kei⸗ 
nesweges befugt, einen Vormund vor dem Richter zu kieſen. Es muß 
dem Ehemanne vielmehr, wenn er keinen Bevollmächtigten ernaunt hat 
und fein Aufenthalt unbekannt ift, ein Abweſenheitsvormund beſtellt 
werden, und es ijt deſſen Sache, alsdann mit der Ehefrau vor Gericht 
zu erſcheinen. 

Was ſonach das culmiſche Recht von der Wahl eines Vormundeg, 
Seitens der Ehefrau verordnet, kann niemals auf unverheirathete Frauens⸗ 
perfonen und deren Curator sexus bezogen werden. k 

Darin bin ich jedoch mit dem Königl. Oberlandesgerichte einverftans 
den, daß, wenn eine Ehefrau in Abweſenheit ihres Man⸗ 
nes, nach Culmiſchen Rechte zu irgend einem Nechtögefchäfte eines Cu- 
ratoris sexus bedarf, deſſen Wahl und Beſtellung nur von dem perſön⸗ 
lichen Richter erfolgen darf. i 

Das Königl. Oberlandesgericht pat nach pftichtmaͤßiger Erwägung 
dieſer Gründe den Juſtiz⸗ Commiſſarſus Groddek auf feine Vorftellung 
vom 10. Auguſt d. F. zu beſcheiden und eine Abſchrift dieſer Vorbeſchei⸗ 
dung einzureichen. 

Berlin, den 28. September 1827. P 

Oer Juſtizminiſter 


1 Gr. v. Dankelman. 
An das Königl. Oberlandesgericht zu 
m Marienwerder. * 


Nes Nr. 225. 


Regulativ wegen Relnigung und Reviſion der Abwaͤſſe⸗ 
rungs- und Schlickgraͤben im Elbinger Kreiſe. 


9. 1. gu Abwäſſerungs⸗ und Schlickgräben müſſen in der Regel 
jährlich zweimal gekrautet werden, nämlich fpåteftenë in 
den erſten 8 Tagen nach Johannis und in den erſten 8 Ta⸗ 

jcam gen nach Michaelis. 1 - ^ 
$. 2. Acht Tage vorher, wenn die Arbeit beginnen fol, wird die 
Krautung von den Schlickgeſchwornen, oder wo dergleichen 

nicht vorhanden find, von dem Ortsvorſtande ausgeſchrieben. 
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9. 8. Nach Beendigung der Arbeit wird von den Schlickgeſchwornen, 
und Ortsvorſtehern an dem dazu beſtimmten Tage eine ſpe⸗ 
cielle Revſſion (Grabenſchau) gehalten, bei welcher jeder 
zur Reinigung der Gräben verpflichtete Grundbeſitzer in Per⸗ 
fon oder durch. einen verſtaͤndigen Repräſentanten am Gras 
ben bei 5 Sgr. Strafe erſcheinen muß. 

g. 4. Die vorgefundenen Mängel find ſogleich zur Nachbeſſerung vom 
Schlickgeſchwornen anzugeben, aufzuzeichnen, auch ſind ge⸗ 
gen diejenigen, denen ſolche zur Laft fallen, angemeſſene 
Geldſtrafen von 5 bis 15 Sgr. feſtzuſetzen, welche zu den 
betreffenden Ortsarmen⸗aſſen eingezogen werden folen, 

$.5. Die Schlickgeſchwornen und Ortsvorſteher forgen dafür, daß 
diefen Mängeln von den Verpflichteten fofort abgeholfen 
werde, laffen es, wenn dies doch nicht geſcheht, auf deren 
Koſten machen und nehmen event, die Hülfe des Königl. 
Laudrathamts gegen diejenigen, welche hierbei (id) fortgejest 
renitent zeigen ſollten, in Anſpruch. 

F. 6. Finden bie Neviſoren bei der Grabenſchau, daß die Krautung 
nicht mehr hinreichend, ſondern eine vollftindige Aufräu⸗ 

mung (Aufgrabung), die von Zeit zu Beit erforderlich ift, vor⸗ 
genommen werden muß, fo ordnen fie dieſe an, und fell ſolche 
fodann bis zur nächſten Grabenſchau bewirkt ſeyn. Gegen 
die hierbei ſäumig Befundenen wird eben fo verfahren, als 
dies im g. 3. beſtimmt ift. ^ 

Jährlich im Monate Auguft wird vom Königl. Landrathsamte 

eine Superreviſſon angeordnet und demnächſt zur Abſtellung 

der etwa vorgefundenen Mängel das Erforderliche veranlaßt. 

Der Landrath wird außerdem gelegentlich und unter Bun 
des Deichinſpectors überall im Kreiſe extraordinaire Reviſto⸗ 
en halten und nach dem Befund das Nöthige verfügen. 


Li 
Danzig, ben 7, April 1825; 
" Königl, Preuß. Regierung. 


m 


Nr. 226, Sr 
Regulativ für außergerichtlihe Auctionen und Ver⸗ 
ſteigerungen. 
9. 1. 


De Öffentliche freiwillige Verkauf beweglicher Sachen im Wege bet 
Auction ift Jedermann geſtattet, und auch Kaufleute und Händler kön⸗ 
nen fich der in ihrem Beſitz befindlichen Waren im Wege bet fent 
lichen Verfteigermig in fo weit entledigen, als ihnen der Handel init 
dieſen Waaren rechtmäßig zuſteht. 7 d 

Gewerbtreibende im Umherziehen find in dieſer Beziehung ſich uͤber 
den Beſitz des Gewerbſcheins bei der Ortspolizei⸗ Behörde auszuweiſen 
verpflichtet. Außerdem muß von jeder Auction kaufmänniſcher Waaren 
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und Waarenlager das Königl. Hauptſteueramt für einländiſche Gegen⸗ 
finde zeitig benachrichtigt werden, welchem die Befugniß zuſteht, eine 
Süeviffon vor der Auction zu veranlaſſen und die nicht gehörig bezeichne, 
ten oder ſonſt verdächtigen Objecte in Beſchlag nehmen zu laffen. 

2, 


Den Unternehmern einer außergerichtlichen öffentlichen Verſteigerung 
fibt es frei, did) als Auctions Gommiffatien der beſonders beſtätigten 
außergerichtlichen oder der am Orte befindlichen gerichtlichen Nuctions⸗ 
Commiſſarien oder anderer unbeſcholtener geſchaͤftskundiger Männer zu 
bedienen. Die Caution der gerichtlichen Auctions s Commiffarien haftet 
aber nicht fr die Handlungen derſelten bei außergerichtlichen Berkzufen, 


vielmehr find felbige lediglich als Privatbesollmächtigte, gleich den aus 


der Claſſe des Privatſtandes gewählten Auctions > Commiffarien anzuſe⸗ 
hen. Für beide gelten daher in Anſehung der Belohnung für ihre Mühe⸗ 
waltung bei Ausführung des Geſchäͤfte die beſonders getroffenen Ver⸗ 
abredungen, und ſtreitige Ansprüche muͤſſen gegenſeitig im Wege Rechtens 
entſchieden werden. ` 


TA 

Die beſonders befkätigten bs vereidigten Auctions⸗Commiſſarſen 
für außergerichtliche Verſteigerungen haften dagegen für alle verſchulde⸗ 
ten Nachtheile und Schäden, mit der von ihnen Aſedergelegten Caution, 
und unterliegen bei Berabfäumung oder Vernachläſſigung der ihnen obz 
liegenden Dienſtvorſchriften den allgemeinen Strafbeſtünmungen fahrläſſi⸗ 
ger und pflichtwidriger Staatsbeamten. Aufer den bagren Auslagen er⸗ 
halten fie fur jeden Auctions⸗Termin 1 Thlr. 15 Sgr. und wenn ihnen 
zugleich die Einziehung und Berechnung der Auctiond- Gelder aufgetra⸗ 
gen ift, „zehn Silbergroſchen pro Hundert an Zählgeldern. 

Jeder Sportul- Cree wird mit zehnfacher Erlegung des Mehrerho⸗ 
benen und im Wiederholungsfalle zugleich mit Gafjation beſtraft. 


Zu außergerichtlichen Auctions⸗Commiſſarjen Dürfen nur ſolche Pers 
fonen zugelaffen werden, welche fid) durch ſtreuge Rechtlichkeit vortheil⸗ 
haft ausgezeichnet haben, diejenigen Fähigkeiten, welche ihr Dienſt er- 
fordert, bejigen, unb mit den allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften bekannt 
find. Zugleich liegt ihnen ob, eine Caution von 300 Rthlr. bis 500 
Mthlr. zu beſtellen und ſich zur Aufnahme in die Gewerbeſteuer⸗Rolle 
zu melden. " 

Wer um die Anſtellung als außergerichtlicher Auctjons⸗Commiſſa⸗ 
rins jid) bewirbt, hat unter Beifügung der nöthigen Atteſte jid) an die 
Drtöpoligei- Behörde zu wenden, welche an uns zur Veranlaſſung der 
erforderlichen Prüfung und Einholung der Höher Beſtätigung zu berich⸗ 
ten hat. 


9. 5. 

Von jeder außergerichtlichen öffentlichen Verſteigerung, welche nicht 
durch einen beſonders beſtätigten und vereidigten Auetions⸗Gommiſſarius 
für außergerichtliche Auctlonen geleitet wird, if der Ortspolizei⸗Behoͤrde 
Anzeige zu machen und die Befonbere Genehmigung des namhaft gemach⸗ 
ten Nuctionators und Ausrufers nachzuſuchen. Die Orts ⸗ Polizeibehörde 
iſt verpflichtet, den Auctionator und den Ausrufer mit den ihnen nach 
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näherer Bestimmung dieſes Regulativa opliegenben Verpflichtungen fpes 
ciell befannt zu 12 i fe mittels re p n n 
deren gewiſſenhafte und ſorgfältige Beobachtung zu verweiſen, auch ihr 
Verfahren ſelbſt gehörig zu controlliren. x 

6. 


Jeder Auctionator iſ verpflichtet, von den zu verfteigeriben Sachen 
vollſtandige Verzeichniſſe aufzunehmen, oder die etwa von den Interef⸗ 
feunten ſchon angefertigten und ihnen übergebenen zu repidiren und zu be⸗ 
richtigen. Bei Rie ch ad iſt beſonders dahin zu ſehen, 
daß in dem Katalog die Bücher gehörig numerirt, der Titel mit dem 
Vor- und Zunamen des Verfaſfers mit Tahreszahl und Sruckort, Zahl 
der Bände und Bezeichnung des Einbandes vollſtändig vermerkt werde. 

Findet aber der Auctjonator unter den ihm zur Lieitatlon übergebe⸗ 
nen Büchern, Kupferſtichen u. ſ. we folde welche in den Preuß. Stanz 
ten verboten, oder ob[cóne Gegenſtände enthalten; fo müffen ſolche aus 
der Auction weggelaſſen und ſofort bei der Polfzeibehoͤrde eingereicht 
werden. Sollten ſich ferner im den zur Auction geſtellten Verlaſſenſchaf⸗ 
ten von Staatsbeamten Feſtungeplane, Landkarten, Riſſe, Memoiren, 
oder andere Seripturen, welche die Verſtorbenen aus ihren Amtöserhät 
niſſen und in Beziehung auf ihren Dieuft entworfen oder beſeſſen haben 
können, vorfinden, fo find ſolche ebenmäͤßig der Polſzeſbehoͤrde zur Ausantwor⸗ 
tung an die Vorgeſetzten der Erblaſſer einzuliefern. Würden in einem 
Nachlaſſe fid) Monuferipte vorfinden, ſo muß der Auctions⸗Commiſſa⸗ 

(tus mit vorzüglicher Sorgfalt prüfen, ob ſolche nicht daß Eigenthum 
eines Dritten (inb, und in biefem Falle muß er die Verſteigerung nicht 
ohne Genehmigung dazu Seitens des eigentlichen Eigenthümers veranlaſſen. 


Bei Berfteigerung von Möbeln ijt dafür zu ſorgen, daß metallne 
Effecten, die nach einem gewiſſen Gewichte ie 5 ſind, nach folden 
auch richtig an die Käufer ausgehändigt werden. Bei wichtigen Auctio⸗ 
gen, wo vieles Silber und Pretiofen verkommen, kam in dem gedruck⸗ 
ten Verzeichniß derſelben das Gewicht, die Probe des Siber oder Gol⸗ 
des, und bie beſondere Beſchaffenheit der Gegenstände, allenfalls auch 
deren Taxe angegeben werden. Zur Sicherſtellung des Publicums gegen 
verfälſchte und ſchlechte Weine darf eine Wein Auction erſt dann abge⸗ 
halten werden, wenn ein Sachverſtändiger zuvor geprüft hat, ob die zu 
verſteigernden Weine wirklich von der angegebenen Gattung und Quali 
fication und unverfaͤlſcht find. Wenn jie aber. werfälfcht oder der Ges 
funbbeit nachtheilig find, fo ift der Auctionator verpflichtet, hiervon der 
Polizeibehörde mit Burüdbaltung der Weine Anzeige zu machen. Nach 


erfolgter Prüfung des Weins durch den Tarator muß der Auctions⸗Com⸗ 


miſſarius die Gefäße oder die Locale, in welchen fid) der Wein befindet, 
bis zur Auction unter Siegel nehmen, damit kein umtauſch und keine 
Verfälſchung eintreten kann. 


3. 8. Toe 

Der Ort und die Zeit der abzußaltenden Auction muß, inſofern die 
Intereſſenten nicht einen längern Termin verlangen, mindeſtens 8 Tage 
und bei febr geringfügigen Gegenſtänden wenigstens 3 Tage vorher durch 
die Jutelligenöblätter, durch öffentliche Anſchlaͤge, und auf Verlangen 
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`; des Extrahenten der Auctjon durch die Zeitungen bekannt gemacht werden. 
q A 


Die zur Auction geftellten Waaren find jederzeit in der Geſtalt zu 
verſteigern, in welcher fie dem Auctionator zur Verſteigerung übergeben 
worden find, Wenn daher z. B. Wein zur Verſteigerüng gelangt, fo 
muß derſelbe in den Gefäßen, in welchen er liegt, verkauft werden, 
mithin faßweiſe, wenn er auf Fäffern liegt, Flaſchenweiſe, wenn er 
auf Flaſchen gezogen iſt. Eben fo dürfen Manufacturwaaren nicht von 
den Auctionatoren ausgeſchnitten, ſondern fie müffen in den Stücken 
oder 9lejten, in welchen fie (id) vorfinden, verſteigert and für das Meſſt⸗ 
gebot zugeſchlagen werden. x i 

e 10, $ 

Werden ſolche Waaren zur Auction gegeben, deren Maaß und Ge: 
wicht nicht bekannt ijt; fo kann zwar flaſchen⸗ellen⸗ und Pfundweiſe 
auf diefe Waaren geboten werden, dem Meiſtbietenden muß aber die 
Waare in ihrem ganzen Beſtande und ungetheilt zugeſchlagen werden, 
da ihm fein Gebot nach dem üblichen Maaß und Gewicht nun den Maaßſtab 
giebt, nach welchem er das Ganze erſtanden und zu bezahlen fat, Der 
Auctionator if hiernach nicht berechtigt, dasfenige, was ihm ungetheilt 
Lt Verſteigerung zugeſtellt ift, in einzelnen heilen und getrennt gu ver⸗ 
auctioniren. 


9. 11. 
Die Auctionen können, mit Ausnahme der chriſtlichen Sonn⸗ und 
Zefttage und der bekannten jüdiſchen Feiertage, an jedem Vor⸗ und 
Nachmittag abgehalten werden. E 


11257 us 

Der Auctionator muß auf Ruhe, Ordnung und anftändiges Betra⸗ 
gen Seitens der Bieter in den Terminen halten; keine Störung durch 
Sürmen, unnütze Bemerkungen, lautes Geſchwät oder unanſtändige Aeu⸗ 
fender dulden, die Ruheſtörer zu einem ſittlichen Verhalten ermahnen, 
fie, wenn fie die diesfallſigen Ermahnungen nicht beobachten, aus dem 
Auctionszimmer entfernen und der Polfzeibehoͤrbe zu Ihrer Beſtrafung 
anzeigen. 


: $ 13. 

Mit beſonderer Aufmerkſamkeit hat der Auctionator darauf zu fer 
hen, daß unter den Bietern nicht Vereinigungen ſtatt finden, um das 
Mehrgebot zu verhindern. Wer fih dieſes zu Schulden kommen läßt, wird 
zur Unterſuchung gezogen und nach Befund der Umſtande mit Geld» oder 
Gefängnißſtrafe belegt. Bemerkt er vergleichen Verabredungen, fo muß 
er nicht nur auf angemeſſene Weiſe die Vorſchriften der Verordnungen 
vom 14. Jul 1797 in Erinnerung bringen,  fondern auch die Thäter 
aufzeichnen und zur Beſtrafung N c 

1 


Weder der Auctionator noch deſſen Ausrufer dürfen von ben Sa⸗ 
chen, welche ſie verſteigern, ſelbſt oder durch ihre Verwandte, oder 
durch andere Perſonen für ſich oder einen Deitten etwas erſtehen, fie 
durfen alfo auch keine Commiſſion zum Ankauf von Gegenftänden in den 
von ihnen abzuhaltenden Auctionen übernehmen. Es iff ihnen auch nicht 
erlaubt, ihre eigenen Sachen zu verſteigern; die Taxatoren dürfen die 
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7 
von ihnen taxirten Sachen nicht erſtehen und müffen nicht zum Bieten 
zugelaſſen werden. - 3 


F. 15. 

Der Auctionafor, und Niemand anders an feiner Stelle, foll ben 
Licitanten die Sachen zuſchlagen. Es kann hiernach zur Abhaltung der 
Auction Niemand an die Stelle des Auctions⸗Gommiſſarſi, ohne Geneh⸗ 
migung der Poligeibehörde ſubſtituürt werden. 


9. 16. 

Mit dem Zuſchlage iſt nicht eher zu verfahren, als bis nach dreimali⸗ 
gem Wiederholen des geſchehenen höchſten Gebots fid) dein Mehrbieter 
findet. Durch den Zuschlag geht Eigenthum und Gefahr auf den Meiſt⸗ 
bietenden über. ait i 

1. 

Kein Gegenſtand, worauf ud Gebot abgegeben worden, darf zurück 
jnommen, vielmehr muß ſolcher für das Meiſtgebot zugeſchlagen wers 
em. Will der Auctionsſteller die Waare unter einem feſtgeſetzten Preis 

nicht fortlaſſen, fo ijt es feine Sache, entweder ſelbſt oder durch einen 
Bevollmächtigten meiſtbietend aufzutreten, doch dürfen weder der Aue⸗ 
tions- Gommiſſarius noch der Ausrufer deshalb einen Auftrag von ihm 
annehmen, eben fo wenig als es dieſen erlaubt ift, das Minimum, für 
welches die Waare zuzuſchlagen, in der Auction bekannt, oder mit dem⸗ 
ſelben beim Bieten den Anfang. zu machen. 

Es verſteht jid) von felbft, daß der Auetionator unter feinerlet 
Vorwande Gegenftände, welche zur Auction geſtellt find, nach Beendi⸗ 
gung derſelben, anderweitig ausbieten, oder aus freier Hand verkaufen 
darf. Ueberhaupt it ihm nicht geſtattet, für fremde Rechnung Sachen 
aus der Hand für ihn geſtellte Preiſe zu verkaufen. 


$. 18. 

Wenn zwei oder mehrere Perſonen zugleich ein und daſſelbe Gebot 
thun, fo muß, der Auctionator eine derſelben dahin zu bewegen ſuchen, 
die andere zu überbieten. Geſchieht dieſes nicht, fo muß durch das Loos 
entſchieden werden, wem die Sache zuzuſchlagen ſey. Sollte darüber 
Streit entftchen, on dieſer ober jener das höchfte Gebot zuerſt gethan, 
ſo ſoll der unparteüſche Ausſpruch des Auctions⸗Commiſſarius hierüber 


entſcheiden. 


9. 19. 

Der Auctiouator ift verbunden, ein vollſtändiges Auctions⸗Protokoll 
zu führen, und darin die hoͤchſten Licita nebſt Beifügung des Namens 
und Standes der Perſonen, von denen ſolche erfolgt ſind, zu verzeichnen. 

. 20. 


Den Extrahenten der Auctſonen ſteht es frei, entweder ſelbſt oder 
durch einen Bevollmächtigten eine Controle zu führen, doch muͤſſen die 
beſderſeitigen Protokolle verglichen werden und einer des andern Protos 
koll nach befundener Richtigkeit mit unterſchreiben. Sollte fih Dabei 
eine Differenz ergeben; fo behält daß von dem Auctions > Commiſſarlus 
geführte vorerſt Glauben, bis der Eigenthümer die Gültigkeit ſeiner 
Gentrole dargethan hat, 


ió $. 21. 
Der Auctions» Gonmffarius muß, wenn Koſtbarkeiteu, Möbeln 
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u. f. w. von vorzüglichem Werthe verſteigert werden, belm Schluſſe der 
Auctionsſtunden den Anweſenden bekannt machen, was für Effecten am 
folgenden Tage zur Verſteigerung gelangen. ps 

: 32. 


Bei ber einmal angenommenen und bekannt gemachten Reſhefolge 
der zum Ausruf zu bringenden Gegenſtͤnde, muß es auch verbleiben, 
und darf ein Stuck außer der Rehe nicht ausgehoben werden. 

23 


: $. 28. x 
Wenn ein Liebhaber ein Auckfonsſtück, welchetz leicht zerbrechlich 
und von Werth it, zu beſehen verlangt, To hat der Auctionator ben» 
ſelben mit Beſcheidenheit zu erinnern, alle Behutſamkeit anzuwenden, 
damit keine Beſchaͤdigung ſtatt iim : 
2 


Setbricht oder beſchödigt deſſen ohngeachtet Jemand etwas, fo muß 
er ſich mit dem Eigenthuͤmer in Güte über den Prei einigen, oder im 
Wege des Proceſſes auseinander ſetzen. 

. 25. 

Wer in einer Auction etwas erſtehet, fey es nun für ſich, oder im 
Auftrage eines Andern, ift gehalten das Erſtandene ſofort, oder in der 
bei Eroͤffnung der Auction ausdrücklich bekannt gemachten Friſt zu bes 
zahlen. Reſte darf der Auctions ⸗Commiſſarins nicht auders als mit 
ausdrücklicher Bewilligung der Intereſſenten geſtatten, widrigenfalls er 
für alle Müͤckſtände felbft aufzukommen verpflichtet ift. 


$. 26, F 
Der Auctionator ift berechtigt, fid) gleſch nach dem Verkauf ber 
Sachen, ſelbiger zu Händen des Käufers zu entäußern. 
9. 27. z 


Er hat das einkommende Geld für bie verfteigerten Sachen und in 
dem Falle ſelbſt einzunehmen, wenn ber 1 aN dieſes Gefchäft 
weder ſelbſt beſorgen will, noch auch Jemauden hierzu beſonders beaufs 
tragt, als welches ihm bei den freiwilligen Auctionen vollig frei ſteht. 

28. 


$. 28. 
Hat der Auctions⸗Commiſſarius bei der Auction das Geld in Em⸗ 
pfang genommen, fo muß er ſolches jedenfalls acht Tage nach Beendi⸗ 
gung derſelben an den Extrahenten der Auction vollſtändig abliefern. e 


^ . 29. 
Soferne der Verkäufer die Ablieferung der Löſung früher verlangt, 
muß ſolches ſofort erfolgen. 1 
Der Verkäufer ift felóft- berechtigt, bei jedem Schluß eines Auctions⸗ 
termin, fid) das eingegangene Geld einzufordern. f» 
1 80. 


DU 

In den Fällen, wo ein Dritter ein Auctfonsſtück als Eigenthum 

vindieirt, und der Anſpruch nur einigermaßen beſcheinigt wird, ſo ift ve 

fen Verkauf auszuſetzen und dem Eptrahenten der Auction davon ſofort 
Nachricht zu geben. t s 


„ 81. Y 
Damit der Auctionator fid) 22 die Rechtlichbeit feines Verfahrens 
gegen jeden Extrahenten der Auckion und gegen die Polizeibehörde aus⸗ 
weiſen könne, iſt derſelbe verpflichtet, für jede Auction ein besonderes 
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Actenſtück anzulegen, worin alle Gorréfponbengem und ſchriftlichen Ver⸗ 
handlungen, die die Auction betreffen, die Verzeichniſſe der zu verkau⸗ 
fenden Sachen, vom Ertrahenten unterſchrieben, die Concepte der öf⸗ 
fentlichen Bekanntmachungen in die Intelligenzblätter, die öffentlichen 
Anſchläge, die Original⸗Verſteigerungs⸗ Protokolle, die Regufſttionen an 
die Gerichte wegen Einziehung rückſtändſg gebliebener Auctionsgelder, 
die Verhandlungen wegen abermaligen Verkaufs nicht abgeholter und 
nicht bezahlter Sachen, die Qnufttungen über erfolgte Auszahlung der 
Auctious⸗Löſung, bie Concepte der Koſteurechnungen u. f. w. zu bringen 
ſind. 


$. 32. 

uA Verſteigerungs⸗Protokolle find nach dem angehefteten Schema 
zu führen, 
1 Gleich nach beendigtem Auctionstermine muß der Jfüctionater und 
der Ausrufer das Protokoll unterſchreiben und ein Gleiches muß vom 
Extrahenten geſchehen. Iſt dieſer oder fein Stellvertreter nicht zugegen, 
fo genügen die Unterfehriften der beiden Erſteren. Sollten ſchlechterdings 
Aenderungen bei der Geboteſumme wahrend der Führung des Protokolls 
nöthig ut ift die richtige Zahl mit Buchſtaben, innerhalb des Rau⸗ 
med, der für den Namen des Käufers und der verkauften Sachen bes 
fimmt ift, zu ſchreſben, und die Richtigkeit müffen der Extrahent, oder 
deſſen Stellvertreter, oder ein glaubwürdiger Mann, durch Unterſchrift 
ihres Namens bezeugen. Raſuren dürfen nicht ſtatt finden. 
` 3 


Die nach dem Ctempelgefeg voin 7. Mäta 1822 Inabefondere dem 
Tariſſatze „Auctfons⸗Protokoll,“ zu dem letzteren zu caffirenben Stem⸗ 
pel find ſpäteſtens binnen 3 Tagen zu den Acten zu caffiren, 


Der Ausrufer wird von dem Auctions⸗Commiſſarlus gewählt, wo⸗ 
bei für den Fall der Anstellung eines befondern Ausrufers für anferges 
richtliche Auctionen, vorzugsweiſe auf geeignete invalide Soldaten Rüde 
fidt zu nehmen ift. Er muß im Allgemeinen als ordentlich und recht 
lich bekannt ſeyn, Er geht dem Auctionator bei nebernahme der zu 
verſteigernden Gegenſtände qu die Hand, beſorgt bie Beſtellungen wegen 
Bekanntmachung der Termine, ordnet bie zur Auction gehörenden Gar 
chen und ſtellt fie auf, damit nicht durch Aufſuchung diefer Gegenftände 
unnütze Zeit zugebracht werde. 


8. 35. 

Der Ausrufer muß ein jedes Stück, wie ſolches nach der Ordnung des 
Katalogs an die Reihe kommt, frei und öffentlich vorzeigen, die Gebote, 
wie folche nach einander geſchehen, laut unb vernehmlich gegen, bes 
ſonders bei Sachen von Werth fid) aller Mebereilung enthalten, und 
wenn Niemand ein höheres Gebot thun will, den ausgebotenen Gegen⸗ 
fand bei Wiederholung des bis dahin höchften Gebots mit den Worten: 
zum erſten, zum andern, zum dritten und letzten Male, von dem Auce 
tionator zuſchlagen laſſen. 


. 36. 
Oyne Befehl des po darf der Ausrufer von den zur 
Auction geſtellten Sachen Niemandem, der etwas erſtanden, ſolches 
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aushändigen; auch hat derſelbe, wenn ein Auctionsſtück zum Beſehen 
herum gegeben wird, die größte Aufmerkſamkeit darauf zu verwenden, 
daß ſolches nicht abhanden komme oder beſchädigt werde, 


8.37. 

Whrend der Auction darf ber Anseufer Niemandem ein Juctinube 
fü, außer der Deihefolge der Gogenftäude, zum Befehen darteſchen, 
auch nicht fid) in unnütze, zur Sache nicht gehörige Geſpraͤche einlaſſen. 


Der Auscufer hat gegen die anweſenden Kaufluſtigen ein beſcheide⸗ 
nes Betragen zu beobachten, und ſich aller unnützen Bemerkungen ſo⸗ 
wohl uͤber die Bietenden, als die zum Ausgebot kommenden Sachen zu 
enthalten. 


à §. 39. 
Der Ausrufer darf bei Verſneidung der gefeblid)en Strafe weder 
ſelbſt, noch durch Andere in den von ihm abgehaltenen Auctionen etwas 
erſtehen, und eben jo wenig darf Lo RUE zum Mitbieten annehmen. 
0. 


Er muß fid) beſonders vor Ginverftmbniffen mit den Bietern oder 
andern Perſonen hüten, und von dieſen nicht ſchlechte Sachen anneh⸗ 
men, fie gegen die empfangenen beſſern Auctionsſtücke vertauſchen und 
zum Verkauf aufſtellen. Ein fold) ftrafbares Verfahren wird an den 
Schuldigen nach der Strenge des Geſetzes geahndet. 


41. 

Handelt der Ausrufer gegen die eine oder die andere feiner Dienſt⸗ 
vorſchriften, fo wird er ſchon bei dem erſten Contraventionsfalle von 
feinem, Poſten removirt, und nach Befund der Umſtäͤnde auch die gericht⸗ 
liche Unterſuchung gegen ihn eingeleitet. 


. 42. 

Die beſonders beftätigten und vereivigten Auctions ⸗Commiſſarken 
& außergerichtliche Verſteigerungen müſfen feft angeſtellter Anscufer 
ich bedienen und daher gleich nach ihrer Anstellung für deren Wahl 
Sorge tragen. Dieſe bleibend angeſtellten Ausrufer haben vor der Pos 
Izeibehörde nachſtehenden Gib zu leiten: 

Ich N. N. ſchwöre zu Gott dem Allmächtigen und Allwiſſenden 
einen leiblichen Eid, daß, nachdem ich zum Ausrufer bei der 
von bem Auctions⸗Commiſſarius N. abzuhaltenden, außergericht⸗ 
lichen Verſteigerungen angenommen worden bin, ich mich dei der 
Ausübung dieſes Gefchäfts nach den allgemeinen gefeélidjen Bez 
stimmungen, infonderheit dem Steglement für die Auctions⸗Gom⸗ 
miffarien, fo wie nach den etwa zu erlaſſenden Verordnungen genau 
und gewiſſenhaft richten und mich überhaupt in allen Stücken fo 
verhalten will, wie es einem getreuen und rechtſchaffenen Aus ru⸗ 
fer obliegt, eignet und gebührt, [o wahr mir Gott helfe ꝛc. 

Morienwerder, den 25. April 1828. E 

Königlich Preuß. Regferung. Abtheilung des Innern. 
(gez.) Flottwell. v. Knobelsdorff. 

Marienwerder, den 15. November 1828. 

Königl. Preuß. Regierung. Abtheilung des Innern. 
B Knobelsdorf. : 
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d vorhergegangener vorſchriftsmaͤßfger Bekanntmachung 
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keinen beſondern Mandatar beſtellt 


fentlichen SSerfteigi 


N, 
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fes auf Antrag des N. N., wel 
id) nicht felbft eingefunden auch 
hatte — der durch den N. 

in folgender Art verfahren 


im Haufe 


laut beſonderer Vollmacht vertreten wird, 


m 


NN. 
N. N. 


1 Tiſch von Kaufmann J. 
Mahagoni⸗ I 
holz 


1 Spiegel mitſcerödler K. 
Mahagoni 
rahmen 


1 Spind von] Tiſchler N. 
Gifenfjols .. 
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Weſtpreuß. Prov.⸗Recht. Bd. II. 


erhandelt den g -l 
Heute ivurde mlt ber Fol. abgehaltenen Auction der Effecten des 
ſorſ gefahren. : 
20} —. JI Arbeitswa⸗ Fuhrmann N. | 
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2 — -ft Gpaife . IKaufmann 2t.]50 ——] — l-l- —1 — 150lI1 - f- 
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p Nr. 227, 


Schreiben an die General⸗Landſchaftsdirecton zu Marien- 
werder wegen der Erbpachtsguͤter. 


Gs ic. Direction haben wir die Ehre auf das gefällige Schreiben 
vom 16. Februar c. die Subhaſtatjons⸗Sache von Brodnig betreffend, zu 
erwiedern, daß wir bei den in unſerm Schreiben an die Provinzial⸗Land⸗ 
ſchafts⸗ Direction zu Danzig aufgeſtellten Grundſätzen über die Rechte 
der Landſchaft gegen bie Beſiter von Erbpachtsgerechtigkeiten, welche 
obne ihre Genehmigung oder ohne Nachweis der unſchädlichkeit für bie 
eingetragenen Gläubiger auf Beſtandtheile von Gütern, bie mit Pfand⸗ 
briefen belaſtet find, verliehen werden, beharren muͤſſen.“ Denn bie Ans 
weifungen, welche das Weſtpreußiſche Landſchafts⸗Reglement Theil 3. 
Gay, 5. $- S. enthält, beziehen fit nur auß den Fall, wenn die Güter, 
durch deren Cequefttation die rückständigen Zinſen eingezogen werden fols 
len, fi) unter der Verwaltung des Befigers oder ps Stellvertreters 
Befinden, und berühren den Fall gar nicht, wem die Güter, von wels 
chen rückſtändige Zinſen einzuziehen find, auf längere oder kürzere Zeit 
von dem Beſitzer verpachtet werden. Fir biefem Fall befchränkt fid) das 
Vorrecht der Landſchaft gegen die Pächter darauf, daß fie ohne Anwei⸗ 
fung des Gerichts das Recht des Verpächters gegen den Pächter geltend 
machen kann, jedoch muß auch dieſes, in fo fern der Pächter ihren Ane 
weiſungen nicht Folge leiſtet, bei dem competentem Gerichte geſchehen. 

Nur bei denjenigen Pächtern, mit welchen die Landſchaft felbft cone 
krahict hat, kann fie die Erörterung und Entſcheidung der mit denſel⸗ 
ben entſtehenden Streitigkeiten vor fid) ziehen, und ihre Entſcheldungen 
durch die ihr zu Gebote ſtehenden Mittel zur Ausführung bringen. 

Eine ic. Direction wird aber aus dem mittelſt unferes Schreibens 
vom 28. September 1824 Wohlderſelben mitgetheilten Reſeripts des 
Juſtizminiſterit vom 17. beffelben Monats fid) überzeugen, daß bie Ges 
richte nicht einmal auf Reguiſition der Landſchaft wegen Execution ife 
rer gegen Pächter, mit welchen fie ſelbſt contrahirt hat, getroffenen Ent⸗ 
scheidungen eingehen, fondern bevor die gerichtliche Hülfe gewahrt wird, 
die Faſtſtelung des Kechts nach dem für die Gerichte vorgeſchriebenen 
Verfahren fordern folen. Hieraus folgt, daß die Landschaft nicht für bez 
rechtigt geachtet werden kann, die Beſitzer der ohne ihre Zuftimmung 
oder ohne Unſchädlichkeits⸗Atteſt verliehenen Erbpachtsgerechtigkeiten der 
erworbenen Nutzungsrechte zu entfegen, oder die Execution wegen der 
rückſtäͤndigen Ziuſen in die vererbpachteten Grundſtücke zu vollſtrecken, 
ſondern daß fie die ihr wegen der rückſtändigen Zinſen an dem Gute zufter 
henden Rechte gegen die Beſitzer der Erbpachtsgerechtigkeiten im Wege 
Rechtens und nad) dem den Gerichten vorgeſchriebenen Verfahren, gels 
tend machen muf. 

Der Nachtheil, welcher durch Vererbpachtungen in Beziehung auf 
die Weitläuftigkeit und Schwierigkeit der Rechtsverfolgung für die Bands 
ſchaft entſtehen kann, wird abgentendet werden, wenn die Kreiöftände, 
Krelödeputirte und Landſchaftsräthe nach der ihnen durch das Landſchafts⸗ 
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Reglement auferlegten Pflicht, bie Bewirthfehaftung der mit Pfanbbrie⸗ 
fen belaſteten Güter beobachten, und den betreffenden Landſchafts⸗Di⸗ 
rectionen von den ohne landſchaftliche Genehmigung vorgenommenen Bere 
eröpachtungen Anzeige machen, auf diefe Anzeigen aber unverzüglich bie 
Dep Maaßregeln zur Sicherſtellung der Landſchaft genommen 
werden. E 
Marienwerder, den 25. April 1828. 
= (geg) Oelrichs. 


Nr. 228, 1 
Cabinetsbefehl, die Verzugszinſen betreffend. 


War den Bericht des Staatsminſſteriums vom 21. v. M. und nach defə 
fen Antenge gebe Ich Ihnen hierdurch zu erkennen, daß durch die Be⸗ 
zugnahme auf das oſtpreußiſche Provinzialrecht, welche in der nach dem 
Gutachten der Stände des Königreichs Preußen wegen Herabſetzung des 
Zinsfußes ergangenen Verordnung vom 2. Juni v. J. enthalten ijt, die 
gesetzliche Anwendung derſelben auf diejenigen Theile der Provinz Weſt⸗ 
preußen, worin das oſtpreußiſche Provinzialrecht keine verbindliche Kraft 
hat, nicht ausgeſchloſſen worden, daß die Beſtimmung dleſer Verord⸗ 
nung vielmehr für das ganze Königreich, mithin auch für die gefammte 
Provinz Westpreußen, nach bem Antrage der Provinzialſtände gültig 
ſeyn folen. Ich autorijite Sie, dieſen Befehl durch die Amtsblätter 
der Regierungen zu Königsberg, Danzig und Marienwerder bekannt mas 
chen zu laſſen und die betreffenden Gerichte zu deren Befolgung noch ber 
ſonders anzuweifen, ` i 
Berlin den 10. Mai 1828, 


jez.) Friedrich Wilhelm. 
An den Staats⸗ und Juſtizminiſter Bn E 2% 


Nr, 229, 
Die Befreiung ber katholiſchen Geiſtlichen von ben Heb- 
ammen=Unterftügungs z SBeitrágen: betreffend. 


Wi find veranlaßt, die Königl. Eaudraths⸗, Domainen⸗ und Inten⸗ 

dantur⸗Kemter darauf aufmerkfam zu machen, daß die katholiſchen Geiſtli⸗ 

chen von der Entrichtung der Hebammen⸗unterſtützungs⸗Beiträge frei find. 
Bei Fertigung der diesfälligen Repartitionen ift hierauf Rüͤckſicht 

u nehmen. A PARC 

: Ulebrigens wird bie bisherige Verpflichtung dieſer Geiſtlichen im Be⸗ 

treff der Goncurreng zu dem Landarmenfonds dadurch nicht geändert. 
Danzig, den 30. Juni 1828. 


50* 
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Nr. 230. i 


Die Rechte und Pflichten der zur Abbedferei- Nugung 
Berechtigten betreffend. x 


Ven den Königlichen Miniſterlen des Innern und der Finanzen iff auf 
Veranlaſſung eines Specialfalles zur Beſeitigung der Zweifel über die 
Anwendbarkeit des Publlcandums vom 29. April 1772, das Abdeckerwe⸗ 
fen. betreffend (Mylius Edicten⸗Sammlung No. XXX. von gedachtem 
Jahre in der Provinz Weſtpreußen), neuerdings entſchieden worden, 
daß dieſes Publicandum nach der bestehenden Verfaſſung allerdings 
auch fuͤr die Provinz Weſtpreußen von Gültigkeit ſey, und bei 
Beurtheilung der Rechte und Pflichten der zur Ubdeckerei⸗Nutzung 
Prioilegirten und der entgegenſtehenden Verbindlichkeiten der Viehe 
beſitzer zum Grunde gelegt werden müffe, daß namentlich den Be⸗ 
fisern von Pferden die uneingeſchränkte Befugniß zum Verkauf der 
zur Arbeit untauglichen Pferde nicht eingeräumt werden kann, je⸗ 
doch, da nach jenem Publicandum nur der Verkauf der zur Arbeit 
gänzlich unbrauchbaren Pferde an fremde Abdecker unterſagt fen, 
dieſe Borſchrift buchſtäblich anzuwenden, übrigens aber den Scharf⸗ 
richtern und Abdeckern der Ankauf alter Pferde in den ihnen nicht 
ausdrücklich angewiefenen Diſtricten nicht zu geftatten fey. 

Diefe Entſcheidung wird den Vetheiligten unter Bezugnahme auf den 
nachſtehend mitgetheilten Auszug der betreffenden Vorſchriften des Pue 
blicandums vom 29. April 1772 hierdurch zur Nachachtung bekannt ge⸗ 
macht, und werden zugleich ſaͤmmtliche Polizei - Behörden angewieſen, 
nach denſelben in den zu ihrer Cognition kommenden Fallen, fo weit es 
ſie betrifft, zu verfahren. 

Marienwerder, den 8. Auguſt 1828. 
Koͤnigl. Preuß. Regierung. 


Rr. 231. 
Reſcript wegen der Criminalkoſten im Elbingſchen 
Territorium. 


S Beziehung auf den Bericht vom 5, April c., betreffend bie von der 
Stadt Elbing reclamirte Koſtenfreiheſt in vorkommenden Unterſuchungs⸗ 
fachen aus dem von derfelben an den Stadt abgetretenen Territorio, wird 
dem Königl. Oberkandesgericht Abſchrift des Berichts der Regierung zu 
Danzig vom 13. Juni c. und des Schreibens des Königl. Miniſterii des 
Innern und der Finanzen vom 17. d. M. mitgetheilt, und genehmigt 
der Juſtizminiſter nunmehr, daß die Eriminalkoſten in Sachen aus 
dem gedachten Territorio vom Eriminalfonds getragen werden. Das 
Königl. Oberlandesgericht hat aber auch dahin zu ſehen, daß alle fruc- 
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tus jurisdictionis aus dieſem Gebiete den Königlichen Caſſen verrechnet 
werden, und ift das Stadtgericht zu Elbing Hierzu mit Anweifung zu 
verſehen. Die Verſtärkung des Criminalfonds mit Rückſicht auf diefe 
don a wird bei der neuen Etats⸗Regulirung erfolgen und ijt ſodann 
vom Königl. Oberlandesgericht in Anregung zu bringen. Sollte für dies 
Jahr der Eriminalfonds wegen dieſer Ausgaben nicht zureichen, fo foll 
er am Schluffe des Jahres verſtärkt, und das Fehlende gedeckt werden. 


Berlin, den 2. October 1828. 
Der Juſtizminiſter 


: Dandelman. 
Das Königl. Oberlandesgericht zu. , 
Marienwerder. 
Nr. 232. 
Schreiben, die Emolumente der katholiſchen Geiſtlichen 
betreffend. 


o der Unterſuchungsſache wider den Pfarrer v. Wyſocki erwiedern 
wir einem Hochloͤbl. Griminal: Senat auf das gefällſge Schreiben vom 
22. v. M. ganz ergebeuft, daß es nicht an uns liegt, der geehrten Mes 
quifition vom 21. März c. nicht ſchon früher genügt zu haben, ſondern, 
wie wir bereits in unſerm Antwortſchreiben zu erkennen gegeben, das 
Unterblelben der nähern Mittheilung bloß dadurch veranlaßt ijt, daß das 
landräthliche Amt in Schwetz den erforderten Bericht bisher noch nicht 
erſtattet hat. 

Wir zweifeln übrigens, daß der Bericht des landräthlichen Amtes 
in Schwetz etwas Näheres und Zuverläſſiges ergeben wird, und müſſen 
wir daher Einem Sochlöbl. Criminal- Senat anheim geben, über den 
Einwand des Pfarrers v. Wyſockt lediglich nach den Geſetzen zu ents 
ſcheiden. In den Kirchenrechnungen kommen die Erd⸗ und Glockengel⸗ 
der nur in folle vor, und es ift nicht zu erſehen, wie ſolche in den eins 
zelnen Fällen erhoben worden find, und welcher SHE davon der Kir⸗ 
chencaſſe berechnet worden ift Es laßt ſich daher auch nicht überfeben, 
ob die Amts⸗ Vorgänger des Pfarrers v. Wyſockt wirklich einen Theil 
der Erb⸗ und Glockengelder für fih zurück behalten haben. Iſt dies 
aber wirklich geſchehen, ſo wird mod) immer zu erweiſen ſeyn, daß fie 
dazu berechtigt geweſen find. Die Pfarrer find nur zu den Stols | 
gebühren und denjenigen Einnahman berechtigt, welche ihnen 
durch ihre Vocation zugeſichert find. Erd und Glockengelder find 
keine Stol⸗Gebühren, i gelten als eine beſondere Vergütung für die 
uͤberlaſſene Begraͤbnißſtelle und den Gebrauch und Abnuß der Glocken. 
Der Kirchhof und die Glocken gehören aber der Gemeinde, 
fie ift verpflichtet, beide zu unterhalten, und alfo auch ber ech⸗ 
tigt, die Einnahme für bie Mitbenugung zum Zwecke der Unkerhal⸗ 
tung für fidh zu erheben. Behaupten die Pfarrer ein Anderes und 
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ein Recht ber Theilnahme bei dieſer Erhebung, fo miren fie ſelbiges 
billig erweiſen. 

Wir finden in den älteſten Acten keine Spur von dieſer Berechti⸗ 
gung; die hier beifolgenden alten Verfaſfuüngs -Acten der Kirche zu 
Przyftersk und die ihr vorgeheftete kabellariſche Ueberſicht ergeben viel 
mehr sub No. 20 und 37, daß bie Erd⸗ und Glockengelder an die Kirche 
904 werden müſſen, und daß lediglich der Glockner für das Läuten 
bei Begräbniſſen 3 Gr. oder 1 Sgr. erhält. 

Hiernach müſſen wir Einem Hochlöblichen Criminal- Senat die weis 
tere rechtliche Veranlaſſung anheim geben. 

Marienwerder, den 15. Oetbr. 1828. 

Koͤnigl. Preuß. Regierung. Abtheilung des Innern. 


Nr. 233. 


Reglement für den Badeort Zoppot. 
8. 1. 
Allgemeine Ungelegenpeiten. 


De gewohnliche Badezeit ift der Zeitraum vom 15, Juni bis Ende 
September und bei Miethungen von S8abelogi ift beider Beſtimmung „für 
die Badezeit“ der Contract, als für dieſen Zeitraum geſchloſſen zu bes 

Bop „ wenn nicht andere Zeitbeſtimmungen bei den Miethen verabre⸗ 
et (inb. f . 


. 2. 

Jeder Badegaſt muß beben 24 Stunden nach der Ankunft durch 
den Wirth oder Vermiether beim Polizeſamt in Zoppot ſchriſtlich ge- 
meldet werden. 

Die eingekehrten Fremden find verpflichtet, ſogleich, wenn ihnen der 
polizeiliche Auffeher das Fremdenbuch vorlegt, die Rubriken in demſel⸗ 
ben auszufüllen, damit dieſer das Buch fofort der Polizribehörde eitz 
reichen kann, und hiernach die im Badehauſe, dem Salon und den 
e außliegenden Fremdenzettel täglich vervollſtändigt werden 

Innen. 

Badegäfte aus dem Auslande haben dem gedachten Polizeiamte 
gleichzeitig ihre Päffe einzureichen, die ihnen bei der Abreife, koſtenfrei 
viſirt, zurückgegeben werden. j 

Auch bie Abreiſe muß längſtens 94 Stunden nachher durch ben 
Wirth gemeldet werden. — Bei Unterlaſfung der Meldung und Abe 
meldung in obiger Grift verfällt der Wirth oder Bermiether in 1 Kthlr. 
Strafe zur Badecaſſe. 


$8.3. 

Jedermann, der es nicht vorzieht, fid) ein Badelogis nach eignem Ge⸗ 
fallen auszuſuchen, kann fid) mit einem ſchriftlichen portofreien Auftrage an 
das Polizei: und Domainen⸗Intendantue⸗Amt in Zoppot oder den Bes 
figer der Bade⸗Anſtalt wenden, nur muß der Auftrag den Tag der Au⸗ 
kunft, die Dauer des Aufenthalts, ungefähre Beſtimmung der Größe, 
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unerläßlichen Bedarf an Mobilien und hoͤchſten Miethsſatz peo Monat 
oder für die Dauer der Badezeit, enthalten. 

Zur Vorbeugung der Uebervortheilungen hat bas Polizeiamt Aga 
den 1. 2 eine Nachweiſung der Badelogis mit Bezeichnung der Zahl 
und Stöße der Zimmer und Höhe des Miethzinſes in den letzten Jah⸗ 
ren, in den Gaſthäuſern aushaͤngen & laſſen. 


$. 4. 

Zur Schlichtung etwaniger Streitigkeiten der Babegäfte-unter (id), 
oder mit den Wirthen und andern Orts» Einwohnern, fo wie zur Unters 
ſuchung und Entſcheidung etwaniger Beſchwerden über Unregelmäßigkei⸗ 
ten und Unordnungen der Badeanſtalt, ferner der Gefindefachen und etz, 
waniger Exceſſe oder ſonſtiger Uebertretungen der Polizeigefege, ift das 
Polizei⸗ und Intendantur⸗Amt zu Zoppot beauftragt. 

Der für die Badezeit vom 15. Juni ab angeftellte polizeiliche Bas 
degufſeher tritt für dieſe Zeit in die Kategorie eines öffeutlichen Poliz 
geidieners und ijt in dieſer Eigenschaft unter den im Geſetze enthaltenen 
Beſtimmungen vom Publico zu reſpectiren. 1 


9. 5. 
Zur Bequemlichkeit der Babegäfte ijt beim Polſzeiamte zu Zoppot 
eine Brieſpoſt⸗Expedition eingerichtet, nur muͤſſen 
1) zur Meitpoft Brieſe nach Danzig, Oſt⸗ und Weſtpreußen, Polen 
und Rußland, z 
Montag und Freitag von 6 — 7 Uhr Morgens, 
2) zur Fahr: und Reitpoſt nach Berlin, Pommern, den Marken re. 
Briefe und Packete, 
Dienſtag und Freitag von 6 — 8 Uhr Vormittags, 
3) zur Fahrpoſt nach Danzig und weiter wie ad I Briefe und Packete, 
Montag und Donnerſtag von 6 bis 8 Uhr Vormittags, 
eingeliefert werden. 


uch werden iftliche Anmeldungen auf Perfonens und Extrapoſt 
gegen 2} Sgr. Veſtellgeld angenommen. 
5. 6. 1 
Badeordnung. 


Die im Thurme des Warmbades befindliche Schlaguhr mit Zif⸗ 
ferblatt entſcheidet bei etwanigen Streitigkeiten über die Zeit des Gine 
tritts in die auf beſtimmte Stunden abonnirte Logen des Warmbadehau⸗ 
fes, oder Badebuden zum Kaltbaden, und mithin auch der Räumung 
nach Ablauf der abonnirten Seit. Die Badewärter oder Wärterimen, 
die zur Vbhülfe etwauiger gerechter Beſchwerden nicht ſofort die Hand 
bieten, verfallen in eine Ordnüngsſtrafe von 10 Sgr. und werden bei 
wiederholten Beſchwerden durch Decret der Polizeibehoͤrde ohne Kündi⸗ 
gung eutfernt. $ 

8. 7. 
s) Warme Bäder. 

Das Warmbaden in den Logen kann in der g. 1. beſtimmten Bas 
bezeit zu jeder Stunde des Tages, von Sonnenaufgang bis Sonnelun⸗ 
tegang ftatt finden. ; 

Der Badegaſt erlangt das Recht auf beſtimmte Logen und Stun⸗ 
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den durch die beim Beſſtzer der Badeanſtalt zu löͤſenden Billette, auf 
denen der Name des Inhabers und die Badeſtunde vermerkt ſind. 

Wer bie Stunde nicht beachtet, ſondern 10 Minuten nach der 
Shurmuhr zu fpåt kommt, hat es fid) zuzuſchreiben, wenn das Bad ber 
fest und er genöthigt ift, auf eine leere Loge zu warten. 

Der Preis für ein einzelnes gewöhnliches warmes 
ad ee acis ehe xul A DR ar pce dr 10 Sgr. 
das Dutzend Billette 8 Sti. 15 — 

„Die Billete find nur für die Badezeit des Jahres der Löͤſung, und 
für die Perſon gültig. Ueberlaſſung an andere Perſonen kann nur 
unter Genehmigung des Beſſtzers ber Badeanſtalt erfolgen, um die billige 
Mückſicht auf die Perſönlichkeit der Badenden, und der Vorgänger und 
Nachfolger nehmen zu können. 


y $.8. 

Die Preife der Kräuter, Schwefel⸗, Stahlbaͤder, fo wie der Tropf⸗ 
Tuſch⸗ und anderen künſtlichen Bäder find aus dem im Badehauſe befindli⸗ 
chen Anſchlage zu erſehen, Die ärztlich geprüften Ingredienzien der er⸗ 
ſtern Bäder ſind ſtets in Bereitſchaft, und die Badewärter und Wärte⸗ 
rinnen über deren Beppitung gehörig inſtruirt. 

Wenn jemand zu Kräͤuter⸗, Eiſen⸗ oder Schwefelbaͤdern eigne Ins 
i ache giebt, fo zahlt er für die Bereitung für jedes Bad noch 22 

gr. mehr. 

Die Schwefelbäder bürfem nur in einer vom Beſitzer dazu beſtimm⸗ 
en Badeloge bereitet gegeben werden. 


9. 9. i 

Es hängt von bem Willen der Badenden ab, ob fie fid) nach ih- 
rem Geſchlechte der Huͤlfsleiſtung des Badewärterz oder der Badewär⸗ 
terin oder ihrer eigenen Dienerſchaft oder auch anderer ſelbſt gewählter 
Perſonen bedienen wollen In letzterem Falle entfernt fid) der Wärter 
oder die Wärterin nach Einrichtung des Bades, und es beſchränkt fid 
dann feine Pficht auf Abhaltung jeder Störung der Badenden. 

Doch muß jeder Badende beim erſten Gebrauch eines warmen Bades 
über die Einrichtung der Krahne des kalten und heißen Waſſers belehrt 
werden, und jeder Badende kann verlangen, daß der Wärmegrad nach 
dem Thermometer und nicht nach dem Gefühl feſtgeſtellt werde. 

Die Badewaͤrter können nur für wirkliche Külfsleiſtungen, als Frot⸗ 
tiven, Bürsten, Aus⸗ und Ankleiden, eine Vergüligung fordern, und wird 
diefe auf 2 Sgr. pro Bad beſtimmt. Das etwanige Douceur für die 
ganze Badezeit aber bleibt ganz dem Belieben anheim geſtellt. 

9. 10: 


foie beiden Zimmer am Eingange links, find bloß Eintrittszimmer 
für bie zum Bade oder unmittelbar aus dem Bade kommenden, und 
zwar das nächſte an der Thuͤre für Frauen, und das zweite für Måns 
ner; und können diefe Zimmer am Gage zu keinem andern Zweck bes 
auge werden. 

Auch werden, bei nicht zu verhoffenden Uuglücksföllen, die betroffe⸗ 
nen Perſonen Behufs der Auwendung des im Warmbadehauſe befindlichen 
Rettungz⸗Apparats in diefe Zimmer gebracht. 
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$ 11. 
b) Kalte Bäder in freier See. 

Die auf feſtem, fi allmäplig vertiefendem Sandboden angelegten, 
lührlich in Sinficht der Sicherheit unter Aufſicht der Poligeibehorde un⸗ 
terſuchten Badeplätze, ſind für jedes Geſchlecht beſonders begrenzt, und 
auf einer, am Ende des Dorfs aufgestellten Tafel die befondern Borz 
schriften mit Bezeichnung der Nichtung genau bestimmt, und zwar liegt 

a) der Badeplatz für Frauen ſuͤdlich nach Fahrwaſſer hin, 

b) der Badeplatz für Männer nördlich, in der Richtung von Koliebke. 
Jeder Badeplatz enthält die erforderlichen Buden zum Aus + und 

Ankleiden mit den unerläßlichen SBequemlidieiten, und muß von der 
Landſeite durch einen vor Beſchauung ſchuͤtzenden Zaun oder andere 
Schtemwand eingeſchloſſen, und diefer Zaun vom Entrepreneur für die 
Badezeit unterhalten werden. Außerdem wird auf dem Frauen⸗Bade⸗ 
plage- eine Schirmwand zu beiden Seiten des geſchloſſenen Badehofes 
auf wenigstens 4 Nuthen in die See fo bald als möglich angebracht 
werden. Diefe Buden werden vom Entrepreneur 

1) auf beftimmte Stunden zum ausſchließlichen Gebrauche auf die 
ganze Badezeit oder auf einen einzelnen Monat oder Tag an ein⸗ 
zelne Perſonen vermiethet, und hängt der Vertrag hierüber von 
der beiderfeitigen Einigung ab. 

2) Ueber den Preis einer folgen Bude für eine oder mehrere Perſo⸗ 
nen, mit oder ohne Handtücher und nach Maaßgabe der übrigen 
innern Einrichtung hat man fij) mit dem Eigenthuͤmer der Anſtalt 
zu einigen. 

8) Für einzelne Bäder wird pro Perſon und Bad 2 Sgr. und bei 
Lieferung von 2 Handtüchern pro Perſon 3 Sgr. bezahlt. 


$. 12. k S 
Zum Schutz dieſer Badeplätze und beſonders des Frauen = Bades 
plates wird feſtgeſetzt: > 

a) der Zwiſchenraum zwiſchen beiden Babeplägen darf zum Baden von 
Niemand benutzt werden. Prud 

b) Dem Frauenbadeplatze dürfen fid) über den durch befondere War⸗ 
gungstafeln nach allen Richtungen hin bezeichneten Umkreis keine 
Mannöperfonen, und namentlich auch nicht Fiſcher des Orts bei 
ihrem Gewerbe nähern. en 

©) Es ift ferner unterfagt, in der Nähe dieſes Platzes, namentlich 
auf dem beim Warmbadehauſe befindlichen Pumpen und Antans 
duugsſtege, mit Ferngläfern, zu welchem Zweck es auch fep, Beob⸗ 
achtungen zu machen. 

d) Entkleidete Vente dirfen in der Badegegend fo wenig Pferde ſchwem⸗ 
men als Vieh zur Tränke treiben. 

e) Ferner ißt die Paſſage längs dem Strande für Fuhrwerke, Reiter 
und Fußgänger von, Fahrwaſſer ber auf Kolibe und umgekehrt, 
über die Badepläße, verboten, und muß bei den aufgeftellten War⸗ 
nungstafeln und Sperren zur freien Trift, zwiſchen dem Unterdorfe 
Zoppot und der Plantage, eingebogen werben. 

f) Die Gquipagen der Badenden müſſen bei den Warnungstafeln vor 
dem Frauenbadeplatze oder dem Anfange der feſten Fußwege pale 
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ten. Schwächlichen Damen, die von den ep e bis zu 
dem Badeplas nicht zu Fuß gehen Können, bleibt es überlaſſen, fid) 
durch Perſonen ihres Geſchlechts auf Tragſeſſeln zum Badeplatze 
tragen zu laffen. 

B) Das Treideln der Bote, der Galler und Holztraften über die Ba- 
deplͤtze kann nur vor Sonnenaufgang oder nach Sonnenuntergang 
ftatt finden, und erſtere müffen fid) beim Vorbeirudern oder Segeln 
wenigſtens 100 Klafter in der See vom Strande entfernt Halten. 
Auch bie beim Pumpen und Landungsſtege aulandenden oder ab- 
fahrenden Bote müffen wenigſtens aus gleicher Entfernung in fenë 
rechter Linie oder von Kolldke her, anlanden, oder in dieſer Rich⸗ 
tung abfahren. 

Vergehungen gegen diefe Vorſchriften von a bis g incl, werden mit 
einer Gelbſtrafe von 1 bis 5 Nthlr., welche in dem Falle des Unvermoͤ⸗ 
gens durch eine verhältnißmäßige Gefängnißſtrafe vertreten wird, belegt. 

13, 


Auf beiden Badeplätzen iſt wegen der billigen Nüdficht auf die Per⸗ 
füntidpfeit der Badenden und die Vorgänger und Nachfolger im Bade, 
die Vorſchrift des 5. 7. anzuwenden, wonach der zum Bade Eommende 
Nichtabonnent fid) nur der vom Wärter oder der Wärterin anzuwei⸗ 
ſenden Bude bedienen kann. ^ 

& 14. 

Die Badeſtunden für das Baden in der See find Vormittags von 
6 bis 12 Uhr und Nachmittags von 2 Uhr bis Sonnenuntergang, und 
in dieſem Zeitraum müffen bie Vadewärter und Wärterinnen auf ihrem 
Platze ſeyn, und der polizefliche Badeaufſeher ift für diefe Stunden 
verantwortlich, wenn durch Mangel feiner. Kufmerkſamkeit nicht jede 
Störung der Badenden, beſonders des Frauenbadeplatzes, verhindert wird. 

15. 


9. 15. 
Jeder Badende kann fiH von einer Perſon ſeines Geſchlechts ins 
Waſſer führen und darin Dienſte leiſten lajfew, Die Badewärter und 
Badewärterinnen können wegen ihrer übrigen Dienſte dazu nicht vers 
ꝓftichtet werden. i 
Kinder unter 12 Jahren, bie ohne Unfjicht Verwandter oder Freunde 
baden folen, Dürfen nur unter der Begleitung eines Wärters oder einer 
Wärterin baden. y 


$. 16. 

Nur bis 5 Jahr alte Knaben konnen ihre Mütter oder andere weib⸗ 
liche Verwandte auf den Frauenbadeplatz begleiten; — altere Knaben 
können nur auf dem Männer ⸗Badeplatze baden. 

Wuͤnſchen dennoch Mütter ihre Kuaben von mehr als 5 Jahren 
unter eigener Aufſicht baden zu laſſen, ſo kann dies nur in den Mit⸗ 
tagsſtunden von 12 bis 2 Uhr geſchehen, vorausgeſetzt, daß diefe Stun⸗ 
den nicht etwa zur Herſtellung etwaniger Beſchaͤdigungen der Badeein⸗ 
richtungen angewandt werden müffen. 


. 17. 
Südlich von dem Frauen⸗Badeplatze nach Fahrwaſſer hin, jedoch 
nach einem Zwiſchenraume von 10 Ruthen, ijt der durch eine beſondere 
Tafel bezeichnete freie Badeplatz für weibliche Domeſtiken und Frauen 
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der niedern Stande des Orts. Doch bleibt die hier aufzuftellende Bude 
zum Aus» und Ankleiden vorzugswefſe zum unentgeldlichen Gebrauch ar⸗ 
mer Badegäſte weiblichen Geſchlechts. 

Ein gleichfalls kostenfreier, durch Tafeln bezeichneter Badeplatz ift 
nördlich vom Männer⸗Badeplatz nach Koliebke hin für arme Badegäste, 
männliche Domeſtiken und Mannsperſonen der niedern Stände des Orts, 
ebenfalls mit einer Bude zum Aus⸗ und Ankleiden. 

Die Badewärter haben in Hinſicht dieſer freien Badeplätze bloß das 
hin zu fehen, daß fid] bie hier Badenden auftändig betragen, und von den 
geſchloſſenen Badeplätzen in der oben vorgeſchrkebenen Entfernung bleiz 
ben. — Unfug und Störungen der Badenden auf den geſchloſfenen Bas 
deplätzen werden mit nachdrücklicher Strafe belegt. 

8. 


RU 
Gefellfhaftshans, 

Das neben bem Warmbadehauſe befindliche, an einen Reſtaurateur 
verpachtete Geſellſchaftshaus ift vorzugsweiſe zum Vereinſgungspuncte für 
die Badegäste beſtimmt, und ift jeder Badegaſt zu dem Zutritte zu je⸗ 
der Tageszeit berechtigt. Gleiche Rechte werden den gebildeten Ständen 
der Stadt Danzig, des Orts und der Umgegend als Tagesgaͤſten einge⸗ 
raͤumt. 


F. 19. 

Im Salon dieſes Hauſes findet für die Badezeit eine allgemeine 
Table d'hôte für Damen und Herren, und zwar für den Abonnementspreis 
von 24 Nthlr. pro Woche oder 10 Athlr. pro Monat der 127 Sgr. 
für ein einzelnes Couvert ſtatt, und wird um 1 Uhr ſervirt. 

Des Abends wird à la Charte im Nebenzimmer geſpeiſet, doch wird 
an den allgemeinen Coucert⸗Tagen der Reſtaurateur auch zur gemein⸗ 
ſchaftlichen Abendtafel à 10 Sgr. pro Couvert für die Größe des Sa⸗ 
lons eingerichtet fegn. « 


$. 20. 
Das Beſorgen eigener Weine ift gegen Zahlung won 5 Sgr. Kor- 
kengeld pro Flaſche an den Wirth verftattet. 


. 21. 

In der Regel iſt das Zimmer neben dem Salon zu geſchloſſenen 
Tiſchgeſellſchaften, bod) mit Vorbehalt des freien Durchgangs zum Wil- 
lard⸗Zimmer verſtattet. HER * 

Bei Anwefenheit von Damen im Salon und Nebenzimmer iſt bie 
Freihelt des Tabackrauchens auf das Billardzimmer beſch rankt. 

23. 


J. 23. 

Bei allgemeinen Feſtlichkeiten, als dem Geburtstage St, Mafeſtät 

des Königs, iſt die für Diner und Ball ſubſeribirende Geſellſchaft als 
eiue geſchloſſene zu achtkn. 


. 24. 

Zu den wöchentlichen Cs und den damit verbundenen Tauz⸗ 
vergnügungen haben nur die durch Zahlung eines firirten Muſikbeftrages 
abonnirenden Badegäſte, und die im . 17. bezeichneten Perſonen der 
T Stände nach Loͤſung eines Tagesbillets, beim Sieftautatput, 

utritt. 
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. 25. 
Beſtimmte Zahlungen der Badegäfte zur Orts badecafſe. 

Die Badegäfte find bloß zu folgenden, nach den geringften Satzen 
ähnlicher Badeanſtalten feſtgeſetzten Zahlungen verpflichtet, nämlich 

eines Beitrages zur Badecaſſe, zur SBeftreitung allgemeiner Bez 
duͤrfuiſſe, Beſoldung der Aufſeher, Unterhaltung der Bäume und 
Pflanzungen, 
die Familie „ S- thlr. > 
der Einzeln 2,2 — 
durch welche Beſtimmung jedoch bie Bereitwilligkeit zu größeren Zah⸗ 
lungen uicht befchränft wird. 

Die Beiträge ſind ſogleich bei der Ankunft zu zahlen, und händigt 
der polizeiliche Kuffeher eine Quittung des Intendanten, darüber dem 
Badegaſt ein. ueber die Verwendung dieſer allgemeinen Beitrage wird 
jahrlich die Rechnung im Salon ausgelegt. 

eber etwanige Anſpruͤche auf Befreiung von dieſen Zahlungen ents 
ſcheidet der Intendant. 

Das Gedenkbuch wird jedem Badegaſte vor ſeinem Abgange, oder 
wenn er es ſonſt verlangt, vorgelegt. 

8. 


F. 26. 
Wegen des Badearztes. 

Das Honorarinm für den Badearzt bleibt dem Ermeſſen der Ba: 
degäſte anheim geſtellt, und kann nur dann verlangt werden, wenn defz 
fen Rath oder fortwährende Leitung der Badecur, fey es mündlich oder 
ſchriftlich in einer ihm abzugebenden Gegenkarte, verlangt wird. In 
streitigen Fällen entſcheidet die Königl. Taxe vom 21. Juni 1818, aus 
welcher hier ein Auszug zur Notiz für die SBabegüfte erfolgt, und wo⸗ 
nach der Intendant die Liquidationen der Herren Aerzte feſtzuſtellen hat: 

1) für den erſten Befuh . . . . 20 Sgr. — 1 Athlr. 10 Sgr. 
2) für jeden der folgenden mit Inbe⸗ 
griff der Recepte 10h⸗—-— 20 
(für etwanige Juhrkoſten kann der 
am Orte wohnende Arzt nichts 


anſetzen.) 
8) für den erſten Beſuch, wenn der 
Kranke über eine Viertelmeile ent- 
fernt iſ e.. . 1 Nehlr. 2 5; 
4) für jeden der folgenden Be⸗ B 
ſuche in ſolcher Ent⸗ 
fernung 
bei Entfernungen über 
eine 4 Meile kann der 
Arzt freie Fuhre ver⸗ 
langen.) 
6) Wenn der Arztmehrere qu 
einer Familie gehörende und 
in einem Hauſe wohnende 
Kranken zu beſuchen hat, 
darf er fúr den zweiten und 


na W — 6 * 
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dritten u, f, w. Kranken 
nur die Hälfte des beſtimm⸗ 
ten Satzes fordern; 
6) Wenn aber mehrere Fami⸗ 
lien in einem Hauſe mohz 
nen, die denſelben Arzt ge 
brauchen, ſo kann er dann 
von jeder Familie das volle 
Soſtrum fordern; : . 
7) für die erſte Conſultation 
mehrerer Aerzte, jedem 
derſelben . . . L Kthlr. 15 Sgr. — S Sl. . Sgr. 
8) für jede der folgenden Gone 
ſulkationen 22 1 
9) für die Ausfertigung eines 
Geſundheits⸗ oder Krauk⸗ 
beits,Atteſtes 
10) für jeden zur Heilung des 
Kranken nothwendigen 
0 A foy Yoda ang 
11) bei einer Reife über band 7 
erhält der Arzt bei freier 
Fuhre täglich bis zu feiner. 
Zurückkunft an Diäten 3 6 
dies findet auch am Tage der Hin⸗ und Rückreiſe, wenn die 9teife 
nur 1 bis 3 Meilen beträgt, ftntt. Außer dieſen Diäten darf nichts 
für die einzelnen Arztlichen Bemuhungen liguidirt werden. 

Ueber die übrigen Beſtimmungen der Taxe ift nachzuſehen Geſetz⸗ 
ſammlung für das Jahr 1815. S. 109. 

Vorſtehendes Reglement tritt mit Aufhebung des fruͤhern vom 14. 
Mai 1823 mit dieſem Jahre in Kraft, und ijt durch Aufchlag in den 
Gaſt⸗ und Badehaͤuſern und in den einzelnen Badelogis zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

” Gegeben Danzig, beu 5. Juni 1829. 
Königl. Preuß. Regierung. Abtheilung des Innern. 


Nr. 234, 
Reſcript wegen der Forſtordnung vom 8. October 1805. 


Nac den fih die Königlichen Ministerien des Innern und der Fine 
zen über den Antrag des Königlichen Oberlandesgerichts in dem Bericht 
vom 26. Januar o. S 
betreffend die vorläufige Suspendirung des g. 89. Tit, 1. und des 
damit in Verbindung ſtehenden F. 28, Tit. 4. der Weſtpreußſſchen 
Forſtordnung vom 8. Oetbr. 1805, 


i 
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nunmehr gehufert haben; fo wird dem Collegium bei Remiſſion der An⸗ 
lagen des gedachten Berichts, Abſchrift be8 eingegangenen Schreibens 
vom 30, v. M. mit dem Beifügen zugefertigt, daß der Juſtizminiſter 
den von den genannten Miniſtekien geäußerten Anfichten beitritt, und 
zur Eingolung einer- geſetzlichen Feſtſetzung keine hinreichende Veranlaſ⸗ 
fung findet. 

Berlin, den 13. Auguſt 1829. 

$ Der Juſtizminiſter 
v. Danckelman. 

An das Königl. Oberlandesgericht 

in Marienwerder. 


x Beilage. 

Die unterzeichneten Miniſterlen ermaugel nicht, Ew. Excellenz den 
mittelſt ſehr geehrten Schreibens vom 12. Februar d. J. gefülligft mite 
getheilten Bericht des Königl. Oberlandesgerichts zu Marienwerder, 

den Antrag auf vorläufige Suspendirung des J. 39. Tit. 1. und des 

damit in Verbindung ſtehenden g. 28. Tit. der Weſtphäl. Forſt⸗ 

ordnung vom 8. Octbr. 1805 enthaltend, DON 
beikommend nebit feinen Anlagen zurüczuveichen, indem dieſelben zu⸗ 
gleich die über den gedachten Antrag eingeforderten Berichte der Regies 
rungen zu Marienwerder und Danzig urſchriftlich ergebenft beifügen. 
Bei den Aeußerungen des Königl. Oberlandesgerichts in deffen Be⸗ 
richt muͤſſen zwei Gegenſtände unterſchieden werden: t 
1) Der ß. 39. Tit. 1. der Forſtordnung für Weſtpreußen beftimmt: 
daß Holz und Wild nicht ohne Atteſt zum Verkaufe gebracht wer⸗ 
den ſoll. Beide Regierungen find der Meinung, daß es zweckmä⸗ 
ßig fey, dieſe Vorſchriften beftehen zu laffen, und bie Pinifteien 
find. hiermit einverstanden. Hat auch der Erfolg nicht immer der 

Abſicht entſprochen, ſo hat doch die Erfahrung gelehrt, daß die 

Befolgung der Vorſchrift nicht ohne Nutzen geweſen fey, Da, wo 

man angenommen hatte, unter den veränderten Umſtänden könn⸗ 

ten die Behörden von der Befolgung wohl dispenſirt werden, ii 

man hiervon wieder abgegangen, und da, wo die Vorſchrift bisher 

nicht bestand, hat man auf ihre Einführung angetragen. Das im 

$. 28. Tit. 4. vorgezeichnete Verfahren, welches in Gemüfpeit der 

eben gedachten Vorschrift ftatt finden fol, erleidet allerdings durch 
veränderte Einrichtung eine Modification; denn theils beſteht nicht 
mehr in allen Städten die Thoreontrolle, theils hat es, wo 
ſie noch beſteht, Bedenken gefunden, den Thorbeamten das Ge⸗ 
ſchaͤft in Hinſicht auf Holz und Wild, das in die Städte einge⸗ 
bracht wird, wieder zu übertragen. Dadurch hat aber jene Vor⸗ 
ſchrift ihre Anwendung nicht verkoren. Jedenfalls würde nach dem 

Geſetze vom 5. Jun. 1828, die Anordnung der Provinzlalſtände bez 

treffend, F. III. No, 1. ein Geſetz, durch welches die provinzielle 

Forſtordnung abgeändert werden folte, den Ständen zur Begutach⸗ 

tung vorgelegt werden mifen, Und da die Preuß. Stände auf 

Wiederherſtellung der in Sſtpreußen in desuetudinem gekommenen 

Einrichtung angetragen haben, fo ließe fid) eine beifällige Erklͤͤ⸗ 
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zung derſelben wegen der Abſchaſſung befer Ciurichtung in dem 
Theile der Provinz, in welchem ſie noch beſteht, nicht erwarten. 


Voir find dager der Meinung, daß es zur Zeit bei der beſtehenden 


Geſetzgebung im Weſentlichen bewenden konne. 

2) Der zweite Gegenſtand ift die ebenfalls im 8. 28. Dit. 4. der Forſt⸗ 
ordnung enthaltene Vorſchrift, wonach die Bewohner unaccisbarer 
Städte und des platten Landes 10 Thaler Strafe zahlen follen, 
wenn fie Holz und Wild kaufen, und der Verkäufer mit keinem Ate 
tefte verſehen ift. Nach Aufhebung der Actiſe⸗Verfaſſung ift nun, 
wie oben bereits angedeutet, allerdings ber Unterſchied zwiſchen acs 
eisbaren und nicht accisbaren Städten und mit dieſem der Grund 
der Strafbeſtimmung weggefallen, daher diefe Beſtimmung felb| 
wohl als weggefallen betrachtet werden kann. Sollten indeſſen di 
Gerichte Bedenken finden, in ihren Erkenntniſſen ſich nach dieſer 
Folgerung zu richten, fo find die unterzeichneten Minifterien erbö⸗ 
fig, einem Antrage auf formelle Aufhebung jener Strafbeſtimmung 
beizutreten, und ſtellen Ew. Excellenz die gefällige Entwerfung des 
zu erſtattenden gemeinſchaftlichen Berichts ergebenſt anheim. 
Berlin, den 30. a 75 3 sRisigeta 

Miniſterium des Innern. Miniſterium der Finanzen. 
Im Namen und Auftrage der abweſenden Herren Sch Ri 
(gez.) Köhler. ^ (gez.) v. Könen. 
An den Königl. Staats⸗ und Juſtizminiſter 
Herrn Grafen v. Dankelman Excellenz. 
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rung berfelben wegen ber Abſchaffung dieſer Einrichtung in bem 
Theile der Provinz, in welchem fie noch beſteht, nicht erwarten. 
Wir find daher der Meinung, daß es zur Zeit bei der beſtehenden 
Geſetgebung im Weſentlichen bewenden könne. 

2) Der zweite Gegenſtand ijt die ebenfalls im g. 28. Tit. 4. der Forſt⸗ 
ordnung enthaltene Vorſchrift, wonach die Bewohner unaccisbarer 
Städte und des platten Landes 10 Thaler Strafe zahlen ſollen, 
wenn fie Holz und Wild kaufen, und der Verkäufer mit keinem Ats 
tefte verſehen if. Nach Aufhebung der Acciſe⸗Verfaſſung ift nun, 
wie oben bereits angedeutet, allerdings der Unterſchied zwiſchen ac⸗ 
cisbaren und nicht accisbaren Städten und mit dieſem der Grund 
der Strafbeſtimmung weggefallen, daher dieſe Beſtimmung ſelbſt 
wohl als weggefallen betrachtet werden kann. Sollten indeſfen die 
Gerichte Bedenken finden, in ihren Erkenntniſſen fid nach dieſer 
Folgerung zu richten, fo find die unterzeichneten Minifterien erbö⸗ 
tig, einem Antrage auf formelle Aufhebung jener Strafbeſtimmung 
beizutreten, und ſtellen Ew. Excellenz die gefällige Entwerfung des 
zu erſtattenden gemeinſchaftlichen Berichts ergebenſt anheim. 

Berlin, den 30. Juli 1829. 
Miniſterium des Junern. Miniſterium der Finanzen. 
Im Namen und Auftrage der abweſenden Herten Chefs 
(gez.) Köhler. (gez) v. Könen, 
An den Königl. Staats- und Juſtizminiſter 
Herrn Grafen v. Danckelman Excellenz. 


Nr. 235. 


Da Königs Majeftät Haben durch die Allerhöchſte Cabinetsordre vom 
3. December pr. befinne, daß in der Provinz Preußen die Eintheilung 
in Dft- und Weſtpreußen fortfallen folle, 

In dieſer Beziehung und mit Nüdficht auf den Beſchluß des Kö⸗ 
nigl. Staatsminiſterii vom 10. Februar c. wird das Königl. Oberlan⸗ 
desgericht angewieſen, ſich in Zukunft nicht mehr des Titels 

Oberlandesgericht von Weſtpreußen 
zu bedienen, ſondern ſtatt deſſen 
Oberlandesgericht zu Marienwerder 
zu ſetzen. » 
Berlin, ben 80. April 1880. 


Der Juſtizminiſter Danckelman. 


An das Koͤnigl. Oberlandesgericht 
zu Marienwerder. 


Weſtpreuß. Prov.⸗ Recht. Bd. II. È 51 
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Nr. 236. 


Reſeript uͤber die Criminalgerichtsbarkeit des Stadt⸗ 
5 gericht zu Elbing. 


Auf den Bert des Präfidii vom 27. v. M. will der Juſtizminiſter 
in Folge der durch die klerhächſte Ordre vom 3. Februar 1824 ertheilten 
Autoriſation die Befugniß des Band» und Stadfgerichts zu Danzig in 
Unterſuchungs fachen felbſtändig zu erkennen, dahin erweitern, daß 
daſſelbe die Erkenntuiſſe erſter Inſtanz in allen gegen Nichterimirte bei 
demſelben ſchwebenden Unterſuchnngen, mit Ausnahme der wegen od 
oder Landesserrath, beleivigter Mojeftät (ng. Landrecht Ih. 2. Tit. 
20. $. 196 — 206), Münzverbrechen, Mord und Todtſchlag, Raub, vor⸗ 
ſäßlicher Brandſtiftung und wegen Vergehen gegen Abgabengeſete, ab- 
zufaſſen befugt ſein foll. In Fällen, wo die Beſeätigung des Erkennt⸗ 
hies durch den Justizm luer erforderlich ift, ift baffelbe durch den Gris 
minalſenat des Königl. Oberlandesgerichts einzureichen. Die vorläufigen 
Annopme-Requifitionen an die Strafauſtalten ſind durch das Land⸗ und 
Stadtgericht, die definitiven durch den Criminalſenat zu erlaſſen. 

Eine gleiche Befugniß in Unterſuchungsſachen zu erkennen, will der 
Juſtizminiſter dem Stadtgerichte zu Elbing übertragen, und ijt hiernach 
an die gedachten Gerichte und an die Strafauſtalten das Grfomerüipe 
zu verfügen. 

Berlin, den 8. October 1830. 

Der Juſtizminſſter. 
In defen Auftrage: Kamp. 


An das Königl. Oberlaudebgericht 
zu Marienwerder. 
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Stadtgerichts zu Elbing. . . 800 


Verbeſſer ungen 
zum erſten Bande. 


Seite V. Zeile 12 ſtatt 162 lies 1520. 
= VL — 8 — Gelbiger lies Selbigen. 


— VI. — 13 — das preuß. Landrecht lies beg 
preuß. Landrechts. 

— XV, — 3 — ungeſund lies unpaſſend. 

— XVII. — 5 — provpiuzirt lies provinziell. 


— — 8 — erleſenen lies erlaſſenen. 
— Naturrechts lies Statutarrechts. 
— XXVI. — 13 — wurden lies wurde. 


d 
E 
o 
8 
E 
8 
= 


35205 


inr inw. 


